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Die rechtliche Natur der Bleckade. 

Von Dr. jur. B«lBrlclB P^lü« Bonn. 

In der Völkerrechtswissenscliaft, l»esonders in der zurzeit 
im Vorder^rrunde des Inten*sses stehenden Lehre vom Seelcriege, 
fehlt es in den meisten Fragen noch an festen StiitJ?punkten, 
von denen ans sich die Richtlüii* ii für die Lösnri<i: der zalil- 
reicheii iStreitfragr^n gewinnen lielien. Unverkennbar ^oß ist 
die Bedeutung der Pariser Seerechtsdeklarati(»n vom !♦). 4. 1856, 
von unschätzltareni Wert»- das Haager Abküiumeii, lietreffend 
die Anwendung der ( Jruiidsatze der (ienfer Konvention vom 
22. H. 18l>4 auf den Seekriefr. So sehr aber auch beide Er- 
rungenschaften, uamentlicii die letztere, im Interesse der Be- 
schränkung der Schrecken und Schäden des Seekrieges und im 
Interesse seiner Humanisierung zu begrüßen sind, — die Will- 
kär \m Seekriegsrecht ist noch groß. Und selbst das Wenige, 
was bisher erreicht worden ist, wie unfertig ist es noch ! ^Das 
Seerecht besitzt noch zahlreiche Lücken, welche, wie die Ver- 
bältniHse heute liegen, in kritischen Augenblicken nur za oft 
dnrch Seemacht ausgefüllt zu werden pflegen. Mit einem 
Wort, auf dem Gebiete des »Seerechts ist der Machtstandpunkt 
noch lange nicht überwunden worden durch den Rechtsstaod- 
ponkt/ *) 

Auch die Pariser Seerecbtsdeklaration, die dem Nicht- 
eingeweihten auf den ersten Blick klar und einfach erscheinen 
mag, birgt in ihren knap])en Sätzen der Zweifel gar viele und 
ließ manch klaffende Lücke. Die Folgezeit hat gelehrt, daß 
sich ernste Schwierigkeiten und selbst Konflikte trotz der feier- 

Ad8 der Rede des StaataMkretärs des Auswärtigen Amts Oraf 
f. Hü low in (irr R(Mrbst;i<,'sit7nnj? vom 1!» 1 00 Vvh-v diese hocbbedeat- 
same Knndsobung «. N iemeye r in di r 1>.'Z vuia 1. 2. UU. 

Zaitochrifi f. IntMn. PriTst- a. Öffentl. B«o)it. XVII. 1 
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liehen Erklärunfren von 1856 wiederholt einstellen m.ußten, daß 
die Unprewißluit in den durch sie gereirelten seerechtlichen 
Fragen keineswegs beseitigt ist. Hinsichtlich der Kaperei, 
von der die Deklaration sa0:: ^sie ist und bleibt abgeschafft', 
hat es an Meinungsvcrschiedenlieiten und Icidenscliaftlirlitn 
Krörterungen auch in den letzten fünfzig Jahren nicht gefehlt . 
PS sei nur erinnert an die durch Erlaß des Königs vun rreuüen 
vcni 24 7. 1870 angeordnete Einrichtung einer freiwilligen 
Seewehr, die allerdings nicht ins Leben getreten ist. Franzö- 
sisrherseits bezeichnete man eine solclie Seewehr als organisierte 
Kaperei, als dem Art. 1 der Pariser Seererlitsdeklaration stracks 
zuwiderlauf md. Ob mit R^cht, kann hier nicht untersucht 
werden; jedenfalls ist die weitere Entwicklung nicht der 
französischen Auffassung entsprechende Wege gegangen. Art. 2 
und 3 — „Die neutrale Flagge deckt das feindliclie (}ut, mit 
Ausnahme der Kriegskontrebande** und „Neutrales Gut unter 
feindlicher Flagge, mit Ausnahme der Kriegskontrebande, darf 
nicht mit Beschlag belegt werden'' — sind Stückwerk, da der 
Begriff der Kriegskontrebande nicht bestimmt woiden ist. 
Recht lakonisch ist auch der vierte, die Blockade betreffende 
Ausspruch: „Die Blockaden müssen« um rechtsverbindlich zu 
sein, wirksam sein, das heißt, durch eine iStreitmacht aufrecht 
erhalten werden, welche hinreicht, um den Zugang zur Kfiste 
des Feindes wirklich zu verhindern." Wenn darin ein großer 
Fortschritt enthalten ist, so ist es der, daß das seegewaltige 
England daran Anteil hat. Im übrigen waren bereits viele 
Jahrzehnte frülier viel weitergehende partikuläre Völkerrechts- 
sätze über die Blockade in Geltung gewesen. Die Deklaration 
an die Höfe von London, Versailles und Madrid vom 28. 2. 1780') 

') Siehe hierüber und zum Folgen<len insbt-sondcre : Ii v t gbohm , Die 
hewaffnefp Nriif raütikt 1780— 17HM. l',t>rlin. IHst S VM, 2(K», 2<)1 ; die groü- 
/.ü<.'iLr'' I).ii.si.11hiil: li* s Hlockiidt-nn-Iits von Fei dninnd c. Martitz in: 
Die Kultur der (kgenwarr. Heraus«;. l'uid Hinnvbei y. Des Gcsamtwerkcs 
TeU n Abt. VlIL Berlin und Leipzig. 190«. & 482 ff., m ff.; Haute feuille, 
Des droits et des dewirs des nations neufres eu temps de guerte 
maritime. H^M.t.IL Parii. 1868. S. 176-274; Cauehy, droit 
maritime ifilcnuitionftt. t. IL Paris. 1m;2. S. 1!).")-2o3, 419—428; du 
bedeatendote und erschöpfende Werk von Fauchiilet Du blocus maritime 
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batte das Prinzip aufgestellt: „daß man, am nSJier zu bestimmen, 
was einen blockierten Hafen charakterisiere, diese Bezeich- 
nung ausschließlich in dem Falle gelten lasse, wo infolge von 
Vorkehrungen der den Hafen mit nahe genug lierangeführten 
und dort verweilenden Schiften attakierenden Macht die Ein- 
fahrt in denselben mit augenscheinlicher Gefahr verbunden ist.'* 
Dazu iugte.die sog. zweite bewaftnete Neutralitat von ISOO 
nocli die Verpfliclitung des Kuniniandeurs des Blockade- 
geschwaders, das neutrale Schiff, welches einzulaufen beab- 
sichtige, von dem Blockadezustand des Hafens zu benach- 
richtigen. Eine russisch-englische Konvention vom 17. 7. 1801 
verdunkelte, ja man kann fast sagen: hob den Grundsatz der 
Effektivität der Blockade nahezu wieder ganz auf. An Stelle 
des Passus: „mit nahe genug herangeführten und dort ver- 
weilenden Schiffen" fand es diese Konvention für hinreichend, 
wenn die Schiffe vor der Einfahrt des Hafens „festliegen oder 
sich nahe genug befinden". Die maßlose Erweiterung des 
„Blockaderechts* in der Zeit von 1800 bis 1814 beseitigte 
vorübergehend jedes Seekriegsrecht, bis man nach der napoleo- 
nischen Sturmflut in zahlreichen Handelsverträgen, an denen 
England nicht teil hatte, wieder auf das System der bewaff- 
neten Neutralität zurürkgriff. Erst die Bundesgenossenschaft 
mit Frankreich iui Kinnknege führte eine Aenderung in der 
Haltung Englands herbei. Es einigte sich mit Preußen, 
Oesterreich. Frankreich, Rußland, Sardinien und der Pforte 
auf den Grundsatz der Kftektivität der Blocka(k\ widersetzte 
sich aber einer genaueren Abgrenzung dieses lUgrifls, wie sie 
in der Deklaration vom 28. 2. 1780 enthalten gewesen war. 

en droit frangata. Paris. 1882; G. Carnazza Amari, Del blocco 
muiriUimo. Catania. 1897; Kleen, Loi8 et waget de Im nmIraUti. 
T. L PaziB. 1896. 8. 642—666; Bobert Fremont, De la eaieie de» 
naeiree en cae de Maeus. (ExtraU du MtnUteur Maritime). Paris. 
1899; Gas ton Comp in ^ Eeeai nur le blocus maritime en temps de 
guerre. Paris. 1899: Dospngiicf, Cours de droit international public. 
2* öd. Paris. 18!>i». S tUii i;r>.{ ; Per eis, Das internationale öffcDthche 
Se«recht der Gc-üfinvait. 2. Aull BitUd. lUOH. ts. -♦•l -7>s ; weitere Literatur 
8. lH;i Fleischttiti nn, VüiktiricciitsqueUen. Hulk ü. 6. iy<»ö. Ü. 67, und 
Uei Bonfils-Grah, Lehrbuch des Völkerrechta. Berlin. 1904. S. 733, 734. 

1* 
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iTnmerhin ist der Artikel 4 der Seerectatsdelclaratton — im 

Jliiihlick auf Englands Heitritt und darauf, daß er an sich von 
allen zivilisitrteii Stauten entweder ausdrücklich anprenommen 
oder docli als verbindlich behandelt worden ist'i — . richtig 
verstanden und nach Treu und ^ilauben an^rtwendet. der Ab- 
schluß der barbarischen Zeiten ik\s blocn.s ,sur papier, wcnij.'^stens 
sollte und könnte er es sein. Tveider ist der Grnndsutz der 
Kftektivität in den tcdg^enden Kriegen manchmal verletzt, 
naraeotlich aach zu umgehen versucht worden. Auch in der 
Theorie herrscht nur über wenige Konsequenzen des an sich 
unbestrittenen Prinzips Uebereinstimmung ; nationale Interessen 
scheinen es dem einen oder andern nicht zu gestatten, mit der 
erforderlichen Unerbittlichlceit and Klarheit die sich auf- 
drängenden unabweisbaren Folgerungen zu ziehen. 

In kaum einer Frage des Seekriegsrechts aber — abgesehen 
von der Kriegskontrebande — tnt Klarheit so not wie im 
Blockaderecht Denn die Blockade ist „da.s gewaltigste Kriegs- 
mittel im Seekriege; freilich nur für den Starken verwendbar, 
aber trotz ilirer militärischen Passivität von verheerender 
Wirkiui^r, da sie iiielii allein (im Handel der Neutralen ^'•iinzlieh 
unterbindet, sondern (i;is \Viit>cliaftslt !»eii des {''»'indes in seinem 
Marke zu treffen vermai:. ■ -i Man izdit wühl nicht fehl, wenn 
man anninnnt. daß sieh das Intciesse am Seekri<'^''sn'clite in 
nicht allzu ferner Zukunft ;uit' das l^hx kadereeht konzentrieren 
wird/') Feste, Mißdeutung und Mißbrauch nacli Möglichkeit 
ausschließende Regeln über dies wichtigste aller Seekriegsmittel 
sind also ein erstrebenswertes Ziel, dessen Erreichung hoffentlich 
die Arbeiten der bevorstt henden zweiten großen Haager Konferenz 
um ein gut Stuck nät^er rücken werden/) 

') Mart itz, S. 484; v. Liszt, Das Völkerrecht. 4. Aufl. Berlin. 
1906. S. 24 Qnd S. S&% wo die Seerechtsdeklftration in Uebenetioog mit- 
geteilt ist 

«. MartiU, S. 488. 
'i So Cauehy. Tl 41H; a. A Geffckwn. im Handbuch des 
Völkerrechts von c. 1 1 z,' ndorff. 4. Band. 18H9. S. 770. Ueber dir 
„ufifüi' (ictuelle du l'htcus" äußert aich in eingehenden, sehr interessanten 
Aasführuiitren Comp tu, S. 2Bii • 28H 

ihr Prugramm iät im Einzelnen noch nicht bekannt gegeben. 
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Eine ersprießliche Tätigkeit auf den allem Anschein nach 
in absehbarer Zeit zu einer ständigen Einrichtung werdenden 
internationalen Konferenzen hat nicht in letzter Linie die klare 
Erkenntnis der theoretischen Grundlagen jedes einzelnen Rechts- 
Instituts znr Voraussetzung. Hier harrt noch ein ungemessenes 
Feld der tlieoretischen Durcharbeitung. Die juristisch-konstruk- 
tive Durchforschung des Völkerrechts in seinen einzelnen Ge- 
bieten vennag jenen, eine allroähliche Kodifizierung eines großen 
Teiles des internationalen Rechte verheißenden Konferenzen 
besser vorzuarbeiten und sie nachhaltiger zu fördern als ein- 
seitig rechtsgescbichtllche Forschung und Erörterung wirtschafte 
lieber und politischer Streitpunkte. Je mehr die begrifPsbildende 
.lurisprudenz die Benieisterung der unabsehbaren Menge vou 
Erscheinnnp:en ermöglicht, in desto niliigrien und sichereren 
TJahnen und sicli die Austragung der liiteressenkämpfo voll- 
zi(^lien kitnncn. l ud das gilt niclit zuletzt vom Rlockaderecht. 
Drum war".s ktini.' niiiliigc Siiekulation, kein untruchtbarer 
Doktrinarismus, wenn die Theorie sicli immer wieder dem 
Problem zuwandte, wie das Hlockadon < iit juristisch ^u kon- 
struieren sei, auf welchem Fundament das lilockadereclit ruhe. 
Dieser für den Ausbau des Blockaderechts nicht zu unter- 
schätzenden Arbeit haben sich die französischen Juristen 
besonders angelegentlich gewidmet; sie behandeln meist im 
Anfang ihrer Darstellung des fOr die Blockade geltenden Rechts 
Jle fondement Juriäique du hloais^: Nur eine solche Unter- 
suchung kann dem Blockaderecht die richtige Stellung im 
System des Völkerrechts anweisen. Klarheit hierüber ist anch 
für denji lügen unerläßlich, der sich aus Zweckmäßigkeits- 
gründen für die Einstellung des gesamten Blockaderechts in 
die Lehre von den Rechten und Pflichten der Neutralen 
ent*;cheidet. Gelingt es, bis zur Wurzel des Blockaderechts 
vorzudiiiigen, so ist damit eine einwandfreie Ent^chei<hing in 
den vielen Zweifelsfällcn gt'sicliert, dit- in jedcui Kriege in 
stets neuen Wendungen auftauchen und rechtlich erfaßt sein 
wollen. 8elt-en gibt ein nadiweisbares Gewohnheitsrecht, noch 
seltener staatsvertraglich fixiertes Ree lit eine Antwort auf die 
einzelne Zweifelsfrage. Darum gilt s, den Grundgedanken, auf 
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den die wt'nic^eii iinbostritt<*non Bim kaderechteßätze zurück- 
zuiülu'eu sind, zu erfüi*sclien und klar zu stellen. 

Die Mehrzahl der englischen Völkerrecbtstheoretiker ließ 
es sich bisher üVx rall da, wo ihnen das materielle Interesse 
ihres Landes in Frage zn stehen schien, wenig angelegen 
sein, dem Seekriegsrecht feste wissenschaftliche Grundlagen zn 
schaffen. Namentlich hinsichtlich des Blockaderechts, seiner 
rechtlichen Natur, dürfte dieser Yorwnrf ancb hente noch 
begründet sein, wenn anders Fauchille, Bonfils nnd 
Comp in nns recht berichten. Sie geben nns das Urteil wieder, 
welches G essner vor 42 Jahren f&llte: „Die Wissenschaft 
nnd die großen Interessen der christlichen Zivilisation haben 
für die englischen Publizisten, soweit das Seerecht in Frage 
kommt, immer nur eine nebensiichliche Brdfiituntr jrehabt; ihre 
Hauptsorge ist es, die Ansprüche ihres Vaterlandes aut diesem 
Rechtsgebiete zu verteidigen. Selbst die ang-esehensten neueren 
Publizisten, wie WiJdman, Ohe Ma n ning . James 
Redäie und Ph i / Tf niore weisen zur Erklärung des Bloekade- 
rechts lediglich aut" die Praxis Großbritanniens hin"^, auf die 
Entscheidungen der englischen Prisengerichte. ^) 

Dupuis^ faßt sein Urteil Aber die englische Praxis und 
Doktrin des Blockaderechts dahin zusammen : „Pour rAngleterre, 
le hlocus n*a jamais 4t4 autre chose que la jusUfication de 
l'mterdiciion du commerce des neutres avec Vennemi au 
moyen d*un d^Hoiement de forces du bettig4rant devant les 

1) Oetsner, Le droit des ueuires sur mer. Berlin. 1866. S. 14?; 
Biinfils-Grah. Lehrbuch des Völkeneefati. Berlin. 1904. 8. 800; 

Fauchille, S. 21; Compin, S. 6 

-) Charleff Dupuis, Le droit de la guerre nutritinip (fnprds 
los dovtriih's anfjlaises coutcmporaities. Pari? ^. 202 Dupuis 

hat zur (irundiage seiner Darstellung folgende Werke geiiuniiiu»» (s. Priface 
XI): Sir Modert Phillimore , Cotnmentaries upon international law, 
8»Sditüm. London. 1865. T.III, ffotlond, AmoHualofnavalpriae 
law. London. 1888; Sir Tr apere Tteiee, Le droit dee gene ou dee 
natione eonsidiriee eomme eommunautiee indfpendanteey T. XI; Dee 
rjn^ifs et des devoire dee uatione en temps d>> guerre. Paris. 1889; 
Jlall, A treati.se oii hifernational law, 4^ Mition OxTurd 1895; 
T. J. Lawrence, Tfie principlef of international law. London. 1895. 
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plaees sp^ckUement frappäes par cette interdictUm. La 
Prohibition de tous rapports avec Vennenii est iohjet esaentiel 
du blocus; le deploiement de force n'en est que la conältion 
(finante dont U contmnt de ne pas exagerer rimportance." 
Nach Lawrence verlangt das internationale Recht für das 
Vorliegfen einer effektiven Blockade nur, daß der Versuch, in 
den Idorkierten Hafen ein- oder ans ihm auszulaufen, einer offen- 
baren und dringenden Gefahr aussetzt, und letztere wird nach 
englischer Praxis sehr leicht angenommen. ^) Das englische 
System umgeht die Effektivität, Sinn und Worte der Pariser 
Seereclitsdeklaration nicht achtend.^) 

£iiie Abwägung der in Frage stehenden Interessen führt 
den besten Kenner des Nentralitätsrechts, den schwedischen 
Legationssekretar Bkhard Kleen,^) dazn, dem Blockaderecht 
die jnristische Grundlage yöllig abzusprechen. Ihm erscheint 
der militärische Vorteil der Blockade heutzutage nicht mehr 
groß genug, um der Verletzung der Bechte der Neutralen durch 
die Anwendung eines solchen Kriegsmittels die Wage zu halten. 
80 ist es i4)m unverständlich, wie die Doktrin ein Angriffs- 
mittel sollte rechtfertigen können, das in seinen Wirkungen 
gegen den Feind ebenso zweifelliaft wie nur indirekt ist und 
das die Neutralen fast ebenso, wenn nicht noch schärfer, trifft 
wie den Feind, — Hier liegt eine Yerwe( liselnng dessen vor, 
was heute Rechtens ist, und dessen, was naeh Kleen's Ansieht 
ans nilgemeinen (lerechtigkeits- und Nützlichkeit.serwägim^en 
für die Zukunft als richtiger Rechtszustand zu erstreben ist. 
Krkennt doch Kleen selbst an,^) daß das Institut der Blockade 
nach modernem internationalem Rechte als positiv rechtsgültig 
besteht. Sollte da die Theorie darauf verzichten dürfen, nach 
einem einheitlichen Prinzip für die zweifellos geltenden, in 
ihrer Auslegung allerdings vielfach strittigen Sätze des Blockade- 
rechts zu suchen? Das ganze Blockaderecht schlechthin 
negierend wurde sie die ihr obliegenden Aufgaben nicht erfüllen. 

S r. Murtitz. 8. 4J)Ü. 
^) Kleen, I üöl. 
Kleen, I 544. 
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Wozu kann diese einfach ahlelinendc Haltiinpr führen als m 
einoni Verzicht auf wissenschaftliche Vertiefung: des nun doch 
tMiiiiial bestechenden Blockadt j t i l»ts ? Die hisheripfe Flutwicklung: 
des Instituts '/iht die Fingerzeijr*' tiir fiotwi'iuiigi' Kcformarbeit, 
die nur diinli Anknüpfen an <li^ liishcr Krreirlitf wirksam 
gefördert werden k;mii. Krst wnui di-r l'estaud an Rechts- 
sätzen übel die Blockade klar gestellt und das ihnen zugrunde 
liegende Prinzip herausgefunden ist, sollte man diesem aner- 
kannte vülkerre( htliche Grundsätze «refr(»niiher lialten und prüfen, 
ob sich jenes Prinzip im Widerspruch mit ihnen belindt t Ist 
letzteres der Fall, s<» ist damit der Beweis erbracht, dali dem 
Rechtsinstitate der Blockade noch powsitive Rechtssatze fehlen, 
die es mit allgemeineren Forderangen des Völkerrechts in 
Einklang zu bringen vermögen. Diese fehlenden Sätze sind za 
formulieren, ihre Feststellung durch internationale Vereinbarung 
ist zu erstreben. Die Blockade als Kriegsmittel wird sich nie 
beseitigen lassen, ebensowenig wie der Krieg auf hoher See 
überhaupt, so sehr er auch Neutrale schädigen rwler gefährden 
mag. Schwerlich werden jemals die Seemächte von der Handels- 
blockade Abstand lu Inin n w(dlen, ^der schärfsten Kurui, um 
mit willst liaftlicbt II Mitteln nusziinutzen, wa« der Erfolg der 
Sclilachl dem Sieger zn tun lit'st.ittct." ') 

njejeniirp Tbeorif. welclic trotz wiederiiolt erhobenen 
\\ iderspru( Iis. ja, leidenscliaftlielier Ut kanipfung heute noch als 
die herrschende das Feld behauptet, führt die aus der Tatsache 
der rechtswirksamen Blockade sich ergebende Rechtslage auf 
die Kriegsnotwendigkeit zurück. 

Auf sie hat schon Grotius das Blockaderecht gegründet 
y^Nam si fueri me non possum nisl quae mittuntur ■ 
intercipiam, necessitas , , . ins dabit, sed sub mere 
resHtntionis nisi alia causa acceäat Quod si ivris mei 
execuihnem rerum stibvecfio impeäierit, idque scirepotuerit 
qui advejcity ut si oppidum obsessum tenebam, si portus 

h C. r. Maitzahn, Vize-Admiral a.D., Der Seekrieg. Leipzig. 1906. 
(Aus Natur iinl Hoistosw«;!! !MJ) S. 107. 

-) IJf ju/r heili ac pacis libh tt es. L c. i, V. Vgl, daxu Kleen, 
I üi:» und L'ituvhy, II 197. 
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r/affsos. et tum deditio aiit prix ejospectabatur, tenehitur 
nie niUd de damno culpa dato, ut (fui debiforem carte ri 
e,remit. aut fuqam eins i)i tneam f raudem instrujcit: Et ad 
dnmni duti modum res quoque eins capi et dominium earum 
dehiti conseqttendi causa qnaeri poterii. Si tiamnum nondtim 
dederit sed dare voltterit, ins erit rerum retentione eum 
cogere itt de futuro caveat oMdÜms, pignaribus aut alio 
modo. Quod si praeterea emdetiMssima sii hasHs mei in 
me tniusHHa, et üle eum in hello iniquissimo confirmet, tarn 
non tanium citiliter tenebitur de damno, sed et criminaliter, 
ut is qui iudici imminenti reum manifestum eximit: atque 
eo nomine licebii in eum staffiere quod. delicto convenit, 
secundum ea quae de poenis dixinius, quare intra eum 
modum etiam spoliari poierit. Et has ob causas solent a 
bellum (fereniibus publicae significationes fieri ad alios 
popuJos. tum ut de iure causae, tarn efiani ut de spe 
prohahili iur/.s e.rse<ineudi appareat. Ifanr aitlei)/ tjntu'sttonem 
ad las nafurae ideo retaliaias. ((uia e.r bislnriis nihil 
cotn perire poiuimus ea de re iure volaiilarto ycntiuni esse 
constitutum.'^ — Wir sehen, Grotius läßt das Intpressc th's 
Krie^iftührenden (si tueri w€ non possum nisij, die necessitas, 
in erster Linie entscheiden, er jribt ihm so weitgehende Hechte 
pegen die Hlockadebrecher, daß diese gemeinen Verbrechern 
gleich behandelt werden können. Der Bl()ckadel)recher stört 
die kriegerischen Operationen, er s&Ut ihren Erfolg in Frage, 
also darf der Kriegführende ihm sein Gut nehmen; und hat 
der neutrale Untertan gar einen Feind nnterstfitzen vollen, 
dessen Sache offenbar ungerecht ist, so kann er peinlicher 
Strafe überliefert werden. Offenbar ungerecht aber war die 
Sache des Feindes wohl stets nach der l^axis der anderen 
Kriegspartei ; alles was dem ßelligerenten schadet, ist ungerecht. 

Diese weiteste Ausdehnung, weldie die Theorie der Kriegs- 
notwendiffkeit je erfahn-a hat. überlüljt den Neiitnilni <r;Hi/ dem 
Ermessen, ja, der völligen Willkür des Idoekiereiiden Staates. 
Historisch diii fte sie einmal durch das li(dl;iiidis( lie I'eher- 
ge\vi( lit zur .See iiu Aulang di s 17. .lahrhunderts Hire Kr- 
klkruug liiideii; sodann aber iat ihr Auftauchen dem üiustaude 
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ziunucbreibeD, daß zn Grotius' Zeiten eine effektive Blockade 
wegen der damaligen unvoUkomraenen Art der Seeröstung der 
Staaten nicht UurcLtührijar war. Die holländische Praxis des 
ausgehenden 16. und des beginnenden 17. Jalirhunderts brachte 
die papitriR' Blockade (blocus sur papier)^\ in Schwung. In 
ihrem Kampfe gegen die Spanier hatten die HuUünder ir>84 
alle llaiiusrhen Häfen für Mot kit rt crkläit, ohne daß dieser 
Erklärung ein«' wirkliclu' Alispciiiinix der Häfen entsprochen 
hätte. An dieser Praxis hielten sie in den folgenden Jahr- 
zehnten fest: zwei Ordonnanzen von loHO, eine dritte aus dem 
Jalire UVl'l und eine letzte; von hrl \ sanktionierten die papierne 
Blockade. So entspricht die Aullussung, die Orot jus in 
seinem lii^f) erschienenen Werk vertritt, dein hoiländi.schen 
Kriegsgebrau( h jener Zeit, der auch in dem vielgenannten 
Edikt vom 2{S. (i. Itj30 nur scheinbar, jedenfalls aber nur teil- 
weise, anfgegeben wurde.'-) Angesichts der mittlerweile völlig 
veränderten Verhältnisse und AnschauUDgen, insbesondere des 
nunmehr feststehenden Erfordernisses der Effektivität der 
Blockade scheidet die Begründimg, welche der Vater des 
Völkerrechts dem Blockaderecht gegeben hat und welche die 
Zulässigkeit der papiernen Blockade zur Voraussetsmig nimmt^ 
für unsere weitere Betrachtung aus. Gleichwohl entbehrt sie nicht 
des Interesses, da auch in neuerer Zeit ähnliche Versuche, das 
Recht einer Scheinblockade zn statuieren, nicht ausgeblieben sind. 

Worauf gründet sich die moderne Theorie der Kriegsnoi- 
wendigkeit, die die Grundlage des Blockaderechts sein soU? 

Ihre Anhänger sind keineswegs ausschließlich deutsche Publi- 
zisten, wie man nach BonfilB-Grah anzunehmen versucht sein 
könnte.^) Wir begegnen hier vielmehr neben ihrem Hauptvertreter 
G essner und Bluntschli und Ulimann u. a. Travers 
Twiss, V, Martens, Bivier, 0. Carnaeea Amari, Com- 
pin: auch G.aliani und Cauchy dürften hier zu nennen sein.^) 

^) Auch „blocus fu'tif , „blocus de cabitiet" , „blocus anglatH" genannt. 

Nihere» 9. bei FauchilUt 8. 80 and Compin, S. 21. 
S) BonfiU'Qrahy S. 8Ü0» 801. 

Vgl. A'/e<'», 1545, .')4»;; Ullviann, Völkerncht. 1 898. S. 330, der auch 
JDtSpagnet als Vt-rtrctor der Notwendigkeitsthoorie aufführt Despagnet ' 
Caurs de droit intern, public. 2^ ^d. Paris. 189». S. 634 bekttmpft ile. ' 
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G^'Ä.f ;/rr bPirriindet die Tlieori(\ daß der Titel der Blockade 
nur in der Krief^siinr wendi<2:keit lie<ren könne, wie folpt : Die 
KriegSDotwendigkeit muß im einzelnen Falle wirklich gegeben 
sein, um die Atni.ihiDe einer reciitmäßigen Blockade zu stützen; 
die blofie Behauptung einer Notwendigkeit, die gar nicht vor- 
liegt, kann nicht genügen, das wäre Willkür und Mißbrauch. 
Denn die Blockade muß wirksam sein; dann ist sie aber auch 
das wichtigste Mittel, um im Seekriege den Erfolg an sich zu 
fesseln und die Wiederherstellung des Friedens zu beschleunigen. 
Damm ist sie ein notwendiges Kriegsmittel, und diese Not- 
wendigkeit, die dazu führt, daß den Neutralen der Handels- 
verkehr mit den blockierten H&fen yerboten ist, wurde immer 
von allen Mächten anerkannt und gab von keiner Seite zu 
irgendwie erheblichen Beschwerden Anlaß. Somit ist die 
Notwendifrkeit, den Kriegführenden ein solches Hecht zuzu- 
erkennen, «('niio-end nacligewiesen ; diese Tatsache und die 
geschielitlicbe Sanktion, welche das Blockaderecht erhalten hat, 
sind hinreichend, nni ihm eine feste Grundlage zu irehen.^i 

Anf dem Umw^ire über eine Fiktion war (iaiiani schon 
1782-j dazu gelangt, die Notwendigkeit der Einschließung 
eines Platzes als den entscheidenden, diese Kriegsmaßregel 
rechtfertigenden Grund hinzustellen. An und für sich haben 
allerdings die Neutralen ein ebenso notwendiges wie absolutes 
Becht, auch nach Ausbruch des Krieges mit beiden Beliigerenten 
weiterhin Handelsverkehr zu pflegen, also auch mit den ein- 
geschlossenen Pl&tzen. Dieser Konflikt der sich schroff gegen* 
überstehenden Rechte der Kriegführenden und der Neutralen 
könnte nur durch Gewalt zur Entscheidung gebracht werden, 
wenn sich nicht die Neutralen verpflichteten, sich für die 
Dauer der Binschüeßung jeden Verkehrs mit dem Platze zu 
enthalten, lim den Zweck der Kricgsmaßregel nicht zu vereiteln ; 



1) Oeasner , S. 151. 

') fGaiianiJ, De* dooeri d§* prineipi neutraU eereo i prindpi 
9tierr§0ffitmiij e di quästi terso i neutrali. Nel MDCCLXXJCll, eapo 
IX § II. Daatt Kietu, I S. 547; Getaner, S. 152; Haute feuitle, 
II 193, 194; Cauchtj, II 283 ss — Oalianfa Werk encbieo ohne 
Angabe von Dracker and Drackort. 
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(lagt gen übernebniiii ilie Kriuf^^führenden entsprechende Pflichten, 
um die Anforderungen einer wirksamen Absperrung zu n füUeii. 
— Also ein Kompromiii. bei welchem die KrießrfiiiiniKleji nur 
neljmen. in Wirkliciikeit aber nicliLs geben, ein riiiweg, den 
G essner wohl nicht zu rnnclit _cin wenig doktrinai " findet, 
ein Kompromiß, der dit- Notweudigkeit als liechtsgnmdlage der 
Blockade unliewicsf ii l;ii.'.t 

Auch CaHchif wird nicht mit Turecht zu dt ii Anhängern 
der Nütwendigkeitstheorie gezählt.') Kr sucht sie zu vertiefen 
und gelangt von interessanten, aber doch wolil unrichtigen 
(Jesichtspunkten zu dem I?» ^ultat, dali der Vorwurf, das H«cht 
der Kriegsnotwendigkeit scliliri.".!- i Iik^ v(Tniinftige und gerechte 
Be.schränkung des Hlocka«lerechts der Kriegführenden aus. 
unhaltbar sei. Nach Cauchy sind zwei Arten oder CJrade 
der Kriegführung zu unterscheiden. Die erste ist der Krieg 
im weitesten Sinne ; man sucht und bekämpft den Feind überall, 
wo man ihm begegnet und wo man berechtigt ist zu kämpfen. 
Die zweite Kriegsart ist der , Belagerungs- oiler Blockade- 
krieg**, ein h)kalbegrcnzter Krieg, der seine eigenen Voraus- 
setzungen und Regeln hat. Die allgemeine Kriegserklärung 
schließt die Erklärung die.ses .ßelagerungs- und Blockade- 
krieges*^ keineswegs in sich ; zu letzterem bedarf es besonderer 
formlicher Anzeige. Durcli die Notifikation der Blockade wird 
das Kriegsrecht nicht nur anf den blockierten Hufen. in.<«bo- 
sondere anf die dort lietindlichen feindlichen Streitkräfte erstreckt, 
sondern aiu h Jedem feindlichen l'ntertan im blockierten (i«'biete 
wird der Krieg erklärt; die cingcschlossunen liulivuhuu. ub 
Soldaten, ob l'.c.iintc. ob Ibirgcr. sie alle werdtn in ilirer 
(JesHiiUhi it. s(i lauge offene (iewalt (.«ier Hunger >ic uiiht zur 
ITebergabe zwingt, von der blocki». ivndt n Macht als Ke!n<le 
lu'haudelt. I'm zm- Aiifgnbe des \V iderstuniie.> zu zwingen, 
untersagt .^ie ihnen Jetleu Handel. Jedi' Verbindung mit der 
Aulienwelt. — Diesen zwei Art<*n der KriegfühniFm* entsprechen 
zwei verschiedene (Irade von IMlichten der Xinti tlm Diese 
hüben sich der Einnii.schung in die kriegeri.sc]ieji Mttliualimen 

V Caucktf, II \m, m), 41». Dasu QtessHtr, 8. 151 and Kleen, 
I d46. 
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zu enthalten; das trifft in beiden Fällen zu. Die zweite Art 
steigert aber diese Ptiicht und hemmt die Bewegungsfreiheit 
der Neutralen in viel höherem Maße. Während im ^^e\vi>hii- 
liclieii Kriege die Beziehungen /wischen Neutralen und Krieg- 
führenden grundsätzlich bestellen Ijleiben, würde im . I'elage- 
rungs- und Blorka(h'lvrieg" die Fortsetzunü- rlu-.ser iiezieliungen 
die ganze kriegerische Aktion illusorisch maclien. FAu Verkehr 
mit dem bh»ckierten Hafen ist also eine Einmischung in die 
Feindseligkeiten und berechtigt daher die blockierende See- 
macht, die blockadebrechenden neutralen Schiffe anzuhalten und 
zu beschlagnahmen. Dieses Recht setzt voraus, daß der Ver- 
kehr tatsächlich ganz abgeschnitten, daß die Blockade effektiv 
ist; sonst wäre eben der Blockadebrach kein Versuch, eine 
rechtmäßige Kriegsmaßregel zu vereiteln. Daraus aber ergibt 
sich für den Fall, daß der Kriegfülirendfe zu der die Neutralen 
in höherem Maße einschränkenden Kriegsart ttbeigeht, eine 
Steigerung seiner Pflichten: er muß die Lasten einer effektiven 
Blockade auf sich nehmen. 

Wir finden hier dieselbe Idee zur Rechtfertigung der 
Notwendigkeit als (irundlage des Blockaderechts wie bei 
ii Uli (Uli: den (iedanken eines Kompromisses zwischen den 
Interessen der Neutralen und der Kriegsparteien, (lanz ab- 
gesehen davon, daß von Cauch tf' s Ansghdchsversuch dasselbe 
gelten muß. was wir getreu (Utliani sjigten, ist die Ein- 
teilung in Kriege im weitesten Sinne und in -Belagerungs- 
und Blockadekriege" schon um deswillen recht bedenklich, weil 
T>and- und Seekriegsrecht nach dem heutigen Stande des 
Völkerrechts nicht streng genug zu trennende Gebiete sind; 
Blockade- und Belagerungsrecht haben eine von einander nnab- 
hängige Entwicklung und lassen sich nur in einzelnen Punkten 
— und auch da ist größte Vorsicht geboten — in Parallele stellen. 

Die Kritik der Theorie der Kriegsnotwendigkeit kann sich 
also unter Beiseitelassung des 6r<i /»'an Aschen und des eben 
erwähnten Begrflndungsversuchs im wesentlichen auf eine Frfifung 
der Stichhaltigkeit der G essner 'sehen Argumente beschränken. 

Wenn Gessner's Theorie richtig sein soll, so muß sie 
alle geltenden Blockaderechtssätze decken; es darf dann kein 
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einziger Satz als über die behauptete Kriegsnatwendigkeit 
hinausgehend und durch sie nicht erklärt äbrig bleiben. Ans 
einem zutreffend formulierten Prinzip mttssen sich die einzelnen 
unstreitigen Rechtssätze als logische Folgerungen herleiten 
lassen. Besteht Gessner's Theorie diese Probe? 

Um zu einer sicheren Antwort auf diese Frage zu gelangen, 
dürfte es sich empfehlen, die bisher in der völkerrechtlichen 
Literatur gegen das Prinzip der Kriegsnotwendigkeit als Grund- 
lage des Hlockaderechts geltend «remachteu Einwendungen näher 
zu würdigen. Schon jetzt i Iftinerkt, daß manches von dem, 
wui; ge^en (iessner vorgelinicht worden ist, sichorlich gegen 
Gr Otitis, der die Kriegsriotwendigkeit als da^ rechtliche 
Kundauient der papicrniii lUorkade hincrfstellt hat, zutrifft, 
nicht aber gegen die uin<trrnf Nntw ciulif^keitstheorie. 

Ihr t'iitscliicth'iistrr (ii'i:iier ist vielleicht Fdurhi I li\ der 
Verfasser einer breitangch j^ten Monographie über daiJ Blockade- 
recht. Bon f ils hat sieli ihm vollständig angeschlossen. Beide 
lialten es für unmöglich, aus der Kriegsnotwendigkeit die 
einzelnen geltenden Blockaderechtssätze logisch zu entwickeln.^! 
Diese Tlieorie setze die Willkür an die Stelle des Rechts, das 
R(;cht der Notwendigkeit könne weder Schranken noch Gesetze 
haben. Wenn das Interesse der Kriegführenden — dies sei 
für sie Notwendigkeit" — allein ausschlaggebend sei, SO 
würden die Rechte der Neutralen güiizli« !i dem Ermessen des 
Kriegführenden anheimg« <j^t ]>i n. Ks sei doch nicht angängig, 
die ^^eutralen, die auch der Souveränität nicht darben, dem 
souveränen Willen der Kriegsparteien zu unterwerfen.^) 

Diese Einwendung geht entschieden zu weit. Sie vergißt, 
daß Notwendigkeit nicht Willkür bedeutet und daß nach aner^ 
kanntem völkerrechtlichen Grundsatz die Blockade effektiv sein 
muß. Eine effektive Blockade aber die allein eine 
Blockade ist — bietet durch die Effektivität an sich schon 
Garantien gegen schrankenlose Willkür. Ist die Blockade in 
der Tat wirksam errichtet, so wird der blockierende Staat 

•) Fuuchille, S. 21 -27. Ihm) 1 1 s- O » u k, S. 801. 

Ebciiaü De^p'i gnei. ßH4. Brechet m Revue d. dt. intern, 
ei de UgiaL cump. 1Ö7H. »* anu* e. 6. 57i>. 
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Bicht nötig haben, aus dem Blockadcrecht etwas anderes her- 
zuleiten als die Hefugiiis, ihre (iirekte iStünuip: zu verhindern. 
Insbesondere kann ein Vorgehen nach der berüchtigten .Theorie 
der einheitlichen l\eiso~ nicht als kriegsnüt\vendi«r verteidigft 
werden; besteht an Ort und iStelle eine effektive Blockade, so ist 
das Absegeln eines ychilTes von einem Hunderte von Seemeilen 
entfernten Hafen nach dein blockierten Orte noch nicht geeignet, 
das Kriegsmittel der Blockade kraftlos zu machen. Also ist 
die Wegnahme eines solchen Schiffes weder mit dem Erfordernis 
der Effektivität noch mit der Kriegsnotwendigkeit in Einklang 
zu bringen. Die Theorie der einheitlichen Reise kann nur die 
versteckte Wiedereinführung der papiemen Blockade zum Zweck 
haben, und eine Praxis nach einer solchen Jeder Willkür Tür und 
Tor öffnenden Lehre verstößt gegen Artikel 4 der Seerecbts- 
deklaration. Jeder an der letzteren beteiligte Staat würde sich 
also einer Völkerrechtsverletzung schuldig machen, wenn er 
nach dieser verwerflichen Theorie verführe. Leider huldigen 
ihr bis in die neueste Zeit auljer Kngland noch die Vereinigten 
Staaten von Nurdamerika, die an der Pariser Seerechts- 
deklaration nicht boteilij^t sind und sich auch sonst in. W. 
no(-li nicht durch Staatsvertnig auf diese verjiflichtet haben. 
Die Instruktionen, welche das amerikanische 8taats(ir])artenient 
1898 für füe, Blockadegeschwader vor den kubanischen Häfen 
und vor Manila erließ, stellen sich zwar auch in ihrem zweiten 
Artikel auf dt n Standpunkt, daß eine Blockade, um effektiv 
nnd rechtsverbindlich zu sein, von einer Streitmacht aufrecht 
erhalten werden muß, die hinreichend ist, um die Ein- und 
Ausfahrt gefährlich zu machen; -die Konsequenzen aus diesem 
Grundsatz werden aber nicht vollständig gezogen, vielmehr 
wird in Art. 8 die Theorie deif einheitlichen Reise proklamiert.^) 
Diese Lehre, die schon in dem berühmt gewordenen holländischen 
Edikt vom 26. 6. 1630 enthalten war,-j läßt sich durch die 

Dlete loBtraktionen sind mitgeteilt bei CompiUt S. 133 es. 
^ Vgl. Aber dasselbe neuerdings Charles Dupuis, Le droit de la 
ffuerre maritime d'apres les doctrincs avglaises conteniporainea. Paris. 
1899. S. 182—186, 226 - 230. S. ferner Ileffter, Da^ F.uropäische Völker- 
recht der Gegenwart. BerUn. 1844. S. 25b n. 3 j /^aMc/ii//«, Ö. iiöO ss. : 
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Behauptung der Kiiegsnotwendigkeit eiues solchen Voi^gehens 
nicht rechtfertigen, sie steht mit der Theorie der papiemen 
Blockade in Einklang, welcher sie auch za danken ist. Jeder 

konsequente Vertreter der Notwenditrkeitstheorie wird die Lehre 
von der cirilicitli« li.'ii lu isr ebenso entschieden ablelinen iniissen, 
wie dies F<t c Ji i 1 1 r mit Reclit getan. 

Ein zweiter von Fan cht Uc \()rorehra< litcr Kiuwaiid geht 
dahin: Wenn die Kriegsnotwendigkeit dir (^udl»' ist. welrh«^r 
die lilorkadereelitssiitzr cntsprinfren. so liiirt d;is ixcclit aiU und 
sind für die Kriegspartei nur Interessenerwü^ningen maßgebend; 
wenn der Kriegfülirende es also niitzlieli tindet, den Handels- 
verkehr mit dem blockierenden Hafeu nur den Untertanen 
dieses oder jenes neutralen Staates — mit dem er nicht auf 
gutem Fuße steht — zu verbieten, so muß das nach der Kot- 
wendigkeitstheorie als zulässig angesehen werden. 

Dieses Argument ist nicht stichhaltig. Wir konnten uns 
auch hier damit begnttgen, darauf hinzuweisen, daß Willkür 
und Kriegsnotwendigkeit verschiedene Dinge sind, daß kein 
noch so klares l'rinzip vor Mißbrauch geschützt ist. Aber 
Fauch nie 's Ikhauptung erweist sich auch durch folgende 
Betrachtung als hinfällig: Unzweifelhaft ist es eine Rechts- 
ptlicht der neutralen Staat^'n, keinen der beiden Kriegfuhrenden 
vor dem andt nii irLiciiil wie zu begünstigen: dem i'iitspriclit die 
I'tlicht der Kriegsjiiirtri, die rntt rtMiit ii keines einzelnen neu- 
tralen Staates In sonders den .n( liadigeiidcn Wirkungen der 
kriegeris( iicn < »iierationen auszusetzen, lediglich um diesem 
einen nt-uTi al« n Staat gegenüber die Blockade zu anderen 
Zwecken auszubeuten, etwa um dessen Konkurrenzhandel bei 
dieser ( Jelegenheit empHndlich zu treffen. Kine so mißbrauchte 
Blockade würde gejn iiiilipr dem geschädigten neutralen Staate 
keine rechtsgültige Hlockade mehr sein; denn die Blockade 
wäre in einem solchen Falle nicht nur gegen den Feind, sondern 

Peiffs-, a. 27:i: Fteniinit, 8. IIJ ss. ttn IJui hhandcl verf;rif{<ii sind die 
beiden Monot^rapliien von Sir Tracer.^ Twtss, La thi'dne de la con- 
tinuitö du toyage uppliquXe ä In conti cbande de guerre et uux blth- 
cm, Paris. 1877 und </. C. Bancrofl Davis, Le» irÜmmux de priw 
de» £iat9-UHis, Lettre ä Sir Travera Twies, Paris. 1878. 
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auch direkt gegen diesen neutralen Staat gerichtet. Der 
benachteiligte neutrale -Staat müßte dies als eine feindselige 
Handlang au&ssen, die ihn jeder Nentralitätspfiicht entbindet i 
er könnte jede Belästigung oder Aufbringung eines Schilfes 
seiner Flagge, die unter dem Titel des Blockaderechts erfolgte, 
als Vergewaltigung seiner Untertanen mit Kriegserklärung 
beantworten. Ein Verfahren gemäß § 100 der russischen 
Regeln von 1869 ^) würde unter Umständen als Verletzunpr der 
Neutralität der nichtbevorzugten Staaten völkerreclitswidrif? Nt iii. 

Einen dritten Einwand gegen die Notwcndigki'itstlioorie 
hat Faut Julie aus Brocher' s Aufsatz in der Bcvue d. droit 
intern, et de legiaL comp. vV (noivp S. 575 entnommen: „Four- 
qtiot perntet-on au bellloeraui d alier dans la däfense de 
ses interets jusque Id et p^is plus loin?" 

Auch dieser AagriÄ geht tehl. Das Blockaderecht bli ibt 
nicht hinter dem zurück, was die Kriegsnotwendigkeit gebietet, 
was das Interesse der Kriegspartei an der wirksamen An- 
wendung des Kriegsmittels der Blockade heischt Dies ist 
eine Folgerung aus einer nachgerade zum Gemeingut aller 
zivilisierten Nationen gewordenen prinzipiellen Auffassung vom 
Kriege* und den Mitteln zur Erreichung seines Zweckes. Und 
an der Richtigkeit dieses Urteils ändert auch nichts die traurige 
Tatsache^ daß in neuester Zeit ab und zu Stimmen laut werden 
die jedes Mittel, welches dem Feinde schadet — wenn auch 
nur ganz indirekt — , für erlaubt erklären. Geradezu widerlich 
ist der Cynisraus eiües Aube, der vor zwei Dezennien sagte : 
„Der Krieg ist die Negation des Rechts . .^'^) Solcher esprits 
affrauchk ^de tout exces de sensibiUte non Jiistifiee^j — so 
neout sie Dupitis mit ironisierendem Spott — erzeiiofte unsere 
Zeit leider noch mehr. Das /.eitalter des dreißigjährigen 
Krieges hätte für sie sicherlich gute Verwendung gehabt. — 



^) Fauchille, iS. 26: Le ,s^' Km declare qve des navires neuties 
pptivent itre admis dann un po t oh une place blvquee apres avoir 
obtenu prealcUtlement ä cet vynrd une detiifion du ffoucentemeht ' gut 
epire h 6laeu8 ou du eammandant du bloeus. 

^ Vgl Sevue des Deux-Mündw, 1882. T. L. 8. 387 and DupuU, 
S. dl6 und 8. 81 n. 

Z«itflolirift f. Intern. Mv«(-u.Off«»tl.BMht. ZVU. 8 



Digitized by Google 



18 

-Die Krieg8i>arteien liaben kein UBbt-sohränktes Recht in der 
Wfthl der Mittel zur Schädi^unj? de« Feiides/ Diese Selbst- 
verständlichkeit des Art. 22 der Bestimninngen, betr. die Gesetate 
and Grebräiiche des Landkrieges der Haa^er . Friedenskcmferenx'* 
gilt auch im Seekriegsrecht, obwohl sie xicln darcb SUMb- 
vertrag festgelegt ist. Ttotsden hevle noch feiodUcbes Privat- 
eigentnm zur See gleichsam vogelfrei ist, so erlaubt das See- 
kriegsrecht doch nicht jede iiewalttat gegen dasselbe, die ifcer 
die Koofiskation hinausginge. Was aber von den feindliehen 
Untertanen und ihrer Habe gilt, das gilt in v^vtärklem Maße 
fHr neutrale Untertanen im Seekriege, also anch im Blockade- 
faOe. Ueber die Konfiskation hinaus wttrde ein Yoi^hen gegen 
den Blockadebrecher, der nach der Aufforderung, zu halles, 
nicht zu entfliehen versucht, von niemandem als kriegsnotwendig 
bezeichnet werden. Es kann nicht ziigejreben werden, daß sich 
nach der Xotwendijrkeitstheorie dem Hlockaderecht eine noch 
jn-ülkre Ausdclinuntr flehen lipße. als bislang? preschehen 
Im (regenteil: Die heute n<nli ^^Itendcn lUockuderechtssätze 
gehen über die (ircnzon lUssiii hinaus, was die wirksame 
Dtm^hfiihrnn}^ der IU h k.nir fordert. Nur dieser letztere Ge- 
sii'htspunkt al>er (iiirttc in Betracht jrezof^en werden, wenn da** 
Hlockadereeht für di»'>i*s oder jeju's Vergehen der Ki i* i:s|'artei 
«rej^en einen neutralt n l^ntertan als Kechtstitel ang^eruteii wirtl 
Ks ist unbestritten iieelitens, daß dem IMnckicrenden ein beim 
Durehbruchsversuch festgenommenes Schitt als giite Frise ver- 
fäUfc. Ein l*risengericht bestätigt die Konfiskation oder hebt 
sie auf. Die Kriegsiiotwendigkeit rechtfertigt es, daß dai* 
Blockadegeschwader das aufgebrachte Schilf nötigenfalls zum^ 
Sinken bringt, wenn die Situation es nicht erlaubt, den Blockade- 
brecher zum nächsten Hafen zu- schleppen. Da« aufgebrachte 
Schill wird sofort Bigentnm des blockierenden Staates, der 
damit nach Belieben verfährt, wenn die Entscheidung des 
Prisengerichts ans militärischen Gründen nicht allgewartet 
werden kann. Liegen aber solche besondere VerhSItnisse nicht 
vor und läßt sich auch ohne Yernichtnng des Scbifltes der 
Dloekadezweck — in concreto das ITembalten des Schüfes von der 
blockieiten Küste — erreichen, so ist nicht erfindlich, inwieAnn 
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die niilitariscln' Notwendigkeit lufjfisch das Recht des Blockierenden 
zur Folge haben muß. blorkadebi'echende Schiff zu annek- 
tieren. J)ie Kri('}rsii(»tw»'rnliukeit allein verHiii^r dieses Stück 
von völkerrechtlich im rkjiu teni Reebe?itprpcht nicht zu decken: 
sie würde m inanrbi*ii höchstens ein Festhalten und 

eine Internieruag des Hchiffes auf Kosten und ( Jefahr des £igen- 
tümei8 oder Kapitäns bis zur Aufhebung der Blockade recht- 
fertigen. Der (iedanke der Notwendtc^keit als Gnuidlage des 
Blockad«rechtB kann die Annektienmg zu dem Zwecke, weiteren 
DnrchbrnehsveraBclien vonabeag«]i oder als Abedneckmiga- 
mittel zQ dienen, nicht kalten. Wfiren sokhe Mittel nOtig, 
80 mißte es Im gegebenen Binzellalle mit der EffekttvitU der 
Blockade — dieser eoMdicio Hne qua non — reckt bedenklich 
bestellt sein. — Man hat das Annektierangareefat damit er^ 
klären wollen, der Blockadebrecher yerliere seine Eigenschaft 
als nentraler Untertan in dem Augenblicke, wo er durch- 
zubriM'hen versuche, und werde ipso facto einem feindlichen 
rnteilmi ^^leirli. d«'s.seii Kigentmn zur See in Jedem VWXv der 
\V»'«,'"nahiu(' unterliege. Auch wer diese?- hU-eht der Aiincktip- 
rung feiiidliehi 11 l*rivateigentunis /m St i auf die Krie^^siK t- 
wendigkeit als Hei ht.sgrnnd ziii iiektühren will, kann letztere 
deshall» norfi nieht zur Hegriindiing der Kriegsnotwendigkeits- 
theorie im HIockaderecht heranziehen. Es ist dies lediglich 
eine Fiktion, die sich mit anßer Zweifel stehenden völkerrscbt- 
liehen Sätzen in Widerspruch betindet. Der Blockadebrecher 
behält seine Staatsai^ebörigkeit «ranterbrochen ; sein Heimal- 
Staat Iftflt ihm trotz des Unternehmens, die Bleckade wbl brechen, 
seinen Schutz angedeiben, wenn die bloclriennde Macht nnter 
Anfierachtlassnng anerkannten Ydlkerrechts das Schiff, seine 
Jjadnng» insbesondere wenn sie die Besatzoig iigendwie will- 
kärlich behandelt, wenn sie z. B. ohne da£ die Gebote des 
Krieges es dringend fordern, kein prisengerichtliches Verfahren 
Stattinden läßt oder die Besatzung nngcrech tfe r ti g ter Weise 
festhält. 

D»4« geltende Blockaderecht bt'^iittgr sich alst) nicht damit, 
dem Kriepfiilii i iidi j) nur solche Rechte zuzusprechen, welche 
ms Erreichung des Hlockadezwecks unumgänglich notwendig 
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Pohl, 



sind. Eine sCndere Frage, die hier nicht weiter erörtert werden 
soll, ist die, ob nicht bei einer künftigen Ausgestaltung bezw. 
Beschränkung des Blockaderechts der Gesichtspunkt der abso- 
luten militärischen Notwendigkeit heranzuziehen. wäre. 

Fauchille sucht gegen Gessner's Theorie eine eigene 
zu behaupten, die ich der Kürze halber die Neutralitätstheorte 
nennen möchte. Ihm j^ciiü*;! die Fragestellung: Entspringt 
das den Neutralen aufurlegte Yerbut, mit den blockierten Plätzen 
Handelsverkehr zu pflegen, dem Kecht der Kriepspartei oder 
dem Zustand der Neutralität der am Kriege nicht beteiligten 
Staaten? Ist es eine von der Krie^^spartei der gesamten Frei- 
hi it des neutralen Handels auferh'j^^te Beschränkung oder ist es 
nii his anderes als die Krfülluri<;' der Pflicht der NiMitralen, sieh 
jedes ieiiidseiigeü Aktes ZU enthalten, am Kriege nicht teil- 
zunehmen ?*) 

Diese Fra^tstelhinp: ist zu eng: abgesehen davon, dalj 
die Blockade nicht nur den Handelsverkelir ahselineidet, niui» 
eine befriedigende Lösung des Problems nicht nur das Verkelirs- 
verbot selber, sondern auch den Charakter und die Folgen des 
Zuwiderhandelns gegen dieses Verbot erklärend umfassen. 

Da die Annahme der Kriegsnotwendigkeitstheorie die Un- 
abhängigkeit der neutralen Staaten negiere, entscheidet sich 
Fauchille für die zweite Alti rnative: „Car, sl on considire 
camme un droit des belligärantg l'e^vclusioH de commerce 
neutre dam la circonstance supposee, on arrive näcessaire- 
ment ä leur accorder un pouvoir sur les neutres, ä enlever 
ä ces demiers leur inddperuiance, et tm aboutit ä cetie 
cansäquenoe gue la restrictUm du commerce peut itre r^Ue, 
modifi^f Stendue suivant la wlonti de la naüon en guerre. 
Si äu contraire c'eat un devoir des peupUs pacifigues, He 
sotU dans Vobligation de le remplir et s'ile ne le font pa$t 
ils peuvent u cotUraints par la force des armes, setU 
moyen coercUif legitime entre les natiofts libres, mais leur 
indäpendance reste eniiäre,"^) Ich sehe nicht, inwiefern die 
nach Ansicht des Belligerenten kriegsnotwendige Verhängung 

^) i'\iH r U illt' , S. 18. 

a) Fauchille, a 19. 
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der Blockade ein Ängritl auf die Unabhüugigkeit niiii Integrität 
der neutralen Staaten sein sollte. Fauchille selbst^ konsta- 
tiert il'tch ans<ii iK klicli, daß die Blockade eine Krieg.smaljre<rel 
ist. die sich direkt gegen den Feind richtet und die Nentralen 
nur indirekt trifft; mit demselben Rechte könnte man alle 
militärischen Operationen, die in ihren Wirkungen indirekt 
• auch neutrale Staaten und deren Angehörige berühren, auf die 
J'tlicht der Neutralen zurückzuführen, sich jeder Einmischung 
in die Feindseligkeiten zu enthalten. — Es dürfte aus einer 
Parallele zwischen dem Recht des Kriegführenden, Kriegs- 
Kontrebande mit Beschlag zu belegen, und den aus dem Tat- 
bestand der Blockade sich ergebenden Rechtsfolgen kaum ein 
Argument zugunsten der Neutralit&tstheorie zu gewinnen sein.*) 
Denn der blockierende Staat verbietet und verhindert nicht 
nur die Einfuhr von Sachen, die dem blockierten Platze den 
Widerstand erleichtem, sondern er untersagt jede Einfuhr und 
auch jedes Auslaufen von Schiffen, in letzterer Hinsicht ab- 
gesehen von der bei Verhängung der Blockade üblicher Weise 
gewährten Frist. Die Analogie, welche baue kille liier an- 
nehmen nuH hte, ist nicht vorhanden. Krie$?skontrebande sind 
nur für die feindliche Kriejrfiilirnnj^ bestininite Gegenstände. 
Bei der Blockade aber ist nicht nur die Zu- und Ausfuhr 
solcher Gegenstände abgeschnitten, sondern der blockierte 
Küstenstrich oder Hafen ist gegfen das Ein- und Auslaufen von 
Schiffen überhaupt abgesperrt. Das ergibt sich aus dem Wort- 
laut des Art. 4 der Pariser Seerechtsdeklaration und wird auch 
von Fauchille selbst des näheren ausgeführt.^) Der Unter- 
sdiied zwischen der Beschränkung des neutralen Handels hin- 
sichtlich der Kriegskontrehande und der durch die Blockade- 
verhängung bewirkten ist also nicht nur derselbe, der zwischen 
einer „interdicHan plus itendue et une pim restreinte" 

J auchille, S. IH. 

*) Fauchille, S. 19: „Ii existe tTailleurw une aimilUuäe bleu 
grande entre la resMcHan du eammeree neuire relative ä la cmtre^ 
hande de guerre ei eelle qut a tralt au Mocm; et la contrebaude de 
guerre ^ eela eet admie prettgue utUeereellement a»/QunPku4 — 
eomtitue un devoir du neutre." 

^) Fauchille, S. B43. 
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iMrteht. Diese ganze Anakgle, auf welche FauchiUe^) ziem- 
Uches Gewicht zu legen scheint und die vor ihn schon Cauch tj 
fealBlellen wollte^)« ist nach allem keine glficldiche und nmS schon * 

aas dem rJrnnde als wenig saclit'örderiich fiezeiclinet werden, 
weil das K'echt der Kriegskimtribamle in Theorie mul l'raxi> 
zn dem Unsichersten und l nistritteiiüten inj ganzen V'ölkt rre« ht 
gehtirr. 

Auj» der Xriitralitiitstheori*' soHimi sirli. wie Fa fn Ii i I / v 
hat narhwpjseii wollt ii, all»' HlockiuiertM'hLssat^se abit ii«-!! So 
foige aus ihr der Satz, daü die lUocktide mit ihrem Yerkehrs- 
verbote nllpii Neutralen y:egenül»er in gleicher Weise hestAdie, 
währiMid die Notwendigkeitütheorie es gestatte, «hiü der 
blockierende Staat je nach Interesse und Laone die Angehörigen 
dieses oder jenes neutralen Staates von dem Verkehrsverbot 
ansnehme. (iewiß hat FaHchille darin Becht, dali die 
Blockade nicht dazu benutzt werden darf, um einen gnten 
Freund zu fördern, gegen die Angehörigen eines weniger be- 
freundeten Staates aber die aus der Blockade fließenden Rechte 
scharf zur Dnrchfährung zu bringen. Diese Wahrheit folgt 
aber, wie bereits in anderem Zusammenhang bemerkt wnrde, 
aus allgemeinen Nentralitätsrechtssätzen und kann auch aus 
<ler Kriegsnotwendigkeitstheorie iiergeleitet werd4*n. Die Blockade 
ist begiiftlicli eine volKstäiMii<:t' Absperrung, dir wirksaui sein 
und unterst liicilsln.s dun li<,M'l'iilirt werden miit.i, 'i 

Die Priiclit der Neutralen, au dem Kric;^»' iiielit teil- 
zuiu'linu'ii. ist Harb Fnn rhil h' niit li dt-slialb als iverlitsgrund 
für die Bloekade auzunebmeu, weil die Verletzung der Blockade 
und deinen Keehtsfolgen sich so in ungezwungener Weise reeht- 
Uch erklären lassen , der Blockadei>recher verletzt die laichten 
der Neutralität und verzichtet mit seinem Versuche auf seine 
Eigenschaft als Neutraler. — Die Unrichtigkeit dieses Satzes 



V) Fauchille, S. 19. 
h Cauchy, II 201. 

Preali. Prisenreglpmont vom 20, fi. 18<>4 ((iS iNi I S 'MVA ff S 22: 
Jodes 8chiff, ohne Untorsrhi od der Nationfilif üt. wt lrlits die F'bK kuJe 
zu durchbrechen versucht, ist aufzubringen utid aU gute Pritsc uitza- 
sehen . . 
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iiegt auf der Hand. Die Neutraiität erzeu^rt völkerrechtliriu- 
Rechte und Pflichten nnr zwischen Staaten. Ein Einzelner 
kamn keine völkerrechtlichen Neutralitätsjttiichtpn verletzen, 
im öbrigea ist die Annahme, d«fi der Bloc kadebrecher auf 
«ain« Eigenschaft aie Kentraler verzichte, als eine Fiktion 
bereite oben abgelehnt worden; der neutrale Staat hat gegen 
den bMcierenden Staat, der ein neutrales Schilf beim Durch- 
bmchsversuch weggenomaien hat, einen völkerrechtlichen An* 
apmch darauf, daß <iber die Auftringung im prisengerichtlichen 
Verfahren verhandelt werde. £r schätzt seine Angehörigen 
auch nach dem Blockadebrneh. 

Eine weitere Folgeruug aus seiner N(■llt^i^lität^;the(^^ie zieht 
Fn Hchille daliiii. daß die neutralen Staaten alle, diejenigen 
Heziehnnpren mit einem blockierten Hafen fortsetzen können, 
welche die Widerstandskraft des blockierten Staates niclit ver- 
Tueliren; es sei völkerrechtlich unzulissig, daß der Kriegsführende 
solche Beziehungen untersage; denn sie verstietk^n nicht gegen 
die Neutraiitit. — Diese Konsequenz ignoriert den bestehenden 
RechtsNstand nach verschiedenen Richtungen hin. In den 
wenigsten Füllen würde selbst der unparteiischste Mensch mit 
einiger Sicherhett beurteilen können, ob durch diese oder jene 
Durchbrechung de« Verfcehrsverbots mit den blockierten Hafen 
die Widerstandskraft des blockierten Kriegfuhrenden vermehrt 
wird oder nicht Die völkerrechtliche Praxis geht dahin, daA 
Jedenfalls das neutrale Schiff oder seine Regierung dber diese 
Frage nicht zu entscheiden berufen ist; einzig maßgebend ist 
hier das Emiesst n des blockierenden Staates bezw. des Ober- 
komiiiaiidipren<b'n des iiiioc kadegesehwaders. soweit sich mit 
dem Blockadezustaiid Exemtionen übeiliaupt verfMiii^eii lassen. 
N'iclit einmal die Kriegsschiffe nenti-alf r Staaten haben das 
lierlit freier Bewegung im Blockadebereich; „ihre Zulassung 
hängt von dem Erme^ssen der blockierenden Kriegsmacht ab''.^) 
Daran ändert aucli nichts der Umstand, daß in mehreren Kriegen 
den neutralen Kriegsschiffen das Einlaufen in den blockierten 
Distrikt gestattet worden int; damit erkannte der Kriegführende 



1) PertU, ä.268. 
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keine volkerrechtliche PÜicht an, er betrachtete das vielmehr 
»a* a tnaUer of courlesy'' }) 

Die aus der FaHchille'9,c\\eTi Theorie gezogenen Folge- 
rongen sind zum Teil mit geltendem Korlit nirlit in Einklang 
zu bringen. Die Xentralitätstheorie ist jedenfalls eher als die 
Notwendigkeitstheorie geeignet, Willktirlicbkeiten des Kriop- 
fObrenden zu recbtferiigen. Denn wenn die Blockade die 
neutralen Staatsangehörigen nur soweit bindet, als sie sich 
nicht in Feindseligkeiten einmischen, so ist damit ffir die Be- 
stimmung des ümfangs der Rechte der blockierenden Kriegs- 
partei nichts gewonnen. Pflichtra&fiiges Ermessen der Not- 
wendigkeit aber ist nicht Willkür. Wie energisch sich auch 
Fauch i II <• f^egen die Gcssnci- ikcXi^ TlH'<)ri»' gewandt hat, s<» 
untersclieidet sich doch siiue Auffassung im letzten Ende kaum 
von ihr. Liegt nicht in den von ihm gt'gcn Haute feuiUe 
betonten I'rinzipien eine Anerkennung der Xotwendigk» itslehre? 
Fauch iIIp^^ sagt : ^.P En matthe de hiocus fuarititue ff tte 
peut s agir de In conepiete du territoire ennemi, U y a 
plutot occtipation müUuire de ce territoire par la flotte 
belligerante. 2^ L'orcupation miUtmre m transporte pas 
au belligerant une entiere souverainet^ sur les lieuaf occup^Sy 
eile lui donne seulenient le droit de prenäre les mesures 
näcessaires pour assurer la aecuritä et pour ctrriver aux 
fins de. la guerre.*' Compin*) hat niteht so ganz Unrecht, 
wenn er meint, daß Fauchille*8 Theorie im Grunde auf die 
Notwendigkeitstbeorie hinauslaufe; uns scheint gar, sie unter- 
scheidet sich Ton der Notwendigkeitstheorie in der Gestalt, 
wie sie Fauchilte irriger Weise auffaßt, nicht im 
geringsten. 



^^ Percls, ehrrtdn : or teilt (Ion 10 der Tnsti urfihns fn hh,i knding 
ressels and rmisers mit, die unterm 2(1. is;)8 vom Münnedepurtefnent 
zu Waäbiogtou erlassen wurden; „The men-of-tcnr uf neutral powerSf 
should, a9 a matter of courteatf, be allowed free jpuamge to aftä front 
a biockadeä port,** 

*i Qegen Fauehille aach Compin^ S. 12 as. 

^ Fauehille, S. 28. 
Campin, S. 12. 
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In dein Kestrfl'pn. dem Recht der Blockade eine Tnöfrlichst 
sichere Basis zu geben, welche insbesondere dem Erfordernis 
der Effektivität in jeder Richtung gerecht zu werden und der 
dies mißacbtendeo englischen Theorie und Praxis den rechtlichen 
Boden zu entziehen vermöge, gelangte Hautefeuille (II, S. 177) 
zur Entwicklung einer neuen Theorie, der sog. Erobernngs- 
theorie. Sie hat in Frankreich vielkch Znstimmnng gefunden, 
wird aber, soweit ich sehe, neuerdings von den meisten Autoren 
abgelehnt; obwohl im ganzen mit Recht als verfehlt beiseite 
geschoben, enthält sie in ihrer Begrfindong doch einen schfttzens^ 
werten Yersncb, das Kiiterinm der effektiven Blockade zu be- 
iftimmen. 

Hautefeuille geht von dem Gedanken aus, daß da« 
"wirksamste Mittel zur Erreichimg des Kriegszweckes die Er- 
oberung feiiidlichtn Staatsjrebietes ist. Der Kriegführende 
muß sich der Städte, htstimgen und Hüten des Feindes be- 
mächtigen, und zumeist wird er sich ^( n* tigt sehen, zu belagern 
und zu blockieren. Da^^ Recht des Ki ii L^fiihrenden^ sich dieser 
Mittel zu bedienen, ist unbeschränkt und absolut. Macht er 
von diesem. Kecbte Grebranch, belagert oder blockiert er eine 
Stadt oder einen Hafen, so legt er um diesen Ort mehr oder 
■weniger beträchtliche Streitkräfte, die er auf dem feindlichen 
Boden anistellt. Dieser Teil des feindlichen Gebietes ist bereits 
erobert; der Kriegführende ist im faktischen Besitz eines Teiles 
4es feindlichen Landes. Die Gewalt des Souveräns, die dieser 
fiber die von seinen Soldaten besetzten Gebietsteile ausflbt, ist 
von der gleichen Natur und dem nämlichen Umtoge wie 
diejenige, welche er in seinem eigenen Staate besitzt. Denn 
die Brobemng gibt ihm alle Rechte der Souver&netät, so lange 
er fortfährt, das mit Gewalt genommene (Jebiet in Besitz und 
unter dieser seiner Gewalt zu halten, so lange er es nicht 
freiwillig oder vom Feinde gezwungen verläßt. Daraus ergibt 
sich für den Eroberer die Gesetzgebuugs^''e\valt in dem iToberten 
Gebiete, also auch die Gewalt, den Fremden die Krlatil iiis zu 
gewähren oder zu versagen, dieses (Jebiet zu durchziehen. Ks 
liegt in der Macht des Eroberers, hier jede Art von Handel 
wo, dulden oder zu verbieten. Wenn dies Recht nicht bestände, 
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wenn die Fremden frei mit dem eingeflchloflsenen Plataee Kandel 

treiben dürften, würde der Handel sich als unüberwindliches 
Hiiidtrnis dem Hestreben entgeprenstellen, den Widerstand der 
K.in^t s( hlossiiiLii zu brechen und er würde alle Anstreaiifungen 
des Kriegführenden illusorisch niaclifri. — Diese (irundsätze 
wendet HaHtefeuillc uiit die Scchlockud»! au: Her Kripsf- 
füijK iiiie hat von dem Auf^n-nbli« kc, wo er einen Hafru des 
Feiudes hlockiert hat, eiuiii Teil des feindlidini «iehietrs 
erobert, „fa mcr territoriale'' , das Kiisteuuieer, soweit er eji 
mit liinreicheudi'ii Streitkräften lirsetzt hält; er hnt dns Hecht, 
in diesem eroberten (Jebiete (iiejenijren besetze zu g^eben, die 
seiner Ansicht nach am <,^eei^netston sind, seine Pläm- zu 
fördern, und folglich aach allen fremden Schiffen zu verbieten, 
«s zu durchfahren, um mit dem blockierten ilafen Handel zit 
treiben. Dieses Rcclit ist für den Kriegführenden ebenso unbe- 
schränkt wie dasjenifte. kraft dessen er in seinem Staate den 
Fremden den Handel scbleclithin oder einen einzelnen Handels- 
zweig verbieten kann. Darum kann er nicht nur ein solcbes 
Verbot erlassen, sondern auch die Strafe für seine Ueber- 
tretnng festsetzen und vollstrecken; denn der Ort, wo eine 
solche Uebertretung begangen wird, steht unter seiner Juris- 
diktion. 80 leitet sich die Blockade ab von einer Befugnis 
der Kriegführenden, von ihrem Rechte, in dem eroberten Küsten- 
meer alle Souveränctätsrechtc auszuüben, also auch die sonst 
den Angehörigen anderer Nationen regelmäßig gewährte Be- 
fugnis, Transitbandel zu treiben, nicht zu gewähren und diesem 
Verbot Strafbestimmungen hinzuzufügen und die — auch in 
den meisten Zollgef?etzen ausgesprochene — »Strafe der Konfis- 
kation zu vollstrecken. 

Diesem Konstruktioiisversuch Hau lef'eni l le' s stellen sich 
bei nälierer IhitersiieJiuiiii su zulilreiclie und schwere ReUeakeu 
cnt^^egfen, dal,'» k;iMm l in rinzipres (Jlied der {ranzrn (iedaiiken- 
krftr unaniicfnclih (I (ilcilx n kann. Selion der Aiis^^aiigsjtunkt 
Hauitifcaillv .s \>\ nielit annelinibar. Die liloekad«' hat nicht 
nur df'n Zweck, den hlu» kierteii Hafrn (jder Ivuslenstrieh zu 
erol'i iii. Dir Ahsjierruufr vom Seeverkt lir <nl! nicht allein den 
blockierten Küstenstrich treffen, sondern die Krult des Feinden 
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im ganzen, sein gesamter Handelsverkehr mit neutralen Machten 
soll nach Möglichkeit abgeschnitten werden. Die Blockierung 
kann ferner ledigUch aus dem (t runde geschehen, um feindliche 
Kriegsschiffe, die sich in einen Hafen geilöcfatet haben, für die 
Dauer des Krieges aufier Aktion zu setzen, ohne daß die 
blockierende Macht die Absicht oder ftherhanpt ein Interesse 
daran hätte, den Hafenplatz durch die Einschließung zur üeber^ 
g»be zu zwingen. — Eine weitere Unrichtigkeit ist die, daß 
nach Hauiefeuille das Blockadegeschwader auf feindlicheäi 
Staatsgebiet, — als solches faßt er das Ktetenmeer auf — 
stationiert sind. Das wird mit Rücksicht auf die Gefahr, 
welche für die Blockadeschiffe ein Angriff von der Küste aus 
mit sich i»rächte, in den meisten Fällen nicht geschehen. Dos 
lilockadegesch wader wird sich in der Regel außerhalb der 
Küstengewässer, deren Cliarakier als Staatsgebiet der l fei- 
stHati'ii übrigens vielfoeh verneint \vii«l,') aufhalten müssen, schon 
ans dem <irunde. weil das Kiistenmeer nur sdweit reicht wie 
die Tragweite der 8trandl»atterien. Diesen letzteren Kinwand 
hat sich Haut c fett ille seihst gemacht und auszuräumen ver- 
sacht; die hlockierenilen Schilfe könnten, das müsse zugegeben 
werden, auf dem freien Teile des iMeeres, außerhalb der Trag- 
weite der Strandgeschntze, aufgestellt sein. Immerhin beherrsclie 
auch in einem solchen Falle die Artillerie der Blockadeschiffe 
das Küstenmeer und sichere ihnen die Herrschaft über diesen 
Teil des feindlichen Staatsgebiets in der gleichen Weise, wie 
früher die feindlichen an Land aufgestellten Geschütze dem 
Feinde diese Herrschaft sicherten. Hauiefeuille übersieht 
dabei, daß das Kästenmeer sowohl vom Lande aus wie von 
den Geschützen des Blockadegeschwaders bestrichen werden 
kann, daß somit die blockierende Macht keine ausschließlich« 
Gewalt über dasselbe ausübt. 

Aber Ha iifcfru i I fc ^eht nocli weiter: Die auf liolier 
bee vor dem blockierten Hafen aufgestellten Schiffe — die so 

^) Vgl. ttber die recktlicfae Natur desKflate&naeefes v. Li uzt. Das Völker* 
reelit Berlin. 1906. 3. 8511. nnd die xaUretdi dort und bei PereU, S. 17llv 

angcitfebene neuere Literatni s/oark, in v. Holtzendorff* 9 Handbach 
«es VfilkMmcbtB. 2. Bd. Uambarg. 1887. S, A^U De»pagnet, ^. HA; 
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nahe beieinander sich »nf Ii alten müssen, daß ihr Fener jedes 
Schiff in (ictalir setzt, das ihre Linie zu durchbrechen versucht 
— unterwerft II dv.v Herrschaft ihres Souveräns die besetzt»* 
Zone in ganz derselben Weise als wenn sie dem Feinde ge- 
hört hätte untl diesem abgenuniiiu n wäre. Der Kriegführende 
hat da.s unbestreitbare Recht, in diesem seiner Jurisdiktion 
unterworfenen Räume Gesetze zu erlassen ; die Ang:ehörifren 
neutraler Staaten sind verpflichtet, diesen (iesetzen ebenso zu 
gehorchen, wie sie »ich den Befehlen jedes Souveräns zu unter- 
werfen haben, in dessen Gebiet sie wohnen oder dessen Gebiet 
sie durchziehen wollen. 

Gegenstand der Eroberung kann nacii anerkannten YöUcer- 
rechtUcben Grundsätzen nur feindliches Staatsgebiet sein; 
Haute feuille dagegen weiß von einer Erobemng von Teilen 
des freien Meeres. Diese ist mit dem heute unangefochtenen 
Prinzip der Meeresfreiheit unvereinbar. Der Erwerb der Ge- 
bietshoheit fiber ein Stück des Meeres ist schon aus GrGnden 
rein tatsächlicher Natur unmöglich; ein dauerndes Gewallt 
ausfiben wäre wohl unausführbar. Keine blockierende Macht 
denkt daran, den zeitweilig in seiner Gewalt stehenden Teil 
der hohen See als erobertes Territorium anzusehen. In dem 
Betriff der Eroberung aber liegt der Wille des Siegers, das 
^^^wonnene Gebiet für sich auf immer zu behalten ; die Blockade 
ist eine Kriej^rsmaßregel, die nur der Erreichung eines be- 
stinnnten Zweckes dienen soll, und keine dauernde Einrichtung. 
Staatliclie Funktionen in der Weise auszuüben, wie dies der 
Souverän im Staati^j^ehiete tut. kdiimit der blockiereuden Macht 
gar niclit in den Sinn. Sie will nur ein völkerrechtlicli er- 
laubtes Krie«fsmittel anwenden, und stellt diesis ^egen vor- 
suchte Eingriffe sicher. Andere als luilitiirischen Zwecken 
dienende M!i|jit «ielii erjrreift sie nielit (»der winl su' wenigstens 
meist niilit eiLni iten; (d> nirhf in i iiu ui einzelnen Punkte das 
Vidkerreclit eine Ausnahme von dieser Regel zuläßt, kann hier 
vorläutig unerörtert bleiben. 

Zorn, Dm Staatsrecht des Deutaclien Reiches, L Bd. 2. Aufl. 1895. 

107: ,Daa Küst^ nmeer gehört zam Staatsgebiet*, ebenso Georg Meyer- 
Anschüt», Lehrbuch des Dentacben ätaatsrechts. 6. Aafl. 1906. S. 718. 
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Erobemngr und Erwei^ der Gebietsholieit. k5nneii dem 

Blockaderecht nicht als juristische Basis dienen. Und doch 
niuLi damit gerechnet werden, daß das Blockaderecht nur inner- 
halb des Blockadebcipichs besteht, daß Blockadebmch nur in 
dii s( in möglich i.st uiul riii jrefrlücktt s Durclibrechen der Blork.ide- 
zon»' das Schiff frei macht. Hautefeuillr scheint mit der 
BeziL'liunf^ dts Rlorkaderechts auf eine beschränkte, in der 
Gewalt des iilockadegescliwaders stehenden Fläche dis offenen 
Meeres die Lösung nicht in falscher Richtung gesucht zu haben. 
Die Erkenntnis, daß man das ganze Rechtsinstitut auf diese 
„territciriale" Grundlage stellen muß, ist der dauernde Gewinn, 
den die Hautefeuill'sche Theorie trotz der falschen Qoali- 
fiziening der Blockadegewalt gebracht hat.^) 

Bei Oriolan^) nnd Desjardins^) findet sich derselbe 
Intam wie bei Haute feuillei Die Vorstellung einer vor* 
fibergehenden Souveränetät des blockierenden Staates im 
Blockadobereich. „II y a Um d'appliquer ä Vigcard du 
ierrüoire maritime, par anälogie avec ce qui se passe dans 
la guerre sur terre a Vögard du territoire Continental, lors 
de Voccupation dune procincv cuncmie, le principe qne 
Voccupant pri nd la place du snuvvra 'ni du lien daus l exercice 
de la souL'erainetö." l)iese Snlistitnierung der einen vSouveräni- 
tät für «Ire andere soll nach Ortolan die Grundlage der Rechte 
der 1')i(tck;uietiiaclit sein. Dabei ist vorausgesetzt, daß die 
blockiex-endcn ib>cbife im Küstenmeer sich aufhalten. Der 



Qegen Hautef euille haben sith vor allem ausgcspruohcn : Fau- 
chille, S. 27-31. Drspnfjttet, S. 634, Compin, S. H U, Kletn,. 
I Ö4Ö, 549, G. Cai nazea Amari, S. 23-26, UIlm,inn, >. my 

•) Th, Ortolan, Reyle.'> internationales et diplumatie de la mer. 
4* H. VwA, 1864. T. II S. 32y. 

^ Desjardina, Droit commereial 'maritime, T. I S. 49. So «cllon 
ÄMuni, Siaiema uniwrtaU dei prineipi dat diMtto marittimo d^V 
EMTcpa. 2a^d. Trißste, 1796. Amari.inauA S. 19 »Ii weitere An- 
kläger der Erobernngs- bezw. Soaverftnetätstheurie den Franzosen Masse, 
d^n Portugiesen Tf^ta. du- Italiener Cn.sanoca, ViiJmi. Stnnloiiii , SvJiiat- 
tprflhi. Ha u t c f V u i l Iv , 11 ly.i zitiert als mit ilmi lilHiiinstiininind ■ 
iJuüHcr, Vocceius, de Haynevalf Masst}, Ortolan, Qaliani, Larnpredi, 
Azuni. 
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Widerlegimg, welche Ortolan und Deajaräins von Fau- 
chille und Compin zu teil geworden kt, haben wir nichts 
hinzHXDfiigen : ^11 y a eamffäraiioHf A notre avis, ä pr^iendre 
gue ia simple occupaiUm materielle, faif essemti^lement 
provisoire, enirah$e la souwtnUnetä sur le ierrUoire oecup^. 
Cette souwraineU .,,He peut s'etablir que mtr les terrUowes 
conquis definitivement. La mer ne pouvant ihre Vohjet dune 
conquäUtf ce n'est dtme paa comme somerain qite le beUp- 
gerant peut atair le droit de blocus}) 

Ist schon die vim Ortolan heran^czosreno Analogie mit 
dein Rechtainstitut der Okkupation juis dem LaiHlkriegsi*echt 
an sich nicht unht'dniklich, — Laiui- nnd SeekriH«rsrecht sind 
heute i!nn»tT iiui h scliarf fregreneinander ahzii^rroiizciKlt' ( ; ( biete — , 
so zeugt eine andere von /i roc/trr'^) dem romischen Recht 
entnommene von einem j^enuli zu unglücklichen Ooktrinarismns. 
Kr stellt privatrechtliche l'c^'^riffe (»hne ^^eitt'l•(•s in T*arallele 
mit völkernclitlii hen : ^Le droit de bloci/s <i sd ( (t/tsc. som 
principe gener<tteiir dans Ics /u^ressifrs de la (fiicrrc. dans 
VinierH (piont les öelligeranis a faire respeeter Irurs opet a- 
fions militaires. . . Maiif /es belliff&rants n'ont p<is le droit 
de faire tout ce que reclam^ leur interit. Jtd comme ailletirs, 
le droit c'est llnteret partiadier dans les lifnites dans 
lesquelles ü s'accorde acec Vinterit gen erat. II s'agit de Im 
haute mer, qui appartient en comnuin ä toutes les naUons, 
CeUes-d en usefä comme les partiaüiers usent des wies 
piddiques; eile tie peuoent pas s'exclure les unes les atUres, 
mais elles peuvent demander de n'Hre pas trmtiUes dans 
leur jouissance. Ntms sommes en präsence d^un cos nan de 
propri^^f mais de possessian. St le hlocus remplli les 
conditions prescrites, ü est reconnu regulier: les nefttres 
confisguäs pour Vawir vwl4 ne pourront pas s'adresser ä 
leurs souüerains pour obtenir saHsfactian. II g a donc un 
comfnencement de reconnaissance sociale; nous n'en sommes 
donc plus A la possession naturelle, il la d^ention, . . Cest 

») Compin. S 1»> Afhnlich Fauchille. S. 32. 

Ree. d. dioü. intern, ei d. Ugitd. comp. ISIS. S. 57ö. Gegen Hut 
J- ituc h 1 1 1 e , S. 34 ss.; Compin, S. 11; Dcspagnei , S, 685. 
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du cdt^ de kg possessio ud interdicta que Vmmdogie desi 
Hre cherdi^e^ Da6 bei der Blockade etwa« der römiscbe» 
possessio äbiüielies vorliege, daß die Natur der Dinge hier wie 
dort ihnliche Becbtssitze bervorgenifeii habe, will Broeher 
des RÜllereD aus den Konsequenzen nachweisen, die ans seiner 
These sich herleiten lassen und mit, g-eltenden Block ade rechts- 
sä^tzfü überrinütimirn-u sollen: l^tlrktivität. Notitikntimi. die für 
tiiH' ni(»iii«Mitane rntcrbrerhung der Blockadelmie geltenden 
Regeln, alles crklürt sich so bis ins Knizrlnc ^ranz zwanqrlos. 
Z. B. : yyLor.s(//tr h' hlncus rcssc momcHttt nrment, et (ju'on 1(* 
r^tnhUf (Inns uu bref delai, on admet (fue l anden bloet*s 

n a pas cesse d'ejcisttr M Le mime principe se retrouve 

en droit romain en maMh'e de possesfnon d'tmmeuhies, Urne 
posseasien räiMie apr^ avoir ete interrompue corpore 
d'uite mamere temporairfi sans Vato4r Jamais 4ti mnimo-, 
esi eensäe »'ssBoir jämaia diaamHune^ ^) 

Die den rdmischen Borgern zustehenden Klagereehte zur 
Sicherung der freien Kommunikation auf öffenfHichen Wegen 
k^nte man u. E. auch a^R Analo^rie zn<mnsten der Neutralen* 

anrufen, weklie den KrietJrführeoden in der Störung des freien 
und gleichen (ieiniingebi-anclis entgegentreten kTtnnten. Dieses 
, Klagerecht- würde allerdin«rs nicht gegeben sein, wenn der 
neutrale Sta;ir si-ine KinwilliLnin^^ zu t'im'ui sein _Renutzungs- 
r»*<')it" zeitweise ausscbüelj^^nden (lebraurh ^e^»'i»en iiatle. 
Darum verlari(>t denn aneli Brorlivr die Kinwilligung des 
neutralen Staates. Diese ist aber keine völkerrechtliche Voraus- 
i^etzung einer rechtKwirkaarnen I^lockade. Die Stellung der neutralen* 
Untertanen, die einen Blockadebruch unternehmen, bleibt übrigens 
bei Brocher ohne jede Analogie, geschweige, daß er für sie 
eine rechtliche Grundlage zu gewinnen versucht hätte. Es 
wftide zu weit führen und wenig sachforderfich' sein, wollte 
man einer solchen geistreichen wissensehaltltcfien Ezkumion 
ins Land der Analogien sich anschließen; wir begnfigen 
uns, zu sagen, dafi die Heranziehung von — mehr oder 



1) Vgl. Ullmann, 8. aai. 
*) BpoMker, 8. 576, 
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wenig^er^) zutreffenden — Analogien keine jorietische Kon- 
struktion ist. 

So bat denn keiner der bisherigen Lösungsversuche zu einem 
befriedigenden Resultat geffihrt. 6ie alle, mit Ausnahme des- 
jenigen von Bracher^ enthalten Gesichtspunkte, die für die 
Konstruktion, oder wenigstens für eine kfinftige Reform, nicht 
unwesentlich sind. Die KriegsnotwendigkeitstheoTie 
überträgt ein Prinzip, das im Landkriegsrecht zweifellos gilt, 
auf das nach moderner Kulturanschauung noch von starker 
Willkür durchsetzte Seekriegsrecht; die absolute militäriscfae 
Notwendigkeit bestimmt und begrenzt heute noch nicht in Jeder 
Richtung die Rechte der kriegführenden Seemächte. Zunächst 
müßte das ganze Benterecht, das feindliches Privateigentum zur 
See durchweg dem seemächtigen Feinde ausliefert, restlos ver- 
schwinden. Die Neutrulitätstheorie besagt für das Maß 
von Rechten, welches dem blockierenden Kriegführenden zusteht, 
so ^ait wie nichts und kommt kaum über die niclit einwandfreie 
Behauptung liinaus, daij iieutiale Untertaueii sicii jeden Eingriffs 
in die kriegerischen Aktiuuen, also auch die Blockade, 
zu ejitlialten verpilichtet seien. Welchen üuifaTiL'' die 
Kriegsnialji-egel der Blockade anneliiiieii darf, bleibt zndein völlig 
dem Belieben des l^elli^'^erenlcii iiberla^iseii. Die Hautefeuille'- 
sche und Ortolan sehe Kiklärung haben veisiielit, die Effek- 
tivität der Blockade auf die Herrschaft über den Blockade- 
bereich zu gründen und dieses Herrschaftsrecht als die Grund- 
lage des ganzen Rechtsinstituts hiD;^iist( llfu. Diesem Gedanken 
ist durchaus beizupflichten; wenn Haute feuille vjA Ortolan 

Danilnr 8. Fnuvhnie, 8. .'56; Compiii. S 11: ^^M. Ertirhrr 
de la Fli'cherc fait deiiter le droit de blm us d itne posiiesi^iun t<jh'ctale, 
ad interdicta. Cette opiniun n'eft pus plm ea-ac/e qut le» prid' 
deniBs, ear il est bien eertain qu*fm ne peut pa8 pltm poa»4det la mer, 
c'est'ihdire l» -ditentr ePune nutniire permanente, que Von ne peiU 
atoir un dKOit de propiicU- i>ut eile.'' -- FnuvhiUe , Compin, 
Despaff Hct stellrn mit Ktcht die B röche r'svhe Theorie neb4;n die 
Haute fruille's und Or tolan's, während Amati, ö, 20, sie der Kotr 
wcud lg kei t stlieorie gleichsetzt. 

i>. das Werk von ^1. Zum, Das Kriegsrecht zu Laude iü seiuer 
neuesten Gestaltung. Eine krJtisclte Untersnchang. Berlin. 1906. 
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mit ihrer Konstruktion auf so energischen und fast allgemeinen 
Widerspruch gestoßen sind, so dürfte das zum größten Teil der 
falschen Qualifizierung jenes Rechtes des Blockierenden über 
das beherrsclite Seegebiet zur Ijast zu legen sein. 

Die Effektivität kann nnr dann gegeben sein, wenn ein 
Teil des Meeres (die Blockadezone, der Blockadebeieich) derartig 
von blockierenden Schiifen und deren Gescbützen behenscbt 
wird, daB ein Durchbrach — wenn auch nicht al»8olut unmISg- 
lieh — so doch mit augenscheinlicher Qeiahr^) verbunden oder 
nnr unter Anwendung besonderer List oder unter Ausnutzung 
ganz besonderer Verhältnisse (wie Nebel, Unwetter und dergL) 
möglicli ist Dieser Satz ist da« Ergebnis einer langen Ent- 
wicklung, ilu* iuit der Pariser Seerechtsdeklaratiuii zu einem 
vorläufigen Abschluß gekommtn ist. Tvr ist der Erfolg eines 
bfniarrlichen Kiiigi'iis (l*'r Secniächte zweiten Ranfjes um Be- 
seitigung dt'r örtlich unbugitiizf cii und daher den Handel und 
freien Verkelir auf allen Weltmeeren hemmenden und lalim- 
legendrn Anwendung des Blockaderechts im alten Sinne, das 
ina Grunde nicht.s anderes bedeutete als die völlige Untersagung 
jeden neutralen Handels mit dem Feinde. Art. 4 der Seerechts- 
deklaratioD sollte die „englische Blockade" beseitigen, die Be- 
lästigung und Aufbringung neutraler Schiffe in großer Ent- 
fernung vom Blockadebereich unter dem Titel des Blockade- 
rechtes fortan unmdglich machen; er ist eine der englischen 
Seemacht abgerangene Konzession an das internationale See- 
kriegsrecht. Eine Lokalisierung der Blockade, eine 
Beziehung des Blockaderechts auf einen bestimmten Teil des 
Veeres, sollte dem Grandsatz der Meeresfreiheit, den das alte 
Blockaderecht manchmal nahezu suspendiert hatte, in möglichst 
weitgehender Weise zugunsten des neutralen Handels wahren. 
An Ort und Stelle muß die militärische Gewalt des Krieg- 
führenden zur See derartig fest jreprründet sein, daß sie hin- 
reicht, den Zugang zur KüsU* wiriviicli zu verhindern. 

Preuß Priscnrfglfinont vom 20.(5 1804 ß 20: .Hin Hafen gilt als 
hlcK^kit it. wenn er «lurch ein oder niehrt ic Kricysfahriteuge derjrestalt t;e- 
sperrt ibt, dali eiu ilaudelsschiff oboc augen<»cheinUche Gefahr der Aul- 
bringang in den Hafen nicht einUnf» oder m demselben nickt noalanfNi kann." 
Bbenso Art 27 d. Inetroktionen d. japaniecben XaiineminlsterB vom 7. 9. 1894. 
Z«t«e«bvift f. iBtera. TtirtX' u. OfTentL Iteebt. ZTI. B 
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Die Lokalisierung des Blorkadenclits war die Tendenz 
der Entwicklung bis 1856. Nach der Effektivität der Blockade 
bemißt sich jetzt der Bereich ibrer Wirksamkeit.^) Die Blockade- 
zone ist ein Stück des Meeres, das weder Staatsgebiet ist, noch 
fär die Zeit der Blockade als res communis omnium dem 
angemeinen Terkebr offen steht Der blockierende Staat erwirbt 
ttber diese Zone keine Gebietshoheit; denn seine ausschließliche 
Herrschalt ist der Natur der Blockade als einer Kriegsmaßregel 
entsprechend nur eine vorttbeigebende. 

Auf die absolute Militäigewalt des blockierenden Staates 
über die Blockadezone ist das ganze Blockaderecht zu gründen. 
Die Blockade beginnt, sobald diese absolute Gewalt erkennbar 
konstituiert ist, und endet^ sobald das Blockadegeschwader 
dieses Gebiet — nicht nur infolge höherer Gewalt, Yerfolgung 
eines Blockadebrechers usw. — verläßt. 

Ein Blockadeverbot ist also völkerrechtlich wirksam nur 
in (Irin w'irklicli beherrscht4?n Blorkiuii bereich. Daraus ei^ibt 
sich als norwcndi^ic roljicning auch die örtliche Be- 
S( lirünkung di r Auferlegung der Blockadebruclis- 
folgeij; sie ist „an die Oertliclikeit gebunden".-) Nur (1> r 
Versuch einer direkten Durchljrechuug des einsclilieliiiiden 
(ifirtcls ist Hbx'kadt'brucli. Ist der Bio« kadi bi echer — trotz 
Effekt ivität der Blockade — glüeklieh diiicligekoininen, Sf» i.st 
er außerhalb dieses der absolutt n M ilitiii [Gewalt des blockien nden 
Staates vorbehaltfuen Meercstcils und kann später wegen 
diese 8 Durch bruchs nicht mehr zur Rechenschaft gezogen 
werden . 

Dei- Kriegsnot wendiirkeitstheorie wurde entgegengehalten, 
sie vermöge es niclit zu decken, daß der blockierende Staat 
sich nicht mit der Sequestration des aufgebrachten Schiffes be- 
gnüge. Nimmt man die absolute M ilitäigewalt statt der 
militärischen Notwendigkeit als (irundlage an, so Ist die Weg- 
nahme des blockadebreelienden iSchiffes als einer guten Prise 
hinreichend begründet. Das blockierende Geschwader härtte 

9, MartiiM, S. 488. 
^ 0. Martitny S. 490; er sennt don Bloekadebrach neotr »Ii tats- 
widrig. Ueber d«D Bloekadebmch vgl. besondeis Fremont's Sciiriftcheii. 
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das Schiff, welches darchzubrecheii veisachte, auch durch seine 
Artillerie zum Sinken bringen können, wenn sonst die Auf- 
recbterhaltung der Effektivität in der ganzen Blockadelinie 
gefährdet erschienen wäre. Letssteres wird aber meistens der 
Fall sein, wenn das blockierende Schiff .das blockadebrechende 
verfolgt, um es wegzunehmen. Das Ydlkerrecht mifibilligt die 
Wegnahme nicht und verneint auch die Fortdauer der Effek- 
tivität im Falle einer solchen Verfolgung nicht; dagegen darf 
der Blockierende den Führer und die Besatzung des Blockade- 
brecbers nicht bestrafen. Er hat nur ein Repressivrecht 
das ihm die Annektierung des Schiffes und seiner Ladung ge- 
stattet. Die völkerrechtliche Besclirüiikung der in der abüoluten 
Militärgewalt liegenden Repressiv<j:e\v;ilt gegenüber den Per- 
sdiiL'ii, die sicli der absoluten Militärgcwiilt widersetzt haben, 
steht dem Charakter dieser Gewalt als cimT absolutm nicht 
entgegen. Audi die inilitiirische (iewait aber erobertes feind- 
liches Land, welches der bieger seinem Staate einverleiben 
wird, hat diesen absoluten Charakter, ungeachtet der völker- 
rechtlichen Besehräükungen, die dem Sieger auferlegt sind. 
£s bedarf wohl keiner ausführlichen Verwahrung dagegen, daß 
mit diesem Satze eine Analogie mit dem Rechtsinstitat der 
Okkupation nicht behauptet werden soll; es handelt sich hier 
lediglich um eine nähere Kennzeichnung der ^absoluten Militär- 
gewalt**. Die „Absolutheit*' sagt hier wie dort nichts anderes, 
als daß Jede andere Staatsgewalt ausgeschlossen und der Sieger 
bezw. der Blockierende in dem eroberten Territorium bezw. in 
dem Blockadebereich prinzipiell alle Gewalt und alle Rechte 
bat, daß stets sein freies Ermessen entscheidet, sofern nicht 
iui lOinzelnen ihn beschränkende Völkerrechtssätzt- in (ieltung 
sind. Die al)S(dute niilititrische (iewait im Blockadebereich 
gestattet dem lUockiereiiden, alle militärisch notwendigen Maß- 
nahmen zu ergreifen. darüi)er liinaiis ^nbt sie ihm ein Repressiv- 
recht, das den Uahnien des militärisch Xot wendigen sprengt 
und ein Stück alten Bioc k ad e- Beute rechts darstellt. Als Straf- 
anspruch kann dies Repressivrecht nicht charakterisiert werden, 
weil der Blockadebruch kein Delikt ist. 

1) fibenio Ullmann, S. 331, 332. 
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Damit sind wir genötigt, zu der neiicrding's in dankens- 
werter Weise von Rehw^) aufj^erollteii Fru^e Stellang zu 
nehmen: Ist der Hlockadcbnich ein völkerrecJitlichcs Delikt? 
Oder, wie man sie auch fontnilit r« n kann: Hesteht eine Reclits- 
pflicht von neutralen Untertanen, den Bluckadebefehl des 
Xriegführpiide!» zu respektieren ? 

Der llriniatstaat des neutralen l'ntertanen hat ihm den 
l^lockadebruch nicht verboten und ist dazu auch völkerrecht- 
lich nicht verpfliclitet. Das Individuum macht sich also seinem 
Staate gegenüber durch einen Blockadebruch nicht strafbar. 
Es wird dem Heimatstaate nicht in den Sinn kommen, den 
Blockadebruch als ^eine feindliche Handlung"" gegen eifi< _be- 
freondeten Staat"- aufzufassen und zu ahnden. Er ist lediiLrlich 
gebunden, zu dulden, daß seinen Angehörigen die Blockade- 
bmchsfolgen treffen; er darf ihm seinen Schutz nicht ange- 
deihen lassen, solange der Kriegführende die ihm gegen die 
neutralen Staaten obliegenden Pflichten nicht verletzt. Wenn 
nnn aber der Untertan sich durch den Blockadebmch keiner 
nacli seinem heimischen Rechte strafbaren Handlung schuldig 
macht, wie ist es dann zu erklären, daß die verfassungsmäßige 
Pflicht des Staates zur Gewährung des völkerrechtlichen Schutzes 
gegenüber dem Auslände^ nicht Platz greift? Dieser staats- 
rechtliche Zweifel erledigt sich durch Annahme eines Ge- 
wohnheitsrechtes. 

Auch ein Delikt gegen das Völkerrecht (oder wie anden» 
sa<ren; ein völkerrechtliches Delikt)'^) liegt nicht vor. Das 
Völkerrecht i'epruliiert den l^ldekadebrucli nicht, sondern be- 
handelt dies Unternehmen als ein reines Sju kulationsgeschäft. 
Wäre er eine „Neutralitatswidrigkeit ' eine Verletzung von 

^) Reh III, Untertanen als Subjekte völkerrechtHchrr rflichttii. in 
K-'hJrr''» Zeitschrift für Völkerrecht nod BundemtMiarecht. I. Bd. I.Heft. 

.s. :>3 ff. 

-) Art 3 Abs. 6 der Vt ifassuiii: <i<'s Deutschen Kcit Iis .Dem Auslände 
gegenüber haben alle Deutschen glcicbiuäiiig Anspruch auf den ^<chut^ ileä Reichs.' 

3) z. B. Gareis, Institationeii des Völkerrechts. S. Aull. Oieeseii. 
1901. S.257; s. die bei v. MartitM, IntemAtioiMle Rechtshilfe ia Straf- 
Sftcben, Bd. I, S. 60, angegebene Litefatvr. 

*) v.MariiiM, S. m 
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Nentralitätspflichton durch den Untertan des neatralen Staates, 
80 ergäbe sich eine eigentfimlicbe Rechtslage: eine von Erfolg 
gekrönte Nentralitätswidrigkeit eines neutralen Staates, d. h. 
ein Verhalten, welches den einen Kriegführenden fördert, wäre 
ein Delikt; dagegen wäre der einem neutralen Untertan ge- 
glückte Blockadebrueli koin Delikt. Also ein doppeltes Maß 
bei der Henrteilung derselbtu Sache. Hier wie dort h.dulelt 
es sich doch um Verletziirio* wirklicher oder angeblicher 
„Pflichten''. — Vermag i?^// //^ der eine völkerrechtliche Natur 
der Blockadeverptlichtun^!: neutraler Staatsuntertan ni aniiimiiii, 
den Vrdkerrerhtssritz zn erklären, daß ein glücklich die Blockade 
durchbrechendes iSchift frei wird? Man ptle;>t allerdings zu 
ar^uniontioren : ein solcher Blockadebrecher hat eben bewiesen, 
daß die Blockade nicht effektiv war. Selbst angenommen, diese 
Behauptung sei zutreffend, so bleibt der Fall noch unerklärt, 
daß das Blockadegeschwader oder ein einzelnes dazu gehöriges 
Schilf, durch Sturm oder Nebel gezwungen, sich kurze Zeit 
entfernt und ein neutrales SchitF die Gelegenheit benutzt und 
unbemerkt glücklich zum Hafen oder von diesem aus auf das 
freie Meer gelangt. Nach der herrschenden Lehre, welche 
auch die Praxis fttr sich hat, hört in einem solchen Falle die 
Blockade nicht auf, effektiv zu sein. Der Satz: der einzelne 
ge/j^lücktc Durchbruch erweise die Nii hteft'ektivität der Blockade, 
ist überdies unter allen Umständen abznlelinen, da er mit 
Art. 4 der Pariser Seereehtsdeklaratidu schltchtordin^s unver- 
einbar ist. Denn zuin HefrritY dei- etlektiven i^lttckade gehört 
nur, daß auji( iis( heinlielie (jietahr vorliegt, nicht absolute ün- 
möjrlichkeit eines Dnrclihriichs.M 

Rehm begründet den vidkerrechtlichen Deliktscharakter 
des Blockadebruchs damit, daß er sagt, die Herrschaft, die ein 
Staat kraft Völkerrechts außerhalb seines Uebietes ausübe, sei 
eine völkerrechtliche; es liege „völlcerrechtliclies Imperium'' 

*t S. hicncii Viosondfrs Compin. S 201: „Ce n'est pas parce que 
que!f]Ucs »arin's. yrdce ü ieur raptdit»' . a rfik^ntrifr (fp lu nuit au 
ii uu tir tii'ft'.L iucux des vaisttettu^r du öit/cun, pai ciendiaieni !i fm cer 
ee blovua, sans elre captur^s quil faut, comme l'ont J'ati quelques 
uuteurs, mdeonnaUre rexitienee tf« Veff^etwiU de ee ^locHe." 
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vor, wPTin er den T^ntert.uipn dritter St i itcn verhiete, einen 
blockierten Hnten anzulaufen. Was liehm vrtlkerrechtliche 
Herrseliaft nennt, ist nichts anderes als staatliche Gewalt, die 
hier als absolute Militärpewalt wirksam ist und sich in völker- 
rechtlich zulässiger Weise gegen jedermann Nacliachtung ver- 
schafft. I^s ist prewissennaßen eine militärische Diktatur, die 
jedem Fremden den Aufenthalt und die Durchfahrt untersagt, 
ohne Uber die militärischen Gründe ir<^end jemandem Rechen- 
schaft geben zu müssen. An und fttr sich kann er auf Grund 
seiner absoluten Militärgewalt anch Maßnahmen gegen die 
Besatzung des blockadebrechenden Schiffes eigreifen; das 
moderne Völkerrecht verwirft nur jede Bestrafung derselben. 
Bin Blockadebruch ist die Nichtachtung des Befehls der 
absoluten Militärgewalt, nicht eines Ydlkeirechtssatzes. Da« 
Völkerrecht fiberläßt es dieser Militärgewalt, im einzelnen 
Falle den Befehl zu erlassen und ihm Nachdruck zu geben. 
Bine Rechtspflicht des Individuums gegenfiber diesem Befehls- 
recht besteht völkerrechtlich nicht; dem Befehlsrecht entspricht 
eine Dnldunprspflicht der neutralen Staaten, keine Gehorsams- 
pfliclit des lilockadebrechers. Dieser riskiert einen Vermögfens- 
Verlust, es steht bei ihm, ob er den Heielil respektieren oder 
das Seilift mit Ladunjr als Einsatz bei dem (Jlücksspiel wagc'ii 
will. Seinem Leben und seiner Freiheit droht nichts, wenn 
er dem verfnlpenden Kriegsschiffe sich widerstandslos ei-gibt. 
Sucht er du^eg-en mit Anwendung- von (Tcwalt die Aufbrinjrung 
zu ven itt'ln, so ist er einf iii *ieni('inrn Verbreeher g^leich der 
Gewalt des Blockierenden völlig preisgegeben, der ihn an 
Leib und rieben strafen kann. 

Ist der Hlockadebnich -) ein Delikt im Sinne des Staats- 
rechts des blockierenden Staates? — Jcllitiek^) erklärt mit 
Becht eine direkte Verletzung des Völkerrechts durch den Ein- 
zelnen für nicht mög^lich, der einzelne könne stets nur eine 
innerstaatliche Vorschrift übertreten. Die kriegspolizeilichen 

Jcllinek, rfystein der subjektiven uffenlUchen Ruchtc. 2. Auil. 
Tübingen. 1905. 8.327!. 

S) Hier, wie ttberalt, wo vom Blockadebrach gehandelt wird, kommt 
selbstverst&ndlioh nor ein Unternehmen von Pri rat schiffen in Betracht. 
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Vorschritten über die Blockade seien für den konkreten Fall 
staatsrechtlicher Natur, insofern sie Wirkungen auf neutrale 
l^ntertanen äußern. ^Das Völkerrecht schafft gleichsam den 
Kechtsinhalt, das materielle Kkiiu nt dieser Bestimmungen, die 
dem einzelnen jedoch als Befehle der fremden Staatsgewalt, in 
deren Herrschaftsbereich er sich eventuell begibt, entgegen- 
treten/ Ich glaube, man muß hier unterscheiden: Befehl der 
fremden Staatsgewalt im Blockadebereich und innerstaatliche 
Vorschrift. Darauf läuft auch Rehm's^) Polemik gegen 
Jellinek hinaus; sie betont^ daß die durch Staatsrecht be- 
stimmte Gewalt des Staates ihre Grenzen an seinem Gebiet 
lind seinen Angehörigen hat. Vor dem Forum des Staatsrechtes 
dt.'S blockierenden Staates ist die Blockadezonc krin Stuats- 
g-ebiot. Ein Delikt gegen das innerstaatlic lie Tlecbt ist der 
l;i('< k;iilpbrucli nicht. Das erhellt, wenn man sicli den Fall 

• 

vcr^egenwärtifrt. dal?» ein neutrales SeliitY die Ulockadelinie 
glücklich durclibriclit und den näclisten Hafen des blockierenden 
Staates anläuft. Dieser darf den lilockadebruch nicht als 
strafbare Handlung ahnden, sondern innß ihn einem Eingriff 
in die niilitärischen Aktionen dritter Staaten, geschehen auf 
staatsfreindcni (rebiet, gleicliaditen. Eine Delictsnatur nach 
innerstaatlichem Becht (des blockierenden Staates) kann dem 
Blockadebruch nicht zugeschrieben werden, weil lediglich ein 
Repiessivrecht der militärischen Macht an Ort und Stelle, im 
Blockadebereich, existiert. Das prisengerichtliche Verfahren 
konstatiert nur, ob das Repressivrecht in den völkerrechtlichen 
Grenzen geblieben ist. 

Der Blockadebruch ist also kein Delikt im eigentlichen 
Sinne, weder ein völkerrechtliches noch ein gegen die durch 
Staatsreclit be.si mimte (Jewalt des blockierenden oder des neu- 
tralen Staates gerichtetes. Eines völkerrechtlichen Delikts 
würde sieh der aufbringende Staat schuldig machen, wenn er 
das aufgebrachte Schiff nntl di -mh liesatzun^ anerkannten 
Yölkerrechtsregeln znwid»'r behandeln \v(dlte, und der neutrale 
Staat, wenn er einem Untertau, gegen den der aufbringende 



>) Mektitf a. a. 0. 
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Staat inaerhalb der völkerrechtlich gebotenen Grenzen geblieben 
ist, seinen völkerrechtlichen Schutz angedeihen lassen wollte, 
nm ihn vor den regulären Folgen des Blockadebmchs zn be- 
wahren. Dem Befehlsrecht des blockierenden Staates in dem 
Blockadebereich entsprechen nur Reclitspflichten der neutralen 
Staaten, nicht ihror l'ntert;iiiL'n. Dm UmiuHihi^ii'H dw Irtztcn ii 
j^egenüber rwiinnt in deju VnWr. dulj sie dt.*n lihKkiidt'bet'eUI 
nicht resju ktieren, das Völkt i i v. lit dt nsellien Standpunkt ein 
wie dns Staatsrecht der neutralen Sraaten: Die ünttitaiien 
sind i'ini r s( Ibstgewählten tiefahr ausgesetzt; der R]n( ka<lf- 
bruch ist eine Spekulation, kein Angriff auf die luiiitärisclieu 
Streitkräfte des l)lockierenden Staat* - 

Ist die Zurückführnng des l^lorkadi ivclits auf die abs(dute 
^lilitärgewalt im Blockadebcreich, weiche ni. K. allein dem 
.heutigen Stande des lilockaderechts entspricht, eine befriedi- 
gende Losnng in dem Sinne, daß sie die Anforderungen erfüllt» 
die an ein ideales Völkerrecht zu stellen wären? Die Antwort 
kann nur lauten : Nein. Die absolute militärische Notwendigkeit 
muß wie im Landkriegsrecht anch im Seekriege als Maßstab 
für die Rechtmäßigkeit aller militärischen Operationen ge- 
nommen werden, wozu freilich wegen der besonderen Art des 
Kriegsinittels, dus den neutralen Hande l anlierordentlif h schwer 
triftt, eine genaue rnischreibung der lilin kadezonc als uiu iit- 
helirliclie Krgänzung treten »mißt«' Diese Abgrenzung witr»- 
in der diplomatischen Notihkation >tets anzu«r<d)en. Di»* mili- 
tärische Notwendigkeit würde eine Spezialnotitikation in alh ii 
Fällen zur Pt1i<lit machen, wo das sicli näliernde neutrale 
Schiff nicht offenbar Kenntnis von dem Bestehen der Blockade 
hat iiml iiii ht sogleich den Ditrchbruch versucht. Eine Ver- 
bindung der Notwendigkeitstheorie und des dem Hautefeuille- 
schen Erklärungsversuch zugrunde liegenden Gedankens, daß 
das Rechtsinstitut der Blockade eine territoriale (Grundlage 
hat und haben muß, ergäbe einen erträglichen Kechtszustand. 
Angesichts dieser doppelten Bürgschaft könnte die absolute 
Militärgewalt unbedenklich zu einer unbeschränkten Strafgewalt 
im Blockadebereich ausgestaltet werden. Das heute bestehende 
Repressivrecht ist einerseits kein Strafrecht, andererseits geht 




Digiti;^ 




Die rechtlklie Natur der Blockade. 



41 



es fiber das militärisch Notwendige hinaos. Sind die genannten 
Garantien nicht 2U erreichen, so wäre eine staatsvertragliche 
Fixierung des Blockaderechts auf der Gmndlage der absolnten 
Militärherrschalt in der fest umgrenzten Blockadezone wflnschens- 
wert. Denn sie gewährleistet wenigstens in vollem Umfange 
die Effektivität der Blockade und wahrt damit indirekt auch 
das Interesse der neutralen Staaten und ihrer Untertanen; sie 
wird dem Grundsatz des Art. 4 der Pariser Seerechtsdeklaration 
in jeder Beziehung gerecht und schließt jede Umgehung des- 
selben ans. 

Recht pessimistisch denkt iiianclier nicht nur in Deutsch- 
land wenn die Frage aufgeworten wird, nli sich in einem 
künftigen Seekriege alle Mächte des zn Varia gegebenen Wortes 
werden erinnern w(dlen. insbesondere das seegewaltige Rrit^n- 
reich. Wird es dem KitonlemiK der Effektivität der IJlockade 
völlig gerecht werden, oder wird das frivole, oft gehörte: 
„Might in riyht!" jedwede Hewalttat nnd jede \ crgewaltigung 
des Art. 4 rechtfertigen müssen? Kngiand h;it hi.'^her znr 
Beseitifrnn^ des tieiwurzelnden Mißtrauens nicht allzuviel getan. 
Kaum waren einige Jahre seit l Unterzeichnung der Heklaration 
von 1856 verflossen, als im englischen Parlament ihre Bestim- 
mungen für unausführbar erklärt wurden; man behauptete 
damals, diese Artikel versetzten der englischen Seehenschaft 
den Tr)des.<;tüß. Keiner der Minister, von denen einer selbst 
die Deklaration mitunterzeichnet hatte, erhob seine Stimme 
zu ihrer Verteidigung. „Ainsi donc'^f schrieb Haute feuille^) 
im Jahie 1868, „les auires puissances sont pr^venues ä 
ramuce, la Grande-Bretagne se tromera dam ki n4cesHüä 
de violer la dät^aratian de 1856/* Damm redete er einem 
dauernden bewaffneten Neutralitätsbündnis aller Seemächte 
gegen England das Wort, nnd als glühender Patriot hegte er 
den Wunsch, Frankreich an der Spitze dieser „heiligen" 
Allianz zu sehen. — Wenn nicht alle Zeichen trügen, ist 
England neuerdings einer ernsten Mitarbeit an der inter- 
nationalen Regelung des Seekriegsrechtes auf der zweiten 



'j tlauiefeuille, I, Discoars preliminuire S. XXXI. 
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HtLager Konferenz, die hoffentlich insbesondere auch in der 
Geschichte des Blockaderechtes epochemachend sein w ird. nicht 
abgeneigt.^) Gerade im Blockaderecht wird es von entscheidender 
Bedeutung sein, ob Enghind von seiner traditionellen Stellnng 
abzugehen gewillt ist. Hier ist vor allen der Beweis zu ei^ 
bringen, daß das 1856 gegebene Wort aufrichtig gemeint war; 
wird der Grundsatz der Effektivität in allen seinen Konsequenzen 
rückhaltlos anerkannt^ so muß eine internationale Yeistftndigang 
über das Blockaderecht erreicht werden kdnnen. Das Deutsche 
Reich wird seine l'ntei*stützung nicht versa<^i'n, wo immer es 
gilt, feste (inindsatzi' über seerechtliche Frag"en in die völker- 
rechtlichen Bi-zifliuiigen fiiizulühivji ; st'iiic Iiitcressen am See- 
kriegsrecht „decken sich mit den Prinzipien des Völkerrechts/-} 

*) Zorn in der Deutschen Juristen-Zeiiung. XL Jahrg. Nr. 19, 
i>p. 104^; ebenda Eyck Itbw den Brief des Lordkanxlen Baron Lorebum 

an die Times (verüffentlicht in der Nummer vom 14. (tn). Ximieyer 
in der „Marine- Rundschau"- UMM5 S. llO.HfT , besonders S. IIW». — Das Pro- 
gramm der bcTorRtfhendr'n Scrrrrhtskonft'renz ist m. W. im einzelnen noch 
nicht bekannt i^egeben. Zorn schreibt im Recht*'. Nummer v 10 1.07, 
8. 11: ,Eine neue Ilaager Konferenz soll die bis vor kurzem als ganz aas- 
sichtsloe betrachtete Aufgabe angreifen, auch das Seekriegsrecht grundAtzUoli 
nnd hl hnnaner Webe zn kodifixteren.' — Ebie Einigung Uber die Rechte 
nnd Pflichten der Neatralen wird ohne eine Regelang des Blodkademohts 
nnmQglich sein. 

-1 Nicmeyer in der Dcutucheu Juristen-Zeitung. V. Jahrg. Nr. 3; 
Hede des Staatssekretärs dr? Atisw:lrtigen Amts Graf v, Bülow in der 
Sitzung des Reichstags vom lü. 1. QU. 
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In welchem Umfange glU Im Verhältnisse des Deutschen 

Reiches zu der Schweiz das völkerrechtliche Prinzip 

der Spezialität? ') 

Von Landgeriditsrat IHtlilliaaill in NOniberg. 

Der 11. Strafsenat des Reichsgerichts hat in der Ent- 
scheidung vom «. 2. 1898 (Entsch. i. St. S. 30, 440) den Satz 
erir\\ n kelt: Ein von der Schweiz nach Deutschland ausgelieferter 
Wihncher kann auch wegen einer anderen Tat, als wegen 
derer die Auslipfenuifr stattgefunden hat. verfolgt werden, falls 
es sich um ein in dem dciitsch-scliwcizerischen Anslieferungs- 
vertrage vorgesehenes Verbrechen oder Vergehen liandtdt.'^) 

Die Begründung dieser Entscheidung gipfelt darin, dtif« 
der völkerreclitliehe (irundsatz der Spezialität der Auslieferung 
in seinem vollen Tnitange xwar in den deutsch*'!! Ausliefei-iings- 
verträgen mit Cxroßbritannien, dem Kongostaat und den Nieder- 
landen ausdrücklich statuiert sei. daB alter der mit der Schweiz 
abgeschlossene Vertrag einer solchen Bestimmung ermangle and 

^) AuiilicIeruDgsvertrag des Deutscben Keiches mit der Schweiz voui 
24. 1. 1874 RQBl 1874, 115 If. SchweiseriaclieB BandetgeBeU betr. die Aob- 
liefenmg gegenflber dem Aiulaiide Tom 28. 1. 1892 (abgedr. Ztacb. II 202). 
Literatur: Lammasch, ÄnsUeferangspflicht and AAjrlrecht; v. Martiix, 

Die internationale Rechtshilfe in Strafsachen; r. Bar, Lehrbuch des intcp- 
n&tionalen Privat- und S t ra f rechts ; G rasch, Das d»nitschc AnsÜeferungs- 
wht S 2ö. S. 2491!.; De lins. Ztsch. V 52y, XVI 1«7 ; derselbe ia QnU- 
tUtmmers Archiv f. ülraf recht 39, 112. 

^ Auf demselben Standpunkte stehen der L Strafsenat in Entsch. i. St. 
8. 31, 284 (deiitaeh-belgiBdier Fall) und ohne nähere BegrUndiuig fOr den 
dcntaeli-itnlieniKhen Veitrag «. Bar, Note 8 sn § 78, Lamma9cht 8. 786. 
wogegen für den deutsch-itaheniscben Vertrag Keichskanzlcr und preußischer 
Justizminister in Preuß. JMRl 1H78 S. 187 und der III. Strafsenat in Entsch. 
i. St. S 29, 270, ferner für den nun aufgehobenen. jL'leirhfalls einer ansdrilrk- 
lichen Bestimmang ermangelnden preuliiscb-uiederländischen AusUeferungs- 
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daß aus diesem Schweigen des Vertrags einerseits, andererseits 
ans dem Umstände, daß der Vertrag die Verfolgong des Aus- 
gelieferten wegen politischer und wegen der im Vertrage nictit 
mit Anslieferungscbarakter bekleideten Delikte ausdröcklich 
verbiete, argumenta e contrario der oben wiedergegebene 
Itechtssatz zu folgern sei. Diese Beweisführung scheint nicht 
einwandfrei zu sein. Das Prinzip der Spezialität bat in der 
Theorie des Anslieferungsrechts wenigstens in der kontinentalen, 
solange als ein Axiom gegolten/) daß noch die Entscheidung 
des in. Strafsenates des Reichsgerichts vom 21. 12. 1896 bei 
Auslegung des deutsch-italienischen Vertrags ohne weiteres 
.von der schon nach dem allgemeinen völkerrechtlichen 
Cirundsatze der Spezialität der Auslieferung unzulässigen Ver- 
folgung wegen einer anderen Straftat, als wegen derer die 
Auslieferung erfolgte", spricht. M;iii wird daher das Schweigen 
eines schon 1R74 ahgeschlossenen Ausliuit i iuigsveitrages über 
jenen Punkt v<iii driii Standpunkt der 1H74 heri-schenden An- 
schauungen ans wulil eher dalun iiiti riiiTtit icii dürfen, dalj die 
Verfasser des Vertrags den (iruiidsMtz der Spezialität in deiii 
Vertrage gerade deshalb uirht erwähnt haben, weil si<^ ihn für 
selbsverständlif'h liii ltrii. 1 )i(' Tittsache alxT. d;(|j <ler dfiitscli- 
englisehe Vertrag das reine Sp» /i;ilit;itsprinzip mit besoiidci ( r 
Schürfe zum Au.sdruck brinirt. urinnlrr sich «'iiit'ach durinif. 
weil die englische Regierung im Hinblick aul die ihr durch 
die Extradition Akt vom 9. 8. 187Ü Preliminury Abs. 3, Ziff. 2 



vertrag vom 17. II lH5f» der Feriensenat, des KeichsgiTiclits in I'rtcil vom 
2i>. 8. 1S88 iPrciiß. .IMBl 1889 S. 12(1 • die im Texte » nt wickelte Auffassung 
vertreten. Zu dem deutsch-belgisrhpn Fall sei bemerkt, dali r. Martitz, 
II öl ff. der Nachweis gelunguu aein durfte, daü aucli da» belgische Aua- 
licferungsgeseti vom 1. 10. Vi&& von der Baina des SpeziaUUltspiinxips an»- 
ging; freilich hat diese Erkenntnis in Belgien nicht immer bestanden und 
insbesondere nicht, wie die bei r. Martitz, II öl angeführten belgischen 
Min. -Entschließungen beweisen, in der dem deutsch-l)elgischen Vertrage un- 
mittelbar vorauss^ehend -n Zeit. E?i bleiltt daher all* riiiiiL'^« zweifelhaft, welclif 
Intention die beiijiscbe Kegieruog bei dem Vertrage vun 1874 in unserer 
^laterie verfolgte. 

^) S. die Zitate bei Lammaifrh, tS. 747» insbesondere die 188U auf« 
gestellten Thesen des Institut de droit iHtematiunal. 



Digitized by Google 



Völkerrechtliches Prinzip der Spezialität, Deatächland/Schweiz. 45 



(abgedruckt bei Grosch, S. 140) auferlegten Pflichten genötigt 
war, die^se Klausel speziell in den Vertrag einzurücken. Der 
deutsch-englische Vertrag beweist also weder tür nocli gegen 
die Wünsche iiii l Absichten, welche die deutsche Regierung 
bt'i AI »sc Iii Iii.) (It's \ crtrags mit der Schweiz liegte. l)ie Ver- 
schi('(h'iiarti<:ki it endlich, der erst IHDO l»ezw. 1896 entstandeneu 
deutscln ii Verträge mit dem Korif^ostaat und den Xit^derlandeii 
kann doch unmöglich zur Auslegung des viele .lalire früher 
jreschlossenen dentsr!i-schweizerischen Vertrags herangezogen 
werden. NocIi weiii^'-er beweiskräftig dürfte das in der Knt- 
.<elieidni)^' des I. Strafsenates vom 7. 7. 18V)S in den Vorder- 
jrrund gerückte Argument aus dem ausdrücklichen Verbot der 
Verfolgung des Ausgelieferten wegen politischer und wegen der 
keine Auslieferungsqualität tragenden gemeinen Delikte sein. 
.Die (reitung jenes Satzes," sagt letztere Entscheidung, indem 
m das konsequent durchgeführte Spezialitütsprinzip meint, 
.würde die Aufzüblung" — nämlich der politischen und der 
nicht mit Auslieferungscharakter versehenen gemeinen Delikte — 
^zwecklos machen**. Die Entscheidung meint also, man hätte, 
wenn man wirklich von dem reinen Spezialitätsprinzip aus- 
ging, doch nicht eigens die Verfolgung der Ausgelieferten wegen 
der soeben genannten Handlungen zn verbieten brauchen, denn 
nach jenem Grundsätze könnte ja der ausliefernde Staat seine 
Zustimmung zu der nachträglichen Verfolgung eines Ausge- 
lieferten wegen solcher Begangenschaften jeweils von Fall zu Fall 
versagen. Allein jene Vertragsklausel statuiert, worauf zuerst 
9. Martite, II 54, hingewiesen hat, die Unmöglichkeit der 
Verfolguiijj: wegen der politischen und der gemeinen, nicht Aus- 
lieferiingsqualität tragenden Delikte für alle Fälle, also auch 
für den Fall, daß die ausliefernde Regieriuig der Verfolgung 
des wegen eines wirklichen Auslieferungsdeliktes Ausgelieferten 
wegen eines politischen oder eines gemeinen Nichtauslieferungs- 
ileliktes hinterher zustiinnien s(dlte; die erwähnte Klansei ist 
daher, anrb wenn mau dem Vertrage das reine S]iezialitäts- 
prinzip unterlegt, keineswegs zwecklos, stiudein rechtlich und 
l>oiitisch bedeutsam; sie macht den Ausgelieferten von dem 
Krmessen der Kegierung, wekhe Ilm ausgeliefert hat, bezüglicli 
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der erwähnten Delikte unabhängig und schütiJt uni^tkt lirt die 
aiislict'trnde Rejriprung vor der unter Uinstäiidcii jK'inliclien 
8t( lliiii^mahme zu dergleichen, hienach nidit mehr wohl denk- 
baren Ersuchen der anderen Hegierung um nachträfrliche Zn- 
stimmung zur Verfolgung wegen eines Nichtauslieferun^^sdeliktes. 

Zudem scheint uns die Anwendung des argumentum 
e contrario wegen des oft etwas unsicheren Ergebnisses gerade 
für die Auslegung internationaler Verträge, bei denen doch 
sonst das Prinzip der strikten Interpretation gilt, nicht un- 
bedenklich zu sein. Für den deutsch-schweizerischen Vertrag 
aber scheint sie jedenfalls um so weniger zulässig, weil gerade 
die Schweiz schon 1863 in dem Falle Delafleld — Lammasch , 
14tl — mit Italien wegen des damals freilich schweizerischer^ 
seits yemeinten Spezialitätsprinzips in Differenzen geraten war, 
sonach erhöhten Anlaß gehabt hätte, eine etwa beabsichtigte 
Negation des von ihr in dem Falle Delafield schließlich zu- 
gestandenen Spezialitätsprinzips positiv feststellen zu lassen. 
Hiefür wäre wohl auch der Umstand in Betracht gekommen, 
daß die für die Schweiz so naheliegende französische Praxis 
schon seit dem französischen MinisterialKirkular vom 5. 4, 1841 
— 8. Lammasch, 753 und v. MartiU, II 52 — das Speziall- 
tiitsprinzip, abgesehen von bloßer Kontumazialverfolgung, an- 
genommen hatte. 

(lesetzt über, diu AuÄki^uii^r. welclie der II. Strafsenat 
dem deutscii-scliwf'izerischen Vennige gab, lasse sich wirklich 
mit diu Bestill 1 M l itjjfen des Vertrages selbst ven.'iuigeu, so 
muß auffallen, ilau die ßegründunp: des mehrgenannten Er- 
kenntnisses des scliweizerischen Dniidcsgesetzes, betreffend die 
Auslieferung gegenüber dem Aii>l;inde vom 22. 1. 1892 mit 
keinem Worte gedenkt. Dieses Gesetz be^itimmt nämlich in 
Art. 7: 

_Die Auslit'ici'img i.st stets an die r.rdiji^iiiiig geknüpft, 
daß der .Ans;4eli' tertt- lür keine ainli ir, vor dry Stellung des 
Aiislieferung>l*i'p hrens begangene ilandlunfr vcrfcl^xt oder be- 
straft werden darf, als für die. um deren Willen die Aus- 
lieferung erfolgt ist, und für damit zusammenhängende Hand- 
lungen, es sei denn, daß der Ausgelieferte und sein aUfüIliger 
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Verteidiger uüer Rechtsbeistand ausdrücklich einwilligen, oder 
daß der Ausgelieferte während eines Monats nach seiner end- 
gülti«rf n Freilassung von der Möglichkeit, das Gebiet des er- 
sucbenden Staates zu verlassen, keinen Gebrauch gemacht bat. 

Der Bundesrat kann auf erneutes Begeliren des ersuchenden 
Staates gestatten, daß der Ausgelieferte wegen einer früher 
begangenen, im ersten Auslieferungsbegehren nicht angeführten 
strafbaren Handlung verfolgt oder bestraft werde. 

Der Bundesrat kann seinerseits auf die in Abs. 1 erwähnte 
Bedingung eingeben, wenn im entsprechenden Fall das Aus- 
lieferungsbegehren von der Schweiz gestellt wird.*' 

Die Frage, ob diesem Gesetze gegenüber dem dentsch- 
schweizerischen Vertrag bei Ziigrundeleguiij^^ der — freilich 
nicht unbestrittenen — reirhs^erichtliclien Entscheidung eine 
Bedeutung zukommt, dürfte zu bejahen sein. Zwar versteht 
sich von selbst, dal] (irr Ausli» leriu)<rsvertrag als solcher diirrh 
den einen Kontra beuten, hier die Sehweiz. weder preiindert 
noch in für den andern Teil verbindlicher Weisse authentisch 
ausgelegt werden konnte.^) Die Bedeutung des schweizerischen 
Gesetzes liegt vielmehr auf einem andern Gebiete. Man mag 
in der Auslegung des fraglichen Vertrags mit dem Reiclis- 
gericht darüber einig sein, daß der Vertrag an sich dem 
Deutschen Reiche niclit verbietet, den Ausgelieferten wegen 
eines in dem Auslieferungsbegehren nicht angeführten soge- 
nannten Ausliefenmgsdeliktes zu verfolgen. Auf der andern 
Seite aber müssen Verpflichtungen, welche die Schweiz in Durch- 
brechung des Asylprinzips für genauumschriebene Voraus- 
setzungen eingegangen hat, strikt interpretiert werden.^ 
Wenn nun die Schweiz sich verpflichtet hat, einen Deutschen 
wegen einer als Auslief erungsdelikt sich qualifizierenden Tat, 
welche laut Art. 7 des Vertnigs genau substanziu rt werden 
muß, — selbstverständlich nach voi*gaiigiger Kognition, ob die 

^) Witt ftuch der adiweiMritche Bondesrat in dem Kreiacchrdbeit Tom 
22. 1. 1892 (Schweis. Bti]id.-BI. 1892 lY S. 31 ff., anch abgedr. Ztach. U 511) 
MBdrHeklich «nerkaimt hat 

^) Für strikte IntcrprctatioD der Aiulieferangsyerteftge mit Entecfaiedeik' 
keit R. O. i. St. 8. XU 383. 
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so substanziierte Tat sich wirklich als AnslicfiTunprsdelikt dar- 
stollt — an die deutschen Behörden auszuliefern, so mögen 
diese an sich nicht gehindert sein, den Ausgelieferten wegen 
anderweiter Auslieferungsdelikte — eventuell sogar iiacli Weg- 
fall des dem Auslieferungsverfahren zugrunde liegenden 
Deliktes durch Einstellung des diesbezüglichen Verfalirens — 
zu verfolgen; kein positives Vertrags verbot steht dem entgegen. 
Aber ebenso gewÜ] hat die Schweiz ihrerseits durch die dem 
Vertrage gegebene Fassung sich nicht des Rechtes begeben, 
das Asylrecht aufrecht zu erhalten, soweit nicht positiver 
Yertragsinhalt es durchbricht, daher die Auslieferung auf die 
in dem ursprünglichen AusUeferungsbegehren angeführten 
Delikte ausdrücklich zu beschränken und zu verlangen, dafi 
bezüglich aller weiteren dem Beschuldigten zur Last gelegten 
Delikte der schweizerischen Behörde behufs Prüfung, ob sie 
wirklich Auslieferungscharakter besitzen, die in An. 7 des 
Vertrags bezeichneten Unterlagen vorgelegt werden; mit 
anderen Worten, die deutsche Behörde, welche den Ausge- 
lieferten wegen eines anderweiten als des Im ursprünglichen 
Auslieferungsbegehreu angeführten Auslieferungsdeliktes zu ver- 
folgen gedenkt, hat die Krmächtigung der schweizerischen Be- 
hörde liiezu nachzusuchen. Die schweizerische Behörde ist 
natürlich kraft des Vertrags verpllielitet, die Krmächtigung 
zur Verfolgung zu ertt ih n, falls die Prüfung der l nterlageu 
ergibt, da(j wirklii h Anslieferungsdelikte in Frage stehen. 

Stellt mau sich uut diesen Standpunkt, so hat der deut^sche 
Bit hter, da alle schweizerisciien AuslielVrunfis« i klartiugen mit 
dei" Sehranke der Spezialität ab^cmhen werden, nach all- 
gemeinen völkeirecjjtliclien l*rinzipien, wo nicht schon iiaeh 
positiver Nonn die Begrenzung der Ansliefernngserkläruug 
zu beachten: er darl also den Ausgeliefei ten wegen einer 
anderen Tat, als wegen derer die Auslieferung geschehen, nur 

1) Mit Recht wüuiäclit Del tun, Ztsch. XVI 187, reichsgcseUliclie 
Regelung dieser gkicbfalls viel nrnstrittenen Frage, das bayerische GeseU 
vom 16. 4. 1868 (OBl, 1868 S. 6:^3) bestimmt ansdrücklich: Binsiger Artikel: 
,Iat eioe in ettum fremden Staate sich befindende Penon mehmer straf- 
bareo Handlungen angeecbuldigt aod hat die Staatsregierang dem um Ans- 
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dann verfolg:en, wenn die Verfolgfung schweizerischerspits in 
Anwendung des Art. 7 Abs. 2 des schweizerischen Bundes- 
g-esetzes gestattet wird. «Sohin führte wenn nicht schon die 
Auslegung des deutsch-schweizerisclien Auslieferungsvertrags 
an sich, jedenfalls der Inhalt der auf Grund desselben schweize- 
rischerseits abgegebenen Ausliefenmgserklämngen zn dem 
Schlosse, daß für die Auslieferungen ans der Schweiz nach 
Deutschland das Prinzip der Spezialitat in dem oben ange- 
deuteten Sinne gilt. 

Schließlich sei die Bemerkung gestattet, daß eine allfalsige 
Abweichung von der auch vom Reichskanzler und Freuß. Justiz- 
ministerium vertretenen Anschauung des ni. Strafeenats mit 
Rücksicht auf das in Italien — s. Lammasch, 749, 753 — 
lierrschende Spezialitätspriiizip unzw i itVlliaft auf em'rjj:ischen 
Widerspnich italifmischerseits stoßen würde. Hält man aber 
einmal an dem Spezialitat^priiizijt für den dcuts* li-italicnisclieii 
Vertrag fest, so würde es zu eiin iu <irwiß n 11 erträglichen 
Widerspruch führen, wollte man den bezüglich dieser Materie 
nur redaktionell abweichenden deutsch-schweizerisciien Vertrag 
anders als den deutsch-italienischen Vertrag handhaben.^) 

liefcroDg ang^angencn ötaut« die Zasicherung crt4^ilt, daß eine üMafrecLt- 
Uche VerMtwoitlichkeit wegen einielner dieser strafbaren Handlungen nicht 
eintrete, so dflrfen die Gerichte bei der strafrechtlichen Verfolgung und Ab- 
nrteilmig des Am^lieferten die in dw Znsicbening hegriffenen Reate nicht 
bcrflcksichtigei).* 

Von Interesse wäre, auch für den deutschen Juristen, ob die 
schweizerischen Gerichte don Vertraf? im S'innp dos Spn^ialitätsprinzips oder 
umgekehrt handlialu ii , vielleicht nimmt ein schweizerischer Leser dieser Zeit- 
schrift hiezu das Wort. 



Z«itschrift f. latmi. Privat* v. öfTentl. «obt. XVU. 4 
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Studien aus dem MernatioRaleii Verwattimgerecbt 

L 

Bie reli^ÖHe Kin^erendehuni?. 
Von Dr. 14arl Seume^er^ Privatdozent in MOocl^ 

Vorbemerkung. 
Der VerfBsser dieser Zeilen nimmt an, es gebe ein inter- 
nationales Yerwaltungsrecbt als besonderen Zweig der staatUcben 

Rechtsordnungen. Nicht im Sinne eines Rechts, welches für 
die verwaltende Tätigkeit der interiiatiunaleu Gemeinschaft 
gälte; noch wfnif^er eines Samnielsiiriiiras, das die Sät^e zu- 
saniraeuträg-t. in wclrhon das « m/t lütaatliclie Vmvaltiin}.r^n'cht 
von Aiislaml und Ausiandtrn .«spricht. Sondern als ein gt^naiieü 
Gegeiiütück zum internationalen Zi\ iliticht, gleich diesem 
bpstimmt, die Grenzen staatlit her Tätigkeit jregenüber der 
gleichartigen Tätigkeit anderer Staaten zu ziehen, dort in 
privaten, hier in öffpiitlirhrn Anfrolegenbeiten — Zuständigkeit»- 
lehre, die in Ermangelung ausdrücklicher gesetzlicher Norroienmg 
ihre positive Geltung aus der Eigenart d» s geordneten Ver- 
hältnisses und seiner dadurch bedingten Festlegung im Raum 
ableitet Verfasser ist seit langen Jahren damit beschäftigt, 
Material ffir ein internationales Verwaltungsrecbt in dem bier 
vermeinten Sinn zusammenzubringen, und er bolft, einen vor- 
Ifinfigen Abscblufi seiner l^rgebnisse in absehbarer Zeit vor- 
legen zu können. Um in die Art der beabsichtigten Behandlnng 
einzuführen, sollen einige Stücke des besonderen Teils, zunächst 4 
aus dem Abschnitt Staatskirchenreclit, hier zum voraus veroffent- I 
licht werden; bei der Wichtigkeit, welche gerade den Vor- 
schriften über religiöse Erziehung betrübender Weise in deutscheu 
Landen immer noch zukummt, mag der beliandelte (iei^enstand 
auch unabliiing-ig von dem Zusammenhang, der seine Erörterung 
veranlaiit hat, einiges Interesse finden. 

I 
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1. Die Bekenntnisordnung als öffentliches Recht. 

Wenn in diesem Zasammenhang von religiöser Kinder- 
erziehoiig gehandelt wird, so stößt das von vornherein anf 

die Streitfrage: gehören die Bestiminungen über religiöse 
KiiidtriTziehung dem Privatrecht oder dem öffentlicht-ii Recht 
an? Indessen eine Fragestellini]n: iii solcher Allgemeinheit wäre 
vöUig unstatthaft. Es ist möglich, d;ilj ein Staat dabei auf 
sein Privatrecht abstellt, es ist möglich. d:iß dieselben Ange- 
legenheiten in einem anderen Staat nur dem ülk'ntlichen Recht 
anircln'rpn, und es können die Vorschriften desselben Staates 
zum Teil mit dem Privatrecht in Vt ihindung gesetzt, zum Teil 
in sein öffentliches Heclit anffrenummcn sein. 

n) Es kann sein, dab ein Staat die Krzieliun;: in einem 
bestimmten Bekenntnis von sich aus zwingend vorschreibt. 
Solche Bestimmungen sind als ein Erbe der Religionsspaltungen 
Tergangener Jahrhunderte vielfach zu finden, und sie sind — 
gerade innerhalb Deutschlands — ganz außerordentlich mannig- 
faltig gestaltet ; setzt sich docli Preußen allein in dieser Hinsicht 
ans neun verschiedenen Rechtsg(>bieten zusammen.^) Zuweilen 
ist es das besondere Verhältnis des Staats zu einer oder einer 
Anzahl bestimmter Konfessionen, welches dazn führt, den 
Kindern einen Bekenntniszwang aufzuerlegen: in Mecklenburg- 
Schwerin dürfen Kinder lutherischer Eltern vor der Konfirmation 
nicht katholisch werden; die skandinavischen Staaten verpflichten 
die Eltern evangelischen Glaubens, ihre Kinder m diesem Be^ 
kennteis zu erziehen, Schweden und Korwegen, wenn auch nur 
ein Mtemteil der Staatskiiche angehört, und es gestattet Däne- 
mark nichtevangelischen Eltern eine Abweichung von ihrem 
Bekemitnis nur zu guusten der Staatskiiche; Bofiland ver- 
langt, daß die Kinder aus einer Mischehe zwischen Christen 
ttnd NichtChristen christlich erzogen werden, bei Mischehen 
zwischen Urthodoxen und anderen Cliristen der andersgläubige 

Zu BechtSTei^leichllllg JE'ar/ Schmidt, Die Konfession der Kinder 
nuh den Landesrechten im Dcntschen Reiche ISiKJ (hinsichtUcb des Standes 
d*r (lesetzgebung zum Teil veraltet, jedoch fortdaii^Tnd von erhchlic-licr Re- 
dcutang); Geiger , Die religiöse Erziehung der Kinder im Deutschen 
fieiche 1903. 

4* 
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Teil sieb verpflichte, die Kinder orthodox erziehen zn lassen; 
in Oesterreich und in Ungarn wird Erziehung in einer staat- 
lich anerlcannten Konfession gefordert. Viel häufiger aber ist 
es die Glaubenszugehorigkelt der Eltern schlechtweg, durch 
welche das Zwangsbekenntnis bezeichnet wird. Und zwar 
werden eheliche Kinder manchmal in der Weise geteilt, daß 
Söhne der Konfession des Vaters, Töchter der Konfession 
der Mutter folgen, wie das Bayern, Mecklenburg -Schwerin, 
Oesterreich, l-ngam vorschreiben ; anderwärts, im Geltungs- 
bereich der preußischen Deklaration vom 21. 11. 1803, iin 
Königreich Sachsen, Saclisen-Weiniar, llraiuKschweig soll die 
Konfession des Vaters maßgebend sein, während für un- 
eheliche Kinder zumeist die (ilaubenszugehurigkeit der Mutter 
den Aussf lilapr gibt, imiiieriiin aber in Hävern, in Sachsen 
unter l^nhstiiii l. ii auch diejenige des Ei'zeugers in l^etracht 
koTunit l):tl)ri tr. ITi n die (isterreichisclieii Bestimmungen 
Vorsorge tiir Kinder jegliclnr Hr-rkunft, die deiitsrlien 
Vorschritten regtlinäßig nur für Kinder verschiedengiäuJ)iger 
Eltern, vielfach nur für die Kinder aus Mischehen zwischen 
Angehörigen bestimmter Bekenntnisse, oder es beschränken sich 
die Zwangsbestimmungen überliaupt nur auf einzelne Punkte, 
wie in Baden, wo lediglich für die erziehungsberechtigte Mutter 
vorgeschrieben ist, daß eine Aenderung des l't ki mitnisses der 
Kinder staatlicher < .rnehmigung bedürfe. Das Maß des Zwanges, 
welcher geübt wird, die Kinder (hm I t zeiclineten Bekenntnis 
zuzuführen, ist gleichfalls verschieden. Zuweilen handelt es sich 
um völlig unabänderliche Vorschriften ; in Oesterreich beispiels- 
weise, das verbietet, Kinder einer ungemischten Ehe in einem 
anderen Bekenntnis als dem der Eltern zu erziehen, in Däne- 
mark, welches dasselbe Verbot für Angehörige der Volkskirche 
aufstellt; Sachsen, Braunschweig, Mecklenburg-Schwerin kennen 
staatliche Dispensation. Zumeist indessen wird dem Willen 
der Beteiligten Spielraum gew&hrt, sowohl bei der ersten 
Einreihung des Kindes in ein Bekenntnis, wie auch fihr 
einen späteren Uebertritt. So gestatten Bayern^ Sachsen, 
Mecklenburg- Schwerin, gestatten Oesterreich und Ungarn, 
die skandinavischen Staaten unter gewissen Voraussetzungen 
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Abweichungen durch Yertrag der Eltern. Die preußische De- 
klaration von 1803, Braunschwei^ versagren solchen Vertrügen 

die Anerkennuiiir. und es ist dafür in dem beteiligten (Jebiet 
rivulSens dem Vater ciiio Abweichung: freigelassen, solange die 
Mutter einverstaiidtMi ist, iil)er (K s Vaters Tod hinaus aber nur, 
w eiiu er das Kind zuvor ein .lalir in der Koiifcssidii der Mutter 
hat unterrichten lassen, wälirend Braunschweig eine altweicliende 
Erklärung des Vaters zwischen (ieburt und Taufe des ersten 
Kindes zuläßt. Aber auch hier wieder Beschränkungen an allen 
Enden: Oesterreich, Ungarn, Sa( lisen-Weimar, Braunschweig, 
Schweden, im wesentlichen auch Dänemark stellen nur da« Be- 
kenntnis des Vaters oder der Mutter zur Wahl; Ungarn, Sachsen- 
Weimar, Brannschweig, und mit einer kleinen Erweitemng Oester- 
reich verlangen, daß die Wahl für alle Kinder gleichheitlich getroffen 
werde; Ungarn, Sachsen-Weimar, im Ergebnis auch Braunschweig, 
erklären die einmal getroffene Wahl für regelmäßig unabänderlich. 
Dazu kommt in manchen Gesetzgebungen eine Schonzeit, wonach für 
ein gewisses Lebensalter jede Aendemng der Glaubenszugehörig- 
keit untersagt sein soll, ohne Unterschied, ob die Aendemng 
auf einer Wahl der Eltern beruhen würde oder die Folge eines 
(»laubens wechseis der Eltern oder einer Veränderunpr im Perst»nen- 
Stande des Kindes wäre; so in Bayern, Königreich Sachsen, 
Sachsen -Weimar, in Oe.sterreich und Ungarn, Schwedi n und 
Norwegen. Vers( hieden ist ferner der Umfanpf. in welcliein der 
Staat in die Glniilteiisverliültnisse der Miiiderjithrigen ein^nt ift: 
man wird es als regelmäßigen Inhalt solclier Vorschritten zu 
betrachten haben, daß der staatliche Zwang sich auf die Mit- 
gliedschaft des Kindes in einer Glaubensge.sellschaft bezieht; 
Bayern und Oesterreich, zum Teil auch die skandinavischen 
Staaten gehen (nach einer in Bayern allerdings stark ange- 
fochtenen Rechtsprechung) so weit, den Minderjährigen zur 
Teilnahme am kirchlichen Leben seiner Konfession zu nötigen. 
Verschieden endlich ist auch die Energie, mit welcher der 
Staat seine Zwaugsvorschriften zur Durchsetzung bringt: in 
Sachsen, in Braunschweig, bei Angehörigen der Volkskirche 
auch in Dänemark wird ihre Einhaltung von Amts wegen 
überwacht, in Bayern, in Oesterreich sind Private und Geist- 
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liehe befugt, das Einschreiten der Verwaltunpshehiirden an- 
zurufen; in Preußen da|?egen fehlt es, für eine Durclisi'tzuug^ 
der für den Vater verbindlichen Yorsclirifteii an jcglicliem 
Zwangsmittel, is ist mc]\t ausgemacht, ob solclie gegenüber der 
Mutter bestehen, wclclic die elterliclic (iewalt besitzt, und in 
jedem Fall bleibt die Durchführung der Vor.^dirifti ii über 
religiöse Erziehung dem \ urnrnndschaftsuerirbt überlassen. 

Dieser Gesamtbereich des Staatszwanges in Glaubenssachen 
nun aber gehört dem öffentlichen Reclit an. Daß es sich dabei 
um zwingende Vorschriften handelt, die dem öffentlichen Interesse 
dienen, würde freilich noch nicht genügen, ihnen das Gepräge 
des öffentlichen Rechts zu verleihen; auch wo der Staat ein 
Zinsmaximum festsetzt, besteht eine zwingende Vorsclirift im 
öffentlichen Interesse, deren Anwendung dennoch dem Zivilrecht 
verbleibt Aber dort ist es ein Privatmann, der Empfänger 
.des Barlehens, dem aas der Festsetzung des Zinsmaximnms ein 
subjektives Kecht erwächst. Wo immer dagegen der Staat die 
Ensiehnng in einem bestimmten Bekenntnis fordert, da besteht 
eine Verpflichtung, der Glauben^gesellschaft anzugehören, dem 
Staat gegenüber, es ist nicht das Kind, das einen Anspruch 
auf Zugehörigkeit zu einer bestimmten Konfession gegen seinen 
Erzieher hätte, sondern der Staat, der einen solchen Anspruch 
gegen das Kind oder seinen Erzieher besitzt. Der Staat macht 
sein imperium über die ihm Unterworfenen geltend; er übt 
Bekenntniszwang gegen das Kind, genau wie er ihn auf Grund 
seines Kcturniationsrechts vormals gegen EnNachsene geübt hat. 
die beide, Keforniationsrecht und das Itesundere Recht der 
religiösen Kinilei erziehung. di nn auch ge.sehiclitlich aus derselben 
Wurzel ent.<tan(lpn sind. I >a.s JOrzi e hungsrecht hört damit 
iiiclit auf, eine Angelegenheit des Privatrechts zu sein.') aber e> 
wird beiseite ireschoben, wo der Staat unmittelbar ein Kecljts- 
verhiAlLius zwi.selien sich und dem Kind«' aufrichtet; es verliert 
seine Bedeutung, wo der iSUxat den Erziehungsberechtigten 

^) Der bayrische Vernraltungsgtrichtshof, welcher der öffentUehiecht' 
li<dien Nfttnr dieser Bestimmungen sonst dmchaiis angemessen Eechming 
trägt, hat sich ^okiroiitlich (Sammlang 6, 17!); irre machen lassen dnrd) 
wenig glflckliche AasfUbnmgen v. Sarteeya (das öffentliche Recht und die 
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ddtigt, ibm den Xnbalt zu geben, der darcb ein präjndizielles 
Terbaltnis des 5ffentlicben Recbts zwischen dem Btaat und 

dem Erziehnngsberechti^n bestimmt wird. Das gilt auch ffir 
Preußen, dessen Gerichte den privatrecbtlichen Charakter dieser 
Bestimmüngen besonders nachdrücklich hervorheben Der Sach- 
verhalt wird hier durch zwei Umstände verschleiert, den 
Manprel einer ausreiclienden Sanktion der staatlichen Vorschriften, 
und die I wM-hrankung staatlichen Eiiigreilens auf die Vorinund- 
schattiigerichte. Aber es ist selbstverständlich, daß ein Rechts- 
verhältnis nicht darum dem Privatrecht angehören muß, weil 
Zwangsmittel zu seiner Durchführung niciit zu Gr^bote stehen. 
Und wenn die Ueberwachung der Vorschriften über religiöse 
£reiehung dem Vormundscliaftsgericht übertragen ist, so besorgt 
das Gericht hier Geschäfte der inneren Verwaltung, äbnlicb 
wie in JPtenBen anob die Bebandlong des Anstritts ans der 
Kircbe den (rericbten zugewiesen ist^ 



Verwaltiii^nmoliUipflage 8B6 f.): die nligittie Sniahiing gehttie ihrem inuefeii 

Wesen nach dem bürgerlichen Hecht an, and wenn aacb verfassungsgesetz- 
licbc Bestimmangen darüber besteben, so ändere dies docb nichts an ih m 
innorcTi \Vi-s^n dieses Eechts, ee werde dadurch nicht zu einem politischen 
oder Staat sburgcrlirhen Recht. 

1) Oberlandesgericbt Frankfurt, J. f. Entsch. d. KG 14, 434; KÖ Ztacb. 
10, 54 (Wer weitere Verweisungen); 15, 325; 16, 312. 

*} Die regelmifiige Tätigkeit des VenmtndschaftsgeriehfiB hat wie iUe 
MwilUge Qeiichtsbfirkeit sni VotaoBaetsimg, daß ein Ssts dei ZlTilrechtfl 
▼ociiaoden ist, wdcher die Behörde zar Mitwirkang beraft, und erst inner- 
halb dieses RahmcriB (greift das öffentliche Recht ein, um der Behörde die 
DtirrhfHhnmfi fier ihr vom Zivilrecht fibertra(r»^nen Aufjti^abe zu ormno^lichen. 
Die über Vormundschaft ist voni Bfrf^ ätur Mitwirkt! nir hei der Erziehung 
berufen neben einorn Vormund und besitzt demgeniUii obrigkeitUrhp Macht 
über den Vormund, die sie durch QelUütrafen und Entlassung betätigen 
km: vidlddit aaeih neben der eherUcbe Gewalt beeitienden Matter, und 
ee kSnnte — anf Qmnd ^nes nngeachrlebenen Sataee dea Laodeaieehte >~ 
in Angel^nhdten der religiösen finiehnng statthaft sein, datt die Behttrde 
ihren Willen dnreh Efauehrftnknng der elterlichen Gewalt and AufateUnng 
eines Pflegers tut DnrrhsptzTiTrp lirilchte In jedem Fall aber kann eine 
solche zivilrechtlichf Mitwirkuntr zur Er/.ielmii!^ mir mit Hn^r obrigkeitlichen 
Gewalt nach innen, in-^vn Vurniuiid und Mutter, verlnindcii sein. l ud 
wenn die preußischen Vormundschaftägericlite die Befugnis für sich in An- 
sprach nehmen, Aber das Bekenntnis der Kinder nicht bloß Anweisungen an 
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Oeffentlichrecbtlich bleibt solche Ordnung aber aucli dort, wo 
dem Willen der beteiligten Privatpersonen Kintluß ^^e währt 
wird — nicht nur, weil diese Verfügungen von privater Seite 
dein staatlichen Zwangsgebot eine (Frenze ziehen, sondern anch. 
weil sie ilirerseitii neue Ivechte für den Staat begründen. 
Wenn in Braunschweifx der katholische Vater bei Geburt des 
ersten Kindes erklärt, daß seine Kinder protestantisch werden 
sollen, wenn in Bayern die Khelente verschiedener Kotücssion 
einen Vertrag s( liließen, daß sämtliche Kinder dem Bekenntnis 
der Mutter zn tollen hätten, so erwächst aus der so getroffenen 
Ordnung ein Ansi)ruch des Staates, daß diese Bestimmung ein- 
gehalten werde; die private Verfügung begründet ein öffentliches 
Hecht, zum Teil ähnlich wie der Strafanspruch des Staates 
zuweilen von dem Antrag des Verletzten abhängig gemacht ist.M 

Noch aber besteht unter Umstanden ein zweiter Grund, 
der nötigt, die Vorschriften über religiöse Kindererziebung in 
das öffentliche Recht einzureihen: wenn Glaubensgesellschaften 
beteiligt sind, welche die Stellung von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts haben, und staatlich anerkannte Rechte dieser 
Körperschaften auf Mitgliedschaft oder aus der Mitgliedschaft 

Vormand und Hutter iq geben, undeni rechtskr&ftige Entacbeidangen zn 

treffen, welche daa Kind und das hotdligton I{( li^iiiiiM:i m llschaften binden, 
so muU das anf rim r Imlu itlirticn l'oberwacliung »!< s kenntnisstandes bo- 
ruhrn. /u welchem sie i>taatskirchenrecht beruft, dann üben sie Religiona- 
potizt'i ! 

•) Völlig andere Bedeutunff hat der Vertrau' di r Ehegatten über relif^iöse 
£rzichuug innerhalb eines Systems, die vun der Eizkhungsfreibeit de^ \ ater» 
•nflgebt. Hier ordnet der Vertrag eine FamiUenangelegenbeit nnd erzeugt 
(wenn überhaupt) Ansprache des andern Vertragsteils, die im Zivibrechtsweg 
v^olgbar sind. So folgerichtig anch die Würdigung der Verträge in 
Württemberg, desjsen Praxis die bestehenden Vorschriften im Sinne der 
Er^i^hungsfreiheit ujnfb'tifrt Sollt- fr^ilifh die Anordnung des wUrttcm- 
bergischen Religionsedikts, die Kindt i „wi-rdeii in <i< r lieiigion des Vaters 
erzogen*, wörtlich genoiiimen werden miiascn, dann wäre auch hier eine 
ZwangsTorschrift gegeben; and wenn trotsdem abändernde Verträge als 
Zivilsachen zn behandeln wttren, so wttrde das noch eine VerschUrfnng dieser 
ZwangSTorschrift bedenten: der Staat duldet zwar utiter gewissen Voraus- 
setzungen « ine Abweichung von seiner Regel» ohne doch dieser Abweidlang 
den ächntz der Verwaltung zu gewähren. 
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in Frage kommen. Neben den Staat, vielleicht sogar an seine 
Stelle, tritt unter Umständen als TrSger der Ölfentlichrechtlielien 
Ansprüche auf Bekenntnisfolge eine GlanbensgeseUschaft. Aller- 
dings ip80 Jure, durch die bloße Anordnung des Gesetzes, wird 
nach unseren Rechten niemand Mitglied einer Beligionsgemein- 
schaft; es bedarf hier stets eines besonderen Eintritts^), und 
auch ein Reclit aul i'.iiiiiitt wird den ühnibensgesellschafteii 
nach (It'ii deutschen (lesetzgebunpen nicht zuzusjin'c Irmi sein. 
In Oesterreich dagfepren wird anerkannt, daß mit der V'ervvirk- 
lichunpr <1er «zcsetzliclicn Voraus^sctzungen den (Tlaubensgesell- 
schaften ein lierlit auf den Kintritt der betroffenen Personen 
zusteht, und auch für Deutschland kommt ein selbständiger 
Anspruch der (ilaubensgesellschaft auf das Kind jedenfalls dann 
in Frage, wenn Streit entsteht über das Bekenntnis eines 
Kindes, das dunh Aufnahme bereits Mitglied der (Tesellschaft 
geworden ist. Wo aber der Staat zu einer Erzwingung des 
kirchlichen Lebens, des Kirchenbesuchs, des Empfangs der 
kirchlichen Gnadenmittel seine Hilfe leiht, da sind wiederum 
öffentlichiechtliche Ansprüche einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts gegeben. In Oesterreich geht die Theorie soweit,^) aus 
den staatlichen Vorschriften über Bekenntniszwang ausschließlich 
Rechte der Glattbensgesellschaften abzuleiten, und es scheint 
(his in der Tat mit dem dortigen Rechtszustand vereinbar. 
Für die deutschen (iesetzjirebunofen dagegen wäre eine solche 
Aiilfassung nicht dureiiluhi Uar - wem sollten hier Rechte auf 
Einhaltung des ijesetzes entstf lien, solange das Kind einer 
< iianbensgesellsrhaft noch nicht ziij^ewiesen ist? — und es 
kHua hier uui' nach Lage des l'ailes ein subjektives Hecht einer 



1) Die Frage, ob die staatliche Bckenntnisordiiunf^ anmittelbar die 
Mitgliedschaft in der betoiliii^ten Olanbensgesellschaft lie^crflndet, ist eine 
Auslegungsfra^e. und ihre Bi'iahtinc: staatsrechtlich nicht von vornherein 
au.sji;eschh)gsf!i. Indessen, um von aiultnii firilnden rih7H'?*'hfn cinp «olrho 
Auffassung würdt- du/ii frlhf^n. die Kinder vuui Augt iihlu k der (iiburt uii 
einer Olaubensgesellbthaft zuzuweisen, die christlichen Kirchen also nötigen, 
Ungetanfte als Hitglieder ansnerkeniien, and das wird man nicht ala gewollt 
vermuten dflzten. 

>) ü. Hu9a&rek in QrHnkut*9 Zfack. 23, 681. 
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GlanbeDsgesellscliaft neben dem Recht des Staates auf BrfQttnng 
semer Forderungen angenomunen werden. 

Eine letzte Fra^e in diesem Zusammenhang, die für spätere 
AusfülniHipen präjudiziell ist, geht dahin: wer ist der Schuldner 
in dem auf die religiöse Erzielumg gerichteten Rechtsvcrliiiltnis, 
dessen Gläubiger Staat oder Kirche sind? Selbstvcrstüiullich, 
es handelt sich um den Glauben des Kindes, für den hier 
Zwangsvorschriften erlassen worden. Allein das Interesse, das 
der Staat an dem Tiek<'imtnis des Kindes nimmt, kann juristisch- 
techniscli eine dopjielte Gestalt annehmen: es kann zu einer 
Verpiliehtnng d^'s Kindes seihst führen, die erst mittelbar, in 
der V(dlstreckunfrsinstanz. den gesetzlichen Vertreter des Kindes 
berührt, das Kind soll nach der staatlichen Norm dem oder 
jenem Bekenntnis angehören, die oder jene kirehliche Handlung 
vollziehen ; es kann die staatliche Vorsohrift aber aach an den 
Erziehungsberechtigten gerichtet sein, er unmittelbar soll ver- 
pflichtet werden, die Erziehiing des Kindes in einem bestimmten 
Bekenntnis zu bewirken. Eine ansdrückliche Antwort wird 
man kaum irgendwo in den Gesetzen snchen dürfen. Wenn 
den Eltern eine Abweichung von der staatlich anlgesteUten 
Begel, znmal durch Vertrag, freigegeben wird, so deutet das 
auf einen Zwang gegen die Eltern, der hier gemildert werden 
soll; wenn die Gesetze ein ünterscheidungsalter vorsehen, von 
dessen Erreichung an das mindeijährige Kind seinen Glanben 
selbst wählen kann, so deutet das auf einen Zwang gegen das 
Kind, der damit sein Ende &iden soll. Und in der Tat dürfte 
es mangels besonderer Gegengrunde als die zutreffende Aus- 
legung der einzelnen Gesetze anzusehen sein, daß sich die 
staatlichen Zwangsvoi-sclirlften sowohl gegen den Erziehungs- 
berechtigten als {^ej^en das Kind wenden. Es darf angenommen 
werden, daß der Staat seinen Vorscliritti i. diejenige Gestalt 
geben wollte, in der ihre Durtlitiihrim^'^ am besten gesichert 
erscheint. Das trifft aber oHcnltar dann zu. wrun die anfire- 
stellte V* r]>tli( htuHt; eine doppelseitige ist, wie denn uucli dt r 
nah verwandte Sehulzwang ~~ die Znliissigkeit von Polizei- 
strafen gegen beid»? Teile ht wt ist es — sich vielfach gegen 
den Erzieliungsbereclitigten und gegen den Soliüler richtet. 
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b) Kanm irgendwo ist die Oidnniig der religiösen Erziehung 
so vollst&ndig geschehen, daß sie verbindliohe Vorschriften für 

Jeden moglicben Fall vorsähe, und besonders in Deutschland 
beschränken sich diese Anordnüiigeu zmikist auf Kinder aus 
gemischten Ehen. Für den nicht geordneten Teil aber hleibt 
es Tiiclit bei einem Vakuum. AVenn der Staat unter bestimmten 
Voraussetzungen Zwanc vorschreibt, so wird es reprelmiUjitr sein 
Wille sein, daß in den Fallen, auf welclie jene VoraussetzHntren 
nicht zutreffen. Zwang niclit statthaben soll. Wenn die bayrische 
Verfassung bestimmt, daß Kinder aus gemischten Ehen je nach 
dem Geschlecht der Konfession von Vater und Mutter zugeteilt 
werden, so ist dabei nicht darauf vergessen worden, auch das 
Bekenntnis von Kindern ungemischter Ehen zu ordnen, sondern 
es war die Absicht der Verfassung, solche Fälle von Zwang 
freizulassen; neben die sonstigen Vorschriften der Verfassung 
über religiöse Kindererziehung tritt der Satz: in den Tom 
Gesetz nicht bezeichneten Fällen kommt die Bestimmung des 
Bekenntnisses dem Erziehungsberecbtigten zu. Und so heifit 
es beispielsweise in Art. 110 des hessischen AO z. BGB in 
ausdrücklicher Formulierung : „ergibt sich ans den Vorschriften 
des Art. lOi) nicht, in welchem Bekenutiiis das Kind zu 
erziehen ist, so entscheidet derjenige über das Bekenntnis des 
Kindes, welchem das Erziehuntrsreclit zusteht". Es ist also 
eine zivilreclitliclie Befugnis, in deren Ausul uiiir das Bekenntnis 
hier seine (lestaltung erfährt, und an diesem zivilrechtlichen 
Charakter des Eiziehun^srechtes ändert auch der Umstand 
nichts, daß seine Betätigung in das öftentliche Recht zurück- 
wirken kann; der Erziehungsberechtigte bestimmt im Rahmen 
seiner Befugnisse die Staatsangeluhiii^keit und die Glaubens- 
zngehörigkeit seines Zöglings. Aber freilich, die Ausübung der 
zivilrechtlichen Erziehungsgewalt ist nur das letzte sichtbare 
Stück, welches auf die Bekenntnisbestimmung einwirkt. Ihr 
muß ein anderer Rechtssatz vorausgehen, eben deijenige, welcher 
besagt, daß es der Erziehungsberechtigte sein soll, welcher 
nach Lage des Falles über die Bekenntnisbestimmung zu ent- 
scheiden hat. Diese Voraussetzung aber ist öffentlichen Rechts ! 
Wenn ein Staat bei gemischten Eben die Bezeichnung des Be- 
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kenntnisses selbst vornimmt, bei ungemischten Ehen dagegen 
seine Bezeichnung einer Privatperson ttberläßt, so ist in beiden 
Fällen das staatliche imperium beteiligt, auch die Kegative, 
daß unter bestimmten Voraussetzungen ein Bekenntniszwang 
nicht statthaben soll, bedeutet eiae Abgrenzung der Rechte der 
Staatsfrewalt. 

Die Hücksiclit auf siiiiterc* Erörterungen nötigt, hier noch 
eines eigentümlichen .Misclisysteiiks zu lifdciikcii, welchem der 
bayrisclie Verwaltungsgericlit^hof £releg('iitli( Ii l^üitluß vergönnt. 
Aucli der Verwaltnngsfferichtshoi erkennt an. daß jene Fälle 
religiöser Kiii(lrn*rzieliuii«jr, für welche die Verfassung besundere 
Vurücliriften nicht vorsieiit, uacli den eiiischlugigen Zivilgesetzen 
zu entsrheiden seien; enthalte das liiernach maljiridteude Gesetz 
aber Zwangsvorschriften uher religiitse Kimiererziehnng, so 
halten diese zur Anwendung' zu gehingen. M i'^ine solche Auf- 
lassung i.st meines Kraclitens nicht haltbar. Wenn einmal kst- 
steht, daß die Bestimmung des Bekenntnisses dem Zivilrecht 
überlassen bleil>t, so nuiß die Vorfrage, ob öftentlichrechtliche 
Beschränkungen bestehen, zuvor schon «rcdöst und verneinend 
( nts( liiedi^n worden sein. £g sind iest bestimmte Sätze des 
Zivilrechts, auf die dal>ei verwiesen wird: wer Träger der 
Krzieliimgsgewalt innerhalb der Familie ist, und unter web hen 
Modalitäten diese (Jewalt ausf^eübt werden kann; daß dieselbe 
Bechtsquelle außerdem noch *liechtssätze öffentlichrechtlichen 
Inhalts umfaßt, auf die nicht verwiesen ist, kann keinen Ein- 
fluß üben. Dem Internationalisten ist die Verwirrung, die aus 
einer mangelnden Scheidung der angezogenen Teile eines Ge- 
setzes erwächst, geläufig aus der Lehre von der Ruckverweisung; 
wenn das internationale Frivatiecht auf die Zivilgesetze eines 
Landes, etwa über Erbreclit, verweist, so sind es dessen Vor- 

*) äftminlung ö, 138, vj^h auch 12, Dieselbe Forderung kelirt 

wieder 11, 493 ond 18, 227 bei Aoslegang der Verfassangsvorschrift, d»B 
Abweicliungen von der gesetxlichen Ordnung der religittsen Erzielrang dvrch 

Ehevertrat; zu erfolgen hätten: ül)er dii- Korr» drs Khi vi i trairs entscheide 
(las iiiaüfifchende Zivilrf clit : i-nthalfc dassdlu- ahi-r lit'Sondere Vorschriften 
iihcr die Fornt vi ii Vi rt t;it;t ti iilx-r n-]itxiif.s<„- Kindt ii rzichunf^. so müßten 
(Iii sc zur Anwendung iv(»iunii;n. Dagci^tii schon c. Seydel, Staatsrecht^ 
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Schriften nhcr Erlircclit, iiiclit aiirli die öft'entliclircchtlichcn 
Bestimmungen über internationales Privatrecht, welche aus der 
angezogenen Gesetzgebung zur Anwendung gelangen. Es be- 
stünde nur etwa die Möglichkeit, den Gedanken, von welchem 
der Verwaltnngsgericlitshof ausgeht, so nmzaformen : die Zwange 
Torschriften, welche der Gessmtstaat für die religiöse Erziehung 
gibt, sind nicht erschöpfend und können demgemäß durch solche 
der örtlichen Bechtsquellen noch ergänzt werden. Das wörde 
freilich staatsrechtlich und intemationalrechtlich eine wesent- 
liche Verschiedenheit bedeuten: die Zwangsvorschriften des 
örtlichen Rechts kommen dann nicht deshalb zur Anwendung, 
weil sie einer Bechtsquelle angehören, die der Gesamtstaat für 
zivilreclitlich maßgebend erklärt, sondern sie freiten von sich 
aus und vermöge dL-rjciiij^cn ('nterwiTfungsgrinuIf, wtUlu' zur 
rauiiiliclu'u (icltung eines (ityentliclirechtlicht'n, nicht eines 
privatrechtlichen I»( ( lifssutzes iühren. Docli auch diese Um- 
deutuns" dos iirsprüiislichen (ledankens sihcint mir mit der 
Absicht (Ut l);iyris( hell \ i rtassung nicht vereinbar; die Frage, 
ob Zwangsvorschriftt II ]M;ifz greifen, ist von der Verfassung 
ersciiüpfend beantwortet und kann nicht noch einmal einer 
zweiten Lösung unterstellt werden. 

c) Nicht anders als in den vorstehend erörterten Fällen aber 
liegen die Dinge da, wo ein Staat die Entscheidangfiber die Glaubens- 
Zugehörigkeit völlig in die Hände des Erziehungsberechtigten legt, 
in Frankreich, England, Italien, den Niederlanden, in den Ver- 
einigten Staaten yon Nordamerika, aber auch in einer Anzahl 
deutscher Rechtsgebiete wie Hamburg, Bremen, Elsaß -Loth- 
ringen. Auch diese Staaten alle stehen unmittelbar oder mittelbar 
unter den Nachwirkungen vergangener Zeiten, in welchen eine 
solche Freiheit der Bekenntnisbestimmung nicht gegeben war, 
sie haben die Bekemitnisbestimmung dem Krzit liuiiirslitTechtigti ii 
nicht ziilallig. losgelöst von nller gcschiclitlichcn Tniditiuii, 
übertragen, sondern in bewußter \ Cnitinung eines Zwanges, 
der einstmals auch für sie bestand. Aurh nach den (iesetzea 
dieser Staaten ist darum die Staatsgewalt beteiligt, insofern 
ihr eine Zwangsbestimmung des Bekenntnisses versngt ist; der 
Satz, da£ über die religiöse Erziehung der Erziehungsberechtigte 
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entscheide, ist auch hier öffientlichea Rechts. D8s ist zumal 
in der Schweiz mit aller Deutlichkeit formuliert worden. 
Art. 49 der Bnndesverfassunsf besagt: i^Niemand darf zu einer 
Teilnahme an einer Beligionsgenossenschaft oder an einem 
religiösen Unterricht oder zur Vornahme einer religidsen Hand- 
lung gezwungen werden, üeber die religiöse Brziehung der 
Kinder verfügt der Inhaber der väterlichen oder Vormundschaft* 
liehen Gewalt." 

d) Ein Erzeugnis der Kämpfe um Brechung des Bekenntnis- 
zwanges ist auch die Festsetzung eines „Unterscheidungsalters", 
es wird auf die Vollendung- des 14., 16., 18. Jahres oder auch 
die Erreichung der Volljahi i<rkeit abgestellt als die Grenze, 
welche den Vorsclirifttii über nlijriöse Kindcnrziehung ein 
Ende setzt und dem Solbstbestiinmuiigsrecht des Jugeiidliclieu 
Raum gibt. Auch hier imu die Frnfro: handelt es sich dabei 
um Geschäftsfähigkeit im Sinne des ZiMlrechls oder um andere 
Dinge .-^ Auch hier ist eine einheitliche Antwort aiigcschlossrn. 
Vor allem, die Festsetzung eines Unterscheidungsalters ndi i 
sich nach zwei Seiten, als Beginn der Sdlfstliestimmung, als 
Ende fremden Einflusses, Wo eine lustiuimte Altersgrenze 
vorgesehen ist als Voraussetzung für den selbständigen Aus- 
tritt aus einer Glaubensgesellschaft oder für den Eintritt in 
eine solche, da ist zu unterscheiden, ob der maßgebende Staat 
Austritt und Uebeitritt als Angelegenheit des öffentlichen 
Bechts behandelt. Trifft dies zu, so muß auch die Alters- 
grenze, welche er für diese Bechtshandlungen voraussetzt, dem 
öffentlichen Recht angehören, nicht anders als die voige- 
schriebenen Formen einer solchen Handlung, die Erklärung bei 
Gericht, vor dem Pfarrer u. dergl. Erklärt sich der Staat 
dagegen am konfessionellen Leben als unbeteiligt, so käme die 
Mitgliedschaft in einem Verein des Privatrechts in Frage, die 
Bestimmung des Alters, in welchem Austritt und Eintritt selbst- 
ständig vorgenommen werden können, wäre eine Frage der 
Geschäftsfähigkeit des bürgerlichen Bechts — aber freilieh, 
der Staat, der die Glaubenszugehörigkeit sonst nicht zur Staats- 
sache erhebt, wird auch Sondervorschriften über den Beginn 
der religiösen Selbstbestimmung zu treffen kaum veranlaßt sein. 
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Die Emichung des rntersrlHidun^sjalires beendigt die 
Rechte, welche bisher freindca (iewalten über das Kind zuge- 
standen waren. Waren das ßeclite des Staats oder der Kirche, 
welche zur Erzirlumfr in einem bestimmten Bekenntnis nötigten, 
so muß auch die Vorsehung eines Unterscheidungsjahres als 
EndignngBgmnd für diese Rechte dem öffentlichen Recht ange- 
boren. War dagegen die Bestimmung des Bekenntnisses dem 
Erziehnngsberechtigten überlassen, so ist hier ein Doppeltes 
ins Auge zn lassen. Die Entscheidung des Erziehnngsberechtigten 
beniht, wie früher festgestellt, anf zweifachem Bechtsgronde, 
auf dem Satz des öffentlichen Rechts, daß auch die konfessionelle 
£rziehiing dem Erziehungsberechtigten überantwortet sein soll; 
und auf der privatrechtlichen Ausübung dieser Erziehungsgewalt. 
Wenn nun eine Gesetzgebung die religiöse Selbstbestimmung 
auf einen Zeitpunkt festsetzte der vor Erreichung der Voll- 
jährigkeit fällt, so könnte dieser Satz an jt den der beiden Be- 
standteile des konfessionellen Erziehungsrechts Anschluß nehiiu n. 
Er könnte besagen, von jüreicliuiip: des 14. Lebensjalm s an 
soll die elterliche oder vorumiKLschaftliche (iewalt in konfcis^io- 
nellen Angolrjrenheiten ihr Ende finden: es liegt insoweit eine 
Emanzipation uimI damit eine Aiif^elegeuheit des Zivilrecfjts 
vor. Es k( Hinte die l''est^t rzuii«i: eines Unterscheiduiif^salter!* 
aber aucli bedeuten: die Y( i n-^et/iing für das ])nvatrecbtliche 
Bestimninnprsrerht der Eanuiie. der Satz des olleiitliclien Hechts, 
daß über den Glauben des Kindes der Erzielnin^sberechtigte 
entscheidet, soll nicht mehr gelten, wenn das Kind ein be- 
stimmtes Alter erreicht hat, es wird als eine Angelegenheit 
der Gewissensfreiheit betrachtet, daß von Erreichung eines 
gewissen Alters ab der Jugendliche seinen Glauben selbst 
bestimmt. Dann ist ein Satz des öffentlichen Rechts gegeben: 
über da.s Glaubensbekenntnis entscheidet bis zu 14, 16 Jatiren 
der Erziehungsberechtigte, von da ab der Jugendliche selbst. 
Erwagt man nun aber die innei^ Gründe, die zur Aufstellung 
emes Unterscheidungsalters führen, so kann die Entscheidung 
nicht zweifelhaft sein. Aus der Eigenart der elterlichen Gewalt 
' erwächst kein Grund, sie nach allen anderen Richtungen fort- 
dauern zu lassen, sie aber gerade in Glaubenssachen schon 
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früiit r zu lit scliränkt'ii : ofteiibar ist es die Rürksicht auf die 
(;ewisM n>lr( ilieit. welche dem Juj^endliclici! ein Selbst! »est im- 
jnniii:sr( ( )it ( iiiriiiimt Xirlit mittelbar, weil die elterliche 
(ii'walt iiisdfrni ein Kudv findet, soll der .Tiiffenilliche zu einer 
ei^eru'U Kutsclieiciun^- gelaiijren, sondern iiiiiiiitttlhar. w-eil es 
die (Jewissensfreiheit fordert, da(i ein einifrermalien Erwachst iier 
seine (Tlaubensanfreh ^if^nlit iten st Ibst ordne. T 'nd darnTis fnlirt 
auch wenn ouw ( Jesetz^t l'un^ dir konfessionelle Kiiidererziehunjjf 
dem Erziehungrsberechtiorten übertragt und damit den» Privat- 
recht überläßt, ^ehr>rt die Festsetzung eines l^nterscheiduugs- 
alters dem (dYentlichen Hecht an, und nur mittelbar, wie auch 
sonst vielfach, wird durch Hegründung eines Rechtsverhältnisses 
des ofTentlichen Rechts in Rechtsverhältnisse des Privatrecbts 
eingegriffen, die damit nicht Tereinbar sind. Um wiederum 
auf die Verfassung der Schweift zu verweisen, Art. 49, der 
von der Glaubens- und Gewissen^reiheit handelt, übertragt 
die religiöse Kindererziehnng dem Erziehungsberechtigten, von 
Erreichung des 16. Jahres an aber soll, eine Folge der ver- 
fassungsmäßigen Gewissensfreiheit, die Entscheidung dem Jugend- 
lichen zustehen. 

Und nunmehr kann auf die örtlichen Grenzen eingegangen 
werden, welche der staatlichen Einflußnahme in Sachen der 
religiösen Kindererziehnng gezogi'n sind; zunächst auf die 
Zwangsvorschriften, welche die Freiheit des Erziehungsberech- 
tigten beschränken. 

2. Bekenntniszwang. 

Ausdrückliche Zuständigkeitsvorschriften. 

Die erste Sorge ist n;itiii li( Ii auch hier, festzustellen, w ie- 
weit der Saclivt'ihalt itvva einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelunir unterstellt ist. Die Ausbeute allerdings ist spärlich. 
Eine unilasseiide lä-^cluiig entliielt 2 d»*s sog. Toleranzantrugs, 
der d( Hl deutschen Reichstag am 2'A. 11. 1900 vorgelegt wurde: 
.In Eruianurliiti^ einer YereinbMruutr der Poltern sind für die 
religi<>«e Krzit liun;r eines Kindts die landesrcchtlichi^n Vor- 

• 

scfirittt ii desieni;.it'n Bundesstaates maßpfebrnd. in dessen Bezirk 
der M'dun bei Kingehimg der Ehe seincu Wohnsitz liatte.'' 
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Doch haben die Antragsteller diesen Vorschlag in der Folge 
fallen lassen, nm an Stelle der Landesgesetze einheitlich für 
ganz Deutschland des Erziehungrecht des BGB der kon- 
fessionellen Bestimmung zugrunde zu legen, und eine Wieder- 
aufnahme des Antrags von anderer Seite blieb ohne Erfolgt). 
Im Köni^eich Saclisen und in Brannschweija: finden sich (ie- 
setzesbestiinmnngren für den besonderen l^'all eines Wohnsitz- 
wechst'Ls, der die Eltern nach Abschlnlj ihn r Khe in das Land 
führt. Das sücitsische (lesetz vom l. IJ ]s;^»; ^ O^v verordnet 
nämlich: „Bei Eltern, weicht sich erst künitig in das Köni^- 
reirli Sadist n wenden, wird dasjenige zur Anwendung «i^elnacht, 
weiches die ;zesetzliche Verfassun^^ des Landes wo die Ehe 
geschlossen worden, hierüber mit sich bringt, dafern sie nicht 
nach den Bestimmungen lüoses (Jesetzes (§ 7 u. 8) ein anderes 
unter sich festsetzen". Ganz ähnlich verlangte ein Itrann- 
scbweigisches C.esetz vom 10. 5. 1867 von zuziehenden Ehe- 
leuten eine Erklärung, „wie es bezüglich der religiösen Er- 
ziehung der Kinder, welche sie besitzen, nach den Gesetzen 
des Landes, in welchem ihre Elie geschlossen wurde, zu halten 
isf^, eine Vorschrift, die seither ersetzt worden ist durch § 5 
des Gesetzes vom 29. 9. 02 : „Wenn Eheleute verschiedenen Be- 
kenntnisses oder aus einer gemischten Ehe nachgebliebene 
Witwer oder Witwen, welche Kinder unter 14 Jahren besitzen, 
im hiesigen Land ihren Wohnsitz nehmen, so sind für die Er- 
ziehung ihrer Kinder, und zwar sowohl derer, wt lt ln' schon 
vorhanden sind, als auch derer, welche etwa n<>( h ans licstt lu ii- 
der Ehe hervorgehen, die (it si tzc dcsjt nigen Landes maljgebend, 
in deui die Eheleute iliren ersten Ehewohnsitz haben. Man wird 
unbedenklich annehmen iliirten, dati die sächsische und die 
frühere braunschweigische Bestimmung die (Jesetze des Ehe- 
schließungsortes für den Fall eines Wohnsitzwechsels deshalb 
als maßgebend erklärt haben, weil sie dies Hecht auch unab- 
hängig von einem Wohnsitzwechsel für anwendbar gehalten 

•i Heiner, Der soirt nannte ^itWiAnziintTdiif (Arch/'v für katholisches 
Kircßtenrecht 82 u. 84 ) 1, 152, 153, 682, 82t). Eine Abgrenzung der Gel- 
tong des deutschen gcgenaber aufietdeatachen Rechten ist auch bei daa vei^ 
iBdertea Staadposkt der Antragsteller erforderlich gebliebsD. 

Setoebiifl f. nuten. Jfrin^ n. Öffantl. Beoht. XVTL f> 
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hatten. Indessen die Praxis dieser Länder (Aber das neuere 
braunschweigische Gesetz sind Slrfahningen noch nicht bekannt 
geworden) hat diese Folgemng nicht gezogen, sondern, von dem 
gesetzlich geregelten Sonderfall abgesehen, völlig andere Gmiid- 
8&tze zur Anwendung gebracht. Erwähnung mag hier auch 
§ 2 des norwegischen Grundgesetzes finden: „Die Einwohner» 
welche sich zur evangf^lisch-lutherischen Religion bekennen, 
sind verpflichtet, ihre Kinder in derselben zn erziehen^". 

Mangeln iimi aber gesetzliche Anordnungen, so ist auch 
hier Am Auslfgiing berufen, der stautlichcji Tätigkeit nach der 
Eigtiiurt des Sa c Ii verhalt«, in den sie eingreifen soll, die 
Grenzen zu ziehen. 

H. (ipsptze und 1". c Ii i» n1 c n. 

Wie üljerall im i^crcich staatlicher Ki t litsordnunof und ins- 
besondere im Umkreis des öftVntlirhpn Hrclits gilt ts zunächst, 
den zuständigen Staat, nicht die anwciitlbaipn Osetze aiifzu- 
sucltcii. Erst muß der Staat festgestellt sein, der bt iiitrn ist, 
ein Interesse wahrzunehni«Mi, und dann erst kommt in >'rage, 
wieweit er Gesetze bereitstellt, dem von ihm anerkannti'n In- 
teresse feste Grenzen zu geben. Hat ein Staat al)er ein Interesse 
dem er Beachtung schenkt, n1> unmittelbare Staatsangelegenheit 
erklärt und in das (»nfentliche Hecht erholten, so müssen auch 
Behörden vorhanden sein — Verwaltungsbehörden oder auch 
Organe der freiwilligen Gerichtsbarkeit welche sich mit der 
Besoi^ng dieser Staatsangelegenheit befassen. Und damit er- 
gibt sich auch fttr den Bereich der Zwangsvorschriften fiber 
religiöse Kindererziehung der Gegensatz der im Verhältnis von 
Staat zu Staat zuständigen Behörden und des im Verhältnis von 
Staat zu Staat anwendbaren Rechts. Der Unterschied der 
beiden Fragen ist schon von Schmidt^) berührt worden, nnd 
es ist insbesondere die Rechtsprechung des ba^rrischen Ver- 
waltungsgerichtshofs, welche bei Streitigkeiten über religiöse 
Erziehung sorgfältig unterscheidet, ob die räumlichen Beziehungen 

^) Die Verfassuug unterscheidet Indvaanere und Borgere. Vgl. 
über diesen Unterscliied allerdings auch Aachehoug, Stafttarecbt Ton 

Schweden und Nurwegeu 120 f. 
2; a. a. ü. 441 f. 
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des Falls eine Zuständigkeit der bayrischen Behörden, und ob 
sie eine Anwendbarkeit der bayrischen Gesetze beenden. ^) 

Aber die Znstftndiprkeit der Behörden eines Staats und die 
Anwendung" seiner Gesetze über relifriöse Erziehunj^r sind gfleich- 
miu^i;^ ein Ausfluß des Umstandes, daß ein Staat unter be- 
stiimnten rirtlichen Voraussetzungen auf das Bekenntnis eines 
Kindes seine Hand legt. Und beide werden dämm regeluiäßig' 
parallel gelicn. wie dies denn auch Seh midi iinii die bayrische 
Herlitsprechung annehmen. Ks ist nntzios und widerspricht 
allem P>niuch, wenn der Staat seine Beliörden eingreifen läßt 
in öffentlichrechtliche Verhältnisse, die nicht ihm gegenüber, 
sondern im Verhältnis zu einem andern Staat bestehen Und 
es bedeutet eine empfindliche Lücke, wenn eine öffentlich- 
rechtliche Verbindlichkeit gegenüber einem Staat begründet ist, 
aber es mangeln die Behörden in diesem Staat, die Erfiillnng 
der Verbindlichkeit unter ihre Aufsicht zu nehmen. 

Immerhin zeigt die Praxis auch solche Erscheinungen. In 
Oesterreich halten sich die Verwaltungsbehörden für berechtigt 
und yerpfllchtet, auch ausländische Kinder der Konfession zu- 
zuführen, der sie nach Gesetz angehören, materiellrechtlich aber 
wenden sie die österreichischen Vorschriften nur auf Inländer 
an. Eine Frau sächsischer Staatsangehörigkeit wohnt in Inns- 
bruck, ihr evangelisches Kind ist ant Wunsch der Mutter zum 
Katholizismus übergetreten; der Verwaltnngsgerichtshuf -j erkläit 
diesen Uebertritt in einem Erkenntnis vom 13. 2. 1H91 für 
nichtig, wiewohl er nach österreichist lieni Recht statthaft g-e- 
wesen wäre, da ihn das siiehsisclie Recht im gegebenen Fall 
nicht zulasse. Der Zweifel, ob denn die österreicliisclien Behörden 
überhaupt einzuschreiten hätten, wo das österreichische Ver- 
waltungsrecht sich an einem Fall für unbeteiligt erklärt, scheint 
nicht erwogen worden zu sein. 

In Preufien ist die Zuständigkeitsfrage bei Anordnungen 
über religiöse Erziehung wiederholt Gegenstand gericlitlicher 

1) Entöcheidunt^on v..rn IS 4 1884, 27. 5. 1887. U). 6, 1889, 2:i 10. iÖÖ^ ; 
21. 1. 1891, 17.3. löy? Sammlung ö, 179; 9, 19] 11, 433 u. 17; 12, 449, 
18, 227. 

Erkenntnisse 15, 147. 

6* 
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Erwäo^uiig gewesen. Beschlüsse des KammiTgericlits vom 
29. 7. 1898 und 18. 1. 06 M verneinen diese Zuständigkeit in 
sorgfältigen Ausfühningen, aber freilich nur dämm, weil nach 
Lage des Falls jeweils die Zuständigkeit zur firrichtung einer 
Vormundschaft in Preußen mangelte, ausgebend von der 
unseres Ei^aehtens mißverständlichen Auffassuni^^. als handle es 
sich bei der polizeilichen Ueberwachung des Glaubensbekennt^ 
nisses durch die Vormundschaftsgerichte um eine Au^^abe, welche 
diesen Behörden im Babmen ihrer durch das Zivilrecht veran- 
lagten Tätigkeit zukomme. Und wenn nur eine Zuständigkeit 
zur VormundschaftsfUhrung in Preußen begründet ist, dami 
schreiten die Behörden dort auch auf Grund ausländischer Gesetze 
äber religiöse Erziehung, auch zur Durchsetzung von Zwangs- 
vorschriften dieser Gesetze ein, ohne ihre Zuständigkeit hierzu 
welter in Bedenken zu ziehen. 

4. Persönliche oder ränniliche Beirre n zu Jtg? 
Die ScheidunfT von Keclit und Zuständigkeit kann für das 
folgende beruhen bleiben. Die Nachforschungen gelten schlechtr 
weg dem zuständigen i:>taat, soweit nicht unter besonderen 
Voranssetznnf^en des anzuwendenden Rechtes besonders zu jre- 
denken ist. An die Spitze aber tritt nunmehr die Frage, ob 
den Staaten bei der Ausübung der Religionspolizei über Kinder 
eine personale oder eine territoriale Herrschaft zugeteilt werden 
soll. Das Material, welclies die Praxis hierüber zutage ge- 
fördert hat, ist wenigstens für einige Staaten außerordentlich 
reichhaltig, und es wird zweckmäßig sein, den tatsächlich be- 
stehenden Rechtszustand für die wichtigeren Staaten gesondert 
zu verfolgen. 

Von den preußischen Gerichten wird die religiöse Kinder- 
erziehung einhellig als eine Angelegenheit des Privatrechts 
betrachtet, und das anzuwendende Gesetz demgemäß dem Per-* 
sonalstatut entnommen. Das Personalstatut selbst allerdings 
wurde bis zum Inkraftreten des BGB, in verschiedenen Teilen 
Preußens verschieden, bald durch die Staatsangehörigkeit, bald 
durch den Wohnsitz bezeichnet, und so hat man auch für die reli- 

1) Ztacb. 10, 54; 16, 304. 
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ofiöse Erziehung in Rheinpreiißen das Recht des Heimatstaatefi 
der Familie zugrunde }rele«rt im Bereicli der Kollisionsnormen 
des preußischen Laiidrt chts und des gemeinen Hechts aberregel- 
mäßifT die ( tesetze des Wohnorts zum Ausgangspunkt «(enommen.*) 
Immerhin fehlt es selbst hier nicht an gelegentlicher Anwendung 
der heimatlichen Gesetze^), und seit dem 1. 1. 00 verweist 
die Rechtsprechung übereinstimmend auf Art. 19 EG z. BGB, 
wonach das Bechtsyerhältnis zwischen den Eltern und ehelichen 
Kindern den Gesetzen des Staats unterworfen sei, dem der Er- 
ziehungsberechtigte angehört^). In der Begründung allerdings, 
welche für die Anwendung dieser Gesetze geltend gemacht 
wird, fehlt es nicht an leisen Schwankungen. Ein B^chluß 
des Oberlandesgericbts Frankfurt vom 18. 10. 1894 erklärt .die 
Rechtsnormen Uber die Erziehung minderjä)iri(?er Kinder nach 
dem Tode des Vaters sind ein Teil des Yormiindschaftsrechts. 
Ist eine Vormundschaft an einem Orte nach den (besetzen dieses 
Orts zu Recht umgeleitet, so ergreift das daselbst geltende 
Vomuindschaftsreclit die gesamten liechtsbeziehungen des Mündels** 
luid damit auch dessen religiöse Erziehung; die Rücksicht auf 
die Führung der Obt rvoririiiii(lscliaft im Lande soll es also sein, 
wclclif die inlaiidi.Nt lieii (Jesetze über religÜ'me Erziehuii^r zur 
Geltung gclani^'en liiljt. Das Kanimergericiit dagegen betont 
die Stellung des Erzielmiigsbereclitigten iifid erklärt demgemäß 
in einer Keihe von Beschlüssen das j)reuijische Recht auf 
ausländische Familien für unanwriidbar. au' li wenn über die 
Kinder eine Vormundschaft in Preußen gelüiirt wurde. 

•) KG 29. 7. 1898, Ztsch. 54. 

OLG Frankfurt 10. 12. 18K3 bei Schmidt, 452; 18. 10. 1894 
Jahrb. f. Enteoh. d. KG 11. \?A . K(I 2'5 11. o:» tnirl l ofi. Ztsch. 16, 312 
u. 320. Vgl. auch die Uegierungen I>i(L'iiiT/. und Kr uikfurt a. 0. bt-i 
Schmidt, 448'. Die beiden letztgnmunten Beschlüsst dii> Kii sprechen 
Mer wenig geeignet Ton ein^ Geltong des „TenitoriBliatsprinzips" nadi dem 
bOlienii Recht PrenBens, da doch Wohnsitsrecbt in Beiner Eigenschaft als 
I^nonalsUtat zu Amraidnng gdangm sollte. 

^} Regiening Merseburg 3. 10. 1860 bei Schmidt, 448 LG HildeB- 
b«im 6. 12. 1888, ebenda «1 

*) KG 26. 7. IH, lö. 1. 06, b. 4. 06, vgl. auch 23. 11. 05, Ztsch. 15, 325 j 
16, 304, 320, 312. 

^) 29. 7. 1898 ; 26. 7. 04; 18. 1. 06; 5. 4. 06. 
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Ganz anders in Bayern. Zwar hatte die ältere Ministrrial- 
praxis ancli liier an der ( ieltung der zweiten Verfassungsbeil afre 
für Inländer und nur für diese festgehalten der Verwaltungs- 
gerichtshof indessen hat, seitdem er <Ue Rechtsprechung ül>er 
religiöse Kindererziehung an sich genommen, seinen i^Int- 
scheidungen gleichmäßig ein „Territorialprinaap" sragrunde ge- 
legt*). Die erste dieser Entsclieidungen argamentiert noch 
etwas zaghaft : es handle sich bei der Bestimmung der religiösen 
Erziehung durch die Eltern nicht um ein politisches oder Staats^ 
bürgerliches, sondern um ein Friyatrecbt der Eltern, die bayrische 
Verffusung aber stelle Fremde nnd Bayern für das PriTatrecht 
grundsätzlich gleich, für die Angehörigen des Deutschen Beiches 
werde diese Gleichberechtigung auch durch Art 3 der Reichs- 
Verfassung vorgeschrieben ; und überdies hätten die Vorschriften 
der bayrischen Verfassung über Religionsübung nach den Worten 
der Verfassungsurkunde und des Religionsedikts für alle «Ein- 
wohner^ des Königreichs zu gelten. Gleich die nächste der 
angeführten Entscheidungen aber erklärt ohne ümschweif „mit 
der Wohnsitznahme einer Person in einem fremden Staatsgebiet 
tritt dieselbe vermöge des Prinzips der Territorialgewalt in die 
Rechtssphäre des betr. Staates ein, nimmt abgesehen von be- 
sonderen Staatsbürgeriii lien Vt rliältnissen an der Gemeinschaft 
der dortigen öiTentliclien Ivediisordnun^- Aiitt il" — woneben 
allerdings mich die beiden anderen !>» wt isfrründe von der 
frenidenreehtliciien (ileichstellung der Inländer nnd Ausliuuier 
nnd von dem Wortlaut der VtrlassangslH stinnuungen sich ge- 
b -cntlirli wipderlioh ii Die bayrische Literatur hat sich dieser 
Kechtsprecliung vorbehaitius angeschlossen. v. Seydel briugt 

1) Entschließnngeii des Ministeriums des Inneren vom 20. 1. 1843, des 
Ministeriums des Inneren für Kirchen- und Schnlangelegenheiten vom 

29. 10. IS.')" und 17.2. 1871 ki Giiiriher, Amtshaiidbuch für die prote- 
Stantisclien (itihtliclien ihn Köninin i<'Iis Bayern ti»-??«' Aull. 2J>, 31, 82. 

- Kiitschoidunt^'cn vom 1<S- 4. 1NN4. 27. 5. l.v>7 uil»weicht*nd hier noch 
(H.> Instaiizi. Ii». Ii. iHSii. 21. 1. I<S!n, 17, ;i. ISi»? Sammlung 17i*; 

hr. 11. 4;{;i; 12, 44U; 18, 227. Ebenso eine nicht veröffentlichte Ent- 
scheidung vom 11. 4. 1994. 

S) v.Seffdel, Staatsrecht^ 3, Krats^ Handbuch der inneren 

Verwaltung' 1, H4ä; Jteger-ßyroffy Vcrwaltungsgerichtsgesetft' 181; 
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die Abgrenzung mit der Gebietshoheit in Verbindung, und 
Oertmann fügt bei, daß daran aach durch die Einführung 
des Staatsangehörigkeitsprinzips in das internationale Privat- 
recht des BGB nichts geändert worden sei, denn für die dem 
Landesrecht vorbehaltenen Materien dürften auch selbständige 
Kollisionsnonnen aufstellt werden. 

Erklärt sich der Unterschied der preußischen und der 
bayrischen Rechtsprechung aus dem Umstand, daß der }juiizei- 
liehe Charakter solcher Zwangsvorschriften öbcr das Bekenntnis 
der Kinder in Pmißen mehr verschleiert, in Bayern unverhöllt 
zutafje tritt, so versag diese Erklünuifi me^^ciiüber der Rechts- 
anwenduntj im Könipreich Sachsen, (h sscn lieset^je den polizei- 
lichen Chaniktcr f^lciclifalls nachdrücklich aufgeprägt l»e.sitzen 
1111(1 (h'iiiKich von der Praxis personal anffewemlet werden. Das 
siirlisisclic Recht jrilt für siiclisische Staatsaii|.H'hörig^e, auch 
dann, wenn sie ihren Wohnsitz im Ausland habend). Auf Aus- 
länder aber gelangten die sächsischen Vorschriften regelmäßig 
nicht zur Anwendung'^) — nach Kfoss^)^ weil sie als Durch- 
brechung der verfassungsmäßig gewährleisteten Gewissensfreiheit 
engste Auslegung zu finden hätten. Ja selbst die Vorschrift 
Uber Wohnsitzwechsel, die oben mitgeteilt wurde, wonach bei 
einer im Lauf der Ehe erfolgenden Verlegung des Wohnsitzes 
nach Sachsen die Gesetze des Eheschliefiungsortes maßgebend 

Oertmann, Bayrische« T.andcsprivatrecht {1903) 55>7; SeherbeVt Beeilt- 
liebe Stellung der Ausländ« t in Bfivfrn (1HH7) u. a. 

Für sächsische Stautsaii;:' huriir* , di« ihren ersten Ehewohn«!it7; außer 
Landes haben und später nach badisea ziehen, vgl. unten S. 72 Aum. 1. 
Für iAcbsisclie StaatsAngchörige, die ihren WoIrositB spftter anfier Landes 
nehmen, ICreiidirekÜen Bodinin bei Schmidt, 448 f Dagegen sieht anf 
den Aafentbalteorfc der Person eine Entscheidnng der Kfeisdirektion Leipzig 
Tom 2*). 4. Sellin i dt, 811'A 

h Not« des sächsischen Minist« ri M i des Acußeren vom 13. 1. 189<). 
mitgeteilt in der oben S 07 Anm. 2 au^tffihrten Entsrheidunj; des ö*^ter- 
reirbischi (1 Vf rwnlfunu'^u'i^iiclitshofs ; Stadtrat nresdt ii 11 11 1HJ><7 ErlaB des 
Kultusministeriumb vuui 26.fi. 188<S. Kreisdirektion Leipziji (Kuitusmiiusiorium) 
2ö. 11. 1870 bei Schmidt, 444 f HI02, 311». Weittire Entscheidungen 
onten S. 72 Anm. 2. Eine Verfügung der Kreisdirektion Leipeig vom 
16. 7. 1869, Schmidt ^ 328 ^ Terweist anf den Wohnsita außer Landes. 

3) Sldisiscbes Undesprivatrecht (1904) m 
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sein sollten, wird schlecht nnd recht diesem Personalsystem ein- 
verleibt. Die Vorschrift soll nicht Anwendung linden anf 
Sachsen, die ihren ersten Wohnsitz in der Fremde hatten und 
sich später im Königreich niederlassen, denn für Sachsen gilt 
von Anfang an sächsisches Recht Sie soll nach manchen 
Entscheidungen aber auch nicht gelten für Ausländer, die im 
Lauf ihrer Ehe in Sachsen Wohnsitz nehmen und dabei Aus- 
lander bleiben^, während in anderen Fällen gleicher Art jener 
§9 allerdin^ zur Anwendung gchracht wurde"'», und es ver- 
bleibt so als unbestrittenes Anwendungsfrebiet der Bestimmung 
nur der i all, duü ein Ausliinder, vordem mit seiner Familie 
auswärts wohnhaft, bei seiner Niederlassung in Sachsen die 
säi-lKsii he .Staatsaiigeliürigkeit erwirbt. 

Aus Württemberg ist nur eine KnUcheidung bekannt ge- 
worden, in der ^vin tit iiihergiM In s licclit angewendet wurde mi 
Kinder, die /.war ihren Aufnitiialrsort auswärts, aber Staat^*- 
aiigcliorij^kcit und Woiiusit/ in \\ ürtteüil»erg hatten. "*) Für 
Baden vt rwt Isen Börner und tSoiff'') unter der Herrscliaft 
des neuen Zivilrechts auf Artt. H», 2U E(jI z. B( iB, ganz ebenso 
y,''ie Kisch^^) für Klsali-Lothringen. In Sachsen-Weimar erklärt 
ein Sdiivilun des Staatüministeriums vom 2b. 10. 1889^) 
diks Kecüt des ersten Ehewohnsitzeä für verbindlich, soweit 

' K I* i-iliit IxtK'ii Leipzig 2;). <>. 1871 {Kultustiiinistcrium), Erlasse di-s 
Kuliusniinistenunis 11. 7. 1Ö84, ü. 2. löbb, ö. 2. löÜSl, Stadtrat Dresden 
22. 7. 1887 bei Schmidt, 323^ 3251, 3ö9^ 359« m^, 

2) Erlaß des KultusmiDisteriams von 2. 8. 1877, Schmidt, 330'; 
wohl ancb Kultusminjatemm 28. 4. 1873, 13. 5. 1876, 4. 4. 1887, Kieis- 
direktion Leipzig «jß, 9. 187;;, Stadtrat Drosdt'ii 11. G. 1879 und 3. 12. 1888 
hri SrhrnifJf. :?;^r-'. m)\ 329 >, 828». 828 \ 829^. Hierher Teniilltlich 
auch Kreisdiroktion Leijt7.it: 27. I issf. S< hm/df, 820-'. 

**j Drei Yerfiigungeii dvr Ktt isdut kiion Leipzig vom 22. ö. 1867, eine 
solche vom 17. 9. 1869, Schm iUt, 82Ü ', 827 ^ 828 327^. Ueberein- 
BtimmeDd wohl auch Verfügungen derselhen Behörde vom 22. 1. 1868, 
16. 12. 1862, 2Ü. 5. 1865 bei Schmidt, 326^ 327 S 326i. 

^) Waisengericht Stuttgart 19. 12. ISSÖ bei Schmidt, 4Ö4>, 

liivdisclie.s Landt .sprivaticclit r.HM)i (iö9. Ebenso schon Dorner 
Badiscbes Ausfühnm::- tz zum lUiJ; (19(»2) 1(). 

Eli5;ili-Lotiiiiii;j;i.^i lies Laudesprivatreclit \19(>.'),» 98;i. 

") S ihm/ dt, 428. 



Digitized by Google 



Stadien am dem internationalen Verwaltnngsiedit. 



73 



nicht zwingende (besetze von Sachsen-Weimar entgegenstehen. 
£iB Mecklenburg-Schvverinsclies Amtsgericht^) wendet mecklen- 
horgiscbes Recht auf Inländer an, anch wenn sie im Ausland 
ihren Wohnsitz haben. In Braunschwelg schließlich hat man 
die früher erwähnte Torschrift des Gesetzes von 1867, welche 
zuziehenden Eheleuten das Recht des Eheschließungsortes vor- 
behält, so wenig verallgemeinert wie in Sachsen, vielmehr genau 
wie dort die Bestimmung selbst in ein abweichendes System 
aufgenommen und sie mehrfach nicht angewandt, wo die Zu- 
ziehenden Ausländer waren und auch bei der Xiederla.ssunsr in 
Hniuiiscliwei^- j^^cliliclicn siiul.-) In aiuh'rm I'^iillen ullurdings 
hat man die in jenein 1 1 vorpi-eschriebeiu' Fifklärung" auch von 
Ausländern verlaii<xt oih-v docli entiicfrenfiff nouiiiicii. die im Lande 
ihren Wohnsitz ncliuien Ansliinder iui J^and am ii sunst der Herr- 
schaft des Wohnsitzes unterworfen^) und es hat das neue (lesetz 
von 1902 — aus einer Zeit, in der für da.s iieich privatrechtlich 
die Staatsangehönglteit zur Ordnung der persönlichen Angelegen- 
heiten benifen worden war — bei einer Niederlassung im Land 
nach Abschluß der Ehe das Recht des ersten Ehewohnsitzes 
für maßgebend erklärt. 

Eingehendere Mitteilungen über die Rechtsanwendung stehen 
auch für Oesterreich zu Gebote. Zunächst hat hier Kirch- 
lehnet^) den Geltungsbereich des Gesetzes vom 25. 5. 1868, 
dessen erster Abschnitt die religiöse Erziehung ordnet, in Er- 
örterung gezogen und sich für dessen Anwendbarkelt auch auf 
Ausländer ausgesprochen. Wenn die Ueberschrift des Gesetzes 



1) Zwei Scbxeiben Ton 1888, Schmidt, 456*. 
Henogliche« Konsfatoriom 13. 3. 1869, Stadtmagistnt Holzmindeo 
in Fallen von 1870 und 1888 bei Schmidt, 427. 

•^1 Zwei Erlasse des Herzojjl. Konsistoriums vom 7. '2. 1888, Seh nt id/. 
431'' u. (bei einem dritten Erlaü vom gleichen Tage, Schmidt, 481- 
ist die staatsantjfehörigkeit nicht mitgeteilt) i ein Fall in liolzmiuden ISÜd, 
Schmidt, 427. 

•*) Der zweite der aiigeliiluUMi Erlasse des Kousistoriiuas vom 7. 1. 1888 
(Schmidt, 481 '> verlangt von eisern Saehsen in Hdlsninden, Dispensation 
von den geaetxliehen Bestiminangen in Brannachireig nacbtnsncben, obne 
aUttdings auf seinem Verlangen an bestehen. Vgl. Uber den Fall unten 8. lOd. 

ft) Oeeterreichiache Zeitschrift für Verwaltung (1878) 11, 141 !. 
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nur von den intei kontcssionellen Verhältnissen der ^StaAtsbüiir^ r" 
spicclie. so sei du»s nicht im Sinn einer Beschränkung aul 
.St<lut^aIigehi■)^i|^en jrempint: auch das Staatssrundfiresetz rrklär« 
persönliche Freihi'it und Huiisrecht als Ueciite der Sta<iisl»ui-ger, 
luid doch jrelten diese (icsptzp aucli ziisrnnsten der Ausländer. 
Eine Vcrbindliclikeit des (icsrtzcs vuii l«h8 für Ausländer 
stehe jedenfalls l>ei d»>ii späteren Alisclmitten, den Bestinniiuni^en 
über (Jottesdienst, 8eeLsorge, Begräbnisse, Feiertage aidjer Zweifel, 
für den zweiten Abschnitt des (iesetzes, üebertritt zu einem 
andern Ik kenntnis. werde in einer Ministerialverordnung von 
dii' Ziiständi;ikeit ausdrücklich für unabhänjrijr erklärt von der 
Sta;itsangeii(iri<ikeit der Beteiligten. Auch andere Gesetze wie 
dasjenige über die \ ei liältnisse dvv katholischen Kirche von 1874 
§ 35 stellen auf den Wolinsitz ab, und es habe denn auch die 
Praxis das Gesetz von 1868 schon mehrfach auf die religiöse 
Erziehung von Kindern ausländischer Familien angewendet 
Verfasser nennt den nicht näher mitgeteilten Bescheid einer 
Statthalterei und eine Entscheidung des Kultusministeriums 
vom 7. 5. 1877: ein Ausländer hatte sich für konfessionslos 
erklärt und beanspruchte gleichen Bekenntnisstand für seine 
Kinder; die Ünterinstanzen hatten einer solchen Bekenntnisfolge 
auf Grund österreichischen Rechts die Anerkennung verweigert, 
und das Ministerium nahm von einer gleichen Maßregel nur 
deshalb Abstand, weil der Austritt aus dem früheren Bekenntnis 
noch vor der Niederlassung der Familie in Oesterreich erfolgt 
war. Auch Vesqtie von Pütt/ in gen erklärt in seinem Hand- 
buch des in ( )esterreich-l'ng;irn Litdtenden internationalen Privat- 
rechts- S. 1()4 die konfessiom Hill (Jesetze ( )esterreic)is, auch die 
Vorschriften über die Bestininiung der Ueligion des Kindes durch 
die ICltern, für anwend])Mr nnf Inlämk i und Aii>länder, schreibt 
aber freilich S. l^iti liinsirht ücii der iciigiustn Erziehung das 
(liegenteil, d.-i (iie llandl(ui5^>tahigkeit des Vaters nach den Ge- 
s» tzen seines Heimatlandes zu beniteilen sei Wo nun aber 
die Praxis sich mit der Geltung dieser Voi*schriiten füi' Aus- 

Ftlr Cn^arn soll nach S. 247 ebenda dasselbe gelten, „inaofern . . 
nicht etwa das kirchliche T^v<hi ipodiktisrlu' Vui-.sclinfr«n d< n in Ungßn 
fOr mehrere (ilaubensgcnuasenitcliulten bcätehendco kirchUcbcu Gerichten m- 
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iander ex professo zu (befassen batte, hat sie in der Fol^e 
einen abweichenden Standpunkt eingenommen. In Wien wohnende 
Preußen jüdischen Glanbens wollten ihre Kinder taufen lassen: 
eine Entscheidung des Kultusministeriums vom 31. 3. 1881 
erkl&rt dies gegen die Meinung der Yorinstanzen für statthaft, 
wiewohl es nach östeneichischem Becht nicht zulässig sei; es 
handle sich hier um einen Ausfluß der „persönlichen Fähigkeit 
der Eltern, die nach § 37 BGB dem heimatlichen Becht unter- 
stehe \). Und ebenso hat in einem schon oben S. 67 Anm. 2 
erwähnten Erkenntnis vom 13. 1. 1891 der Österreich isclu* Vt*r- 
waltun^rs^erichtshof entschieden (in Uebereinstiiinimng mit dem 
Kultusministeriulli, aliti wicdenim ^re^en die Vorinstanzen): 
,Das religiöse llrkcnntnis zählt zu jenen (^Uialitätcn eiiier Prrsftn 
welc)ie, soweit es sich um das weltliche Rechtsgelut t iiaiuielt. 
sowohl in privat- als in staatsrechtlicher Beziehung für die 
Rechti^fähigkeit der einzelnen Person von Bedeutung sind. In 
dem Bereich der staatlichen Oesetzsebimg erscheint . . das 
Religionsbekenntnis nur . . zu dein Zweck einbezogen, um das 
Rechtsverhältnis der einzelnen Religionsgpst llseluiften zum Staat 
und gegeneinander abzugrenzen. Dieser Bedeutung des Religions- 
bekenntnisses entspricht es, wenn die Entscheidung konkreter 
Fälle nach dem Prinzip der Staatsangehörigkeit erfolgt, welches 
in den §§ 4 und 34 BGB seine Anerkennung gefunden hat*^ ; 

schreiben sollte, wclfhf» Vors(l)rilten dann auch auf Atislärulrr angewendet 
werden mfSBtr^n " ] »in < li die Eherechtsreform des Jahres 1894 ist dieser ganze 
Rechlbzii stand in L'iigarn mindert worden. 

^) Journal 8, 236. Eui«prechend dem Ort der Verüflentlicliuiig ibl die 
Bntacbeidang weiteren Kzeisen bekannt geworden and wird gebilligt von 
t.Bar, Theorie and Praxie 1, 533 ^ da es sieb am einen AasflnS des 
elterUchen Bechts handle; von Fiore^ÄHioine^ droit intern, privi, weil 
bei Aii>l'indeni der Staat nicht eingreifen könne, solange innerhalb der 
Familie Einverständnis bestehe: von Weiß, traile tht'nrique et jtratique, 
\. 143. weil derlei Gesetze eine FamiHeTirtnirelrirenheit betreffen, denn es j^elte 
d tlit i Tinr. ärgerliche .4nKrin?^rd( r^> izuuf^en innerhalb der KarniHc nhzu- 
sdineiden. iJagegen winl du? Ijjiihclindung MmProtitch, de la piUö.saiica 
paternelU en droit int. priav (18Ü2) 86 ff. als prinzipwidrig getadelt, es 
handle sich hier am die öffentliche Ordnang, nnd {$ 140 BGB beseicbne die 
Vorschriften Uber religiöse Ersiehong noch ansdrflcktich als «politisches*, 
Minit als ein (territorial geltendes) Polizeigesetz. 
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übenlic*: sei das (Josetz vom 2'). 5. 1868 nur zur Ilc^t liuit! «Inr 
intcikrintcssionollf n VerhältnisHe dw ..Staatsliiir<;vr" crlassLii. 
und aiiljcrdiMii wnde fs handelte sich im ;rt'üt'l'pnen Fall mu 
sju hsis( lit' Staatsangehörige — deii Oeüterreicbern in Sacitsen 
(j egen s( • i t i k < • it gew iihrt . 

Endlieh die Literatur, die sieh unabhang:ig von einer be- 
stimmten Rechtsordnung äußert. Was zunächt Schmidt anj^eht. 
flessen Xachforschunnron nicht wenige der vorstehend benützten 
Materialien zu danken sind, so erklärt dieser Schriftsteller^) alle 
die deutschen Lande^esetze, die von konfessioneller Erziehung 
handeln, für anwendbar auf Inländer und Ausländer; wenn l)e- 
hauptet werde, daß nach der neuesten Rechtsentwicklung nicht; 
auf den Wohnsitz, sondern auf die Staatsangehörigkeit ent- 
scheidendes Gewicht zu legen, so gelte das vielleicht für Rechts- 
fähigkeit und Handlungsfähigkeit, aber nicht für das Familien- 
recht, das hier in Präge stehe, und jedenfalls sei die neueste 
Rechtsentwicklnng nicht zu berücksichtigen bei der Auslegung 
von Gesetzen, die in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts 
erlassen worden sind. Auch der andere der Schriftsteller, welche 
die religiöse Erziehung rechtsvcrgleichend behandelt haben, 
Geiger (8. 127 ff.) erklärt — wiewohl inzwischen das EG z. BGB 
in Kraft getreten war — den Wohnsitz, nicht die Staatsan- 
gehörigkeit für maßgebend ; er beruft sich auf einen entsprechen- 
den Beschluß (h's Herliner Landgerichts T über den (Jeltungs- 
bereich der Vorschriften über Austritt aus der Kirche, auf <1ie 
Reclitsi)rechung des l)ayrisclien Verwaltungsgericlitshofes, Aeiiln - 
rungen der Lits ratui-. und es folge dies Krgeltnis für Angeli»>rige 
andi'itr tleutschci- niiiidesstaaten aiu li ans der ( Heichstelhing der 
Reiclisangeliörigen, wt lche Art. .-1 der Heii lisvci ia.ssung voi'sclireibe. 

Vinter den Vertretern des internationalen Privatrechts hat 
r. Bar sich für die Anwendung des Per.sonalstaliils der Eltern 
auscespnM'hen, weil es sich am Ii 1»ei der Bestinimunsr des 
filaiiluMisbt'kenntiiisses der Kinder um l*j ziehung liandle ; iilier- 
a'uiatiimimid ßöhm ^). Auch iFf/AÄ-*) behandelt die religiöse 

Vj 441 ff. IH'JO grschricbcn. 

^) Theorie und l'raxis 1. .j.'J'i; Lehrbuch Sä. 

Die räumliche llenjichaft der KecbUnurmeii öti. 
*) Traite tMorique et pratique 4, 142 ff. 
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Krzirliiii)«^ als Aiistluli der väterlicljen (iowalt und damit als 
Anjrclefrenheit des Heimatstaates: das sei auch niclit anders 
bei Zwangrsvorschriften wie jener österreichischen, welche bei 
einer Mischehe die Kinder nach dem (jeschlecht teilt, sie be- 
zwecken ledijj^lich, ärgerliche Auseinandersetzungen innerlialb 
der Familie abzuschneiden, Gewissensfreiheit und öffentliche 
Ordnung seien dabei nicht im Spiel. Für Fiore^) sind diese 
Dinge als Ausfluß der väterlichen Gewalt zuDächst rl)onfalls 
dem Pcrsonalstatut unterworfen ; indessen wenn der Heimat- 
staat die Erziehungsfreiheit beschränke wie in Oeiiterreich, so 
handle es sich dabei um politische un»l Polizeigesetze, welche 
Über die Grenzen dieses Staates nicht hinauswirken könnten, 
und wenn s(dche beschränkende Vorschriften im Aufentlialts- 
staat bestünden, so ergreifen sie als P(dizeigcs(»tze auch den 
Ausländer; nur freilich, bestehe innerhalb der ausländischen 
Familie im Inland üebereinstiinniting über die Art der religiösen 
Erziehung, so könne das inlan lisi in Recht dem nicht entgegen- 
treten. Schließlich Protitch, der in einer sehr verständigen 
Pariser Dissertation über die väterliche Gewalt im inter- 
nationalen Privatrecht au! die Frage zu sprechen kommt 
der Inhalt der Erziehungsgewalt und damit auch die religiöse 
Erziehung stehen zunächst allerdings unter den heimatlichen 
Gesetzen; wo immer aber besondere Vorschriften fiber die 
religiöse Erziehung erlassen sind, da handelt es sich um Staats- 
kirchenrecht, um politische Gesetze, bestimmt, den religiösen 
Frieden im Staat aufrechtzuerhalten, und es gelten darum solche 
Gesetze nicht über die Staatsgrenzen hinaus, ergreifen ihrerseits 
aber mit Rücksicht auf die öffentliche Ordnung auch Ausländer 
die im Lande wohnen, ohne daß eine Durchbrechung dieses 
Satzes gerechtfertigt werden könnte. 

So gewähren also Theorie und Praxis in buntem Wechsel 
den Zwangsvorschriften des Inlands bald personale, bald terri- 
toriale Begrenzung. Was aber soll gelten, wenn nach Maßgabe 
dieser Abgrenzung die Gesetze des Inlandes keine Anwendung 



1) Fiort'Antoine, droit i»t. privi 2, 126 ff. 

^ ».a. o.aoff. 
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finden; für Ausländer im Inland insbesondere, wenn das In- 
landsrecht nur für die eigenen Staatsangehörigen gilt? Die 
vorgenannten Schriftsteller, die Praxis in Preufien, in Oester- 
reich formulieren hier anstandslos eine Kollisionsnonn nach 
Art der im internationalen Zivilrecht fiblichen: die religiöse 
Kindererziehnng steht nnter Heimatrecht, fOr Ausländer somit 
unter ausländischem Becht, und es tr%t die Praxis dieser 
Staaten auch kein Bedenken, Zwangsvorschrilten der fremden 
Gesetze im Inland zur DnrchfQhrung zu bringen, selbst da, wo 
das eigene Recht unter den gleichen Voraussetzungen keinen 
Zwang vorsieht*). Im Könipreich Sachsen gilt diese Tolgerung 
mindestens nicht als selbstvors-tändlicli. Zeigt eine Musterung 
des für vSachsen besondei*s reichhaltisfen Materials, daß die Ans- 
läii(UTei«renschaft der HctfiligltMi liitr iv'^rliniiLii^'" nur dann in 
Betracht gezogen wird, wenn eine Freiheit \ ()U Zwanj^.svursclu iii<ii 
des siiehsischen Rechts befrründet werden soll, so gelten eine 
Anzahl Ents( luidnngen sMwrit. auszuspreelien, die Beteiligten 
sind .Ansl;iii(l< r und eben dcsIiaH» frei von Beschränknngen : 
nieiit Anwendung" ausljindischen Rechts, sondt-rn P^ntbindunfr 
von jedem stnatlii licni Zwaii<r in Glaulicns-'aehen soll die Uu- 
anwiMidharkcit dei- siirhsischeii (lesetzt' zur Folge haben -i. 

Kinv icritische IStellungnahnie nun zu der Frage, ob derlei 
Vorschriften persönliclie oder territoriale Herrsc Iiaft zukomme, 
ist ziemlicli gleichbedeutend mit der Entscheidung, ob es sich 
hier um Privatrecht oder um öffentliclies Recht handelt. Es 
wurde oben versucht, nachzuweisen, daß Zwangsvorschriften 

*) Vgl. für Oosterreich oben ^. ö7 ; für rreußeii BtkanuLüiachuug der 
Regierung Merseburg 3. lü. löGU bei Schmidt, IkH^, auch die Beschlüsse 
des KQ vom 29. 7. 1898, S6. 7. 04, 18. 1. und ö. 4. 06 ZtBch. 10, 5i ; lö, 325; 
16, 304 n. 320 vemeiseii ohne EinBehrftnkttng aaf die Anwendung analKn* 
dischen Bechts. 

^ Kreisdirektiott Leipzig nadi Entacheid des Kaltnnninistteiiim8 

25. 11. 1870. Erlasse <]oh Kultusministeriums 28. 4. 1873. i:V 5 1870. 2. 8. 1877 
bei Schmidt, HU S 3.3()3 Vgl. auch Svhntidt selbet 325. 

Mit diesen Schwankungen dürlu- es auch zusammenhängen, wenn — Kloß, 
Sächsisches Landcsprivatrecht 304*^ — noch die neueste Ministeriaipraxis 
darüber schwankt, ob bei Aaslftndern Veftri^^e flher religiöse Ersiehoog 
anerkannt werden sollen. 
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über ri'lifri*isf' Krziehuii«;' nicht unmittelbar davS Kerlit.sverhältnis 
zwischen dem Erziehungsberechtigten nnd Zügliiifr. sondern 
ein i»räjndiziplles Verhältnis zwischen dem Erziehungsberech- 
tigten (oder Zögling) und dem Staat zum Inhalt haben, daß sie 
Staatskirchenrecht, nicht Privatrecht bedeuten. Ist das aber 
richtig, so entfällt die wesentlichste Stütze für eine personale 
Begrenzung, denn eine Angelegenheit der elterliclien oder vor- 
mundschaftlichen Gewalt, wie sie das internationale Zivilrecht 
dem Heimatstaat zuweist, ist dann nicht mehr in Frage. ^) Auf 
dem Boden des öffentlichen Rechts aber kann eine Personalität 
der Gesetase über religiöse Erziehung nicht wohl vertreten 
werden. Sie versagt für Inländer im Ausland, denn es mangeln 
dem Staat regelmäßig alle Machtmittel, seinen Willen jenseits 
der Grenzen zur Durchsetzunpr m brinpren, und er kann nicht 
darauf zählen, daß dm fremde Land von sich ans die Ver- 
pflichtung eines Ausländers gegen seinen Heimatstaat erzwänge. 
Für den Ansländer im Inland aber ergibt sich bei einer personalen 
Anwendung dieser Gesetze eine empfindliche Lücke. Die Vor- 

Wüö sonst für eioe personale Abgrenzung jener Voiächiilieu vor- 
gebracht wurde, ist tou sehr geringer Erbeblicbkeit. Man bat versucbt, sie 
deshalb snr Familieiuaolie m stempeln, weil ihr dnziger Zweck sei, Vn- 
idedeii in der Familie so Terhttten ; ond doch Terlangen sie Geltung, aach 
wenn die simtlicbeii FamilienmitgUeder Ubereinstiminend eine Abweichung 
vom Gesetz wünschen. Der öst» rn irhische Verwaltungsgericlitsliof will auf 
die Staatsangehörigkeit sehen, weil die „Rechtsfähigkeit" am ii iu staatlicber 
Beziehung unter den heimatlichen Gesetzen stehe; indessen, die Verwechslung 
Ten BechtsHUiigkelt vnd Hawünnis^nUgkeit hd Seite, daB es eine persSii» 
Uebe FlUgkeit gttbe, die aaoli im öOenfliolMn Reobt den beimatUchen Qe- 
setaen nutetstellt wäre, beruht auf einer Verlsainung des öffentlichen Rechts, 
Ten der an anderer Stelle noch zu reden sein wird. Und wenn das Erkennt- 
nis annimmt, dem Zweck solcher Gesetze, das Hechtsv« rhSiltnis der einzelnen 
Reliirions^esellschaft^n zum Staat urul <rt i^ciii iuander abzugrenzen, entspreche 
es. wenn die Entscheidung nach dem i'rinzip der Staatsangehörigkeit erfolge, 
SO besebfiakt sieh das a«f die Behauptung. Die Feststellimg desselben 
üiteÜB, daß es sich im gegebenen Fall nm den AngdiSrigen eines Staates 
bandle, der anch seinerseits Uber religiöse Erziehung nach Staatsangehörig- 
keit entsrlu-iile, ist bedeutungslos, l'ml der Hinweis auf den Uuist.md, daß 
das i'irischlü(fipf üsterreicbischc Gesetz nach seinem Wortlaut sich nur auf 
die «Staatsbürger" beati^, war schon vorher von Kirchlehne r widerlegt 
worden. 
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Schriften fltier religiöse Erziehung gründen sich vornehmlich 

auf das Interesse des Staats, den Frieden unter den ver- 
schiedenen Bekenntnissen im Land zu bewahren, zuweilen 
auch auf sein Interesse an der Kirchentreue der Bevölkerung 
oder auch an der ZuKLhuiigkt^it zu l inein bestimmten Liekenntnis. 
Nach allt'ii tlicsen Ilichtungen aber hat er dasselbe Interesse 
an liilaiidt i n und Ausländern im Staate, auch Ausländer, die 
im Inland wohnen, sind Mitcrlif der der (ilaubensirt Seilschaften 
lIcs Inlands. Nun Itli.lu" J.i hviiich der Hinweis, daß die 
rt li<:iii.seü V(rlni1tni>s»' ausl.iudischer FMiuilien im Inland nicht 
nutwendig der rechtlichen Ordnung entbehren müßten, vielmehr 
eben darum auf sie das R<'cht des Heimatstaates angewendet 
werden solle. Indesseu vergegenwärtige man sich die Be- 
deutung solcher Anwendung <lt r tVcTncloTi (jeset^e. Es ist nicht 
wie im internationalen Zivilrecht, wo die Anwendung fremder 
( iesetze ein Hechtsverhältnis derjenigen Rechtsordnung unterstellt, 
der es innerlich zugehört. Wenn ein Staat in den Belcenntnis- 
stand einer ausländischen Familie von sich ans mit Zwang ein- 
greift, so erklärt er damit ein eigenes Interesse an diesem 
Bekenntnisstand; er begründet ein öffentlichrechtliches Ver- 
pflichtungsverhältnis der Familie sich gegenüber nnd bemißt 
nur den Inhalt der Verbindlichkeit nach einer Ordnung, die er in 
fremdem Becht vorfindet.^) Die gleichartige Verpflichtung, sich 
bei der religiösen Erziehung staatlichen Eingriffen zu fügen, 
legt er allen Kinwohnem im Land auf, aber er gebraucht zweierlei 
Maßstab, das eigene Recht für die eigenen Staatsangehörigen, 
für die Fremden die fremden Gesetze. Kun soll es gar nicht 
weiter betont werden, daß solche Vorschriften über Bekenntnis- 
zwang sehr empfindlicher Natur sind, daß das Mindestmaß von 
Zwang, wie es im Staat zugunsten der Kirche geübt wird, von 
(Icui ;inxu\\ riitli nd( u fremden Hecht nicht stark ujiterboten 
werdiii dait, solh'u die kirchlichen Interessen des Landes sich 
nicht gefährdet fühlen, und daß insbesondere sein Höchstmaß 
nur wenig überschritten werden darf, um als Bedroliung der 
(Gewissensfreiheit Aergernis zu erregen — schon die Duplizität 

^) Vgl. einstweileti Zeitschrift für die gesamte Strafreckietotesen^ 

schuft 2a, m. 
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des Maßstabs der gleichen Verpfliclitiinp: ist anstößig: und ent- 
behrt der inneren BpfTründung". Es darf nber auch niclit über- 
sehen werden, daß die Vorscliriftcn über religiöse Erziidiun<jr 
nur einen Ausschnitt aus der Gesamtheit staatlicher Vorsrhriften 
über da.s nirmbenslit kenntnis bilden, die ihrorsHts piiie unzweifi'l- 
haft riiuiulichf (leltiing besitzen, nnd gleicli diT nächste Schritt 
weiter brin^-^t die preußische, sächsische, österreichische Praxis 
in Widerspruch mit sich selbst wpim sie sich genötigt sieht, 
die inländischen Vorschriften für eine Glaubensänderung der 
Erwachsenen auch auf Ausländer im Inland zur Anwendung 
zu bririffen. Uebt der Staat Religionspolizei, so übt er sie wie 
alle Polizei einheitlich über die ganze Bevölkerung; auch die 
Vorschriften über religiöse Kindererziehuiig müssen territoriale 
Geltung besitzen. 

f). Die maßgebende räumliche Anknüpfung. 

Sind es sonach raumliche, nicht persönliche Unterwerfungs- 
gründe, welche die Zuständigkeit zu EingriSen in die religiöse 
Erziehung begründen, so bedarf es immer nocli einer genaueren 
Feststellung, welcher Art die räumlichen Anknüpfungen sein 
müssen, um eine Untenvorfenheit unter die örtliche Staatsgewalt 
mit sich zu bringen. Die Notwendi<rkeit einer solchen Feststellung 
ergibt sich insbesondere gegenüber einem Argument, das der bay- 
rische Verwaltungsgerichtshof gern vorwertet, die Territorialität 
der bayrischen Vorschriften über religiöse Erziehung darzutun, 
und das auch bei Geiger Aufnahme gefunden hat: daß schon die 
bayrische Verfassung die Gleichheit der Inländer und Ausländer 
Yor dem Gesetz festgestellt habe, und daß diese Gleichstellung 
fQr Angehörige anderer deutscher Bundesstaaten durch die Reichs- 
verfassung noch besonders gewährleistet sei. Die Dinge liegen 
hier genau wie bei den Zwangsvorschriften über den Austritt ans 
der Kirche, deren Anwendbarkeit auf Ausländer ein Berliner 
Urteil mit denselben Gründen vertreten hat: die Gleichstellung 
der Inländer und Ausländer räumt ein denkbares, aber freilich 
imaginäres und von niemand behauptetes Blndemis aus dem 
Wege, daß etwa Ausländer keinen Vorteil aus den Bechtsein- 
richtnngen des Inlands ziehen dürften und deshalb auch von 

Zcdtnlixift f. Litaii. Privat' tt. Offna. BMsht. ZVU. 6 



82 



seinen Vorj>clirilteii ühor relijriöse Kizitliiiii;;" aiis;,n\s(lil(>ssiii 
wären. Aber sie besagt nichU über die (irenzen der Staat liehen 
Zuständigkeit zn solfheo Eingriffen. Wenn Inländer und Aus- 
länder vor den Bekeuntnisvorschriften der bayrisclien Verfassung 
gleichstehen, so kann das nicht beißen, daß diese bayrischen 
Bestimmungen nunmehr unterschiedslos für Inländer und Aus- 
länder gelten wollen, auch für französische Familien in Frank- 
reich ; sondern es bedarf offensichtlich neben der fremdenrecht- 
lichen Gleichstellung noch einer besonderen Verbindung mit 
Bayern, um dessen (besetze zui- Anwendung gelangen zu lassen. 

Derartige ränmliche Aiikiiüpliuigen sind denn auch schon 
manclierlei veisurlit woidt ri. Die früher erwähnten (besetze 
von Sarlisen und liraunsciiweig, geleguntlicli auch die ?iaxi>M, 
haben auf das Keclit des Eheschlieijungsortes verwiesen j und doch 
ist die Wahl des Ebescliließungsortes eine Zufälligkeit, der eine 
innere Verbindung mit dem zu regelmli n Sachverhalt manfrelt, 
sofern der Ort der Eheschließung nicht gleichzeitig als Wohn- 
sitz der Ehegatten in Betracht kommt Da und dort hat man auf 
den Gebartsort der Kinder sehen wollen, um das anwendbare Ge- 
setz zu bestimmen^) ; aber auch hier bedeutet der Ort der Geburt 
eine Zufälligkeit, die des Zusammenhangs mit den Torschriften 
über religiöse Erziehung entbelirt, sofern an diesem Ort nicht 
der Wolmsit/ der Uctciligten begrüudiJ war. 

In dir Tat, es ist der Wuhnsitz d* i l'.ctt iligten, an den 
ganz regelmäijig gedacht wiid, wo man eine territoriale Be- 
grenzung der (icsetze über religi()>;e Erziehung für richtig er- 
klärt, die Bezii hung, die tatsächlich die entscheidende ist, das 
Eingreifen der Staatsgewalt auszulösen. Nur kommt dabei nicht 
die persönliche Seite des Wohnsitzes in J^'rage, seine Eigen- 

^) LG Limburg U).2. 18H.') (Schmu//, 4.)4-> luU uutiitachiedcn, ob 
der letzte Wofantit« des Terstorbeoen Vaters oder daa Recht des £be- 
acbUettuDgaortes das maßgebende Recht bestimme. 

LO Hanaa U. d, 1S89 (Schmidt, 4öä^) im offen, ob der gegen- 
w&rtige Wohnsitz, der erste Ehewobnsits oder der Geburtsort der einsetnen 
Kiih!' i den Au.ss(bla<r zu i^oben habe. Der bayrische VerwftltangS).?ericlits- 
hof 15. 2. 1884 i.'^amail. 5, schwankt zwiseben dem Ort, an dem ein 

uneheliches Kiud geboren und in i^ege, und dem gegenwärtigen Wohnsitz 
der Matter. 
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Schaft, primär oder subsidiär das Personalstatnt zu bestimmen; 
denn handelt es sich bei der Zwangsordnung der religiösen Er- 
ziehung nicht um Familiensachen, nicht um Privatrecht, so ist 
auch einer Verwendung des Personalstatuts der Boden entzogen 
Sondern es ist die räumliche Seite des Wohnsitzes, der Ort, der 
den Mittelpunkt des bürgerlichen Lebens einer Person bedeutet, 
in dessen öffentliche Anschauungen sie sich einfügen muß, der 
Ort insbesondere auch, durch dessen Vermittlnng jemand in das 
religiöse Leben des Staats eingeführt wird. Wer im Staat wohnte 
ist seinen Gesetzen über religiöse Erziehung unterworfen. 

Die Folgen einer Veränderung des Wohnsitzes, ein Aus- 
einanderfallen des ersten Ehewohnsitzes, des Wohnsitzes zur 
Zeit der Geburt der Kinder, des Wohnsitzes zur Zeit des staat- 
lichen Eingriffes in den Bekenntnisstand können zunächst noch un- 
erörtert bleiben. Eine offene Frage dagegen ist hier noch die: 
hat der Staat Zwangsrechte nur über diejenigen Personen, die 
im Staatsgebiet ihren Wohnsitz haben, oder darüber hinaus? 
Vorübergehend Anwesende werden dabei ohne weiters auszu- 
scheiden sein, sie treten nicht in organische Beziehungen zu dem 
kirchlichen Leben des Inlands, und es setzt der Begriff der 
Erziehung schon seiner Natur nach die Möglichkeit einer länger 
dauernden Einwirkung auf den Zögling voraus. Bei längerem Auf- 
enthalt allerdings an einem Ort, der verschieden vom Wohnsitz ist, 
zumal bei dem praktisch wichtigsten Falle, daß ein Kind fern 
von dem Wohnsitz seiner Eltern (oder dem Sitz der Vormund- 
schaft) erzogen wird, liegen die Dinge anders. Die sächsische 
Praxis hat in derlei l allen gcschwaukt-j. Der bayrische Ver- 

1) Wftre ea freilich die Eigenschaft als Personalstatut, welche den 
Gesetzen des Wohnorts in deutschen Partikularrcchten die Henscbaft über 

die religirise Emehung vorleiht. so würde solche Vorschriften aach der 
Umstand nicht vnr einem Einbruch fies reirhsrcchtliohen Staattsantrchr.ri'jkrits- 
prinzips schützen, daß es sich bei der religiösen Erziehung um eiuv vor- 
behaltene Materie" bandelt (Üertma)inJ. Denn allgemeine Kollisions- 
noimsn der Fartikalarrechte, wie diejenige, daß das Personalstatut dnrch 
den Wohnstts bestimmt wird^ sind dnrch das abweichende Ileichsrecht dnrch- 
ans bescititjt worden. 

-I Krcisdirektion Ldp/iu' t, ISGS ■'Seh »/ i 'H . ."Ml-: wendet säch- 
sisches Hecht an auf ein in Leipzig erzogenes Kind von Eltern, die in 

6* 
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waltungsgerichtshof erklärt die bayrischen Behörden für zn- 
ständige, die bayrischen Gesetze ffir anwendbar an! eine Doppel- 
waise, die, in Prenßen bevormundet, in einem ba^Tisehen 
Waisenhaus Aufnahme gefunden hatte ^. Schmidt (S. 442, 445) 
will bei einem Auseinanderfallen des Wolmsitzos der Eltern 
und dt»s Aufenthaltsorts der Kinder aussclilieLUicli die Behrirdcn 
des Wolinsitzes für zuständig erklären, aiissclilicßlich das dort 
geltende Recht zur Anwendung" bringen, soweit die Gesetze 
des Aufenthaltsortes nicht absolut zwingender Natur seien; nur 
bei Waisen, die anderwärts bevormundet werden, kruine „dar- 
über gestritten werden-, ob die Gesetze des Orts der Vonnnnd- 
schaft oder des Aufenthaltsortes der Kinder zur Anwendung 
zu gelangen h&tten. Auch Geiger (S. 128) erklärt in solchem 
Fall nur den gesetzlichen Wohnsitz der Kindes für maßgebend. 
Und doch scheint es mir nicht möglich, der Fiktion, welche 
den Wohnsitz der Kinder an jenen des Erziehungsbereclitig'ten 
knüpft, hier eine derart ausschliel.'.riid*' Bedeutung einzuhiuiiiLii. 
Die religiöse Krzielmnfr gelit in Wirkliclikeit an dem <^>rt vor 
sich, wo ilas Kiiid sicii zur Pflege behiidet, und es i^t nicht 
denkbar, daß Vorschriften über religiöse Erziehung der Zu- 
stiindi^-^keit ermangeln sollten gegenüber einer Erzielimig, die im 
Gebiet des anordnenden Staates tatsächlich stattfindet. 

Ja es könnte sich sogar fragen, ob in solchen Fällen auch 
nur kumulativ eine Zuständigkeit am Wohnsitz des Erziehungs- 
berechtigten angenommen werden kann, denn die oben gegen 
eine personale Begrenzung yoigebrachten Bedenken: daß der 
anordnende Staat kein Mittel habe, seinen Willen gegenüber 
dein auswärts befindlichen Kinde durchzusetzen, gelten auch liier. 

Habaoa wohnhaft waren. Ein Erlaß des Kultusministerlnms Tom 86. 6. 1888 

(Schund f, 310 2) verweist für ein Kind preußischer und in Preußen 
wohnender Eltern, das in Dresden erzogen ward«, auf die Gesetze des 
Heimut sra;Ues. In einer Verfü^^unir ticr Kn>i«{lirf'ktion Leipzig 16. 7. Ib&i} 
(Schmidt, 32H''^) bandelte «s um diis Kiml eines iii Preußen doiniri- 
lurtcn, in Sachsen vorüherg» Im ml aii^eateilten l'üstbeamten, und es wurde 
auf das Recht des Wohnsitzta aU^egtellt. 

Entscheidung vom 21. 1. 181>1, Samml. 12, 449. Eine Entscheidung 
vom 15. 2. 1884, Samml. 5, 138, läßt offen, ob es bei nneheUchen Kindern 
auf das Recht des Fflegeorts anzukommen habe. 
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Immerhin sprechen aacb für sie ansreicbende Gründe: das Kind 
ist vermöge seines fiktiven Wohnsitzes Mitglied einer Glaubens- 
gesellschaft am Ort des Erziehnngsberecbtigten, nnd die person- 
lichen Pflichten der Erziehnngsberechtigten hinsichtlich des 
Bekenntnisses seines Zöglings stehen anch unter dem dortigen 
Recht. Es bat denn anch der bayrische Verwaltongsgericbts- 
hof seine Rechtsprechung ergänzt durch ein Erkenntnis, in 
welchem er die bayrische Zuständigkeit in Anspruch genommen 
bat über ein uneheliches Kind, dessen Mntter in Bayern wohn- 
haft war, das in Bayern bevormundet wurde, aber in Berlin die 
Schule besuchte^). Und in dem vorerwähnten Falle, in dem 
eine preußische Waise in einem bayrischen Waisenhaus erzogen 
wurde, hatte das preußische Yormundschaftsgericht auch seiner- 
seits die Ordnung des religiösen Bekenntnisses nach preußischem 
Recht in Anspruch genommen^. 

Noch muß indessen hier eines Zuständigkeitsgrundes be- 
sonderer Art Erwähnung geschehen. Wird im allgemeinen die 
Mitgliedschaft in einer Glaubensgesellschaft öffentlichen Rechts 
und in ihren örtlichen Abteilungen nur durch den Wohnsitz 
erworben, so ist dabei doch auch der Grundbesitz im Lande nicht 
ohne jede Bedeutung; insbesondere werden solche ^Forensen", 
welche in der Gemeinde begütert sind, aber nicht Wohnsitz 
haben, vielfach zu kirchlichen Abgaben herbeigezogen. Beruht 
diese Abgabenpllicht der Forensen (soweit nicht ein privat- 
rechtlicher Titel besonderer Art in Frage kommt) auf einer 
unmittelbaren, durch den Grundbesitz vermittelten Eingliederung 
in einen öfifentlichrechtlichen Verband des Dilands, so ist es 
von der anderen Seite gesehen der Staat der belegenen Saclie, 

h rit'iKin ntscheidang vom 1" 1><89 Samml. 11. 17, allerdiims mit 
der ßegründuu^. daß es sirh liirr nur um Hnpn vnri1b<'rgebenden Auknthalt 
des Kindes in Berlin handle. — Eine erit sprechende* Kechtsauffassung scheint 
ancii dem B«ae1itii0 des bayruM^beu Obersten Landesgerichts, Blatter für 
EeeMtamoenthmg, 60, 286» sagrnnde zu liegen. 

>) VgL auch Walsengeridit Stuttgart 19. 12. 18S5 (Schmidt, 464 1), 
n'lf uTf ilie Kinder eines in Stattgart versforL» nrn Vaters, die mit der 
.Miitttr uüch Bayern verzogen waren, wiirtt« mlu Ti:i^«'h< s Ifi rht \nwendunK 
tiiiden, ,da die Kinder sowohl ihr Domizil im rechtlnlitii binne in ätuttgart 
biUten, als auch württembuigidtlit; .SUtuläangehörige scien^. 
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welcher den Steiieransprucli der Kirche ge^eii (h'ii Forensen 
mit seiner Öffentlichen Gewalt bekleidet, demgemäß auch die 
Vorauiisetznn^en, inshesondert» auch das vorausgesetzte Be- 
kenntnis feststellt, welches den Anspruch erzeugt. Zumeist nun 
wird ein Staat kaum Veranlassung haben, deshalb, weil er die 
Bekenntnisangehorigen zu Abgaben verpflichtet, auch die Frage 
der Bekenntniszugehörigkeit selbst besonders in Erwägung zu 
ziehen. Aber nach einer Richtung haben Forderungen der Ge- 
wissensfreiheit zu einer solchen Verhindunp: j^:efiihrt. Erhebt 
der Staut den Steiifraiispruch der Kirche zum staatliclicii (itbot, 
so jrewiihrt er dem IMlirhtiijen dafür die Mi'itrlis. hkeii jederzeitijfen 
Austrittes ans der Kirche und anerki imt dom^remäß — es wird 
davon an anderer Stelle zu handeln sein — hei Forensen einen 
Austritt, wenn er auch nur den Anforderuufjen der le.r rel sitae 
(lenüge tut. Fcd^erichtig durchgeführt aber wird dieser Gedanke 
bei unselbständigen Personen dazu führen müssen, auch die 
Yorschriften welche das Recht der belegenen Sache über reli- 
giöse Erziehung enthält, zur Anwendung zu bringen, wenn sie, 
von dem Gedanken der Gewissensfreiheit ausgehend, einen Aus- 
tritt aus dem besteuernden Bekenntnis ermi »glichen oder schon 
von vornherein dgn P^intritt in dasselbe vermeiden. In Bayern 
gelten katholische Forensen als kirclienbauj)tlii:litig; an^en(iinnK'ii, 
ein katholisches ' Fhepaar (bayrischer Staatsangeliörigkeit) 
wohnt in Sachsen und erzieht si in Ivind })rotestantisch, das 
Kind aber besitzt (Jrunilst licke in liayern, so wäre es völlig 
unbillig, das Kind als katholisch für abgabenpüichtig zu er- 
klären, da zwar nach bnyrisrhcni Hecht den Eltern ungemischter 
Ehe freigelassen ist, ihr Kind einem abweichenden Bekenntnis 
zuzuführen, nicht aber nach dem Recht des sächsischen Wohn- 
sitzes. Darf in solchen Fällen aber dem Recht des Steuerorts 
Terbindlichkeit zugeschrieben werden, so würde damit neben 
Wohnsitz und Aufenthalt ein Grundbesitz des Kindes im Lande 
als selbständiger dritter Tatbestand treten, der geeignet ist, 
eine Zuständigkeit zur Ordnung der religiösen Erziehung zu 
beirründen. nur freilich im (Jegensatz zu den anderen Tat- 
beständen eine lediglich ergänzende Zustäiitligkeit, welclie die 
Geltung des sonst maßgebenden Kechts unberührt läßt; ein 
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Austritt nacli <l«'!i rics-'t/t n des Wolinsitzps müßte am Sti'iicrnit 
nttch dann anerkannt werden, wenn er nach den Gesetzen des 
Steuerorts nicht statthaft wäre.^) 

6. Die entscheidende persönliche Beziehung. 

Schon die vorausgehenden Erwäirunfren haben auf die 
Möglirlikeit einer weiteren Verschliiiyiui«; des Problems hin- 
gewiesen: wenn namlieh — bei einer Zugrundelegung des 
Heimatprinzips — Klttm und Kinder verschiedenerlei Staats- 
angehörigkeit besitzen, wenn — im Rahmen des Territorial- 
prinzips — Wohnsitz oder Aufenthalt der Beteiligten ausein- 
anderfallen. Bei welcher Person nnilj die vorausgesetzte 
Beziehung zum Inland vorhanden sein, um die inländisehen 
Vorschriften über religiöse Erziehung anwendbar erscheinen 
zu lassen, bei Eltern, Kindern, Voriunnd? Der Standpunkt, den 
Literatur und Praxis (.•innehmeu, ist auch hier sehr wechselvoll . 

Waü das Verhältnis zwischen Eltern und ehelichen Kindern 
betrifft, so stfdh'u sich auf Seite der Eltern zunäclist diejenigen, 
welche (darüber gleich unten) einheitlich das Recht des ersten 
Ehewohnsitzes o<ler auch das Recht des EheschlieÜungsortes zu- 
grunde legen. Und ebenso iiat die privatrechtliche Auffassung, 
welche in der religiösen Erziehung einen, AusHuP» der elter- 
liciien Gewalt sieht, schon r. Bar und Böhm veranlaßt, das 
Pei-sonalstatnt des Vatei"s für maßgebend zu eiklüren. Es gilt 
dies insbesondere auch gemäß Art. 19 des Einfülirungsgesetzes 

1) Nodi weiter zu gehen in der Annahme einer Zuständigkeit im Staat 
der belegenen Sadie wird kaam anlfieiig sein. Die H&gUcbkeit, den Stener- 
pflidltigen im Hinblick auf seinen (t randbesitz schlechtweg die Erziehungs- 

ordnnng^ (k-s InUiiulis aufziicrlcj^iM, wird schon dadurch abgeschnitti ii, (la',j 
eint" dunli ( Jrniidbt'sitz vriinitrcU»- Zii^fhüriirlcfit 7:"m PfnrrvcrlKinil nur für 
die kirchliche äteueriidicht Btdcuiuiig hut, über nicht unbeschrankte Mitglied- 
schaft in der Pfarrgemeiode gewährt. Aber auch da, wo die reUgiöse Er< 
Biellang nur fflr die Beurtetlong einer Abgabenpflicht im Inland in Frage 
kommt, kann mcbt etwa geordert werden, die Vorfrage des Bekenntnis* 
Standes vorbehaltslos dem Recht des Stcuerorts zu ttnterwerfen. Auch für 
den Sta.nt der belegenen Sarhf ruht ili r ürfliohr' Schwerpunkt dfs Erkrnntnis- 
standes am Wohnsitz di r I'.tsoii, und es Ijcdurl eines lMM>:i'lrt( ii ( i rundes 
wie der Rücksicht uul die (iewissensfrcihcit im Inland, um ihn zu einem 
sditttibidigen ffingriS in die Bekenntnisordnung zu Teranlassen. 
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zum deatscben BGB, soweit nicht ^) der SonderfaU vorliegt, daß 
die deutflche Staatsangehörigkeit der Eltern erloschen, die des 
Kindes jedoch in Bestand geblieben ist Dagegen erkUrt es 
ein älterer Beschloß des Eammeigerichts fOr nicht aosreicbend 
ZOT Anwendung prenJ^hen Rechts, wenn nnr die verwitwete 
Matter, nicht auch das Kind die preußische Staatsangehörigkeit 
erworben hat^ Ganz ebenso wnrde derselbe FUl einmal in 
Sachsen entschieden und umgekehrt sächsisches Recht an- 
gewendet auf Kinder, die zur Pflege in Leipzig, deren Eltern 
in Amerika wohnten.*) 

Aehnliche Schwankungen bei unehelichen Kindern, soweit 
das Verhältnis zwisdien Mutter und Kind in Frage steht. In 
einem mfcklenburfrisch-preuliischcn Rechtsfall ''i wurde von den 
Gerichten beider i^änder die Staatsangehörigkeit des Kindes 
entgegen jener der Mutter für maßgebend erklärt. Der bayrische 
Verwaltungsgerichtshof hat einmal den Aufenthalt des Kindes 
im Ausland für nnbeachtlich j^ehalteu, da die Mutter in l>ayern 
wuhiihaft und staatsaii^''eliöri|^ sei, übrigens auch das Kind selbst 
hier seinen «resetzlichen Wohnsitz habe.*^) Schmidt (S. 455) 
spricht sieh für das Wohnsitzrecht dei- Mutter aus, und es be- 
vorzugt diese Seite insbesondere auch, wer vom jirivatrecht- 
lichen Standpunkt aus Art. 20 EG z. BGB entsciieiden läßt. 

Steht das Kind aber unter Vormundschaft, so kc innn n mit 
dem Recht des Vormunds und mit den für die Obervoruuiiidschaft 
geltenden Gesetzen noch weitere Momente des Zweifebi in Frage. 
Daß die für die VonnundschaftsbeiK itie verbindlichen Gesetze 
den Ausschlag zu geben hätten, erklären Beschlüsse des (^kur- 



Betont vom KG 26. 7. 04, Ztsch. 15, 326. 

>) 29. 7. 1898, ZtBch. 10, 54. In einem preuBiächen BeditdaU bei 
Schmidt, 456 ^ wurde abwecbaelnd und nebendnnnder auf den g^en- 
wArtigen Wohnsitz (kr verwitweten Mutter, auf denjenigen der Kinder, auf 
den ersten Ehewohnsitz und auf den (leburtsort der einzehien Kinder Terwiemi. 

^> Krri-^dirrktion F.pjpzig 2b. 11. 1870. Schmidt. BlH. 

*) Kreisiiirekiiuu i.eipzig 2\). i. 1ÖÖ8, Schmidt, 311'-. 

^) Schmidt, 456« 

S) 23. 10. 1889, Samml. 11, 17. In dem Erkenntnis vom 16. 2. 1884, 

Samml. 5, 1M8 wurde die Fra^c orFeni^rlassen, oh es aa! den \Vohn3its der 

Matter oder den Gebarte- nnd Ffl^eort des Kindes ankommen soUe. | 

I 
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Iiessisi iien) Oberappellationsgerichte KaüseHj, des Oberlandes- 
gfpricljts FnjTikfnit^), in der Annahme, daß die Vorschriften über 
religiiisi' Kr/u huug einen T^'il dei» Vormiindschaftsrechts bildeten ; 
das Kaiumei-gericht dagegc^i verweist in einer Reihe von Knt- 
srlieidnngen^) entgegen dem Recht des Voriimndschaftsgerichts 
auf die Gesetze, welche für den Erziehungsberechtigten maß- 
gebend sind, und der bayrische Verwaltungsgerichtshof erklärt 
<lie vim der auswärtigen Vormundschaftsbehörde nach dortigem 
Recht gestellten Forderungen für unbeachtlich mit Rücksicht auf 
die inländischen Beziehungen des Kindes.*) Ja selbst die 
Person des Vormunds, seine Staatsangehörigkeit, sein Wohnsitz 
werden gelegentlich beigezogen; es handle sich, -hatte die Polizei- 
direktion Münclit n einmal erklärt» bei der religiösen Erziehung 
um die rechtliche Stellung des Vonnnnds, und der Verwaltungs- 
gerichtshof hat dtin nur entgegengehalten, daß „auch*^ der 
RechtÄStand des Kindes in Frage komme. In dem schon er- 
wähnten kurhessischen Falle hingegen hatte das Oberappellations- 
g-ericht Kassel entschieden, daß es (gegenüber den Rechten der 
Obervormundschaft) gleichgiltig sei, wenn der Vormund seinen 
Wohnsitz außer Landes verlege; und auch das Kammergericht*) 
hat den Wohnsitz des Vormunds für nnbeacbtlich erklärt. 

Unsere eigene Stellungnahme zu all diesen Fragen ist 
durch frühere Ausführungen vorgezeichnet. Werden zunächst, 
wie unseres Erachtens erforderUeb, die privatrechtlichen Er- 
wägungen sämtlich beiseite geschoben, die Wirkungen, welche 
sich aus einem staatlichen Eingriff in den Bekenntnisstand der 
Kinder ergeben, als öffentlichrechtUche Verpflichtungen fest- 
gehalten, so h&Dgt die Lösung offenbar an der Frage, wen 
solche staatliche Vorschriften verpflichten wollen. Wir haben 
uns oben (S. 58) bemüht^ die Antwort zu geben: die Yer- 

») Einers, Archiv für praktische Secht9wis9enschaft (1869) 6,98. 
^ 18. 10. 1894, Jahrb. d, KG 14. 434. 

') Vgl. darüber oben S. 69 Anni. 5. 

21. 1. 189L Samml. 12, 449. In einer Entschcidunfr vom 2H. in iss!t. 
>':iminl 11, 17 wird der Umstriml zur Be^ündang der bayrischen Zustiin- 
diK^eit mit verwertet, daß die UbervurmuDdüchaft Uber das Kind in Bayern 
geführt werde. 

Bescblufi rom 29. 7. 1898, Ztsch. 10, 54. 
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pflichtuny: gelte regreltnäßig: sowohl dem Erziehnngsbereclitigien. 
als dem zu erziehenden Kinde. Ist diese Annahme aber ricliti?. 
so fol<rt thiiaiis: die Zuständigkeit eines Staats zu Eingriffen 
in die reliuiiisc Erzieimng wird kumulntiv begründet, sowohl 
wenn die ci foKh rlirhe Verknüpfung mil dem Inland auf seiteu 
des Erziehungsbereclitigten, als auch wenn sie auf Seiten des 
Zöglings vorliegt. Steht der Zögling unter Vormundschaft, so 
kommt als £rziehungsberec litigier dabei diejenige Stelle in Be- 
tracht, welche bei einer Meinungsverschiedenheit der an der 
Erziehung Beteiligten das entscheidende Wort hat. 

Abweichendes gilt nur für den Zuständigkeitsgmnd des 
längeren Aufenthalts und des Grundbesitzes im Land. Es wurde 
oben ausgeführt, daß eine Zuständigkeit dem Staat nicht ver- 
sagt werden könne, in de.ssen Bereich das Kiiul zwar nicht 
den Wohnsitz liat. jüht tat.sächli( Ii s( iiic Krziehung empfängt. 
Ein solclier Aufnitlialt ohne Welmsitz aluT wirkt srlbstver- 
ständlich zuständigkeitsbegriiinlmtl nur auf Griten des Kindes, 
nicht auch auf Seiten des Erziehungsberechtigten; der Er- 
ziehungsberechtigte, der sicli oline den Z()gling im Land befindet, 
seinen Wolinsitz aber anderwärts hat, tritt in kein Pflicht- 
Verhältnis zu .dem Staat des Aufenthaltsorts. Und wo mit 
Rücksicht auf die kirchliche Abgabenpflicht ein Grundbesitz im 
Inland zur Annahme der Zuständigkeit führt, da muß es das 
Bekenntnis des Abgabepflichtigen sein, das durch die in- 
ländischen Vorschriften über religiöse Erziehung beeinflußt 
werden kann, des Kindes also und nicht etwa seiner Gewalthaber. 

7, Anwendung ausländischen Rechts. 
TatlM stiiiidc. he (b'r Zuständigkeit des Inlands ent- 
sprcciiend den vorstehend entwickelten (irenzen nicht unterfallen, 
sind für die Religionspolizei des Inlands bedeutungslos; es wird 
auf sie nicht etwa in Ermange^ f); des inländischen aus- 
ländisches Recht angewendet, es wird auch zur Durchführung 
einer im Ausland begründeten Ordnung der religiösen Erziehung 
keine Rechtshilfe geleistet, ein fremder Staatswille vermag die 
religionspolizeilichen Behörden des Inlands nicht in Tätigkeit 
zu setzen. Und doch ist damit nicht ausgeschlossen, daß Vor- 
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Schriften, welche das Ausland über religiöse Erziehung triift} 
im Inland zur Anwendung gelangen können. Nicht in dem 
oben (S. SO) berührten Sinn als Maßstab für die Wahrung in- 
iindischer Interessen, sondern als die Norm» nach der diese 
Angelegenheiten im Ausland behandelt werden; nämlich dort, 
wo da» Inland seinerseits Rechtssätze irgendwelchen anderen 
Inhalts aufstellt, für deren Anwendung die Zugehörigkeit zu 
einem bestimmten Bekenntnis, bei Kinder demgemäß ihre Ein- 
reihung in dies Bekenntnis auf Grund der Vorschriften über 
religiöse Erziehung, vorausgesetzt wird, wo es also der Wille 
des Inlands ist, Rechtsfolgen eintreten zu lassen, wenn das Be- 
kenntnis im Ausluiul eine bestimmte Ordnun;^ eifaliit ii liat. 

Nicht in allen Fälli u allerdings, in weit la n ein Reclitssatz 
die Bekenntniszugehöi igkcit als Tatbestandsuierkmal verwertet, 
wird eine Auslegung angebracht sein, welche eine Bekenntnis- 
zugehörigkeit gerade nach Maßgabe des Staatskircheiirt < l»ts 
voraussetzt. Wenn die Ausübung des Rechts auf einen Be- 
graluiisplatz von der Zucrehorigkeit zu einer Knnfi ssiun abliängt, 
SU wird man dabei vielkiclit an diu Bektniitnisstand zu denken 
haben, wie er beim Abiebt ii dt r Person tat.sächlich gewesen 
ist, nicht wie er nach Staatskircljenrecht hätte sein sollen; ein 
Kind, das bei seinem Tod der katholischen Kirclie augt liört 
hat, wird auf dem katliolisclicii Friedhof zu beerdigeu sein, 
auch Wenn es nach den Vorsc Iiriften über religiöse Erziehung 
hätte protestantisch »'rzuncn wi-rdcn sollen. Oefter indessen 
wird in Rechtssiitz» n, wt lclie an die Zugehörigkeit zu einem 
Bekenntnis anknüpfen, der Bekenntnisstanfl als RechtsliegrilY 
gedacht sein. Im Beroir!! der konfrssinncUrn Klif^icsetzgebung 
beispielsweise wird nur die rechtmiuri-ic Bekenntniszugehörigkeit 
Wirkungen zu üben vermögen. Wer hier als „Katholik-* oder .Jude'" 
zu gelten hat, soll in derlei Vorschriften nicht selbstständig 
bestimmt w( rden ; sie setzen die Frage bereits als gelöst voraus 
von Seiten der maßgebenden Rechtsordnung, bei unselbständigen 
Personen demgemäß von selten der Rechtsordnung, welche über 
die religiöse Erziehung zu befinden hat. Und wenn eine 
Zuständigkeit des Inlands, djis Bekenntnis zu bestimmen, im 
gegebenen Fall nicht besteht, so wird ah Bekenntnisgenosse 
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im Sinn M fu r Vomhritt^^u derjenige zu betrachten sein, welr!if»n 
die nach diu Ziiständigkeitsanschannngen des Inlands berufene 
fremde fJcsrtzjz't'hun^" dazu erklärt. In Oostrrroich ist es den 
Katholiken ytThutcn, einen geschicdciicn Ehegatten zu licirateii ; 
wünscht ein IHjähriges Mädchen, in Sachsen wohnhaft und 
staatüangehörig, einen geschiedenen Protestanten zu heiraten, 
so ist die Ehpschließung in Oesterreich unzulässig, wenn das 
Mädchen auf Urund der sächsischen Gesetze katholisch erzogen 
wurde, auch dann, wenn die Anwendung österreichischen Er- 
ziehungsrechtes zu einem andern Ergebnis geführt hätte. 

Dieselbe Rechtslage besteht insbesondere ancli für einen 
Fall, der iiier schon früher erörtert wurde, für die Erhebung 
kirchlicher Abgaben von Forensen. Wer bekenntniszogebdrig 
ist, muß die vorgeschriebenen Abgaben entrichten. Die voraus- 
gesetzte Bekenntniszugehörigkeit aber ist dabei notwendig als 
Rechtshi'im ifT ^^ tlacht, der seine Ausfüllung von der maßgebenden 
Gesetzgebung erhalten soll. Zustündig incrtiir kann auch bei 
Forensen die lex fori sein, insofern auf den Bekenntnisstand 
die Gewährleistung jederzeitigen Austrittes einwirkt; im übrigen 
aber wird die dingliche Unterworfenheit unter die Steuergewalt 
des Orts der belegenen Sache davon abhängig gemacht, daß 
eine persönliche Zugehörigkeit zum Pfarrverband desselben 
Bekenntnisses am Wohnsitz besteht, und es kann damit auch 
hier zur Anwendung ausländischen Rechts über religiöse Er- 
ziehung kommen. 

Die Anwendung des präjudiziellen Rechts ist glatt, wenn 
der tatsächliche und der von der zuständigen Rechtsordnung 
geforderte Bekenntnisstand übereinstimmen. Fallen die beiden 
auseinander — und sie können insbesondere auch dadurch 
auseinanderfallen, daß das Inland eine andere Rechtsordnung 
für zustandig erklärt als diejenige, nach welcher sich die 
Beteiligten gerichtet haben — so wird es wichtig, daß (vgl. 
oben S. 57) die Anw^endung des maßgebenden Rechts nicht 
ipso jure zum Mitglied der bezeichneten Glaubensgesellscbaft 
macht, vielmehr einen besonderen Eintritt in sie voraussetzt. 
Bei einer Spaltung des tatsächlichen und des geforderten Be> 
kenntnisses ei'gil)t sich somit die Nötigung, die Verweisung des 
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Inlands entweder auf jenes Bekenntnis zu beziehen, welchem 
der Beteiligte rechtswidrig angehört hat, oder auf dasjenige, 
welchem er rechtmäßig hätte angehören sollen. Gerade dort 
aber, wo die Ik'kenntniszugeiiörigkeit in ckiu verweisenden 
Rechtssatz als Präjudizialpunkt i'i<rtMis ausfjL'schieden und einer 
besonderen rechtlichen Ki'<i» kiii^- vorbc^halten wird — und nur 
(lii.sii Fall interessiert im gegpnwärtigen Zusammenhung — 
wird zum Ausdruck gebracht, daß es auf die rechtliche Be- 
urteilung drs Saclivcrlialts ankommen solle, und es wird die 
Verweisung unter solchen Umständen wohl auf das Bekenntnis, 
wie es kraft Rechts sein müßte, zu beziehen sein. Besitzt die 
Torliter eines in OevSterreich wnlun nden Sachsen in Bayern 
Grundstücke, so ist sie hier entspi'cclicnd den iKstcrrcicliischen 
Gesetzen als katiiolisch kiiehenbaui)llichtig, wenn der Vater 
protestantisch und die Mutter katliulisch, auch dann, wenn sie 
in Ücsternich auf Gnind des dort geltonrlen Heimatprinzips 
entsprechend dem sächsischen Hecht protestantisch erzogen wird. 

8. Statuten Wechsel. 

Der wichtigste Fall, bei welchtni die Bekenntniszugehörigkeit 
als Präjudizialpunkt behandelt werden muß, ergibt sich im 
Bereich der religiösen Kindererziehung bei einem ,8tatuten- 
weehsel". Wurde früher ausgeführt, dar» es regelmätjig Wohn- 
sitz und Aufenthalt sind, welche einen ^Staat zur Ordnung der 
religiösen Erziehung berufen, so k;inn es doeli sein, daß die 
maßgelteude Anknüpfung im Lauf der Zeit wechselt, daß die 
Familie während der Dauer der Erziehung den Wohnsitz von 
einem in ein anderes Ixechtsgeliiet verlcp-t, daß — für Staaten 
von Belang, die ein Heimatprinzip zugrunde legen — die 
Staatsangehörigkeit der Familie sich ändert. Gerade hier 
bergen sich Fragen, die praktisch von besonderer Bedeutung 
sind, deren ungeeignete Lösung zu scliweren Aergeruisseu führt, 
und die wiederholt schon die Gesetzgebung in Bewegung gesetzt 
haben. Ein Berliner verlegt seinen Wohnsitz nach München; 
sollen die Töchter, welche bisher nach preußischen (resetzen 
dem Bekenntnis des Vaters gefolgt sind, nunmehr nach ba\Tischem 
Kecht dem Bekenntnis der Matter folgen mäsaen? Ein Familien- 
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vater hat in Hannover die dort vorgeschriebene Erklärung ab- 
gegeben, daß die Kinder in einem von dem sein igen abweichenden 
Bekenntnis erzogen werden sollen; kann die »klärung auch 

in Saclkst Ji Ajivrkennun;^ umlen, dc.sM ii iieclit für Abweicliungia 
nur Verträge der beiden Kitern vorsieht, aber ancli diese nach 
Umfluß eiiHT bestimmten Zeit nirlit im lir gestatt^'t? 

Das dnrcbgreifendste I^littt l, auttauchende Härten zu be- 
seitigen, scheint es zu sein, w vnn man die Rechtsordnung, die 
bei Entstehung des Familienbandes maßgebend war, auch bei 
dem Uebertritt in eine andere Rechtsordnung für fortdauernd 
anwendbar erklärt. Aus diesem Gedanken heraus haben Sachsen 
und Braunschweig die früher (S. 65) mitgeteilten Gesetze 
erlassen, welche bei zuziehenden Familien auf die religiöse 
Erziehung das Recht des ßheschließungs(trtes, in Braunschweig 
neuerdings das Recht des ersten Ehewohnsitzes zur Anwendung 
1 'ringen, und eben dt shall) hatte in seiner ersten Fassung auch 
der so?pn. Tolcranz;iiiti;i^* auf die Vorschriften des ersten Ehe- 
svuhnsitZL's \ ♦iw itscn AI »er i'reilich die sächsische Praxis liat 
jenen wohlgenieinten Satz um den grüßten Teil seiner Wirkung 
gebracht, indem sie ihn auf das Prokrustesbett des Heimat- 
prinzips spannte und ihn — es war davon schon oben (S. 71) 
die Rede — weder auf Inländer anwendet, die ihren Wohnsitz 
von auswärts nach Sachsen verlegen, noch auch immer auf 
Ausländer, die in Bewahrung dieser Eigenschaft nach Sachsen 
ziehen; und auch in Braunschweig ist man zum Teil ähnlich 
verfahren. Ohne gesetzlichen Anhalt hat sich die Praxis bisher 
nur vereinzelt zugunsten des ersten Eliewohnsltzes ausgesprochen,') 
in gleiclimässigci l'ebung nur in Sachsen-Weimar.^) Wohl 
aber hat Schmidt (S. 444, 440 ff.) einer solchen liiihciilichen 
Ikuiteilung in sor«if;ilti;^( ii Ausführungen i-'n undr zu werben 
gesucht. Hei eht^lii hcn Kindciu .sull es <:ruii(l>iitzli( li auf das 
Recht des eisten Ehewohnsitzes ankommen ; dies Recht bestimme 

M LG Frankfurt a. M. 1.'). 11. IWH. Sc/uj<n//. ir)4 ': AG Iindeshcim 
2. J). Ol). Ztsoh. lf>, HIH. — Entsrheiduni^en. welche die Frage offen lassen, 
mangeln auch hier nicht, ^io LÜ Limhurg, Üchmidi, 4Ö4-; LG Hanau. 
Schmidt, 4ÖÖ1 

3) Schreiben des StMktsminiBteriimis 26. 9. 1889 bei Schmidt, 423. 
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allgemein über die durch die Ehe begründeten Bechte und 
Pflicliten, und es werde eine Yerpflichtungf, ihre Kinder zu 
erziehen, für die Ehegatten schon durch den Abschluß der Ehe 
begründet; bei unehelichen Kindern könne an der sinngemäß 
zu fordernden Einheit des Bekenntnisstandes der Familie aller- 
dings nicht festgehalten werden, und es müsse hier für jedes 
Kind das Wohnsitzrecht zur Zeit seiner Geburt maßgebend 
< bleiben. Aber freilich die fortdauernde Anwendung dieser 
Gesetze auch am späteren Wohnsitz könne Hindernissen be- 
gegnen; wenn sie nämlich — auch die Bechtsanwendung in 
Sachsen- Weimar legt darauf Gewicht — zu absolut zwingenden 
Vorschriften des neuen Rechts in Widerspruch treten. Es ist, 
auch wenn etwas verschleiert, die allbekannte Klausel der 
„öffentlichen Ordnung^, auf die hier abgestellt wird. So handelt 
es sich nach Schmidt um zwingende Gesetze, wenn im 
preußischen Landrecht Erziehungsverträge für unstatthaft 
erklärt sind, wenn dritten Personen ein Widerspruch versagt 
ist, solange die Eltern über die Erziehung einig sind, wenn 
gegen die Bestimmung des Vaters Zwang ausgeschlossen wird, 
eine Aenderung des Bekenntnisses nach dem Tode des Vaters 
verboten ist. Aber nicht alle Vorschriften, welche Privatwtllkür 
ausschließen, seien darum zwingend in dem hier vermeinten 
Sinne. Die Ergebnisse einer solchen Ausdehnung seien unan- 
nehmbar; es könne aber auch nicht in der Absicht der Gesetze 
liegen, an die bloße Gebietsveränderung einen Bekenntniswechsel 
zu knüpfen, und so verblieben der Ordnung des vordem maß- 
gebenden Rechts beispielsweise die Form und zeitliche Zu- 
lässigkeit eines vor der rebersiedelung gesclilossenen Erzieliiings- 
vertrages oder seine Errichtung für Kinder, deren Alter nach 
dem Recht des späteren Wohnsitzes einen Vertrag ausschließen 
würde. 

r. Bar hat sich ^iim(U;itzlich für eine Wandellnirkeit des 
Rechts der rdi^irfMii KrziL'hanef ausgesprochen, eutsprechend 
der Wandelharkeit, welche für das i ltnliche Erziehunsrsrecht 
überhaupt gelte 'j, und es hat sich auch die dtutsclie Praxis 

^) Theorie und Praxis 1, 532; Lehrbuch 8ä. 
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ganz überwiegfend auf diesen Standpunkt gestellt.*) Jedoch ist 
das nicht im Sinn einer schrankenlosen Durchsetzung des letzten 
Hechts gemeint. Schon v. Bar bemerkt, daß „die nach dem 
früheren Personalstatut giltig getroffenen Bestimmungen** im 
Zweifel aufrecht erhalten bleiben, ein Vertrag, auch wenn 
solche Verträge nach den Gesetzen des neuen Wohnortes nichtig 
wären. Ein Beschluß des Kainmergerichts -) macht sich diese 
Aeußcruiifi' zu eigi ii : und ein weiterer Beschluß dieses Gericlits-* 
hofs^/ erklärt die Retolgung des früheren Rechts für ausreichend, 
als ein rrculjr an seinem vormaligen Wohnsitz Rrauiisciiw ei^ 
nach Maßgabe der dortigen Gesetze vor dem 8tadtmagistrat 
erklärt hatte, seine Kinder sollten dem Bekenntnis der ^Lütter 
folgen, während das Recht der Provinz Hannover, wohin die 
Familie in der Folge ihren Wohnsitz verlegte, eine derartige 
Erklärung vor dem Amtsgericht fordert, der Vater aber Inzwischen 
gestorben war, ohne eine Erklärung vor Gericht abgegeben zu 
haben. Auch der bayrische Verwaltungsgerichtshof teilt diese 
Rechtsanschaunng. Einige Erkenntnisse^) wenden auf die ent- 
schiedenen Fälle bayrisches Recht deshalb an, weil der streitige 
Vertragssclilnl). die angefochtene Aciidcrung des Bekenntnisses 
erst Hiicli der Auientlialtiialiiue in liaycrn erfolgt seien, und es 
wird in einer ganzen Reihe von riteilen daran festgelialten. 
daß die Form eines vor dem Wohnsitzwechsel geschlossenen 
Vertrags den vor der Aenderung geltenden Gesetzen entspreclien 
müsse. Uebereinstimmend hat auch schon eine österreichische 

M Vgl außer den im folgenden ansuffibfenden EntselieidttDgen nocli 
Begierungen Liegnitx and Fruikhirt a. 0. bei Schmidt, 448'; OLO Frank- 
furt 10. 12. 188H, Schmidt, 4ö2 : KG 5.4. ISSH Jalub. 6, 5M; AG Orb 
.8.8. 1889. Schmidt, 4Ö4*; LG Köln 9. 5. 1898 Ztsch. 10, 55; bayrischer 
VGH 10 i; issl Samml. .3. 83; 21. 1. 1891 Samml. 12, 449; 11. 4. 1894 (nicht 
ver<>ff»'iit licht Das LG Köln a. a O nnd rin Besrhlnß des KG vom 23. 11.05 
(8. unten) begründen die Wariilt llitirkt it dt s Hf chLs der roli^iiisL-n Erziehung 
gleichfalls mit der Wandelbarkeit, welche für das Erzichungsrecht überhaupt 
gelte. 

Vom S9. 7. 1896 Ztsch. 10, 54. 
S) 23. 11. 06 ZtBch. 16, 312. 

«) Vom 18. 4. 1884, 27. 6. 1887 Samml. o, 179; 9, 19. 

Erkenntnisse vom 19 G. 1889, 3. 11. 1889, 17. 3. 1897, 23. 12. 03, 
22. 6. 04 Samml. 11, 433 und 141; 18, 227; 25, 138 and 384. Die Ent- 
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Mimüterialentscliließunpr'') entschieden, daß eine Kotiit < i i slos- 
erkläninpr des Vaters, die vor der Wohnsitznaliiiie in Oesterreich 
erfolgt ist. die Kiiuh-r niitunifasse, wiewohl die iisterreichische 
Praxis eine Bekenntiiisfolge in solchem Fall sonst für unstatt- 
haft erkliirt, da „die Gültigkeit niui Trajrweite dieses Aktes als 
bereits feststehend nicht mehr nach österreichischem Kecht fest- 
zustellen kömmt". 

Eine Würdigung' dieser Verhältnisse vom Boden des öffent- 
lichen Rechts nns wird zunächst wiederum die privatrechtlichen 
Gesichtspunkte auszuscheiden hahen, die Frage, ob aus der 
Eheschließung eine Erziehungspflicht den künftigen Kindern 
gegenüber erwächst, die Zweifel, ob das maßgebende (besetz 
für die Reciitsverhültnisse zwischen Eltern und Kindern nach 
internationalem Zivilrecht ais wandelbar zu erachten ist. Aber 
schon die Aufstellung einer bloßen Kollisionsnorm muß zu leb- 
haften Bedenken führen, nicht nur, wo sie sich schlechtweg 
znfpnnaten des ersten Ebewohnsitz(»s ausspricht, sondern auch 
wenn sie in Anerkennung eines Statutenweclisels dazu gelangt, 
zwar auf Tatliestiinde seit dem Wohnsitzwechsel das gegen- 
wärtig gelten l I r auf Tatbestände, die sich vorher ereignet 
haben, aber das Hecht des früheren Wnlmsitzes anzuwenden. 
Wir vermögen nicht anzuerkennen, daß die Behörden des In- 
lands neben der Anwendung inländischen Staatsrecljts auf in- 
ländische Verhältnisse auf Grund der Unterworfenheit einer 
Beziehung unter ausländische Staatsgewalt ausländisches Staiits- 
recht anzuwenden hätten, und es ist nicht denkbar, daß dies 
Verhältnis, unmittelbar ausgeschlossen, vermöge eines Statuten- 
wechsels mittelbar hergestellt werden könnte; die inländischen 
Behörden befassen sich grundsätzlich nur mit den öffentlich- 
rechtlichen Beziehungen des Inlands. 

Dabei wird es idlerdings trotzdem erforderlich bleiben, die 
Henschalt des Inlands abzugrenzen nicht nur nach Seiten des 



flcbeidmig von 1897 erklärt einen Erziehnn^rsvertra^ für ungültig, dar, in 
Bayern nach den Gewlzcn des Errichtungsortes rerhtiniitiii^ abgeschlossen, 
den Formcrfordernissen des ersten Ehtwuhnsitzcs in Sachsen nicht genügte. 

^) Vom 7. b. 1877 bei Kirchlcli ne r, OenterieickiacUe Zeitacht ift 
fitr Verwaliung U, 141. 

ZütMlulft f. Itttom. Privat» u. Offtatl. Beobt. ZVU. 7 
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Raumes, der eiiic l'>i'ziehuiig unter die staatliche Hoheit /i» in, 
sondern auch nacli Seiten der Zeit, die ein YerliUltois seiner Ge- 
walt unterstellt; die Möglichkeit der Negative, daß eine Beziehung 
der zeitliclien Herrschaft eines Staates nicht unterstellt ist, 
nötigt auch für das internationale öffentliche Recht zu einer 
FestsetEong seiner zeitlichen Geltung. Und als Mafistab wird 
auch hier dienen mfissen, ob der rechtserzeugende Tatbestand 
während der Dauer der staatlichen Herrschaft sich zuge- 
tragen hat. Welches indessen der maßgebende Tatbestand 
ist, der eine Rechtsfolge auslösen soll, bedurf bei den Vor- 
schritteu über religiöse Erzieliung einer genaueren Feststellung. 
Wenn Sachsen die Einreihurip: in dos verbindliche Bekenntnis 
zur Aiutssache erklärt, wenn liayern der Geistliehkeit ein 
Ueberwachungsrecht einräumt, wenn Oesterreich das Kind zur 
aictiyen Teilnahme am kirclilichen Leben nötigt, so sind das Folgen 
der gegenwärtigen Zugehörigkeit des Kindes zu einer Glaubens- 
gesellschaft des Inlands; wer in den Bereich der Staatsgewalt 
eintritt, wird damit auch der Geltung dieser Sätze unterworfen. ^) 
Aehnlich wo das Kind gegen einen Glaubenswechsel geschützt 
wird, wenn es ein gewisses Lebensalter erreicht hat, zur 
Kommunion oder Konfirmation gelangt ist; der Schutz wird 
dem reiferen Alter gewährt, gfleicliviel warum ein Kind sein 
r.t kriintnis erworben liat. und damit ohne weitere^ .mw eiidlt;>r 
aiil Kinder, die in dm .MacliTkivis des Staates ( intreten. Wenn 
andererseits Oesterreich \ «»rselireibt. dab Kinder einer nnge- 
mischten Ehe kein anderes Bekenntnis als das ihrer Eltern 
haben dürfen, wenn Hraunschweig bei Mischehen gleiche Wahl 
für alle Kind.T fordert wenn Ungarn die getroffene W'ahl für 
unabänderlich erklärt, so sind das Beschränkungen mit Bück- 
sicht auf die Einheitlichkeit des Bekenntnisstandes in der 
Familie, die hinfällig werden, sobald die Beteiligten übertreten 
unter die Herrschaft eines anderen Staates, der an einer 
solchen Einheitlichkeit nicht festhält. 

Eine gosotzliclie Vorsrlirift, welche anf die r(jligir»SL' Erziehung scblecbt- 
we<<; die Vorschrift n lit-s ersten Ehewohositzes zur Anweudnng bringen will, 
schieiit schon deshalb über Uas Ziel. 
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Zweifol erwecken hier nun aber gerade die \vi( litigsten 
der Vüischriftt'ii über religiöse Erziehung, jeuc, weh hc allgemein 
angeben, welchem r>( kenntnis ein Kind zuzuführen ist. Wenn 
das bayrische ReligioDsedikt vorschreibt, daß bei Mischehen die 
Söhne der Religion des Vaters ^.folgen'', die Töchter in dem 
Glaubensbekenntnis der Mutter ^erzogen" werden sollrn. so 
möchte man allerdings <,Hauben. daß in derlei Bestiniiuuiigen 
Vorschriften tiii- einen Dnuer/ustand gegeben werden, daß 
ihr 8iun ist; solang' die Mutter einen (ilauben bekennt, 
soll ihn auch die T<K liter bekejinen, und daß sie demgemäß 
anwendbar werden, snt)ald eine Familie ihren Wei n tz nach 
Bayern verlej^t. nlme Rücksicht wie das Tjekennuiis der 
Tochter vordem geoixinet war. Es ist iiiüglicü, daß eine der- 
artige Gesetzes Vorschrift den dauernden Bekenntnisstand der 
Familie im Anixe hat, aher nicht selbst verständlieh und auch 
nicht walirscheinlich. Es ist möglich, daß es rade die Art 
der Verteilung der Kinder ist, die einen Staat zum gesetzlichen 
Einschreiten veranlaßt; wenn Rußland bei Misrliehen eines 
orthodoxen und eines anderen christlichen Elutratten die 
orthodoxe Erziehung der Kinder vorschreibt, so mag dazu eine 
Bevorzugung des orthodoxen Bekenntnisses geführt haben, die 
sich unbedingt durchsetzen will, auch bei Kindern, die erst 
später unter die Herrschaft der russischen Gesetze gelange». 
Zumeist aber, und in Deutschland wohl regelmäßig, wird es 
zunächst der Wunsch sein, daß eine feste Ordnung bestehe, 
welche die Vorschriften über religiöse Erziehung hervorrnft; 
dem Zank der Konfessionen soll durch eine feststehende 
Regelung ein für allemal vorgebeugt werden, und wenn der 
Staat diese Ordnung so vornimmt, wie sie nach seiner Auf- 
fassung am angemessensten ist — er muß einer solchen Ordnung 
den oder jenen Inhalt geben — so ist es doch nicht der Zweck 
seiner Vorschriften, gerade dem Maßstab der Verteilung, dessen 
er selbst sich bedient, in seinem Macbtgebiet di( unln dingte 
Anerkennung zu verschaffen. Dann ist es aber die Einreihung 
in ein Bekenntnis ak einmaliger Vorgang, nicht das Be- 
kenntnis der Kinder als Dauerzustand, welche den Gegenstand 
der rechtlichen Begelang bildet, und wenn dieser Vorgang sich 

7* 



I 



100 Keomfiyef, 

abgespielt bat, bevor die Beteiligten in den ^fachtkreis eines 
Staates eingetreten sind, so kommen dessen eigene Vorschriften 
tber die Ordnmig des Bekenntnisstandes nicht mehr zum Zuge. 
Es soll nicht verschwiegen werden, daß manche G^esetzes- 
bestimmungen zu Zweifeln Anlaß geben, ob sie als Vorschriften 
über den Eintritt oder als Vorschriften über die Zugehörigkeit 
zu einem Bekenntnis gemeint sind. Allein die Mißstände, 
welche eine Auffassung als Daut rvorschrift mit sich fühii. sind 
so schwer, die Nötigunjj^ zu einem Glaubenswechsel, die damit 
verbunden sein kann, lediglicli infolge der Ort^sverändenin^, i>t 
so anstößig, daß der Auslegung die gebieterische Pflicht 
erwächst, bei ihren Ergebnissen die Forderungen der Billigkeit 
zu beachten. 

Die Anwendung dieser Hätze auf Sonderakte, Dispensationen, 
Verträge, Erklärungen, welche die allgemeinen Vorschriften über 
die Einreihung in ein Bekenntnis modifizieren, mag der späteren 
Erörterung vorbehalten bleiben. Noch aber bedarf hier ein 
anderer Punkt der Klärnng. Die Behörden wenden auf Vor- 
gänjre, die sich vor der Wohnsitznahme im Inland (vor dem 
Erwi rl) der inländischen Staatsangehörigkeit) zu^^etragen, dai> 
Reclit dt's tVülici-t'ii Wolinsitzes (des Ynniiali^ren Heiiiiatstaates» 
an, gehraiiclim Zwaii;^-. diesem lu-clit lleaclituiig" zu vei*schaffen. 
Und (lueii liaudelt es sieh bei der! Zwatig"Svorscliriften des frülieren 
Wohnsitzes um ein Ptiichtenverhältnis, das die Familie nur 
Jenem Staat gegenüber l)indet, für den Staat des neuen Wolin- 
sitzes um eine Beziehung, die ihm fremd ist und seine Behörden 
nicht zur Tätigkeit berufen kannV 

In der Tat, wenn ein Berliner mit seinen Kindern den 
Wohnsitz nach München verlegt, und die Töchter folgen auch 
hier nach preußischem Kecht dem Bekenntnis des Vaters, wenn 
die bayrischen Verwaltungsheliörden berufen werden, einen über 
das BekeJiiiTiiis entstellend 'ii Streit zu entsclieideii. und dem 
Urteil zur zwuu^'.nvs t•i^eIJ \'t rwirkliehuiijr zu vorlielten, so ist es 
nicht eine prf*?!Biselie. siiiiilern eine bayiisclie Aii(j:ele^n.-iilieit, 
mit der sie sielj befassen. 2sicht das Ptliclitenverhältnis, in dem 
die l'^amilie zu Preußen steht, sondern der gegenwärtige Religions- 
stand in Bayern ist es, der die Behörden zur Tätigkeit mit. 
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Durch die Wolnisitznalime in Bayorii sind die Töcbter Mitglied 
einer bayrisclien Üeligionsf^esellscliaft geworden, dies Verliältnis 
bildet den Geg:enstand staatlicher Einnuschung. Sie sind aber 
Mitglieder derjeni^^t n ReligioDsgesellschaft geworden, der sie 
bei ihrem Eintritt in Bayern rechtmäßig angehört haben. Und 
di-shiilli haben sich die bayrischen Behörden auch um den 
früheren Recht^^zustand zn bekümmern. Es ist keine KoUisions^ 
norm, die einfach für frühere Yoi^nge das Becht eines fremden 
Staats für anwendbar erklärte, nicht der Wille Preußens, das 
Bekenntnis in bestimmtem Sinn zn ordnen, dem nun auch in 
Bayern Rechnung zu tragen wäre. Sondern es ist ein Satz 
de« bayrischen Rechts, daß zuziehende Fremde der Glaubens- 
gesellscbaft eingereiht werden, der sie entsprechend nach dem 
Recht des früheren Wohnsitzes angehört haben. Es bedeutet 
einen Präjudizialpunkt nach dem Recht Bayerns, wie die Kon- 
fessionszugehörigkeit nach dem Recht des früher zustandigen 
Staats beschaffen war, und darum, nach dem Willen Bayerns, 
. bedarf es einer Prüfung des öffentlichrechtlichen Verhältnisses, 
in dem die Beteiligten gegenüber Preußen gestanden waren, 
tind ist dies Verhältnis auch in Bayern nach preußischen Ge- 
setzen zn beurteilen.^) 

Die präjudizielle Verweisung geht auf das Bekenntnis, 
welchem die Beteiligten nach dem Recht des früher zuständigen 
Staats angehört haben.^ Für die Beme.ssting dieser Zuständigkeit 
aber gibt es keine transzendenten Normen, der Staat kann da 



^) EtttspredieDd, wo das Inland znetftndig wird, ohne daß ein Uebertritt 
in eine Olanbenageaellschaft des Inlands stattfindet. Wenn eine FamUie in 
Berlin ihren Wuhn.sitz bat. und eine Tochter kommt zur Erziehung flach 
Mönchen, so behält die Tochter das Rekt iintnis des Vaters deshalb. M t tl rlns 
Kind am Erziehanpsort an dem kirchlichon T>rlirTi dcsjcnijjcn Bekennini-st-s 
teilnimmt, dem bei der Verbrintfunu: in das Inland angehört hat; ali>u auch 
hier die präjudizielle Verweisung auf den BekenntniBBtand, wie er nach 
fremdem Recht aich gestaltet hat. Die gleiche Lösnng wäre anch dann ge- 
geben, wenn man mit einigen Bduiftstellem annehmen müßte, daß bei einem 
Wohnsitzwj'chsel nicht nutwendij? ein Tebertritt in du- entsprechende (Jlaubens- 
gesellachaft des neripn Wnhn<>rt< s statthaben roflsse, und es hätte jemand von 
di^m Vorbehalt (it lir im h ^. m irlit. 

*) Oder kraft Rechtens hatten augehören aoWun. Vgl. oben S. i)2l. 
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nnr die Begrenzniig seiner eigrenen Zuständigkeit znm MaBstab 

nehmen und ihn auf die Tätigkeit anderer Staaten übertragen, 
ähnlicli wie im Zivilprozeß ausländische Urteile vollstreckt 
werden, wenn der urteilende Staat nach inlUndisrhen (lesetzen 
die Zuständi<rkeit besessen hat. Ein Sachse hat in ^ Oesterreich 
gewohnt und verlegt den Wolmsitz nach Bayern ; man wird in 
Bayern das Bekenntnis der mitzugewanderten Kinder nach 
österreichischem Recht bemessen müssen, wiewohl Sachsen tuid 
Oesterreich ihrerseits vom Heimatprinzip ausgehen. 

Die Grenze zwischen der Anwendung des neuen nnd des 
alten Rechts wird nach dem Vorstehenden bestimmt durch den 
Zeitpunlct des ersten Eintritts in eine Glaubensgesellschaft. 
Fällt dieser Eintritt in die Zeit nach der Wohnsitznahme im 
Inland, so hat über die Zuteilung zu einei- Glaubensgesellschaft 
auxsehließlich das Ixeclit des Inlands zu befinden; ist das Kind 
bereits mit einem Bekenntnis ins Land i4ekoninicn, so entsrlieidfu 
über die rechtuiiißige i:!^inreiiiung in dies Bekenntnis die früheren 
Gesetze. Die Praxis der deutschen Gerichte weicht, wie unten 
bei Erörterung der Erziehungsverträge auszuführen, vnn dieser 
Grenzbestimmung zum Teil erheblich ab. Sehr nahe dagegen 
kommen ihr die beiden braunschweigischen Gesetze von 1867 
und 1902, welche die fortdauernde Geltung des früheren Hechts 
davon abhängig machen, daß vor dem Zuzug der Eltern ins 
Land ein Kind geboren wurde. 

9. Dispensationen, Verträge, Erklärungen im 

besondern. 

Wenn in den voi ausdrehenden Ausfiihningen untersucht 
wurde, ob die Zwnn^rsvoisclu'iften übei- rflijri'ise Erzieliunfr 
personal oder territorial, nacli den Verliültnissen des Zöglings 
oder des Erziehungsberechtigten zur Anwendung kommen, ob 
bei einem Statutenwechsel altes oder neues Kecht zur Geltung 
gelangt, so haben sich diese Untersuchungen zunächst auf die 
allgemeinen Rechtssätze bezogen, welche berufen sind, das 
streitige Bekenntnis zu ordnen. Neben dieser allgemeinen Ord- 
nung durch Rechtssätze aber ist mannigfach eine Abweichung 
fär den einzelnen Fall nachgelassen, sei es durch einen Ver- 



Digitized by Google 



Stadial ans dem iatmifttioiitileii Yerwaltnnganeht. 103 

waltungsakt der Behörden, sei es durch eine Rechtshandlung 
von Privaten: Dispensation, Vertrag der Eltern, Erklärungen 
des Vaters bedürfen noch einer Einreihung in jene Grundsätze. 
Bedenten nun aber Dispensation, Vertrag, Erklärung eine Ab- 
weichung von der Ordnung, die für einen Fall sonst maßgebend 
wäre, so muß ilire Wirksamkeit abhängen von lUr Anwendbar- 
keit eben der Ordnung, die sie für den einzelnen Fall durch- 
bfechen. Der Grundsatz ist einfach, seine Burchfühmng im 
einzelnen kann zu Schwierigkeiten führen. 

a) Dispensationen von Vorschriften über religiöse Erziehung 
mlBsen in dem Staat ci-tpilt werden, dessen Herrschaft die Er- 
zielinng unterworfen ist. Wohnt ein Sachse in Bayern, so wird 
er sich hier vergeblich aof eine Dispensation berufen, die ihm 
in Sachsen gewährt wurde; denn Bayern nimmt bei den im 
Land wohnenden Familien die Ordnung des Bekenntnisses 
dsrchaiis für sich in Aüspracli. Hatte aber die Familie zttvor 
in SSichsen ihren Wohnsitz nnd ist^ nachdem sie eine Dispensation 
erlangt, nach Bayern verzogen, so wird auch der neae Wohn- 
flitz dieser Befreiung Rechnung zu tragen haben, das EiAd ist 
mit dem durch die Dispensation bestimmten Bekenntnis ins Land 
gekommen. 

Terwickelter liegen die Dinge da^ wo t&n Staat sich auf 
den Boden des HeimatpHnzips stellt und auf Ansl&nder im In- 
land deren heimatliches Recht anwendet Der Braunsohweiger 
sSchsischen Wohnsitzes steht in Sachsen unter braunschw^schen 
Gresetzen. Eine Dispensation aber von beengenden YorsdirifteB 
halt er znnftchst in Sachsen nachzusuchen. Die ttbetraschende 
Attitellung wird einleuchten, wenn man sich die Tragweite 
solcher SoUisionslSsüngen klarmacht. Wenn Sachsen auf Aus- 
linder im Inland die ausländischen Gesetze über religi(toe Er- 
lAehmig anwendet, so geschieht das nicht, weil der Heimatstaat 
fieser Feisonen zust&ndig w&re, den Sachverhalt seinerseits zu 
ordnen, es handelt sich, wie früher gezeigt wurde, um ein 
(ffentlichreohtliches YerhSltnis des Ausländers zu Sachsen, und 
nur das Maß seiner Verpflichtungen gegen den sächsischen Staat 
findet dieser für gut nach dem Afaßstab zu bemessen, der im 
gleichen Fall zwischen dem Ausländer und seinem Heimatstaat 
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verwendet würde. Es liegt in Wahrheit also eine sächsische 
Angelegenheit vor, ond Sachsen maß darnach auch befugt sein, 
im Wege der Dispensation auf sie einzuwirken. Daneben aller- 
dings könnte in Frage kommen, ob nicht eine Dispensation im 
Heimatstaat am Wohnort gleichfalls anzuerkennen wfire. Freilich 
nicht deshalb, weil der Heimatstaat von sich aus Zuständigkeit 
l)t'siUji'. in das Verliültnis abändernd finzu^Tcifcn. Allein wenn 
ein Staat in die Ordnung der relig^iösen Krzieliung die Ein- 
richtung der Dispensation eigens aufniunnt. so pfeschielit das 
rpo^plmäßipr darum, weil seine Zwangsbestininiun<(cn unj^^ewöhn- 
lieh scharf sind, ilire Anwendung auf ungeeignete Fälle aber 
durch besonderen Verwaltungsakt nachgelassen werden soll. 
Der Inhalt der allgemeinen Vorschriften und die Mögliclikeit 
einer Dispensation von ihnen bilden sonach ein organisches 
Ganzes, und es darf vielleicht angenommen werden, daß die- 
selbe materiellrechtliche Verweisung, welche auf die Anwendung 
des heimatlichen Rechtes hinweist, auch eine Dispensation in 
diesem Staat raitumfaßt. 

Ganz ähnlich liegen die Dinge bei einem Statutenwechsel, 
wenn nach der Niederlassung im neuen Re(hts«rebiet eine Dis- 
pensation ( r wirkt werden soll. Ancii hier steht das Bekenntnis 
unter der Herrschaft des neuen Wohnsitzes, hier muß iil>er die 
uachgesuclite Befreiung entschieden werden. Empfängt aber 
der Bekenntnisstand am neuen Wohnsitz seine Regelung durch 
die Gesetze des früheren Wohnorts, so geht die Verweisung 
auf Rechtssätze, die nach materiellem Recht dispensabel sind, 
und es mag dann aucli eine Befreiung, die in jenem Staat 
tatsächlich gewährt worde, Anerkennung finden, zumal da die 
Gesetze des neuen Wohnsitzes möglicherweise die Einrichtong 
der Dispensation gar nicht vorselien. 

Kin beträchtli( her Teil dieser Fi ;iiien ist bei einem in 
Hrannschwtig verhandelten l^^ili'/ praktisch geworden. Ein 
protestantischer vSachse liatte in Dresden eine Katludikin ge- 
heiratet, verlegt sein« ii Wohnsitz nach Braunscliweig und macht 
hier entsprechend dem melirerwähnten braunschweigischen 



1) Schmidt 431 \ 
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(Jesetz, welches zuziehenden Familien das Recht des Ehe- 
schließun^'^sortes vorbehält, Anzcifre, daß er seine Kinder katho- 
lisch erziehen wolle. Bezüglich des ältesten legt er eine Dis- 
pensation des Königs von Sachsen vor, die Anerkennung findet, 
bezüglich der beiden jüngeren aber verlangt das Konidstorluin 
Dispensation „im hiesigen Lande"". Der Vater bezieht das miß- 
yeiständlich auf Sachsen und sucht dort um Dispensation nacb, 
die verweigert wird, da im vorliegenden Fall nach sächsischem 
Recht ein Vertrag unter den Ehegatten zulässig sei, dem der 
gewünschte Inhalt gegeben werden könne. Ein solcher Vertrag 
wird nun von einem preußischen Amtsgericht beurkundet und 
schließlich auch in Braunschwoip: anerkannt. 

b) Wo eine Gesetzgebung den KIh {ratten die Befiijinis ein- 
räumt, Verträge über die religiöse Erziehung ihrer Kinder ab- 
zuschließen, da kommt solchen Verträgen juristisch eine doppelte 
Bedeatnng zu. Das Gesetz gestattet den Eltern, auf Gnmd des 
Vertrags von den allgemeinen Vorschriften über religiöse Er- 
ziehung abzuweichen, und es bindet die Eltern wechselseitig an 
die vereinbarte Abweichung, zuweilen endgültig, jedenfalls aber, 
solange sie nicht unter sich zur Einigung über eine Abänderung 
des Vertrags gelangen. Was nun zunächst diese Bindung be- 
trifft, so kann sie als eine Wirkung in die Zukunft nur solange 
zur Geltung kommen, als die Rechtsordnung überhaupt maß- 
gebend bleibt, welche die Bindung vorschreibt In der bay- 
rischen Pfalz konnten bis 1900 Erziehnngsverti^e nur vor der 
Eheschließung vereinbart werden; verlegten die Eheleute ihren 
Wohnsitz aber nach München, so ist damit auch der neuerliche 
Abschluß von Vertragen zulässig geworden.') In diesem Zu- 
sammenhang erlangen auch Bestimmungen wie die des preußischen 
Landrechts, der Hannoverschen Verordnung von 1826 Bedeutung, 
welche den Abschluß von Erziehungsverträgen ausdrücklich 
untersagen. Wenn ein sächsisches Ehepaar unter Erwerb der 
preußischen Staatsangehörigkeit den W^ohnsitz von Dresden nach 

't Eint' Kiitscheidung des bayrischen Verwaltungsgerichtshofs vom 
:V 11 lHs;> S:umiil 11. III srhwarikt. uli rs- hier auf das Herht d!*s ^^r^ten 
oder des zweiten Woiinsit/.tis ankoiiiineu sulIe. Eine solche vom 22. 0. 04 
Samml. 25, 384 (mtscbeidet »ich für da» liecbt des neuen Wohnsitzes. 
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Berlin verlegt, so kann ein in Sachsen abgescUossener Er- 
ziehnngsvertrag in Preußen keine Anerkennung finden. Aller- 
dings nicht deshalb/) weil ein solches Verbot des Vertrags- 

schlusses von besonders «zwingender" Bedeutung wäre; allein 
das Verbot bezweckt, dem Erziehnngsberecbtigten die dauernde 
Freiheit der nekeiiiitijisl>estimimiug vurzubelialten. und muß 
darum maßgebend werden, sobald die Familie in dies Rechts- 
gebiet eintritt. 

Ihren Schwerpunkt indessen hat die Zulassung von Kr- 
Ziehungsverträgen auf der andern Seite: daß auf Grund des 
Einverständnisses der Eltern Abweichungen von den allgemeinen 
Zwangsvorschriften Über religiöse Erziehung Überhaupt zul&säig 
werden. Insoweit bilden die Vorschriften über Verträge einen 
unlöslichen Teil der Gesamtbestimmungen Aber religiöse Er- 
ziehung und schöpfen ihre Verbindlichkeit eben daraus, daß 
die Rechtsordnung', welche ihre Zulnssi^rkeit erklärt, auf den 
im Vertrag vorgeselienen Fall zur Anwendung gelanprt. Auch 
die Verträpre beziehen sich demgemäß auf das Subjekiimis- 
vcrhiiltnis der l>eteili<rton unter eine bestimmte Staatsg-ewalt. 
Wenn aber diese Staatsgewalt fremde (lesetze zur Ixiehtschnnr 
der eigenen Forderungen nimmt, so haben die Verträge — 
anders als Dispensationen — ihren Platz ausschließlich auf 
Seiten der angewandten Gesetze. Es bildet einen Teil ihres 
materiellrechtlichen Inhalts, daß diese Gesetze durch Vertrag 
abgeändert werden können; der Abschluß solcher Verträge 
aber als Vorgang ist, von Privaten vorgenommen, ohne staats- 
rechtliches Interesse, während die Gewährung der Dispensationen 
eine selbständige Ausübun-z der Staatsgewalt bedeutet. 

So ist also die \Virks;niikeit vem Erziehungsverträgen 
grundsätzliel» nnrh df^njeniucn (ieset/en zu beurteilen, welche 
auch ohne Absclilulj eines \ ertr;ii^s zur Anwendnn<i {.gelangen 
würden. Wo inländisches Recht gilt, kann auch über Verträge 
nur inländisches Recht entscheiden.-} Gelangen im Inland aber 

M »0 Schmidt 447. 

-I Beachtenswert VerfüLTuniion der Kreisdirektiün Leipgig 29. 6. und 
7. H tH7t, Sc Juni dt Iti.T-. Kntscli des bayrisrhen Verwaltttiigsgerichtshofs 
vorn Ih. 4. I.SS4. l 11 issi» anders die erste Instanzj, 22. 6. 04 äamm- 
lUüg ö, IVj; 11, III, 2.>. -AHL 
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ausländische Gesetze znr Anwenduner, so sind im gleichen üm- 
fang anch Srziehung8verträge diesen Gesetzen zu unterstellen. 
Das gilt anch dann, wenn die Einrichtung der Verträge zwar 
in den ausländischen Gesetzen zugelassen, dem Inlandrecht 
aber unbekannt ist,*) sofern nur die Vorschriften dieses Bechts 
fiber Abänderlichkeit der Bekenntnisbestimmnng das Bigebnis 
nicht beeinflussen. Wenn ein sächsisches Ehepaar in Berlin 
wohnt und hier dem sächsischen Recht unterstellt wird, so hat 
der preußische Richter auch einem Erziehungsvertrag der Ehe- 
gatten Rechnung zu tragen. 

Die Regel, daß ein Erziehungsrertrag unter denjenigen 
Gesetzen steht, welche für die Erziehung auch ohne seinen 
Abschluß gelten würden, bewährt sich, wenn ein Staat auf 
Ausländer im Inland deren heimatliche Gesetze anwendet. 
Freilich auch nur dann, wenn er sie dem heimischen Recht 
unterstellt. Es wurde früher ^oben S. 78) der eigentümlichen 
Schwankungen gedacht, welche in dieser Hinsicht der sächsischen 
Praxis eigen sind; zum Teil unterwirft sie die religiöse Er- 
ziehung in ausländischen Familien deren heimatlichen Gesetzen, 
zum Teil erklärt sie ihnen gegenüber den sächsischen Staat 
für unbeteiligt. Dem entspricht es denn auch vollständig, 
wenn sie Emehungsvertrüge zum Teil (nach den ausländischen 
'Gesetzen) anerkennt, zum Teil ihnen rechtliche Bedeutung 
abspricht. 

Die Regel von dem für Erziehungsverträge maßgebenden 
Recht empfängt ihre wesentliche Bedeutung bei einem Statuten- 
wechsel. Ist ein solcher Vertrag vor der Wohnsitznahme im 
Inland ge.schlo.ssen worden und vor diesem Zeitpunkt zum V'^oll- 
zug gelaugt, SU bleiht das Kind unter der vorgesehenen Ord- 
nung,' und es muß bei einer Prüfung seines Bekennt iiisstandes 
im Inland ein .solcher Vertrag nach allen Richtungen auf Grund 
d»s vor der Wohnsitznahme geltenden Rechts beinteilt werden. 
Die bayrische Praxis hat diesen Satz besonders für die Form 

1) Zutreffend ftngenomnMn in dem oben mitgeteilten Brannscbweiger 
fUl (wobei freilich die Anerkennung eines Vertrfcgsschlnsses in l'rouöen mit 
dem angeweni1(?t< n siu lisis« tu n Ht ht nicht mehr vereinbar ist). Ebenso 
V. Bar, Theorie and Praxis I, oSi*. 
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der vor den Zuzug geschlossenen Verträge durchgeführt,^) aber 
freilich zuweilen mit Gründen, die Bedenken erwecken. Das 

])ayrisclie Reliprionsedikt fordert (nach der herrschenden Aus- 
leg^ungj tür Erziehungsverträjre die Gestalt von Eheverträgen, 
deren Giltigkeit ^sowohl in Kiu k>iLlit ihrer Form als der Zeit 
der l^i riclitung ledif^lich nacli »h n Imr^^t iTu lieii de.Nrtzen^ zu 
beurteiien ist. Auf Grund dieser Bestimmung hat der Ver- 
waltungsgerichtshof wiederholt -j Vereinbarungen über die 
religiöse Kindererziehung für unbeachtlich erklärt, die, vor der 
Niederlassung in Bayern abgeschlossen, zwar den Vorschriften 
des früheren Wohnsitzes über Ebevertrüge, aber nicht jenen 
über Erziehungsverträge entsprochen haben. Die Entscheidungen 
sind mißlich, da die bayrische Verfassung an jener Stelle doch 
unzweideutig auf die Vorschriften über Eheverträge, nicht auf 
irgend welche andere Bestimmungen der maßgebenden Rechts- 
ordnung verweist.'*^) Vor allem aber: dalj Krzit'hiiii^s\ ertrüge 
die Form von Ehev('rtr:(^''t'n lial)Pn sollni. \<t rinf N'orschrift 
des materieileu liavrisclu'n Ixcrlits; wie kuiiiint l'ayt'rn dazu, 
diese Vorschrift anzuwenden auf Verträge, die zur Zeit ihrer 
Errichtung und ihres Vollzugs einer anderen üechtsordnung 
unterstellt waren? — Dieselbe Lösung, wo die zeitliche Zu- 
lässlgkeit einer Vereinbarung eingeschränkt ist>) In der 
bayrischen Pfalz konnten bis 1900 Erziehungsverträge nur vor 
Abschluß der Ehe errichtet werden; ein dem entgegen ein- 
gegangener Vertrag vermag im rechtsrheinischen Bayern nicht 
anerkannt zu werden, auch wenn die Eheleute später ihren 
Wohnsitz dorthin verlegen. 

Vgl. oben 8. 96, Anm. 5. Ebenso Schmidt 4dl. 
^ Sammlung 11, 433; 18, 227. 
^ Vgl. darttber oben S. 60, Anm. 1. 

*) Ebenso Schmidt 151. Wenn SrJ,midt da« Beispiel anführt, daß 
Eltern an ihrem Wohnsitz Niirnber^^ einen Vertrag über ihre bereits 6 Jahre 
alten Kinder abschließen und dann den Wohnsitz nach Sachsen verlegen, s« 
ist die Entsrhoidnnir. d lO der Vertrag aiieh in .Saehsf-n anzuerkennen, aller- 
dings zutreftend. Abti iiu liL, weil es sieh um ein» \ Lischrift über die zeit- 
liche Zulässigkeit von Verträgen handelt, sondern um den Schutz alterer 
Kinder gegen einen Olaubenswechsel, der jeweils der herrschenden Recbti- 
ordnung unterstellt ist. 
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Eine wesentliche Verscliiedenheit dagegen trennt uns von 
der herrschenden Anschauung hinsichtlich des Zeitpunktes 
dieser Abgrenzung. Es wird bei Verträgen das maßgi hendc 
Recht ganz allgoniiin darnach bestimmt, ob der Vcrtrags- 
schluß vor oder nach dem Statutenweehsel stattgefunden hat.') 
Und doch besitzen solclie Erziehiingsvertrilge noch keinen selltst- 
ständif.'^en Irilialt. der staatlichen Schutzes bedürfte; sie sind 
zunächst nur Moditikationen staatlicher Rechtssätze, die erst 
dann für den Staat Hpdcutiinn- erhalten, wenn aucli die von 
ihnen modifizierten Kechtssatze zur Anwendung gelangen würden: 
wenn es sicli darum liandeit, entsprechend dem Vertrag ein 
Kind dem vereinbarten Bekenntnis zuzuführen. Die Frage 
wird vor allem praktisch, wenn Brautleute einen Erzieliungs- 
vertrag vereinbaren und vor th-v (icburt eines Kindes den 
Wohnsitz ändern. Der autneiiinende Staat wendet auf die 
religiöse Erziehung das friiliere Recht nur dann an. wenn ein 
Kind bereits uiit einem Bekenntnis ins Land kommt, denn nur 
dann erhebt sicli die Präjudizialfrage, welches dies Bekenntnis 
gewesen ist. Auf Kinder, welche erst im Inland einer (xlauben-s- 
gesellschaft zugeführt werden, kann einzig das Recht des In- 
landes zur Anwendung kommen und nur das Recht des Inlands 
kann bestimmen, wie weit und unter welchen Voraussetzungen 
eine Abweichong von seinen Vorschriften durch Vertrag zu- 
lässig ist. 

c) Andere (lesetzgebungen kennen an Stelle der Verträge 
eine rechtsförmliche P>kliirung über die religiöse Erziehung 
von Seiten des Vaters. Auch hier ist mit solchen Erklärunircn 
zuweilen eine Bindung für die Zukunft verknüpft, und das 
Kammergericht ^) hat zutreffend entschiedc^n. daß über die Ab- 
anderlichkeit einer solchen Erklärung im Kalle eines Wolmsitz- 
wechseis das neue Recht zu entscheiden habe. 

Im übrigen aber ist auch hier die Erklärung vor allem 
als eine Abweichung von den sonst geltenden R^ciitssätzen zu 
würdigen, und es gilt auch hiePf daß ihre Wirksamkeit davon 

^) Für Vertragsschlüsae nach dem Statatenwecbael die oben S. 106, 
Anm. 2 angeführten Urteile des bayriedieo Verwaltongagericfatebofa. 
BeacUnß vom 23. 11. 05 Ztacb. XIV 312. 
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abhängt, (»b die Kt'clit&i»rilniiiig. welcUe sie zuliil>t ;uii deu Fall 
überhaupt zur Anwendung kommt. Das Kaminergcricht hat in 
dem eben angeführten Fall richtig angrenomraeu, daß eine vor 
dem Eintritt in das pn ußisrhc Rtclitsgebiet abgegebene Er- 
klärung den Formvorsi liriftcn des vordem geltenden luclits 
entsprechen müsse. AIm i tn ilich auch hier bleibt zu bt a( hten, 
dali es nicht der Zcitiumkt <kr Frkliirung ist. wilcher das 
zeitlicli maßgebpiKlc K'cclit lu-zficliiut, sondern dali es der Ver- 
wirküclmiig des ;ms<:e.spruc]it'iu'ii Willens bei Geburt eines 
Kindes bcdart'. iiiii v'nu-r vor dn- Ai iulerung des Wohnsitzes ab- 
gegebeiu'ii Erklärung die Wirksamkeit für das Inland zu sichern. 

d) Ein (Gesichtspunkt, welcher das Recht der Verträge und 
Erklärungen beeinflussen könnte, ist zu besonderer £röi*terun|r 
zurückgestellt worden, die Frage, ob etwa auf die Form dieser 
Rechtshandlungen der Satz locus regit actum Anwendung 
finden dürfe. Er wird von Schmidt (8. 401) beigezogen, um 
darzutun, daß die Formgültigkeit von Verträgen, welche vor 
einem W^ohnsitzwechsel geschlossen wurden, unter dem früher 
geltenden Becht stehe,') und der eben angeführte Beschluß des 
Kammergericbts ruft ihn an, als eine Erklärung über das 
Bekenntnis am früheren Wohnsitz Braunschweig vor der Ver- 
waltungsbehörde abgegeben wurde, während das Recht des 
späteren Wohnsitzes Hildesheim Erklärung vor Gericht fordert, 
mit der ausdrücklichen Begründung, daE es sich dabei „nicht 
so um die Zulässigkeit einer Regelung der religiösen Erziehung 
durch Rechtsakte, als vielmehr um deren Fonn*^ handle. Der 
bayrische Verwaltungsgericbtshof ^ prüft die Wirksamkeit eines 
Erziehungsvertrags, der, nach einem Wohnsitzwechselgescblossen, 
einen vorher vereinbarten Vertrag abgeändert hatte, und vei^ 
weist bezüglich seiner Form auf jene Regel, wiewohl im 
übrigen dahingestellt bleibt, ob die Zulässigkeit eines zweiten 
Vertrages nicht fortdauernd unter den Gesetzen des ersten 
Wohnsitzes- stehe, ünd wenn spätere Entscheidungen des 



Wenn abet der Vertrag wahrend d« Hertschaft des früheren Rechtes 
an einem andern als dem Wobnort der Beteiligten gewddosseii wurde? 

*) Etttech. Ycm 3. 11. 1S89, Sammlnng 11, 141. 
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Gerichtshofes^) von einer Yerwendung des Grundsatzes ab- 
sefaeii, weil er nach bayrischem Recht auch bei Ebeyertragen 
nicht Anwendung finde, so ist diese Einschränkung jedenfalls 
gegenwärtig hinfällig geworden, wo auch för Eheverträge 
Art. 11 des EG z. BGB maßgebend ist.^ 

Dagegen bemerkt ein ungenannter bayrischer Verfasser^ 
einmal, der Satz hcits regit actum könne auf Eiziehungs^ 
vertrage keine Anwendung finden, „er paßt nicht auf Gesetze, 
die aus Bficksichten vormundschaltlicher Obhut oder überhaupt 
des allgemeinen Besten besondere Formvorschriften aufstellen". 
Und was dort unbestimmt empfunden, kann hier bestimmt formuliert 
werden: es handelt sich bei einer Zwangsordnung des Bekennt- 
nisses um öffentliches Recht, für das öffentliche Recht aber ist 
der Satz nicht zu gebrauclien. Er ist nicht zu gebrauchen, 
wenn er, wie meistens, als Kollisionsnorin gudaclit ist, denn es 
gibt im Bereich des öffentliclicii Rechts keine KüUisionsnormen. 
Aber, auch wo ihm nur dii' licdoutung einer materiellrt ( in iichen 
Verweisung zukommt,^) k;iiiii ihn eine vernünftige Auslegung 
nicht auf Vertrüge und lukliirungen über religiöse Erziehung 
ausdi hncn, da doch Beschränkungen der Staatsgewalt in Frage 
sind, deren Möglichkeit ein Staat nicht leicht der Beätlmmung 
eines fremden Staates überlasseu wiixi. 

10. Bekenntnisfreiheit 
Die gesamten im vorstehenden gegebenen Ausführungen 
haben die Abgrenzung solcher staatlicher Ordnungen zum Gegen- 

1^ Vom 17. ä. imi, vgl. «ach jene vom 23. 12. Ü3, Sammloug 1», 227; 

25, 138. 

^) So aacb von der Pfordten, Blätter für aämimiairatiwPraxU^t 
185, mit d«m Bemerken, ea genOg« nanmdtr die Btnlialtiuig der lex loci 
aeiue gemlft Art II' SaU 2 EQ. dalier nicht nötig, auf die yer- 

zwickte Frage einzustehen, wi< >uh die Anwendung des ziemlich unklar 
gchall" neu Satzes 1 a. a 0. st ilti f • Wenn aber der geschloeseoe Ver- 
trag den AnforderunsTf ii der lex loci uciu.s nicht cntspriclit? 
3) Blätter jni (ulminiatratice Praxis 35, 388. 

In dem Sinn, daß gerade daa an aich anxnwendende Gesetz es Tor- 
»ditt adne Vonchniten nach dem au bemessen, was am BnichtoiigBort 
TQXBeaohrieben ist Yergl. darftber ZitelmonH, Internationales Privat- 
techt 8, 1438. 
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stand, welrlip bei der Erziehung der Kinder Bekennt niszwaiii: 
üben. Wie aber sollen sich nun (m sctzfTt bung'pn voneinander 
abgrenzen, welche Bekenntnisfreiheit ^n walin n .^ Die Literatur 
ist einstimmig in der Antwort, daß hier da.s l' i^onalstatnt zu 
entscheiden habe. ^) Und dorh kann dem nur mit Vorbehalt 
zugestimmt werden. Es wurde oben (S. 61 f.) versucht, dar- 
zutun, daß es auch bei diesen Gesetzgebungen das öffentliche 
Recht ist, welches dem Erziehungsberechtigten die Freiheit 
überträgt, die Konfession des Kindes nach seinem Ermessen 
za bestimmen. Die Möglichkeit aber, Bekenntnisfreiheit zu ge- 
währen, hat ein Staat zunächst nur da, wo er auch Bekenutnis- 
•zwang üben konnte; auch die Vorschrift, daß über das Be- 
kenntnis der Erziehungsberechtigte zu entscheiden habe, gilt 
territorial für die Familien, die im Land ihren Wohnsitz oder 
längeren Aufenthalt haben.*'*) Nur freilich wird dieser (irond- 
satz das Bestreben haben, seine Geltung nach zwei Bicbtnogen 
au.szudehnen. Wo die Bekenntnisfreiheit zum verfassungs- 
mäßigen Recht erhoben ist, da wird sie zuweilen gleich den 
übrigen politischen Rechten allen „Staatsbürgern* zugesichert 
sein, und es muß dies dann auch bei der Kindererziehnnir zur 
Geltung gelangen. Und andererseits, sofern das Inland iu die 
Lage kommt, sich mit dem Bekenntnis der Kinder ans solcheo 
Familien zu befassen, welche im Inland Wohnsitz oder Auf- 
enthalt nicht besitzen, so mag die Bekenntnisfreiheit hier als 
ein Kulturwert von solcher Bedeutung betrachtet werden, daß 
es durchaus unzulässig erscheint, einem im zuständigen Staat 
geübten Zwang Anerkennung zu gewähren, und es wäre alsdann 
die „öffentliche Ordnung", die zu einer Anwendung des Satzes 
führt, daß die religiöse Erziehung Sache des Erziehungs- 

Vgl. c. Bar, Bühni, Fiore, Protitch, Weiß, Kisch, 
Dorner und Seng a. a. 0. (oben S. 76 f., 72). Jedoch bemerkt Proiiick 
63 !., daS die Qewfibrleistang der GewiMenshwilieit in Frankreich der ,ölfenlr 
lieboi Ordoaog* und dem „tffFcntlichon Recht Prankrüicbs" angehöre und 
dcmgeniäU Zwangs vorsrhriftcn des Petsonalstatnts von der Anwendong auf 
Ausländer im Inland ausüchließe. 

^) Der Auäuuhmcfull der Foreu!k>n (vgl. obeu S. öi>B.< mag auch hier 
praktisch werden, sofern nur die Abgaben, za Amtm ihr Onmdbesiu Ter- 
pflichtet, dem Öffentlichen Recht angehören. 
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berechtigten ist. Wird die Abgrenzung damit möglicherweise 
in der Negative verschaben, derart, daß Inlandsrecht zur Geltung 
gelangt, wo es sonst nicht gelten würde, so bleibt daneben 
doch sein positiver Anwendungsbereich unverändert; anch Aus- 
ländem im Inland gew&hrt das öffentliche Recht die Befugnis, 
Aber die religiöse Erziehung ihrer Kinder frei zu bestimmen. 

Ist allerding"s die Vorfrage gelöst, daß über die Konfession 
der Erziehungsberechtigte zu entscheiden habe, so tritt nun- 
mehr das internationale Zivilrecht und damit das Personalstatut 
in seine Rechte : wer der Erziehungsberechtigte ist, und welchen 
Inhalt sein Erziehungsrecht besitzt, bestimmt das heiraatliclie 
Recht der Familie. Das wird vornehmlich [»raktisch bei eiiuT 
Frage, die zwar für das gesamte Ki /u iinngsrecht gestellt werden 
kann, aber doch tatsächlich nur mit Rücksicht aui die religiöse 
Erziehung vurzukummen pflegt: ob iiünili* Ii das freie Erzieliungs- 
recht des Berechtigten durch Vertrag einlest liriliikt werdtii 
kann. Aucli hier also handelt es sicli um Erzichungsverträge 
der Ehegatten, aber ihre Struktur ist eine völlig andere als 
dort, wo solche Verträge im Rahmen ein er Zwangsordnung des 
Bckr'iintnisses vurknmnien. i)urt handelt es sich um die itftfiit- 
lichrechtlichf Heln«rnis der Eltern, die öffentlichrechtliche Ord- 
nung des lii'keniituisstaudes zu moditlzieren, hier ist die Mög- 
lichkeit einer zivilreclitliclien Beschränkung der vom Zivilrecht 
gewährten Erzii Imii^^sfreiheit in Fraf^^r. England crkl.irt solche 
Verträge füi- unstatthaft, in Frankr<'i<li ist ihre Ziilässigkeit 
kontrovers, in Wiirttembeig sind sie ausdrücklich zuj^elassen. ^) 
Einem Württembf r-rcr in Straßburg gewährt das franz(»sisThe 
Staatsrecht die lu fnirnis. das Bekenntnis seiner Kinder zu l)e- 
stimmen, das württemlierüisclie Privatrecht-) bindet ilin an einen 
Vertrag, den er darüber mit seiner Ehefrau abgeschlossen hat. 



M Narh I?< i( lisn ( ht freilich dürfte in Dcutsrhlaihi <I;is ErzicUuiigärecht 
ODTcrzicbtbttr sein, allein der Vorbehalt des Art. 134 Kü z. BüB deckt aach 
diaae purtUnilan Abwetehuiig. V«fgl. im fllnlgen oben S. 56 Anm. 1. 

Aoidi in Verblltnis der dentscben Bnndeaetaaten nteinander werden 
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•timmt TergU §§ 22, 80, 1322, 1723, li)36 BGB. 
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Dieselbe HecbtslAge besteht aber auch in jenen Staaten, 
welche zwar Zwangsvorschnften Ober die konfessioaeUe fir 
«ehanlr besitoen, diesen Zwang aber auf Tntbestände bestimmler 
Art beschränken, für die tbngen FftUe die leligiase £niefaiiif 
freigeben. Audi hier ist es ein Satc des dffentHchen fiedils, 
daß in den von den BÜnscbriiakiuigen des Gesetzes aldit 
troffenen F2Ulen der Erziehangsbereohtigte über das Bekenntnis 
der Kinder verffigen soll, and anch dieser Sata gilt Ittr ^ 
Familien, die im Land wohnen oder längeren Aafeatbslt hsbei 
— diesmal sogar in vdUiger Beinheit, ohne <tie oben in E^ 
wägang gezogenen Yerschiebongen. Ist es darnach aber der 
BrziehnngBberechtigte, dem das Öffentliche Bectat die £M- 
scheidnng fiber das Bekenntnis anweist, so obliegt es auch bicr 
dem Zivilrecht and zwar nach dentsober BechtsaaschanBUg 
regelmäßig dem im Heimatstaat geltenden Zivilrecht, den 
Träger der läraiefaangsgewalt and den Umfang seiner Beh^fnisK 
an bezeichnen. 

Daran mafi aach festgehalten werden gegenüber eigentün- 
lichen Entscbeidangen des bayrischen Yerwaltangsgerichtskofes.*) 
£s handelte sich um Fälle, fßr welche die bayrische Verbssua^r 
ZwangBvoischriften nicht au&tellt, weshalb „die einscbligigen 
zivilgesetzlichen Grundsätze und Vorschriften" zar Anwendung 
gelangen sollten; die hiedarcb bezeichnete Rechtsordnung aber 
wurde in ihren Zwangsvorschriften fiber religiöse EnEiehasg 
zur Anwendung gebracht. Es waren in den verhandelten 
Fällen zufällig Bekenntnisordnungen in Frage, die innerhalb 
Bayerns galten; wie aber, wenn das maßgebende Zivilrecht 
ein anßerbayrisches ist? Ein österreichisches Ehepaar katho- 
lischer Konfession wohnt in München und wünscht seine Kinder 
protestantisch zu erziehen ; die bayrische Verfassung gibt das 
Bekenntnis der Kinder aus ungemischten Ehen frei, überläßt die 
Bestimmung also dem Zivilrecht ; für zivilrechtliche Erziehungs- 
fragen gilt seit 11)00 Heimatprinzij), für Oesterreicber m 
Rayeni also österreichisches Recht; soll das in Oesterreidi 
bestehende Verbot, Kinder einer ungemischten Ehe eiuer ab- 
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woichrnden Konfession ziizuführon, nun auch in Bayern zur 
Durchsetzung gelangen? Obwohl doch gerade der bayrische 
Verwaltangsgerichtshof an der Territorialität solcher Zwangs- 
orrlniin»r»«n festhält? £s wurde schon oben (S. 60 f.) versucht, 
die Mißverständnisse aufzudecken, welche einem soUiipii \<'T- 
fahren znfrrnndc liegen. £s ist Sache des bayrischen öffent- 
lichen Rechts, festsustellen, daß auch für Oesterreicher in 
Bayern, die in ongemiscbter Ehe leben, Erziehungsfreiheit 
besteht, und es hat das österreichiacfae Zivilrecht dann weiter 
zu bestimmen, wer zum Ti^ger der Erziehungsgewalt berufen 
Ist, und wie er seine Befugnisse auszuüben hat. 

11. Bekenntnislreiheit und Bekenntniszwang 

nebeneinander. 

Ein Problem besonderer Art ergibt sich nun aber dort, wo 
sich die Bekenntnisfreibeit des einen Staats und der Bekenntnis- 
zwang eines andern Staats kreuzen. W&re es wirklich richtig, 
dafi eine „privatrecbtliche*' Ordnung des Sachverhalts unter 
Peirsonalstatut stiinde, so möchten sich allerdings schwer zu 
VSaesnät Fragen ergeben, wenn etwa ein Franzose in Oesterreich 
weih. Indessen, auch wo ein «Staat Bekenntnisfreiheit gewährt, 
hab^n wir versucht zn zeigen, ist sein öffentliclies Recht be- 
teiligt; der 8atz des öffentlichen Uci'ht.s, welcher die Hekenntnis- 
bestimmung dem Erzielningsl>ereclitigten übertrügt, hat grund- 
sätzlich denselben Geltungsbereich wie eine Regelung, welche 
Krziehung in einem V(»rgesclii'iebenen ncktnntuis uiiorJuet. 
lind wenn im Ijciiich der Staaten, welche Bekenntniszwang 
üben, ausnahmsweise auf das öffeiitlielie Ueclit eines andt rn 
Staates abgestellt wird, sei es, weil es sich um Ausländer 
handelt, oder im Falle eines .Statutenwechsels, so schiebt sich 
auch hier eine Anwendung des Satzes, daß nacli dem maß- 
gebenden Staatsiet^lit der Krzithung.sbert'clitigte zu entscheiden 
hat, völlig glatt in da*; ({efüge: die sachsisclie Praxis hat ^) 
in diesem Siunr sclmii frarizr^sisclif s. italienisches, i liristlich- 
türkisches Recht zur Anwendung gebracht. Wenn umgekehrt 
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in einem Staat mit Ikkf nntnisireiluMt ausnahmsweise darauf 
verwiesen wird, wie das iU k^ nntnis von «'iiit in h*Liudeii Staat 
g-eordnet wurde, so besteht aiirb hier mi und für sieh kein 
T^ntersrhied, ob dieser fremde Staat i limfalls l^'reiheit gewährt, 
uder ob rr Zwanjr braucht; wenn (miic österreicbi.sc lie Familie 
nach Italien /idit. der Vater pnitt'>tantisoh. die Mutter katht*- 
licfh. rnnl die Töchter haben nach (istcrrtirhischer Ordnung 
den (ilaubrn der Mutter, so wird aii( )i Italien die Madch»'n als 
katholiscli ^t lten ln?^sen. Nur treilich eine Durchsetzun^^ der 
tremden Ordnung ent^rjjrf'n dem Willen des Erziehunj^sberech- 
tigten wird sirh alsdann niif dn- i'.tYrntliclicn Ordnung des In- 
lands zumeist nicht vertrairt n ; wenn in dem j^-enannten P>('is]ti»'l 
die Töchter in Oesterreich im Widei'spruch mit dem dortigen 
Recht protestantisch erzogen worden wären, so wird sich 
Italien kaum verpflichtet fühlen, sie bei einer UebersiedeluDg 
als Katholiken zu behandeln. 

Einen neuen Faktor hingegen bringt eine tiewähnmg der 
Bekenntnisfreiheit damit, daß nunmehr auf das privatrechtliche 
Erziehungsrecht und seine privatrechtlichen Schranken verwiesen 
wird, und daß damit auch international eine neue Becbtsordnnng 
zum Zage kommen kann. l*raktisch wird die Frage wiederum 
bei privatrechtlichen, die Erziehungsfreiheit beschränkenden 
Verträgen der Ehegatten, die sich auch hier als die cruat der 
Materie bewähren. Es kann ein Staat Hekenntniszwang üben, 
aber gewisse Tatbestände von Zwang fn i lassen; so entscheidet 
in Bayern bei ungemischter Ehe der Erziehungsberechtigte. 
Wenn nun eine französische katholische Familie in Bayern 
Wohnsitz hat, so br stimmt das Recht des bayrischen Wohn- 
sitzes, daß die Konfessionsbestiraniang dem Vater zukommt, 
das Recht des französischen Heimatstaats dagegen, ob < iia' 
Bescbränkung der Erziehungsgewalt dnrch Vertrag statthaft 
ist. Möglicherweise anch steht ein Tatbestand in einem Staat 
zwar an und für sicli unter Zwangsordnung, aber eine Ver- 
weisung auf fremdes Recht — auf die öffentlichrechtlicbe 
Regelang im Ueimatstaat, auf das Recht am früheren Wohnsitz 
— führt zur Bekenntnisfreiheit und damit zu der Notwendigkeit, 
die zivilrechtlich maßgebenden Gesetze gesondert zu bestimmen. 
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Ein Bürger der Vereinigten Staaten wohnt in Saclisen; die 
Konfession seiner Kinder kann er dort nach heimatlichem Recht 
frei wählen; oh er diese Freiheit durch privatrechtlichen Ver- 
trag heschronken kann, hat (nach Art. 27 EG z. BGrB) das 
sachsische Zivilrecht zn entscheiden. Ein Braunschweiger 
▼erlegt den Wohnsitz mit seinen Kindern von Württerabt;rg 
nach Bayern, iiüui wird iji Bayern die ürt'entlichreclitliche Frage 
für die Zeit vor der Uebersiedelung nach württemberjxisc hein 
Recht beantworten und darnach Erziehungstreilieit anneluiien ; 
für die privatrechtliclie Vrn^o da^^c^^en, ob sich der Erziehungs- 
berechtigte durch Vertrag wirksam beschränken kann, wird 
man braunschweigisches Recht zugrunde legen nnd darnach 
einem in Württembeig abgeschlossenen Vertrag die Anerkennung 
versagen. 

Dabei wird- nun allerdings gerade der Punkt manchmal 
Schwierigkeiten bereiten, ob das maßgebende Zivilrecht be- 
schränkende Verträge zuläßt. Die Auslegungsfrage, ob solche 
Vereinbanmgen statthaft sind in einein Staat, der Beicenntnis- 
freiheit gewährt, interessiert in dicst ni Zusaiiiiiiciiliang nicht. 
Wohl aber die andere Frage, wie ilire .Statt hatti;*keit privat - 
rechtlich Ix'urteilt werden soll, wenn nur das öffentliche Reclit 
des beteiligten Staates Bestirainujigen über ihre Ziilässigkeit 
vorsieht. Es ist nun nicht möglicli, die Statthaftigkeit privat- 
rechtlicher und die Statthaftigkeit öffentliciirechtlicher Er- 
ziehungsverträge ohne weiteres als getrennte Dinge hinzunehmen. 
Handelt es sich bei privatrechtlichen Verträgen darum, ob die 
Rechtsordnung eine dauernde Bindung des Erziehungsberech- 
tigten an seinen einmal ausgesprochenen Willen gestattet, so 
wird eben dies Moment auch im öffentlichen Recht benutzt: 
eine Abweichung von der staatliclien Zwangsordnung des Be- 
kenntnisses wird zugelassen, wenn der widerstrebende Wille 
de,s Erziehungsberechtigten stark genug ist, sich ciiici- dauernden 
ßinduntr in der Richtung jener Al>wrirhung zu uiit» rw i rfen. 
Die Müi,^li( l)keit einer dauernden Bindung gegenübn- ileui andern 
Khe<ratteM wird also auch in sidrhen Fällen anerkauni; sie wird 
üQT nicht mit privatrechtlicher Klagbarkeit ausgerüstet, da sie, 
hinanlg^ruckt in den Bereich des staatlichen Imperium, mit der 
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stärkeren Sanktion des öfFentlichen Rechts bekleidet ist. Wo 
das öffentliche Recht dieses Staates aber nicht mehr, und nur 
sein Privatrecht beteilig^; ist, da wird es gfestattet sein, den 
Schluß a majori ad minua zu machen und einer Vereinbarung 
der Ehegatten in Ermangfelung des öffentliclirechtlichen den 
privatrechtlichen Schutz zuzusprechen. Wenn ein Bayer in 
Württemberg wohnt und nach dem Recht dieses Staats Bekenntnis- 
freiheit genießt, so kann er entsprechend den bayrischen Ge- 
setzen seine Erziehungsfreilieit durch Vertrag beschränken, so- 
fern er in Mischehe lebt, dagegen nicht (nur für Mischehen 
sind in Bayern Verträge vorgesehen), wenn seine Ehe eine un- 
gemischte i.st. Es bleibt bei solcher Umformung zu beachten, 
daß die Vorschrift, welche Erziehungsverträge für statthaft 
erklärt, dadurch von einer öffentlichrechtlichen zu einer privat- 
rechtlichen wird; sie ändert damit auch ihren örtlichen Geltungs- 
bereich und gilt nicht mehr territorial, wie es die Einfügung 
in das Staatskirchenrecht verlangt hatte, sondern personal, wie 
es für Familienangelegenheiten des Zivilrechts gebräuchlich ist. 

Die gleichzeitige Würdigung eines und de.sselben Vertrags 
unter dem ( Jesichtspunkte des öffentlichen Rechts und des Zivil- 
rechts kann nicht vorkommen. Wenn ein württembei^isches 
Ehepaar ungemischter Ehe in Bayern wohnt und hier einen 
Erziehungsvertrag vereinbart, so .steht dieser, da die bayrische 
Verfassung als die maßgebende öffentliche Rechtsordnung in 
solchem Fall freie Bekenntnisbestimmung zuläßt, ausschließlich 
unter württembergiscliem Zivilrecht. Lebt da.sselbe Ehepaar in 
gemischter Ehe, so kommen die Zwangsvorschriften des bay- 
rischen öffentlichen Rechts zur Anwendung, und sie können 
nur nach Maßgabe des bayrischen öffentlichen Rechts durch 
Verträge modifiziert werden; wird keine Erziehungsfreiheit an- 
erkannt, so ist auch die Frage ihrer Einschränkbarkeit gt»gen- 
standslos, und auch württembergische (ierichte hätten den Sach- 
verhalt nach diesem ]\Iaßstab zu beurteilen. Dagegen kann 
allerdings ein Wech.sel des Wohnsitzes einen l)isher öffentlichrecht- 
lich zu behandelnden Vertrag für die Zukunft unter die W^ürdi- 
gung des Privatn'chts stellen und umgekehrt. Verlegen im letztge- 
nannten Falle die württembergischen Eheleute später ihren Wohn- 
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sits yon Bayern nach Wfirttembeig, so wird der in Bayern ent- 
sprechend dem dortigen dffentUcben Recht geechlofisene Vertrag 
2war in Württemberg Anerkennung finden können för die Zeit 
bis mr Verlegung des Wohnsitses, eine fortdauernde Bindung 
des Sniehungsberechtigten aber wird er gem&ß dem nunmehr 
entscheidenden Zivilrecht nur dann erreichen, wenn er auch den 
Erfordernissen des wfirttembeigischen Rechts Genüge tut. Wenn 
umgekehrt ein wflrttömbergisches in Mischehe lebendes Ehepaar 
seinen Wohnsitz von Wftrttombeig nach Bayern verlegt, so wird 
ein vorher geschlossener Vertrag für die Zeit nach der Kieder- 
lassung nur dann Wirksamkeit erlangen, wenn er zugleich die 
Anforderungen des bayrischen Rechts erfüllt; neben einer fort- 
dauernden Bindung des Mannes erlangt der Vertrag nunmehr 
4i6 Aufgabe, Rechte des bayrischen Staats abzugrenzen, und 
dem kann er nur in Unterordnung unter die bayrischen Gesetze 
entsprechen. 

Wenn sich die Bekenntnisfreiheit des einen Staats und der 
Bekenritniszwaiijr L'me.s audt;ni Staats kreuzen, so können Zweifel 
auch iioeli nach anderer Riclitung- auftaudien, hinsichtlicli der 
Zu.ständigkeit zur Kntscheidunfr. uiul hinsichtlieh des einzu- 
schlaprenden Verfalirens. ( ileicliinäßig gilt hier zunächst der 
Satz, daii für einen Eingriff in öffentlichrechtliche Vi i lictitnisse 
eines andern Staats die Zuständigkeit mangelt. I)a.s bedeutet 
für Staaten, welche Bekenntniszwang üben, daß den Verwaltungs- 
behi»rden und anderen Stellen, welchen die Religionspolizei über- 
tragen ist, eine polizeiliche Betätigung versagt bleibt gegenüber 
Pcr.sonen. die der Botmäßigkeit dieses Staats nicht unterstehen. 
In L.indern. welche das Bekenntnis freim-bcn, kommen (von den 
V^ormunds( iiaUshchörden :tl>nt'selit'ii i nur die Zivilgerichte in die 
Las^e. sicli mit Bcschränkunf^fii der Bekeuntniswahl zw befas-sen, 
und sie hätten ilire Zuständitikeit ebenfalls abzulehnen, wenn 
etwa die Mitgiiedsciiaft in einer öffentlirhre( htlichen Körper- 
schaft des Auslands Gegenstand der I'iitsclieidung wäre. Anders, 
wo ein zivilrechtlicher Anspruch zu iln-er Kntscheidung steht. 
1^1 ier bildet es jedenfalls nach deutscher Kechtsansrliauung 
kfin Hindernis, wenn das l'rteil von der Liisnng einer Vorfrage 
des ööentiicben Rechts, auch das oäientUclien Rechte eine» 
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andeni Staates, abhängt. Wenn etwa ein dem Privatrecht an- 
gehörender Knltiisverein des Auslands im Inland gegen ein Kind 
Klage erhebt auf Entrichtung von Vereinsbeiträ^en, so bedarf 
es dabei einer Eiitsi h» idung über die Frage, ob das beklagte 
Kind Mitglied des klagenden Vereins ist, und dafür muß das 
öffentliclie Recht des Auslands den Ausgangspunkt bilden. Die 
Zuatändigkeit der Zivilgerichte wird aber auch nicht dadurch 
eingeschränkt, daß die Streif i he materiell unter einem fremden 
Zivilrecht steht; ein Gericht di > Inlands kann auch unter Ans- 
ländern entscheiden, ob das Krziehungsrecht durch Vertrag ein- 
geschränkt werden darf, l'nd eine solche Erstreckung der 
Zuständigkeit kann auch für Staaten praktisch werden, welche 
die Bekenntniswahl polizeilich beschränken. Ein württembergi- 
sches Ehepaar, wohnhaft in Stuttgart, der Vater protestantisch, 
die Mutter katholisch, vereinbaren, daß ihr Kind bei dem Bruder 
der 3Iutter in München katholisch erzogen werden solle; eine 
Klage aus dem Erziehungsvertrag kann vor den Gerichten in 
München zuständigerweise gestellt werden. 

Vor den Gerichten allerdings, und nicht vor den Verwaltungs- 
behörden. Bayern und andere Staaten schreiben für Streitigkeiten 
über religiöse Kindereiziehung den Verwaltungsrechtsweg vor ; die 
Anwendbarkeit dieser Vorschriften aber wird für einen solchen 
Staat Hand in Hand gehen mit der Anwendbarkeit seines materiellen 
Rechts über religiöse Erziehung. Zwar kommen anch innerhalb 
des Verwaltungsrechts Diskrepanzen vor, derart, daß sich der 
Geltungsbereich der materiellrechtlichen und prozeßrecbtlichen 
Anordnungen nicht völlig decken; allein der Zusammenhang 
zwischen lex und forum ist hier enger als im Zivilrecht Die 
Verwaltungsrechtspflege ist nicht wie die Zivilrechtspflege eine 
materielle Wohlfahrtseinrichtung des Staats zugunsten seiner 
Bewohner, sondern sie ist eine Hilfstätigkeit zur Kontrolle der 
subjektiven Berechtigungen dieses Staats. Sie umfaßt deshalb 
nach Möglichkeit alle die Fälle, in welche die Staatsgewalt 
dort zu Lande eingreift, aber auch nur diese Fälle. Für An- 
gelegenheiten, welche der Hoheit dieses Staats örtlich nicht 
mehr unterstehen, wird auch die VerwaltungsrecbtspHege mangels 
besonderer Gegenbestimmungen nicht zuständig sein. Lautet 
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dc*s!ialb eine Vorsclirift wie die bayrische. \vrl( lie für Streitig- i 
ktitüii über relig^iöse Erziehung den Verw;ilriiii<;.sreclitswen: vor- ! 
schreibt, auch ganz allgemein, so ist sie doch mit Rücksiclit 
auf die örtlichen Grenzen des niuteriellen Verwaltungsrechts 
ZD beschränken, und da die Zuständigkeit der Zivilgerichte, 
wie gezeigt, weiter reichen kann, so besteht auch kein Hindernis, 
den Zivilrechtsweg zuzulassen in Fällen, für welche der Yer- 
waltnngsrechtsweg nicht vorgeschrieben ist Erwähnt mag 
aber auch noch werden, daß derlei Fragen, so theoretisch ihre 
Erörterung klingen mag, der Praxis des Lebens keineswegs 
fernbleiben. Dem rischcii Vcrwaltungsgerichtshof lag einmal 
der Fall vArJi daß ein vv ürttLUibergisches Ehepaar, in gemischter 
Ehe lebend, seinen Wohnsitz in Bayern genommen und hier 
einen Krziehungsvertrag errichtet hatte ; der Vater wünscht von 
seinen Verbindlichkeiten loszukommen, und erklärt nun den 
Vertrag für ungültig, weil er dem württembergischen Recht 
nicht entspreche; in seiner Ermangelung aber wolle er über 
die Ensiehung kraft seiner privatrechtlichen Erziehungsgewalt 
verfugen und beantrage, alle Einwendungen auf den Zivilrechts- 
weg zu verweisen — worauf denn freilich der Gerichtshof nicht 
eingegangen ist. 

12. Konflikte. 

Einer Erörterung bedürfen in diesem Zusammenhang 
schließlich noch die Konflikte, die sich (auf Grundlage des 
Bekenntniszwanges oder der Bekenntnisfreiheit) aus einer ver- 
schieden bemessenen Zuständigkeit der Staaten ergeben können. 
Es mag sein, daß keiner von mehreren beteiligten Staaten die 
Zuständigkeit für Ordnung des Bekenntnisses für sich in An- 
spnich iiininit, es wird insbesondere vurkoniiuiii, dal.) eine solche 
Zuständigkeit von mehreren Staaten zugleich gefurd* rt wird. 
Sclion die Abgrenzun^^ dci' Zuständigkeit, w ie sit nl cn \ eitreten 
wurde, kann zu Koliisionen führen; die Klt( rn liaben etwa 
ihren Wohnsitz im einen Staat, das lünd befindet sich in einem 
andern Staat zur Fliege. Und es wurde eines Falles aus der 
Praxis des bayrischen Verwaltungsgerichtshofs gedacht, in 

^) EnUcb. vom 18. 4. 1884 bamml. 5, 17U. 
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welchem die preußische Obervormundschaft Eiziohnnjr nach 
preHßifichcn Hesetzen, die bayrischen Behördm mit Rücksielil 
auf den Aufenthalt de« Kindes in einem bayrischen Waigenhans 
£rziehungr nach bayrischem Recht beanspruchten. Gesteigert 
aber wird die Wahrscheinlichkeit solcher Kollisionen, wenn 
manche Staaten ein Tenitorialpriiisip and andere ein Peisonal- 
prinzip zogrunde legen, fitne sehr aosfeSßige Eatscbeidong ier 
sftchsiscfaen Behörden hatte Aber die Gfiltigkeit eines ErrielmigB- 
Vertrags zn befinden, den ein Sachse, frOfaer in Bambeig 
wohnhaft, sp&ter nach Sachsen venogen, an seinem frOhenn 
Wohnsitz vor dem Notar enriohtet hatte; der Vertrag war naeb 
bayrischem Recht gültig, in Sachsen Jedoch wnrdtf ihm die 
Anerkennung verweigert^ weil die Veveinbaruig nicht, wie dovt 
vorgeschrieben, vor Gericht geschlossen war. ^) 

Jaristisch ist die Lüsung solcher Konflikte zunüchst ziemlich 
einfach. Jeder Staat legt seine Gesetze zugrunde und bringt 
sie im Rahmen des Mfiglicben zur Durchfähmng. In eine 
schwierige Lage freilich kann bei solchen Konflikten ein dritter 
Staat kommen, der genötigt ist, auf eine der widerstreitenden 
Ordnungen zurflckzngreifen. Die Bltem wohnen in Oesteneicb, 
die Tochter befindet sich zur Pflege in Sachsen, nunmehr verlegt 
die ganze Familie Wohnsitz und Aulenthalt nach Bayern. Man 
wird in Bayern das Bekenntnis der Tochter nach dem vor der 
Uebersiedelung maßgebenden Recht bemessen; maßgebend aber 
ist nach bayrischer Auffassung (und »nur diese kann daibei m 
Betracht kommen) mit Rücksicht auf den Wohnsitz der Sltem 
österreichisches Recht, das die Tochter dem Glauben der Mutter 
zuweist, mit Rücksicht auf den Aufenthaltsort des Kindes 
^hsisches Recht, das sie zum Bekenntnis des Vaters ver- 
pflichtet. Wer liier eine nackte Antinomie annehmen wollte, 
dem wäre sciiwcr widiTspreclien. Vielleicht aber führt eine 
herzhafte Anwendung des Art. 28 EG z. BGB doch zu eiuem 

^) KielsdiiekUoii Leipsig, 29. 6. ami 7. 8. 1674 <iiMh Entscbeidnng des 

Kultusministeriums) Schmidt 323*. Die Entscheidung ist vom Boden di0 
sächsLschen Hecht« auä (so wie es von der Praxis ausgele^ wird) nicht ta 
beanstanden. Die AnstöBiirkf it <lrs Krgebniü^ beruht auf der unangemeswMO 
Verwendung des Personalprinzips. 
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brauchbaren Er^rfbriiv Es ist dort für bt'stiirjiuti' FüWv der 
Gnmdsatz ziiin AosdriRk gekommen, daß eine zuständige Ixcclits- 
(Hdnimg zurücktreten soll gegenüber einer unter anderm (jrestchts» 
pnnkt soständigen Bechtsordnung, welche den Gegenstand des 
Bechtsrerhältnisses unter ihrer tatsächlichen Macht hat. Durfte 
man diesen Gedanken yerallgemeinern, sc ließe er sich auch 
hierher übertrafen, und käme darnach derjenijren Rechts- 
ordnung: ein Vorran*r zu. imter drreii llerrscbul't das Kind seiue 
tatsachliche Erzielnuifx erhalten hat. 

liuli >M II auch der Satz, dalj Jeder dri' Staaten, dei'<*n 
Rechtsordnung kollidiert, sein ei«j'ciics KNdit zur Anwt nduiif^ 
bringt, führt zu VerwickluBgen, wenn der Konflikt eintritt 
zwischen Staat'^n. die sich zwar hinsichtlich dir Ordnung der 
religidsen £rziebung unabhängig gegenüberstehen, aber auf 
anderen Gebieten Rechtsgemeinschaft besitzen, wie das bei den 
deutschen Bundesstaaten zutrifft. Auch hier freilich bleibt es 
bei dem Ausgang s[)unkt^ daß jedes Rechtsgebiet seine Bekenntnis- 
ordnung anwendet ohne Rücksicht auf die abweichende Ordnung 
in anderen Gebieten Palu i aber kann es kommen, daß die 
Maßregeln, die ein Bundesstaat innerlialh seiner Zustaiidii:keit 
vorjdiiiiiit, eine \V irkuiifi' in treindeui Ii'echt>^''ehiet iihen k<")nnen, 
die der dortigen Ordnuriir des relii^ir-sen r.ektMnttnisses zuwider- 
laufen.^) Mutter und Kind wohnen in WiiiHenihero". der Vater. 
Wörttembeiger, in IJraunschweig; der Vater iäüt da^ Kind 
entgegen einem geschlossenen Erziebungsvertrag in seinero Be^ 
kenntnis eiziehen, die Mutter erhebt Klage und erzielt vor 
württembergischen Gerichten obsiegliches Urteil. Ein solches 
Urteil ist im ganzen Deutschen Reich vollstreckbar und kann 
demgemäß auch in Braunschweig nach 4? HS8 ZPO v<dlstrcckt 
irerden, wiewohl es der dort geltenden Ordnung stracks zuwider- 
läuft. I)arii))er hinaus freilich kann die Wirksamkeit eines solchen 
Urteils nicht «erstrei kt wcrdm. » s kann < im /i \ ilreehtliche 
Verhindliclikeit, die KrziehiiiiL:" in i iin'in 1m-t iir.mii'n l'.i ki iniinis 
vorzunehmen, uui' iu der Kiclitunj^ gegen den \ aiei .ut-v^pivcheii , 

*) Solehe Kompetenzverwirrungen kommen innerhalb Diutsclilands auch 
•oiist Tot. Vgl. meinen Aufsatz: Partikulare i>taatsvertr»g- Hier inter- 
lutionales FriTfttrecbt, Blätter für Jicchtumtivetufnn^ 71, :iHa ff. 
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wenn vtwn der Vater sein Kiinl zii sich irf'in»iiiiiH'n luid in eine 
Scliule iL'Uies liektMiritiiisses j.'-escliickl liut. sm mihI tlic Srhiil- 
licliörden in P.riMniscIiweig an eine s«»li he Kntseheidun^'^ iii« lit 
i;ebunden. Kim andere Möj^lichkeit mittelbarer nebiiyrifte 
iüt dnrch das Ilt-irlis^csctz von» 9. 6. 189ö j^esrhatlfii winK-u. 
Die Klteni, \ ater iirntestantisch, Mutter katlinliscli. wolnu'n in 
Berlin, die Tochter befindet sich zur Erzieliiiiij: in MiiiKhoi; 
wird da,s Kind in Berlin zu prutestantischen Kircht ntrenn iude- 
abgaben beiprezojren, so ist diese Festsetzunii^ in Münclii u voll- 
streckbar, wiewohl das Kind nach bayrischem Recht katholisch 
erzogen werden mnl'. *) Insbesondere aber ist die Möglichkeit 
solcher Uebergrifte nahegerückt worden durch das Reicli.sgesetz 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
welches auch dm Behörden der frri willigen Gerichtsbarkeit 
Amtsgewalt über das ganze Reich verleiht. Dabei mögen drei 
Fälle l}ea( litiniir finden, in denen es zu einer Entscheidung der 
Vonnundschattsbehörde über die religiöse Erziehung kommen kann. 

Wo den Vormnndschaftsgeriehteu wie in Preußen die ge- 
samte HeligionspoUzei über Minderjährige übertragen ist,'-) da 
beraht diesp rcborweisung auf J^andesrecht, und es fehlt damit 
— soweit überhaupt eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichts- 
bajkeit vorliegt — an der Voraussetzung, welche § 1 des (Ge- 
setzes über freiwillige Gerichtsbarkeit für eine außerpartikulare 
Wirkung yormondschaftlicher Entscheidungen aufstellt: daß die 
Angelegenheit den Gerichten durch Reichsgesetz übertragen 
worden ist. Und auch die älteren partikularen Rechtshilfe- 
Verträge vermögen nicht zu einem Einbruch Vormundschafte- 
gerichtlicher Entscheidungen entgegen dem örtlichen Recht zu 
führen, da sie nach Art. 1 nur zu derjenigen Rechtshilfe ver- 
pflichten, welche „den Gerichten des Inlands nach dessen Ge- 
setzen** nicht verweigert werden darf. 



V) g 4 des Gesetzes unterwirft die VoraUBseteanj^en der Beistandleistung 
aussdilicülich den für die ersuchende Stelle mat^LT' 1" iidi n Vurs( hrifton i; 3 
macht eine Einschriinkiinsr nur für dif" Art der Han'lliinu'cn ilit' /'ini /wttk 
der Vollstreckung vorgeuuüniit n woiiltii »uUen. sofern es sich nicht inhaliiich 
um die Abwenduug einer Doppeibesteuerimg handelt. 

3) Vergl. oben S. öä. Anm. 2. 
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Anders, wo § 1837 BGB eingreift. Ein gesetzwidriges 
Vorgehen des Yormimds hintanznhalten, ist 6a» Vormundschafts- 
gericht vom Beichsrecht berufen, und es kann das Vormund* 
Schaftsgericht, was gesetzwidrig ist^ nur nach seinem eigenen 
Becht bemessen. Nun denke man einen frUber erwähnten Fall, 
in dem die preußische Obervormundschaft protestantische Er- 
ziehung verlangte, während die bayrische Verwaltung katho- 
lische Erziehung des in Bayern untergebrachten Kindes fordert, 
unter der Herrschaft des neuen Rechts vorgekommen. Das Vor- 
mundschaftegericht kann den Vormund zur Befolgung seiner 
Anordnungen durch Geldstrafen anhalten, und ich wußte nicht, 
was einer Vollstreckung solcher Geldstrafen in Bayern entgegen- 
gehalten werden könnte, wenn nicht etwa das Vormundschafts- 
gericbt sich selbst beschränkt, sei es ans subjektiven Gründen, 
weil bei dem juristischen Notstand des Vormunds nicht wohl 
von einer „Pttichtwidrigkeit** zu sprechen, oder etwa auch hier 
mit Rücksicht auf Art. 28 £6 z. BGB (vgl. oben S. 122 f.), der 
dem Staat, unter dessen Hoheit die Erziehung tatsächlich statt- 
findet, den Vortritt läßt. 

Eäne andere Stellimg wiederum kann dem Vormundschafts- 
gericht zukommen, wo der Vormund das Bekenntnis des Mündels 
nach seinem Ermessen bestimmen kann, in Gebieten völliger 
Erziehungsfreiheit wie Hamburg oder Bremen. Ks ist bestritten, 
ob das Vormundschaftsgericlit bei Ennessen.sfragen in die An- 
ordnungen des Vormunds abändernd eingreifen darf. Wer die 
Frage mit Dvrnburg bejaht, für den kann das Vormundsdiafts- 
gericlit uiicli unter solchen Um.ständen zu einer Entscheidung 
uelangren, der Mündel ist in der oder Jener Konfession zu er- 
ziehen. Dabei ist nun freilirh woiil zu scheiden, wieweit ein 
solcher Ausspruch vom Heichsrecht, und wieweit er vom Landes- 
recht genauen wird. Keich.>.rechtlieit ist die Ueberoiilnnnir des 
Vormundseliaftsgerichts über den Vormund, lanilesrecittlich aber 
ist es, wviui der Vormund. ninl *laniit aurli. wenn die ihm vor- 
gesetzte Behörde iil>er das Bekeniitiiis ll(^^tiIIüllen darf. Es ist 
nicht da.s ihm reiclisicelitlich verliehen«- Imperium, welchem du,s 
Viii Miiindscliat'tsgerieht in die Lage brincrt. in diesem Fall das 
ik'kenutnis testzusetzen, üouderu die iSteilung als Erziehungs- 
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bmebtigter, welche ihm vom Landesrecht gfewäbrt ist, and e.s 
vermag darum ein solcher Beschluß über den Machtbereich des 
beteiligten Staats nicht binaasznwirken. Eine Ungvharsams- 
strafe da^pegen, welche das Gericht auf Grund dieses Sach- 
verhalts gegen den Vormund yerb&ngen würde, hätte ihren 
Rechts^rund wiedenmi im Beichsrecht und w&re vollstreckbar 
in allen Bundesstaaten. 

13. Das ünterscheidnngsalter. 
Und endlich zur letzten der hier zu behandelnden Fragen: 
welche Geltung besitzen Vorschriften, die aller religiösen Er- 
ziehung ein Ende setzen, wenn der ZOgling das „Unterscheidungs- 
aiter" erreicht hat? Auch hier fehlt es nicht völlig an Aeafie- 
nmgen der Theorie und Praxis. Fiere und Weiß^) sehen in 
der Befugnis des Mindeij&hrigen, mit der Erreichung eines be- 
stimmten Lebensalters sein Bekenntnis selbständig zu wählen, 
eine Angelegenheit der Gewissensfreiheit und damit des ört- 
lichen Rechts. Für Protitch^) bedeutet sie eine teilweise 
Emanzipation, über welche an sich das Personalstatnt ent- 
scheiden müßte; mir scheitere bei einem Auslinder in Frank- 
reich die Anwendung seines heimatlichen Rechts an einem tat^ 
sächlichen Hindernis, daß nämlich in Frankreich für eiiw« 
solchen teilweisen Verlust der väterlichen (Jewalt keine Zwangs- 
mittel gegen den widerstrebenden Vater vorgesehen seien. Nach 
Dorner und Seng^) handelt es sich bei diesem Selbst- 
be8tiiiiimin;,>ncht um die Geschäftsfähigkeit des Kindes, und 
da das A(i z. BGB die Kollisionsnormen des Ueichsrcclits auf 
die „l»:i(liscli('ii La Ildesgesetze privattvclitlichen Inliults" ent- 
spreehciid übertrage, so sei in Kaden für solchen Fall das 
rersouulstatut ^eniäß Art. 7, 27 EG z. BiJli anzuwenden. In 
Bayern sclilicßlich hat die ältere Ministerialpraxis, wie die 
übrigen Vorsukrifien der zweiten Verfassungsbeilage, su auch 

Fiore-Antoine, droit int, pripä 2, 128 f.; Weiß, traUi theo- 
rique et pratigue 4, 143 f. 

2» De hr pui'ssancc paternelh ett droit int. prive, 84 f. 
' Do, „er, Das badische AG z. BüB 16; Dorner imd Seng, 
Badiscbcä Landesprivatrecbt 659. 
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jene über das ünterscheidnnjrsalter awf Inländer beschraiikt n 
wollen,^) seitlier jedoch liat der Verwaltunirstrericlitshof nicht 
nur der fin der zweiten Verfassun«rsbeilage geordneten) relipi- 
Ösen Kindererziehung im allgemeinen eine territoriale Begrenzung 
gegeben, sondern auch «uf das Unterscheidongsalter diesen Maß- 
stab angewendet^ 

Wir haben die Ansgangsponkte, welche nnserer EntsoheidiDig 
zngnuide liegen seilen, oben (S. 62 ff.) anseinandeigesetzt Es 
handelt sich bei einer Beendigung der Yorachriften über reli- 
giöse Brziefanng durch den Eintritt in das Unterscheidungsalter 
in jedem Fall um öffentliches Recht, um die Aufhebung eines 
Gewissenszwanges, der durch staatliche Zwangsvorschriften un- 
mittelbar oder auch in der mildesten l'oi-ui einer reh<'rtra^ung 
der ßeiveuntniswahl an die Kitern ^'•eiibt w ird. Als Kndi'xun<jf.s- 
{rnind für die (roltnnu" jener iUTentlichreclit liehen Vorseliritten 
über Bekenntnißbestininninir aher muß die Krreichuug des Unter- 
scheiduogsalt^rs notwendig derselben Rechtsordnung unterworfen 
sein, welche ohne Vorliegen eines solchen Endigungsgmndes 
für die Bekenntnisbestimmung maßgebend wlire. Die ent- 
scheidende Altersgrenze wird in Oesterreich mit 14, in Sachsen 
(Ton besonderen Fällen abgesehen) und in Bayern mit 21 Jahren 
ermcht; hat demgemäß ein 16jähriger Oesterreicher seinen 
Wohnsitz in Sachsen, so kann er entsprechend dem dortigen 
Heimatprinzip sein 1 Bekenntnis frei wählen, dagegen nicht bei 
einem Wolmsitz in Bayern, wo Territorriaiprinzip gilt. 

Nun kunmit der Erreichung des Cnterscheidun^salters 
freilidi noch eine zweite Bedeutung zu. Sie beendigt nicht 
nur die religiöse Erziehung der Eltern, sondern sie begründet 
auch die Befugnis zur selbständigen Glaubensänderung. Auch 
für diese aber 'gibt es Rechtssätze des öffentlichen Rechts 

1) KiiüsteriAlintBehliafiaDg rvm 20, 1. 1899 bei Günther, Plratefltani- 
ttocheB Amtsbandlwcli, nem Aufl. 1, ai. D«iiient9prech6iid nooh jetst das 
Iwt w U i i t iB eh ft OkerkooMlitorimDf und ,JiraMssold, die in der bayri^chon 
protestantischen Landeskirobe gültigen Gesetze 2; Seeberge r, Uandbuch 
der Amtsführung für die protestantische Geistlichkeit des Königreichs Bayern 2^. 

21 Ent-^rb vom 21. 1. l^tM, Samml. 12, 4 t'» t;. n dir Yorinstrinz . 
Cebereinstiramcnd Ernst j^faticr, K ir. hrnhoh- it-r rlit«- rii s Königs von 
Bayern Hb; Scherber, titellung der Ausländer in Bayern 60. 
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(zumal fiber die Form, in der ein Glaubenswecbsel vorgenommen 
werden muß), and so kann von dieser Seite gesehen ein Glanbens- 
wecbsel nur dann giltig zustande Icommen, wenn er den An- 
forderungen der für den selbständigen Glanbenswecbsel maß- 
gebenden Rechtsordnung ents|uricht Ein Anlaß zu Zweifeln 
wird aus dieser Doppelnatur des Unterscheidungsalteis freilich 
nicht häufig erwachsen. Denn die Bechtsordnung, welche für 
die religiöse Kindererziehung maßgebend ist, ÜJlt ganz regel- 
mäßig zusammen mit deijenigen, welche den Glaubenswechsel 
der Ikwachsenen ordnet. £8 wird an anderer Stelle zu zeigen 
sein, daß eine Zuständiglieit, den Glaubenswechsel der Er- 
wachsenen zu regeln, nur da vorlcommen kann, wo auch eine 
Zuständigkeit zur Ordnung der religiösen Erziehung besteht, 
nach der hier vertretenen Meinung am Wohnsitz der Person; 
und der Geltungsbereich einer Glaubensordnung für Erwachsene 
ist nur insofern enger, als dabei Beziehungen der Ettern 
(Wohnsitz, Staatsangcbörigkeit), die verschieden sind von jenen 
des Kindes, wie auch der tatsächliche Erziehungsort des Kindes 
außer Betracht bleiben müssen. 

Immerhin, Zwiespältigkeiten sind möglich; ihre Lösung^ 
bestimmt der Gegenstand, zu dessen Ordnung: der Staat eingreift. 
Handelt es sich um ein Kind, dessen Eltern In Oesterreich 
wohnen (auch dort staatsangehörig sind), und das in Bayern 
erzogen wird, so ist es für die religiöse Erziehung in Bayern 
gleichgiltig, wenn der fremde Wolinsitz dem Kind die religiöse 
Selbstbestimmung frülier gestattet, als es in Bayern Rechtens 
ist. Und auch dann, wenn es sicli um das Kind einer unge- 
mischten Ehe handelt, in dir die Kltorn nach bayrischem 
Recht Kr/iehungsfreiheit genießen : auch die llekenutnisbestim- 
muiij; durch die Eltern herulit auf öffentlichem Recht. Vom 
Standi)unkt Oesterreiclis aber bietet dei*selbe Fall ebensowenig 
Schwierigkeiten; insofern das Kind von seiner Fähigkeit zur 
Selbstbestimmung Gebrauch gemacht, liegt, eine Angelegenheit 
Oesterreichs \or, dip mrh den dortigen Gesetzen bemessen 
wird ohne Ruck.-5icht darauf, daß das Kind anderwärts noch 
unter religiöser Erziehuntr steht. Heikler mag die Sachlage 
bei einem negativen Kontiikt werden. Zwar der Fall, daß ein 
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Jugeudlirlier nach dem für die Erziehung- maßprebi iultii Keclit 
des An-l uids in religiöser Hinsicht nicht inclir unter fremder 
Botm iLagkeit steht, nacli dem für die Selbstbestimmunp: maß- 
geheiiden Recht des Inlands aber das erforderliche A1r*T noch 
niclit erreicht hätte — dieser Fall kann nicht vorkoniinen. da 
mit einer Zuständigiceit, über die 8elbstbestiniinun<j: zu ent- 
scheiden, • stets eine Zuständigkeit, die relijriose Erziehung zu 
ordnen, parallel läuft. Der umgekehrte Fall indessen, daß für 
die Erziehung inländisches, für die Selbstbestimmung aus- 
ländisches Recht zur Anwendung käme, i.st nicht völlig aus- 
g-eschlossen. Eine Familie wohnt in Berlin, der Vater besitzt 
die preußische, der 18jährige Sohn die säclisische Staats- 
angehörigkeit. Die neuere preußische Praxis bemißt die religiöse 
Erziehung nach der Staatsangehörigkeit des Vaters, die Be- 
fugnis zu selbständigem ülaubenswe« liscl dagegen vermag nur 
nach den Beziehungen des Kindes beurteilt zu werden; sollte 
nnn in Preußen auch biefür die Staatsangehörigkeit zugrunde 
gelegt werden, so wäre die Reclitslage so, daß entsprechend 
dem preußischen Landrecht der Sohn mit zurückgelegtem 
14. Lebensjahr zwar frei würde von jedem fremden Zwang, 
zu rechtlich relevanten Handlungen der Selbstbestimnrang da- 
gegen, insbesondere zu einem Austritt und Ut^bertritt zu einem 
andern Glauben, würde er gemäß den Vorscliriften des sächsischen 
Rechts erst mit Erreichung der Volljährigkeit befähigt sein. 



Druckt ehlerberichtigun^: 

S. 56 Anm. 2 (von S. 55) Zeile 2 von oben lies ,die beteUigicir statt 
„da» IwteUigten* und Anm. 1 Zdte 2 ^das toh der Bnidiangsf reibeit* statt 
^die TOD der BixiehiiiigBfteUieit*. 



IMtidirtfl f. Zotani. n. Öffvatl. B«oht. ZVU. 
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Studien aus dem internationalen Verwaitungsrecbt 

II. 

Die jBekeDBiais&iideniiig der Erwaeluieiien* 
Von Dr. Karl IVenmeyert PriratdoMnt in Mflnclien. 

Kill Beschluß des k. Landfiferichts I in Herlin vom 4. 2. 189H') 
hatte über folgenden iSachverhalt zu entscheiden : ein bayrischer 
Staatsangehörifrer beabsichtig, aus der katholischen Kirche 
auszutreten, und erklärte dies zu Protokoll des Amti;gerichts 
Berlin mit der Hitte, das geeignete zu veranlassen, entspncbend 
dem preulJischen Gesetz vom 14. 3. 187;^, welclies für den .Aus- 
tritt aos der Kirche zunächst die Sti lliiii«? eines Antrags fordert, 
der von dem Richter dem Vorstand der beteiligten Kirchen- 
gemeinde mitzuteilen ist, alsdann nach 4—0 Wochen die Er- 
klärung des Austrittes selbst, die vom Amtsgericht zu Protokoll 
genommen wird, (iegen die Eröffnung nun, daß jenes Gesetz 
^nur auf preußische Staatsangehörige im Königreich Freufieo" 
Anwendung finden könne, wurde ßescbwerde erhoben, imd das 
Ijandgericbt bat der Beschwerde stattgegeben: ^Der Inhalt des 
Gesetzes ist seinem Zweck gemäß öftentlichenf indes nicht 
politischen, sondern rein bürgerlichen Rechtes"; Art. 3 der 
Reicbsverfassung habe den Satz aufgestellt, kein Deutscher dürfe 
in rechtlicber Beziebung ungünstigeren Regeln unterworfen 
werden, als der Angebörige des eigenen Staats, nur für politische 
Rechte sei die Verschiedenheit der Staatsangehörigkeit von Be- 
lang geblieben. Es fehle im gegenwärtigen Fall jeder Anbait, 
daß das Gesetz nur auf preußische im Gegensatz zu außer- 
preußiscben Reichsangehörigen Anwendung finden solle, und 
wenn die früheren Vorschriften des Allgemeinen Landrechts in 

^) Archiv für äffmtiicheü Becht 8, tiOö. 
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diesem Znsammenbang mehrfach von »UntertaDen'^ oder „BOigem 
des Staats** sprechen, so komme dem doch för die AnslegTUi^fi» 
keine Bedeutung zu. 

In Bayern verlangt § 10 der zweiten Verfassungsbeilage 
för den Uebei^ang von einer Kirche zn einer andern personliche 
Erklftrung bei dem einschlägigen Pfarrer oder geistlichen Vor- 
stand sowohl der nengewählten als der verlassenen Kirche. Eine 
Entschließung des Ministeriums des Innern vom 30. 7. 1846 
erklärt diese Vorschriften des bayrischen Rechts wie überhaupt 
die ganze zweite Verfassungsbeilage für unanwendbar auf Aus- 
länder unter Hinweis auf die entsprechenden Grundsätze, nach 
welchen das Ministerium Streitigkeiten über religiöse Kinder- 
erziehung entscheide; zwei weitere Entschließungen des Mini- 
steriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten vom 
6. 8. 1849 nnd 20. 1. 18d9^) wiederholen diesen Standpunkt, und 
es ist das die Auffassung des Oberkonsistoriums und einiger 
ihm folgender Schriftsteller über protestantisches Kirchenrecbt 
geblieben.^) Seitdem freilich die Entscheidung über religiöse 
Kindererziehnng auf den Verwaltungsgerichtshof übergegangen 
ist, hat die Rechtsprechung nach' dieser Richtung völlig ge- 
wechselt, der Gerichtsliof geht von einer territorialen Verbind- 
lichkeit der zweiten Verfassungsbeila^e aus^), und es bezieht 
denn iiiich Ernst Mayer*) die Vorst liriften des Religionsedikts 
über ih'W Wechsel diü Glaubensbekeiiiitiiisses aiit Inländer und 
Auslaii(l(T, da das Gesetz nach seini'm Wortlaut von „itdem 
Staatst'iiiwohner'* spricht; gleicher Ansicht ist Arthur B. 
Schmidt'^)^ das Keligionsedikt beziehe sich schon nach seiner 

Simtlleh abgedruckt bei Günther ^ protestantisches Amtshand- 
bueh« 1,2911. 

*) Krausfiold, Die in der bayrischen protestantischen Landeskirche 
güUigf n Ht setze 2 und 5; Seebet fier, Handbuch der Amtsführung für die 
protestantisclicii ( iristlichcn de«; KuniLnfn hs Bayern 2'* und 4". 

*) Auch für die Beendigung der reiigiusen Erziehung durch Erreichung 
des Untersehdduiigaaltetfl, die Mer Im besondeni wichtig ist: Batach. Tom 
21. 1. 1891, Samml. 12, 449. 

*) Die Kirchonhoheitsrechte des Königs von Bayern 1,1884). 145. 

^) Der Austritt aus der Kirche i,lH9Hi, H4 f. l'ebereinstiniuiend auch 
Sehe rb er. Die recbtUche titellang der Ausländer in Bayern iiÜÜl), 60. 

9* 
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rebei'schrift auf die _lCiii\vohner des Königreichs", wnbei zu 
beachten, daß die Verfa»s.siiiigsui ktinde zwischen Einwohnern und 
St4iatsan^ehörif?en bewußt unterscheide, und er verweist auf dm 
eben erwäliiiteii IJuisLliwuug in der RechUsprechung des Ver- 
waltunj^sgericiiLshofps. 

Auch im Köni^n t ieh 8aclisen ist durch (it setz vom 20.6. 1870 
für den Austritt aus einer staatlit Ii anerkannten Hrlij^ionsgesell- 
schaft gerichtliche Form vnrj^esclirielx n. und es soll diese Vor- 
srlirift nach Ansiclit di-s Kultusniinisteriiuns ' i eiitsiirecht'nd den 
landstündischen Verliandluiit:» n bei Erlalj des ( iesetzes aueh auf 
die in Sachsen wohnenden Auslanchr Anwendung finden. Tn 
liruunscliw »Mir handeln Gesetze von IXiu und 1873 über den 
(ilaubensw echsel vdii „Landesanf^eliürigen" und „iStaatsbürgern", 
Bestimmungen, die si( h nach Arthur B. Schmidt^) auf Fremde 
nicht erstrecken; doch hat die jüngste Kegelung der Materie, 
das (li setz vom 29. *i Oi, diese Wendungen fallen lassen und 
spri( ht von dem üebcrtritt der „im hiesigen Laude wohnenden 
Katholiken - 

Das i'>steri-eicliisclH' (iesetz vom 'iä. 5. ISfiS scliließlich ver- 
langt eine Erklarunf,-^ des Austretendt-n hei der [udit isclien Hrhorde, 
und eine Ausführungsverordnunf.r dir Minister des Kultus und 
des Innern vom 18. 1. 18fi9'' fügt in 2 hinzu; „Die Kompe- 
tenz der Beliiirde zur Entgegennahme der Austrittserklärung ist 
durcli die österreichische Staatsbürgerschaft des Austretenden 
nicht bedingt."' Die (ieltung der Vorschrift für Ausländer wird 
denn auch gelegentlich von Literatur und Praxis vorausgesetzt^) 
— in einer Entscheidung des Kultusministeriums vom .'H. H. 1881 
freilicli mit einer Begründung, welclie materiell eine Ablehnung 
der Geltung des interkonfessionellen Gesetzes von 18(58 für 
Ausländer bedeutet: ein jüdisches Ehepaar preußischer Staats- 

^) V(fl. eiiH» Tmrdnung des evuigelfach-tatherisolieii Lamdoskoiuiiitoriniiift 
vom 90. 12. Ol, Fischers Zeitschrift für Praxi* und Gesettgebung der 

VeruaUiiug 24. 176 f. 

-'^ A. a. 0 .ößf. 

^'j Ulbrich, Handbuch der östcrreichischeu Veiwitkuug 2., 10(>9. 

*) Veaque von Püttlingen, Internat. PrivatKcht* (1878), 164; 
Kirchiehner, Oesterreickische Zeiisehrift für Venealtung (1878) 11^ 
141 f. mit Hinweisen auf die Praxis. 
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angehdrigkeit, volinhaft in Wien, will seine Kinder taufen 
lassen; das Ministerium entscheidet die Znlfissigkeit eines lieber- 
trittfi der Kinder nach preußischem Recht, weil es sich dabei 
um eine Frage der persönlichen Fähigkeit handle; was das 
interkonfessionelle österreichische Gesetz dagegen über die Er^ 
kl&rung vor der Behörde bestimme, sei eine FormTorschrift, die 
nach dem Grundsatz hcuß r^it actum auch für Auslander 
verbindlich sei; im flbrigen könne Jedenfalls aus der Ministerial- 
Verordnung von 1869 nichts entnommen werden, da sie sich nur 
auf die Örtliche Zuständigkeit (?) beziehe.') 

So stehen sich also zwei Systeme, zunächst unvermittelt, 
gegenüber; die Geltung der Vorschriften fiber den Austritt aus 
der Kirche oder auch über den Üebertritt vom einen Bekenntnis 
zu einem andern wird bald personal, bald territorial abgegrenzt. 
Eine Verbindung dieser Gebote mit der Staatsangehörigkeit wäre 
denkbar, des Staat erläflt zwingende Vorschriften ffir seine 
Untertanen. Aber gerade für den Hauptfall, wo sie sich in 
ihrer Besonderheit bewähren mfißte, für Inländer im Ausland, 
versagt eine solche Abgrenzung vollständig. Zunächst entbehrt 
der heimische Staat Jeder Kontrolle durüber, ob seine An- 
gehörigen ihren konfessionellen Verpflichtungen auch in der 
Fremde nachkommen; des weiteren aber, es bedarf für den 
Austritt oder üebertritt nach den meisten neueren Gesetzen 
der Mitwirkung einer staatlichen Behörde, auf deren Eingreifen 
in fremdem Land nur dann gerechnet werden könnte, wenn das 
dortige öffentliche Recht ihnen zufällig dieselbe Aufgabe zu- 
weist — man denke an die Ordnung in Preußen, welche den 
Gericlitcn L-ine Aufgabe überträgt, diu ihrem sonstigen Wirkungs- 
kreis so völlig fern lie^'^t. Und wie käme schlielilkh ein Staat 
da^u, Vorschriften zw tieJYen über die Mitgliedschaft in einer 
Religionsgesellschaft des Auslands? So macht denn auch jener 
ansrefochtene Beschluli des Amtsgerichtes Berlin eine Ein- 
st in ankung, die dem System die Spitze abbricht: das fragliche 
G»;setz gelte für preuijiselie Staatsangehörige in Preulieu. Und 

^) Journal H. 2'M\. Auch der Vcrwaltun^s^rrrichtshof beschränkt die 
Geltung des interkonfessionellen Gesetzes »uf die ^Öta&tsbttrger', vgl. 
oben S. Ib. 
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wenn die einschlägigen Vorschriften in Brannschweig, die von 
^LandesangehÖrigren* sprechen, wirklich hnchstählich genommen 
werden durften, so zeigt doch der Zusammenbang, dafi sie nnr 
Mitglieder einer -inländischen Geraeinde" voransg«»setzt haben. 

Was freilich der angeführte Beschluß des Landgerichtes I 
Berlin gegen ein solches System vorbringt, geht an der Haupt- 
saclie vorüber. Die anderen Deutschen sollen nach Art. 8 der 
Keichsverfassung den Preußen gleidistehen. Gilt das preußische 
Uebertrittsgcsetz alsdann tiir alle Deutschen? Auch für ciiiin 
Bayern, der in Hävern wolmt'?' Das (Bericht halte wohl er- 
widert, dalj (las (iesetz eine Erklärung vor tleiu «Richter des 
Woluiurts" fordert. Und wenn ein Niclitileutscher in TreuUn 
wohnt, für dessen Austritt der eigene Heimatstaat sich als un- 
zuständig erklärtV OtYcnliar koinint dem Wohnort hier eine 
Bedeutung niciit nur für die ortliche, sondern für die staat- 
liche Zuständijrkf'it zu, das Gesetz gilt für alle »tnd nur für 
diejenigen TeiN im die in rreiiljcii ihren W'diiisitz haben. 
Das folgt schon uns »h u Zwecken sidcdier (iesetze. Wo der 
Staat den Austritt ans dw Kirelie erseliwert. um seine Be- 
völkernn;: nach M()gliclikeit in einem konfessionellen Verband 
festzuhalten, da hat er dies Interessr ^rgenübei' aHeii. welche 
dn?ieind an seinem T.eben teilnehmen, ohne rnterscliicd. wt lclies 
ilire .'<taatsan^-ehi:'i-iukeit <ein mag. T'Ud wosulclie Hestimninngen 
liezweckeu, den Frieden unter den verscliiedenen Konfessionen 
im Land zu bewahren, da bestellt ein solches I^edürfnis, ^aaz 
gleicli, ob die Mitglieder eiiuT inlandi.schen Religionsgesellscliaft 
Staatsangehörigkeit im Inland oder Ausland besitzen Bei 
Personen ausländischen Wohnsitzes sind .scdche Erwägungen 
regelmäßig geu» nstandslos. Und eine Unsicherheit bleibt nur 
etwa bezüglich derjenigen Ausländer, die sich kurz oder länger 
ira Inhind aufhalten, ohne doch hier Wohnsitz zu nehmen. Bei 
bloßer Durchreise freilich knüpfen sich keine Beziehungen zum 
Inland, welche den Staat veranlassen könnten, von seiner 
ßeligionsjjolizei Gebrauch zu machen, ja es wird sein Ein- 
greifen in solchem Fall, selbst wenn er eingreifen wollte, nicht 
auf Anerkennung anderer Staaten rechnen dürfen; es könnten 
sich da sonst Austrittsasyle auftun, wie es da und dort Schei- 



V. 
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daogsasyle für flüchtige G&ste gibt, die einen wie die anderen 
als Mftcht&ußenuigen eines nnzustöndigen Staates international 
wertlos. 0 Anders allerdings kannte die Antwort bei l&ngerem 
Aufenthalt im Land lauten. Die obwaltenden Zweifel aber 
werden dorcb eine zweite Erwägung zu lösen sein. 

Staatliche Anordnungen über den Austritt aus einer Glaubens- 
geseUscbaft sind Zwangsvorschriften für den Binzeinen, der 
vom Staat so lange als Mitglied der Gesellschaft behandelt 
wird, bis er die vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt hat; die- 
selben Anordnungen sind ZwangSTorschriften für die Glaubens- 
Gesellschaften, die dem Staat gegenüber genötigt werden, 
jemand als ausgeschieden zu betrachten, sobald er jenen An- 
forderungen Genüge getan hat. Daraus aber folgt: um Zwang 
üben zu können gegen eine Glaubensgesellschaft, muß der Ans- 
gretretene die Mitgliedschaft in einer Glaubensgesellschaft des 
Inlands besessen haben, das ist aber, wie an anderer Stelle 
auszuführen, wenigstens bei GlanbensgeseQschaften des öffent- 
lichen Rechts nur dann der Fall, wenn die Person im Inland 
ihren Wohnsitz hat. Glanbensgesellschaften, die in das öffent- 
liche Recht nicht aufgenommen sind, mögen allerdings auch 
Mitglieder im Ausland haben, und auch hier bleibt die Auf- 
legung OffenÜichrechtlicher Verbindlichkeiten denkbar. Doch 
' ist der Austritt und Uebertritt dann nicht mehr Sache des 
Kirchenrechts, sondern des Yereinsrechts, und nach den hierfür 
gültigen Grundsätzen entscheidet als der Staat, dem der Verein 
polizeilich untersteht, jener, in dessen Gebiet die Verwaltung 
ihren Sitz hat. 

Nun handelt es sich allerdings bei den (Jlaubensgesell- * 
scfiaften unter Umständen um Gebietskörperschaften, und damit 
um die Möglichlteit anderer riitirwerfungsgründe als den des 
Wohnsitzes unter die Gewalt, welche ihnen der Staat verliehen 

ffin« «Qgtrltdie Entscheidung, mitgeteilt bei Vesgue a. a. 0. iB$\ 
▼erweigert ciiiem Oeliertvitt die Aii«keiiniiiig, darob den eine .nngulBche 
KAthoUkia* in Wien das Jndentuai angenommen batAe. Doch ecbeiDt der 

Grund dieser Versagung nicht mangelnde Zaständigkeit gewesen zu sein, 
sondern d:iK Verbot den früheren nngarii>chen Aechts, vom Christentum zu 
einem nichtchristlichen Bekenntnis Uberzugeben. 
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bat; insbesondere die Abgaben, welche die Kirchengemeinden 
mit staatlicber Unterstützung erheben, treffen zuweilen nicht 
nur diejenigen, welche im Gemeindebezjrk wohnen, sondern 
auch solche, die dort mit Gnindbesitz ansässig sind. Es 
läßt sieb nun mit Grund vertreten, daß Kircbenstenem aocb 
von tt^orensen** nur dann erhoben werden können, wenn sie 
zwar nicht der bestraeraden Gemeinde, aber doch einer anderen 
Kirchengemeinde des Inlands angehören. Wo aber eine solche 
Auslegung nicht möglich ist, da erwachst die Frage: begründet 
die bloBe Steuerpllicht im Inland eine Anwendbarkeit der 
Gesetze über den Austritt in diesem Staate? Ein Katholik 
wohnt in der bayrischen PfaJz und ist in Baden begütert; 
muß er, uro einer Beitragspflicht zum Kirchenbau in Baden zu 
entgehen, seinen Austritt in den Formen des bayrischen oder 
des badischen Rechts betätigen? Eine Anwendung der Gesetze 
des Steuerorts kann unentbehrlich sein: nämlich dann, wenn 
am Wohnort der Person ein Austritt aus der Kirche überhaupt 
nicht statthaft sein sollte, oder doch nach Lage des Falles 
nicht statthaft erscheint; der steuerpflichtige Pfälzer z. B. ist 
18 Jahre alt und kann nach dem Recht seines Wohnsitzes 
nicht gegen den Willen seiner Eltern austreten. Es wird aber 
auch, von diesem besonderen Fall abgesehen, als angemessen 
erscheinen müssen^ einem Austritt nach Maßgabe des inländischen * 
Rechts zuzulassen, wo die Konfessionszugehörigkeit in Gestalt 
einer Abgabenpflicht staatliche Zwangs Wirkungen äußert. Leiht 
der moderne Staat den Glaubensgesellschaften seine Öffentliche 
Gewalt zur Erhebung von Abgaben, so gewährt er dafür dem 
Pflichtigen die Möglichkeit, sich dieser Besteuerung durch Aus* 
tritt aus der Gesellschaft jederzeit zu eutziehen. Bs besteht 
insoweit ein innerer Zusammenhang zwischen Steuerpflicht und 
Austrittsrecht; bilden doch gerade in Baden die Vorschriften 
über den Austritt bezeichnender Weise einen Teil des Gesetzes 
über die örtlichen Kirchensteuern. Staatsrechtlich aber wird 
ein solcher Eingriff in den Bekcnntnis^tand der Forensen 
getragen durch die Stniktur ihrer Abgabenptliclit, die (in Er- 
mangelung besonderer privatrecbtlicher Titel) auf einer durch 
den dniudbesitz venuittelten dinglichen Zügeln »rigkeit zum 
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Pfarrverbaüil — zu ciiur (»ftcntlichrechtlidien Person des 
Inlands — hfruht. Aber freilich, ihre fiiterwerfung unter 
die Hoheit des Staats der bele^^enen Sache liesrliriinkt sirli auf 
die Ab^abonptliclit, und es betrifft desliall) ein nach der Ic.r 
rei sitae voi*geiioiuiüeiier Austritt aurli nur die alij^abenfordermlc 
Glaubensgesellsrhaft im Staat der helen-enen Sache; für di(^ 
Glaiibenspresellscliaft im Staat des Wohnsitzes ist ein soh her 
Allstritt l»e(l('Utungslos. Ks mag hiezn ver^^liehen werden, wa.s 
über die entsi)r("chpnden Verhältnisse bei der religiösen Kinder- 
erziehuug beinerlct wurde. 

Die Formvorschriften, weldie der Staat für eine Glaubens- 
iinderung gibt, bilden die praktisch wichtigste, doch nicht die 
einzige Bestimmung, mit welcher der Staat bei einer Bekenntnis- 
änderung eingreift. Andere Anordnungen haben den Zeitpunkt 
zum Gegenstand, von dem an ein Jugendlicher sein Bekenntnis 
selbst bestimmen darf; es kann fraglich sein, ob ein Austritt 
aus dem bisherigen Bekenntnis ohne Uebertritt zu einem andern 
zulässig ist — hier überall gelten die gleichen Erwägungen, 
muß der Wohnsitz der Person (in Ausnahmefällen der Grund- 
besitz) den Ausschlag geben. Und es ist nur bezüglich der 
vorgeschriebenen Altersgrenze zu iieachten, daß das „ Unter- 
scheidungsjahr nicht blos den Beginn der religiösen Selbst- 
bestimmung, sondern auch die Beendigung der Vorschriften 
tber religiöse Erziehung bedeutet, so daß dort zu dem Gesagten 
noch weitere Ergänzungen zu finden sind. 

Sollten nun aber die Vorschriften über die Form des Aus- 
trittes oder Uebertritts etwa deshalb eine besondere Behand- 
lung beanspruchen dfirfen, weil sie die Form eines Bechts- 
geschäftes betreffen, sollte dem Satz locus regit actum etwa 
auch in diesem Zusammenhang Verbindlichkeit zukommen? 
Austritt und Uebertritt bedeuten da, wo sie Gegenstand be- 
sonderer Vorschriften sind, ganz regelmäßig einen Rechtsakt 
des Öffentlichen Rechts. Eine Kollisionsnorm, welche fiber das 
maßgebende Recht verffigt, wird damit von vornherein aus- 
geschlossen. Aber auch eine materiellrechtliche Verweisung der 
beteiligten Rechtsordnung auf die lex loci actus anzunehmen, 
ist nicht eben verlockend. Wenn man erwagt, daß alle Form- 
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Vorschrift innerlich eint'ii ffstverliiitulcnen Teil der einheitlichen 
Ordnung: eines Rechtsverhältnisses bildet, daß jene Regel sclion 
für das Zivilrecht auf einem Wust von Mißverständnissen be 
ruht und zu manchen Ungereimtheiten führen kann, daß es aber 
vollends für das öffentliche I\((1it zor Sinnb)sigkeit werden 
müßte, wenn man die Kinkleidung von Rechtsbandlrnigen, 
welche sich auf das publizistische Verhältnis zu einem be- 
stimmten Staat beziehen, den Gesetzen eines anderen Staates 
entnehmen wollte, der möglicherweise das entsprechende Rechts- 
verhältnis anders auffaßt oder gar nicht kennt, Jedenfalls aber 
seine Formvorschriften einrichtet mit Rücksicht auf das mate- 
rielle Recht, wie es Ihm gegenüber gilt — so wird man nicht 
versucht sein, jene Regel ohne Not in das öffentliche Recht 
herüberzunehmen. Und um auf die hier behandelte Materie im. 
besonderen zu kommen, wenn ein Staat den Anstritt oder Ueber- 
tritt an erschwerende Formen bindet, um die Beteiligten zu 
reiflicher Prüfung zu veranlassen, wie sollte er sich damit zu- 
frieden geben können, wenn der zufällige Aufenthaltsort der 
Person auf solche sichernde Formen verzichtet? Die vor- 
geschriebenen Formen sind durchweg darauf berechnet, den 
beteiligten Religionsgesellschaften Kenntnis von dem beab- 
sichtigten Austritt und Uebertritt zu verschaffen; kann irgend- 
wie mit Sicherheit darauf gerechnet werden, daß eine aus- 
ländische Behörde solche Benachrichtigung vornimmt für Per- 
sonen und Religionsgesellschaften, die sie nichts angehen? In 
der Tat, ob ein Staat den Uebertritt zu einem Bekenntnis ganz 
verbietet, wie es bis vor einem Jalurzehnt für den Uebertritt 
vom Christentum zum Judentum in Ungarn der Fall war, ob 
er für den Austritt die Erreichung eines Mindestalters voraus- 
setzt, wie das in zahlreichen deutschen (Jesetzgebungen vor- 
gesehen ist, oder ob er für den Austritt und Uebertritt Form- 
vorschriften aufstellt, stets handelt es sich um eine ^.uiaterielle^ 
Ordnung des stantliclien Verhältnisses zu den Angehörigen der 
Glaubensgi'sellschaften. 

Zu einer Anwendung a iisl ii ii d i sc h e r Vorschriften über 
Austritt und IJebeHiitt kann es im Inland mir dann kdiiiinen, 
wenn das Inland irgL-nd welche Rechtssätze des Zivilrechts oder 
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öffentlichen Rechts aufstellt, ffir' deren Anwendung die Zug^ehörig- 
keit zu einem bestimmten Bekenntnis Voraussetzung ist. Pas 
mag zutreffen für das konfessionelle Eherecht des Staates, für 
Zurücksetzungen yerfassungsrechtlicher und administrativer Art, 
die sich an die Zugehörigkeit zu einem Bekenntnis anknüpfen, 
Fälle, in denen Überall der Bekenntnisstand nicht etwa gt kgent- 
lieb der Aufstellung eines Ebebindernisses, einer Beschränkung 
der Freizügigkeit mitgeregelt, sondern als feststehendes Rechts- 
Terhältnis vorausgesetzt wird. Bei Personen ausländischen 
Wohnsitzes aber, bei welchen das Inland über das vorausgesetzte 
Bekenntnis nicht selbst zn bestimmen vermag, kann nur an- 
genommen werden, daß auch für das Inland als bekenntnis- 
zugehörig gelten soll, wer es nach den (besetzen des fremden 
Wohnsitzes ist, und so muß in solchem Falle — sofern sich 
ein Staat nicht etwa auf den Boden der Alleinberechtigun«,^ einer 
bestimmten Konfession stellt — wie das Bekenntnis überhaupt, 
so auch seine Aenderung durch Austritt und neuerlichen Ueber- 
tritt in eine Glaubensgesellschaft nach den Gesetzen des aus- 
lamüschen Wnlinsitzes bemessen werden. In Oesterreich ist 
die Ehe zwischen Christen und Juden verboten; der Uebertritt 
einer der Parteien an ihrem deutschen Wolinsitz macht die 
EheschlieLiuug auch in Oestern ich statthaft. M 

Dieselbe Rechtslage bt steht aiieii tla. wo mit Rücksiclit auf 
ihren < Grundbesitz im Land knrhliche Abgaben von Forensen 
erhoben werden. Sie sind dem Pfarrverband am Ort der be- 
legenen Sache eirifrepliedert. weil sie an ihrem Wohnsitz dem 
Pfartverband desseliten Bekenntnisses angehören. Also auch 
hier nne Verweisung auf den Rekenutnisstand am Wohnort. 
Und wenn nach dem frülier gesagten ein Austritt nach den 
Gesetzen des Steuerorts genügen muß, die AbgabenpÜiciit zum 



') Selbstverständlich aber kann ein Austritt am aoslärnlist In ii Wuhnsitz 
aicht mpbr Wirkung besitzen als ein solcher am inländische ii W ohnsitz 
Wenn in Oesterreich eine Scheidung katholischer EhegatCeu auch durch einen 
vUncnd der Ehe erfolgten AmtriU nicht ermöglicht werden kann, so gilt 
du gleichmiBig ffir einen Aoatritt im Inland nnd im Ansland; der Sinn des 
Verbotes ist hier eben, daß Ehegatten, die bei der EhetchtiefinDg Icatholiusb 
*UMi, nicht geschieden werden sollen. 
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Untergang zu bringen, so bl^bt daneben doch die grundsätzliche 
Zuständigkeit des Wohnsitzes bestehen, hat ein Austritt nacb 
den Gesetzen dieses Orts auch Wirksamkeit für die Abgaben- 
pflicbt im Gebiet der belegenen Sache. 

Die praktisch wichtigste Anwendung erfährt die Bemessong 
des Bekenntnisstandes nach den Gesetzen des Wohnorts aaeh 
hier bei einem Wohnsitz Wechsel. Es verlegt jemand seinen 
Wohnort von (Jcsternicli ruirli Preußen. Die Bestimmung, 
welchem Bekenntnis diese Person nunmehr angehört, ist zu- 
iiäciist eine Angelegenheit Preußens; bei ihrer Niederlassung in 
Preußen aber ist sie in den Verband derjenigen Konfession 
eingetreten, der sie entsprechend vor der Uebersiedelung anp - 
hört hat. Also auch hier bei der Bestimmung der KouiessiuUÄ- 
zugehürijxkeit im Inland die Präjudizialfrage, welchem Bekenntnis 
die Person nach dem Recht des früheren Wohnsitzes an^^ehört 
hat. Und aucli hier muß ein vor der Uebersiedelung erfolgter 
Austritt oder Uebertrift für den neuen Wohnsitz verbindlicli 
sein. Eine Verordnun*: des sachsiselien evangelisch-lutlierisi'h* n 
Landeskonsistoriiinis vom 30. 12. OlM vertritt in Uebereiii- 
stimmung mit der Re( lit.saii.-sirlit des Kultus- und des Justiz- 
ministeriums dieselbe Lösung : das Kultusministerium .^etze. 
wird hier mitgeteilt, „als selbstverständlich voraus, duß eine 
Yerptlichtung der Ausländer, die . vorgeschriebene gerii htliciie 
Form des Austritts zu beohachten. nur in denjeni^nii Fällen 
eintritt, wo der betreffetide Au>l;*nder überhaujit als Mitirlietl 
einer der hierzulande l>e.'>teiiendeu anerkanntx'u Uelig^iunsgeseil- 
schaften zu h( trachten ist, was bei dem N. N. nicht der FhH 
ist. da derselbe nach dem vorgelegten Zeugnis des Anitsfiorielitts 
Berlin 1 bereites vor seinem Zuzüge nach Sachsen aus dtr 
evangelischen Kirche au.^Trr treten war". Ohne weiteres wird 
ein vor der Niederlassung im Inland geschehener Austritt auch 
in Oesterreich anerkannt nach einer Ministerialentschlieüung 
vom 7. 6. 1877.'') 

1) Vgl. oben S. 132, Aum. 1. 
Mitgeteilt von Kirchlehner a.a.O. üeber Komplikationen 
4ort entochiedenen Falles Tgl. oben S. 74. 





Internationale Beziehungen des ungarischen 
ZivilprozeBrechtes. 

Von Gr. laidor li«liWM*ta» RegieroDgskviisipüt in Sarajevo. 

I. Beziprozität und Retorsion. 
W&brend die Ssterreichiflche Jurisdiktionsnorm, das Gesetz 
Tom 1. 8. 1895 No. III RGBl Aber die Ausübung der Gerichts- 
barkeit und die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte in 
b&igerlichen Rechtssachen, die allgemeine Vorschrift im § 38 
Zahl 3 enthält, daß die Rechtshilfe anf Ersuchen ausländischer 
Gerichte zu verweigern ist, wenn es an der Beobachtung der 
Gegenseitigkeit fehlt ist in den ungarischen Zivilprozeß- 
gesetzen*} eine solche allgemeine Vorschrift nicht enthalten. 
Die Rechtshilfe dem Auslände gegenüber kann also nnr in Jenen 
Fällen verweigert werden, in welchen ein besonderes Gesetz 
die Leistung der Rechtshilfe von der Beobachtung der Gegen- 
seitigkeit abhängig macht nnd diese Gegenseitigkeit, welche 
nicht zu vermuten ist'}, nicht nachgewiesen erscheint. Den 

Bezweifelt das orsitrbte östorroic liis( h(> Gt-richt den nostuiul lit r Gt»{^en- 
seitigkeit, so hat es (]ariih< r «Ii« für dassrlhr bindende Erklärung des Justiz- 
lamisters einzahoien. Ohne Rücksicht auf das Verhalten des Auslandes ist 
BcehtdUlfe m leisten im FkUe des $ 183 des Kais. Patentes vom 9. 8. 1854 
No. 206 R6BI, welcher durch die inrisdiktionsnorm onberOhrt bidbt (Art. YIII 
Zahl 3 EG z. Jorisdiktionsnorm). Vgl. JostisminiaterMlerliiß rom 10. 10. 1860- 
Zahl 14939 an das Wiener OLG. 

-) Zur Vermeidiinf^ von Wiederhohjntr»'ii werden wir zitieren: Zivilprozeß- 
ordnong (GA 54. lHH8i = ZPO, Novelle zur ZPO (GA 59, 1881) = N. z. 
ZPO, Konkur»urdnung (GA 17, 1881) = KO, Exekutiousordnung (GA 60, 
18B1) = EO, Gesetz Aber das Summarverfahren (QA 18, 1893) = Ges. Üb. 
1 SV. 

3) Ausnahme gegenüber Oesterreich {§ 03 ZPO). Mit Unrecht führt 
■fettfl. Handhuoh dis iiiti-ni Privat- und Strafnn^htes. Wien 1893 iS 20) 
auch ^ 71 KO an. weil im /wpIM der Bestand der Gegenseitigkeit, nicht 
das Gegenteil, der Mangel derselben nachzuweisen ist. Vgl. mit Recht 
Uagyary ^Internationale Beziehongen des uuganscben Zivilprozeßrecbtes*^ 
(in ugariscber Sprache) Budapest 1908 S. 13 Anm. 2. 
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Beweis des Bestandes der Gegenseitigkeit bat diejenige Partei 
zu beweisen, welcbe die Existenz derselben behauptet (§ 63 
ZPO). Dieser Beweis ist aber kein Tatsachenbeweis, sondein 
ein Rechtssatzbeweis. ^) 

In allen Fällen, in welchen die Leistung der Rechtshilfe 
dem Auslande gegenüber gesetzlich von der Existenz der Gegen- 
seitigkeit abhängig gemacht ist, können die ungarischen Gerichte 
Retorsion üben, ohne daß hierzu die Genehmigung der Re- 
gieningsbehdrde notwendig wäre.') Ist aber die Leistung der 
Rechtshilfe dem Auslande gegenüber gesetzlich tou der Be- 
obachtung der Gegenseitigkeit nicht abhängig gemacht, so ist 
dieselbe unbedingt zu leisten, wenn auch der Schutz der in- 
ländischen Interessenten die Ausübung der Retorsion fordern 
würde. In solchen Fällen ist die Anwendung der Retorsion 
Sache der Legislative. „Wie die nicht vermutete Reziprozität 
ohne Gesetz nicht geübt werden kann, ebenso kann auch die 
Reziprozität ohne Gesetz vermutet nicht angewendet werden. 
Rechtsschutz und Rechtshilfe sind, wenn das Gesetz nicht anders 
verfügt, auch dem Auslande geg^enfiber unbedingt. Hieraus 
folgt, daß das ungarische Gericht gegenüber dem Auslände 
Retorsion nur auf Grund des (lesetzes üben kann. Die Retorsioo 
ist nichts anderes, als das Gegenteil der vermuteten formellen 
oder materiellen Ikzi]»! ozität Nur dann kann von ihr die Bede 
si'in, wenn das (tericht auf Grund des Gesetzes gegenüber dem 

'j Mein. Intern. Zivilproztßredit. Zürich 1SN)4, §28. § lö< ZTO ist 
laudili/.iort durch dif i;§ (»H, 21.') dos Ges. ül). d. SV. 

') ^ifl- 8S K.Ü. Ucber die Ausübung der RetursioD ist aber 

dem Jnstinniiiisteriam Bericht zu erstatten. Diese Berichtentattang li»t aber 
nur den Zweck, die flbrigen Gerichte verstindigen m können, d&S du Aus- 
land die Reziprozität Terictzt hat. So hnf <l;is k nnfj Justizministerium mit 
der Zirkularverordnung vom 1(J. <j IS'Os z-.M ;U771 {M n r sch nl ko . .Juslii- 
ministerialverordnuniipn", Supplerm nthaiid. üud;ipt st i;i()2, S <>öl f die un- 
garischen Gerichte verständigt, dulj die Exekution auf Grund von Zahlu%'s- 
attflvftgen der Oerichte Bosniens nnd der Henegevina nielit «i Tt^dm 
sei, weil im konkreten Falle ein hotniscfaes Gericht die Bxekation auf Gns^ 
eines reoht8kriUti<:rii w> ' Ii m I rechtlichen Zahlongsailftragcs eines ungarisdMt 
nnif-htes ven*eigcrt hat und diese Verweigerung von der Landesr^trif nina 
für Bosnien und die H«^r7«^i.'(>vina in Snrnjpvo dem § 466 der bosniidt-betze- 
güviniachen ZPO entsprechend erklärt wurde. 
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Aiislainlf ilic lu ziprozität ohne voi^^än^rli» In ii Beweis anwendet 
und demgegenüber bewiesen wird, dali das Ausland sie niclit 
beobachtet. wSodann weicht auch das Gericht von ihr ab und 
greift zu dem vom Auslande angfewendeten jrleiclien Mittel, zur 
Retorsion, d. h. es wird dieselbe nachteilige ausländische, pro- 
zessuale Nonn anwenden, welche das ausländische Gericht an- 
gewendet hat. So ist auch die Retorsion eine Grundlagfe der 
inländischen Anwendung des ausländischen Prozeßrechtes. 

II. Ausländer als Kläger. 

Ausländer können vor den ungarischen Gerichten ebenso 
als Klüger auftreten, wie die ungarischen Staatsangehörigen, 
weil ihre Fähigkeit, Privatrechte zu erwerben, der bezuglichen 

l'ähijrkeit der ung:arischen Staatsangehörigen ji:leich ist. Der 
als Kläger aiittrctrude Auslamkr muß nicht »'inmal die Ihzi- 
prozität l»»'wci><('ii.- 1 Weil der AiislüiKltT ]»rijizii»irll in bezu^ 
auf die .M<i<rli* lik( it des Krw « rhi s von l'i ivaiitH litru dem Jn- 
liinder ^leiehf^esteilt ist, wäre auch die Sicherung der Klags- 
ben*chti^ning durch internationale Verträge nicht erforderlich. 
Wir lialien aber solche Verträge.*"*) 

Ein ungarisches Gericht kann Ausländem das Klagsrecht 
nor absprechen: 

1. In Ausübung der Retorsion, d. h. auf Grund gesetzlicher 
Bestimmung, wenn es amtliche Kenntnis hätte, dafi ein un- 
garischer Staatsangehöriger in jenem Staate, dessen Angehöriger 
der betreffende Ausländer ist, als Kläj^fer nicht auftreten kann. 

2. In jenen l'';illt"n, in welchen ein Ausländer zimi Kr\\ erbe 
eines Privatrechtes }it fähipf ist. S<i z. B. hat der Ausländer 
iiacli uugarischem Redite kein Autonei lit. aiisi:» nnnunen, \venn 
sein Werk bei einem inläudiijchen Verleger ei'schieueü ist oder 

Magyar y a. a. 0. S. 15. 
^) Vgl. a«s jrndfkat im Dönti^ytdr, Alt« Folge XIX 87 (26705/1877). 
') So mit GnatemaU (OA 37, 1871, Art 8), Uruguay {Qk 47, 1871, 
Alt. 4), ArgeDtinieii (QA 48, 1871, Art. 4), Pem (6A 49, 1871, Art. 4>, 

Chile (OA 60, 1871, Art. 4), Hawai (GA 32. 1H7<J, Art. 4). 8i);inieii (CfA 16, 
msi, Art. 2). Serbien (GA H2. 18K2. Art l), Itolien (GA (i. 18i»2. Art. 5 im 
Allgemeinen, in Ansehung dea Schatzes von Markeu, Mastern and Modellen 
iosbesoadere Art. 16j. 
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wenn er im Lande wenigstens seit zwei Jahren wobnluit ist 
und hier fortwährend Steuer zahlt (§ 79 des GA 1884 XVT) 
oder schließlich, wenn sein Recht durch .internationale Yerträg« 
gesichert wird. Auch ein Markenrecht steht dem Auslfiader 
nur dann zu, wenn der Markenschutz durch internationale Ver^ 
trage gewährt wird (§ 32 GA 1890 II). 

3. In Ebeprozessen von AusUlndem (vgl. das folgende 
Kapitel III „Ausländer als Beklagte**). 

Sowie das italienische, portiisriesische, danische und nor- 
wepfisrlip Prdzt ljn clit ' < die aktnrische Kaution nicht kennen, 
so hat sie auch unsere ZPO iiicfit trekaiiiit. Er^t daK (Tpsetz 
Üher das SV hat sie eingeführt und auch auf (his ordentliche 
Verfahren ansutMh'hnt.-i Das Wesen derselhen liegt dann. dal> 
der un^■ariselle Staatsan^jidii^riü'p. auch wenn er nicht im Lande 
w ohnt und daselbst kein Vurnin<,rj.,i jj.^t^ y,,n Kantionsptlicht 
betreit ist, daß aber der Fremde, aucli wenn er im l>an*ie wohnt 
oder das(dhst lür die Deckun^^ der Prozeßkosten liinreiehendes 
Verniü<;eu hat, kantionspflichtig: ist. Anderen>eits kann a bei- 
der Beklagte, wenn er aiif^h Ausländer ist. aktorisrhe Kantion 
fordern.-**) Der Beklat^te k;inn auch ferner in dem i- alle Kantion 
fordern, wenn der Kläger im Laufe des Prozesses ungarischer 
Staatsbürger zu sein aufhört und der anerkannte Teil der 
kliiirerischen Forderung zur Deckung der Prozeßkosten nicht 
genügend ist (§ 10 Ges. üb. d. SV). Ferner verfügen 11 — 12 
des Ges. üb. d. SV nachstehend: 

-§ 11. Die Größe der Kuntion setzt nach der wahrschein- 
lichen Summe der Kosten des Beklagten das Gericht fest. 

Die aus einer etwaigen Widerklage des Beklagten ent- 
stehenden Kosten k&nnen bei dieser Festsetzung nicht in Betracht 
gezogen werden. 

Wenn die festgesetzte Summe im Laufe des Prozesses sich 
als ungenOgend erweisen und die Kosten auch der anerkannte 



1} M^eili a. a. 0, S. 101--102. Aach die bosniscb-berzegoviniacbe ZPO 
kennt nie nicht. 

-) Ferner au! das Verfahren in Handelssachen 220 des Ges. ttb. d. äV). 
'•^) Magyury a. a. 0. 6. 24. 
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Teil drr kl;ij2rprischcn Forderung nicht decken würde, kann der 
Beklag:te weitere Kaution fordern. 

sj 12. Die Kaution ist, wenn die Parteien die Art der 
Siclierheitsleistmig einverstündlicli nicht anders festgesetzt haben, 
in barem Oelde oder in Wertpapieren, weiche für kautionsfähig 
erklärt werden, zu erlegen. Die^ Wertpapiere können bis zum 
- 3 Teile jenes Kurses, welcher an der Budapostc i- Börse vor 
dem Tage des Erlages znletzt notiert wurde, aber keinesfalls 
über ihren Nominalwert angenommen werden/ 

Wenn der aosländische KlSger keine Kaution leistet und 
der Beklagte die prozeßhindemde Einwendung der mangelnden 
Sicherheitsleistung fflr die Prozeßkosten rechtzeitig geltend macht 
<§ 27 Ges. ub. d. SV), so wird das Verfahren ohne meritorlsche 
Erledigung der Klage durch Beschluß eingestellt.') 

Auch ohne Leistung der aktorischen Kaution kann der 
ausländische Kläger vor den ungarischen Gerichten prozessieren: 

1. Wenn in dem Staate, dessen Angehöriger der Kläger 
ist, die ungarischen Staatsangehörigen in entsprechendem Falle 
znr Kautionsleistnng nicht verhalten werden (§ 9 des Ges. flb. 
d. SV). 

2. Im Falle der infolge öffentlicher gerichtlicher Aufforde- 

ning angebrachten Klage und Widerklage (J; 9 a. a. 0.). 

3. Im Wecliselverlaliren (§ 220 letzter Absatz a. a. O.l 

4. Eine Sichtrstcllnng für die Pro/rlikosttTi kann bei 
Klagen, welche auf (irund des internationalen lYaclitvertrages 
erhoben werden, nicht gefordert werden ( Art. .')() Absatz 2 des 
in GA XXV, 1892 innrtiknlierten Kerner int< rnatioiialen IVber- 
einkomraens über den Eiseubahnfrachtverkehr, vgl. hierzu Meili 
Ä. a. 0. S. 102. snb V). 

5. Von den l^ürgern jener Staaten kann ktiiic Kaution 
gefordert werden, welcluii das Auftreten als Klarer vor den 
UDgarisclieri (lerichten nach Art der ungarisilicii Staatsange- 
hörigen (iurcU internatiunule Verträge gewährlei:itet ist.'*^) Der 



Vgl. die weiteren Dft.TÜ« >}§ 2b. 2t), ik» und 2-^<> (1< s zitii i t* ii ( icsi tzes. 
Vgl. diese Verträge lu .Note H S. 143, ferner MeiU u. a. 0. 6. i>l>, III 
and Magyar y a. a. 0. 8. 8ß Note 1. 

Zeitschrift f. Intern. Privat- u. üffenU. Recht. XVII. 10 
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wichtigste unter diesen internationalen Verträ^'t-n 
ist das in GA XIIT. 1800 inartikulierte Haager 
üebereinkomraen zur Regelung einiger Fragen des 
internationalen Pri vatrechts ') , abgeschlossen am 
14. 11. 1896 zwischen Belgien, Spanien, Frankreich, 
Italien, Luxembnrg, den Niederlanden, Portugal 
und der Schweiz, ausgedehnt laut der Anscbluß- 
protokolle auf Schweden-Norwegen. Oesterreich- 
Ungarn, auf das Deutsche Reich, Rußland, Däne- 
mark und Rumänien. Artt. 11 — IH lauten wie folgt: 

,Art. 11, Treten Angehörige eines der Vertragstaaten in 
einem anderen dieser Staaten als Kläger oder Intervenienten 
vor Gericht auf, so darf ilm(>n, sofern sie in irgend einem der 
Vertragsstaaten ihren Wohnsitz haben, wrn-pii ilin r Ei^'^enschaft 
als Atisländer oder deswegen, weil sie keinen Wohnsitz oder 
Aufenthalt im Auslande haben, eine Sicherheitsleistung oder 
Hinterlegung, unter welcher Benennung es auch sei, nicht auf- 
erlegt werden.*) 

') Vgl. ^feili a. a. 0. 7 und 20 und den Artikel ..Die Haui^ci Kon- 
vention übt r Piozelikosten und der Handel" {Bciiinei Tageblatt, 1. Beiblatt 
No. 256 Tom 20. ö. Oß, „Juristische Riiiidscluui'')< 

*) K«ch dem Zusatiprotokoll Ton 82. 6. 1697 sv Art. 11 gilt folgende 
Ausleffunj?: .Wenn einer der VertraK«staaten mit einem and» r. ii dieser 
Staaten ein Sonderabkommen ^ftroffen hätte, worin die BedinpniL' '!< s Wohn- 
sitzes 'Art 11) nicht vorkommt, s<> (»tnd die Angehöne«*n des crbt.-r' ii Staates 
in dem letzteren Staate von der im Art. 11 erwähnten Sichcrlieiisleistung 
und Hinterlegung selbst dniiB befreit, wenn sie nidit ünett Wobnslt* in «iaeia 
der Vertmgsstaaten haben, und swar in jedem Falle, anf den dieses Sonder» 
abkommen Anwendung findet." Auf dieser (jrundlage bleiben die dies- 
bezüglichen Bestimmungen unserer mit Krankreich (GA 1880. XIV). Belgien 
(OA 1881. Vi. Italien iGA 1883. XXXIX). SrhwHz (GA 1884, XXXVI), 
Deutschland iGA 1887. Xi und Luxemburg (GA 18h'J, XXXVl) geschlossenen 
Verträge auch weiter in Geltung, weil ia denselben die Befreiung von der 
Kaution nieht davon abb&ngig gemacht ist, daft die Partei sich in einem der 
Irontrahierendea Staaten anfbalte oder wohne. Magyarp a. a. O. 8. 85 
Nutr 2. Auch die in dem internationalen Uebereinkommen Uber den Bisen" 
biiliiifi if hf v( rk( hr sf atiii* rte nispenstition von dor Kaution koiiinit jedem 
Interessenten innerhalt» il' s Konveutionsgebietes zu. uhiu- daü das Dijiiiizil 
oder die Staatsangchürigktit untersucht wUrde. Die Beruer Konvention gebt 
also weiter, als das Haager Uelwreinltommcn {Meili 8. 102). 
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Art. 12. fjQtscheidmigeii, wodurch der Kläger 04er Inter- 
venient, der nach Art. 11 oder nach dem in dem Staate der 
Klageerhebong geltenden Rechte von der Sicherheitsieistnng oder 
Hinterlegrung befreit war, in die Prozeßkosten verurteilt wurde, 
sind in jedem der anderen Yertragsstaaten durch die zuständige 
Behörde nach Mafigabe der dortigen Gesetze vollstreckbar. 

Art. 13. Die zuständige Behörde hat ihre Prüfung darauf 
zn beschränken: 

1. Ob nach den Gesetzen des Landes, wo die Verurteilung 
erfolgt ist, die Ausfertigung der Entscheidung die für ihre 
Beweiskraft erforderlichen Yoranssetznngen erfüllt. 

2. Ob nach denselben Gesetzen die Ätitscheidung die Bechts« 
kraft erlangt hat.*^ 

Infolge des Anschlusses fast aller europäischen Staaten an 
das Haager Uebereinkommen sind die obzttierten Nonnen unseres 
Prozeßrechtes über die aktorische Kaution auf ein sehr enges 
Geltungsgebiet beschränkt worden. Dieselben können, soweit 
Cnropa in Betracht kommt, nur englischen Klägern und den 
Angehörigen einiger Balkanstaaten gegenüber, welche als Kläger 
vor den ungarischen Gerichten auftreten, in Anwendung gebracht 
werden. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch der Hauptinter- 
venient, wenn er Ausländer ist, in jenen Fällen, in welchen 
der ansl&idische Kläger kantionspflichtig ist, gleichfalls Kaution 
leisten muß, weil er stets selbständiger Kläger ist (§ 22 des 
Ges. üb. d. SV). Der Nebenintervenient ist aber zur Kantions- 
leistnng nicht verpflichtet, weil unser Prozeßrecht die Kaution 
nur von einem ausländischen Kläger fordert. Art. 11 des Haager 
Uebereinkommens befreit auch den als Intervenienten auftreten- 
den Angehörigen eines vertrasTschließenden Teiles von der 
Kautiunsleistung vor den Gerichten der anderen kontrahierenden 
»Staaten. 

Vor den ungarischen Gerichten werden ausländische private 
Gesellschalten und juristische Personen des Privatrechts zum 
Genüsse einer mit den Inländern gkichun Stellung im Prozesse 
zugehi.^sen. wenn si«' konfuriii dem (Jesetze ihres Sitzes k(m- 
stituiert sind, ohne daß dies durch internationalen Vertrag fest- 



148 



SchwwU, 



gesetzt werden inüljtt '). wenn aiu li das ungarische Herht die 
betreffenden Rechtsrtgui-en der juristischen Personen in ganz 
gleicher Weise niclit anerkennt oder sie überhaupt nicht kennt.- 
Nur als Folge der Retorsion kann der ausländischen juristischen 
l'erson das Jus standi in jttdicio als Klägerin vor den ungari- 
schen (^erichten nicht zusteiieD. Reziprozität und s(. listige Be- 
dingungen müssen nach ungarischem Rechte nur tlann bewiesen 
werden, wenn ausländische Aktiengesellschaften oder Genossen- 
schaften ihren Ciesrhäftsbetrieb anf Ungarn durch Zweignieder- 
lassungen oder duK Ii Agenturen ausdehnen wollen (§>; 210 bis 
217 HGB, ÜA XXXVll, 1875), Wenn sie ohne jene Be- 
■dingungen Zweigniederlassungen oder Agenturen errichten, so 
mangelt denselben die Klagsberechtigung. Ist aber die Ein- 
tragung in das Handelsregister erfolgt, so müssen von Fall zu 
Fall die Beziprozität und die sonstigen Bedingungen nicht nach- 
gewiesen wenden. Derjenige, welcher behauptet, daß die zur 
Zeit der Eintragung bestandenen Bedingungen nicht bestehen, 
muß diese seine Behauptung beweisen (§ 217, 3 H6B). 

Iii. Ausländer als Belclagte. 
Ausländer können bei den ungarischen Gerichten belangt 
werden, wenn die Kompetenz des ungarischen Gerichtes nach 
dem ungarischen Prozeßrechte in bezug auf den Ausländer be- 
gründet erscheint. Auch jene ausländischen Aktiengesellschaften 
und Genossenschaften, welche in Ermangelung der gesetzlichen 
Bedingungen nicht klagsberechtigt sind^ und jene ausländischen 
j^rivaten Gesellschaften, welche das ungarische Recht nicbt 

M Wie dies z. B. im Handelsvertrage mit Deutschland (GA 1^2 Wh 
bezüglich äcr Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und 
anderer Veiairlieiungsgesellschaften vereinbart wurde lArt. U>t. Auch mit 
Griecheulaud besteht ein nur zwischen den beiden Regierungen gcschlusseue« 
trebereinkommen betreffend die wecluelBeitige Anerkennung des jH9 9tamdi 
in Juäicio Yon KonimAnditgeseUadiaften und Aktiengesellachaffcen, Tgl. Ver- 
ordnung des Jnstizminist. vom 17 6 18S0 bei Ma » schal fco a. a. 0. IV 497. 

-> Mefli Vi n f> SV 8ßff. So kennt / H las ungarische Recht ritht 
di< Kuiiimauditgcseilscüaft auf Aktien, die Uesc-llscbafteD mit b«scbränku-r 
Jialtuiig. 

Vgl. Kapitel II, letster Absatz. 
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kennte, köimeii vor den uii^nrischen Oricliten beluiijxt wenlrii.'-t 
In fül<irn(len Fällen unti-rstebeii AlUiläuder der Juriädiktiüu 
der unpfarischen Gerichte nicht: 

1. In den Eheprozessen von Ausländern können die un- 
garischen Oericlitfi (§ 110 GA XXXI, 1894) nur dann verfahren, 
wenn das Urteil in jenem Staate, dessen Angehörige die Ehe- 
geuossen sind, wirksam ist.^) Hiervon g^bt es aber 2wei Aus- 
nahmen : 

a) Die Ehegattin, welche in der Zeit, die ihrer auf dem 
Gebiete Ungarns mit einem Ausländer geschlossenen Ehe un- 
mittelbar vorangegangen war, ungarische Staatsbürgerin gewesen 
ist, kann gegen ihren Ehemann vor den ungarischen Gerichten 
einen Ungüitigkeitsprozeß anhängig machen, wenn sie ihrem 
Ehemanne nach der Schließung clor Ehe in das Ausland nicht 
gefolgt ist 117 Abs. 1 des GA XXXI, 1894). 

b) Wenn der Ehegatte ungarischer Staatsbür^^er ist und 
nach Begehung einer Handlung, welche einen Scheidungsgrund 
bildet, Burger eines anderen Staates wurde, seine Ehegattin 
aber ihm nicht in das Ausland gefolgt ist, so kann die Ehe- 
gattin gegen ihn wegen Scheidung der Ehe auch vor den 
ungarischen Gerichten klagbar auftreten (g 117 Abs. 2 6A 
XXXI, 1894). 

2. Die exterritorialen Personen sind nach völkerrechtlichem 
Grundsätze der inländischen Gerichtsbarkeit nicht unterworfen. 
Welche Personen exterritorial sind, ist nirgends in unseren 
Zivilprozeßgesetzen ausgesprochen, nur § 272 der ZPO bestimmt, 
daß alle Zustellnngen an die bei dem k. und k. Hofe befindlichen 
fremden Gesandten und an die zu diesen Gesandtschaften ge- 
hörigen Personen im Wege des Obersthofmarschallamtes in Wien 
bewirkt werden. Es ist also eine im I^anfe des Prozesses fest- 
ig Vgl. Kult 2 S. 14«. 

^ Magyary a. ». 0. S. 28—29. 

*) Wenn aber «lulftndische Bh«geito«Mi >icb in Ungarn anfbidten, können 

die ungarischen Oniebte Verfügungen aaf Grund dor 08. 101—103 des 
EhofTPset/es Tronnan^ von Tisch und B«tt. provisorische Vt rffiu'ungen bezüg- 
lich der Unterbringung der gemeinsamen minderjährigen Kimlt r. des l'nfer- 
lialtes derselben und der Ehegattin; auch dann treffen, wenn der Ehoprozeli 
Hiebt 211 ihrer GericbUbarkelt gehSrt (§ 1 18 QA XXXI, 1894). 
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zustellende Tatfra^e, ob einer Person das Recht der Kxterri- 
torialität zusteht. Die Vorschrift des § 31 der StPO (§ 31 
(iA XXXlll, 18%), daß im Zweifel die Wohlmeinung des 
Justizministers einzuholen sei, welche für das Gericht bindend 
ist'), kann auf das Zivilverfahren nicht ausgedehnt werden. 
Keinem Zweifel kann es aber unterliegen, weil es die allgemeine 
vidkerrechtliche Auffassung ist, daß 

a) die Exterritorialität dann zessiert, wenn die Privilegierten 
darauf verzichten'-) und 

b) bezüglich der Immobilien, welche der Exterritoriale im 
Emjifangsstaate besitzt oder wenn die Rechtssache ihre ding- 
liclmn Rechte an inländischen Lie^renschaften anderer Pej^onen 
zum ( ictren.stande hat.^) 

Die Konsulen sind nicht exterritorial, vgl. den Staatvsvertrag 
zwischen Oesterreich und Frankreich vom 11. 11. 18ßf) No. 167 
des österr. R(JH1 ü!>er die Vorrechte und den Wirkungskreis der 
gegen.seitigen Konsulen in den beiden Staaten (im Sinne des 
Art. II des GA XVI, 1H67 bezw. des Art. II GA XX, 1878, 
GA XXIV, 18H7 auch für Tugaru in (Jeltunp), ferner die Ver- 
träge mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika (GA 1871, 
3«), nut Portupil iGA 1874, 32), mit Italien (1875, 13), mit 
Serbien ((lA 1882, 35^ auf (Jrund der Meistbefrünstigung mit 
Hawai ((JA 187(), 32), mit Spanien ((JA 1881, Ui), mit Guate- 
mala ((JA 1871, 27), mit Argentinien ((JA 1871, 48), mit 
Uruguay ((JA 1871, 47), mit Peru ((JA 1871, 49) mit (Miile 
(GA 1871, öO), mit Schweden-Norwegen (GA 1874, 12), mit 
Deutschland (GA 1892, 3), mit der Schweiz ((JA 1892, 7), mit 
Belgien (GA 1892, 8). Auf (Jrund dieser Verträge stehen den 



Ebenso Art. IX, Absatz H des EQ zur österreichischen Jurisdiktions- 

nuro). 

*) Ausdrücklich ausgesprochen in dem EO zur österreichischen Juris- 
diktionsnorm Art. III, Zahl 8 und Art IX, Absatz 2. Vgl. Meili a. a. 0. 
6. 345. 

Vgl. z. Ii. 5; 20 des deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes, Art. IX. 
Absatz 2 des letztzitierten österreichischen Gesetzes und § 8ö der österreichi- 
schen Jurisdiktionsnorm. Vgl. auch Meili 8. H45 — 346, ebenso Magyary 
S. 31-32. 
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Konsnlatsbeamten in streitigen Zivilrechtssachen nur zwei Be- 
gfinstigungen zu^): 

a) Wenn sie Kaufleute sind, kann die persönliche Haft 
gegen sie nur wegen Handels-, nicht aber wegen zivilrecbtlicher 
Angelegenheiten in Anwendung kommen, sofern die Personal- 
haft auf privatrechtUchem Gebiete Überhaupt zulässig ist (Art. II 
des französischen, nordamerikaniscben und portugiesischen Ver- 
trages). 

h) Insofern sie Angehörige des ernennenden Staates, nach 
dem italienischen und serbischen Vertrage überdies, wenn sie 
keinen Handel oder Gewerbe betreiben, sind sie nicht verptlirlitet, 
vor den. Gerichtiu jenes Staatt s, in welchem sie residieren, als 
Zeugen zu erscheinen, sondeiii sie sind entweder in ihrer Woh- 
nung abzuhören oder haben eine schriftliche Kikiaiuug ab- 
zugeben. 

3. Es ist eine im Völkerrechte sehr verbreitete Ansicht, 
daU ein Staat vor den Gerichten eines anderen Staates als Be- 
klagter nicht belangt werden kann.-) Dies gilt auch in bezug 
auf ausländiMhe Staatshäupter im Allgemeinen und nicht nur 
dann, wenn sie sich auf dem (iebit te des fremden Staates be- 
finden.'') Ausnahmen sind nur zulä.ssi;r. wenn der uMsliindisehe 
Staat oder das ausländische JSlaatshaupt sieh di u Gerichten des 
andern Staates freiwillig unterworfen halien^i oder wenn es 
sich um ihre auslandische Immoldlien UetreHenden dinglichen 
1.' ' lite handelt. Für diese Ansirlit wird angeführt, es wider- 
sjtreeln^ dtT Unabhängigkeit des Staates, daij über ilin und \\)n'r 
das Staatshaupt das (Bericht eines fremden Staates urteile. Dies 
sei nnch der (Jrund, daß die ausländischen diplomatischen Ver- 
treter von der inländischen (ieriehtsbarkeit rximiert siml. Ks 
wäre auch ein Widerspruch, diesen die Excmption zu gewähren, 

M V^;1 div Yrrordoung des k. uog. Justizministoriunis Zahl 21166/1893 
bei Marnchalko a a 0 IV 8. 435, ferner Meili BoOff. 

2f) Mrili S. 35« ff. 

Id der oberstgerichtlicheii Pleoatentscbeidiiug [„Dönttinfftdr'^ Zahl 
12772/1876, Alte Folge XIV 2ö) wurde ausgesprochen, daß ein regl^nder 
ansländiscber FOrtt in Ansehang der persönlichen Klagen nnr im Falle frei* 
williger Unterwerfang vor den inl&ndischen Gerichten belangt werden kann. 
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dem Staatf alicr und dem StaatslKUiy»te, wt'ldir si»- vtrtroton. 
zu viT\v('i<it'i-ii. Diese Arg^uini-ntutioii ist aber uiflit sticlilialtii:. 
weil dit' Kxeüiption ilcn diplonmtisclien Vertreterti iiii Iit uiifci 
dem Titel der Uiml>lKtii^^i<:k('it der Stanten, sondern d»<Iialii 
ZTistflit, dalj sie in ihrer Fiiiiktiun durch Prozesse, welclie wider 
sie anliängig geiuaclit werden, nicht gestört \vt rden sollen. Dies 
gilt aber nie lit für den Staut und für das Staatshaupt, wenn 
letzterer nicht im Auslande weilt. Es bestellt daher kein firiind, 
weshalb sie vor den Gerichten eines anderen Staates niclit be- 
langbar wären, nachdem Exemptionen von der Gerichtsbarkeit 
auf einen möglichst engen Kreis zu beschränken sind, d. h. nur 
auf jene Fälle, in welchen ein unumgängliches internationales 
Bedürfaiü die Exemption rechtfertigt.^) 

IV. Maßgebliches Recht für die Beurteilung der 
Prozrljlitli itrkeit von Ausländern. 
Die Vviiixv der rruzt idähigkeit ist keine Frage des Prozeß- 
rechtes, sondern des materiellen Rechtes - 1 Wer nach den 
Normen des materiellen Rechtes sellistiuidii' ^iilti«^e Vei*pl1ich- 
tungeii eiiiirchen kann, ist auch insoweit sclitstiiiidi^- vor Gericht 
als Partei zu liandeln fähig (Prozeljlahigkeitj. Weil aber im 
Sinne unserer (Jesetjze iWv materielle Handlungsfähigkeit dnr 
Ausländer nach der ie^t patride des Ausländers zw beurtcili ii 
ist 61, 63, 64 GA XX, 1877, Hf) (;a XXVll, 1876 und 
108- IIH GA XXXI, 1894), so niul.; auch die I^rozeßfähigkeit 
der Ausländer nach ihrer lex patriae l>eurteilt werden. Ist 
der Ausländer nacl» seiner lex patriae i>r<»zeßfähig, so kann er 
im Prozesse \ or den nngarisclien (berichten selbst auftreten oder 
zur Prozetjführung pei-sönli< li Vrdlmaelit erteilen. Eine Ans- 
jialime besteht nur in jenen Fällen, in welchen für die ungari- 
schen Staatsangehörigen Anwaltszwang besteht. In diesen Fällen 
muß sich aucli der vor den ungari.schen (Jerichten prozessierende 
Ausländer durch einen Anwalt vertreten la.ssen, wenn er auch 
nanh seinen heimatlichen Gesetzen keinen Anwalt benötigen 
\\ iirde. Nicht anwendbar für das ungarische Keclit ist dagegen 

So mit Jiecht Muyydi y .S. 83. 
Meili S. 8011. 
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die im 55 der dfiitschen und iin l\ d(^r österreichischen ZPO 
statiiitTte Nonn, dalj ein Ausländer, welchem iiiich seiner le.r 
patri€i^ die Prozeßfaiii<rkeit mangelt, als ])r()Z»'|jf;lhi<r gilt, wenn 
ihm nacli der lejc fori die Prozeßfähigkeit zustellt Diese in 
unserer Wechselordnung (§ 95 GA XXV II, 1876) im Interesse 
der Sicherheit des inländischen Verkehres statuierte Norm, 
welche als singulare Vorschrift für dai? allgemeine Privatrecht 
nicht gilt, kann auch für dm Zivilprozeßrecht nicht gelten. 
Aus ihrer Anwendung können nur Komplikationen entstehen, 
weil jener IStaat, dessen Angehririjrer der prozeßuufähige Aus- 
länder ist, die Fol<jen des wider den letzteren abgeführten 
Prozesses nicht anerkennen wird, wenn er ansonst die Auer* 
kennnng der Folgen des Prozesses auch nicht versagen würde. 
Auch läßt sich nicht behaupti^n, daß die erwähnte Norm der 
im internationalen Rechte allgemein verbreiteten Auffassung 
entspricht.' 

Aus der Tatsache, daß die Prozeßfähigkeit der Ausländer 
nach ihrer lex patriae zu beurteilen ist, folgt ferner: 

1. Das ausländische Recht, die /<?j? pa/rfae des Ausländers 
ist maßgebend für die Entscheidung der Frage, inwiefern ein 
Ausländer vor den ungarischen Gerichten nur im Wege seines 
gesetzlichen Vertreters als Beklagter belangt werden kaone.*> 

2. Das ausländische Recht entscheidet auch über die Frage, 
welche Personen als gesetzliche Vertreter des prozeßunfähigen 
Ausländers zu betrachten seien und ob dieselben zur Prozeß* 
ffihmng behördlicher Genehmigung bedürfen. Was aber den 
Rechtskreis des gesetzlichen Vertreters, sowie überhaupt des 
von einer ausländischen Partei bestellten Prozeßbevollmächtigten 

Met Ii S. 81), II. M ft g ijd r tf widoHcjt seihst dif>se eine Behauptung 
durch die 3ö Note 2 zitierten angesehenen .Schriltateller, weiche die Nurm 
wwerlen. 

Magyary f S. 36, welcher die Anwendbarkeit der im | öd der 
deatsttoi and im § S der österreicbiBchen ZPO itatnierten oberv^tmten Nomi 

(vgl. vorige Note) auch fQr das unirarische Recht behauptet, muß auch in 
difsera Falle konsequent behaupti n. daü das inliindische Recht maßgebend 
sei. wenn im Sinne (l(sst lb«u liein gt isetzlicher Vertreter notwcndifi ist. Er 
selbst bebt aber die Komplikationen hervor, welche aus der Anwendung des 
tniibMlisrhea Rechtes entstehen können. 
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anbelangt, ist aosschließlich die lex fori mafigebend, gemäß 
welcher sie aach solche Prozefihandlungen Tollziehen kÖmieD 
{%. B. Vergleiche schließen), zn welchen sie nach dem anslindi- 
schen Rechte (nach der lex patrioß der ausländischen Prozefi- 
partei) eventuell nicht berechtigt wären. ^) 

V. Armenrecht. 

BezflgUch der Gewähmng des Annenrechtes zngansten von 
Ausländem galt in einzelnen Staaten der Satz, daß der Fremde 
nur diejenigen Rechte genießt, die ihm ausdrücklich einge- 
räumt sind, während in anderen Staaten der Grundsatz der 
Reziprozität entscheidend ist.') Nach unseren Zivilprozeßgesetzen 
muß das Armenrecht den Ausländem unbedingt gewährt werden, 
weil keine gesetzliche Vorschrift existiert, welche das Gegenteil 
verfügen wfirde. Wir hatten übrigens eine Reihe internationaler 
Verträge, in welchen Ausländem die Gewährung des Annen- 
reclites zugesichert wurde. Der grüßte Teil dieser Verträ«?p 
hat aber seine Wirksamkeit durch die Haagt r Uebereinkunft, 
welcher auch Ungarn l)eigeti('tL'ij ist ((JA XIII. 1891)), bereite 
verloren.'*) Nachdem über der Satz, daß die Ausländer ganz 
so zuiu Ariiit'iinM lit zugelassen werden müssen, wie die Ein- 
lu iniischen, \\\ l iifiarii, wie oben erwähnt, st*Ls in (leltung war 
und uiisi iv Ziviljirnzt'ljp'setze die (Jewaliiuiig des Armenrechtes 
an Ausländer nicht einmal an die Beobachtung der (Jegenseitig- 
keit {geknüpft haben, weshalb auch die vfrtragsmäßige Zu- 
sicherung an einzelne ausländische Staaten seitens Ungarns uicbt 
notwendig war, so ist in den Arft 14 — 10 des Haager Ueber- 
einkommens Ungarn gegenüber kein Fortschritt vom Gesichts- 
punkte der internationalen Humanität gelegen. 

VI. Ausdehnung der Kompetenz der ungarischen 
Gerichte in bezn^r auf Ausländer. 

Angesichts des heutigen inti rnari«in;ilt ii Rechtszustandes hat 
der ausländische Prozeß im Inlande entweder keine Wirkung 

M .So ancb Magyary a. a. 0. 

2j Meilt 8. III. 
^ Mtili 114. U. 
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nder diese Wirkung icommt ihm nur unter gewissen strengeren 
Bedingungen zu. als dem inländischen Prozesse. Die sc Tatsache 
hat die (Jesetzgi'lmngen veranlaßt, daß sie in bezug auf sülche 
Beklagte, welche nicht im Inlande wohnen, (laselbst sieh nicht 
auflmlten oder keinen Sitz haben, ihre Gerichte auch auf Grund 
sol( her Tatsachen für zuständig erklären, auf Grund deren sie 
die Kompetenz derüell)en in sonstigen Fällen nicht feststellen. 
Die ( i esetzgebungen gliedern sich in dieser Hinsicht in zwei 
(Jrn])pen. In die erste ({rupi»e. welche diese ausnahmsweise 
Kompetenz in den erwähnten Fullen jedermann gegenüber fest- 
stellen, ist die österreichische Gesetzgebung einznreilien 67 
und 99 der Jurisdiktionsnorm i, während zur zweiten Gruppe 
die ungarische ZPO gehört, weiche die erwähnte ausnahmsweise 
Kompetenz nur in bezug auf Ausländer statuiert. 

§ 34 der ZPO (GA 54, 1868) verfügt nämlich, daß „Fremde 
insofern sie im Lande belangt werden können, der Zuständig- 
keit ihres ordentlichen Aufenthaltes oder ihres etwaigen Besitzes 
unterworfen sind.* Fnter Fremden sind, wie aus dem mit- 
geteilten Texte des § 34 hervorgeht, nicht ungarische Staats- 
angehörige zu verstehen. In bezug auf diese als Beklagte be- 
stehen vorerst dieselben Gerichtsstände, wie in bezug auf 
ungarische Staatsangehörige. Unter dieselben gehört auch der 
Gerichtsstand des ordentlichen Aufenthaltes, welchen § 34 ZPO 
besonders hervorhebt. Wäre aber die Kompetenz der ungarischen 
(ierichte auf diese Weise nicht begründet, so ist in bezug auf 
Ausländer der ( Jerichtsstand „ihres etwaigen Besitzes" \) gegeben, 
bei welchem sie als subsidiärem Gerichtsstände in allen Rechts- 
sachen belangt werden können, wofern gesetzlich keine Aus- 
nahmen bestehen. Dieser Gerichtsstand des etwaigen Besitzes 
kann aber auf ungarische Staatsangehörige, welche nicht im 
Inlande wohnen oder daselbst sich nicht aufhalten, keine An- 
wendung finden; dieselben müssen also in diesem Falle, wenn 

' DaC unter Bf sitz nur nnli- v. ' i'lifrhcs Out zn vcrstfht^n s**!. wie flic 
ungarischen .Schriftsteller vl'I M <i tjyai y S. 41) lehren, i:< lit aus deiu Wort- 
laute des ^ 34 ZPü uichi hervor. A. M. die k. Tafel in Budapest, welche 
imter Bcaits wvSb, «bewegliches Vermögeu' Terstelit. 1032/92. Mdrku» 
m 299. 
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sie aiicli im Iiilandc etwaigen Besitz haben, im Auslände be- 
langt werden. Die Norm des § 34 ZPO ist verfehlt, weil sie 
die durch die La^e des Vermögens begründete Kompetenz nur 
in bezug auf nicht ungarische Staatsangehörige feststellt, während 
doch der (Gläubiger jedermann g<'genüber des Schutzes bedarf, 
in dieser Hinsicht dalicr niciit maßgebend sein kann, ob der 
Beklagte ungarischer Staatsangehöriger ist oder nicht.') 

Noch weiter geht § H3 der ZPO in der Feststellung der 
ausnahmsweisen Kompetenz solchen ausländischen Gesellschaften 
gegenüber, deren Direktion sich außerhalb des Landes befindet. 
Dieselben sind der Kompetenz jenes inländischen Gerichtes 
unterworfen, in dessen Sprengel die Repräsentanz und wofern 
eine solche nicht besteht, die (Jeneralagentur domiziliert; in 
Ermangelung derselben, wo die (iesellschaft unbewegliches Ver- 
mögen besitzt und sofern sie auch kein unbewegliches Vermögen 
besitzen sollte, wo jenes ( ieschilft geschlossen wurde, aus welchem 
die Forderung entsteht. 

In bezug auf einzelne Rechtsachen, welche aus dem inter- 
nationalen Verkehre entstehen, wird die Kompetenz durch 
internationale Vereinbarungen geregelt. So z. B. bestimmt Art. 27 
des Berner internationalen Uebereink(mimens über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr ((JA 1802, XXV), daß Ansprüche aus dem 
internationalen l'Yachtvertrage nur vor einem Gerichte des 
Staates anhängig gemacht werden können, in welchem die be- 
klagte Bahn ihren Wttlinsitz hat und welches nach den Gesetzen 
dieses Landes zuständig i.st. Nach dem mit Frankreicli am 
11.12.1806 geschlossenen Staatsvertrage (vgl. (L\ 1879, III 
und GA 1884, VI) über die Behandlung der Verlassenschaften 
der gegenseitigen Staatsangehörigen'-) wird die Erbfolge in 
Beziehung auf unbewegliches Vermögen durch die Gesetze des 
Landes geregelt, in welchem die unbeweglichen (Jüter liegen 
und das Erkenntnis ül)er alle den iinbewcglichen Nachlaß be- 
treffenden Forderungen und Streitigkeiten steht aus.schließlicli 

*) Jfngynrif S. 44. 

Kundj^emaclit im österroirhischcn RfiBl No. 16H und mit Verordniiiifr 
des k. ung. Justizininistcrs vom lö. o. 1871), Zahl 401 1 (bei Marschulkt^ 
IV No. 747 S. 48(^-484^ 
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den Oerichten dieses Landes zu (Art. II). Ebenso steht die 
IQutächeidiinj? hinsichtlich der Ansprüche auf das bewegliche, in 
einem der beiden Länder von Untertanen des anderen hinter- 
lassene Vermögen, dieselben mögen zur Zeit ihres Ablebens 
daselbst ansässig oder nur auf der Durchreise be{n*iffen gewesen 
sein, dem forum rei sitae zu, insoweit dieselben nicht auf dem 
Titel des Erbnclitos oder Vermächtnisses berulien (Art. II Abs. 2 
und Art. HI Zahl l obereinstimmende Bestimmungen in 
<li( scr Materie sind fiitlialten in den mit Portugal (OA 1879, 
XXXn Art. 10), mit Italien ((JA 1875, XUI Art. 12 Zahl 6) 
und mit Serbien (GA 1882, XXXIU Art. 2 und a Zahl 6) ge- 
schlossenen Staatsverträgen und in dem Zusatzartikel vom 
12. 6. 1856 zu dem mit Griechenland am 4. 3. 1835 geschlossenen 
Handels- und Sciüffabrtsvertrage (vgl. die Verordnung des k. 
ung. Justizministers vom 1. 8. 1883 Zahl 36757/82 bei Mar- 
schalkQ lY. Bd. No. 755 S. 495-497). 

Wenn in einem Staatsgebiete gegen ausländische Staats- 
angehörige in bürgerlichen Rechtssachen Klagen vor Gerichten 
zugelassen werden, welchen nach der lex patriae des ausländ!- 
^hen Staatsangehörigen für derlei Rechtssachen überhaupt keine 
oder nur eine beschränkte Zuständigkeit zukommen würde, so 
kann sich der auslandische Staat nur durch Anwendung des 
(inindsatzes der materiellen Reziprozität schützen, d. h. den 
gleichen Gerichtsstand gegen die Angehörigen jenes Staats- 
gebietes auch bei den inländischen Gerichten für begründet er- 
klären. Die Anwendung des Grundsatzes der materiellen Rezi- 
prozität ist nichts anderes, als Retorsion, zu welcher aber die 
ungarischen Gerichte in Ermangelung einer positiven gesetz- 
lichen Vorschrift nicht berechtigt sind.^) 

Vü. Einschränkung der Kompetenz der ungarischen 
Gericlite in bezug auf das Ausland. 

Eine solche Einschränkung kann entweder durch gesetzliche 
Verfügung oder durch Parteienvereinbarung erfolgen. 

') Mit Ausnahme k ]?f'zirksf;rrirht< s ond Gerichtshofes in Fiume 
Äul Grand der dastllist jhh Ii in (i. Itmig stehenden Jnrisdiktiunsnorm vom 
lü. 2. 18Ö3 (g 2ü Zalil It, vgl. die Entscheidung der k. ung. Kurie vom 
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1. Von jenen Füllen, in welchen die Binschräiikung der 
Kompetenz der inländischen Gerichte auf (!riind gesetzlicher 
Verfügung eintritt, haben wir schon im Kapitel III («Ausländer 
als Beklagte gesprochen. Iiier ist noch die Frage zu erörtern, 
ob in jenen F&llen, in welchen die Kompetenz der inländischen 
Grerichte gesetzlich exklusiv festgestellt ist, diese Exklnsivit&t 
in bezug auf das Ausland eine Einschränkung der Kompetenz 
der inländischen Gerichte insolviert. Diese Frage muß verneint 
werden, weil der Staat die Exklusivität nur fOr seine Gerichte 
statuiert, nicht auch dem Auslande gegenüber. Demzufolge kann 
das inländische Gericht in einer ausländischen Rechtssache 
(z. B. über das Eigentumsrecht einer ausländischen Liegenschaft)» 
in welcher es mangels des ausschlieBllchen Kompetenzgmndes 
nicht ständig ist, doch judizieren, wenn es nur auf anderer 
Grundlage kompetent ist (wenn z. B. die Parteien die Kompetenz 
des inländischen Gerichtes vereinbart haben), ohne Bücksicht 
darauf, ob die ausländische Gerichtsbarkeit für jene Rechtssache 
exklusiv festgestellt ist. Denn die Fragen der Kompetenz ge> 
hören zu den Ordmattma tiHs und die interne Gesetzgebung 
ist deswegen zunächst frei, sie nach eigenem Gutdünken zu 
ordnen. Der urteilende Richter ist nicht berechtigt und nicht 
verpflichtet, auf auswärtige Normen über die Kompetenz Rück- 
sicht zu nehmen. Er hat sich nicht durch die Erwägung leiten 
zu lassen, ob ein anderer Staat das Urteil anerkenne oder nicht.^) 
Uebrigens ist nicht ausgeschlossen, daß ein solches Urteil auch 
im Inlande rechtswirksam sei, wenn z. B. der Kläger wegen 
Feststellung eines Eigentumsrechtes an einer ausländischen 
Liegenschaft den Prozeß vor dem inländischen Gericht deshalb 
anhängig gemacht hat, daß das Urteil in einem anderen vor 
dem inländischen Gerichte abzuführenden Prozesse als Präjudiz 
diene.'^} 

2. Was die Frage der Einschränkung der Kompetenz der 
inlilndisclien fierichte durch Vereinbarung der Parteien aiibe- 

2t>. «J. (M, Zahl ( „Dnnttenytdr" des „Jogtudomdnyi KözUmy" IV. 

Fulge, 1. Baad, ^o. öl, ö. 73—74). üebereinstimmead die österreichische 
Jarifidikttoiaiiomi | 101. 
1) Meili A. a. S. 197. 
^ Magyary a. a. 0. 8. 49. 
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kngt, 80 ist in iiDseren Zivilprozeßgesetzen keine Nonn darüber 
enthalten, ob durch Vereinbarong der Parteien die exklusive 
Kompetenz ansl&ndischer Gerichte bedungen werden könne. 
Die Frage muß bejaht werden. Sowie es den Parteien frei 
steht, ihre Rechtsangelegenheiten ganz der Judikatur der Staate 
liehen Gerichte zn entziehen (z. B. Einigung auf ein Schieds- 
gericht), so mufi es ihnen auch frei stehen, anstatt der in- 
ländischen Judikatur die anslindlsche Gerichtsbarkeit zu ver- 
einbaren. Dieser Satz ist aber zwei Beschränkungen unter- 
worfen : 

a) ausgenommen sind jene Fälle, in welchen das inländische 
Gesetz einen Ausschluß der inländischen (jerichtsbarkeit durch 
Parteivereinbarung nicht zuläßt, \g\. inbesonders § 53 ZPO. 

b) wenn das inländische Recht die Rechtswirksamkeit des 
ausländischen Urteils nicht ant rkL'niit. Wenn das ausländische 
Urteil im Inlande nicht rechtswirksam ist, so kann da.s in- 
ländische Gericht seine Kompetenz nicht ubh lmcn, wliiu uuch 
der KlitpriT die exklusivi' Knüipcti iiz des inisliindischen Gerichtes 
für sich anerkannt hätti'. Eine Alildiniing der Kompetenz 
seitens des zuständij^en inländist lu n (ieiichtes wäre denecfatio 
justitiae. Der Fall ist, wie M((!fi/(try^) richtig lieiiicrkt, 
ganz So zu behandeln, wie der unzulässi^re Verzicht uui ein 
Rechtsmittel (§ 31 des GA öU, 1881, Novelle zur ZPO und § 217 
des Ges. üb. d. SV). 



«) A. a. 0. S. 60, Note 3. 



Das Seekabel in Kriegszeit 

Eine Darstellung (Us «reitenden Rechtes. 
Von Dr. ülgmaud Cybleliairiiki iu München. 

Einleitung. 

Da eine Xeutralisierung der Seekabel nicht «relungen ist 
und ihre Keelitslajre im Kriege auch nieht vertraglich perc^elt 
Worden ist, so ii viele die Kahel für rechtlos jsrehalten, 
nicht nnr Laien. sMinli in auch .luristen. So erwiderte Sir 
Shi'rsfoif liaher, der im diüii in London eiiM'n Vortrag 

über die ^Rechte und Pflichten der Kriegführenden und Neu- 
tralen*^ hielt, auf die Frage, wie »'ine Kabelzersclineidung in 
Kriegszeit zu werten sei, dali es weder eine Regel, noch einen 
Präzedenzfall gäbe, der die Meinung zu leiten und zu koii> 
troUieren erlaubte. Andere haben nach dem Recht der Kabel 
gesucht, am gründlichsten der frühere Gerichtsassessor und 
jetzige Amtsrichter Dr. F. Schölts.^) Was seinem Buche hohen 
Wert verleiht, das ist das Bestreben, für alle Fragen, die in 
Hetraclit kommen, eine R»'c])tsbasis zu finden, was ja recltt 
eigentlicii die Aufgrabe der Theorie biltlet. Wenn ein Praktiker 
es z. H. für sell»t\ ( i\si,ii!dlicli lialt, daß ein Kabel zwischen 
dem Lande kriegt ülii t rider Staaten überall zersrlmitten werden 
darf, so kann das nicht befremden. Wenn aber ein Theoretiker 
ebenso handelt, so versündigt er sich an der Wissenschaft. Das 
Kabel kann ja neutrales Privateigentum sein, das unverletzlich 
ist. Ebensowenig ist es wissenschaftlich zulässig, die Kabel 
zwischen neutralen Ländern ohne Beweis für unverletzlich zn 
erklären, da sie ja dem Feinde gehören können und feindliches 
Eigentum zur See verletzlich ist, falls es nicht von einer neu- 
tralen Flagge gedeckt ist. Jonhannaud hätte daher in seiner 
Doktordissertation nicht folgende Worte schreiben dürfen: 

1) Krieg und Seekabel, Berlin 19()4, 161 Seiten. 
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„Happeloiis, acattt ifentreprendre cet examen, les teinws piecis 
du probi^mt. Les eäbles unissanf deux terriMrea neuiret itanU 
invMables, ei ceua^ gui uniatent lea deux beUigiramta o» deux 
pointa du terHtoire d'uv mime beUigiraut itantf au aw/raire, 
sujeta &n principe ä destrucfion, le probUtne ne se posera rcelle- 
ment que povr te c/}hle uniaaoHi le terriUrire dun beUigirant ä 
im territoire neuti c "^ 
Platz hatte er in seijieui liuch, das 320 Seiten gr. 8*^ umfaßt, 
reichlich; uiiUlt-iud füllt jedoch in's Gewicht, daß Forscher vun 
bedeuten<lcTn Ruf ganz eb< iiso zu Werke pepfangen sind. 

Unbefriedigt von den t)isher vertretenen Theorien, hat 
Schols eine neue aufgestellt. Iteliauptend, daß die Kaiu 1 Land 
sind in jeder Beziehung und daher dem Landkriegsrecht uuter- 
lit'ueii Weil ihm jedoch diese Theorie als angreifbar erschien 
und es ilim niieh nicht ;_Mdan<»", den an(h ren Ansicliten den Todes- 
st(dj zu veisetzen. s(. hat er sii- \oni Sr;n)d!Huikt ihrer Autoren 
ansliihrliclist erintert, was natürlich eine einfache und klare 
Darstellung aii>s( hloli. Bereits dem .) misten ist es schwer, 
sich in dem Durch- und Nebeneinander der Theorien ans- 
zuki nnen, und erst dem Laien! Die Wirkung des Ruches auf 
gel'ildete Nichtjuristen hißt sich — das ist von besonderer Be- 
deutung — dokumentai is( h nachweisen; der logenieur Dr. pkiL 
üennig schrieb nämlich: 

^^chitlz li;it zwfir neuerdings in seinem schon genannten Werke 
eine große Keüje vuu hücbst beftcbteuswcrten und jnristisch gründlich 
dnrclidacliteii Ldtafttsen auch fflr diese scbwlexigen Fragen aufgestellt, 
aber von einem poBitiven, intemalienal anerlcannteB TOlkeneeht kann 
iii besag anf die Seekabel vorläufig nicht die Rede aein, und wenn es 
heute einem kriegfühn iul. n Staat* einfallen sollte, gc^en neutrale Kab(>l 
noch viel riirksichtslost r v<irziit:i'beo, als die Amerikaner es im Jahre i si»8 
taten, so wurde eine VtrleU.ung des positiven Völkerrechts auch noch 
nicht in Frage kommen, da die iseekabel eben im Kh<^c bisher faktisch 
leditlot sind! . . . Jedenfalls ist soviel klar ood woU von allen Seiten 
anerkaiint, daß die abeolnte Uaklarbeit, weldw (Iber die leobtUohe 
Stelliing der Kabel in Kriegsidten gegemribrtig benacbt, je eber Je lieber 
besfiti^ werden mn 

Kah(l werden aber nicht Juristen abschneiden, sondern 
ijaiea; die Hecbtslage der Kabel interessiert in erster Keihe 

' T.es rähli's sous marins. Leur protection en tempa de paix et 
en tempa de guerre. Pans liKM, b. 210. 
Ztich. XIV 382!.. 397. 

ZfitMhrift f. iBtera. Frirat- n. Ofmitl. Bwsht. XTIL 11 
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nicht die Juristen, sondern die Aktionäre nnd Ingenieure der 
KabeluntcniphmuQgen und die Offiziere der Kriegsflotten. Daraus 
erklärt sich das rege Interesse, mit dem die Probleme des 
Eabelrechtä von so viel^ Nichtjuristen verfolgt werden; daraus 
erklart sich, daß über das Kabelrecht neben vielen Jnnsten 
auch sehr viele Laien geschrieben haben, so daß die Zahl der 
vorhandenen Aenßerungen größer wie 100 ist. Wenn auch 
bezweifelt werden kann, daß die Jorispradenz Oeroeinverstind- 
lichkeit anzustreben hat, so ist doch unbestreitbar, daß ein 
Jurist, der das Kabelrecht bearbeitet, so zu schreiben hat, daß 
ihn jeder Gebildete verstehen kann. Die Wissenschaft soll dem 
Leben dienen, und das Leben sind hier die Laien. 

Eine möglichst einfache nnd möglichst verständliche Dar- 
stellung war meine Aufgabe. Nach einem kurzen Bfickblick 
auf die Kabelpraxis und die bisher vertretenen Anschauungen 
habe ich eine neue Theorie so knapp wie möglich begründet, 
wobei freilich an einigen Stellen weit ausgeholt werden mußte. 
Aber das war notwendig, da sonst die Ergebnisse in der Luft 
geschwebt hätten. Es mag ilberflfissig erscheinen, gelegentlich 
einer Spezialautgabe vom Wesen des Kriegsrechts nnd der 
Analogie zu handeln; nnd doch hat mir erst der Hinweis auf 
das Wesen des Kriegsrechts den Aufbau der eigenen Theorie 
er!n<>g1icht und die Betrachtung der Analogie erst zum Hebel 
verholfen, mit dem viele abweichende Ansichten m&helos aus 
den Angeln zu heben sind. 

Trotzdem die drahtlose Telegrapiiic große Fortschritte ge- 
macht hat, ist eine Untersuchung des Kabelkriegsrechts nicht 
überflüssig, da nach dem Urteil namhafter Physiker geradezu 
neue Erfindungen gemacht werden müßten, wenn die drahtlose 
Telefj:raphie der drahtlichen el)enbürtig werden sollte, ganz ab- 
gesehen davon, daß die Ergebnisse der Kabeltheorie sicli auch 
auf die telephonisclien Kabel beziehen und zudem in nicht ge- 
ring<'ni Umfang für das Keclit der drahtlosen Tek-'^rupliie ver- 
wertet worden können. Das beweist vor allem die Schrift von 
Schütz: Drahtlose Telegraphie und Neutralität (Berlin 1905).*) 

'i V gl. auch die Aeußerung von F, Stoerk imAtmuaire da l'lMstittU 

de diüit iHl. T. 19, S. 312. 
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L Die Kabelpraads. 

Kabelabscimeidiingfeii sind bereits vor dem spanisch-amerika- 
nischen Kriepre vorjirekomraen, haben aber, soweit bekannt, weder 

zu diploiuati.sciit'n UnkrhaiHlhiiigeii, noch zu a'inviu {^gerichtlichen 
Verfahren Anlaß gegeben und sind daher auch von der Thturie 
nicht er*j:ründet worden. Erwiihninipr verdient, daß die Chilenen 
im Kriege mit Peru 1882 Kiibcl, die beide Liuider verbanden, 
im Küsteumeer und anscheinend auch auf hoher See zerschnitten. 
Die englis< lie Gesellschaft, welcher die Linien gehörten, forderte 
von Chile Ersatz allen direkten nnd indirekten Schadens, der 
ans den Zerschneidungen erwachsen war. Chile erkannte willig 
SD, daß es Entschädigung m leisten habe, weigerte sich Jedoch, 
mehr als die Beparaturkosten zu ersetzen. Die Gesellschaft 
nahm die ihr Ton Chile angebotene Summe an und erklärte 
sich für alle Ansprüche abgefunden. Zu diplomatischen 
S* iiiitten und theoretischer Erörteriin«: liaben erst die Kubel- 
einprifte des spaniscli-ainerikaiiischt'ii Krie<]fes gepreheii. JMe in 
vii'lfii Beziehun{j:en intereüsuiite Praxis sei kurz «geschildert; 
auch die politisch, national und militärisch bedeutsamen Momente 
sollen gleich hier hervorgehoben werden und nicht erst am 
Schloß der Abhandlung, wie dies Begel ist. 

Trotzdem Spanien seit mehreren Jahren gegen den kuba- 
nischen Au&tand zu kämpfen hatte, der von Amerikanern offen 
begflnstigt wurde, traf es keine Maßnahmen, um den tele- 
graphischen Verkehr mit der .Perle der Antillen'' für den Fall 
eines Konfliktes mit Amerika zu sichern. Es s(U'^te weder für 
den Bau einer eigenen Kahelverhiudung mit Kuba, noch be- 
testigte es durch Aufführung' von Strandbatterien die Landungs- 
punkte der Ircmden Kabel auf der Insel, was ihm verhängnis- 
voll werden sollte. Auch Schiffe zur Ausbesserung zerschnittener 
Lmien hatte es nicht zur Verfügung. Sämtlich* Linien, auf 
denen spanische Telegramme Kuba nnd ebenso die Philippinen 
enreichen konnten, berfihrten fremdes Gebiet, vor allem Nord- 



^) T. S, Holland t Dea cäblw soM-marins en tempa de gmerre 
T. 25, 8. 649). 

*) B. W. Paraoni, a. a. 0., S. 813. 

11* 
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amerika, .so daß die BeförderuDg vüu dt-iii W lilen Dritkr ath 
liäugig war. 

Anderen < i( ist v« nuten die Taten der Amerikaner Ax 
Tat:»' der Kriegserklärung nahmen .sii* die beiden Seekahol 
Florida nach Havanna und alle Linien, \vt 1( Iif indir«'kt mii der 
Insel verkehrten, in militärisrlic Verwaltnnj^" und iiutei^aerter. 
die Refördernnfr von spanisdu-ji Staatsdepesi In n. f- rnff v-i^ 
Telegrammen in C Jelieinix lirift mit lieNtinummjj: nai h \V*si- 
indien und von allen 8finiunt(en mit fpindürher Ti iidt nz Das 
»'iüf voll d»'n zwei Kabeln von Havanna wurde im s|t;iiii<'-hen 
Küstenge wiisser aliiirsclinitteit. auf ein Krii jrssehiSF geiiüminen 
und zur Vermittelung des Verkehrs zwischen Waähiügtou unü 
dem Blockadegeschwader vor Havanna benutzt. 

Zur Kabelah.schneidung waren eigens nicht weniL'er wie 
drei Schilfe hergerichtet: der ^Mangnjve". die ^Adria- und <ler 
„Saint-Louis"', von denen das erste bereits am 25. April, dem 
Tage der förmlichen Krieg.serklärung. in See stach, um die 
Kabel von Santiago de Cuba nach Jamaika und Haiti zu kappen. 
Einige Tage darauf folgten die beiden anderen Schiffe: der 
Schutz der Operationen lajr stänriig mehrerctt Kriejrsschiffen ob. 
Werkzeuge zur Kabelzerschiieiduiig erhielten noch andere i^^ahr- 
zeuge. 

Trotz der irrnßen Vorbereitung(»n blieben die Bemüliuniien 
der Kabelflotte mehrere Wochen fruchtlos, da sie in voller 
Meerestiefe erfolgten, die auf Kulia wie auf fast allen Antillen 
in geringer Entfernung von der Küste beginnt. Als am 18. Mai 
der „Saint-Louis"* die KabeLsuche wieder in der Tiefsee, sieben 
Meilen von den Forts von Santiago entfernt, begonnen nnd 
keinen Erfolg gehabt hatte, kam er suchend immer näher an 
die Küste heran, zuletzt bis auf eine Seemeile, wo er endlich 
ein Kabel faf3te. Aber zu gleicher Zeit begannen die spanischen 
Forts, ein lebhaftes Feuer auf ihn zu richten. Unter dem 
Donner der feindlichen Kanonen wurde das Kabel hastig an 
Bord gezogen, durchgeschnitten und in das Meer zorQckgeworfen. 
Die Mtthe war jedoch vergeblich gewesen, da, wie sich bald 
herausstellte, die Operation an einem alten Stück Kabel vor- 
genommen worden war, das man gelegentlich einer Ausbesse- 
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mng al8 unbraudibar im Meere zorttckgelafisen hatte. Die 
ünterbrechnn^ der Linie nach Jamaika, welche in der Feste 
Santiago landete, gelanj^ überhaupt nicht, während das Kabel 
Santiago-Haiti am 6. oder 7. Juni dicht an der kubanischen 
Käste von Guantanamo zerschnitten wurde, naclidem die Spanier 
von dem Landnngspunkt durch das Feuer der Kriegsschiffe 
vertrieben worden waren. 

Gleich schwieri^^ q:estaitet(*n sich du: Angriffe gegen die 
Seetelegraphen, welche Santiajr<» mit Batabano verbanden, einer 
Stadt an der Südküste der Insel gefj'enüber Havana. Diese 
Linie diente dem Marschall Blanco zum Verkehr mit Admiral 
Cervera, der 500 km von Havana entfernt, in Santiatifo einge- 
schlossen war. Die Operationen erfolgten vor ( iniluegos, wo 
die Kabel anlandeten. Vier amerikanische Kriei^ssehiffe kamen 
bis auf eine Seemeile an die Küste heran und eröffneten ein 
lebhaftes Feuer auf das Kabelhaus, während zwei Dampf- und 
zwei Ruderboote, jedes besetzt mit seelizelin Mann, die Kabel- 
suche beganneri, da^> .\ii<:e auf das Kabellians «rerichtet, das als 
Wegweiser diente. Doeli noch in einer Entfernung" von weniger 
als 100 m erwies sii Ii das Heniühen wpfjen zu trroßer Wasser- 
tiefe als frnrlitlos und zeitigte erst einen Erfolg an einem 
Punkte, d( r einige Meter vom Ufer entfernt war und 20 Fnli 
tiefes Wasser hatte. Nicht wenifrer wie 30 Mann waren nfttijj:, 
um das Kabel, das in östlicher Richtung nach Santiago lief, 
an Bord zu ziehen, wo es gekappt wurde. Das nach dem 
Lande zu führende kurze Ende wurde ins Meer geworfen, das 
andere Fnde in einer Länge ven 150 Fuß ans dem Wasser 
{reliobt'ii. um auf ein Krietrsscliifl gebracht zn werden und 
eventuell dem Verkehr mit Santiago zu dienen. Indessen das 
Gewiclit des armstarken Kabels war so groß, daß das tragende 
Boot nur durch erneute Kappung vor dem Kentern bewahrt 
werden konnte. Ein Stück Kabel von etwa 100 Fuß blieb an 
Bord zurück. Während der ganzen Zeit waren die Spanier 
untätig geblieben. Sie setzten sich erst zur Welir, als die 
Amerikaner auch den andern Seetelegraphen, welcher in der 
Hichtung nach Havana lief, in einer Entfernung von 60 
vom Ufer erfaßt hatten. Mehrere Amerikaner worden vom 
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feifldlichen Feuer verletzt, nichtsdestoweniger die Operation zu 
Ende gfofülirt Während der Arbeit hatte man im Meere lin 
drittes Kabel lieiiu rkt. Sofort ginpr man an di(' At ^ciineidur^. 
gab sie jedoch auf, als das feindliche Feuer ininier luftiger 
w urde und den Tod voa vier Mann sowie die Verwundung eiies 
SchiAskommandanten verursacht hatte. Trotzdem konnten die 
Amerikaner zufrieden sein, denn das dritte Kabel verband nur 
das Kabelhaus mit der Stadt Cienfuegos, ermangelte also der 
strategischen Bedeutung. Die Verbindung mit Santiago war 
unterbrochen. ^) 

Wie vor Kuba verfuhren die Amerikaner auf den Philippinen, 
die zwei englische Kabel besaßen. Das eine von Hongkong 
nach Bolinao (auf Manila i wuide im spanischen Küstenmeer 
gekappt, auf ein Kriegsschiff geholien nnd zur Kuiinnnnikation 
mit Hungkon«: l»enntzt, bis auf Protest Spaniens die englisrhe 
(iesellschaft den Betrieb in Hongkong einstellte. Die andere 
Linie, welche von Manila nach Capiz auf Pauay lief, wurde 
ebenfalls im feindlichen Küstengewässer unterbrochen. 

Die Praxis der Amerikaner lilßt sich auf folgende Grund- 
sätze zurückführen: 

1. Sämtliche Kabel, welche vom feindlichen Land aas- 
gehen, dürfen zerschnitten werden, mögen sie auch Neutralen 
gehören. 

2. Die Zerschneidung ist auf hoher See zulassig und im 
feindlichen i\ustenmeer. 

3. Ein zerschnittenes Kalte! darf in den Dienst des 
militäriNclien Nachrichtenverkehrs gestellt werden, auch weun 
es in einem neutralen Staat landet. 

Nach Beendigung des Krieges reichten die geschädigten 
Kabelgesellschaften — zwei englische und eine französische — 
auf diplomatischem Wege der amerikanisclien Begierung eine 
Berechnung der Kosten ein, welche die Wiederherstellung der 

h Die SiliiUlorunK stammt mit Ansnafame einiger Reflexionen «tf 

J. DcpcU elf . Les cAbles trh'ufi nphiqucs en tempft (le guerre (Platte 
des (hm.r nrorirfes v. 11. In einigen Punkten sind abweithtiidt 

Nuchru Ilten vtrbr' it'-i worden, die sich je(lA>ch auf juristiüch erhebliche Tat- 
sachen nicht beziciien. 



Digitized by Google 



Das ä(:ekabcl iu Kriegszeit. 



167 



zerschnittenen Kabel und der Wiederaufbau des Kabt lliauses in 
Cienfn<'y:os vprursaelit hatten. Sowohl die englische wie die 
franzi»sische liegierung erklärten, daü eine Pflicht zum Ersatz 
des Schadens nicht bestehe, aber die Billigkeit dafür spreche. 
Auf den gleichen Standpunkt stellte sich die amerikanische 
Kegrienin^ und beantragte beim Kongreß die Bewilligong der 
erfoiderlicben Kredite, Jedoch oboe Krfolg. 

Geringeren Umfang, hatten die Kabeberschneidungen im 
mssiscb-japanischett Kriege. Abgeschnitten wurden von den 
Japanern die beiden von Port Arthur nach Tschilu in China 
laofenden Linien, während die beiden von Wladiwostock nach 
Nagasaki und diejenige von Fnsan auf Koi-ea nach Tsu.shim.i 
Von der privaten Kabelgeselischatt. weh lier sie gehörten, zur 
Si( lierheit außer Betrieb gesetzt wurden und daher unverletzt 
blieben. 

IL Die Maliorigen Ansehammgeii. 

a) Die Theorie Scholz. 

Nachdem er festgestellt bat« daß der elektrische Nach- 
richtendienst keine Entfernungen kennt, behauptet er, daß 
zwei durch Kabel verbundene Länder in bezug auf das Nach- 
richtenwesen als unmittelbar benachbart anzusehen sind. «Hier- 
nach dürfte es angemessen erscheinen, sagt er, bei der recht- 
lichen Würdigung (iieses eigenartigen Konininnikationsmittels 
das Meer ganz anszusrbalten und die Meeresleitungen wie Land- 
It'itungen zu behandeln.- Das Kabel ist, fährt er fort, eine 
vuni Meer übei'schwennnte VerkehrsstraBe und hat (hiln r in 
jeder Beziehung Landqualität, Es ist als i'ertinenz des 
Landes anzusehen und teilt mithin die Rechtslug(> der Haupt- 
sache oder steht mit anderen Worten unter der Souveränität 
des Landes, dem es nach seiner örtlichen Lage zugehört 
(S. 39 f.). Die Souveränität hat nicht nur den „für das Kösten- 
meer streitigen Inhalt", sondern ist eine Souveränität „in 
vollem Maße" und ist gleich derjenigen über Staatsgebiet (41). 
Verbindet das Kabel zwei Staaten, so steht es in ihrem Kondo- 
nunai (44). Die llaupteiuwändt gegen diese Theorie sind 
tolgende : 
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1 . Das Kabel ist nicht Liand aod wird auch nicht dafür 
gehalten. 

2. Die Souveränität fiber das Kabel oder wie Sckole 
mehrfach sagt: Kabelterritorinm ist nicht voll, da anf hoher 
See andere Kabel, d. h. Kabelterritorien dartlber gele^ 
werden können ohne Zustimmung des ersten Kabelsouveräns, 
wii^ denn das Weltkabelnetz an vielen Stellen ein Netz ist 
im eigentlicben Sinn. Bei AiiRl)( .s>eriin^'' eines Kabels können 
fremde Kaliel, alias Territorien, die djirüber ]ie«reii. mit in 
die Höhe gezogen werden, ohne daß eine Kriaubuis erforder- 
lich wäre. ^) 

3. Passiert ein Kabel, das kriegfahrende Staaten ver- 
bindet, neutrales Wasser, so sind dort Eingriffe unzulässig, 
so daß auch aus diesem Grunde die Souveränität „in vollem 
Maße*^ doch nicht voll ist. 

4. Verbindet das Kabel kriej.rfülirende Staaten, so erklärt 
die Tlieorie des K.ihelterritoriuirts gar nichts, denn behauptet 
man die Fortexistenz des Kondominats trotz des Krieges, so 
ist jeder Uferstaat nur nach Zustimmung des aiKlern zu 
Eingriffen berechtigt, da sie ja Condomini sind iiml nicht 
Doniini. Das Wesen des Kondominats besteht darin, daß 
ein Land nicht einen Souverän hat, sondern zwei. Behauptet 
man dagegen, daß während des Krieges das Kondominat 
nicht existiert, so fehlt eine Bechtsbasis für Kabeleingriffe, 
es sei denn, daß man annehmen wollte, daß die gemeinsame 
Souveränität mit der Kriegserklärung in zwei volle ausein- 
ander fällt. Zwei volle Souveränitäten über dasselbe Land 
sind aber uninügiich. 

5. Verbindet das Kabel einen kriegführenden Staat mit 
neutralem Lande, so ergibt sich das Verliältnis, daß von 
zwei Condomini der eine Krieg führt, der andere in Frieden 
lebt. Geht die andere Kriegspartei gegen das Kabel vor, 
als welches ist Staatsgebiet, so greift sie ein Territorinm 

Ceber die Mißstände, welche sich hierans ergeben, vgl. die Vmtx 
Konferenzberatungen von 1882 in Martens ^ N.R. G. 2. 8. t. 11, S. 1S6, 
152, 283 und sonst. 
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an, dessen Mitsouverän mit ihr in Frieden lebt. Darf sie 
es und wamm? 

6. Das Zabel kann nicht Pertinenz des Landnngsstaates 
sein, weU es nicht daffbr gehalten wird. Sowohl nach römischem 
Recht wie BGB kann eine Sache nie Zubehör sein, wenn sie 
▼on der Terkehrsanffassnn^ nicht dafflr ^halten wird.^) In 
der Theorie des Völkerrechts i.st zwar wiederholt von Pertinenz 
gesprochen worden, ohne daß jedoch eine besondere Ent- 
wlcktlüji^'' des Bf<rritys untcrnuiiunen worden wäre; mau 
darlitc an den privatrrrlitliclirn. Daß aber die (ilieder der 
Vöikerrechtsgemeinscliaft die Kabel für Pertinenzen halten, 
hat Scholz nicht nachzuweisen gesucht, ja nicht einmal 
erforscht, ob ihnen auch allen der Begriff bekannt ist (das 
ist nicht der Fall), z. B. den orientalischen Völkern, wie 
etwa Japan. Verbindet das Kabel zwei Staaten, so ist derselbe 
Gegenstand Zubehör zweier Sachen. Ob dies begrifflich 
möglich, hat Scholz nicht erörtert; für den Bereich des 
deutschen Privatrechts ist die Frage vom OLGr Rostock in 
einem Beschluß vom 21. 7. 1904 verneint worden. 2) 

7. Als Vorzüge seiner Theorie bezeichnet der Verfasser 
die Möprliciikeit der Anwendung des Landkrieirsrochts auf die 
Kabel und die Unanwendbarkeit (h s Seelieuterechts auf 
dieselben (45). Den ersten Vorzug liat er selbst nielit aus- 
genutzt, denn nach Landkriegsrecht ist eine Beschlagnahme 
nnd Benatzung der Telegraphen nur nach Okkupation (Be- 
setzong) des Feindeslandes zulässig, während Seekabel in 
vielen F&llen bereits vorher den gleichen Maßnahmen nnter^ 
worfen werde» dürfen, wie Scholz selbst zngibt^) Eine 
besondere Okkapation der Kabel ist natürlich nicht möglich. 
Wie sollte sie aussehen, am den Forderangen des modernen 
Kriegsrechts zu entsprechen? Man könnte nur behaupten, 
daß sie nach Besetzung des Landungsstaates als okkupiert 

^) Vgl. Windseheid' Kipp, Lehrlracb des Pwidektenrechts, Aufl. 9, 
I 706 § 143; Dernburg, Pknd., Aufl. 5, I 178 and 180; BGB § 97. 

*) JET WimpfhBimer^ Kann ein Gegenstand Znbehur mehrerer 
Stehet) sein? (Archiv für bürgerliches Recht, XXIX 84). 
Vgl. Ergebnisse 8. 154 ff. 
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ZU betrachten sind. Eine Gleichstellung von Kabel und 
LaijUteleorr.iph ist auch vom Standpunkt der Scho/ 2' fachen 
Auffassuiifjf nicht niö«rlich. denn das erste ist Land, währt-'üü 
der zweite es nicht ist, .sondern auf Land steht. Das See- 
beutere« ht schließlich ist nicht deshalb auf die Kabel unan- 
weudbar, weil sie Land sind, sondern weil es besondere 
Vorschriften über Wegnahme von Kabeln nicht gibt nnd 
daher nur eine analoge Recbtsanwendnngr in Frage kommt. 
Biese setzt aber gleiche Tatbestände voraus, die hier fehlen, 
worüber alsbald. 

b) Kabel und Schiff. 
In Frage kommt nur, ob das Kabel nach Analogie der 

Schiffe zu behandeln ist, denn daß es nicht selbst ein Schiff ist, 
weiß jeder. UeV)er Wesen und Bedeutung der Analogie im 
Recht schweiirt die Theoiie des Völkerrechts in der Ueber- 
zenfning. dali jeder d'iv uüü^cn Vorstellungen l)eini Studium 
des Privatrechts, das so häutig allgemeine Rechtsfragen erörtert, 
erwirbt. Eine allgemein anerkannte Theorie der Analogie gibt 
es jedoch auch im Privatrecht nicht, wenn auch über einige 
wichtige Momente Uebereinstimmung herrscht. 

Die Analogie dient der Bechtsauslegung; sie beruht auf 
dem Grundsatz, daß Gleiches gleich zu behandeln ist. Der 
Grundsatz der Gleichheit erscheint Uber kurz oder lang überall, 
\^'o gleichwertige Individuen existieren, und ist daher die natur- 
notwendige Folge der Verhältnisse. Die (xleichheit der Menschen 
in vielen Hinsichten bewirkt eine Gleichheit tatsächlicher Zu- 
stände. Was aber lange Zc it ^ivdauert hat. erscheint als recht 
und unanfeclitbar. Ant diese Tatsache sind, nebenbei bemerkt, 
die Rechtsinstitute der Verjährung und des unvordenklichen 
Besitzes zurückzuführen. Kinder hervorl)ringen, essen, trinken, 
sprechen, arbeiten, kämpfen können alle Menschen. Die Gleich- 
heit der Anlagen und Kräfte führt, soweit vorhanden, zu einer 
Gleichheit der Leistungen und der Lebensweise und damit zu 
einer Gleichheit in Schätzung und Wertung des Nächsten. Die 
Gleichheit der Leistungen strahlt zurttck auf ihre Urheber und 
laßt sie dem denkenden Reschauer als gleich erscheinen. Weil 
der eine nicht mehr i.>t und kann als der andere, deshalb gilt 
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er ibm gldcb und genießt gleiche Rechte. Diese Vorstellung 
drückt das bekannte Wort aus: Was dem einen recht, ist dem 
andern billig. Der religiöse Grundsatz, daß vor Gott, der 
weltliche, daß vor dem Gesetz alle gleich sind, ist auch nur 
eine notwendige Konsequenz natürlicher Gleichheiten, die bloß 
erkannt zu werden brauchten, um jene Grandsätze zu erzeugen. 
Entstanden im Hinblick auf konkrete Verhältnisse, bat der 
Gruiidsatz, daß Gleiches gleich zu bebandeln ist, zunächst 
konkrete Inhalte gehabt, aus deren zusammenfassender Be- 
trachtung mit der Zeit der abstrakte Grundsatz gewonnen 
wurde. Fest steht ja heute, daß das Abstrakte geschichtlich 
dem Konkreten nachgefolgt ist und lange überhaupt nicht 
existiert hat. 

Rt'cht i.st, wa.s für Keclit gehalten wird; daher gehört das 
Prinzip, daß gleiche Tatbestände derselben Rechtsnorm zu 
unterwerfen sind, nach seiner Anerkennung^ dem geltenden 
Rechte an. Keine ausreichende Erklärung tlieser Tatsache ist 
es, wenn Thöl die Geltung des Prinzips der Gleicliheit auf 
die logische Natur des Rechts, Binding slvlI den stillschweigenden 
Willen des Gei>etzgebers, Adickes und Rrinz auf eine 
Forderung der Gerechtigkeit zurückfüliren. Tiefer in das Wesen 
der Sache diiug-t Regelsherger . der ausführt, jenes Prinzij» 
sei „als Erzeugnis der Kulturentwit kelunj.'- ins Recht erwachsen, 
also wenn man will Gewohnheitsreciit." ' i Wie er ebenfalls 
ganz richtig hervorhebt, eiifsclicidct über die Gleichartigkeit 
der Tatbestände das inensciilithe ürteil, und dieses kann 
wechseln. „Ein Römer des laiirhunderts der Stadt würde 
nimmer zugegeben haben, was im 2. Jahrhunder-t n ( hr. an- 
erkannt war. daß die Verletzung eines Freien mit <U'r Ki»r]ier- 
verletzung, begangen an Sklaven oder Tieren, aul einer Linie 
stehe" (S. 158). 

Venuöge der Analogie wird die konkrete Fassung der 
Rechtsätze überwunden und die Rechtsüberzeugung des Volkes 
mit dem foimulierten Recht in Einklang gebracht, ohne daß 
die gesetzgebenden Faktoren in Tätigkeit treten. Die Analogie 



^) Pftndekten S. 157 ^ wo aoch die anderen Nachweise. 
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macht die starre Form biegrsam, daher lebensfähig. Freilieh 

wo die Schnellpresse der Gesetzpebnnjr die Bedürfnisse ge- 
wandelter Rf'clitsiinschauungen im Xu erfüllt, da ist wenig 
Raum für d'iv Analogie. 

Denkltar ist es auch, daß ein Volk entweder allt'-einein 
oder auf einem bestimmten Rechtsgebiet die Foiiii fUr heilig 
und somit die Analogie für unzulässig hält Tatsächlich ist 
z. B. im deutschen Straf recht die Vermehrong der strafbaren 
Tatbestände auf dem Wege der Analogie ausgeschlossen, und 
in England gilt allgemein das Hinausgehen über den Buch- 
staben des Gesetzes für verboten.') Anerkannt ist der Grund- 
satz der Gleichheit auch in England wie Überhaupt in jedem 
Kulturstaat; die Besonderheit ist nur, daß er aus dem Gebiete 
der Gesetzesanwendung verbannt und auf seinen sonstigen 
Wirkungskreis, zu dem vor ulleiii die Gesetzgebung gehurt, 
beschränkt ist. 

Will man die Analoj^ie iui Vitlkt'n'fchr verwerten, so nuiß 
man Tatbestände vor sich hal)en oder ioruiulieren, die nach dem 
Urteil der Volker als gleichwertig betrachtet werden können. 
Die Ansicht des oin/rlnen Theoretikers reicht nicht aus und ist, 
wenn ihre Uebereinstimmung mit der Rechtsüberzeugung der 
Kulturvölker nicht nachweisbar ist, durchaus irrelevant. Femer 
ist unerläßliche Voraussetzung, daß die Völker eine freie Aus- 
legung des internationalen Rechts, wie sie kraft der Analogie 
geschieht, für zulässig halten. Selbstverständlich ist, daß gegen- 
über einem Volke mit abweichender Anschauung über Gleich- 
artigkeit des Tatbestandrs oder Zulässigkeit der Analogie eine 
Anwendung des IM-iiizips dej- ( Jlcidilii-it nielit gereclitfertigt ist. 
Volk ist hier gebrauclit im Sinne von Staat, da die N'rdker- 
rechtsgemeinschaft aus Staaten besteht. Als Ansicht eines 
Staates wird man das Urteil seiner nuißgebenden Faktoren zu 
betrachten haben mv\ als Tiiaß^vbende Faktoren je nachdem die 
Regierung ansehen oder die Regierung und Volksvertretung oder 
bestimmte Gerichte, welche internationales Recht anwenden. 

UebfT (iif cnirlisclK' Art »ucli 11'. Pe t l mann, Ueber die Ent- 
schädigung Iiii (In Euiwirkuugen der üffcutlichea (Jewalt . . . (Zeitschr. für 
Privat- und offentU Eecht, Bd. 34 z. B. S. 101). 
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Dif T;iTl»t*st;ui(l<\ Hill welche es sich im Kabulwtsen Iiandelt, 
sind i\iv Unbraiu libaniiachung und Benutzunjör; das Pendant 
hierzu wäre im SchiÖswesen die Unbrauclibarniachiinj? und Be- 
nutzung von Scliift'en, mögen sie dem Handel dienen oder dem 
Kriege. Daß beide Ciruppen von Tatbeständen von den Staaten 
nicht für gleichwei tig gehalten werden, ergibt die verschiedene 
Behandlung, welcher sie unterworfen werden. Kauffahrteischiffe 
werden aufgebracht und einem prisengerichtlichen Verfahren 
unterzogen. Siegt der Nehmer, so steht ihm das Schiff zur 
Verfügung; er kann es zwar unbrauchbar machen, denkt aber 
nicht daran. Kriegsschiffe werden bekämpft, wenn sie selbst 
kämpfen, und eveiitu» 11 in den (irund gebohrt; ergeben sie sicli, 
so werden sie niciit unbrauclibar gemacht, sondern mit licbe- 
\i-llt r S(»r«ifalt in Besitz geiKUimicn niui der ei^renon Marine 
eiiivt rleibt. ( iaiiz anders die Kabel! Sit- w » rden sofort un- 
brauchbar geiiiacht oder sofort id Benutzung genommen; ein 
priseugerichtliches Verfahren wird nicht eingeleitet, ebensowenig 
wie ein Kampf gegen die Benutzer des Kabels stattfindet. Auch 
die Fhfcggenfrage kommt in Betracht, da wohl die Schiffe, nicht 
aber die Kabel eine Flagge führen, so daß gleichwertige Tat* 
bestände nicht formulierbar sind. 

c) Kabei und Konterbande. 

Die analoge Anwendung des Konterl>anderechts auf die 
Kabel ist nicht möglich, da die in Betracht kommenden Tat- 
bestande von den Staaten nicht Ifir gleich gehalten werden. 
Das ergibt sich schon daraus, daß die Konterbande beschlag- 
nahmt und einem prisengerichtlichen Verfahren unterworfen 
wird, die Kabel aber nicht. Unzulässig ist es, die Kabel selbst, 
welche ausgelegt sind, al.s Konterbande zu betrachten, w ie dies 
Scholz [S. 92) u. a. tun, da Konterbande nur sein kann, wu.s 
deui Feinde zugefüiirt wird. 

d) Kabel und Blockade. 

Was vom Schiffs- und Konterbanderecht gilt, ist auch von 
dem Recht der Blockade auszusagen : seine analoge Anwendung 

anf die Kabel ist nirht luijoflich, weil die Staaten die Tat- 
bestände, welche in Frage kotnnun, nicht für gleich halten, 
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n&mlich nie ein prisengerichtliches Verfahren eintreten lassen. 
Dazu kommt, daß es niclit ein Rechtsinstitat der Blockade, 
sondern nur der effektiven Blockaile <ril)t — dir nnr nh vor- 
handen anzusehen ist, wenn die Fortsctzniifir des Verkehrs mit 
dein blockierten Land aüt der (iefahr der Wegnahme vertjunden 
ist. Für die Fortsctzer dts Kabelverkehrs entsteht aber durch 
die Existenz eines noch so großen Blockadegeschwaders ni» 
eine Gefahr, so da6 eine effektive Blockade gegenfiber dem 
Kabelverkebr nicht möglich ist Die Schriftsteller aber, welche 
das Blockaderecht auf die Kabel angewendet wissen woUten, 
dachten ohne Ausnahme an die effektive Blockade des niudemen 
Vidkerrechts. \) Als dritter Grund ist anzuführen, daß die 
(>]ü( kade den an sich zulässigen Verkehr Neutraler mit einem 
krie^-führenden Staat unzulä.ssig macht; das iihx'kaih'rec !it würdf 
also nicht die Abselineidung derjenigen Kabel zu rechtfertigen 
vermögen, welche bereits der Kriegführung dienen, und das 
sind alle Kapbel, welche von Feindesland ausgehen, mit Ans- 
nahme derjenigen, welche infolge Einrichtung einer strengen 
Zensur in neutralem Lande zum Kriege nicht benutzt werden 
können. 

ei Kabel und ins angariae . 
Üüwj iuü anf/ariiU' existiert nicht mehr Als es lebte, 
gewahrte es dem Souveriin eines Landes die P.efugnis, nationale 

'■j Ich nenne: Ge// cken, Holtzendorffs Uandbacb des Völkcr- 
rechtli IV 7GI ; Scholz, der Ba(^: „Dafi Im Bfebineo «tllM rechtsgültigen 
Blockade (Hafen- (mIci- KQstenbhickade) ein Kabel, soweit et Dicht aqiiütte] bar 
zwti lu^ntralc Punkte miteinander vcrliiniiot. zrr'Jrhnittf'n weTiicn darf, wini 
voui Vcrlasser (nämlich B, Kraemer, Die unterseeischen Telegrapbenkabel 
in KriegBzeiten, Bwtoeker rMihtow. Stadien t 5) in üebewiiMtimmnBg mit 
saintlu^hcn AutoMO mit Recht bejaht. Denn die Bloekade gibt ein Recht, 
ji-iit 11 Verkehr vom und zum blockierten (rchict zu sperren und diese Siirnv 
mit ücwalt dorclizusetzeu' ^Archiv für J^t/st und Tel. 1903 S. 713^; ebenso 
Schölt, Krieg and Seekabel 8. 85, vilirend er sp&ter (S. 160, 1fiO*> sagt, 
die i'lockade gehöre „ibrem Wesen nach überhaupt nicht" ins Kabelrecht: 
n;ii Ii Jahr und Tag vertrat er wicdf r rnit Entschiedenheit die alte Ansicht, 
wtiü «;r auf anderem Wege eine Problemlösung nicht zu tinden vermocht« 
(Drahtlos. Tel^. u, NeotralitKt, in der Festgabe fftr Hübter, Berlin 1906 
8. 2]ii u. 2()2). 

-') iStatt vieler vgl. die eingehende Darstellung von L. B. Ha u/ef t uille, 
JJl'^ Uroitv et des decoira den naliun neuties eu temjps de guerre 
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und fremde Schiffe, die sich im Halen oder auf der Reede des 
Staates befanden, ohne Einwüligung der Schiffer zu Transport- 
z\\'eckt n gegen Entschädigung zu verwenden, falls er dies für 
nötig hielt. Das Recht wurde hergeleitet aas der Sonyerftnitftt 
des eingreifenden Staates nnd konnte daher anf hoher See 
nicht ansgeSbt werden. Es vermag also Eingriffe anf hoher 
See in keinem Falle zn rechtfertigen; gewagt ist es femer, 
die Abschneidung mit ihm zu Ix ^iiinden. Unmöglich ist es 
scliließlicli, aus dem ins auffariae die Befugnis zu Vorgehen 
gegen Kabel herzul(Mtt'U, welche bereits dem Kriege dienen. 
Auf Grund der Anjjarie sollte ja die Benutzung 
zum Kriege erst herheigef üiirt werden. Wer die 
Angarie ausübt, ist verpflichtet, die Eigentümer der beschlag- 
nahmten Gegenstände zu entschädigen. Die Existenz einer 
£ntschädigangspflicht haben, wie erwähnt, England, Frankreich 
and Nordamerika yemeint ^ nnd mit Recht. ^) 

f) Theorie v, Bar. 

Er sagt von den Kabeln, welche kriegführende Staaten 
oder Punkte eines von ihnen verbinden: „In beiden Fällen ist 

maritime, Anfl 2. III 415 —426. Er nennt die Anjjario ..luen.r msta des 
coututnes harhares du ntoyen äffe" und sa^t am SchlaÜ: „Gest un uOus 
de la fotce, uh attentat conti e l' iHdependunve des peuples neutres; 
ih peuvent, ils doivent resister ä cette prctention par tous les moyetts, 
mime par l§a armu". Feiner: Bulmerincq in HoUtendorff» 
Hudbncli das VOlkerr. IV 98—103 und B. Kleen, Loia ei uaagm tU la 
S^raliU II 68—74. Diese eingdieiideii DftnteUangen hat nionaiid wider- 
legt Vgl. ferner etwa noch f>. Uli mann, Völkerr. 8. 904 und F.Ferela 
in dar Marine- Rundschau 1890 S. 936. der ursprünglich anderer Ansicht 
war; er vergaß, aie zu berkhti^'tn. als er 1908 die 2. Aufl. seines „Intern. 
Öüentl. Seerechts" Teröffentliclite (S. 2i\). Die amerikanische See IcrifLrsrf rhts- 
in?tniktion von l'.HM). welche in Art. 6 das ius angariae als i:<lt<iiil ho- 
liuniitltt-, ist inzwischen aufgeiiubfu worden Wie Pereis a. a. ü. t-rwähut, 
babeo die brilischeu Diplomaten, Kon8uhi and Kriegsschißskommandanten 

fiefebl erhalten, sich jedem Yeranch, das ius angariae gegenüber 
biitiseben Schilfen aonollben, zn widersetsen. 

*) Anf das ius angari^xe haben sich bemfen: Solland ^ 0^ nnd 
Alex, Porter Morse, De la deetrucHon par un billigerant des 
cäbles soue^marim appartenant ä des Compagniea prittSea. J., T. 2d, 
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die Aufliebunp der Kommunikation jodom der kriegführenden 
Teile gestattet entweder kraft der eigenen Territorialboheit 
oder kraft des Rechts der Occupatio an allen Sachen, welche 
der Kriegführunfr des Feindes zu dienen geeignet sind und in 
dem feindlichen Territorium sich befinden."') Peide (iründe 
reichen niciit aus zur Keclitfertigung der Kabeleingriffe auf 
hoher See, wo es weder eine Territorialhoheit, noch dieses 
Recht der Occupatio gibt; dort sind aber Eingriffe zulässig, 
wie V. Bar später selbst gesagt hat, olinc jedoch seine Be- 
hauptung zu beweisen. Er begnügte sich mit dem Hinweise, 
daß die Zulässigkeit selb.stverstündlich ist.-/ Auch wenn die 
Kabel Neutralen gehören? Warum? 

Der Satz c. Bar'ii deckt auch nicht P^ingriffe in ein 
Kabel, das Tunkte des Feindeslandes vereinigt, wenn das Land 
selbst nicht okkuppiert worden ist. Eine gesonderte Beset;jung 
des Küstenmeeres ist auch nach seiner Ansicht nicht möglich 
(S. 419); von einer Besetzung des offenen Meeres kann keine 
Rede sein. 

Das Kabel zwischen neutralen Ländern hält der Göttinger 
Gelehrte für unverletzlich, auch wenn es einer Zensur nicht 
unterliegt; ob das Seebeuterecht anwendbar ist, wird nicht 
erörtert. 

Das Kabel zwischen feindlichem und neutralem Land darf 
seines Erachtens abgeschnitten werden im Fall einer .wirk- 
lichen Okkupation feindlichen Territoriums" und femer im 
Hereich einer effektiven Blockade. Das letzte trifft nicht zu. 
Was das erste anlangt, so sieht v. Barah „wirkliche Okkupation" 
die vorübergehende Betretung des Kabellandung.spunktes zur 
Kabelabschneidung an. Der Tatbestand ist jedoch viel zu 
mager, um eine Besetzung im teclinischen Sinn und ihre Recht«*- 
wirkungen zu erzeugen.'') Wenn eine berittene Aufklärungs- 



>) Das Recht der nntcrspeischen Kabel im Kriegsfall, Archiv für 
uffentl. Recht XV {\m)\ S. 415. 

2) Annuaire de l'Ini<titul de droit int. T. 19, S. 17. 

Vgl. Art. 42 der Haajjer Landkriegsrechtsbestimmungen: „ Uh terriloire 
est considere cutnme occupi- lorsqu'il se trouve jtliice de fait sous 
l'autoritt; de l'armee ennemie. L'occupation ne s eiend qu'auT territoirfs 
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Patrouille sich weit in das Feindesland vorwa^ und an einen 
Baum beranreitet, den ein Mitglied zn 6eobac1itui]g:sz wecken 

besteigt, so wird nieiiuiud den Platz am Baum als okkupiert 
üiisehen im Rechtssiiiii. Auch der Kabellandungsi>uukt ist nur 
einige Quadratmeter groß. Wurden im Kriege nur solche Be- 
setzungen vorküiumen, so hätte es niemals zur Ausbildung des 
Kechtsinstituts der Okkupation mit seinen zahlreichen Vor- 
schriften kommen können. Es gibt aber nicht zwei Arten von 
Okkii})ation im technisclien Sinn, sondern nur eine, nnd diese 
ist die geregelte. Der feine Takt, welchen o. Bar in prak- 
tiseben Fragen zu beknnden pflegt, hat ihn zn der einschränkenden 
Bemerkung veranlaßt, zulassig sei die Abschneidung indessen 
nur auf der Küste, aber nicht im Küstenmeer. Jedoch ist die 
vorfibergeliende Betretnng des Landungspunktes Okkupation, so 
verschafft sie auch das Recht zu Verfügungen im Küstenmeer, 
also auch zur Kabelabschneidung. Erstrocken sich aber die 
Wirkn?i^'en der Landung auf das ivüstenineer nicht, so liiunlelt 
es >ii Ii auch um keine Okkupation im eifrentlichen !Sinn. Ein 
drittes gibt es nicht. Eine Abschneidung im Küstenraeer kann 
auch nach Besetzung des Feindeslandes notwendig werden, 
wenn z. B. eine schwimmende Station eingerichtet werden soll 
oder Zurückerobemng des Landes durch den Feind droht. 

Auf hohem Meere darf das Kabel nach Ansicht v. Sar% 
nicht abgeschnitten werden, da der neutrale Staat infolge Legnng 
des Kabels ein Recht auf Verkehr mit der Kriegspartei erhalten 
habe, in deren Gebiet das Kabel landet. Dieses Recht brauche 
nor einem bestimmten anderen Rechte einer kriegführenden 
Partei weichen, das indessen fehle. Durch Legung eines Kabels 

od eeHtf autoriid Mi iiablU et m meture de ^exereer." Stimmt wttrt* 
lieh aberein mit Art. 1 des BrOsseler Entwarfs Ton 1874, zn dem cU» 

Institut für Völkerrecht 1875 bemerkte : T^s dispositUftis du piojet de 
declaratian relatives ä l'occupation du ten itoire ennemi sont Vappli" 
cation de re principe vrni : que h» fait sru/ di- Voccupatiiin ne confere 
aucnn droit de souverainete, mais qiie lu cessation de In r('f>istance 
Ihcale et la retraite du gourertiement natiimal, d une pari, la presence 
de l urmee envahimiante de i uutre, creenl pour celle-ci et pour le 
9ou9ememe9ti qu*eUe represente un ensemble tFobligatione et de droits 
9uenHeUement pravieoiree" (Annuaire I. Annie S. 134). 

Mtschrift f. Intern. Privat- u. Öffentl. Becht. XVU. 13 
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allein entsteht jedoch kein völkerreclitlichea Becht auf tele- 
grapbischen Verkehr, ebenso wie die Oeffnung von Häfen für 
fremde Handelsschiffe an sich noch kein Recht auf Verkehr i&t 
den Heimatstaat der Schiffe zur Entstehung bringt, es sei denn, 
da6 ein anderes vertraglich stipuliert wird. Im Bereich der 
internationalen Telegraphenunion ist übrigens das Recht auf 
telep-aphischen Verkehr — zur Beseitigung von Zweifeln, die 
aus der Tatsache des Vertra*rsabsrhlusses hätten entöUiitn 
koiiiipn — verneint, worüber aisl»al(1. Was aber für diese 
Stjuitcn Rechtens ist, sagt Verfasser niclit, wiewohl der Fall 
wichtig ist, da zur Union fast fünfzig Staaten gehören. 

gl Theorie v. Lisst. 
Er gibt zuiiiii'hst an, daß die Frage nacli der Rechtslage 
der Kabel im Kriejre mans'i'ls vertraglicher Fest.setzung sich 
,.nach allgt'iiit'iiH'n ( JiMindsiitzcir nitsclifidc und fälirt dann fort: 
^Danach sind auf dt in Krie^^sschauplatz alle Maliregeln gestattet, 
die im Interesse der Kriegführung notwendig sind, ohne daß 
dabei die Staatsangehörigkeit des Eigentümers der benutzten, 
beschädigten oder zerstörten Gegenstände in Frage käme.''^) 
Zum Kriegsschauplatz gehört auch die hohe See (S. 334). Der 
eben genannte Satz v, Lissas geht über das ius angariae in 
doppelter Beziehung hinaus; denn er bezieht sich auf die hohe 
See und läßt zudem Eingriffe zu ohne Entschädigung. Er 
rechtfertigt auch Eingriffe in Kabel zwischen neutralen Ländern, 
da sie zur l i lu rniittuluiig vnn kriegserheblichen Depeschen 
benutzt werden können. Ein soklier («rundsatz, wie ihn r. Liszt 
formuliert, ist »hin Völkerrecht fremd. Wiiiv er j^eltendes Recht, 
so würden Kriegführende schalten und walten dürfen auf dem 
Weltmeere nach Belieben, neutrale Schiffe wegnehmen, benutzen, 
versenken dürfen ohne Entschädigunjr, neutrale Ladungen be- 
schlagnahmen und verwenden dürfen, ohne einen Pfennig zu 
bezahlen, so daß das Wort Neutralität ein leerer Schall wäre. 
Einzige Voraussetzung der maßlosen Freiheit kriegführender 
Staaten wäre nur, daß die Maßregeln, welche sie treffen, not^ 
wendig sind für die Kriegführung. Die Benutzung neutraler 

^) Völkerrecht, 3. Aufl., S. 346. 



Digitized by Google 



Das Seekabel in Kriegszeit. 



179 



Schiffe zu Traiisportzwcc keii. neutraler Ladungen /aiv Auf- 
frischung der eigenen Vorräte. iH sonders der LehensniitT» 1 und 
Kohlen, die Vernichtung des <:» samten neutralen Handels mit 
Fti Fidesland zwecks Aushungerung der Bevölkerung kann gewiß 
für uotwendig im Interesse der Khegführung gehalten werden. 

IIL Kabeltheorie. 

Der Krieg ist Kampf nnd der Kampf Angriff des Feindes 

und seiner Hal»e. Das Recht ist eine Ordnung oder irenauer 
nach Rost'/i eine Abgrenzung von Willensniiicliten, nach Jelli- 
nek soziale Sclirankenziehung, nach Merkel ein Inite^mff von 
Mauern und Zäunen. In Anlehnung au diese Begriftsl»estini- 
muugen kann über das Kriegsrecht ausgesagt werden, daß es 
seit undenklirhen Zeiten aus Schranken besteht, weiche der 
Freiheit der Kriegführenden gelten. Das Eigenartige ist, daß 
die Zahl dieser Schranlcen im Laufe der Zeiten immer größer 
geworden ist und nach dem Wnnscb bnmaner Menschen fOrderhin 
möglichst wachsen soll. Da das Kriegsrecht ans einer schritlr 
weisen JBinschranbing der Handlungsfreiheit der Kriegführenden 
entstanden ist, so folgt, daß im Kriege dem Feinde und seiner 
Habe ge<j:enül»er grundsätzlich alles erlaubt ist, soweit ein Rechts- 
satz nicht entgegensteht. 

Jedoch mögen die Rechtsschranken nocli so zjthlreieli werden, 
eins wird den Kriegsparteien stets unbenommen bleib(!n, nämlich 
?egen die Mittel vorzugehen, mit denen sie auf dem Kriegs- 
schauplatz angegriffen und bekämpft werden. Diese Freiheit 
ist unveräußerlich als notwendige Folge des Selbsterhaltungs- 
triebes, der in allen Lebewesen thront nnd zn spontaner oder 
wenn man will instinlctiver Realction gegen Angriffe bewegt 
nnd antreibt Daher versteht es sich von selbst, daß ein Gegen- 
stand, der auf dem Kriegsschauplatz Objekt eines feindlichen 
Angriffes nicht werden darf, seine Ausnahmestellung sofort 
Terliert, wenn er zur Bekämpfung des Gegners benutzt nnd 
clamit zur Waffe gemacht wird. Auf dieser Anschauung l)ernht 
Art. 27 der Haager Bestimmungen, betreffend die Gesetze und 

Gebräuche des J>andkrieges, der lautet: 

,Bei Bela^reruügen und Jinnihnrdpmfnt«' sollen alle erfnr der liehen 
M&iiregehi getroffen werden, um die dem Gottesdienst, der Kunst, der 

12* 
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Wisaeuoliftft und der WoUtUJgkelt gewidoMtw Oebtade sowie «m 

Krankcnliilusor nnd Sammclplätzp für Kranke und Verwandele soviel 
wie mfigUch zu schonen, vorausgesetzt, daß sie nicht gleick* 
s«itig itt «inem uiliilriseheii Zweck Verwendan g finden.' 

Bekumt ist, daS im letztes deutsch-fniuritoisclien Kriege 
w&faieiicl der Belagerung von Straßbnig der Turm des MftosteR 

von den Deutschen bombardiert wurde, wobei eine Kugel das 
Kreuz auf der Turmspitze traf, das seitdem schief steht wie 
der Turm zu Pisa. Das Vorfrehen war zulässig, da die FYan- 
zosen auf dem Tnmi eine liiMil)arlitiinf.'sst;ition für Artillerie- 
oftiziere elugerichtet hatten. Eine iinvt rletzliche ÜAchr war 
zur Bekämpfung des Gegners benutzt wordei» und dadurch ver- 
letzlich geworden. Eibenso kann im Seekriege ein vorscbrifts- 
mäßige« Lazarettschiff, das an sich nnverletzlicfa ist, in den 
6nmd gebohrt werden, wenn anf ihm Kanonen anfgestellt und 
zur Beschießung des Feindes verwandt werden. In allen 
diesen Fällen ist die Eigentumsfrage belanglos: 
anch wenn der zum Kampfe benutzte f! cjren stand 
einem Neutralen gehört, ist seine Kechtslage die 
gleiche. 

Anerkannt ist heute, dati die Telegraphen iiu Kriege eine 
Waffe ersten Ranges sind und unter Umstanden geffthrlicber 
werden können, wie Panzerschiffe nnd Kanonen. Werftberdie 
Mobilmachung, Verpflegung und Kampfesart eines modernen 

Heeres orientiert ist, kcuut die immense, ich wiederhole immense 
liedtMitTinfr ilcr Telegraphie im Kriege und weiß, in wie weit- 
gelu'iultiu Maljc \hrv niilitäri.sche Binn^/unpr vorgesehen ist. 
W aluviid des s]iauis( li-anicrikanischeu Kriegte« schickte der 
spanische MariiU'»iiiiii>l<r zwei Telegramme au dvn Admiral 
Cervera; in dem einen teilte er ihm eine bevorsteliende Kohlen- 
znfuhr mit; in dem andern erlanbte er die Rttcickehr des Ge- 
schwaders nach Spanien, was Certtera selbst onter Hinweis 
auf die mangelhafte Ausrüstung' wiederholt Totgeschlagen hatte. 
Beide Telegramme kamen nicht an; die Amerikaner hatten gut 
gearbeitet. Die Folge war, daß Cervera nach Santiago fuhr, 
wo er nach einiger Zt-it den Amorikanem eine Seeschlacht 
liefern mußte, die bekanntlich mit Vrrnichtnn? seiner j^rsaniton 
Flotte und dem Tod von etwa 600 Spaniern sowie der Ue- 
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fangennahme von 1500 endete. Was von den Telegraphen- 
kabeln, gilt in gleichem Umfang von den telephonischen. Ich 
unterscheide sechs Kabelklassen, die der I^eser mit der Zeit 
kennen lernen wird. 

1. Das Kabel zwischen Punkten des Feindeslandes. 

Der Feind wird es zur Ueberraittelung militärischer Be- 
felile, In.struktionen und Nachrichten benutzen, also im Dienste 
der Kriegführung oder mit andern Worten zum Angriff des 
Gegners. Die selbstverständliche Folge ist, daß der Gegner 
sich dagegen wehren, gegen das Kabel vorgehen, es unschädlich 
raachen darf. Er ist befugt, es im feindlichen Küstenmeer, 
aber auch auf hoher See durchzuschneiden, welche ja zum 
Kriegsschauplatz gehört. Läuft das Kabel dagegen auf seinem 
Wege durch neutrales oder neutralisiertes (iewässer, so ist dort 
ein Eingriff wie jeder Kriegsakt unzulässig. Verfügt der Feind 
über Schiffe und Werkzeuge zur Kabelreparatur und besitzt er 
die Möglichkeit zu ihrem Gebrauch, so darf die Unschädlich- 
machung nachhaltiger werden, etwa dadurch, daß die Kabelenden 
auf dein Meere verschleppt oder große Kabelstücke fortgenommen 
oder Armatur und Isolierung an verschiedenen Stellen beschädigt 
werden. Einzige, aber auch unumgängliche Vorau.ssetzung eines 
jeden Eingriffs ist, daß er zur Kriegfühning notwendig gehalten 
wird. Dieser Satz gilt nicht nur im Kabelrecht, sondern über- 
haupt im modernen Kriegsrecht, das zweckloses Wüten ver- 
bietet. Ueber die Notwendigkeit einer Kriegshandlung urteilt, 
soweit eine besondere Vorschrift nicht besteht, jede Kriegspartei 
sell>fit, so daß Meinungsverschiedenheiten unausbleiblich sind. 
Trotzdem ist jener (Jrund.satz von Wert, denn er erinnert 
Soldaten und Befehlshaber daran, daß Akte der Rache und des 
Vandalismus unzulässig sind und auch im Kriege die Gebote 
der Ritterlichkeit und Humanität verbinden. Im Kriege mit 
Spanien haben die Amerikaner sich wohl de.shalb auf Ab- 
schneidung der kul)ani.schen und pliilippini.^chen Kabel be- 
schränkt, weil sie Spanien für unfäliig zur Kabelreparatur 
hielten. Andere Maßregeln, und zwar die schärfsten, werden 
besonders in einem Kriege mit England notwendig werden, 
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das an verschiedenen Punkten der Erde große Niederlagen aus- 
gabebereiter Kabel hat, ein geschultes technisclies Personal 
besitzt und 29 spezielle Kabeldanipfer, von denen zwei der 
Regierung gehören. 

Weil das Kabel teil hat an der Bekämpfung des Gegners, 
weil es ihm Wunden schlägt und Verluste beibringt, unterliegt 
es auch den Unbilden und Wechselfällen des Kampfes und 
spürt die Wirkung von Niederlagen und Triumphen. Wie 
Kanonen den einen Tag dem Feinde ihres Herrn Tod und Ver- 
derben bringen, den andern Tag, in die Hand des Feindes ge- 
fallen, ihre feuerspeienden Rohre auf den ehemaligen Herrn 
und Gebieter gerichtet sehen und ein drittes Mal wieder ihrem 
Herrn dienen, zurückerobert, wie Festungen, Feldschanzen und 
Laufgräben lieute gegen den Feind benutzt werden und morgen 
von ihm, wenn er sie erstürmt hat, so unterstützen auch die 
Kabel diejenige Kriegspart«i, in deren Gewalt sie sich linden. 
Die Menschen bedurften weder einer Ueberlegung noch einer 
Belehrung, um zu diesem Ergebnis zu gelangen. 80 war es 
seit jeher. Was natürliclier, als daß jemand die Keule, welche 
der Hand des Angreifers entsunken war, aufraffte und gegen 
den (iegner benutzte? Diesen Tatbestand hat das Recht nicht 
geschaffen, möglich aber ist, daß es ihn mit der Zeit nacli 
irgend einer Richtung regelt. Die Benutzung der Kabel, welche 
Punkte des Feindeslandes verbinden, hat eine Regelung bisher 
nicht erfahren, so daß also die Kriegführenden ihrem natür- 
lichen Drange und Verlangen freien Lauf lassen können. 

Verfehlt wäre es zu behaupten, daß die Benutzung zulässig 
ist kraft eines Rechtsatzes. Das Recht als Abgrenzung von 
Willensmächten braucht eine menschliche Tat, um existent zu 
werden; die kriegerische Kabelbenutzung cntbelirt dieser Tat 
und kann daher nicht Objekt einer Rechtsnorm sein. Häufig 
angewendet, aber stets unrichtig ist die Methode, die Prüfung 

•) Von den 2;l weiteren KaboldumufiTn, die es nach dem 8tand vom 
Mai 191)0 auf der Welt gab. entfallen <! auf Franl<reirh, je 3 auf Dänemark 
and die Vereinigten Staaten von Nordatnerilca. je 2 auf Deutschland. Kanada 
und Südamerika und schlieülich je einer auf die Niederlande, Italien. Neu- 
seeland. China und Japan (Aichir für Fant und Tel., IJXXi, ö. HlOH.t. 
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der Zulässigkeit von Kriegsakten mit der Suche nach erlaubenden 
Rechtsätzen zu beginnen. Das Wort Rechtsstaat, von dem man 
viel hört, scheint das irrige (iebahren veranlaßt zu haben, wie- 
wohl sich der Satz, daß der moderne Staat ein Rechtsstaat ist, 
nur auf das Verhältnis der Staatsverwaltung zu den Staats- 
angehörigen bezieht und besagen will, daß die Verwaltung (im 
Gegensatz zur Gesetzgebung) zu Eingriffen in Freiheit und 
Eigentum der Staatsangeliörigen nur bereclitigt ist auf (irund 
eines Gesetzes. Ueber den Staaten gibt es aber keine Gesetz- 
gebung, so daß sie den Individuen im Staate vergleichbar sind, 
welche beliebig ihre Freiheit gebrauchen dürfen, falls ein Rechts- 
satz nicht entgegensteht. 

Freilich ist es üblich, auch in solchem Falle von einem 
Recht zu sprechen. Es mußte dahin kommen, da der Begriff 
des Rechts als Massenvorstellung aller Dämme spottet und die 
sog. natiurechtliche Anschauung erzeugt hat, daß alles Tun und 
Lassen dem Rechte unterliegt. Wer genau sein wollte, dürfte 
nicht .sagen, daß Kriegfülirende ein Recht auf Benutzung feind- 
licher Kabel haben, sondern daß die natürliche Freiheit in bezug 
auf die Kabelbenutzung eine Normierung und Ein.schränkung 
nicht gefunden hat. Oft ist jedoch die naturrechtliche Aus- 
drucksweise im Interesse ansprechender Darstellung unvermeid- 
lich; sie ist auch unschädlich, wenn sie nicht zu irrigen Folge- 
rungen führt. Irrig wäre es, z. B. das „Rechf" der Kriegs- 
parteien, sich gegen Angriffe zu wehren, Kanonen, Telegraphen, 
Kabel unschädlich zu machen, als Ausfluß eines Rechtssatzes 
zu betrachten. Denn die.se Kriegsbefugnisse sind eine selb.st- 
verständliche Folge des Kriegszustandes und ihre Verbietung 
daher undenkbar. Was aber .selbstverständlich i.st und un- 
abänderlich gegeben (solange der Krieg zulässig bleibt), kann 
nicht geordnet oder normiert worden sein und mithin auch 
nicht dem Rechte unterliegen. Raum für das Recht entsteht 
erst, wenn das Gebiet des Selbstverständlichen verlas.sen wird; 
die Ausfüllung des Raumes ist nur möglich durch Menschentat, 
welche überhaupt oder eine Zeitlang ausbleiben kann. So kann 
die Benutzung der Kabel Gegenstand rechtlicher Normierung 
werden, ist es aber bisher nicht geworden. Auf dem Lande 
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ist Voraussetzung der Telegraphenbenutzung die Okkupation 
des Gebietes, auf dem die Telegraphen liegen, wie auch Art. 53 
der Haager Bestimmungen ergibt. Auf dem Meere kann diese 
Voraussetzung nicht in Frage kommen, da das Meer niciit 
okkupiert werden kann. 

Es liegt auf der Hand, daß die einen Kabel mehr, die 
andern weniger zur Bekämpfung des Feindes dienen werden, 
ebenso wie Kanonen, Kriegsschiffe und ?>stungen. Schwer 
denkbar ist es jedoch, daß es ein Kabel geben sollte, de.«vsen 
Benutzung im Interesse der Kriegsoperationen ausgeschlossen 
ist. Selb.st ein Kabel nach einem entlegenen Plecken oder 
Felsen, das zur Uebermittelung meteorologischer Nachrichten 
gelegt i.st, kann gegen den Feind Verwendung finden, denn es 
können auf ihm Beobachtungen über die Bewegung der feind- 
liclien Streitkräfte befördert werden oder auch Wetter\'oraus- 
sagen von militärischer Bedeutung, wie unter Umständen An- 
kündung von Nel)eln oder großen Niederschlägen. Die Krieg- 
fülirenden .sind daher nicht verpflichtet, vor Angriff eines Kabels 
Nachforschungen über die militäri.sche Bedeutung anzustellen. 
Nur wenn feststünde und allgemein bekannt wäre, daß eine 
Linie der Kriegführung nicht dienen kann, wäre ein Eingriff 
aus dem (jesirhtspunkt der Waffe nicht gerechtfertigt. Dies 
wird jedoch selten der Fall sein; meist werden zum mindesten 
Zweifel bestelin; sie reichen aber aus, um ein Vorgehen zu 
rechtfertigen. Die Art des Angriffs richtet sich nach der Art 
der benutzten Waffe. Die (Jefährlickeit der Telegraphen beruht 
darauf, daß sie blitzsrhnell und unsiciitbar arbeiten; ihr heim- 
tückisches Wesen rechtfertigt einen summarischen Prozeß und 
die Erteilung von Hieben auf Vorschuß. 

2. Das Kabel zwischen kriegführenden Ländern. 

Der Fall unterscheidet sich dadurch vom vorigen, daß nur 
ein Ende des Telegraphen in der Gewalt des Feindes sich 
findet, das andere aber dem Gegner zur Verfügung steht, so 
daß die Beförderung von Kriegsdepeschen nur möglich ist mit 
seiner Einwilligung, die er nie geben wird. Trotzdem kann 
dieses Kabel nicht anders behandelt werden, wie da^sjenige, 
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das nur Punkte des Feindeslandes verbindet. Denn dadurch, 
(laß der Feind nur ein Kabelende besitzt, wird die Gefährlich- 
keit des Kabels und seine Fähigkeit, zur Bekämpfung des 
Gegners zu dienen, nicht beseitigt. Der Feind braucht nur 
den andern Landungspunkt zu besetzen oder einem Schiff den 
Befehl zu geben (wie die Amerikaner vor Havana), den Tele- 
graphen auf einem Punkte des Meeres zu kappen und zur 
Ueberraittelung kriegserheblicher Beobachtungen und Mitteilungen 
zu verwenden, um einen Tatbestand zu schaffen, der dem zuerst 
besprochenen wesentlich gleich ist. Die Praxis, welche gewohnt 
ist, Schiffe als schwimmende ( Jebietsteile zu betrachten, wird 
dies als .schlechthin unbestreitbar ansehn und daher von vorn- 
herein zur Gleichstellung dieses Telegraphen mit dem zwischen 
Punkten des Feindeslandes neigen. Sie wird sich daher zu 
Kabeleingriffen für befugt erachten, auch wenn das Kabel noch 
wie im Frieden unberührt auf dem Meeresl)odcn ruht. Dem 
steht auch nichts entgegen, denn einen möglichen Angriff' ab- 
zuwarten, ist kein Kriegführender veri>fiichtet, soweit nicht die 
Rücksicht auf neutrale Staaten ein anderes gebietet. Im 
Gegenteil! Er hat möglichst bald vorbeugende Maßregeln zu 
treffen. Auch Forts und Festungen, welche der Feind verlassen 
hat, aber zurückerobern kann, dürfen geschleift und dadurch 
un.schädlicli gemacht werden, wiewohl sie zurzeit vom Feinde 
zum Angriffe nicht benutzt werden. Geliört das Kabel einer 
Privatgesellschaft, welche zu Kriegsbeginn den Betrieb der 
Linie einstellt, so braucht kein Kriegführender darauf Kücksiclit 
zu nehmen, da der Landung-sstaat kraft .seiner Souveränität 
über das Kabel verfügen kann und durch die Maßregeln der 
Kabelgesellschaft keinen Kompetenzverlust erleidet. 

Wie die Abschneidung, so ist auch die Benutzung zulässig, 
aus dem gleichen Gninde wie beim Telegraphen, der nur 
Feindesland berührt. Es gehört recht eigentlich zum Wesen 
des Krieges, daß Waffen der einen Partei der andern dienen 
müssen, wenn sie in ihre Hand fallen. 

Ist dagegen dem Feinde die Benutzung des Kabels zwischen 
seinem und des Gegners Lande unmöglich imd die Tatsache 
gemeinkundig, so versagt die bisherige Beweisführung und ein 
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anderer Wpet ist einzuscLla^-en. Ich bruiu-ho ihn ji-ducli aiciit 
beschreitt Ii, da der Fall nicht eintreten kann. Kr wäre z. B. 
gegeben, wenn der Feind znr Einrichtung einer sehwinunendeD 
Station weder die Mittel besäße, nocli sich dnrcli Herstellang, 
Ankan! oder an! andere Weise verscIiaSen könnte und dn 
Gegner dies wüßte. Einen solchen Staat gibt es aber nicht. 
Ferner wäre der Fall da, wenn die Eioricfatong einer schwim- 
mcnden Station militäris» he Bedeutung nicht gewinnen kfinnte 
oder wcnfcn mangelnder Seeherrschaft oder Fehlens eines tmg- 
lichen Ankerplatzes unmöglich wäre und auch die Besetzunjr 
des anderen Landungs|)ünkte8 nicht in Frage käme. Wer 
vermag aber den Gang de^ Krieges bestimmt vorau.szusagen, 
die Gewinnung eines Bundesgenossen, die Erlangung der See- 
herrschaft, die Okkupation des gegnerischen Territorinms als 
ausgeschlossen übersseugend nachzuweisen? Einen solchen 
Mensdien gibt e.<5 nicht. Zum mindesten werden Zweifel stets 
bestehn und daher eine militärische Benutzung als möglich und 
sonach ein Vorgehen gegen dieses Kabel als zuhLssig erscheinen 
lassen. Die Normierung <\u'^e» Tatbestandes durch Aiifzulilnnu 
derjenigen Zweifel, welche Kiniirirtc rechtfertigen, ist zwar 
möglich, fehlt aber zurzeit und kann sicher nicht von der 
Theorie den Yolkem oktroyiert werden imZeitslter der positiven 
Wissenschaft. Bis eine Regelung erfolgt, sind alle Zweifel 
einander gleicliwertig, insofern sie s&ratlich Eingriffe als za- 
lä.ssig erscheinen la.^.sen. Für den Umfang des Eingriffs ist 
wie für jeden Kriegsakt die Regel ma0gel>end, daß zweckloses 
Wüten untersagt ist und alle MaÜoahmen zur Kriegführong er* 
forderlich sein müssen. 

3. Das Kabel zwischen Feindesland und einem 

neutralen 8taat. 
Die beiden Endstaaten leben in Frieden; eine Verletzung 
des Kabels durch die andere Kriegspartei schädigt zugleich 
Interessen des neutralen Staates, welche bedeutend sein kSonen 
und vor allem auf dem (iobictc des Handels, der Börse und 
tier Wetterkunde liegen. Man denke, wie lähmend es auf den 
englischen Geschäftsverkehr gewirkt hätte, wenn Spanien im 
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leisten Kriege mit Nordamerika die Kabel zwischen Amerika 
imd England abgeschnitten hätte! 

Nichtsdestoweniger kann dieses Kabel au sich keine andere 
Rechtsstellung liabon wie die andereti, wrlrhe von Feindesland 
ausgehen, da t-s der Feind znr Krit'<rfiiliruntr In-niitzen wird. 
Er wird auf (liest-m Wrfrt.' die \v;iffi'iit'äliit:t'n An^j^chiirigen, die 
im Ausland weilen, unter die Falinen ruien, beurlaubte Mann- 
schaften nnd Offiziere zurückbeordern, Lieferungen für Armee 
und Marine bestellen, eventuell Instruktionen für abwesende 
Kriegsschiffe fibermitteln nnd Nachrichten Uber die gegnerischen 
StreitkrÜke empfangen. Daher wird die Abscbneidong dieses 
Kabels zalfissig sein ; daher auch kein Wunder, daß die Ameri- 
kaner von vornherein auf die Abschneidung und Benutzung der 
Tplpprraphen. welche von Kuba nach Jamaika nnd Haiti liefen, 
;iiis;:( tran^'^en sind instinktiv, ohne von der Theorie belehrt 
zu sein, allein geleitet von dem natürlichen Drange, ^.'^ogen 
feindliche Angriffe zu reagieren, seine Waffen unschädlicli zu 
machen oder zu eigenem Nutzen zn verwenden. Die beiden 
KabelgeseUschaften stellten sich bereitwilligst den Kriegführenden 
ZOT Verfügung nnd beförderten, auf ihren pekuniären Vorteil 
bedacht, zuerst spanische und nach Verdrlbigttng der Spanier 
amerikanische Kriegstclegramme. Spanien protestierte hiergegen 
wie überhaupt gegen die Kabelzerschneidungen der Amerikaner. 
Die enj^-^lisclie Regierung befahl darauf der entrlischen Kabel- 
grpsellscliaft auf Jamaika die Eiiituliriin^' einer Zensur und 
Zurückweisnng aller Depeschen in (jelieiuischritt , die französische 
Regierung folgte diesem Beispiele nicht; sie war auch dazu 
nicht verpflichtet, da die Kabelstation auf dem Gebiet der 
Bepablik Haiti betrieben wurde, die allein zur Abstellung des 
»ifistandes das Becht hatte und die Pflicht 

DasYoigehen der englischen Retxienni:: war juristisch von 
weittragender Bedeutung, denn es bewirkte eine Aenderung des 
Tatbe,standes und damit die Notwendigkeit abweichender recht- 
licher Beurteilll^^^ Das Kabel hörte auf, der Krie^^führung zu 
dienen, und verlor die Fähigkeit dazu, so dau ein (Jrund zur 
Alschneidung oder Absclineidtiug und Benutzung nicht mehr 
vorhanden war. 
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Objekt der Zensur liat mit Ausnahnie des diplomatischen 
Verkehrs des kriegführenden Landiiiifrsstaates mit der neutralen 
Regierung der gesamte Nachriclitenverkelir zu sein. Zurück- 
zuweisen oder anzuhalten sind alle Depeschen in geheimer oder 
unbekannter Sprache, femer die kriegserheblichen Mitteilungen, 
zu denen vor allem die Aoftrttge zur Liefemng von Konter^ 
bände, militärische Befehle ond Beobachtongen fiber Bewegmig 
der Streitkräfte gehören. Handelt es sich um eine Telephon- 
linie, so ist der Betrieb einzustellen, da eine wirksame Ueber- 
warlinng nicht durchführbar ist. Aurli wenn der Kontroll- 
bcamte das (iesprUch verfolgt, so erfährt er doch die verbotene 
Mitteilung zu gleicher Zeit mit dem Adressaten, so daß eine 
Verhinderung des Zensurdeliktes unmöglicli ist, ganz abgesehen 
davon, daS es oft sehr schwer ist, sich sofort ein Urteil fiber 
das Gehörte zn bilden. Die Frage ist von geringer praktischer 
Bedeutung, da die Zahl der Telephonkabel zurzeit aus tech- 
nischen Gründen verschwindend klein ist. 

Bricht ein Krieg aus, so hat der neutrale .Staat, welcher 
seine Kabel nach l'eindesland vor Verletzung durch den Gegner 
bewahren will, sofort die Zensnrerrichtung bezw. Retriebs- 
einstellung 7A\ bewirken und dies dem (iegner mitzuteilen. Lieirt 
der Kabell»etrieb in Händen einer Privatgesellschaft, welche 
den Schutz der Linie wünscht, so hat sie die gleichen PÜichten 
wie die neutrale Regierung zu erfüllen und dies der betref enden 
Eriegspartei durch die neutrale Landesregierung mitzuteilen, 
welche ihrerseits die Pflicht zur Ahndung etwaiger Zuwidei^ 
handlungen der Gesellschaft zu fibemehmen hat. 

Verletzt die neutrale Regierung die übernommenen Pflichten, 
so geht sie des Anspruchs auf Schonung des Kabels verlustig. 

Der Di'iriiff der kriegserheblichen Depesche und die Art 
der Zensur ki>nnen Meinungsverschiedenheiten hervorrufen, zu 
deren Lösung die Theorie jedoch nur sehr wenig beitragen 
kann, da es an den festen Prinzipien fehlt, aus denen zweifels- 
freie Konsequenzen gezogen werden könnten. Wohl ließen sich 
Dutzende von Regeln aufstellen, aber nicht in einer Weise be- 
gründen, daß sie als unanfechtbare Formulierung geltenden 
Rechts anerkannt werden mOßten. Das ist keine auffaUende 
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fifBcbeinuDg auf dem G«biete des VSlkenecbts, welches seit 
langen Zeiten übersät ist mit Kontroversen. Wer dies willig 
anerkennt, leistet der Praxis und der Fortbildang- des Yölker- 
reclits einen g^rülieren Dienst, als wenn er den Schein hervor- 
zurufen sucht, er bewege sich auf festem Boden. Hier ist 
der Punkt, wo eine internationalrechtliche Rege- 
lung mit Erfolg einsetzen könnte; die Zensurfrage 
ist so recht geeignet, Gegenstand zwischenstaat- 
licher Tereinbarnngen za werden. Lwt zur Beform 
scheint jedoch zurzeit den Begiemngen za fehlen. 

Wo das Recht versagt, hat die Politik einzusetzen. Ein 
schwacher iStaat wird die Schonung des Kabels durch Einstellung 
des Betriebes erkaufen, wenn eine mächtifre Kriegspartei die 
eingerichtete Zensur für nni?:ureichend erklärt. Andere Töne 
wird eine Großmacht anschlagen, nauientlich wenn es sich um 
Kabel handelt, die für Handel und Verkehr eine große Be- 
deutung haben. 

Mdglich ist, dafi der Feind sein Kabel, das nach nentralem 
l4uide fuhrt, irgendwo auf dem Meere abschneidet und nach 
Einrichtung einer schwimmenden Station im Dienste der Ope« 
rationen verwendet, natürlich in der Richtung nach seinem 
Lande, da am htkIi rn Kiide Zensnrerriehtnnfr oder Betriebs- 
einstellun«^ erlolg:r ist. 1 )ie.ses Kahel kann also aneli zur Waffe 
Werden wie üds Kabel zwischen dem Tiäiid der Krietrfiilirenden, 
aber die Möglichkeit iüt eine bei weitem geringere; eine Be- 
setzung des anderen Laadungspunktes kann nicht erfolgen; im 
neotralea Eüstenmew ist die Stationserrichtung nicht zulässig, 
80 daß in den meisten F&Uen ein tanglidier Ankerplatz fehlen 
wird und man daher der drahtlosen Telegraphie sich bedienen 
wird, trotzdem sie no( Ii unvollkommen ist. Auch wird der 
kriefrfühn^nde Landnn<i-sstaat nicht so ohne weiteres sein Land 
des tele^^raphischen Verkehi*s mit dem neutralen Gebiet be- 
rauben. Der neutrale Staat, welclier die L:ist der Zensur über- 
nommen hat, kann verlangen, daü die ii.rriclitung der schwim- 
mendoi Station abgewartet wird, ehe Mafinahmen gegen das 
Kabel getroffen weiden. Der Freis der Neutralitat ist niSg- 
lichste Yerscbonung mit den Uebeln des Krieges; hätten die 
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Nentrak'ii nur Opfer zu briugen, so würde es sich nicht lohnen, 
neutral zu bleiben. 

Möplich ist ferner, daß trotz der Zensur eine Depe.sche 
mit feindlicher Tendenz zur H<'förderunff gelanpft. Aus die.»;er 
Mü;zlichkeit kann jedoch ein Kriegführender ebensowenig; Hechte 
herleiten, wie aus der eben besprochenen. Die Ptiichten der 
Xeiitralitiit sind nicht mit jeder möglichen, sondern nur mit 
der gebührenden Sorgfalt zu erfüllen, d. h. jener 8orgfah, 
welehe die liegiening t^ines modernen Kulturstaates l)ei Er- 
füllung der Staatsrtufgaben anzuwenden pflegt. Die.se Sorgfalt 
richtet sich nacli den rtiistäiiden ; sie erfährt daher, in An- 
wendung auf die Neutralitäts]>flichten, z. Ii. eine Steigerung, 
wenn die zu ahndenden Delikte sich iiäufen.') Krfüllt der 
neutrale Landungsstaat die Zensurpflicht in gebührender Weise, 
so hat er An.spruch auf Schonung des Kabels. Daher geht es 
nicht an, die Uebernahnie der Zensurpflicht als irrelevant zu 
erklären. Es entspricht auch nicht den Tatsachen, daß eine 
wirksame Zensur unmöglich ist, da .seit Jahrzehnten diese 
Maßregel oft verhängt wird — nicht nur in jedem Kriege, 
sondern auch im Frieden. Hätte sie nicht zum Ziele geführt, 
so wäre sie sicher durch andere Mittel ersetzt worden. 

Richtet der neutrale Staat die Zensur nicht ein und sperrt 
er auch nicht den Verkehr, so hat er auf Kabel.schutz keinen 
Anspruch. Betreibt er das Kabel selbst und befördert er durch 
seine Gehülfen Kriegsdepeschen, so bricht er die Neutralität 
und darf daher als Feind behandelt werden, so daß die Kabel- 
abschneidung auch im neutralen und neutralisierten (Jewässcr 
zulässig wird. Das (ileiche gilt, wenn er wissentlich duldet, 
daß eine Privatgesellschaft unneutrale Telegramme befördert. 

•) üeber den Begriff der gebührenden Sorgfalt vgl. die drei Washingtoner 
Regeln und dazu Klcen, Lois et unaffes de la neutritliti I 334. 

2) Bei den Beratungen des Instituts für Völkerrecht über Kabelrecht 
ftofierte VMfi r. Bar: „Comme on peut, ä dcfaut mhne de chiffrts, 
combiner toute espdce de Inngage cunvenu, UH pareil devoir de sur- 
ceillance est pruprement tmpraticable" [Ännuaire T. 19 S. 317). Er 
nannt« also undurchführbar, was hundertmal durchgeführt worden ist, was 
jeder Staat im Kriege erprobt hat, was noch unlängst Amerika. England 
(Zensur in Aden 189Ui, Japan, Rußland in weitem Umfange geübt haben. 
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Wiewohl der neutrale Staat nicht jede Beteiligung seiner An- 
gehangen an der Kriegffibmng verhindern mn6 nnd z. B. 
gegen die Zeichnnng von Krif^^sanlnilien nicht einzuschreiten 
l>r»ucht, so darf er doch nicht dulden» daß sein Gebiet zur 
Operationsbasis gemacht wird c"^srhipht aber, wenn die 

;mf seinem Gebiete liefrciidf KahclstatiiUi in i]en Ditiist der 
Kriegführung tritt. Die engl is« he Ivcj^Meiun;: erlüUte datier nur 
eine IMlicht, als sie, wie erwähnt, auf l'iotest {Spaniens der 
Kabelgeselischaft anfJamailca die Beförderung von Telegrammen 
in Geheimschrift nnd mit feindlicher Tendenz untersagte. . 

Wie der Betrieb, so ist anch die Legnng eines Kabels za 
beurteilen, also zulässig, wenn der nentrale Staat die Zensur* 
Pflicht übernimmt. Er wird dies nicht tun, wenn die neue 
Linie für den nll{rf*meinen Verkehr keinen Wert hat und nur 
zu nperatioiiszwecken einprcrirlitet wcnli ii s-nll. Will sich der 
iit'Utraie 8taat der ZeusarpÜiriit nicht uiit» rijiehen, so darf er 
auch die Legung nicht gestatten. Als Frankreicli im htzten 
Kriege mit Deutschland ein Kabel von Dünkirchen über England 
nach dem Norden legen wollte — offensichtlich zu militärischen 
Zwecken, widersprach England der Anlandung auf britischem 
Boden als unvereinbar mit seiner Neutialität; ebenso handelte 
es. als die Amerikaner im Kriege mit Spanien ein Kabel von 
Manila nacli Hongkong legen wollten. Dagegen erklärte sich 
<!!( nnrdamf rik;iiii>?rlir Tnion während des nissisch-japanischen 
Kiiii^ts auf private Anfrage bereit, die Legung eines Kabels 
voii (kr amerikani.sthen insel Gnam nach Japan zu Handels- 
zwecken (commercial facilities) zu gestatten. Das ist zulässig; 
auf dar nraen Linie ist jedoch eine Zrasnr einzurichten. 
Möglich ist, dafi England die Legnng für schlechthin unerlaubt 
gehalten hat. War dies der Fall, so befand es sich in einem 
Intom. 

4. Das Kabel zwischen neutralen Ländern. 

Der Verkehr der Neutralon TniteinandfT ist frei und daher 
(la.s Kabel zwisclien ihren I.inuhrn dem Augrift der Krieg- 
führenden entzogen, also unverletzlich. Die englische Doktrin, 
vekhe den Hegriil der Konterbande aucli für den intementralen 
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Yerkehr anerkennt, kommt nicht in Betracht, da eine uialoge 
Anwendong des Konterbanderechts auf die Kabel an^geschloasen 
ist; ebenso die analoge AswendmiK des Seebevterechts, wu 
von Wicbtigkeit ist, da das Kabel dm Feinde gebören Icann. 

Da die Telegraphie dem allpreTneinea Yerkebr eröffnet ist 
mul zu Lande jeder Kriegführende ungehindert mit einem 
ni'utnilcn Land verkehrrn darf, so ist die Bcjnitznn!/ «l'-s inter- 
iK'Utralcii Kabels zur Krictrführung niügiicli. Knie Kncpspartei 
k;<iin »'ine Depesche in üelieimsclirift, welche einen Kiiegübefehl 
enthält, nach eiuem neutralen Lande schicken und von dort 
nach einem dritten nevtralen Gebiet per Kabel SHuden lassen 
sj) einen Bmpfinger, der den Befebl za Wasser oder zo Lande 
an die Adrrase beford^. Auf Umwegen kann nberbanpt jedes 
Kabel zwischen neutralen Staaten zur Uebersendung Ton Kriegs- 
depesche n benutzt werden. Eine etwaige Zensur wäre aI<o 
in allen Ivabelländem einzurichten. Ein so weitgehendes Ver- 
litfi<:('n hat kein kricfrfülrrender Staat zu stellen pr<*wa?rt, so daß 
bnrcits vnn einem ( Icw uhnheitsrecht gesprochen weititn darf; 
nicht eiüiual die Einrichtung der Zensur aut einem interneutralen 

Kabel, da« in der Nilie eines krlegfabrenden Staates liegt, ist 
gefordert worden. Das Prinzip, dafi ein Staat gegen Angriffe 
sich wehren darf, hat insofern auf dem Wege der Gewohnheit 
eine Kinschrünkung erfahren. 

Anilers wäre zu urteilen, wenn eine Kriegspartei nicht in 
( Jelit iifisclirift. sondern offen Krie<rs(lfpescl)pn atif interneutralem 
Kaliehve<re schicken w nllte und ih r neutrale Htaat dies erführe. 
Datin liii-fte er einzuschreiten, ducli braucht dieser Fall nicht 
erürtert zu werden, da kein Kricgfülirender statt des zulässigen 
geheimen Weges den offenen w&hlen wird. Bereits Im Üriedca 
steht der staatliche Depeschenverkehr im Zeichen des Ge- 
heimnisses. 

Vei schieden von der Frage nach Existenz einer Pflicht zur 
Zensur ist die Frajre, ol> ein Recht besteht, geheime oder 

kriesrscrheblichp Teleirraniine anzuhalten. Die Frage ist zu 
bejalien. da kein Staat ein Heciit auf Verkehr, geschweifte fiemi 
tele!jra|iliischeu Verkeiir hat, es sei denn daß ein Verktlirs- 
\ ertrug, der dies stipuliert, geschlossen w^orden ist. Ein 
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.Grundrecht auf Verkehr" gibt es nur in Lehrbüchern des 
Völkerrechts. Zur Völkerrechtsgemeinschaft gehört nur, wer 
völkerreclitliche Beziehungen hat, also einen Verkehr unterhält ; 
wer mit anderen iStaaten nicht verkehrt, steht außerhalb der 
Völkerrecht^sgeraeinschaft und kann daher nicht Pflichten haben 
auf Grund des Rechts dieser Gemeinschaft. Knüpft ein Staat 
aber einen Verkehr an, ohne die Pflicht zu seiner Fortsetznng 
zu übernehmen, so entsteht auch für niemand ein Recht auf 
diesen Verkehr, was tatsächlich im internationalen Leben den 
Regelfall bildet. (Jrundsätzlich darf daher jeder Staat den 
Vorkehr mit einem anderen beliebig normieren, ohne sich recht- 
fertigeu zu brauchen, darf Paßzwang einführen, ausländischen 
Arbeitern den Zutritt verwehren, Prohibitivzölle auf Waren 
dekretieren, Häfen den ausländischen Schiffen verschließen und 
vieles andere. Eine Ausnahme besteht nur kraft besonderer 
Festsetzung im einzelnen Fall. Im Bereich der internationalen 
Telegraphrnnnion, zu der etwa fünfzig Staaten gehören, ist 
das Recht auf telegraphischen Verkehr ausdrücklich verneint; 
denn jeder Vertragsstaat ist für befugt erklärt, den Betrieb 
jeder Linie ohne Angabe von Gründen auf unbestimmte Zeit 
einzustellen.^) Privattelegraphen im (Jebiet der Kontrahenten 
unterliegen gleichfalls den Vertragsbestimmungen, wenn sie 
am internationalen DifU.st beteiligt sind. Privatunternehmungen 
mit Anlagen außerhalb dieses Gebietes, also auch die Kabel- 
Gesellschaften, werden zu allen Vorteilen des Vertrages zuge- 
lassen, wenn sie die Verpflichtungen desselben übernehmen.-; 
Von 30 vorhandenen Privatkabelgesellschaften gehörten 1903 
fünfzehn zur Union mit l()ö247 km Kabel, der Rest mit 
168415 km stand außerhalb; Staatskabel gab es damals 

„Chaque gouvernement se riserve aussi In faculU de su.'ipendre 
le Service de In tvlegraphie inlernationalc jxiur um tetnps indi'-termini', 
s'il le j'uge n^cessaire, sott </* uve maiiiere gem^ralc, soif Kculcment sur 
cerlaines lignes et pour certuines natures de ciirre.spondance.s, ä charge 
par lui d'en aviser immi'diatement clutcun des uutres Etats con- 
tractants". (Art. 8 der Petcrsbur^ccr Tclegraphcnkonvcntion vom 22. 7. I87ö). 

') A. Bulmerincq, Völkerr. S. 27(5; 0. Danibuch, Die I'ost- 
Terträge und Telegrapbcnverträge, Holtxcndurff's Haiidbucb des Völker- 
rechte lU 335. 

Zeitschrift f. Intern. Privat- u. • ifTentl. Recht. XVII. 18 
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61218 km.') (Jepeiiüber einer Privatgesellschaft kann natürlich 
ein völkerrechtliches Recht auf Verkehr nicht bestehen, da das 
Völkerrecht nur die Beziehungen von Staaten betrifft. 

Macht ein neutraler Staat von seinem Rechte CJebrauch 
und untersagt er z. B. die Beförderung von Telegrammen in 
(ieheinischrift, so begeht er keinen Bruch der Neutralität, aucli 
wenn dadurch eine Kriegspartei die Möglichkeit zur Uebor- 
sendnng von Kriegsdepeschen verliert. Es steht den NeutraUn 
frei, eine .strengere Neutralität zu bewahren, als das Völker- 
recht fordert, was sie auch nicht selten tun. -) Parteiisch und 
daher unueutral würde der neutrale Kabelstaat nur handeln, 
wenn er der einen Kriegspartei die Beförderung geheimer 
Depeschen gewähren, der andern aber versagen wollte. Der 
Fall kann nicht eintreten, wenn nur eine Kriegspartei da.s 
Kabel benutzen kann ; dann i.st ein Verbot nie ein Verstoß 
gegen die Neutralität. Entsprechend wird das Verhalten einer 
Privatgesellschaft zu beurteilen sein. Der Staat darf nicht 
dulden, daß sie durch parteiisches Verhalten eine Kriegspartei 
schädigt; denn in diesen» Falle wird .sein Gebiet, welches ja 
dem Kabel zum Teil als Träger und Erdleiter dient, zur 
Schädigung des einen Kriegführenden benutzt. 

Während des spanisch-amerikanischen Krieges hat eine 
amerikanische Gesellschaft auf ihrer Kabellinie, die von Jamaika 
nach Mexiko lief unter Berülirung von Mittelamerika, regel- 
mälJig chiffrierte Telegramme angehalten und von der Beförde- 
rung ausgeschlossen, welche aus Kuba, Puerto Rico oder 
Spanien stammten und nach Mexiko gerichtet waren. Spanien 
protestierte gegen das Vorgehen als völkerrechtswidrig bei den 

«) Dr. T. Lcnschitu, Das Wdtkabt'lnetz. Halle a. 8. 1903 S. 18 f. 
Zu Anfang 190Ü betrug das Wcltkabclnctz bereits rund 4üü()(K) km {Archit 
für Pmt und Telegniphie ÜMK» .•<. HIO). 

So bestimmte Brasilien nach Ausbruch des spanisch-amerikanischt-D 
Krieges: „Tl est interdit aux »atioHtiu.r et au.r rtraugers residants au 
liri sil (f(is,suf vr juir le trlrgniphe le deptn t ou la prochaine an in'c 
d'itn natire (jtielconque, de conitnerve ou de yuerre, des belligenintf, 
ou de leur donner des ordres. Instructions ou rcnseignevtents pn'jU' 
diciiihles ä lennemi" rtens-Stocr k , N. R. G. 2. s. T. 2$) S »1» - 
eine Ut atinimung. welche besonders der Presse unangenehm gewesen sein wird. 
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drei von der Linie berülirten Staaten, nämlich Mexiko, der 
Reimblica Mayor de Centro-America und Colunibia. Die beiden 
ersten versprachen Abhülfe, während der dritt.<^ Staat ein Ein- 
schreiten ablehnte.') Der Protest Spanions war nicht begrründet, 
da eine parteiische (iebahruntr im Sinne obiger Erörterungen 
nicht statthatte. Der spanische Widersprncli entsprang ebenso 
wie sein Protest gegen die amerikanischen Kabelabschneidungen 
einer irrigen Auffassung des Kabelrechts. 

.') D a s K a b e 1 z w i s c h e n d e m ( 1 e b i e t d e r e i n g r e i f e n d e n 
Kriegspartei und einem neutralen Staat. 

Zu erörtern ist niclit was die Kriegführenden tun 
dürfen und la.ssen mü.ssen in bezug auf die Kabel des (!egners, 
sondern in bezug auf diejenigen, wi-lche ihr eigenes Land mit 
neutralem verbinden. Darf der Kriegführende diese Kabel 
verletzen'? Er darf es, wenn der neutrale Staat die Zensur- 
ptiicht nicht übernommen hat. Denn dann nimmt das Kabel 
an der Kriegfülirung teil, dient zur Hekämpfung des (iegners 
und ist daher den Unbilden des Krieges ausgesetzt. Die Kriegs- 
partei wird es insbesondere dann abschneiden, wenn der (iegner 
sich zur Besetzung des Landes, wo das Kabel endigt, anscliicken 
oder die L'ebermacht zur See in dem .Maße besitzen wird, daß 
er zur Einrichtung einer schwimmenden Station sclireiten kann. 

Anders i.st zu entscheiden, wenn der neutrale Staat die 
\jiiit der Zensur übernommen hat. Denn dann kann das Kabel 
nur in der Richtung nach dem kriegführenden Staat durch Ein- 
schaltung einer schwimmenden Station zum Kriege benutzt 
werden, was in äußerst .seltenen Füllen tatsächlich geschehen 
wird, wie envähnt wurde. Zum Lohn für sein Opfer darf der 
Neutrale verlangen, daß der Eintritt dieser sehr entfernten 
Möglichkeit abgewartet wird. Das Xeutralitätsrecht bedeutet 
einen Kompromiß zwischen den Interessen der Kriegfiilirenden 
und denjenigen der Neutralen, weshalb es ohne ( )pfer nie ab- 
geht und entweder die ersten zu leiden haben oiWr die zweiten. 
Die Kriegführenden können an der Tatsache nichts ändern, 
daß die Erde nicht sie alleine behei-bergt, während die Xeu- 

^) Kraemer a.a.O. S. 151., der sieb der spanischen Ansicht anschließt. 

13* 
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tralen es hinnehmen müssen, daß der ewige Frieden nicht 
realisierbar ist. Die gegebene Entscheidung dürfte dem Geiste 
des Neutralitätsrechts gerecht werden. 

Ein Recht auf Abschneidung des Zensurkabels gibt es auch 
im Bereich der internationalen Telegraphenunion nicht, denn 
da es ausdrücklich nicht vereinbart worden ist, so könnte es 
nur auf dem Wege der Auslegung ans dem Recht zur Betriebs- 
einstellung gefolgert werden, was aber nicht statthaft erscheint. 
Betrieb.sein.stellung und Sachl)eschüdigung sind zwei Dinge, die 
toto coelo verschieden sind, schon deshalb, weil der eingestellte 
Betrieb jederzeit ohne KosU^n aufgenommen werden kann, 
während das zerschnittene Kabel erst ausgebessert werden muß, 
was nur bei günstiger Witterung möglich ist und viel Geld 
kostet. „Suspemlre" bedeutet auch etwas ganz anderes wie 
„couper". ^) Daher kann nicht angenommen werden, daß die 
Gleichstellung von Betriebseinstellung und Kabelabschneidimg 
im Willen der Kontrahenten gelegen hat. 

6. Das Kabel zwischen dem Land von Bundes- 
genossen. 

Neben den ersten vier Kabelklassen, welche zuerst Renault 
unterschieden, hat Scholz noch die fünfte betrachtet und als 
sechste das Kabel zwischen Punkten des eingreifenden krieg- 
führenden Staates. Diese Linie bietet in einem völkerrecht- 
lichen Traktat zu Bemerkungen keinen Anlaß. An .scch.ster 
und letzter .Stelle möchte ich mit ein paar Worten auf die 
Recht.slage des Kabels eingehen, das Bundesgenos.sen verbindet. 

Pls wird in holiciii .Maße zur Leitung der Operationen und 
daher zur Bekiiiiipfung des (Jegners benutzt werden. Mithin 
darf es vom ( Jegner verletzt werden, wie die Linien zwischen 
Punkten von Feindesland. Die Bundesgenossen selbst werden, 
falls abweichende Abreden fehlen, zu Eingriffen nicht schreiten 
dürfen im Küstenmeer des Verbündeten und noch viel weniger 
in de.s.sen SUiat.sgebiet. Auf hoiier See werden sie einseitig 
ohne Willen des anderen Teiles eine Abschneidung oder Be- 

') Diese Gründe bat Scholz nicht berücksichtigt; daher seine ab- 
weichende Ansicht iS. 58). 
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nntzimpr nicbt vornehmen dürfen, da das Kabel eine Waffe ist, 
die ihnen beiden zur Verfüf?«ng steht und nicht einem alb in 
Schwierigkeiten w cnien nicht entstehen, wenn ein gemeinsaiiicr 
Feldherr die (jpeiationen leitet. Ist dif>s nicht der Fall, so 
wird ein einseitiger Eingriff gerechtttrligt sein, wenn nach 
Lage der UmstäJide z. B. wegen Torftbergehender Betriebs- 
fltömng eine Verstündigiiiig mit dem andern Teil nicht müglich 
m nnd Gefahr im Verzuge lag. 



Die Hauptgrundsätze des geltenden Kabellcrieggrechts von 
praktischer Bedeutung gehen dahin: 

I. Das Kabel ist eine prfährliche Waffe in der Hami kriej::- 
führender Staaten. Dalier dürfen Kabel zwischen kritgiiiiiren- 
den Staaten und /wisciien Punkten des Feindeslandes überall 
ohne RQcksicbt darauf, wer Eigentfimer ist, zerschnitten und, 
falls Reparatur droht, in erforderlichem Umfong zerBt5rt werden; 
auch eine B^ntzong iat znläseig. 

In neutralem nnd neutralisiertem Wasser ist ein Eingriff 
nnzulä^ig. 

II. Kein krieyfiilirender .'^taat darf Kabel, welche feind- 
liches Land mit neutralem verbinden, verletzen, wenn der neu- 
trale Staat den lietriefi des teleplionisi lien Kabels ein^pstellt, 
denjenigen des telegraphi^jclien einer Z«'nsur unterwoiiVu hat. 

Liegt der Betrieb in Händen einer PrivatgeseUscliaft, so 
gilt das Gleiche, wenn die Gesellschaft die gleichen Maßnahmen 
unter Garantie des Staates trifft. 

in. Jeder Icriegftthrende Staat darf Kabel, welche feind- 
liches Land mit neutralem verbinden, überall verletzen, also 
auch im neutralen und neutralisierten Wasser, wenn der 
Betrieb fortgeht wie im Frieden; auch eine Benutzung ist 
zulässig. 

Der neutrale Staat, welcher den Betrieb fortgehen lulit 
wie iiit Frieden, bricht die Neutralität und darf daher als Feind 
bebandelt werden. 

IV. Das Kabel zwischen neutralen Ländern ist unverletzlich 
auch ohne Einrichtung einer Zensur. 
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V. Bine Tölkerrechtliche Pflicht zur Entschädigung fOr zu- 
lässige Eabeleingriffe besteht nicht, auch nicht, wenn das Kabel 
einem Neutralen gehdrt. 



Diese fünf Regeln betreffen die Rechte und rttichten d» r 
einen Kriepri^partpi in beziifi auf die Kabel, welclie vom Land 
der amlt i n ausf^t'hcii, ferner da« intorneutralo Kalx l. Wt-r sicii 
über (1(11 Rest des Kabelreclits und die Ein^eilieiteu inlm inieren 
will, muß die voraufgehenden Erörterungen lesen, was ihm 
fibrigens weder viel Zeit noch große Htthe kosten wird. 

Ich habe es nicht für nötig gehalten, den Fall besonders 
zu betrachten, daB ein Kriegffihrender ein Kabel des Gegners 
nicht nur st Ibst in Uenutzung nimmt, sondern dem allgemeinen 
Verkehr öffnet. Dies kann nur eintreten nach Besetzung des 
Fciiidi sl.nidt s: die Reineinnahmen ans dem Betriebe eines 
Privaten gehörenden Kabels dürfen vom Okkupanten nicht be- 
halten werden. ■ ) 

Vergleicht man da^s formulierte Kabelrecht mit der auieiika- 
nischen Praxis von 181)8, so vermag man eine Verletzung völker- 
rechtlicher Normen nicht zu entdecken. Das beruht Jedoch 
mehr auf Zufall wie auf Kenntnis des Kabelrecbts, wie die 
amerikanische Seekriegsrechtsinstrnktion vom 27. 6. 00 (Naeal 
War Code) ergibt. Sie ist zwar am 4. 2. 04 anfeehoben worden, 
besitzt aber trotzdciii r.(il(^titT!rifr, dn si(^ zuverlässigem Ver- 
nehmen narli einer künftigen internationalen Kodifikation als 
Vorbild dienen soll.'-^) Der Art. 5, welcher die Seekabel betrifft, 
lautet: 

i| So bereits c. Lueätr, Du LuMlkriegsredit In SoUaendorlf* 

Mandb. d. Volker r. IV öl? 

2j Man meldete; ,Der Xacal War Code legte den Organen der Ver^ 
einigten Sta&ten fflr deD Seekrieg Pflieliten «af, welche bisher kein andefer 

Staat sich aiiferlej^t hat. — Einen Hauptzweck h;it der A'/r-/^ \Vt>i Coili" 
erfüllt, nämlich die Aufmerksamkeit der Staaten au( das Hcdürlnis eiaei 
Bolchen Kuditikation zu lenken und die Aaifassungcn der amerikanisoben 
Regierang Ober den Gegenetuid darznlegen. — Der Natml War Cotk wird 
in diesem Sinn, so nimmt man an. den Verhandlungen der nächsten Haa^er 
Friedenskunfcieuz geeignet« Unterlage dienen können." iZtscb. XVI 117; 
die Inatruktion ebenda Bd. XL) 
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• Die folgenden Regeln sind zu befolgen in bezug auf die nnterseeischen 
Telegraphenkabcl in Kriegszeit, ohne liUcksicht auf das Eigentum an ihnen: 

a) Unterseeische Telegraphenkabel zwischen Punkten in dem Gebiet 
eines Feindes oder zwischen dem Gebiet der Vereinigten Staaten und dem- 
jenigen eines Feindes sind solcher Behandlung unterworfen, wie die Bedürfnisse 
des Krieges erbeischen mögen. 

b) Unterseeische Telegraphenkabel zwischen dem Gebiet eines Feindes 
und neutralem Gebiet dürfen unterbrochen werden im Bereich der Gebiets- 
hoheit des Feindes. 

c) rntersccischc Telegraphenkabcl zwischen zwei neutralen Gebieten 
sind unverletzlich und frei von Unterbrechung zu halten." 

Da es eine der drinf^endsten Ptiichten der Theorie ist, zu 
den Staatsakten von internationalrechtlichor Bedeutung Stellung 
zu nehmen, so dürften einige Bemerkungen nicht überflüssig sein. 

Man merkt es den Bestimmungen an, daß sie unter dem 
Eindruck und Einfluß der amerikanischen Praxis von 1898 
entstanden sind. Telephonkabel kamen damals nicht in Frage, 
sind also auch nicht erwähnt. Ferner war die Abschneidung 
von Kabeln zwischen feindlichem und neutralem Gebiet auf 
hoher See nicht geglückt. Daher fiel es nicht schwer, sie in- 
direkt für unzulässig zu erklären, was sie aber nicht ist. Da 
kein neutraler Staat den Schutz von Kabeln um den Preis der 
Zensur erstrebt hatte, so ist die Frage übergangen. Eine 
Reparatur zerschnittener Kabel hat nach amerikanischer Auf- 
fassung nicht gedroht, so daß sich eine nachhaltigere Unbrauch- 
barmachung erübrigte. Weil der Fall nicht praktisch geworden, 
hat er auch in der In.struktion keine Erwähnung gefunden, 
besitzt aber, allgemein betrachtet, große praktische Bedeutung. 

Die Kabelbeschlüsse des Instituts für Völkerrecht, welche 
regelmäßig in der Literatur als Formulierung geltenden Hechts 
betrachtet werden, sind gar nicht de lege lala gemeint. Während 
der Beratungen sagte das In.stitutsmitglied F. Per eis, ohne 
Widersprucli zu finden: „Nous poucona, ä V Institut, proposcr 
ce que nous voulons." V) Bereits früher hatte der Oxforder 
Völkerrechtslehrer /fo/Zrt//f/ über die Tätigkeit dieses Gelelirten- 
vereins geäußert: „Mai^ les resolut ions cotees pur 1' Institut, 
hien qiie faisant connaitre les cues de jurisconsultes actuels 



>) Annuaire de I Fustitut de droit int. T. 19. S. 310. 
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les plus autorüs^s quant atix principes qui devraieni regir 
le droit international, sont impuissants ä creer le droit 
inf er national.'* ^) Ein Einfrohrn auf die Roschliisse ist in einer 
Ahliandluug» welche das geltcode Jüecht darstellen will, nicht 
angezeigt. 

IV. Schlußwort. 

Die Vollendung der ersten Seekabelverhindunfr zwisdien 
England und Nordamerika im Anglist IHöH rit t in dtr ueueu 
Welt großen Jubel hervor, der in der Glückwuuschdepesche 
des Prftsidenteii Jamea Buchanan an die Königin Viktoria 
wiederhallte, wo es hieß: 

,E8 ist ein Triumph, der glorreicher, weil weit nützlicher für dir 
Menschheit ist, als je diirch einen EruLcrtr ;uiT dorn Schlachtfelde errongen 
wurde. Möge der atlantische Telegraph unter dem Segen des Uinunels sich 
als da Band cwlgeD Friedeni und ewiger Fieandactaslt swiMkeit den TCf^ 
wandt<»n Nationen erweisen und als ein Werkzeug, bestimmt von der gStt- 
lichen \'r>r.sthiiii;;. Religion, Zivilisation, Freiheit und Recht aber die gans« 
Welt zu vcrbrcit«Q. Werden nicht im Hinblick hierftuf alle Völker der 
Cbrittenheit tob aellMt eich in der BrUinmg vefeinigoi, daB es für imast 
neutral sein koII und daß ir Mitteilongen auf dem Wege zu ihrem. Be- 
stininiunjrsort für heilig gchaitea werden sollen, seihet inmitten von Feind- 
seligkeiten y* 2) 

In der Festesfreude dachte der Prü.sident niciit daran, dali 
ein Kabel nicht nur zum Segen, sondern auch znm Verdeiiien 
der Menschheit benutzt werden Irann and in der Hand eines 
Kriegführenden eine furchtbare Waffe bildet, auf die Icein Staat 
verzichten kann. Die Neutralisiening eines Gegenstandes macht 
nicht nur dessen Verletzung unzulässig, sondern auch den Ge- 
hraurh zum Kriege. Die Kriof^fnhrpnden hahoii die (ji^fähr- 
licl)k«^it dieser Waffe sofort oik.-iiiiit iiinl instinktiv die not- 
wendigen MuljiijihiMt ii ^n ti'ntTt n, oliue von der Theorie belehrt 
zu sein. Sie lühken es, daU ein Vorgehen gegen die Kabel, 
die von Feindesland ausgelieu, zulässig sein muß, sie wußten 
aber nicht, warum. Aufgabe der Wissenschaft ist es, das 
dunkle Gefühl durch ein klares Bewußtsein zu ersetzen. Mit 
Emsigkeit sind viele an die Arbeit gegangen, darunter Juristen 

a. a. U. S. 6äÜ. 
Tim*» Tom 23. 8. 1868. 
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von bedeutendem Ruf, wie v. Bar, Holland, v. Liset. Ver- 
schiedene Wege liat man eingeschlagen, um das Kabelrecht zu 
finden. Man hat die Kabel als Analogon der Schiffe behandelt, 
wobei dann Wendungen gebraucht wurden, wie: es segelt unter 
neutraler, es segelt unter feindlicher Flagge. Oder man hat 
sie als Konterbande angesprochen oder als Land in jeder Be- 
ziehung oder als Ding, auf welches das Recht der effektiven 
Blockade anzuwenden ist oder auch das „ins ai/gariae" oder 
das Recht der Territorialholieit und Occupatio oder der 
schranken- und kostenlosen Universalangarie. Ueber die Einzel- 
heiten findet mau in den umfassenden Schriften von Scholz 
und Joithannaud^) Auskunft, wo auch das Tatsachenmaterial 
aufgespeichert ist. Die Rechtslage der Seekabel im Kriege 
bietet nicht nur, wie v. Liszt gesagt hat, „besondere Schwierig- 
keiten*,-) sondern ist eins der dringendsten Probleme, da ein 
Krieg zwischen Kulturstaaten leicht ausbrechen kann trotz aller 
Friedenskonferenzen und es von Wichtigkeit ist, daß die Praxis 
in der Theorie einen Leitstern findet und vor Irrtümern bewahrt 
wird. Weit schärfer wie im Kriege mit dem schwaclien Spanien 
und während des russisch-japanischen Konfliktes im kabelarmen 
Ostasien, wird die Bedeutung des Kabelproblems sich zeigen 
in einem europäischen Kriege. Töricht würde ein Staat handeln, 
der sich durch Neutralisierung der Kabel einer so ungemein 
wichtigen Waffe berauben wollte. Reformbedürftig ist allein 
die Zensur. 

*) Eine eigene Theorie hat er nicht aufgestellt. 
Völlferrecht, 3. Aufl., S. :i46. 



Der räumliche Geltungsbereich der Rechtssätze 
über den Ehevertrag. 

Von Dr. inr. et rer. pul. von Bali|(aild.^) 

Die F'rage, welclien Staates Nonnen der deutsche Richter 
bei der Priifunp' der Wirksamkeit eines Ehevertrapes anzu- 
wenden hat, läßt sich nicht einheitlich für alle Voraussetzungen 
der Vollwirksanikeit beantworten. Im Vorderffi'und steht natur- 
gfemilß die Frapre nach der MalJjrehlichkeit von (Jesetzen. 
welclie den AbschlulJ von Elieverträgen überhaupt oder unter 
gewissen Umständen verbieten oder die Zulässi<rkeit inhaltlich 
beschränken. Erst an zweiter iStelle sind dann die für die 
sonstigen Voraussetzungen der Volhvirksamkeit — (Geschäfts- 
fähigkeit, Form des Abschlusses, Zerstörung eines etwaigen 
Vcrläßliehkeitsschutzes — geltenden Kollisionsnonnen in Betracht 
zu ziehen. 

') Literatur: Die Kommehtan^ zum Kinführunii.siri'setz von Planck 
;V Aufl. UKlös Niedtier (2. Aufl. Staudinuor-Wagner (2. Aufl. 

HH»."»), Neumati», Band III; v. Bar, Theorie und Praxis des internationalen 
IVivatrechts i2. Aufl. ISHlh, 2 Bände*), Lehrbuch des internationalen Privat- 
und iStrafrechts, 181)2; Zitelmann, Internationales Privatrecht I (18!)7t, 
IL 1. Uälfte i lH!l8). 2. Hälfte ( IHIK^) ; Niemeyer, Das internationale Privat- 
recht des BOB. UMIl ; Jfusler, Das eheliche Odterrecht im internationalen 
Privatrecht. Zürcher Diss , 18!>7 ; Rarazetti, Das internationale Privatrechl 
im I«1B. IH1J7. Die Aufsätze von Keidel in Ztsch. VII 228. Silber- 
.seit IUI dt a.a.O. VIII 'J7. Edelmann a. a. O. VIII 2V>5, Mariolle in 
Bl. f. RA. i\h (ISMK)». S. 8.'». Kahn in Dnnm. J. 4S. S. 2!M». Wie ruszuirski 
II !{ H. .l'eber Auslandsnrhte : Lenke und Loewenfeld, Die Rechtsver- 
folgun({ im internationalen Verkehr IV (l!K)4h 

*) Im folgenden nur als /•. Hnr zitiert. 
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Der Ebeyertrag ist eine Institution des ehelichen Güter« 
reebts. Die Nonnen, nach denen sich der gesetzliche 
Gtter stand unter den Ehegatten richtet, sind daher grond- 
sätzlich aach dafür maßgebend, ob und inwieweit dieser Güter- 
stand zwingendon Rechtos ist. Es ist zwar in den Beratungen 
der TT. Kommission (Pr<»tuk VI 8. öl) die Ansicht vertreten 
Winden, (las Ketlit. wiUirend der Ehe einen Ehevertrag zu 
schlieliL'n, falle unt^r die persönliclien Beziehungen der 
Ehegatten nnd regle sieh somit nach dem jeweiligen Personal- 
statut der Ehegatten (a. 14 S6). Dieser Ansicht liegt 
ollenbar die VorsteUung zu Gründe, das Verbot von Ehe- 
vcttrii^rtii bedeute eine Beschränkung „der" Vertragsfreiheit 
und insofern schließlich aucli der < rcschäftsfähigkeit, welche 
nnr für Ehegatten gelte, also ddcli wohl einer Einwirkung der 
Eile auf die Person der Khei::itten darstolle Die Unrichtigkeit 
diefser Vorstellung folgt aus der an anderer Stelle ausführlicher 
daizult'genden systematischen Bedeutung der Ehevertrags- 
h%iheit. Diese ist nicht eine selbstverständliche Wirkung der 
Geachikftsfil.higkeit, sondern sie ist nur dann gegeben, wenn 
das Gesetz seine GQterstandsregelnng nicht als zwingend be- 
trachtet. Von Beschränkungen der EheTertragsfreiheit kann 
nur da die Rede sein, Wd dns (Jrsptz als Grundsatz diese 
Freiheit ausdrücklicli oder stillschweigend anerkennt. Diese 
Po'^rhriinkiinjTen als besondere Wirkung der Ehe anfzn- 
liissen ^'etit nicht an. da ja auch die Freiheit des Elievertrags 
nur für Ehegatten gelten kann Ganz anders ist die ^Sachlage, 
Wenn ein fremdes Recht uicht nur Veränderungen des Güter- 
8 tan des, sondern fiberhaupt alle oder doch bestimmte, den 
Gfiteistand nicht berührende Ver^ige unter Ehegatten verbietet. 

Gegen die v. Bar^sebm Auffassung wurde auch schon in 
den Verhandlungen der II. Kommission (Prot. VI S. 00) zu- 
tre&end darauf liingewiesen, daß jedenfalls das BGB durch 

*) Vertreten Bameatlieh tod v.Barl 6830. und neuerdings Nlfdner 

1* ». 15 N .') (■ Abs. 2; weitere Vertroter s. bei Ktikti a. a. (» S. : dazu 
Silberschmidi ;i. o s in_> Unter Benilling auf Bar BeechL dee 
^r. ObsL LO in Zwch. Vil 4;^!» 
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seine Kinstellung der Elievertra^fsliestiininuiigen in den 6. Titfl 
die Zugehörigkeit derselben zum ehelichen Güterrecht zu er- 
kennen gegeben habe. Außer Zweifel wird dies für unser 
geltendes Hecht nun auch noch gestellt durch die Fassung des 
a. 15 II; denn offenbar wird die Zugehörigkeit eines Ehe- 
vertragsverbotes zu den (iüterrechtsnorinen vorausgesetzt, wenn 
•eine Kollisionsnonn über jenes als Ausnahme von der Kollisions- 
norra über diese angeführt wird. Es ist unsere Auffiissung 
auch die überwiegend anerkannte.') 



Das für den Güterstand maßgebende Gesetz bestimmt 
auch dann die ZuliLssigkeit des Ehevertrags, wenn dieser vor j 
Eingeliung der Ehe geschlossen wird, so daß es bis zur Ein- , 
gehuug der Ehe zweifelhaft sein kann, welches Recht anwendbar, ' 
ob also der Ehevertrag zulässig sein werde oder nicht.'-*) 

■ Die Untersuchung, welches Anknüpfungsmoment nun für I 
den (Jüterstand maßgebend ist, fallt nicht in den Rahmeu 
unserer Darstellung. Wir beschränken uns darauf, die herr- 
schende Meinung wiederzugeben, wonach die Staatsange- 
hörigkeit des Ehemannes zur Zeit der Eheschließung 
maßgebend ist und bleibt, soweit nicht die aa. 27, 28,^) 30 
bezw. die gleicli zu eri>rternden Ausnahmen der aa. 15 IIa IH 
eingreifen (Vgl. Zitelniann I S. 228 N. 1. Niemeyer 
S. .U ff., 145. Planck zu a. 15 N. Ic Abs. 2). 

Einer P>örtennig bedarf hier jt doch der Fall, daß nach der 
Auffassung des .Mmach maßgebenden Au.slandrechtes durch den 

•i Hasler S. 79. Kahn S \m. Wieruszowski II § 3 N. 60 
unter 1. Mnriulle S. 87 R. liii razvt t i 8.78. Bei den meisten wird die 
Aaffassuuj; des Textes stillsihweigend vorausgesetzt. — Niedner zu a. lö 
^. 4 a zülilt unter den nach a. 1.*) I zu beurteilenden matcriellrcchtlichen 
Wirkungen des elielirben (lUterrechtjt an erster ätcllc, den zulässigen Inhalt 
vun Eheverträgen auf. während er die Kni^je, ol» Überhaupt ein Ehevertrag 
geschlossen werden dürfe, grundsätzlich nach dein jeweiligen Personulstatat 
beantwortet wissen will i^s N. 1'. 
Hasler 8. m. 

3) Wichtig ist a. 2H namentlich filr ausländi.sche Oüterrechte, welche 
Unveränüerlichk« it des futidu.s t/utulis fest setzen, wenn solche (irundstückc 
in Deutschland liegen. Dann namentlich für Anwendung des |^ 14:X1I auf 
ausländische Grundstücke. Vgl. über hier einschlägige, auch für den Ehc- 
vt rtrag wichtige Fragen: Zi tel mn n u II 333—330. 
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Ehevertrag Verhältnisse geropelt werden können, die nach der 
Anschauung des deutschen Rechtes nicht Gegenstand des Ehe- 
vertrags sind, so insbesondere die persönlichen Beziehungen der 
Ehegatten, erbrechtliche Verhältnisse, Folgen der Schoidung 
und Wiederverheiratung. Es dürfte, welche Begründung man 
auch aus der Rüstkammer der Cirund.sätze für Lückenausfüllung 
im internationalen Privatrecht entnehmen möge, nicht zu be- 
streiten sein, daß für die Vorfrage: Was ist Ehevertrag im 
Sinne unserer deutschen Kollisionsnormen? — nur deutsches 
Recht in Frage kommen kann. Die Antwort: Ehevertrag ist 
Regelung güterrechtlicher Verhältnisse, führt auf die 
Frage, was nun ^güterrechtliche Verhältnisse"* oder (was ja 
dasselbei „(Jüterstand'' im Sinne dos internationalen Privat- 
rechtes ist. Hierauf vermag nur das für den (iüt er stand 
maßgebende Recht die Antwort zu geben. Nur dieses 
kann bestimmen, ob eine von ihm gegebene Norm über die 
persönlichen Beziehungen der Ehegatten,') über Wiederver- 
heiratung und Ehescheidung, über Erbrechte, über (icschäfts- 
fähigkeit, sich in den Rahmen eines (Jüterstandes einfügt und 
nur aus dem Zu.sammenhang mit diesem zu erklären ist oder 
ob eine solche Norm unabhängig von den zwischen den Elie- 
gatten bestehenden f Jüterrechtsverhälttiissen einzutreten bestimmt 
ist.-') Ersterenfalls handelt es sich um ( Jüterrechtsverhältnisse, 
letzterenfalls nicht; eine Abänderung von Normen der ersten 
Art i.st Elievertrag im Sinne un.serer Kollisionsvorschriften, 
eine Abänderung von Normen der zweiten Art fällt nicht unter 



') So ist z. B. das Recht des Ehemanns zum Widerspruch ««"iren einen 
Q«9chäftsbetrieb der Frau in >;ewissem L'miant; nach H(iB n-in «üttTrecht- 
hcbcr Natur, ein Auslands^esetz gibt vielleicht dasselbe Recht nur als pcrsonen- 
rwhtlichen AuslluÜ der Ehe, so z. B. das französische Recht nach 
RG 27 S. 5. 

*) In dieser Weise geschieht allgt-niein dit- Abjjrcnzuntj; von a. 15 I KG 
I.Gaterrecht'') gegen aa. 14. 17. 24. Vjrl. Xtethier zu a. 15 N. 4 b. d. 
Staudinggr zu a. 14 N. II B: zu a. 15 Noten E. K und Q. Planck zu 
». 14 N. 5, zu a. 15 N. 2a. b und c. Nivmeifcr S, 147 — !.'><). Silher- 
Hhmidt in Ztsch. III 110 ff. i:5;}-154, a.a.O. VIII !»8 ff. r.Bai I 5.«». 
RG36 6. 331. — ». A. nur Habicht S. bm N. 1, worüber unten. 
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(lit'scii HepTifl ')") Hat also der Richter einen angebliclitri 
„Ehe vertrag" zu beurteilen, der z. ß. erbrechtliche Bestim- 
lUDiigeii enthält^ so hat er sich zunächst obm Rfleksicht auf 
aa. 24 ff. EG die ¥ng» vonsulegen, welches Recht gem&ft 
a. lö für den Gfiterstand der Ehegatten maßgebend ist und ob 
nach diesem Recht die im Vertra«: geregelten erforechtUchen 
Verhältnisse Aiistliiß des (jüterstaiides sind, erst wenn letzteres 
7A\ vi-riieinen ist, lieiirteilt sich die Wirkung des angebliclien 
träges niicb dem auf Grund der aa. 24 ff. anzu- 
weiidi iiilen Recht. 

Iht das für den Güterstand maßgebende (iesetz auch die 
Zulitssigkeit des Inhalts von Eheverträgen bestimmt, ist 
lediglich nach diesem Recht zu entscheiden, ob eine Verweisung 
auf ausländisches Recht, wie sie i 1433 1 für deutschrechtlicbe 
Ehen verbietet, zugelassen ist oder nicht,') ferner ob im Falle 
eines flbnlichen Verbotes eine der Ausnahmebestimmung des 
§ 143311 entsprechende Vorschrift eventuell eingreift. Diese 

^) Demnach gehören die Itechte, wdcbe aBberertrige* nur io demBelben 
Umfang wie letstwtllige Verfagungeiit abo sor al« letii« Erkvertirige, in* 

l:l^s(-n /II den einen Eh« vertra^' Ubciiiiiupt verbietenden (IcsoTzrn im Sinno 
unserer ivullisiüiianormei) ; su z. B. die Rechte von Aa^au, Appcuzcll-Iimcr- 
rboden, Bern, St. Oalten, i>chwys, Oeraaa, KttBnadit, ETiitannkld«!! oli dem 
Wald, Zug. 

Terminologisch imixcnau ist es. w»'nti S I n ii d i itfjc r zw a. 14 X II }\ 
Abü. 2, «rklärt, die Fähigkeit einen Ehe vertrag zu scblieikn, regele sieb cur 
insoweit nach dem für die persQnliclieD Beziehongen der Ehegatten maS- 
geben<li II (ie!set2. als der Elievertrag nicht die Regelvng da Ottternehta 
l)etKfie! - Dann lieyt ebrn Vf'm Ehcvortrap vor' 

3) Hiervou geht auch \\ teruszoicski (Ii 36 tiü unter 4) ans; 
ebenso Staudinger va a. lö N. B 1 Abs. 2. Ed«lma»n a. a. 0. 8. SIS; 
iiiäiiracklich Mariolle S 8!), Niedner SU a. 16 N. 6f. — Auch die 
Muiivc zu *5 1 Mol. IV ;{ln. jipltnipn di*-« .iti, wenn sip sagen, ehic lU- 
riK hU'iligung der im inlsuid wubneudon Ausländer sei durch § 1433 1 nar 
^rui hcn, wenn man annehme, daB nicht die NatJonalittt, sondern das Reelit 
vi» s \\ iliiiMtzes für dl n «nit rstand maßgebend sfi. Wenn Opet zu § U33 
.N :^ (In .\:itionalitat der Kh. uMttfn fiii die CUaiii^' ilos Verweisungsverbot^s 
lüi IjeUuglos erklärt, uo könnt« dies doch wohl nur aus a. 3ü £ü gefolgert 
werden. Daß dieser aber nicht zatriflFt. hat sdKm Marioile naebgewiesen 
iiikI < > i 1 schwer begreiflich, wie Opef sich noch ausdrücklich auf Mariolle 
beruten kann. Uebecbaupt wird man a. 3U auf Iceine der vom BGB für den 
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letztere Ausnalimevorsclirift des dt-utscheii Rechtes will Xiedner 
zu a. ir> N. 5 f in den Füllen, daß das für den (iüteistaud 
mnljiii lM iiih' Auslamlrecht nur das Verbot des Abs. 1 ohne die 
Au.sualiuie des Abs. IT kennt, zn^rnn.sten des deutschen 
Uechtes aoalog ausdeluien, su dali bei Wohnsitz des Eliemannes 
in DetttscUand auf deutsches Recht verwiesen werden könnte. 
Setzen wir mit Niedner voraus, daß a. lölls nar die Mög- 
lichkeit, einen Ebevertrag fiberiiaupt einzugehen} nicht den zu- 
lässigen Inhalt regelt (s. unten S. 209), so werden wir 
Niedner' s Ansicht mit Planck (zu a. 15 N. 5a f.) ablelmen 
müssen, da eine so einschneidende Durehbrechniifj: des inaß- 
<re{»»?nlFn Anslandreehtes durch niaterieile Normen des dentsrheii 
«lüterrechts ansdrürklicb bcsfininit sein müßte. Die Frajfe 
dürfte übrigens keine prukti.sche liedfiitiinir haben, da sich 
nach Ausweis des sehr verlässigen und zü iniich vollständigen 
Werkes von Leske-Löwenfeld kein Auslandsrecht findet, 
das ein Verweisungsverbot in bezng auf ausländische Reclitc 
aufstellt. 

IL Von dem zu l aufgestellten Grundsatz macht a. 15 II 
Halbsatz 2 eine Ausnahme für die unter ausländischem Gütern 
ivcht stehenden Ehen zugunsten des Prinzips der 
Ehe verträgst rc i heit. 

1. Bevor \\\v an die Frage der Ergänzung dieser unvoll- 
kommen zweiseitigen Kollisionsnorm herangehen, betrachten 
wir die Tragweite der positiven Gesetzesbestimmung. 

a) Voraussetzung für das Eingreifen der Ausnahme 
ist danach entweder der Erwerb der ReicbsangehSrigkeit 
dnreh den unter der Herrschaft eines auslandischen Güterrechts 
in die Ehe getretenen Ehemann oder ein inländisches 

Ehevmng gettolleneD Beatimmiuigeii anwenden können, da diese — mit 

.\usiialim«; dcs in a. 1(5 EG besonder» gerefieltcn \V.<^ nicht ans (.itsichts- 
puiikten des urdre public entstanden sind, was die Mut IV ;M1 be- 
Matigui; darnach ermächtigt Qäiulich ^ 14H3 II deutscbrechtliche KUc^att^u, 
«wh MtlftiidiMibe 6Qten«c]ite tat AnweDdnng sn bringen, welche mit s win- 
denden Normen de» B(iB in Widerspruch stehen. Dies ist ein iHiaerkens- 
»tfter (legensatz zum bisherigen, insbesondere zum friinzösif-cheti Ilccht, 
«onafh eine ganze Reihe von liUtcrrechtsnormeii als auf dem urdre public 
Iwfihend aazaseben ist; vgl. Kahn a. a.0. & 374 ff. and RO 12 S. 309. 
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Domizil der unter ausländiflchem Güterrecht lebenden K!h - 
gatten. Ein Unterschied zwischen beiden Fällen besteht alx» 
darin, daß letzteren Falles beide Ehf irutton der Voraussetzung 
genügen müssen; der IT^nterschied ist alu r mir ein scheinbarer, 
da nach § 101 BGB die Ehefrau den Wohnsitz des Mannes 
teilt. \) 

Diese VoraQssetzungen rofissen zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses gegeben sein. Die Tatsache, daß der Mann die 
Reichsangebörigkeit zeitweilig erworben hatte oder daß die 
Ehegatten Mher einmal ihren Wohnsitz im Reich gehabt, 
reicht natürlich zur Anwendbarkeit unserer Ansnahmevorschrift 
nicht liin, der von Nirmcfffr S. 146 ff. angeregifte Gedanke, 
dor <;rundsatz der Vertragsfreiheit müsse anrh nnrh Weqrfall 
der \'nraussetzunjreu des a. löüa noch in Kraft hlt ilH ii, wi iin 
wiiiirend des \ orliegens ditst r Voranssetzuufi:en ein Ui ulsclier 
Güterstand eingeführt worden, wird von ihm selbst abgelehnt. 
Zweifelhafter scheint die entgegengesetzte Frage, wie ein von 
Ausländem geschlossener Ehevertrag zu beurteilen ist, der 
durch den Eintritt einer der besprochenen Voraussetxiingen 
aufschiebend bedingt ist; zn denken ist ilabei namentlich an 
den vorelielichrn Ehevertrag ausländischer Ehegatten, die ihren 
Wohnsitz in 1 >• iits( liland zu nehmen gedenken.'-) Da der vor- 
ehrHrJi!» Vertrag immer dav«»n abhängt, ob das NationalstHtut 
di'Ä .Mannes zur Zeit der Fheschüeßnn? ilm tiir znliissit: erklärt, 
also durchaus nicht notwendig nat Ii dem zur Zeit des Vertrags- 
schlosses etwa für obligatorische Vertrage der Brautleute zu- 
ständigen Recht zu beurteilen ist, dürfte auch hier das am 
wirklich zur Zeit der Eheschließung bestehenden Wohnsitze 

Die Ausnahme des § 10 II kann ja nicht gegebea sein, Wierns- 
»0ietki II 37 K. 68. Darttber, dati der Begriff dea Wobaittns In d«r 
dratadien Kollisionsnonn nach deutschem Recht zu fassen tat, dtohe Sie- 
meyer S. 72. W'ierusgowski II ff. f?'*}?*"" Planck zu a. 14 N. 5 
Abs. ö, Xeumann N. 2, wtilcJie 10 aU AuüfluU der persünliclien Be- 
liehongen d«r Ehegatten betrachten. 

-i Diil] far die 2. Alternative des a. l.'> II 1 die Ausnahme dea Halba. d 
anch in bezug aiif den vorehelichen Vertragt gilt, scheint mir angesichts der 
übcrciuätiinmenden Fassung des § 1432 Ehegatten') zweifellos; a. A. scbcio- 
bar Planck an a. 16 N. 3b. 
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geltende Recht über die Zulässigkeit zu ent.scliciden liaben 
(Vgl. § m) mit § 808 1 B(tB). Zweifellos bleibt für den 
deutschen Richter ein nach Absatz Th rechtsgültig geschlossener 
Ehevertrag auch dann rechtsl)eständig, wenn die Voraus- 
setzungen für seine Zulässigkeit später wegfallen. M Nur Ver- 
treter der Wandelbarkeit des (Jüterstandes können dem nicht 
beistimmen (z. B. Schnell, Ztsch. Vll 116. Silber- 
schmidt a. a. O. S. 102, S. 184). 

b) Was ist nun der Inhalt der unter den besprochenen 
Voraussetzungen gewährten Vertragsfreiheit V Beschränkt sich 
das Gesetz — negativ — auf die Auüerkraftsetzung genereller 
Vertragsverbote oder gestattet es positiv, einen nach dem aus- 
ländischen Recht unzulä-ssigen, nach deutschem Recht zulä.ssigen 
Vertragsinhalt? Und ist letzteren Falles nur das deutsche 
Recht maUgebend oder kommt es neben dem ausländischen 
wahlweise zur (ieltung? Mariolle S. 89 erklärt ohne weiteres 
die deutschen (ie.setze und nur diese als maligebend für den 
zulässigen Inhalt.-) Anderseits betrachten es z. B. Wieruszo wski 
und Staud i iiyer an den N. 9 ang. Orten'') als selb.stver- 
ständlich, daß für die Beurteilung des zulässigen Inhaltes nicht 
das deutsche, sondern nur das für den Uütcrstand maßgebliche 
Auslandsrecht in Frage sei. Mari olle beruft sich auf die 
entsprechende Vorschrift des a. 20011, wo nur eine nach B(;B 
zulässige, aber auch jede danach zulä.^sige Regelung für wirksam 
erklärt wird. Vor einer solchen Heranziehung des a. 20011 
hat schon Edelmann (a. a. (). S. 313) gewarnt*): Die gesetz- 
geberischen Erwägungen für die räumlichen und die zeitlichen 
Kollisionsnormen seien nicht die gleichen; der a, 15IT2 mache 
eine Ausnahme im Interesse der Verkehrssicherheit, der a. 200 II 
im Interesse der Rechtseinheit; deshalb fehle in a. 15 die ira 



h Planck zu a. 15 N. 3 b Abs. 2. Xienieyer S. 145 IT. 
') So wohl auch Nietnryer S. 14(iff. (s. »iHfii .S. 205 1. 
^ Ferner Planck zu u. 15 N. 5 a. £. Aieduer !N. 5f a. E. (s. oben 
S. m a. E.). 

*) Aach Wieruazotcski II § 3 N. tiO Ziff. 4 srheint a. 200 II als 
orgument. e contrario zu zitieren; wcni(?8t«n8 deutit darauf die Ver- 
weisung auf Edelmann. 

ZeiUchrift Mntern. Privat- u. DffenU. Reckt. XVII. 14 
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a. 200 getroffene Kinscliränknii«: b('züi:li( h des Inhalts. Trifft 
anrli diese Motivierung des a. lö IIj nicht ganz zu, so ii»t doch 
die Unterscheidung selbst durchaus richtig. Aber Edefmunn 
selbst zieht daraus nur den Schluß der T' n a n w c ti d barkeit 
des a. 20011 auf unsern Fall, soweit er eine Ein- i 
schränkung des zulässigen Inhaltes eathält. Hierin ist i 
ihm sicher beixustimmen ; dean wenn auch das Einfflhrungsgesets 
nicht durchweg dieselbe Sorgfalt der Wortfsssung wie das BGB 
aafweist, so ist es doch kaum denkbar, daß bei zwei ganz 
parallelen, im übrigen Wortlaut sich entsprechenden Vorschriften 
ein einschränkender Zusatz, bei der einen sich l)ri der andern 
von selbst verstellen sollte. Das ergeben auch die l*rotokolle 
der II. Kommission, welche beide Vorschriften in das Hesetz 
brachte (vgl. Prot, VI S. 542 flf. mit S .')T ff ; ; erst hei der 
Verhandlung ül»er die rebergangsbestininiung a. 200 II wurde 
die Beschränkung auf eine nach BGB zulässigen Kcgelung 
beantragt und ausführlich beraten, ohne dafi eine nachtragliche 
Einfügung dieser Beschränkung in a. 15 Iis anger^ worden 
wSre. Es ist auch kein Grund zu sehen, warum die Auf* 
hebung eines ausländischen Yertragsverbi trs nur zugunsten des 
deutschen Hechts verstanden werden dürfte. Es scheint uns' 
danach zweifellos, daß / W französische Ehpfratteii. die ihren 
Wohnsitz in DtMtsclihind lial'iii. iliren ^-eset/.lichen liüterstand 
in die Errungenschaltsgemeinschaft des Code civil verwandeln 
können. 

Damit ist aber noch keineswegs entschieden, ob auch d^ 
positiven Seite der Bestimmung des a. 20011, wonach em 
Güterstand des BGB ohne Rücksicht auf seine ZuUssigkeit 

nacli bisherigem Recht eingeführt werden kann, für unseren 
Fall (ieltung versagt werden muß. Die Entstehungsgeschichte 
spricht unzweideutig dafür, daß man lediglich ein pri nzipielles 
Vertragsverbot des Ansiandrechtes aufhellen, für den zu- 
lässigen Inhalt all* )- uur dieses Heelit niaß^ndiend sein la.<Jsen 
wollte. Denn udMxi Ausweis der angefülirteu Stelle in deu 
Protokollen zu a. SOG II betrachtete man auch dabei die Zu- 
lässigkeit eines neurechtlichen Vertragsinhaltes nicht als 
selbstverständliche Folge der Außerkraftsetzung des altrechtlichen 
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Vertrags Verbotes; und so lantete auch die erste Fassung" 
unserer Vorschrift: ^Ein gesetzliches Verbot der 
Schließung eines Ehevertrages wird jedoch un- 
wirksam" (Prot. VI S. 57), entsprechend auch noch E. II 
sj 2250: „Das Verbot, einen Ehevertrag zu schließen, verliert 
jedoch seine Kraft, wenn die Schließung nach den (Jesetzen 
des Staates zulässig ist, in welchem der Mann die Staats- 
angehörigkeit erwirbt.** Es fragt sich, ob man dem gegenüber 
sich auf den Wortlaut der jetzigen Fassung stützen darf, der 
allerdings auch die Unterstellung des Vertrags in halt es unter 
deutsches Güterrecht nicht gerade ausschließt.^) Daß eine der- 
artige Auslegung sehr wünschenswert ist, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Wendet man nämlich a. 15112 nur auf das Prinzip, 
nicht auch auf den Inhalt an, so ergeben sich zwar da keine 
Schwierigkeiten, wo das au.sländische Vertragsverbot sich nur 
auf die Zeit nach der Eheschließung bezieht, wie es ja vielfach 
der Fall ist.-^) Es läßt sich aber schwer ertinden, welche Be- 
deutung die prinzipielle Zuläxsigkeit eines Ehevertragsschlusses 
für Ellegatten haben soll, deren nationales Recht nur einen 
schlechthin dem zwingenden Recht angehörenden Güterstand 
hat. Eheleute aus (ilarus haben z. B. ihren Wohnsitz im 
Deutschen Reich. Das B(iB für Glarus, Jjij 152—160, kennt 
nur die Güterverbindung und läßt weder vor noch nach der 
Ehe irgendwelche Moditikationen, insbesondere auch nicht Vor- 
behaltskonstituierung zu.'') Welchen Inhalt könnte hier ein nach 

a. 15 IIa: „Die Ehegatten können jrdoch einen Ehevertrag schließen, 
auch wenn er nach diesen (ie8ct/.«'n unzulässig sein würde"; wörtlich ge- 
nommen heißt das nur: . auch wenn der in concreto geschlossene 
Hbevertrag unzulässig sein würde". ^^onBt mULSte es streng genommen heilien: 
,. . mach wenn dies nach diesen Gesetzen unzulässig ist'. 

Z. B.; Portugiesische Ehegatten, die ihren Wohnsitz in DfUtsrhIand 
haben, können nach der Aulfassung der Protokolle ihren gesetzlichen Oüter- 
aUnd in die Gütertrennung des Ctuligi) civil Portuguez, a. IKM, aa. lläöH. 
verwandeln, obwohl dies nach portugiesischfui Recht nur vor der Ehe zu- 
lässig (a 1097); aber sie können nicht die deutsche Gütertrennung ver- 
einbaren, weil nach a. \UU des Codigo citil eine Vereinbarung dieses 
Inhaltes schlechthin unzulässig ist. 

',1 Ebenso z. B. Tri und l'nterwalden n. d. W.. ferner alle in Note 7 
genannten Schweizer Kantone. 

14* 
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a. löll'j geschlossener Ehevertrag hatn iiV Kr iimß doch eine 
Aendennijr des (TÜterstaiidcs Itpwirktii, soii&l i.^t is fhon kern 
Ehevertrag. Sollten die Ehegatten vielleicht nur das Ktclit 
haben, den gesetzUcben Güterstand ganz zu beseitigen? Daoo 
hätten sie eine inhaltlieli weiter gehende Ehevertragsfreiheit 
nicht nur als die in N. 18 erwähnten portugiesischen Eheleute, 
sondern als selbst deutsche Eheleute sie genießen. Höchstens 
konnte man daran denken, daß sie solche Rechtsgeschäfte vor- 
nehmen können, welche unter Nicht-Ehegatten als gewöhnliclH' 
ohligatorisriir und sachenrechtliche vnrsrt'nomiTifT! werden können, 
also nanu iitlich Vermögensübertrai.'iu!;.:t u. \u*l( he der 
liindischf (iiit erstand ausschließt, niciit aber Ver.schiebuuyvu 
innerhalb güttrrechtlicher Y ermöge nsmassen, wie Eingebrachtes 
und Vorbehaltsgut, allein dies trifft nur in den seltenen FäUen 
zu, wo solche Rechtsgeschäfte nach dem ausländischen Güter- 
stand gftterrechtliche Katur haben, z. B. wo Uebereignung von 
Dotalsachen an den Mann verboten ist. Tn den Regelfällen 
ist die in a. lö Ih eingeräumte deutsche Ehevertragsfreiheit 
wertlos, wenn ihr nirltt oiii bestimmter Inhalt gegeben wird. 
Sie ist an sic)i t iii iiiii'i'.M lirii lit tH'S Blatt, auf das erst die Rr- 
klärung äi-is laabgcln'iidt u < iuttnei lites ; Diese ^iurmt u i.ind an 
sich dispositiv, jene sind es nicht — die Schrift setzt. Erklärt 
aber dieses Recht: meine Güterrechtsnormen sind ausschließlich 
und immer zwingende — so bleibt das Blatt eben unbeschrieben. 
— Es mag dahingestellt sein, ob sich der Gesetzgeber dieser 
Kons« (jiienzen bewußt war. Sie drängen u. E. dazu, ohne 
Rücksicht auf die Absicht des ( Jesetzgebers den Wortlaut des 
( Gesetzes zu ihrer Beseitigung zu benützen Wir fus«^eu daher 
dl II ;i. l.'i IIa dahin auf, daß neben di m iiac Ii Auslandrecht 
zuliussigeii Inhalt audi ein nach deutschem Kt* lit zulässiger 
GUterstaiid gewählt werden kann, weil beim Versagen des an 
sich zuständigen Auslandrechtes nur das deutsche Recht berufen 
sein kann, das unbeschriebene Blatt des Prinzips der Ehe- 
vertragsfreiheit mit seinen Normen auszufüllen.*) Man muß 

^) Ii. 200 II bietet hiergegen nicht notwenilig ein arg. e contr., d» 
der anadrOckUelie Zusatz: .Eine nach den Vorechriften des BOB «oltnige 
Regelung* notwendig ist» weil im TTacbutz nur von dem Fall de» Beateheos 
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sich aber dann konsequenter Weise zu der Auffassung bekennen, 
daß a. löll.» aucli für den Fall, daß das betr. Auslandrecht 
kein prinzipielles Elievertrafrsverbot kennt, solche nach deutschem 
Recht zulii^ige Vereinliariingen gestattet, w eiche mit zwingenden 
Normen des Auslandrechtes in Widerspruch stehen, z. B. (iüter- 
trennung, während das Auslandrecht eine freie Verfügung der 
Ehefrau über ihre Paraphernen schlechthin verbietet.*) Damit 
fällt dann von selb.st die Frage analoger Anwendung des 
§ 1433 11 B(iB zugunsten deutschen Rechtes hinweg (s. oben 
S. 20() ff ). Dagegen tindet 1433 I keine Anwendung, wenn 
das Auslandrecht ein s(dches Verweisungsverbot nicht selbst 
enthält.-) 

2. Es entjsteht nun die weitere Frage, ob wir in a. lölla 
eine Ausnalimebestiinniung zugunsten deutschen Rechtes oder 
den Au.sdruck eines allgemeingültigen Prinzips zu erblicken 
haben — eine der be.stritten.sten Fragen aus dem Rechte der 
räumlichen Anwendung der Güterrechtsnormen.'*) Zunäch.st 
hängt die Beantwortung natürlich davon ab, ob der deutsche 
Richter von dem Prinzip des Abs. 1 abweichende KoHision.s- 
normen eines Auslandstaates berücksichtigen darf.*) Hierauf 



eines prinzipiellen Ehrvertra^^sverbotes die Rede sein kann iverb. „ein Ehe- 
mtrafj* irn (ieii^cnsutz zu .er" in a. 15 IIa. - a. 1<> spricht nicht fft'tn-n 
unsere Auffassung, da er durch unsere Auffassung keineswegs entbehrlich 
wird. 

') Diese Konsequenz zieht anscheinend nur I/asler S. «.'». 

a. A. Mar tolle S. vuu seimin Standpunkt mit ll»<lit. Mit dt-m 
Text Übereinstimmend, aber wohl ausgehend von der Auffassung, daü für den 
Vertrags i n h a 1 1 nnr das Auslandrecht in Betracht komme: Staudt u ge r 
tn a. 15 N. B 1 Al)s. 2 Wie ruszotcski II 55 H N. «».4. 

^) Z. B.; Franzosische Ehegatten verlegen ihren Wuhnsitz nach Däne- 
mark, das Eheverträge nach der Ehcschlieüung anter königlicher Konfirmation 
zuläßt (Ges. vom 7. 4. 1H!>!> Kap. I); erhalten sie nun zu einem Ehevertrag 
diese Konfirmation, ist dann der Vertrag für den deutschen Richti-r gültig y 
Legt man Kollisiunsnonnen eines Auslandstaates Kinllulj auf das 
Güterrecht bei. so ist die Frage der Anwendbarkeit des a. 1.') II Halbs. 2 
überflüssig, soweit die ausländische Kollisionsnorm den (iütcrstiind mit dem 
Wohnsitz bczw. der .Staatsangehörigkeit wechseln läßt odt-r eine unserer 
.\u5nahnievürschrift entsprechende 8peziatliestimniung enthält; im übrigen 
wohl zu v<'meinen. Vgl. Schnell in Ztsch. VII IKJ. 
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einzugehen verbietet sich hier. Wir gehen bei unserer Er- 
örterung lediglich von dem Standpunkte aus, daß für das eheliche 
Güterrecht und somit für die Zulässigkeit des Ehevertrags das 
J'ersoualstatut des Ehemannes zur Zeit der Eheschließung 
entscheidet (s. oben S. 204). Auf diesem Boden stehen sich 
drei Meinungen gegenüber: 

1. Die einen glauben in a. lö IIa den Ausdruck eines 
allgemeinen l^rinzips erblicken zu müssen, das dem 
(Gesetzgeber vorschwebt und das er nur deslialb auf den Kall 
der Anwendung deutschen Reclites beschränkt habe, weil er im 
Vordersatz nur von diesem Fall ausgegangen sei; so Niemeyer 
S. 140,1) Marione S. 87, 88, Neumann zu a. 15 X. Vj, 
Barazetti S. 77 (welcher aber versehentlicli nur vom Fall 
ausländischen Wohnsitzes, nicht auch vom Wech.sel der Staats- 
angehörigkeit spricht). 

2. Andere betrachten die Ausnahmevorschrift als lediglich 
im Interesse der Billigkeit und zugunsten der inländischen 
Rechtsprinzi|iien gegeben-) und daher als auf diesen Ausnahme- 
fall zu beschränken. So, im wesentlichen übereinstimmend. 
Planck zu a. 15 X. iJb, Stattditiger X. B. 1 Abs. 3. 
WierufisousAi 1). ^ 3 N. 60 Ziff. 1, Zitelmann I 228 
N. 1, Kahn, Dogm. J. 48 S. 381 fg. 

3. Niedner zu a. 15 N. Va endlich lehnt einen Analogie- 
schiuli ab, unterscheidet aber zwischen den beiden in a. 15 11 
genannten Voraus.setzungen : die Ausnahme für den Fall des 
Wechsels der Staatsangehörigkeit sei in erster Linie aus Rück- 
sicht auf die Billigkeit iin Interesse der Ehegatten geschaffen; 
sie entspreche einem allgemeinen internutionalrechtlichen (irund- 
satz, wonach die Fähigkeit der Eheleute zum Abschluß von 
Eheverträgen nach deren Personalstatut zur Zeit des Vertrags- 

*) Xiemeißei s Stellung ist nicht ganz klar; er will die Ausnahme 
des a. 15 U'i „nicht als Exklusivsatz, sondern als Ausdruck eines Prinzips' 
iH-liandeli). .welches analog auch in andern Fällen Anwendung zu linden hat', 
verweist aller dann auf Xicfhier, woraus Planck schlieLit. daÜ i-r die 
analoge Anwendung von a. 1.') IIj nur in der von Xiedner (s. im Text 
unter :{) gebilligten Ausdehnung zulassen will. 

'-^i Kdfl mann S. 'AVA: „im Interesse der inländischen Vcrkehrs-sichcr- 
heit'y Das trifft nur einen Kall. 
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abschlusses zu beurteilen sei. Dieser Grundsatz müsse auch 
nach dem EG Anwendung finden. Die Ausnahrae für den Fall 
des Wohnsitzes der Ausländer in Deutschland aber recht- 
fertige sich im Interesse nicht der Kheleute, sondern der 
inländischen (Jläubiger; sie sei „oflfenbar'^ aus gleichen Er- 
wägungen geschaffen wie die Ausnahme des folgenden a. 16, 
und stelle einen Anwendungsfall des a. 30 dar zugunsten des 
Anwendungsbereiches lediglich des inländischen Rechts; dalier 
sei sie auf den Fall gleich gelagerter Beziehungen im Ausland 
unanwendbar. ^) 

Um mit der letzteren Ansicht zu beginnen, so ist hiergegen 
vor allem einzuwenden, daß, wie oben S. 20ii ausführlich dar- 
gelegt ist, ein Zusammenhang dvr Ehevertragsfreiheit mit 
persönlichen Beziehungen der Ehegatten, also auch mit dem 
jeweiligen Personalstatut, nicht besteht. Warum Billigkeits- 
erwägungen zugunsten der Ehegatten nur im ersten Falle maß- 
gebend gewesen sein sollten, ist nicht abzusehen, im (legenteil 
wird es gerade für Au.sländer ifu Inlande viel wichtiger sein, 
sich dem deutschen Güterrecht anpassen zu können, als dem 
AiLsländer, der z. B. durch Anstellung im auswärtigen Dienst 
des Reiches deutsche Staatsangehörigkeit erwirbt. Vollends 
abzuweisen ist die Motivierung des 2. Ausnahmefalles ,.lediglich'' 
mit der Rücksicht auf die inländischen (iläubiger, und der 
Vergleich mit a. IG; denn erstens sind die inländischen 
(Jläubiger eben durch diesen a. 10 schon soweit geschützt, als 
es auf Grund der Normen des BGB überhaupt möglich ist, 
und zweitens können ja die Eheleute auf (Jrund des a. lö n> 
aucli einen nach ihrem Heimatrecht zulässigen, außerdeutschen 
(iüterstand wählen.-'» 



Aehnlich wohl anrb Silbe rschmiilt , S. 104: a. lö IIa werde als 
.\usnahme , nicht scblccbthin" auf Ausländer im Ausland angewendet werden 
kiinnen, während .S. 102 die Ausnahme für den Fall des Wechsels der .Staats- 
angehörigkeit auf die v. Ä « r'.sche Theorie (s. oben S. 203 A. 1) zurth k- 
geführt wird. — Vgl. dagegen auch Schnell, Ztach. VII 11(5. 

- Das ist ja auch Xiedners Ansicht, s. oben S. 209 N. 3. - Kicbt 
für durchschlagend halte ich die Bedenken von l'luHck gegen eine Unter- 
scheidung der zwei in Krage kommenden Fälle, da der E. II, der eine voll- 
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Die an erster Stelle {renannte Ansirlit beruft sich zu ihrer 
Begfrüntlunff auf die Hntstehunprs^reschichte : In der 11. Kom- 
mission wunle zu dem als vollkommene Kollisionsnorm gefaßten 
Grundsatz der dauernden l'nterordnung des Güt<»rrechts unter 
das ersteheliche Personalstatut des Kliemunns der oben 8. 211 
im Wortlaut anffeführte Zusatz — also pleichfalls eine voll- 
kommene Kollisionsnorm — beschlossen. Die Beschränkung 
der Fa.ssung: durch den Bundesrat sei, so an^umentiert Niemeyer, 
also nur die notwendige Folge der Verwandlung der im Vorder- 
satz aufgestellten Kollisionsnorm von einer vollkommenen in 
eine unvollständig zweiseitige gewesen ; erweitere man — wie 
wir es ja auch tun - den Vordersatz wieder zur vollkommenen 
Kollisionsnorm, so müsse der Nachsatz konse(jucnter Weise 
nachfolgen. Hei dieser Schlußfolgerung ist aber übersehen, daß 
der Bundesrat den Entwurf II an dieser Stelle nicht nur einer 
Fassungsveränderung unterzog, sondern auch in praktisch .sehr 
bedeutsamer Weise erweiterte. Daß für diesen Fall dieselben 
, prinzipiellen" Erwägungen maßgebend waren wie für die 
11. Kommission, wird niemand Itewelsen können ; damit daß der 
Bundesrat nicht nur eine ,.redaktionelle Veränderung" der Aiis- 
nahinevorschrift vornahm, ist der Zusammenhang zwischen 
seinen Erwägungen und denen der Tl. Kommission abgeschnitten. 

Kann man sich aber zur Auslegung nicht auf die ganz 
feststehende Absicht des Gesetzgebers berufen, so erscheint es 
nicht zulässig, eine nach Stellung und Inhalt als Ausnahme- 
voi-schrift diaraktcrisierte Norm, welche zum Teil eine Durch- 
brechung des .sonst herrschenden Personalitätsprinzips bedeutet, 
auf Fälle auszudehnen, in welchen .selbst die (jcsetze des 
zunächst interessierten Landes vielfach eine solche Ausnahme 
nicht für nötig « rächten. Wenn das deutsche Recht die Vorteile 
seiner Prinzipien — namentlich auch um die Anpas.sung an den 
inländischen RecIitKSverkelir zu ermöglichen — unter Durch- 
brechung seiner sonstigen internationalprivatrechtlichen Leit- 
sätze Ausländern zu gute kommen läßt, die in bestimmte Be- 
kommene KullisioDsnürm ((ab, iinr den ersten Fall enthieh. für die Bcifii^ung 
des zweiten Fullcs also sehr wolil durchaus abweichende Krwü^ungcn maß- 
gebend (gewesen sein können. Vgl den folgenden Text. 
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Ziehungen zum Inland treten, so kann daraus allein noch nicht 
freschlossen werden, daß ein an sich inaliffi bendes fremdes Kecht 
auch zugunsten eines beliebigen dritten Rechtes zurücktreten 
müsse. 

B. 

Eine Reihe zum Teil komplizierter Fragen knüpft sich an 
die räumliche Geltung von Normen, welclie die sonstigen 
Voraussetzungen der Zulässigkeit vollwirksanier 
Ehe vertrage regeln, so die Geschäftsfähigkeit, die Form, 
öffentliche Verlautbarung, Zustimmung Dritter und dergleichen. 
Zwar gibt gerade hier unser EG zum Teil vollkommene 
Kollisionsnormen, aber ihre Anwendung .setzt eine scharfe Ab- 
grenzung dieser Begriffe voraus, welche im Einzelfall sehr 
schwierig sein kann. 

I. Für das Erfordernis der Geschäftsfähigkeit gibt 
a. 7 EG die Regel, grundsätzlich ist danach das Personalstatut 
der Ehegatten zur Zeit des Vertragsabschlusses maßgebend 
(Abs. 1) und zwar auch dann, wenn die Ehegatten, wie dies 
namentlich bei vorehelichen Verträgen der Fall sein kann, 
verschiedenen Staaten angehören. Die Ausnahme des Abs. II, 
wonach die schon bestehende Volljährigkeit eines Ausländers 
durch Erwerb der Reiclusaugehörigkeit nicht verloren geht, 
kann besonders da von Wichtigkeit sein, wo der Heimatstaat 
den vom deutschen Recht nicht anerkannten (Jrundsatz: ,.Ehe 
macht mündig' aufstellt.*) 

Wie verhält sich n\in a. 7 zu a. lä? Soweit eine Be- 
schränkung der Geschäftsfähigkeit eines Ehegatten nur zugunsten 
des andern gegeben ist, hat die Frage für den Ehevertrag ja 
keine Bedeutung. Soweit aber für Verträge unter Eliegatten 
besondere Bestimmungen bestehen, ist zu unterscheiden : Das 
nach a. 7 zuständige Recht bestimmt, wann ein beschränkt 
Geschäftsfähiger der Zustimmung des gesetzliclien Vertreters 
bedarf und wann eine obervorinundschaftliche (ienehmigung 
erforderlich; das gilt auch für den Ehevertrag. Ebenso findet 
dieses Recht Anwendung, wenn es als Wirkung der Ehe die 

*» Die Ansnahme in Abs. III hui Remäli der Unterausnahniebostiranjunf? 
in Satz 2 für den Ehevertra^; keine Be<leiitung. 
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Ehefrau für beschränkt geschäftsfähig und zu Verträgen mit 
dem Mann der Zustimmung eines besonderen Vormunds für 
bedürftig erklärt. 

Dagegen ist es fraglich, welches Recht darüber entscheidet, 
ob die an sich geschäftsfähige Eliefrau zu Verträgen mit dem 
Ehemann überhaupt oder speziell zu Eheverträgen eines ad hoc 
zu bestellenden Vormundes bedarf. Hasler S. 79 erklärt 
hierfür das für die persönlichen Beziehungen der Ehegatten 
maßgebende Statut (a. 14 EG) für zuständig, weil eine solche 
Vorschrift .mit Rücksicht auf die Reinheit des ehelichen Ver- 
hältnisses'' erlassen sei. U. E. aber kommt hierfür das nacli 
a. 15 zuständige Recht in Betracht, wenn es sich um eine 
rein güterrechtliche, also nur auf Ehevertrüge bezügliche Be- 
stimmung handelt; denn dies ist dann eine Beschränkung der 
(ieschäftsfähigkeit ,in bezug auf den Güterstand-, die sich im 
Gegensatz zur Beschränkung der Geschäftsfähigkeit ^infolge 
der Elle" nach Grundsätzen des maßgebenden Güterrechts 
richtet.') Ist dies aber nicht der Fall, dann liegt eben wieder 
eine — wenn auch nur partielle — Beschränkung der Geschäfts- 
fähigkeit vor, die nach a. 7 zu beurteilen ist. Ueberhaupt 
keine auf die (ieschäftsfähigkeit bezügliche Norm ist es, wenn 
ein Güterrecht, wie z. B. BGB 4;§ 1487, 1508, den Abschluß 
durch gesetzliche VertrettT verbietet oder schlechthin persön- 
lichen Abschluß erfordert ; es handelt sich hier auch nicht etwa 
um eine Formvorschrift,-') sondern um eine nach a. lö zu be- 
urteilende materielle Beschränkung der Ehevertragsfreiheit. 
Dasselbe ist anzunehmen von Bestimmungen, welche die Fähig- 
keit zur Abschließung eines Ehevertrags von der Zustimmung 
Dritter abhängig machen, z. B. der Kinder aus erster Ehe des 
parefts binihus;'^) möglidi ist hier aber auch, daß die Zu- 
ziehung Dritter ihre ursprüngliche Bedeutung verloren und den 
(■harakter eines Solennitütszeugnisscs angenommnn hat, so daß 
a. 11 Platz greift. 

') Vgl. a. 200 EG und Xiedner zu a. 15 N. 4b. Staudinffer N E. 
Planck N. 2a. 

ZiteimuHH II 1. S. löil. Xiemeyer S. 112. 
3; Vgl. Schweizer Entwurf a. 1 15 II 
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n. Nach a. 1 1 bestimmt das für den Inhalt des Ehevertrags 
maßgebende Recht auch die Form, wahlweise kommt daneben 
die lex loci actiia in Betracht. In der II. Kommission 
iProt. VI S. 60, 73, 80 ff.) war der (Jedanke geäußert worden, 
es könnte § 1434 zu der Auffassung führen, daß eine geringere 
. F'orraerfordernisse aufstellende lex loci actus für deutschrecht- 
liche Eheverträge als gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes 
verstoßend (a. 30 EG) nicht zur Anwendung kommen dürfe. 
Die Aufnahme einer dem vorbeugenden Spezialvorschrift wurde 
anfänglich abgelehnt, „da der Schluß aus der erscliwerten Form 
der Eheverträge auf den zwingenden Charakter dieser Vor- 
schrift (d. h. natürlich ^.zwingend" auch gegenüber dem Aus- 
landrecht 1 kein notwendiger sei"; später wurde dann doch ein 
ausdrücklicher Zusatz angenommen,') der aber vom Bundesrat 
wieder fallen gelassen wurde; ob aus Gründen der Selbst- 
verständlichkeit, ist nicht sicher festzustellen, dürfte aber wohl 
anzunehmen sein. Jedenfalls ist das Gegenteil im Gesetz nicht 
ausgesprochen, und sachlich ist den Protokollen durchaus bei- 
zustimmen : denn jede deutsche Formvorschrift verfolgt be- 
stimmte Zwecke, die meisten davon auch den Zweck des 
Schutzes unerfahrener Kontrahenten und einer gewissen Publi- 
zität. Wollte man deshalb eine jede mindere Erfordernisse 
aufstellende Formvorschrift der lex loci actus als gegen den 
Zweck eines deutschen Gesetzes verstoßend betrachten, so hätte 
a. 11 I-. EG wenig Wert.'-) 

Was zu den l'^orm Voraussetzungen des Ehevertrags gehört, 
ist für das deutsche Recht ja wohl zweifellos festzustellen. 

^) ,Ein DeatBcher kann einen Ehevertrag im Ausland auch in der Form 
schließen, welche dem am Ort der Vertrag&chlictiung geltenden Gesetze 
entspricht". 

Für die Unanwendbarkeit des a. 11 12 EG auf den Ehevertrag: 
Barnzetti S. 77 N. 25. Silberschni idt , Ztsch. III 1H9, VIII I(>4. Der 
.\nsicbt des Textes: Plam k zu a. 1» N. 2 Abs. 1. Staudinger N. B a. B. 
Xiedner X. 4a (der die Anwendung von a. .SO auf a. 11 durch .M)8. II 
des a. 11 und a. IH III erschöpfend gerogelt sieht, zu a. 11 N. 7i. Wierus- 
zowski II 8 3 N. m Ziff. 3. Xicnietjcr S. 147. Vgl. auch Zitelmann 
II 151: ,Wenn solche Ausnahmen nicht besonders angeordnet sind, muU die 
Regel (lue. reg. aet.) vollständig gelten". 
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wird aber bei Auslandrechten oft schwer zu entscheiden sein.'» 
Daß die Eintragung: ins (Jüterrechtsre^rister kein Forinerfordernis 
für den Ehe vertrag ist, wurde schon früher betont, und ei"gil>t 
sich für das internationaU' Privatreclit aus der Sondervorschrift 
des a. Iß. Wo im Ausland ähnliche Einrichtungen bestehen, 
gilt von ihnen dasselbe.-; Der BegrifiF der ^.Forni" ist über- 
haupt strikte zu interpretieren {Nie tue if er S. 1121: Form i.*it 
eben nur diejenige Art und Weise, in der die Erkläning der 
Parteien abgegeben werden muß. Diese Erklärung nmU 
inöglicherwei.se an Amtspersonen abgegeben und von diesen 
protokolliert werden, sie muß vielleicht an die OelTentliciikeit 
erfolgen, wozu die I*arteien sich dann besonderer Organe zu 
bedienen haben. Sobald aber die Amtspersonen nach ihrem 
Ermessen die Prot(»kolliening verweigern und so den Eintritt 
des gcwiin.schten Hechtserfolges verhindern können, ist nicht 
mehr eine Form der Erklärung in Frage; .s<i ist z. B. die in 
Dänemark erforderliche „Kontirniation'' durch den Landeshemi 
keine Form. Ebenso ist es mit Zeugen, die ein Recht zur 
Verweigerung der Mitwirkung haben und dadurch die Wirk- 
samkeit des Vertrages liindern können. — Auf Einzelheiten 
einzugehen, müssen wir uns hier leider versagen, da es sich 
um grundlegende Fragen, nicht um Spezialfragen des Ehe- 
vertragsrechtes handelt. 

III. Die räumliche (Jeltung unseres güterrechtlichen 
Verläßlichkeitsschutzes ist durch die ein.<eitige Kollisions- 
norm des a. 10 liesonders geregelt.'') Vorau.s.setzung der An- 
wen<lung des deiitschen Verläßliciikeitsschutzes auf Eheverträg»' 
ausländischen Hechtes*) ist darnach, daß Ehegatten, für die nach 

Vgl. V. Bar I HW. Xiemetjer S. III ff Zilelniann II löSff 
Mot I 1H7 Ab». 1 

-) Solche bestehen nach LeHkc-ltoeireufeltl IV 245» in den Nieder- 
landen. Zweifelhafter scheint mir die Fra>»e bei der diinisch-iiorwe(fi!.rhen 
„diHgUi.sung" ; \^\. Leskt- Lue tce ti fe Iii II Ki«>R . IV 44;i. 

^1 Der uns allein interessierende Absatz I findet sich inhaltlich sclion 
in E. I. g 12. 

^1 Für die unter deutschem Recht stehenden Elleverträge j^ilt i; 1 VX-> 
ja ohne Rücksicht auf \V«>hnbitz im Ausland is, oben S. :U2 N. IM},; Slou- 
ditigi-r zu a l(i N. 2. Mvdner N. 2. W ientszuumki II S. 37 N. 61. 
— a. A. Marivlle S. 10i> a. E. 
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a. !.'> II auslündisches (Jüterrecht iiiaßg:clioini ist, ihren Wohn- 
sitz im Inland haben. Die Voraussetzung des inländischen 
Wohn.sitzes muß für beide Ehegatten gegeben sein.^) Der bloße 
Aufenthalt im Inland genügt gegenüber dem klaren Wortlaut 
des (iesetzes nicht.-) Ist die Voraussetzung gegeben, so ist die 
Wirksamkeit eines Ehevertrags — mag er vor Eintritt dieser 
Voraussetzungen oder während ihres Bestehens geschlossen sein 
— durch die Vorschriften des § 1435 bescliränkt, und zwar 
eventuell auch gegenüber dfui bis zum Ehevertragsschluß 
geltenden au.sländischen ( Jüterstand, sofern dieser nämlich ins 
( J.-l>.-R. eingetragen ist. Die durch a. IIJ für Dritte gewälirte 
Vergünstigung kounnt selbstverständlich sowoiil in- als aus- 
ländischen Dritten zu gute, beschränkt sich aber ebenso selbst- 
verständlich auf solche Dritte, welche während des Hestehens 
des inländischen Wohnsitzes der Ehegatten in ein Ki'chtsgeschäft 
bezw. einen Rechtsstreit mit einem Ehegatten eingetreten sind."*) 
Waren aber für den Dritten im kritischen Moment (Vornalime 
lies Recrhtsgeschäftes bezw. Eintritt der Rechtshängigkeit) die 
Voraussetzungen des Verläßlichkeitsschutzes in privat- und 
privatinternationalrechtliciier Hinsicht gegeben, so kann ihm 
das Recht der Berufung auf H/Jö durch Verlegung des Ehe- 
dumizils ins Ausland nicht melir genommen werden. 

Bestritten ist, ob a. 16 auf den Fall auszudehnen ist, daß 
die unter ausländi.schem (Jüterrecht lebenden Ehegatten ihren 
Wohnsitz in einem dritten Staate haben, dessen Recht ähnliche 
Schutznormen kennt wie BGB }; 1435. Vorauszu.schicken ist, 
daß wo die Schutznorm in (Jestalt einer Kormvorschrift, deren 
Nichtbeachtung nur Unwirksamkeit gegen Dritte zur Folge 
hat, auftritt, das nach a. 11 zuständige Recht entscheidend ist; 
wenn das für den (Jüterstand maßgebende Recht und die lex 
(od actus au.seinanderfallen, so hat die Formlosigkeit des Ehe- 
vertrags, falls auch nur eines der beiden Rechte die Fonn- 
vcrletzung nicht mit Nichtigkeit, sondern nur mit nach außen 

*) vrI. aber oben 2(W. 

-I Wie ruszf/icski 11 i>. 'M N. Ü4 cum vif. gegen Bui axetti S. 82, 
d«r sich auf a. HO stutzt. 

^, Wieruszotcski II 3H. Kuhn S. 372. 
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beschränkter Wirksamkeit ahndet, nur die von dem materiell 
milderen Recht vorgeschriebene F^olge.^j Wo es sich aber 
wirklich wie in § 1435 um eine materielle Beschränkung der 
Vertragsfreiheit zugunsten Dritter handelt, da kann nur das 
für die Zulässigkeit des Ehevertrags prinzipiell maßgebende 
Statut in Betracht kommen. Denn es geht nicht an, mit 
Neiimann (zu a. 16 X. 3) aus a. 1(5 ein allgemeines Prinzip 
abzuleiten, daß die im Interesse der Verkehrssicherheit am 
Wohnsitz geltenden Normen dem sonst maßgebenden (iüterrecht 
vorgehen.''*) Dagegen spricht schon der Umstand, daß schon 
vor der Revision durch den Bundesrat an dieser Stelle nur 
eine einseitige Kollisionsnorm stand; der beste Beweis, daß die 
Ausnahme nur zugunsten der inländischen Verkehi-ssicherheit 
gegeben wurde. Gerade die vorhin festgestellte Tatsache, daß 
ein durch Forinvorschrift gewährter Schutz — und dies ist 
weitaus die vorherrschende Gestaltung der Schutyidee — der 
Regel des a. 11 unterstellt ist, läßt es als rein zufällig er- 
scheinen, (Jläubiger im Ausland wohnender Ehegatten eines 
driften Staates dann zu bevorzugen, wenn dieser Staat für die 
Sicherheit seines Inlandverkehres materielle Schranken der 
Ehevertragsfreiheit aufrichtet.'') Es scheint uns auch nicht 
zulässig, es, wie Wiertiszow.ski II 38 Note (54 will,*) darauf 
ankiimmen zu lassen, ob der ausländische Wohnsitzstaat nicht 
nur eine dem ij 143r>, sondern auch eine dem a. 10 entsprechende 
Norm aufstellt; eine derartige Berücksichtigung spezieller 
Kollisioiisnormen des Auslandes ist nicht angängig. 

Die Zerstörung des durch a. 16 gewährten Verläßlichkeits- 
schutzes kann durch die Ehegatten in derselben Weise herbei- 
geführt werden, wie im Falle unmittelbarer Anwendung des 

1) Vgl. Zitclmann II KiO uutcr 2a und b. 
8) Aehnlich Rarazetti S. 82. 

') IJebereinstiiumend: Planck zu a. 16 N. 1. Niedner N. 2. Stau- 
(iinger 'N.Ul. Xtemeyer S. 3far tolle Ü. M^. Silbe rschm irlt 
S. 103 ff. — Ob es sich aber wirklich, wie die meisten annehmen, nur um 
einen Anwendtingsfall des a. 'M) handelt, scheint uns nicht zweifellos: jeden- 
falls ist eine üIht a. 16 hinausgehende Anwendung des a. 30 durch a. 16 
selbst ausgeschlossen. 

■») Kakn S. 369 läßt für den anzuführenden Fall die Frage offen. 
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§ 1435. Soweit der (rüterstand durch Bezufrnahme auf ein 
ausländisches Gesetz geregelt ist, muß man wolil annehmen, 
daß die genaue Bezeichnung des (Jüterstandes und des be- 
treffenden Gesetzes im G.-R.-R. genügt;') nur unsere Vor- 
schriften über Eintragung von Vorbehaltsgut lassen sich vielleicht 
entiiprechend anwenden. 



>) So auch Planck zu a. 16 N. 3 Abs. 2. 



Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder nach 
russischem und italienischem Recht. 

Von Rcrlitsanwalt Dr. A. ItroniberK in Hamburg. 

Die Kaisorliclic Kommission für den Entwurf eines neuen 
Bürfferliclien ( Jesetzbuches in St. Peterslnirfr liatti» das .Projekt 
des Faniilienreclits" schon im Jahre 1902 fertiggestellt und 
publiziert. Indes erforderte das ^reitende Recht betreffs der 
reciitliciien Stellung der unehelichen Kinder so gebieterisch 
eine Reform, daß von der Fertigstellung und Einführung des 
geplanten neuen Bürgerlichen (Jesetzbuches eine voraussichtlich 
nur provisorische Aenderung dieser Materie nicht abhängig 
gemacht worden ist. Eine Revision dei-selben erfolgte daher 
schon früher und erhielt durch Promulgation vom 3. (i. 02 
( iesetzeskraft. Die neuen Bestimmungen, welche in den 
Rahmen des bisher geltenden Itürgerlichen Rechtes (Band X 
1. Teil) aufgenommen worden sind, ruhen auf moderner (anmd- 
lage; sie bilden trotz aller Lücken und IMängel einen Fort- 
schritt und schließen sich in einigen wesentlichen Beziehungen 
den rechtlichen (iesiciitspunkten unseres deutschen Bürgerlichen 
(jcsetzliuches an. 

Das italienische Recht stellt i)rinzipiell, wenn auch mit 
einigen Abweichungen, auf dem Boden des französischen RcchtjJ, 
verbietet also die Ermittelung der Vaterschaft. Allein seit 
Einführung des jetzt herrschenden cod. cicile in Italien, d. i. 
dem 1. 1. 180H haben die in Wissenschaft und Praxis ge- 
sammelten Erfahrungen auf diesem (iebiete eine Tendenz ge- 
zeitigt, welche die Aufhebung jenes Verbots verlangt, und eine 
Reform anstreben, die den endlichen Sieg über das Verbot der 
Ermittelung innerhall) gewisser Grenzen nicht zweifelhaft 
erscheinen läßt. Freilich sind Iiis jct^t alle einschlägigen 
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ministeriellen und parlamentarischen Gesetzentwürfe ad acta 
jrelegrt worden. Das Gesetz vom 1. 1. 1866 steht daher heute 
wie vor 40 Jahren in Kraft und Gültigkeit. 

In dem russischen (Jesetz vom 3. 6. 02 und dem italienischen 
codice ciüile treten die beiden einander entgegenstehenden 
Grundsätze ^der Zulassung der Vaterschaftskla^e bezw. des 
Verbotü der Ermittelung der Vaterschaft" einander dergestalt 
gegenüber, daß eine Zusammenstellung resp. Vergleichung jener 
Bestimmungen insbesondere unter Berücksichtigung des Deutschen 
BGB die Richtigkeit des in letzterem eingenommenen prinzipiellen 
Standpunktes klar ergibt. Dem B<tB aber nähert sich das 
revidierte ru.ssische (Jesetz, das mithin einen Fortschritt in 
dieser Materie gegenüber dem italienischen codice civile bedeutet. 

in dem bis zum H. 6. 02 in Rußland geltenden bürgerlichen 
Hecht trägt freilich der zweite Abschnitt des ei^sten Teiles 
des X. Buches die üeherschrift : „Von den unehelichen Kindern*^. 
Abgesehen aber von einer BegrifTsdetinition und einigen Normen 
über Legitimation uneheliclier Kinder enthält dieser Abschnitt 
nur eine generelle Bestimmung 4J 136: 

„Uneheliche Kinder haben, sollten sie auch von denen, die 
sich ihre Eltern nennen, erzogen sein, kein Recht auf den 
Familiennamen des Vaters und nach dessen oder ihrer Mutter 
Tode auf das gesetzliche Erbrecht in das Vermögen." 

Der possesso dl stato sollte also illegitimen Kindern kein 
Recht auf den Familiennamen des Vaters, noch ein Erbrecht 
gegenüber den Eltern gewähren. Die uneheliche Mutter bezw. 
deren Kind waren rechtlos, falls erstere nicht den Schutz des 
jetzt aufgehobenen § 994 StGB anrief.') 

') § 994 StGB Uutet: Bei gesetzwidrigem auf wechselseitiger Ueber- 
einstimmang beruhendem Zusammenleben eines rnverehelichtcn mit einer 
UoTerehelichten unterliegen die Schuldigen, wenn ('bristen, der Kircbcnbulk* 
gemiB Anordnung ihrer geistlichen Obrigkeit. Aber wenn infolge eines 
«olrben lasterhaften f^ebenswandels ein Kind geboren würde, dann ist der 
T«t«r verpflichtet, seinen Verhältnissen gemäß in angemessener Weise für 
das Kind und die Mutter zu sorgen. 

Zeitschrift f. Intern. Privat- u. Dffentl. Recht. XVII. 15 
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Das Strafgesetz ließ dem Gericht volle Beweisfreiheit be- 
züglich der Vaterschaft, hatte auch die an sich vorgesehenen 
Alimentationsansprüche ^nach Beginn, Ende und Maß" voll- 
ständig unbestimmt gelassen, indem alles der richterlichen 
PVst,stellung anheimgestellt wurde. 

Vom Art. 1)94 blieb infolge Aufhebung j; 186 des bürger- 
lichen Rechts und Einführung der neuen Bestimmungen über 
die Alimentationsklagen (ZPO) nur die Kirchenbuße übrig, 
wegen unerlaubten Beischlafs einer Unverehelichten mit einem 
Unverehelichten, die nach § 1002 StPO vor das geistliche 
Gericht gehört, da Vergehen und Delikte, die einer Kirchen- 
buße unterliegen, zur Kompetenz der geistlichen Gerichte gehören. 

Auch das neue Gesetz vom 3. 6. 02 enthält keine Beweis- 
regeln, steht also nach dieser Richtung auf denselben Stand- 
punkt, wie das Strafgesetz 994. Durch das neue (iesetz 
scheidet aber die Fürsorge usw. für das illegitime Kind aus 
dem Strafrecht aus und geht auf das bürgerliche Recht über. 

Während J; 1091 B(iB die Voraussetzungen der Ehelichkeit 
detiiiiiTt, erklärt das neue russische Gesetz im § 132 für 
unelu'lich solche Kinder, die geboren worden sind: 

1. von einer Unverheirateten, 

2. im Ehebruch, 

3. nach dem Tode des Mannes der Mutter oder nach Auf- 
lösung der Ehe durcli Scheidung oder Ungültigkeitserklänmg 
der Ehe, wenn seit dem Todestage des Mannes der Mutter 
oder der Auflösung der Ehe oder der Ungültigkeitserklärung 
derselben bis zur Geburt des Kindes mehr als 306 Tage ver- 
flossen sind 132). 

An anderer Stelle (§ 134) werden auch die im Falle der 
Scheidung wegen Impotenz in der betreffenden Ehe geborenen 
Kinder für illegitim erklärt, während im Ehebruch der Mutter 
erzeugte Kinder als gesetzlich gelten, wenn deren Geburt vor 
der Scheidung dem Manne nicht unbekannt war und sonstige 
Beweismittel nicht vorliegen. 

Diese und die folgenden Einzelbestimmungen über uneheliche 
Kinder beziehen sich, nach den russischen Kommentatoren auf 
die „gesamte" Bevölkerung Rußlands. 
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Der Muttor des außerelielichen Kindes steht die elterliche 
Gewalt über dasselbe zu (vergl. dagegen 4? 1707 und 1778 
\hs. 3 BGB). Das außereheliche Kind erhält als Namen den 
Taufnamen des Vaters und falls sich aus dem Geburtsattest der 
Taufnarae des Vaters nicht ergibt, den des Taufzeugen 182). 
Rs kann indes auch den Familiennamen der Mutter mit deren 
und ihres Vaters Konsens erhalten, falls der Großvater des 
Kindes (mütterlicherseits) noch am Leben ist. Nach der Inter- 
pretation dieser Vorschrift bedarf es aber einer Zustimmung 
des Vaters auch bei dessen Lebzeiten nicht, im Falle fort- 
gesetzter Geistesstörung oder dauernder Abwesenheit desselben 
(vergl. § 1106 BGB). Nach Gessen (Prawo) wird es nach 
dem heutigen Kulturzustand des russischen Volkes schwerlich 
häutig möglich sein, den väterlichen Konsens zur Uebertragung 
des Familiennamens zu erlangen. 

Der Vater haftet erst in zweiter Linie und zwar bis zur 
Volljährigkeit des außerehelichen Kindes für Alimente, die 
nach den Verhältnissen der Mutter zu berechnen sind; wegen 
verfallener Alimente nur ein Jalir seit der Verauslagung. Der 
Vater haftet hier also im Gegensatz zum BGB nur subsidiär, 
nach der Mutter und eventuell dem Kinde. Demnach ist der 
Vater dann von jeder Verbindlichkeit befreit, wenn Stellung 
lind Mittel der Mutter bezw. des Kindes genügen, dasselbe dem 
iiiiitterlichen Stande gemäß zu erziehen. 

Alimente können sich freilich nach Sachlage (s. § 132 VIII) 
erhöhen oder vermindern. Aber Aenderungen im Leben der 
-Mutter kommen schwerlich in Betracht, da die Alimentation 
sich nach der Zeit des Konkubinats und der Geburt des Kindes 
richten soll. 

' Die in Betracht kommenden Aendeningen sind im wesentlichen : 
„Verbesserung der Vermögensverhältnisse des Vaters, das 
zunehmende Alter des Kindes, Krankheit resp. Genesung 
desselben, Verlust der Arbeit für die Mutter und Minderung 
ihres Vermögens.'* 

Auch fällt die Alimentation.spflicht (nach 132V) vorder 
Volljährigkeit (21. Lebensjahr) fort, im Falle des Eheabschlusses 
der illegitimen Tochter oder falls das Kind durch eigene Arbeit 
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sich ernähren kann. Dapopon entsteht mach § 132 \^) eine 
Verpflichtung: des außerehelichen Vaters auch für die Mutter 
des Kindes zu sorpen, falls dieses infolge der mütterlichen 
Wartung und Pflege seine Mutter behindert, sich selbst den 
Leliensunterhalt zu gewinnen. Sobald also die Mutter durch 
die PHege des Kindes völlig in Anspnich genommen wird, so 
daß sie sich ihren Unterlialt nicht verdienen kann, muß der 
Vater für die aufiereheliche Mutter sorgen; alsdann kommen 
aber andere l'm.stände nicht in Betracht, mithin weder die 
Vennögensverhältnisse der Mutter noch die des Kindes. 

Dem Vater liegt ferner die Ver])fliclitung ob, der Mutter 
die notwendigen Auslagen für die Entbindung zu zahlen, muß 
derselben auch pränumerando bis zur Wiedergenesung das Kr- 
forderliche bestreiten, indes haftet derselbe immer nur „subsidiär* 
dann, wenn die Mutter nachweislich .solche Auslagen nicht 
selbst bestreiten kann. 

Eine Anerkennung im Sinne des 171K BGH kennt das 
russische (iesetz nicht. Die Adoption eigener illegitimer 
Kinder ersetzt aber einigermaßen das mangelnde Institut 
der Anerkennung der eigenen unehelichen Kinder. 

Zahlung einer .\btiudungssumme zwecks Befreiung von der 
Alimentationspflicht ist zwar zulä.ssig, doch wird wegen der 
hierin liegenden Anerkennung der Vaterschaft, die bei außer- 
ehelichen Kindern als Ausnahme in den privilegierten Khi.s.sen 
Rußlands anzusehen ist, von dieser Eventualität in der Praxis 
höchst .selten (Jebrauch gemacht. 

Dem illegitimen Vater, der das Kind eniährt, sind dagegen 
weitergehende Rechte als in unserm B(JB eingeräumt. Er hat 
ein Aufsichtsrecht bezüglich der Verwendung der Unterhalts- 
gelder und ein Hestimmungsreclit bezüglicii der Erziehung des 
Kindes; ja es steht ihm sogar jedem Dritten gegenüber ein 
Vorzug.srecht zu, Vormund seines minderjäiirigen Kindes zu 
werden. Dabei ist es reclitlieh gleichgültig, ob der illegitime 
Vater freiwillig oder infolge l'rteils Alimente zahlt; er behält 
dann also in jedem Falle das Aufsichtsrecht betreffs der 
Alimente und Erziehung. Hei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Vater resp. Mutter und Vormund ent.scheidet die Vormund- 
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Schaftsbehörde, so daß der tnalu fides des Vaters entgegen- 
getreten werden kann. Diese Befugnisse mögen ihre bedenk- 
liche Seite haben, tragen aber andererseits ersichtlich zur Her- 
stellung familiärer Beziehungen zwischen dem Vater und seinem 
illegitimen Kinde bei. 

Diese Befugnisse kommen in Wegfall bei Zahlung einer 
einmaligen Abfindungssumme. 

Wie nach dem BGB dem außerehelichen Kinde ein Erb- 
recht dem Vater gegenüber versagt ist, so stellt auch das neue 
nwsi.sche Gesetz im § 132 XII nur ein Erbrecht des illegitimen 
Kindes nach der Mutter auf, welches Recht allererst durch 
dieses Gesetz in Rußland eingeführt wird. Die erbrechtlichen 
Einzelbestimmungen des § 132 XII— XIV ermangeln des 
Interesses für das Ausland ; hervorzuheben ist nur die spezifisch 
rassische Bestimmung, daß eine Mutter, die keine legitimen 
Söhne, aber eheliche Töchter hat, von letzteren und ihren 
illegitimen Kindern gleichmäßig beerbt wird. Von besonderem 
Interes.se ist noch die Bestimmung ( Art. 132 XV ), daß bei 
Geltendmachung von Unterhaltskosten, Erb- oder anderen 
Rechten, falls die Mutter nicht im (iehurtsattest benannt ist 
oder mangels GeburtijatteiJtes „nur von der Mutter selbst" her- 
rührende schriftliche Bescheinigungen derselben angenommen 
werden. Bei dem in Rußland herrschenden Analphabetismus 
bietet diese Bestimmung den schlimmsten Unzuträglichkeiten 
einen nur zu weiten Spielraum. 

Die Bestimmungen über Standesrechte illegitimer Kinder, 
über uneheliche Abkömmlinge von Kosakenwitwen, Frauen und 
Mädchen in den Kosakenkorps des östlichen Sibiriens können 
hier füglich unerörtert bleiben. Dagegen erscheint von be- 
sonderer Erheblichkeit der Hinweis, daß die Verpflichtung des 
Vaters zur Alimentation eine rein persönliche, also nicht ver- 
erbliche ist. Das Gesetz selbst spricht freilich nicht über den 
(^'harakter dieser Verpflichtung; derselben ist aber durch eine 
konstante Rechtsprechung, auch des regierenden Senats, dieser 
Charakter beigelegt worden. 

Das Gesetz stellt keine Normen auf für incesfnosi, kennt auch 
kein Ehehindernis im Sinne des § 1310 Abs. 11 und III unseres BGB. 
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Eine Reihe neuer Bestimmungen über Kinder aus ^unwirk- 
samen", d. h. ung:ültig oder nichtig erklärten Ehen enthalten 
die §§ 131 1-6. 

Nach dem bisher geltenden Recht konnte nach Sachlage 
für die aus ungültig erklärten Ehen hervorgegangenen Kinder 
die Erhaltung der Rechte ehelicher gerichtsseitig der , Er- 
wägung der Kaiserlichen Majestät unterbreitet werden. Diese 
Bestimmung ist durch § 131 1 ersetzt worden, demgemäß Kinder 
aus einer ungültig erklärten Ehe die Rechte ehelicher Kinder 
behalten. Sie behalten demnach Erbrechte den Eltern und 
Verwandten gegenüber, Standes- und Alimentationsrechte. Alle 
Kinder aus solchen Ehen erklärt das neue (lesetz für legitim, 
gleichgültig ob einer oder beide Ehegatten beim Abschluß der 
Ehe den Mangel gekannt hatten (s. dagegen § lfi99 BGB). 

In den letzten 30 Jahren des vorigen Jahrhunderts nach 
Berechnung des Oberprokurors des heiligen Synods schwankte 
die Zahl für ungültig erklärter Ehen zwischen 17 und 84 
jährlich; der jährliche Durchschnitt ergab 46. Alle Kinder 
aus diesen Ehen sind im Gnadenwege für ehelich erklärt 
worden. Daher erscheint § 1311 nicht von großer praktischer 
Bedeutung, ist aber rechtlich von Erheblichkeit. 

Nach Ungültigkeitserklärung der Ehe hat, wenn seitens 
eines Elternteils der Ab.schluß der Ehe gewissenlos erfolgte, 
der andere Teil ein Hecht darauf, daß ilim die minderjährigen 
Kinder bela.ssen werden; sonst hängt solche Bestimmung vom 
Konsens der Eltern ab; beim Dissens derselben entscheidet die 
zu.ständige Vormundschaft.sbehörde, die lediglich im Interesse 
des Minderjährigen zu handeln hat. Die elterliche (lewalt 
gehört dem Elternteil, bei dem die Kinder verbleiben, während 
der andere Eltcrnteil nur das Recht hat, die Kinder zu besuchen. 

(Je.setzlidi stehen also dem außerehelichen Vater mehr 
Rechte dem unehelichen Kinde gegenüber zu, als dem Vater 
eines in ungültig t'rklürter Ehe geborenen Kindes. Letzterem 
kann auch das Hesuclisret lit genommen werden trotz all seiner 
Ptlicliten, s. Geusen (Prawo No. 28, S. 1320, Jg. 1902) indes ist 
diese Krage controvers. Dazu gehört, daß jeder Elternteil seineu 
.Mitteln entsprechend zu den Auslagen füi* Unterhalt auch der 
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Kinder beizutragen hat, die bei dem andern Elternteil verbleiben. 
Beifn Tode desselben, ferner in den Fällen der Entziehung der 
elterlichen Gewalt oder der Unmöglichkeit der Ausübung derselben 
abseiten des letzteren treten die bei ihm verbliebenen Kinder 
unter die elterliche Gewalt des andern Elternteiles, es sei denn, 
daß die zuständige Vonnundschaftsbehörde im Interesse der 
Kinder es für nötig hielte, einen besonderen Vormund zu er- 
nennen. 4j 131 VI bestimmt nicht die Fälle, wann die elter- 
liche Gewalt entzogen wird, es bleibt daher die Entziehung 
dem richterlichen Ermessen anheimgestellt. Dieser Artikel 
führt zuerst in das nissische Recht den Begrilf der Unmöglich- 
keit der Ausübung der väterlichen (rcwalt ein. Das (iesetz 
schließt sich an § KiBö unseres B(iB an. Es wollte zweifellos 
den Kindern aus ungültigen Ehen nur die Rechte ehelicher 
Kinder verleihen, aber deren Pflichten den Eltern gegenüber 
IS. 1601, 1617) nicht auf sie übertragen. 

Auch die gesetzlichen Bestimmungen über legitimierte 
sowie adoptierte Kinder sind einer Revision unterzogen worden. 
Letztere hatten gleichfalls durch Promulgation am 3. 6. 02 
Gesetzeskraft erlangt. 

Danach werden uneheliche Kinder durch nachfolgende Ehe 
legitimiert (nach den ( Jrundsätzen, die in iii; 1460 1 — VII ZPO 
aufgestellt sind). I^egitimierte Kinder gelten als gesetzliche 
vom Tage des Abschlusses der Ehe ihrer Eltern und genießen 
von diesem Zeitpunkt ab alle Rechte gesetzlicher Kinder, die 
ans dieser Ehe hervorgehen. Legitimierte Kinder stehen recht- 
lich den ehelichen gleich, falls die Ehe der Eltern für ungültig 
oder nichtig erklärt worden ist, sowie im Falle der Auflösung 
der Ehe. 

Bezüglich der Legitimation besteht die fortschrittliche 
Aendenmg des Gesetzes darin, daß schlechthin ohne Ausnahme 
nneheliche Kinder durch nachfolgende Ehe legitimiert werden, 
während noch das alte (Jesetz eine Ausnahme für die aus ehe- 
brecherischem Verkehr hervorgegangenen normiert hatte; 
aduUerini sind also nicht ausgeschlossen. Dagegen i.st auf- 
fälliger Weise die Einleitung des 4} 144 des alten (Je.setzes hier 
unverändert beibehalten worden: 
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„Für die christliche Bevölkerung sind folgende 
Bestimmungen über legitimierte Kinder getroffen worden. • 

Dies wird von den Kommentatoren als ^Unachtsamkeit* 
des Gesetzgebers bezeichnet und läßt sich auch nicht mit der 
Definition des Begriffs der illegitimen Kinder in § 132 s. S. 22B 
in Einklang bringen. Eine derartige Beschränkung kennt aach 
der IV. Abschnitt über adoptierte Kinder nicht. Uebrigens 
bemerkt Gessen, daß die Zahl der außerehelichen (ieburten 
in Rußland ca. 180000 jährlich, größtenteils aus ehebrecherischem 
Verkehr her\'orgegangen ist. Diese Annahme des angesehenen 
Kenners dieser Materie kann nur dahin verstanden werden, 
daß zur Zeit des Konkubinats bezw. der Geburt die Mutter 
ledig gewesen sei und anerkannt hätte, daß der außereheliche 
Vater zu dieser Zeit verheiratet gewesen sei. 

Auch die Normen über Adoption sind von der Revision 
betroffen worden. Als Grundsatz stellt das neue Gesetz auf, 
daß die Adoption Personen aller Stände ohne Unterschied des 
Geschlechts verstattet wird, abgesehen von denjenigen Personen, 
die infolge ihrer Würde die Ehelosigkeit gelobt haben, also 
nach § 37 I Personen des Münchstandes oder die schon für die 
Priester- oder die Diakonswürde geweiht sind, so lange sie 
diesem Stande angehören, sich auch ausnahmsweise nicht vor 
Eintritt in diesen Stand resp. vor Erlangung der genannten 
Würde verheiratet haben sollten. Verboten ist ferner Adoption 
von Personen christlichen (rlaubensbekenntnisses durch Niclit- 
christen und umgekeiirt; infolgedessen ist auch den Sektierern 
verboten, rechtgläubige Personen an Kinderstatt anzunehmen. 
Die Adoption fremder Kinder wird nur dann nicht gestattet, 
wenn der Adoptierende eigene gesetzliclie oder legitimierte 
Kinder hat (s. dagegen § 1741 BGB). Die Adoption eigener 
unehelicher Kinder i.st nach diesem Gesetz zulässig und damit 
die früher schwankende Praxis des Senat,s beseitigt. Im Gegen- 
satz zu dem alten § 145 wird die Adoption eigener Kinder 
auch dann zugelassen, wenn der Adoptierende bereits eigene 
gesetzliche oder legitimierte Kinder hat, denn das neue Gesetz 
(tj 145 1) schließt in solcliem Kalle nur Adoption fremder 
Kinder aus. 
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Bei Adoption eip^ener Kinder läßt das neue Gesetz einige 
Aiwnahraen zu, die ersichtlich den Zweck der Erleichterung 
solcher Adoption verfolgen. So wird zunächst die Bestimmung 
über den Altersunterschied zwischen dem pater adoptatts und 
dem zu Adoptierenden aufgehoben: Ein Volljähriger kann (im 
Gegensatz zum § 146) schon vor Erreichung des 30. Lebens- 
jahres adoptieren, auch wenn er nicht 18 Jalire älter ist als 
der zu Adoptierende. Die Adoption wird auch in dem Falle 
zugelassen, wenn, wie oben erwähnt, der Adoptierende eigene 
gesetzliche oder legitimierte Kinder hat. Handelt es sich dabei 
um Adoption majorenner Kinder, so bedarf es deren Zustimmung 
in der gesetzlich fixierten Form, bei minderjährigen Kindern 
aber, falls der andere Elternteil noch lebt und nur in diesem 
Fall, auch seiner in vorschriftsmäßiger Form zu erteilenden 
Zustimmung. 

Dem in diesem Artikel vorgesehenen Tode des anderen 
Eltemteiles ist, für den Fall des Lebens, gleichzustellen: die 
Unmöglichkeit, bewußt und frei seinen Willen auszusprechen, 
z. B. bei (ieistesstorung und im Falle unbekannten Aufenthalts. 

Die dritte Ausnahme besteht darin, daß bei Adoption 
eines unehelichen Kindes abseiten seines Vaters die Zustimnmng 
der Mutter des Kindes nur dann erforderlich ist, falls sie in 
der Geburtsurkunde des Kindes benannt oder wenn die Ab- 
stammung des Kindes von ihr gerichtlich festgestellt ist. Die 
ledige Frau bedarf aber bei der Adoption des Konsenses ihrer 
Eltern, falls diese nocli am Leben sind, um den Familiennamen 
auf das Adoptivkind zu übertragen. Diese Bestimmung er- 
innert lebhaft an den Seite 5/6 hervorgehobenen ^ 132 111 und 
charakterisiert die rechtlich unselbständige Stellung der Frau 
in Rußland. 

Ueber das den Adoptivkindern gesetzlich eingeräumte Erb- 
recht sei hier nur hervorgehoben, daß der Adoptierte das ge- 
setzliche Erbrecht nach seinen Eltern und Verwandten behält, 
während der Adoptierte, obgleich den gesetzlichen Kindern 
in allen Rechten und Pflichten gemäß ijjj 164 — 1Ü4 gleichgestellt, 
ein Erbrecht nur in das sogenannte ,. wohlerworbene" Vermögen 
des Adoptivvaters erlangt; dagegen wird das „Erbschafts- 
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(Staniin-) gfiit" des Adoptierenden nur mangels männlicher Ab- 
kömnilinp^e zwischen seinen legritiraen Töchtern und dem Adoptiv- 
kinde zu gleichen Teilen geteilt. 

Die Normen über Adoption seitens Adliger, erblicher 
Ehrenbürger, abseiten .städtischer und ländlicher Beamten, von 
Kaufleuten und über die damit in Verbindung stehenden Standes- 
rechte 153—156) finden in andern Gesetzbüchern schwerlich 
eine Analogie, sind vielmehr von rein lokalem Interesse und be- 
dürfen hier keiner weiteren Erörterung. Erwähnt sei nur 
noch, daß im Interesse der orthodoxen Kirche bezüglich unter- 
ge.schobener Kinder und Vagabonden auch Ausländern, die nicht 
russische Untertanen sind, nach 4; 163 das Adoptionsrecht unter 
der Bedingung eingeräumt wird, daß die zu adoptierenden 
getauft und -im rechten Glauben " erzogen werden. Die Haiipt- 
verbesserungen enthält das neue Gesetz bezüglich der unehe- 
lichen Kinder, die nicht adoptiert noch legitimiert werden, 
insbesondere auch durch Uebertragung der elterlichen (iewalt 
auf die uneheliche Mutter. 

Die in Italien herrschenden Grundsätze über die rechtliche 
Stellung unehelicher Kinder beruhen auf Art. 189 cc, dem Ver- 
bot der Ermittelung der Vaterschaft, das nur zwei Au.snahraen 
kennt, in denen die Ermittelung derselben zulä.ssig ist, d. i. im 
Falle der gewaltsamen Entführung bezw. der Notzucht. Die 
Reclitfertigung für diese beiden Ausnahmefälle erblickt der 
(ie.setzgeber in dem l'mstand, daß bei dem strafbaren und 
üfFentlichen Charakter dieser Tatsache eine schwerwiegende 
Rechtsvenuutung für die Vatei"schaft des Schuldigen spricht, 
den, weil er sich einer strafl)aren Handlung schuldig gemacht 
hat, auch alle Reclitsfolgen treffen mü.s.sen. Die Vaterschafts- 
klage steht nur dem Kinde selb.st zu, nicht den Erben, da es 
sich hier um ein höchst pei-sönliches Recht handelt. Die Ueber- 
tragbarkeit durch Zession oder Erbfolge i.st nach der vor- 
iierrschendon Meinung an.sgoschlossen. .\rt. 178 bezieht sich 
auf -eheliche Kinder"'. Die Ausdehnung desselben auf unehe- 
liche al)er ist controvers. 
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Die Vaterscliaftsklage wegen Entfülmmg oder Notzucht 
hat keineswegs ein Strafurteil wegen dieser Delikte zur Vor- 
aussetzung. Auch im Falle der Verjährung der Strafklage 
oder des Verzichts auf die Erhebung der letzteren kann das 
Kind sein Recht auf Anerkennung klagend geltend machen; 
indes stellt Art. 180 folgende beide Ausnahmen für Kinder, 
deren Anerkennung gesetzlich versagt ist, auf: 

1. Für im Ehebruch erzeugte Kinder, falls auch nur ein 
Elternteil zur Zeit der Knii>fängnis verheiratet gewesen ist. 

2. Für Kinder, die von solchen Personen abstammen, denen 
die Ehe durcli Verwandt.schaft oder Verschwägerung in gerader 
Linie bis ins ITnendliche oder durch Seitenverwandtschaft im 
2. (jrade verboten ist. 

Art. 180 bezieht sich auch auf die beiden Ausnahmen auf 
Entführung und Notzucht gemäß Art. 189. 

Uebrigens kann der Vater, wenn er es will (abgesehen 
von den im Art. 18U angeführten Ausnalinicn bezw. aditlterini 
and inrestuosi) sein außereheliches Kind anerkennen. 

Im Falle der Anerkennung hat das außereheliche Kind 
einen Alimentation.s- sowie einen Erbansprucli in der halben 
Höhe desjenigen, der legitimen Kindern zusteht. 

Falls der Vater aber sein außereheliches Kind nicht an- 
erkennt, steht demselben und zwar auch den adulterini und 
incestuosi ein Alimentationsanspruch gemäß Art. 193 unter 
folgenden Bedingungen zu: 

1. Wenn die Vaterscluift oder Mutterschaft sich aus einem 
zivilrechtlichen oder strafrechtlichen Trteil ergibt. 

2. Wenn die Vaterschaft oder Mutterschaft von einer 
Xichtigkeit.serklärung der Ehe abhängt. 

3. W^enn die Vaterschaft oder .Mutterschaft sich aus einer 
ausdrücklichen schriftlichen Erklärung der Eltern ergibt. 

Dies sind die wesentlichen (irundsätze des lieute in Italien 
herrschenden Rechts. Die fast unbedingte Herrschaft des Ver- 
bots der Ermittelung der Vaterschaft, welche hierin zum Au.s- 
dnick gelangt, ist seit langer Zeit nicht nur in der Theorie 
bekämpft, sondern es sind auch in den letzten beiden Dezennien 
wiederholt von parlamentarischer und ministerieller Seite (Jesetz- 
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entwürfe eingebracht worden, welche eine wesentliche Um- 
gesUtltiiii^ des bestehenden Rechts bezwecken. Hervorzuheben 
sind die Entwürfe von Giantnrco (1893), Sorani (1900) 
und Zanardelli (1902). Zum letzten Entwurf sind nach 
seiner Einbrinpfunfr am 26. 11. 02 nicht weniger als 413 Peti- 
tionen in allen Formen beim Präsidium eingegangen. 

Dil' italienisclie juristische Tradition ist gegen die Er- 
mittelun^j der Vaterschaft, weil diese nach Pisa Hellt eine 
unerweisiiche Tatsache bildet, wohl aber für Zulassung gericht- 
licher Feststellung (dichiaraziotie) illegitimer Vaterschaft auf 
(rfund Erklärung des Vaters oder solcher L'rastände, welche 
die richterliche Ueberzeugung bewirken, daß zur Zeit der Kon- 
zeption die Mutter ausschließlich in der Gewalt des angeblichen 
Vaters gewesen ist. 

(i in nturco faßt die Gründe gegen Art. 189 dahin zu- 
sammen : 

1. Die Furcht vor einer Wiederholung der alten Miß- 
brauche (gemeint sind: Störung des Familieufriedens und VjT- 
pressung), 

2. die Gefahr einer schwankenden und deshalb in einigen 
Fällen willkürlichen Rechtsprechung, 

H. die Abneigung der italienischen Gesellschaft gregen 
Skaiulalprozesse und 

4. die Schwierigkeit, ja die Unmöglichkeit des Beweises 
einer persönlichen Beziehung, die sich jeder unmittelban^n 
Feststellung entzieht. 

Dii'.sc Bedenken, soweit sie durch die Tradition italienischer 
Rechtsprechung gerechtfertigt sind, sollen nach Giantnrco 
im Wege der Gesetzgebung nicht dergestalt umgeändert werden, 
daß „einfach" die Ermittelung der Vaterschaft an Stelle des 
Art. 189 tritt. Gia nturco verlangt die Vaterschaftsklage 
nur in den Fällen, in denen es möglich ist, gerichtlich das 
Kindesverhältnis festzustellen. Alles andere will er der Kirche, 
der Philantropie, dem Staate überlassen. 

Gerüliuit werden allseitig in den Parlamentsberichten und 
der wi.s.senschaftlichen Literatur (s. auch Morii die Ent- 
scheidungen der rota romana. Die Formel Fabros: creditur 




Google 



Rerbtl Stellung d. unehel. Kinder noch rass. u. Italien. Recht. 237 

» 

virgini dlcentem fte ab afiqtw cognitam et e.r eo praetfnan 
ffitn esse liat danach auch in Italien keine (»ültijcrkeit erlangt. 
Die Mißbräuche imd Skandale waren in Italien nicht derart, 
daß sie die Einführung des Verbots Art. lUO code fran{'ai^ 
erheischt hätten. 

Diesen .\rtikel haben vor der Peinigung des Königreichs 
Italien nur die modernen italienischen (iesetzbücher von 
l'arina, Este und des Königreichs der beiden Sizilien auf- 
genommen. Die Vaterschaftsklage war aber zugelassen im 
lomhardisch-venezianischen Gesetz, Oesterreich-Toscana und im 
Kirchenstaate f^rotu roniana). 

Hei Heratung des jetzt geltenden Zivilrechts platzten die 
Meinungen aufeinander. Die Zulassung der Vaterschaftsklage 
atif (Jrundlage des codwc nIbertiNo iPiemont) wurde zwar 
lebhaft vertreten, aber mit rntenstützung Pisa nel Iis über- 
wunden zugunsten des Prinzips des 4j 840 rode fran^ais^} mit 
<liT Maligabe, daß zur Entführung noch stupro liolento als 
zweite Ausnahme hinzutrat (Art. 189 c. c. italiftno). 

Wi.s.senschaft und Praxis haben, unzufrieden hiermit, den 
.verführten* Mädchen helfen wollen durch ZulasSsung der 
oblifiazione e.r delicto des Verführers und ließen demgemäß 
auch bei Berufung auf Schwängerung und (ieburt die Schadens- 
ersatzklage gemäß Artt. 11.')! 2 zu. 

Niemand in Itiilien schlägt unbedingte Zulassung der 
Vaterschaftsklage vor (wie im B(iB zugelassen). Es wird 
daher darauf ankommen, hier die Einschränkungen, Kautelen 
bczw. Einreden, jedenfalls soweit Uebereinstinnuung herrscht, 
auszuführen. 

I)as italienische Gesetz hat auch außerhalb der Ehe das 
natürliche Band (vincolo naturale) zugelassen und dem Vater 
zugestanden, die uneheliche Nachkommenschaft anzuerkennen 
und sie der Familienrechte teilhaftig werden zu lassen. Das 
ergibt sich im italienischen Hecht aus der freiwilligen Aner- 
kennung und der Vaterschaftsklage im Falle der gewaltsamen 
Entführung resp. Notzucht. Art. 181 c. c. bestimmt die Vor- 

Vi Art. 'MO c. fr. hat zur Unterlage: l'iwpussibililr de drcourrir Ic 
pire naturel, lex dangers et len scandales de ce.s sortes d'action. 
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aussetzungen der freiwilligen Anerkennung der unehelichen 
Kinder: Geburtsurkunde oder authentische (öffentliche) Urkunde, 
ausgestellt vor oder nach der Geburt über diese Tatsache. 
Zanardelli in seinem Entwurf wollte auch Privaturkundeo 
und Testamente als gültige Formen für die Anerkennung der 
Vaterschaft zulassen. Die parlaraentaLrische Kommission billigte 
aber wegen der Möglichkeit von FäLschungen von Privat- 
urkunden nur ^das Testament in jeglicher Form". 

Dasselbe (mithin die darin ausgesprochene Anerkennung) 
tritt in Kraft mit der Publikation. Auch sollte die Aner- 
kennung nocli nach dem Tode zulässig sein, falls das außer- 
eheliche Kind legitime Abkömmlinge hinterlassen hatte. Die 
Anerkennung eines volljährigen Kindes sollte nach Zanardelli 
nur mit seiner Einwilligung oder durch diesbezügliche Urkunde 
erfolgen können. Diese Bestimmungen fanden die Billigimg 
der parlamentarischen Kommission, ebenso der Vorschlag, daß 
die Vaterscliaft eines illegitimen Kindes anerkannt werden 
könne, wenn ^ein"* Elternteil zur Zeit der Empfängnis ver- 
heiratet war, d. h. der adulteriuus konnte von dem anderen 
, freien" (nicht verehelichten) Teil anerkannt werden. Damit 
fielen für den so anerkannten adulterinus die Bestimumugen 
der Artt. 193, 196, 752, 767 c. c. weg. 

G ianturco in seinem parlamentari.schen Bericht von 
1893 vertritt (freilich 9 Jahre früher) den entgegengesetzten 
Standpunkt : für den Familienfrieden sei nichts zu befürchten, 
denn das Verbot der Ermittelung der Vaterschaft werde allen 
Umfangs aufrecht erhalten für figli incestuosi ed. aduUerini. 
Die Kommission stimmte ihm bei, erleichterte aber gleichzeitig 
die Anerkennung der unehelichen Kinder, insbesondere durch 
Testamente und Privaturkunden, ließ die Vaterschaftsklage in 
fünf verschiedenen Fällen (unter Kautelen) zu, auch falls bei 
Nichtigkeitserklärung der Ehe beide Teile mala fiele gehandelt 
hatten, besserte die erbrechtliche Stellung der adulterini und 
incestuosi und schützte nach Möglichkeit die Stellung der an- 
ständigen Verführten. Im Falle der Verfühnmg ist die Er- 
mittelung der Vaterschaft überall nur zulässig, falls der angeb- 
liche Vater dem Mädchen ein formales Heiratsversprechen 
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gegeben hatte, die Zeit der Verfühning der Schwängerung 
entüpricbt und das qu. Weib sich bis dahin moralisch geführt 
hatte. 

Die Kommission (Entwurf Zanardelli) welche verschiedene 
Wirkungen der freiwilligen resp. der erzwungenen Anerkennung 
der Vaterschaft beilegt und die Vaterschaftsklage nur in be- 
stimmten strengen Grenzen und mit entsprechenden Kautelen 
zulassen will, immer in der Befürchtung möglicher Skandale 
und Erpressungen, läßt folgende Fälle der Vaterschaftsklage zu : 

1. Art. 189 (bezüglich gewaltsamer Entführung und Not- 
zucht) s. Art. 189 c. c. 

2. Art. 193 (mit Ausnahme des sub la angeführten Falles),') 

3. der Verführung nnter Mißbrauch der Autorität und des 
Vertrauens oder des Heiratsversprechens, des Konkubinats 
more ujcorio und des possesso di stato. 

Die Kommission hat nach langer Zögerung das Konkubinat 
zugelas.sen, insbesondere wegen der zahlreichen Fälle der kirch- 
lichen Ehe ohne vorgängige Ziviltrauung. Das geschah auf 
Grund Art. 172,-) der den possesso di stato regelt. Denn 
nicht nur in zivilrechtlicher Beziehung, auch bezüglich des 
Militärdienstes verschlechtert die natürliche Verwandtschaft den 
Stand der außerehelichen Kinder. Befreiung vom Militärdienst 
erster und zweiter Kategorie können aditHerini und incestnosi 
nicht erhalten. Uneheliche Söhne, auch wenn sie anerkannt 
sind, können keine Befreiung vom Militärdienst erhalten, sobald 
legitime Söhne des gemeinschaftlichen Vaters vorhanden sind 

') Art. 19.3. In den Fällen, in denen die Anerkennung verboten ist, 
darf das Kind niemals Ennittelangen anstellen, weder über die Vaterschaft 
noch Uber die Matterschaft. 

Indes steht dem aaßcrehclichen Kinde stets die AlimentationskUigc zu: 

1. Wenn die Vaterschaft oder Mutterschaft sich indirekt aus einem 
livilrechtlichen oder strafrechtlichen L'rteil ergibt (fällt wcgi. 

2. Wenn die Vaterschaft oder Mutterschaft von der Nichtigkeits- 
erklärung einer Ehe abhängt. 

3. Wenn die Vaterschaft oder Mutterschaft von einer au.sdrücklichen 
tchriftlichen Erklärung der Eltern abhängt. 

Art. 172. Der pmsesso di stato ergibt sich aus einer Keihc von 
Tataachen, die in ihrer Gesamtheit die Beziehungen des Kindciverbältnisses 
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(s. Art. 91 della legge siil redutamentn delV esercito H agosto 
1888 No. 5655). Der mir kirchlich g:etrautt> Mann, der \\>ib 
und Kind verläßt, geht straffrei aus, da seine Beziehungen zu 
letzteren als ungesetzlich gelten, er daher ohne weiteres eine 
andere, gesetzlich gültige Eiie abschließen kann, so daß die 
Rechtsfolgen seiner Handlungsweise nur das verlassene, regel- 
mäßig getäuschte Weib und die an der Illegitimität un.schuldigen 
Kinder treffen. 

Die Zulassung dieses in einigen deutschen Bundesstaaten 
landesge.setzlich verbotenen Instituts abseiten der Kommü^^ion 
erklärt sich aus den» rnistand, daß es für die Vaterschaf tskla^e 
nach italienischer Rechtsauffassungerforderlich ist, sie entweder auf 

das Konkubinat (itjcorio more) 

oder den possesso di stato 
stützen zu können.^) 

Dagegen versagte sie (parlam. Komm, des Entwurfs 
Zana rdelli) die Vaterschaftsklage den unehelichen Kindern, 
deren Anerkennung bisher gesetzlich verboten war, wenn deren 
Eltern zur Zeit des Konkubinats entweder ein Ehehindemis 
aus (Tründen der Verwandtschaft oder der Schwägerscliaft 
entgegen.stand, oder falls beide in gesetzlich gültiger Ehe 
anderweitig gebunden warcn (Art. 180). Sie versagte das 
Klagerecht zwecks Aufrechterhaltung des Familienfriedens. 

Dagegen hielten Za /tarde//i und die parlamentarische 
Kommission die Einrede der mehreren Konkunibenten über- 

und der Verwandtschaft zwischen einer Ponson und der Familie zu erweisen 
vermögen, welcher diese Person anzugehören behauptet. 
Die hauptsächlichsten sind folgende : 

1. daü die Person stets den Zunamen des Vaters getragen habe, den 
er zu haben behauptet; 

2. daß der Vater ihn sU'ts als seinen Sohn behandelt habe and in dieser 
Eigenschaft für seinen l'nterhalt, seine Erziehung und seine Stellung [ge- 
sorgt habe; 

3. daß er stets als solcher (Sohn) in der Gesellschaft anerkannt worden sei; 

4. (laß er als solcher lals Sohnl von der Familie anerkannt worden sei. 
') Auch (Hau tu reo lüßt die Vaterschaftsklage nur in diesen beiden 

Fällen zu, indem er bezüglich des Konkubinats more ujrorio hinzugefägt. 
sobald es auf 1. Entfflhrung. 2. Vergewaltigung, 3. Verführung und 4. kirch- 
liche Ehe folgt. 
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einstimmend aufrecht, ebenso die unten zitierten ; Abs. 1 174 ') 
und Art. 176.-'i 

Die Schlußbestimmung^en des Za nfir(/eI/i'sQ\\Qn (iesetz- 
entworfs bezw. des parlamentarischen Berichts hierüber besagen: 
Die Vaterschaftsklage steht während der Minderjährigkeit des 
unehelichen Kindes nur der Mutter oder dem gesetzlichen Ver- 
treter des Kindes zu (womit Gianturco, von Xebenbestim- 
mungen abgesehen, prinzipiell übereinstimmt), sie kann noch 
8 .lahre nach der Volljährigkeit des unehelichen Kindes erhoben 
werden, dagegen soll sie nach dem Tode des angeblichen 
Vaters im Falle 

1. der Verführung und 

2. des Konkubinats 
ausgeschlossen sein. 

Die Verhandlung soll stets unter Ausschluß der Oeffent- 
lichkeit erfolgen. Zum Schutze gegen eine fna/a fiäe erhobene 
Vaterschaftsklage, den Zauardelli niciit fordert, gewährt die 
Kommission Bestrafung gemülj 4; 279'') des 8t(JB, während 
(iianfitrco die Verläunidungsklage zuläßt. 

Die Kommission verwarf aber sämtliche Vorschläge Zanar- 
delli'a bezüglich Ado]»tion und Legitimation sowie von Zu- 



Art. 174 (Abs. I). Sobald die Geburtsarkunde und der possesso di 
ftato fehlen oder wenn der Sohn unter falsrhem Namen oder von unbekannten 
Eltern abstammend einfii tra^cn worden oder wenn es sirh um rnterschiebungf 
(»upponiziune oder sosli/uzionel eines Kindes handelt, kann. obKleicli in 
die«eD beiden letzten Fällen ein Geburtsiittest. das dem possesnu di stalo 
entspricht, vorliegt, der Beweis des Kindesverhältnisses mittels Zeugen 
erbracht werden. 

2) Art. 176. Der Gegenbeweis kann mit allen möglichen Mitteln geführt 
werden, am nachzuweisen, daß der Antragsteller nicht Kind der Frau sei, 
von der er behauptet, sie «ei seine Mutter, oder daÜ er nicht Kind des Ehe- 
mannes der Mutter sei, falls die Mutterschaft bewiesen sein sollte. 

h Art. 27!}. Wer einem öffentlichen lieamten in einer öffentlichen 
Urkunde die Identität oder den Stand seiner oder der Person eines anderen 
»der andere Tatsachen, deren Wahrheit die lfrkun<le zu beweisen bestimmt 
ist. fälschlich bezeugt, so daU ein öffentlicher oder privater Schaden entstehen 
kann, wird mit KinschlieÜnng von drei Monaten bis zu einem Jahre bestraft, 
und von neun bis zu dreißig Monaten, wenn es sich am eine Akte des Zivil- 
ütandes oder der gerichtlichen Behörde handelt. 

Zeitichrift f. Int«n>. Privat- u «iffentl. Recht. XVH. 16 
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Wendungen im Testament an nielit rekonnoszible Kinder. Dies 
gescbali offenbar in Anlebnung an Art. 7H7 c. c, der itirestuosi 
und adulterini für imfäbif; erklärt, durcb Testament irgend 
etwas zu erbalten (abgeseben von Alimenten), aucb dann: wenn 
der Vater we«ler Verwandte aufsteigender Linie, noch Ab- 
kömmlinge, nocb legitimierte (Jescbwister bezw. Ebegattin bat. 
Diese Vorscbrift, die zum Scbutze der Familie gegeben ist, bat 
dann keinen Sinn, wenn keine Familie bestellt. Dagegen 
können nach italieni.scbem Recht umgekehrt die schuldigen 
Fltern von solchen Kindern durch Testament bedacht werden. 
G iauturco schlug vor, daß falls das auliereheliche Kind ohne 
Hinterla.ssung von Eltern, Abkömmlingen bezw. Ehegatten 
stirbt, seine unehelichen (Jeschwister es nach Ki)pfen beerben 
sollten. Aiub'rerseits tritt (Hau tu reo für Reibelialtung der 
gegenwärtig der illegitimen Mutter zustehenden liefugnis ein, 
nicht zu verstatten, daß sie ihren Namen dem Standesbeamten 
angebe. Die Mutterschaftsklage sei nicht zuzulas.sen. auch 
nicht etwa ein Zwang einzuführen, die Mutter zur Angabe zu 
nötigen, weil damit die (Jefahr und der Anreiz zur Aussetzung 
resp. zum Kindesmorde verbunden sei! Diese Auffassung ist 
eine in Italien allgemein verbreitete. Dementsprechend sind 
auch im Gesetzentwurf die Anzeigen beim Standesamt, im 
Falle außerehelicher (ieburten, normiert. Nach G ianturco's. 
Entwurf muß endlich die Schaden.sersatzklage ab.seiten der 
Verführten 

1. innerliall) .Jahresfrist angestellt werden, gerechnet vom 
Tage, an welchem die Frau aufhörte, in der (Jewalt des Mannes 
zu .sein, 

2. der angebliche Verführer mindestens 18 Jahre alt sein, 

3. die Verführte nach der Verführung einen moralischen 
Lebenswandel gefüiirt haben und überdies 

4. ein enistlicbes Heiratsversprechen vorliegen. 

Die- heutigen Vertreter der Ansicht, daß der Verführten 
die Schadensersatzklage zu verstatten sei, berufen sich in der 
Regel auch auf eine Entscheidung des Ka.ssationshofes in Korn, 
der 1848 erkannt hat, die Klage auf Sciiaden.sersatz stände dem 
verführten Mädchen zu. 
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Dies sind die wesentliclien Gesichtspunkte, nach welchen, 
falls die jetzt in Italien herrschende Tendenz die Fonn des 
Gesetzes annehmen sollte, künftig die rechtliche Stellung unehe- 
licher Kinder geregelt würden. Denn voraussichtlich dürfte 
auf Grund des vorliegenden Materials das für anerkannte un- 
eheliche Kinder bestehende Erbrecht keine, jedenfalls nicht 
prinzipielle Aenderungen erleiden. Nach Artt. 815 — 816 c. c. 
italiatio wird den anerkannten unehelichen Kindern eine geringere 
Quote als den legitimen eingeräumt.') 

« • 

* 

Das Ergebnis der Untersuchung läßt sich wie folgt zu- 
sammenfassen. 

Unsicher was das künftige bürgerliche Gesetzbuch dem 
russischen Reiche bringen dürfte, so ist jedenfalls nach dem 
heutigen Stande der Gesetzgebung diese Materie aus dem StCJH 
ausgeschieden und sind die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts an seine Stelle getreten. Auf innere Uebereiustiramung 
und Einiieitlichkeit. auf erschöpfende Behandlung der Materi»', 
gleichmäßige Behandlung der in Betracht kommenden Individuen 
nach Recht, Religion und Nationalität kann das am 3. <i. 02 
in Kraft getretene neue russische Gesetz über die unehelichen 

*) In den Staaten, wo die Vaterschaftserklärung ausgeschlossen ist, sind 
re|?elmiUJig KindeUmuser errichtet worden. Uebcr den probloinati.schrn Nutzen 
ilerselben latit die Erfahrung keinen Streit zu. Dem Verfasser liegen vor: 
die ihm von der Präfektur in Rom resp. der kaiserlichen Verwaltung in St. 
Petersburg bereitwilligst zur Verfügtmg gestellten Statuten der Findelhäuser 
in Rom. resp. von St. Petersburg und Moskau, für deren Ueberlassung derselbe 
liiermit seinen verbindlichsten Dank ausspricht. Das Findelhaus in Rum 
enthält in seinen Statuten Bestimmungen nur über das leibliche Wohl seiner 
Insassen. Die Statistik der Krankheits- und Sterbefalle ist indes derart, 
daß man an der Erspriclilichkeit dieses Institus zweifeln muLl. Die russischen, 
sehr sorgfältig ausgearbeiteten Statuten, identisch für da.s St. Petersburger 
and Moskauer Findelhaus, bcschäftigeu sich nicht nur mit dem leiblichen 
Wohl ihrer Insassen, sondern auch mit deren geistiger Kniwickelung und 
«piiterem Fortkommen, dah^T sind auch Schulen und Seminare. Pensionen und 
Belohnungen mit diesem In.stitut in großem Mullstabe verbunden. Beim 
Mangel der Statistik entzieht es sich leider der Beurteilung des Verfassers 
vollständig, ob diese Institute mit besserem Erfolge funktionieren. 

16* 
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Kinder Anspruch nicht erheben. Aber es bezeichnet doch 
immerhlD einen offenbaren Fortschritt auf dem Wege des büi^er- 
liehen BechtB, insbesondere gegenüber Staaten, die das YertHit 
der IMtlieltuig der Yaterwhaft festhalten. Nach dem geltenden 
mssiscben Recht ist die YaterschaftsUage gesetzlich anericannt 
Die Alimentationspflicht des Vaters dagegen nur eine subsidiäre, 
bezieht sich aber nach Sachlairf nicht nur auf das außt'ro]i('li( he 
Kind, sondern auch auf de.<^sen Mutter; illegitime Kinder kr>TiMen 
(lurcli nachfcl^^ciule Ehe legitimiert werden, auch .Aduption 
eigener unehelicher Kinder ist ohne lästige Eiujichraukujig zu- 
gelassen worden (s. Art. 1501 sub 2), Die Einführung der 
elterlichen Gewalt aber das uneheliche Sind zugunsten seiner 
Mutter gemSß 132 1 kann nur als Fortschritt erachtet werden, 
ebenso die Bestimmung § 131 1, demgem&ß alle ans nngftltig 
oder nichtig erklSrten Ehen hervorgegangenen Kinder als gi>setz- 
liehe zu erachten sind, welche Norm besser als 1699 und 
1708 iinsf>rrs BGB den nnsrhuldigen Kindern gerecht wird 
Allein das Aiu rkcnntnis im Sinne unseres BGB (1718) besttht 
nicht; ebensowenig ein Ehtvirbot entsprechend unserer Be- 
stimmung im § 1310 Abs. 11 und III BGB, so daß aus diesem 
Mangel die tranrigsten Konseqnenwn mögüdi und bei der Aus- 
dehnung nnd BeTöUierangsziffer des mssischen Reiches auch 
nicht unwahrscheinlich sind. Daß endlich die AUmentenklsge 
rein persünlich, nicht vererblich ist, fügt der subsidiären Haft- 
pflicht des außerehelichen Vaters ein Moment hinzu, das neben 
seiner rnbillipkcit nnd rn{>er((iitis:koit eine schwere .<;oziale 
(lefalir in sich birgt. Das künftit:i> russische bürgerliche Gesetz- 
bu< Ii, an St( 11( des in der Einleitung als voraussichtlich provi- 
soi iscli bezt iclineten Gesetzes vom 3. 6. 02 würde nicht nur 
die gerügten Lücken und Mängel abzustellen haben, sondern 
nach diesseitiger Auffassung den illegitimen anerkannten Einden 
auch ein ertl. beschränktes Erbrecht nach seinem anfierehelicbeo 
Vater einräumen müssen. 



Das geltende italieniscln' KN i iit kennt vom (iruiitksöt^e- 
^Die Ermittelung der Yatersciialt ist verboten'', nur die beiden 
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luivnrjjolidbenen Ausnahmefälle der Yatersrhaftsklage : gewalt- 
same Kntführang nnd Notzucht. Ks kenut aber die außer- 
gerichtliche Anerkennung der illegitimen Kinder, hat aucli in 
Artt. 58 und 59 ein Eheverbot analog dem unsrigen aufgestellt. 
Im Widenprncb hiermit steht freilich der Umstand^ da£ wenn 
nicht wenigstens gemfiB Art. 193 e. c. (8. 8. 238) die Vaterscbaft 
in einem der dort zitierten I%lle feststeht« der Vater die ogene 
nneheliche Tochter heiraten kann, ohne daß evtl. (s. Gian- 
turco S. 2 seines (Ii sctzeiitwui-fs von 1893 Xo. 129ä) die 
8tn;itsan\valtscli:ift zwecks Verhinderung des Tiirrstes zum Ein- 
st linit^n beretlitijrt wäre. Die Uebertragbarkeit der Vater- 
.scliatt.< klage ist durch Arft. 177/178 c. c. geregelt, aber üTifjerst 
controvers, so daü dieselbe in der Praxis nicht feststeht. Dem 
emzigen Vorzug des italienischen Rechts foetref end da« Seite 343 
hervorg^obene Erbrecht des anericaanten aaßerehelichen Kindes 
treten gegenttber die geradezu verwerflichen gesetzlichen Be- 
stimmungen aber ^e im Ehebradi nnd Incest erzeugten Kinder. 
Uneheliche Kinder können nach Art. 205 c. c. nicht einmal 
von ihren Eltern adoptiert werden. Man kann Mori, l'azione 
äi patfirnitä naturale No. fi4 nur beistimmen, wenn er die 
Gesetzgeber venirteilt, die den Er/ccii^rer der adulterini und 
inceshwsi von jeder Verpflichtung ht trtien. Das sei gewisser- 
mHUui eine Aufiorderung zum Ehebruch und Incest. Nach dem 
heutigen italienischen Recht, welches die Mntterschaftsklage, 
aber anch in der Praxis die (Seite 237 erwähnte) Schadens- 
ersatzklage gemäß Artt. 1151/2 c. c. zuläßt» kann eine Person 
Vater gegenüber dem verführten MädcbeUf aber nicht gegenfiber 
dem eigenen Kinde desselben sein. 

Nach dem heutigen Stande, wie derselbe iu den (jesetzes- 
vorlflfren zum Ausdruck gelangt und nach der juri.stischen 
Tradition in Italien, die im allgt-nieiiien gegen die Ermittelung 
der Vaterschaft schlechthin sich richtet, wird die künftige 
Eeform der rechtlichen Stellung illegitimer Kinder eine zwar 
erweiterte, aber voranasichtlich nicht eine generelle Zulassung 
iler Vaterschaftsklage bringen. Adulterini und incesiuosi 
werden mutmaßlich auch künftig anderen illegitinun Kindern 
rechtlieh nicht gleichgestellt werden, vielmehr eine Ausnahme 
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bilden, und für die Sünden der Väter büßen müssen, doch nach 
wie vor berechtitrt bleil)en. letzteren durch Testament Zu- 
wendunpen machen zu können, ohne solche von denselben 
(Alimente abgesehen i empfangen zu dürfen' 

Die Uebertragbarkeit der Vaterschaft^klage auf die Erben 
und Rechtsnachfolger des illegitimen Kindes und gegen die des 
verstorbenen auljerehelichen Vaters entsprechend der analogen 
Hestimiiiung Art. 178 c. c. für legitime Kinder zu normieren, 
steht elK'Uso dringend zu erwarten, wie die endliche vorbehalt- 
lose Zulassung des Zeugenbeweises im Vaterschaftsprozesse. 
Dieser Beweis hängt heute bei der .Mutterschaftsklage (s. Art. 
HM) c. c.) stets davon ab, dali wenigstens „etwas schrift- 
licher Beweis" erbracht werde oder aber für Zuhi-ssung 
von Zeugen ^ Rechtsvermutungen oder .sonst schwerwiegende 
Umstände*' sprechen. Ktwas schriftlicher Beweis bei AS^.o 
Analplialieten in der italienischen Bevölkerung, die sich offenbar 
gerade in den Klassen betinden, die am meisten illegitime 
Kinder hervorbringen! Der Eid als Beweismittel, in.soweit 
derselbe von der außerehelichen Mutter zu leisten wäre, wird 
in Italien .selbst von Männern der Wissenschaft, wie }fori 
perhorre.sziert. eventuell auch von ihm nur als Ergänzungseid 
«leni illegitimen Vater anvertraut. Der (iesetzentwurf Zauar- 
(lelli's nicht der Bericht der parlamentarischen Kommission 
hierüber — ei'scheint als der relativ vorgeschrittenste. 

Unser deutsches Recht kennt die Anerkennung § 1718 des 
B(;B. macht keinen rnterschied zwischen unehelichen Kindeni. 
kennt deshalb auch keinerlei Ausnahmebestimmungen für 
(iiiiillcrini und iiirestnosi. Dtr Alinientution.sanspruch kann 
auch gegen die Erben und Rechtsnachfolger des außerehelichen 
Vaters geltend geinaclit werden, endet also nicht mit dem Tcwie 
des außerehelichen Vaters; das B(JB hat das französisch-recht- 
liche Verluit des J; lUO code fram ais verworfen und die Vater- 
sclialtsklage zugelassen, den Vater auch in erster Linie alimen- 
tatioiispllii htig erklart. Die Legitimation ist nach vernünftigen 
(Inindsätzeu geregelt, auch bei der Adoption die Annahme 
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eines unelicliclien Kindes abseiten der nil3rrp|ielicli('n Mutter 
nach Planck IV 490 zulüssip, während arulererseit^; im gleichen 
Fall' dem außerehelichen Vat«r Rffreiniisr von drn Erfnrder- 
iiis-stMi lies § 1744 BUB Viirzutiswrisr licwilliKt wird. I ».■i;:t''ri'ii 
bestimmt J; IThSil Abs. 2: Ein unt in lii lii\> Kind und di»< ii 
Vater gelten als nicht verwandt; inlulgedessen schließt das 
ß(iB di« Erbfolge nach dem anßereheUchen Vater aus. Dem> 
gcgenfiber erhebt sich das Eheverbot des § 1310 Abs. 2, in dem 
ausdrficklich die Verwandtschaft zwischen dem Vater und seinem 
außerehelichen Kinde konstatiert wird. Dieser offenbare Wider- 
spruch fordert Abhülfe. Die rititrste Reniedur kitnnte in vY\y- 
rf'rtirlirh. 1 Hl xi( tuiiiu du hin ertolgren, dali falls der illegitime 
V.u i- inh .sf,(fns vciNtirbt. ohne Hinterlassunp: von Verwandten 
.•nrt>tiM:ii iider, ali-ti i::' iider oder d«T Seitenlinie bezw. ohne 
Klagatleu, si*in auiierelieli( lies Kind dem Fiskus vorgeht. 



Literaturberichte. 



RttrheranEeiK^n. 

Internationales Recht. 



Kl'aemer, Bruno. Die unterseeischen Telegraphenkabel in Kriepszeiten. 
Heft ö in Bd. I Jer Rostocker , Rechtswissenschaftlichen Studien*, heraus- 
gcgeb«'n von B. Matthias und H. Geffken. I^eipzig (A. Dfichertache 
VerlaKsbucbhandlung Nacbf.) 

Die unter obigem Titel erschienene Abhandlung, die dem Verfasser 
dieser Zeilen vor Jahresfrist zur Besprechung zuging, ist zwar inzwischen 
durch die umfassendere Arbeit von Scholz .Krieg und Seekabel" 1904 in 
gewissem Sinne Qbcrholt worden, bietet aber immer noch ein großes stoffliches 
Interesse. Denn es ist bisher nicht gelungen, sich Uber den Schutz, den die 
Kübel in Kriegszeiten genieüen sollen, auch nur unter den Gelehrten zu einigen. 
Setzen wir auch hier unsere Hoffnung auf die Arbeit des zweiten Haager 
Kongresses, so ist die Erfüllung solcher Hoffnung doch immer noch ungewiß. 
Eine wertvolle Vorarbeit für den Kongrelj bedeuten auch auf diesem Felde 
die Beschlüsse des Instituts für internationales Recht vom Jahre VJUti. Grade 
gegen diese wendet sich nun die Studie von Kraemer in wesentlichen 
Punkten. Relativ einfach ist die Rechtslage, wenn das Kabel zwei neutrale 
Länder oder die Länder der beiden Kriegführenden miteinander verbinJet. 
Im crsteren Falle wird das Kab<;l nicht angetasti't werden dürfen, im letzteren 
wird es dagegen jeder kriegerischen Aktion preisgegeben sein, ausgenommen 
natürlich, soweit es sich in neutralen oder neutralisierten Gewässern befindet. 
Schwierig wird das Problem aber, wenn es sich um ein Kabel handelt, daß 
einen kriegführenden Staat mit einem neutralen Lande verbindet. Hier stehen 
sich die Interessen der Kriegführenden und der Neutralen schroff gegenüber. 
Na<'h Art. III der Beschlüsse des Instituts soll ein solches Kabel vom Krieg- 
führenden auf hoher See grundsätzlich nicht durchschnitten werden können, 
ausgenommen den Kall einer HIockade und auch hier nur vorbehaltlich seiner 
Wiederherstellung binnen kürzester Frist. Dagegen wird das Abschneiden des 
Kübels in den feindlichen Küstengewässern trotz des Schadens der Neutralen 
sclilechthin gestattet, (tedacht ist hierbei offenbar immer, daß der eine Krieg- 
führende das Kabel des andern zerschneiden will. Freilich liegt auch die 
M<'>glichkeit vor, daß der Kriegführende es für opportun hält, sein eigenes 
Kabel, das von i h m aus zu einem Neutralen führt, zu durchschneiden. In- 
des-scn, wenn das Institut dem Kriegführenden das Recht geben will, das 
Kabel des Gegners in dessen Küstenmeer zu durchschneiden, so wird man 
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ialj er dann erst recht sein eigenes Kabel in scinrin r>igcnen Küsteomeer 
darduchneiden darf, obgleich es zu einem Neutrftlen läaft. Kraemer 
mm von dem Utste«»« Falle am mi T«nagt wlbtt dem Kriegführenden 
dieses Ktdkt wm Beeten 4er Keotcmlcn. In Ibigeriebtiger Weise aoU nuh 
fCrafitner darin dis Kabel erst rf*<"ht nicht trokappt Tir(>rd<»n dürftni im 
Ktlsteomcer des Uegners, ja nicht einmal dann, wenn sein Landungspankt 
u der MidUdieii Küste «obmi oliteplstl iilf Denn 4«ib toll es des» sigeuo 
Kabel des Kriegführenden gleichstehe», das dieser nach Kraemer ja aach 
nidit antaHt<«n darf t'nd dahsi stimmt Kraemer der Jlt-inun^' dts Iiistitnts 
zu, daß bei Gelegenheit einer recbtogiltigen Blockade das Kübel des Feindes 
•adi maf liolwr %sm gekappt werdn dflrfe. Alio in eroberten feindlichen 
Baien aoUen die Redhte des Kxi^fUbrenden ^rriiiL,'L-r sein, wie gelegentlich 
"iiifT Hhrr d.\s K<istcnmeer hinausgehenden Blockade auf hoher Sir ' n;is ist 
znnacbst einmal eine eigentttmlidi« lAkonie(|uenz. Dann aber mUsscn wir 
ms bngen, IrSnaen wir eine m weitgehende BesehribikaBg der Kiie^Ohrenden 
Wükticli als dem geltenden Recht entsprechend ansehen? Diese Frage ist 
sicherlich zu verneinen. .Sch(>n dit> Lohre des Instituts über die grundslitzliohc 
Unverletzbarkeit des feindlichen Kabels auf hoher See, ausgenommen den 
BiocIcadeiBatand, stellt m. E. ntt dem geltenden Bcckt nicht im Einiclang. 
Allerdings meint auch v. Bar: ,Ein (irund. der zur Störung des telographi- 
ichen Verkehrs durch Absrhncidt ti di s Kabels in offener See bererhriirt. ist 
nidu. auIxuändeB." (Archiv für uffentl. Hecht XV 418.) Sollte dieser 
Gtvnd aber nicht einiaeh darin liegen, dafi die olFenie See gmndsataUdi 
Kti^{Sthcater ist und ist nicht gerade aus diesem (i runde auch eine Blockade 
aof hober See üinp:lich xum Schaden der neutralen .Schiffahrt - Dn^ Pruhlfm 
ut hier genau dasselbe wie bei der Verwendung von Minen, auch hierfür niuü 
aan nadi geUendein Becbt im Ocgensata so Laiergnce, Solland, Moore 
und Woolxey die hohe See freigcbfu, worin auch LiepmaHii in seiner 
jfeh.iltvidlen Studie über den Kidi r H.ifrn im Sifkric^ mir zuirrsfirnmt hat. 
Zn ütiiii gleichen Resultat« ist »pe^ieii dir die kabeifrage auch Lmsi gelaugt, 
der auch nnr inntrhaH» der nenftralen Oewisaer einen Sdiats !Br das Kabel 
kennt, das einen der Kriegführenden mit einem Neutralen verbindet. Selbst 
de Uge ferenda wird man sii !i h ahrsrbcinli< h damit begnUgcn müssen, daß 
die Lehre des lusUtuts liurch Veit-iubaruiig ;&uui geltenden Eechte erhoben 
Wied; Uegt dedh in dar DozeUnrechnng des Satan vom «fenen Meer ab 
Kriei.'stb< atcr « iii*- di r wesentlichsten Aufgaben der Refem des Seekriegs^ 
rechts. Aber mehr wird kaum zu erreichen sein. 

ILann ich somit in den di)gmaUiM;;heu Resultaten von Kraemer kcioen 
«eeentUchen Foitschritk ttr die VOlkerrechtowisseuchaft erblicken, so soll 
«einer Studie doch ein gewisser Wert nicht abgospruchen \\>r l r). Man ist 
als Freund dieser Disziplin leider in Deutschland nicht durch z.-ihlreichc 
Spezialstadien verwöhnt. Schon die blolie Tatsaciie, daü hier ciamal von 
einen Jnngen dentseben Gelehrten ein so wichtiges Kapitel de« interaatimialen 
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Roclitslcbens in Anj^riff Kcnoniincn ist, wirkt höchst erfreulich, um so mehr, 
wenn die anslUndiscbe Literatur and namentlich auch die tatBächlichen Vor- 
giUigc des spanisch-amerikanischen Krieges, den man nicht mit Unrecht einen 
Kabclkrieg genannt, su sorgfältig berücksichtigt sind, wie das Ton Kraemer 
gesrhehen ist. 

Marburg. Walter Schückittg. 

Nippold, Otfried. nie Fortbildung des Verfahrens in völkerrechtlichen 
iStn itigkeiten. Ein völkerreditliche.s Problem der (tegenwart, speziell im 
Hinblick auf die Hauger Friedenskonferenz erörtert — Leipzig tDuncker 
<t llumblot) VMVt. VI u. (165 Seiten. — Mk. 14. — 

Die bevorstehende Haager Konferenz gibt besonderen Urund, auf da« 
vorliegende Werk als auf eine Erscheinung hinzuweisen, welche nachdrücklichen 
Anspruch auf die aufmerksamste Beachtung aller derjenigen zu erheben hat. 
welche sich mit den Fragen des völkerrechtlichen Schieds-. L'ntersuchungs- 
und Vemiittelungsverfahrens zu befassen haben, oder besser gesagt: aller 
derjenigen, welche I*Hicht und Ik'dUrfnis haben, ihre Anschauungen über 
Wesen und Aufgaben der völkerrechtlichen Entwickelung zu kontrollieren und 
zu klären. 

Nippoldx Anschauungen sind so zutreffend und so fruchtbar, wie 
itgcnd etwas, das Uber Völkerrecht geschrieben ist. Seine Auffassungen 
stehen auf dem Boden gründlicher Kenntnis der Tatsachen des internationalen 
Staittenlebcns und sie sind erwachsen auf dem Umnde des gesunden Wirk- 
lichkeitssinnes, welcher sich gleich entfernt hält von den Illusionen eines 
völkerrechtlichen Wolkenkuckucksheini wie von dem völkcrrecbtsfeiiidlichen 
Cynisnius des wohlweisen Philisteriums. welches mit dem Gemeinplatz ./« 
force prime le droit" die Nichtigkeit des Völkerrechtsideal« unwiderleglich 
dargftan zu haben vermeint. Nippold setzt das Prinzip des Völkcrre<-hts 
in die „Solidarität der internal i«malen Interessen" (— ich würde lieber sagen: 
«die internationale Solidarität der nationalen Interessen* — ). Dieses Prinzip 
vermiüt er in dem , alten Völkerrecht", dem er das ,neue Völkerrecbf" im Sinn 
der modernen praktischen Recht^gemcinschaft der Staaten gegenüber stellt, 
deren Gegenstand hauptsächlich das internationale Verkehrs- und Verwaltungs- 
recht ist und die nunuiehr vor allem eine Ausbildung des Verfahrens in 
völkerrechtlichen Streitigkeiten erfordert. In dieser letzteren Richtung betont 
X. besonders, dali die Streitigkeiten zwischen Kulturstaaten heute regelmäßig 
den Charakter von Rechtsstreitigkeiten tragen. Daran knüpft er eine der 
Fortent Wickelung des friedlichen Verfahrens günstige Prognose und eine Reibe 
von praktischen Vorschlägen, die im ganzen denjenigen der interparlamen- 
tarischen Konferenzen entsprechen. Mit Nachdruck behauptet er die Nut- 
wendigkeit und gute Aussicht einer Entwickelung des VermittelaugsverfahrcDs 
mit der Initiative dritter Staaten, welche da einzusetzen habe, wo auch das 
vervollkommte Schiedsverfahren versagt. Niemeyer. 
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Die QueHen des Internationalen Rechtes. 

Von Frof«8eor D.G.L. LL.D. Frederick Polleek, London.*) 

I. 

ünt^r Volkerrecht oder intfriiationalem Recht versteht man 
die Gesamtheit der Rechtsnormen, die von den Staaten der 
Völkerrechts|jferaeinschaft als bindend in ihrem wechselseitigen 
Verkehre miteinander und mit ihren Angehörigen anerkannt 
worden Bind. Verträge und Yezeinbanmgen zwischen den ein- 
Milnen Staaten können den BechtskieiB jener Nonnen einschränken 
oder erweitern, jedoch nnr mit der Maßgabe, daß jede deriurtige 
Abrede ausschließlich die vertrafBChliefienden Teile verpflichtet. 
Solche Rechtshandlungen können, entsprechend der Xatnr des 
Falles und den besonderen Umständen, das Bestehen einer Ge- 
wohnheit bezeugen, welche die Kontrahenten zur Bequemlichkeit 
in passende Worte und in eine authentische Form zu kleiden 
wünschten, wenn dies auch nicht die Regel bildet. Anderer- 
seits kann ätoet anf diesem Wege ihre Unzufriedenheit mit der 
vorhandenen Gewohnheit und der Wunsch nach Reform, hezw. 
das Fehlen eines der üebereinkiutft Torheigehenden Qewohnheits- 
rechtes Oberhaupt, vor Augen geführt werden. Es ist daher 
wertlos, allerdings mit einer noch zu erwähnenden Ausnahme, 
eine allpremeine WürdigTine- des Wertes von Verträpren und von 
ähnliclien urkundlichen Fixierungen als Beweisstücke des 
Völkerreclites zu jrel)en. Der eine Ausnahiupfall. welcher in- 
dessen von wachsender Häufigkeit und Bedeutung ist, liegt dann 
TOT, wenn eine Abrede od^ ErUämng nicht von zwei oder 
drei Staaten als Gegenstand einer Abmachung zwischen ihnen 
anageht, sondern von einer betrfichtlichen Zahl m&chtiger 

•) The Law Quartoiif Jieciew, lid. 18 (ll>U2j S. 418^-42ü. Mit 
Gendimigang des Verfassen ins Deutsch« abertragen von Dr. jnr. Arthur 
AdUr, Pka&klnxt «. M. 

Z«iuchrift f. latam. Privat- n. öffmtL S*ebt. XVII. 17 
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Kulturstaaten, die eine rechtliche Regelung von Angelegenheiten 
allgemeinen und bleibenden Interesses herbeizuführen beabsicli- 
tigen. Derartige Beschlüsse haben neuerdings erst wieder das 
Ergebnis von Kongressen und Konferenzen gebildet, die aus- 
schließlich zu jenem Endzwecke abgehalten worden sind. Man 
hat sie so formuliert, daß sie den nachträglichen Beitritt 
weiterer Staaten zulassen und sogar begünstigen. Wenn alle 
Großmächte, oder wenigstens die meisten, zu gewissen, bereits 
allgemein angewandten Regeln übereingekommen sind, so sind 
zweifellos die so gebilligten Rechtssätee in der Staatenpra.xis, 
selbst für die Staaten, die nicht ausdrücklich beigetreten waren, 
von schwerwiegender Bedeutung. Es ist kaum zu viel gesagt, 
(laß derartige Erklärungen, in Ermangelung des prompten und 
wirksamen Widerspruches seitens einer ( Jroßmacht ersten Range.s. 
in kurzer Frist einen Teil des universell rezipierten Völker- 
rechtes ausmachen werden. Wie unter den Individuen, so ist 
es auch unter den Staaten: die Meinungen und das Herkommen 
der leitenden Glieder in einem (lemeinwesen tragen dazu bei, 
ein autoritatives Beispiel für das Ganze zu geben. Einen 
schlagenden Beweis für diese Tendenz hat der spanisch-nord- 
amerikanische Krieg des Jahres 1898 erbracht. Keiner der 
Kriegführenden hatte die Bestimmungen der Pariser Seerechts- 
deklaration von 1856 über die Kaperei unterzeichnet; die Ver- 
einigten Staaten hatten sogar eine Beitrittserklärung grundsätzlich 
abgelehnt, üeberdies w-ar die Pariser Seerechtsdeklaration, 
was die Form betrifft, kein Abkommen von höchster völker- 
rechtlicher Autorität. Trotzdem gab die Union bei Ausbruch 
des Krieges ihre Absicht bekannt, der Deklaration beizutreten, 
und deren Rechtssätze sind im Verlaufe des Krieges von beiden 
Staaten ordnungsmäßig befolgt worden. Es ist leicht möglicli, 
daß einige der Wünsche, die auf der Haager Friedenskonferenz 
im Jahre 1899 zu Protokoll gebracht worden sind, als Teil des 
öffentlichen Rechtes der Kulturstaaten durch allgemeine An- 
erkennung ohne jede formelle Ratifikation allmählich angenom- 
men werden. 

Im ganzen beruht also das Völkerrecht auf einer allgemeinen 
Uebereinstimmung, die, wenn sie auch nur ergänzend durch 




Googl 



Die Quellen des iaternationalen Bechtee. 



2o3 



aosdrüekliche Rechtssatzung beeinflußt and bis zu einem ^e- 
\vi<«pn Grade bestimmt wird, doch unter den vorhandtiien 
L lustHuden niemals vollständig in line Formel gebracht werden 
kann. Das will soviel heißen, als daß das Y^lkeneclit dem 
Gewofanheitareclite gleicbgpestellt werden muß. Einige nehmen 
ao, daß, soweit es nicht in uthentischen Staatsakten enthalten 
ist, es der Willkür der Lehrmeinungen überlassen bleibt; damit 
bat man u. a. beweisen wollen, daß die Existenz des Völker- 
rpchtps nnr eine Fiktion sei. Die Ansicht di-r hr>cbsten gesetz- 
matiitren Autöritiitt ii der Enfrlisch redenden Welt geht daliin, 
daß die .Mcimin^en erfahrt iit r und bewährter Publizisten nicht 
als bloßes Gutachten, sondern als Beweis für die bestehende 
Staatenpraxis gelten sollen. Wenn wir etwas durch Publizisten 
erfohren und gleichzeitig in der Lage sind, ihre Schlüsse zu 
prüfen, so kitnnen wir uns dieser Mittel, wie bei einer jeden 
historischen Forschung, bedienen. Das macht jedoch ihr Zeugnis 
noch nicht wertlos, wie einige Neuere behauptet zu haben 
scheinen. 

Nach einer Lfdirmeinung binden die Normen des inter- 
nationalen Rcrbtt «; das Gewissen der Staaten als Xurinen der 
allgemeinen ^ rniirsff. die uiisdrücklirlic oder .stillscliwcifrende 
Uebereinstimniuug der >Staaten soll nur ein Beweis datür sein, 
daß die wirklich in Geltung stehenden Gesetze als vernünftig 
eriaubt, und es deshalb auch, aller Wahrscheinlichkeit nach, 
sind, m.a.W., das Völkenrecbt ist nichts anderes als ein Zweig 
des Naturrechtes. Darin liegt mehr als ein ESrncheu ge- 
schichtlicher Wahrheit, wie wir noch sehen werden. Als das 
moderne Völkerrecht aufkam, wurde es im Namen des Nattir- 
reclitps begrüßt, da.s hiw^v Zeit eine nnifassende Herrschaft 
aii^igeübt hatte. Zu eiüein anderen Zwecke scheint die speku- 
lative Frage kaum wert, aufgeworfen zu werden. Jede Kechts- 
wissenschait, die mit wirklichen Rechtsansprüchen in der Welt 
der wirldichen, menschlichen Streitigkelten zu tun hat, muß 
das als ▼emflnitig ansehen, was allgemein und von vernünftigen 
Bersonen, die mit dem in Betracht kommenden Gegenstande 
vertut sind, so erachtet wnrd. Nun kann aber nicht ange- 
Bonmien werden, daß sämtliche Kultorstaaten dem beitreten 
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sollten, was sie nicht für vernünftig hielten, oder daß die 
Staatsregierungen weit hinter der Moral und der geistigen Höhe 
eines niittelraässig klugen Staatsbürgers zurückstehen sollten. 
Andererseits ist es ein allgemeiner Grundsatz der Rechtswissen- 
schaft, daß im Zweifel diejenige Vorschrift oder Auslegung 
anzuwenden ist, welche das vernünftigste Ergebnis zeitigt. Das 
Völkerrecht ist zum mindesten ebensogut als irgend eine andere 
Rechtsdisziplin zum Genüsse der Wohltat dieses allgemeinen 
Grundsatzes berechtigt. Je mehr man aber die Analogie des 
Völkerrechtes mit dem Landesrechte zuläßt, desto weniger darf 
man erwarten, daß sie das ganze Gebiet moralischer Pflichten 
umfaßt, oder daß sie auf eine Anzahl ethischer Vorschriften 
reduziert werden kann, die in i-egelmäßiger Folge von ersten 
Grundsätzen geleitet sind. Kein Staatenkongreß öder Staaten- 
koiizert hat auch jemals beansprucht, in bezug auf Treue und 
Moral erhaben zu sein. 

üeber den unvollkommenen Zustand des Völkerrechtes, 
nämlich insofern ihm ein internationaler Gerichtshof mit Exe- 
kutivgewalt fehlt, ist von jeher geredet worden, schon damals 
als Dante seinen Traktat „De Monarchia" schrieb. Manche 
Schriftsteller haben dies zum Beweise für die Nichtexistenz 
eines Völkerrechtes angeführt. Hierauf ist zunächst zu er- 
widern, daß bei allen Staatsgewalten die den Gerichten zu- 
stehende Exekutive einmal rudimentär gewesen ist, wenn über- 
haupt von einer solchen Exekutive gesprochen werden konnte. 
Jedenfalls ist es nicht überall wahr, daß selbst die höch.sten 
Gerichte in den modernsten Kulturstaaten immer die Voll- 
streckung ihrer Urteile erzwingen können. So hat noch drei 
Jahrzehnte vor dem amerikani.schen Bürgerkriege der Staat 
Georgia dem obersten (ierichtshofe der Vereinigten Staaten 
anderthalb Jahre lang Trotz geboten, mit dem offenen Bekennt- 
nisse des Präsideuten der Union : „John Marshall hat das Urteil 
gefällt, er soll es auch vollstrecken lassen**. Trotzdem war 
das von John Marshall ergangene Urteil ein Teil des ameri- 
kanischen Rechtes und wäre es auch geblieben, selbst wenn 
.seine Vollstreckung in diesem besonderen Falle ganz unmöglich 
gewesen wäre, im Mittelalter geschah es nicht selten, daß rait- 
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einander rivalisierende Gerichte, selbst weiU) sie dem gleichen 
poliäsdieii Verbände an^rdiorten, Bich gegenseitig einen Prozefi 
abspenstig und die Piechtsprechnnp: anf j^'de nnr rrdtnkliche 
Wfisp, die pprade keine Handf^rciflirlikcit in sich barg, streiti^x 
zu inaclii'n siichtrri. Es hat Gericlitr mit oiner sorgfälti^^ iuis- 
gearbfciteten VLTiaüsung und einem denii-ntsprechenden Vei lahren, 
and doch ohne jede zwingende Gewalt, gegeben. Bekanntlich 
war dies der Torherrschende Zustand in Island kurz vor der 
Dormannisehen Eroberung. Ohne Zweifel gibt es einzelne label- 
halte Erzählungen selbst in den Sagas, welche, wie beispiels- 
weise die Njal-Saga, die historischsten Stoffe enthalten; aber ihre 
allgemeine Nachricht über die gesellschaftlichen Zustände und 
die vorhandenen Institutionen kann für den vorliegenden Zwedc 
als genügend wahr angesehen werden. 

Es ist ganz richtig, dali, soweit das Völkerrecht in der 
Rechtsprechung angewandt wui-den ist, es Gerichte einzelner 
Staaten waren, die oft, wenn auch mcbt Imawr, Falle ent* 
schieden haben, bei welchen sie anmittelbar beteiligt waren. 
Allein diese Gerichte haben immer ausgesprochen, daß sie ein 
internationales, kein rein nationale Recht berücksichtigten. Sie 
haben sich aufrichtig bemüht, unparteiische Leitung zn finden. 
Am schlimmsten wird sich ihre I^ge gestalten, wenn sie sirh 
in der eines Richters in eigener Sache betinden. was überhaupt 
nitiiials sein solltf. Zieht man jedoch die Analogie des I^andes- 
rechtes und die allgemein auerkauuten Kechtsgrundsätze zu 
Bäte, so wird man finden, daß, im Falle der Not, ein Richter 
k eigener Angelegenheit zu sein immer noch besser ist als ein 
CtnzUches Verragen von Justiz und Gerichtsbarkeit, und daß 
der Richter, der sich in jener Lage befindet, die Sache anhören 
und entscheiden muß, indem er sein eigenes Interesse dabei so 
Tiel wie möglicli hintansrtzt 

Man nimmt ziemlich aUpemein an, daß alle Streiti^rkeiten 
2\\isehen souveränen Staaten denjenigen der Individuen unter- 
einander entsprechen und daher in gleiclier Weise durch ein 
gcrichtlicbes Verfahren geschlichtet werden können, wenn nur 
ftr eine angemessene richterliche Autorität gesorgt wird. Leider 
ist dies nicht der Fall. Die eine Klasse internationaler Streitig- 
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keiten, die sich auf Grenz- und Territorialrechte bezieht, bildet 
ein nahezu vollkommenes Analojaron zu den Eigentumsklagen. 
Die Hauptaufgabe in derartigen Fällen ist die, ein Gericht 
anzugehen, dessen Entscheidung von beiden Parteien anerkannt 
wird, wobei die Angabe des Grundes des erhobenen Anspruches 
unter Umständen höchst beschwerlich werden kann. Es wird 
hier stets ein Vorvertrag über den Umfang des zur Entschei- 
dung reifen Stoffes abgeschlossen werden. Nichtsdestoweniger 
sind die Schwierigkeiten derart, daß sie mit gutem Willen und 
Redlichkeit ül>crwunden werden können, und in der Tat sind 
viele Grenz- und ähnliche Streitigkeiten, die in früheren Zeiten 
entweder Veranlassung zu Kriegen oder einen geeigneten Vor- 
wand dazu gegeben haben würden, auf friedlichem Wege bei- 
gelegt worden. Es kann sogar, und durch die Analogie aus 
dem Privatrechte unterstützt, gesagt werden, daß eine von zu- 
ständiger Stelle gegebene Ent.scheidung st«ts gerechter und, 
was noch mehr bedeutet, für die Parteien zufriedenstellender 
sein wird, als ein dui'ch unmittelbare Verhandlung geschaffenes 
Kompromiß. 

Andere Zwistigkeiten beruhen auf der behaupteten Ver- 
letzung oder Nichterfüllung von Verpflichtungen, wie sie durch 
Verträge, Deklarationen oder gemeinsame, gewohnheitsrechtliche 
Pflichten den Staaten in besonderen Umständen auferlegt worden 
sind, wie z. B. der Bruch der Neutralität oder die Ueber- 
schreitung in der Ausübung der Rechte eines Kriegführenden 
gegen Neutrale. Solche Fälle sind zu einer gerichtlichen Ent- 
scheidung weniger geeignet als die zuerst erwähnte Klasse. 
Bedeutend schwieriger ist es, das Gebiet des zulässigen Tuns 
abzugrenzen und feindliclie Anschuldigungen und andere leicht 
zündende Themata au.szuschließen. Es gibt wenig delikatere 
und undefinierbarere Fragen als die, was in einem gegebenen 
Falle als „unfreundliches Verhalten" anzusehen ist. Die 
Schwierigkeit wächst noch, wenn, wie es oft geschieht, keine 
dauernde Festsetzung möglich ist, ohne Bestimmungen für die 
Zukunft festzulegen, die in Wirklichkeit wieder zu einer neuen 
Vereinbarung führen. Hier ist es am besten, die ganze An- 
gelegenheit durch unmittelbare Unterhandlung zu ordnen. Sogar 
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da. wo die Festsetzung die Form des Schiedsspruclies ange- 
nommen hat, wird man linden, daß einige oder die meisten 
Hauptpunkte wirklich von der einen oder anderen Partei ein- 
geräumt worden sind. So lagen beispielsweise die Verhältnisse 
bei der Alabama-Frage, wegen der ein Zwist zwischen England 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika ausgebrochen war. 

Die gefährlichsten Streitgebiete der Staaten sind diejenigen, 
welche keine endgültige Abgrenzung zulassen oder nur auf die alte 
Formel des Enuius zurückgeführt werden können: „uter esset 
i'fiduperator" . Kämpfe um Suprematie oder Vormachtstellung 
sind keinem Argumente und keiner Entscheidung unterworfen. Der 
formelle Vorwand hierzu kann unscheinbar sein; das macht 
jedoch die in Betracht kommenden Faktoren nicht williger, zu 
einer Vermittelung aufzufordern oder eine solche zu dulden. 
Das einzige, vollständig wirksame Mittel ist eine Koalition von 
Mächten mit überlegener, gemeinsamer Stärke, die fest ent- 
schlossen sind, den Frieden auf keine Weise stören zu lassen. 
Die Furcht hiervor hat eine Anzahl kleinerer Kriege verhindert; 
sie kann aber selten Staaten beeinflussen, die mächtig genug 
sind, um eine derartige Einmischung zurückzuweisen oder durch 
neue Verwickelungen abzuwenden. Freundliches Zureden, An- 
erbieten guter Dienste und andere wohltätige diplomatische 
Künste können einen Krieg zwischen Großmächten abwenden. 
Sie haben es auch zuweilen getan und vielleicht bei Gelegen- 
heiten und unter Umständen, die eine weise Rücksicht für das 
Gesamtinteresse des Friedens bisher geheim gehalten hat. Was 
auch durch das Mittel ständiger Empfehlungen, von Unter- 
suchungs- oder Versöhnungskommissionen und ähnlichem dazu 
dienen mag, um den Weg für jedes derartige Verfahren zu 
glätten, ist hoch anzuerkennen. Aber in der Hauptsache muß 
die Verantwortlichkeit für die Beschäftigung mit den sogenannten 
Fragen der nationalen Ehre und vitalen Interessen von den 
Regierungen der Großmächte selber noch für lange Zeit ab- 
hängen. Materielle wie ideelle Erwägungen, die als Klugiieit 
erscheinen mögen, haben im letzten Menschenalter an Stärke 
zugenommen. Die materiellen Erwägungen sind einleuchtend 
und notorisch, während die ideellen bis jetzt noch in keine 
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bestimmte Form gefaßt werden konnten ; sie sind jedoch nichts- 
destoweniger wirksam. Inzwischen müssen Schiedsverträge, 
die sorgfältig entworfen sind, so daß sie nur diejenigen Fälle 
umfassen, bei welchen ein Schiedsspruch wirklich ausführbar 
ist, gefordert werden, selbst wenn sie nur mittelbaren Vorteil 
gewähren, obgleich auch das nicht als Univcrsalmittel betrachtet 
werdL'ii dürfte. 

II. 

Der Ursprung des modernen Völkerrechtes als eines klaren 
Systems von Rechtsnormen soll im folgenden kurz skizziert 
werden. Es hat einmal eine bedeutende Aehnlichkeit, die jetzt 
beinahe in Vergessenheit geraten ist, zwischen dem Völker- 
rechte und einem anderen kosmopolitischen Komplexe weltlichen 
Gewüliuheitsrechtes, dem Handelsrechte, gegeben, nämlich in 
der Alt der Verbreitung und Aufnahme. Das Handelsrecht ist 
von den nationalen Gesetzgebungen des Erdballs so assimiliert 
worden, daß es gerade durch die Vollkommenheit des eigenen 
Sieges seiner Sonderexistenz verlustig gegangen ist. Auch das 
Handelsrecht war, ebenso wie das Völkerrecht, ursprünglich 
unabhängig vom gewöhnlichen staatlichen Rechte und beanspruchte 
die Achtung und PHege seit<?ns der nationalen Behörden, wie 
ein Zweig des Naturrechtes, als Inbegriflf von Rechtssätzen, die 
durch die natürliche menschliche Vernunft bewiesen werden 
und deshalb zu allgemeiner Befolgung verpflichteten. Es war 
das Naturrecht, auf das man sich zur vernunftslelirigen Lösung 
staatlicher und dynastischer Streitigkeiten berief. Im Namen 
des Naturrechtes hat in England der Kanzler Eduards IV. das 
Recht der ausländischen Kaufleute durchgesetzt, ihre Angelegen- 
heiten dem Billigkeitsrechte zu unterwerfen.*) Man muß sich 
erinnern, wie stark die Naturrechtslehre in den Köpfen der 
mittelalterlichen Publizisten spukte. Die Aufgabe des Hugo 

•) Im Jahre 1473, Y. B. 13 Ed. IV, 9, pl. 5. Das Naturrecht ist bei- 
läufig als , Grundlage allen Rechtes* nicht lange vorher anerkannt worden. 
Es gehört nicht zu unserer Aufgabe, zu untersuchen, ob irgend ein politisches 
System zur Unterstützung der königlichen Macht durch diese gelegentlichen 
Erlasse gedient hat. Wir wissen, daü nachmals die Tudors das Statute 
law als die bequemste Uandhabe gebraucht und daß die Stuarts sich so viel 
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Grotius, sowie seiner Vorläufer und Nachfolger, hat darin 
bestanden, einen Zweig des Naturrechtes zu eliminieren und zu 
spezialisifrpn, vor dem sich jedermann beugte, nicht das zu 
ersinnen, was ihnen am nächsten lag. Mau würde fehlgehen, 
wenn man aiinahuie, dalj AlOerico Gentiii oder Hugo 
Qroiiua die Begriffe der rOmisdieii Juristen von iiu mUtmOe 
und üta genUnm fttr eine Welt wieder aufleben ließen, die sie 
bereits gänzlieh vergessen batte. In der Tat war jede politische 
und moralische Erörterung lange Zeit von einer kftDstlichen 
Theorie des Natnrrechtes beherrscht, deren Spuren auf drei 
besliminte (^Mo llen in der Literatur zurückgingen, die von den 
Befrründern der mittelalterlichen Gelehrsamkeit als Autorität 
l etraciiti't wurden. Das Naturrecht wurde aufgebaut, und zwar 
güüz ohen, teils auf Stellen bei Aristoteles, die von einem 
natürlichen Rechte sprachen, t«ils auf Ausftthnmgen sp&tmr 
griechischer, mdst stoisi^r Philosophen, wie sie bei Cicero 
osd anderen Autoren bis aaf die Kirchenväter gefnnden vrorden, 
and schließlich zum Teil anf der- kunstgerechten Weiterent- 
wickelung jener Anschauungen durch rdnusche Juristen, die sich 
atif der Suclie nach dtr theoretischen Grundlage für ein Recht 
befanden, das aus einem nationalen oder ätammesrechte zu 
einem kosmopolitischen geworden war.^) 

Alle diese Autoritäten galten den Gelehrten des 12. und 
13. Jahrhunderts als nahezu heilig. Das Corpus juris erschien 
ihnen nidit als geschichtliche Aufzeichnung republikanischer 
and kaiserlicher Bechtsvorscbriften eines heidnischen Staats- 
wesens, sondern als Ueberlieferung des strenggläubigen Kaisers 
Jiistinian. Die Lehre Ciceros ist mit Jedem nur unberechtigten 
Beifalle in Zitaten und Kommentaren christlicher und selig ge- 
sprochener Autoren verbreitet worden. Ueber das Ansehen des 



wie mögUch au Uag Vorrecht der Krone in Iwzug auf Onumuti Lata gc- 
lialteii bdieiu Die Theorie des gSttliehen Beohtes in ihrer engliidien Ge- 

tUltoDg Stellte ein angeschicktes und verspätetes Stück epekiüfttiven Iffttor- 

Uchtes dar, nnd zwar eine sdikchte Probt« dieser Art. 

Ueber natura, naturalis, naturalUer im Corpus Juria vergl. 
Q. &ra49nm>i$» in der Festgabe der juristiedMO FWknltat so Königsberg 
ilr jQh, TkeaO, Sekirm«r, KSnigsbeig i Fr. 1900. 
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Aristoteles braucht kaum geredet zu werden, denn er bildet 
den Grundstock des Wissens bei allen damaligen Gelehrten. 
Durch solche führende Namen gerechtfertigt, stellte sich das 
Naturrecht als eine Norm menschlichen Verhaltens, unabhängig 
von der positiven Gesetzgebung und sogar von der göttlichen 
Offenbarung, dar, immer und überall bindend kraft seiner wahren 
Vernunft. Der moderne Leser ist geneigt anzunehmen, daß 
dieses Naturrecht, über welches ein solches Mysterium ver- 
breitet worden ist, nichts weiter als ein anderer Name für die 
allgemeinen Grundsätze der Sittenlehre war. M Vom heutigen 
Standpunkte aus betrachtet, ist eine derartige Bemerkung wohl 
gerechtfertigt. Aber man muß berücksichtigen, daß Ethik, 
P<»litik und Jurisprudenz im mittelalterlichen Geiste alles 
weniger als klar voneinander gescliieden waren. In der Tat 
war das Naturrecht von weit größerer theoretischer und prak- 
tischer Bedeutung in politischer als in moralischer Beziehung. 
Und sein politischer Gehalt entging auch nicht den scharfen 
Augen derer, die für Kirche und Papsttum wachten. Eine so 
ehrwürdige Lehre durfte nicht gering angeschlagen werden, 
wenn sie auch ihren Ursprung nicht dem Schöße der Kirche 
verdankte ; sie mußte blind angenommen und verfochten werden. 
Das Naturrecht, das als göttlich, wenn auch nur durch weltliche 
Vernunft erforschbar, angesehen wurde, konnte nicht in Wider- 
si)ruch zu dem wahren Glauben oder zu dem Rechte legitimer 
Fürsten treten. So wurden nicht nur Justinian, sondern auch 
Aristoteles und Cicero durch ihre Kommentatoren vermittelst 
einer Politik, die so klug war als sie uns kühn erscheint, zu 
Anhängern der Kirche gewonnen. Die unberechtigte Suprematie 
lies Naturrechtes steht dem Decretum Gratiani geradezu auf die 
Stirn geschrieben.'-^) Auf diese Weise wurde das allgemeine 
Ansehen der Kirche gefestigt oder wieder gestärkt, immerhin 



1) Vgl. Holland, Jarisprudence, 9. Aufl., S. 30. 

•) „Naturale ins inter umnia jjrimatutn obtinet tempore et digni- 
täte. Cepit enim ab exordiu rationalis creaturae, nec variatur tempore 

sed immutabile permanet Moralia ntandata ad naturale itm 

spectant atque ideo nullam mutabilitatem recepisse monstrantur." 
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•bor noch kein ^lonopol für die Auslegung seitens einer be- 
sonderen oftiziellt n Persönlichkeit oder Lehre geschaffen. 

Seit Beginn des 14. Jahrhunderts, viplleicht bereits früher, 
land man, daß das Xalurreclft, olienso wie andere Dokumente 
der Dialektik, iu manchen Händen zu einer WaÖe taugten. 
Vorkämpfer kaiserlicher und päpstlicher Ansprüche spielten es 
lebhaft gegeneinander ans. Aber keiner von ihnen zweifelte 
jemals daran, daß das Natnmcht, sobald seine Stellung einmal 
gesicbert, fiber Papst und Kaiser gleicb erhaben war, wenn 
dies aneb nicht l)ezfiglich des sekandftren Natnrrechtes, d. h. den 
Folgesätzen, die ohne das Vorhandensein einer positiven Reg^ 
lang vernünftig sein würden oder könnten, aber diircli positives 
menschliches Recht modifiziert werden können, stimmte.') Hif 
Annifiinjren des Naturrechtes waren im 16. und 17. Jahrhundert 
kaum weni^-er zahlreich alü in den politischen uml kirchlichen 
Streitigkeiten, die der Ueformationszeit folgten. Wie ein raittel- 
alteriicber K9iijg hat das Natnirecht die lubescbrinkbare 
FraeregatiTe der Gesetzgebung stets da ansgefibt, wo die ordent> 
liehe Gerichtsbarkeit einer Beschleunigung oder Brgtoznng 
bedurfte. Das neue Gelfunpfsliereich wurde dadurch geschaffen, 
daß man dem ältesten Teile der angenommenen Lehre einen 
erneuten Vorsprang gab. 

III. 

Der klassische Ausdruck ins gentium war im Mittelalter 
ziemlich aus der Mode gekommen, al)er deshalb war noch kein 
Grund vorliamlen, warum er nicht angewandt werden sollte; und 
dies war auch zuweilen der Fall. In der Zeit der Renaissance 
gelangte er wieder zu Ansehen, so daß die Schriftsteller des 
16. Jahrhnnderts, d^e sftmtlich nnter dem Namen der Yorlftuf er 
des Qhn^iuB bekannt sind, wenn sie auch nicht als Juristen 
oder Staatsmänner sondern als Moralisten sclirieben, ihn will- 
kürlich als Synonym für iiw »o/wra/e oder mit Unterschieden 

^ Dm iit niedergelegt durch TAtfMav «o« Aquino, See. Seeumdat, 

qu. Ivii. de iure. artt. 2, 3. Die tekoDdäre Bedeutung des Naturrecht^ 
erlangte eine übertriebene nnJ so^ar an.-^i^cMicCücTic Tlcrrsrliaft in Verbindung 
mit dem utopiachen .Natarstaate*, nachdem die scholastische Doktrin und 
Aue forgflUtigen UntetMhddtitig«n vcrgmeo worden waren. 
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eigener Erfindung benutzten. Die klassischen römischen Juristen 
hatten keine bestimmte Ueberlieferung über die Beziehungen 
des ins naturale zum iifs gentium hinteriassen, auch haben 
schließlich ihre Naclifolger nicht alle Stellen berücksichtigt. 
Vielleiclit ist es richtig, unter ius naturale den Inbegriff der 
Rechtsregeln über das menschliche Verhalten zu verstehen, 
welche deshalb rezipiert werden mußten, weil sie in sich ver- 
nünftig sind, und als ius gentium die (lesamtheit der Normen 
zu bezeichnen, die tatsächlich durch die allgemeine UeKerein- 
stimmung der Kulturgemeinschaft aufgenommen worden sind. 
Das schlösse nicht aus, daß die beiden Ausdrücke, was ihre 
praktische Bedeutung anlangt, in vielen Fällen gleicliwertig mit- 
einander sind, und es steht fest, daß die römischen Juristen sie 
gelegentlich miteinander vertauscht haben. Es gibt Beleg- 
stellen für eine theoretische Unterscheidung, wie sie hier an- 
genommen worden ist, aber das vorhandene Material reicht 
nicht aus, um zu ermessen, wie weit sich die allgemeine Aner- 
kennung erstreckt hat; überdies sind selbst die Meinungen her- 
vorragender moderner Romanisten über diesen Punkt geteilt. 

Älberico Gentiii, der mehr als irgend ein anderer vor 
Grotius als der Pionier des Völkerrechtes bezeichnet werden 
kann, stützt sich ausdrücklich auf die Identität des Völkerrechtes 
idas allerdings nicht mit dem Völkerrechte in unserem Sinne 
genau übereinstimmt) mit dem Naturrechte. Er zitiert die 
römischen Juristen, aber, obgleich ohne Beziehungen zur Kirche, 
hält er mit so großer Achtung vor der scholastischen Tradition 
zurück, daß er sich auf die Kirchenväter bezieht. Nach seiner 
Meinung sind die Regeln des ius gentium durch die dauernde 
und allgemeine Uebereinkunft der Menschheit begründet, „quod 
successive placere omnibus visutn est", da dies, wie er richtig 
im Vorgefühle, daß er widersprochen bleibe, bemerkt, das einzige 
Beweismittel ist, durch welches das ungeschriebene Recht über- 
haupt begründet werden kann.*) Aber diese Regeln sind ebenso 
bindend, wie Gentiii meint, da sie von der absoluten und augen- 
scheinliclien Vernunft diktiert sind. Die allgemeine Vernunft 

') „Et veio ius noH scriptum, ut hoc est, item ut consuetudo, 
aliter nun inducilur" . 
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aber gebe sich in d»T rphprcinstinmuiiig- vornünftiger Menschen 
kund. Was die Terminologie anlanget, so war Gentiii nicht 
der Ansicht, daß iim yentium ausschließlich oder in erster 
Linie den Inbegriff der die Staaten bindenden Normen bedeute. 
Er sagt weiter niobtB, als daß die Staaten in ihren Beziehnngen 
neinander, selbst im Kriege, der Herrschaft der natfirlichen 
Tenninft, die doich die allgemeine Üebeieinstimmnng bexengt 
ist, miterworfen sind, was onnnteischiedlich ius genUrnn oder 
iu8 naturale genannt werden kann, je nachdem man mehr 
Gewicht auf das eine oder nndcn* Element Icfrt. Hierin soll 
das Xiiturreclit immer in seinen breiten ( irundsiitzeii anwendbar 
sein und zwar auch auf dem Wege der Deduktion, um, in Er- 
mangelung einer anderen Satzung, und ohne Präjudiz, wo eine 
zostfindige Antorit&t existiert, auf jedes positive Recht, das 
nicht den allgemeinen Bechtsgmnds&tsen entgegensteht, die von 
jener Antorit&t erlassen sein kennen, eigene Normen ztt setzen. 
Dies ist die beinnnte scholastische Lehre, welche b^eits zwischen 
dem ^primären" und dem „sekundären* Naturrechte erwähnt 
worden ist. Im Falle des Krieges zwischen unabhängigen 
Siiiiveränen gibt es kt ine gewöhnliche, positive Autorität: denn 
Gentiii, ein verhärmter Haeretiker konnte nicht zulassen, 
daß Papst oder Kaiser zu einer universellen .lurisdiktion be- 
rechtigt wären; und seit der Reformation war es zweifellos, 
daß keiner von beiden in der Tat m einer solchen die Macht 
hatte. Von hier ab werden wir wieder anf das Natorrecht 
gestofien, nicht nnr für die endgültigen Gmnds&tse sondern anch 
für die (Tesamtheit der Recht^^nornien, die, einmal entdeckt, das 
tu« belli begründen sollten. Seine Aufgabe ist m. E. als das 
Spezialproblem zu betrachten, das Xaturrecht auf eine Kla.s.se 
von Fällen zu nbertrap:en. die. wie CrPri til i einjranfrs bemerkt, 
täslier durch sysTemiitiscIie Sehriltsteller verji;i( lil;is.si;:-t worden 
waren. Sie bedeutet die Austülliing einer Lücke in dem bereits 

^) Alharieo Gentiii war ..^ezwangcn sein Vaterland ans Gründen 
der Relid*>n rn vorlassen", wie das Kmpfehlnn^scbreiben des l''irl nf 
Leicester an die UniversitÄt Oxford zeigt (Holland, Alö. Gent. i)e Jure 
BtUi, auf Sdt« Vm der Vorrade), obgleich nicht darftiis iierrorgelit, ob dai 
VttblneD gegto Ihe jenalt m einen endgültigen AbaeUnsee fldiite. 
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bestehenden Lehrgerüste, keine Neukonstruktion, die größer 
wäre, als die alte gewesen ist. So erschien das ganze Handels- 
recht den scharfsinnigen englischen .Juristen bis weit in die 
Mitte des 18. Jahrhunderts hinein als bloßer Nebenpunkt in 
dem Erwerbe des Rechtes auf Privateigentum. 

Bei Orot ins liegt die Sache anders; er beginnt ein neues, 
wohldurchdachtes und großes Unternehmen und erfindet oder 
verwindet Ausdrücke hierfür. Er definiert seinen Gegenstand 
zu Beginne als „ius illud quod in (er populos plures auf 
popit forum rectores intercedU". Nur Fro ne Sita res und 
Hooker hatten, wie es scheint, bereits vor ihm diese Klarheit 
der Sprache erlangt Vi, und keiner von ihnen hatte den Gegen- 
stand weiter verfolgt. 

Für Grotius gibt es nicht bloß eine logische Möglichkeit 
der Anwendung des Naturrechtes auf die rechtserheblichen 
Tatsachen des Krieges und der Diplomatie, auch würde er nicht 
damit zufrieden gewesen sein, zu sagen, daß es einen speziellen 
Abschnitt des Naturrechtes gibt, oder geben kann, welcher 
darüber handelt. Er sieht, daß die Eroberung dieses neuen 
Feldes nicht nur ausführbar, sondern das wichtigste ist, was 
getan werden kann. Die neuere Entwickelung des iu^ gentium 
be.stand darin, wie es auch im Endergebnisse war, alle früheren 
Arbeiten zu verdunkeln. Der Name „Völkerrecht"* kann mit 
Recht der Wissenscliaft gegeben werden, die jetzt durch Aner- 
kennung seitens einer großen Anzahl souveräner Staaten in 
Europa begi'ündet wurde. Es kann dahin gestellt bleiben, ob 
Grat ins wußte, daß die klassische Bedeutung von iu^ gentium, 
nämlich die Gesamtheit der durcli allgemeine Gewohnheit 

*) Der Wert der Kenntnis der Stelle, die von mehreren modernen Schrift- 
stellern angeführt wird (De Leg. II. XIX. § 9), seitens Suarez nnd die 
mit (hn Worten srliließt: „ita in unirerstt humnno genere potuerunt 
iura gentium moiibus intruduci" , wird durch seine Annahme, daß diese 
Rvchtss&tze nur gering au Zahl und einfache sind, eher abgeschwächt: ,ea 
quae ad }ioc ius pertinent et pauca sunt et iuri naturali calde pro- 
piiiqua". Houker gibt uns einen viel gerechteren Begriff von der Be- 
diutuiig des Gegenstandes, sowie eine Einteilung in Regeln an, die in Friedeos- 
uiid Kriegszeiten anwendbar sind. Man ist versucht, einen privaten Verkehr 
zwischen ^oo/:<7 rund Cr eM/i7« anzunehmen, aber dafür sprechen keine Beweise- 
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sanktionierten Ver!mltnn«rsinatin'geln, fähig ist, Normen in sich 
zu enthalten, die das zwii>chenstaatliche Gewohnheitsreclit dar- 
stellen, lind sie gelegentlich in die lateinische Literatur ein- 
bezog.*) Sicherlich wußte er, daß gentes nicht die Melnzahl 
Ton ciüitas oder poputm bedeutet, was die alleinigen IclaasMCben 
Bezeichnungen ffir Staat oder Nation In ihrer politischen Eigen« 
scliaft sind) und wfirde auch kein neues Wort wie ins inter 
gentes gewagt haben. Die Philologie hatte erst neue Triumphe 
frofpirrt und war nicht ?onpis-t. sich vpr?;potten zu lassen. Aber 
brotius war erhaben darüber, einen gewissen (irad sprach- 
licher Kun.Ht zu gebrauchen, um die alte Autorität df.s ins 
gentium zu seinem Spezialzwecke um2uiuidern. in der Tut 
war dieae Kunst nicht ganz neu. Suares hatte von iura 
gentium in einem, was man so nennen mag, besonderen inter« 
nationalen Sinne gesprochen, und Hooker hatte wirklich gesagt, 
daß „the third kind of law tthich toucheth all such seoeral 
hodics politic so fnr as one of them hath pmbli€ commerce 
U'Uh another" Völkemclit ist. nicht bloß prenatint wird.-' 

Noch bemerkensw erter ist auf den ersten IJlick die 8prarlu'. 
die fast ein Jahrtausend vor Orot ins von Isidorns ran 
Sevilla gehraucht wird. Seine Aufzählung von dtiu, was 
im gentium sei, nämlich Materien wie die kriegeri.sche Be- 
setzung feindlichen Staatsgebietes, Krieg überhaupt, Frieden, 
Waffenstillstand und die Unverletzlichlfeit der Gesandten, kdnnte 
in ein modernes Kompendium mit wenig Aenderungen aufge- 
Dommen werden.'') Dennoch ist es sicher, daß, was auch den 
•-'inen Bischof veranlaßt hat, aus den Trümn / t?: des west- 
I iiiisrhcn Reiches raöglich.st die altertiimliclic L eberlieferung 
eines Festus und Aulus GelUus zu erhalten, etwas dem 

■) H Xettleship, Coiitribuiiotta to Laiin Lexicographff, s. 
h Ecci. Pol. l. X. % VI. 
»/m« gentium est sedium occupatio, aodifleatio, munUio, bella, 
cVlivUat*», wnfHute», poatUminia^ foodera, paee», ittduciae, Ugatotum 

'i'>n ridfand-irutn religio, cfi>ttti(f)ia ititrr nl/rmr/rtin." pr'ihihüti . d itnle 
'«» gentium qnud cu iure vmne feie gentes uluutm ". IkhI. Hisp. 
Stjfm. V6 (in Migfte, Putrol,, Bd. 40, S. 231), antjcfabrt und melir odor 
weniger ton verschiedenen modeinten Scliriftetelterii besprochen, am besten 
vidlticbt noob von Wettlakt. 
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modernen Völkerrechte Entsprechendes nicht war. Eher würde j 
es scheinen, daß seine Beispiele über allgemeine Gewohnheit — i 
denn das ist wahrscheinlich der treffendste moderne Ausdruck 
für das, was ins gentium dem Isidorus bedeutete — öffentlichen 
Staatsangelegenheiten entnommen waren, nicht deshalb, weil er 
sie für besonders wichtig hielt, sondern weil das Privatrecht 
aus einer Menge territorialer und nationaler Gewohnheiten 
bestand, und man nicht länger sagen konnte, daß es in privat- 
rechtlichen Dingen ein ius gentium gebe. Zweifellos war das 
Kirchenrecht ein Weltrecht, aber die wirksame Verteidigung 
seiner Universalität und die Abgrenzung seiner Beziehung zum 
Naturreclite waren einer späteren, kraftvolleren (ieneration vor- 
behalten. Vielleicht stellen jedoch die Worte des Isidorus 
ein fragmentarisches Exzerpt ans einem frülieren Schriftsteller 
dar, welches ohne einsichtige Beachtung des Zusammenhanges 
gemacht worden war. \) Wäre dies der Fall, so könnte nur 
die Wiederentdeckung der verlorenen Stelle auf die richtige 
Spur führen. Das ius gentium wurde, so wie es von Isidorus 
beschrieben worden war, in das Decretum Grafiani aufge- 
nommen, aber ohne jede Erläuterung, und es scheint auf den 
mittelalterlichen Begriff oder die Terminologie dieser Epoche 
keinen sonderlichen Einfluß ausgeübt zu haben. Alber ico 
Gen tili verweist hierauf, Orot ins augenscheinlich nicht. 

Im ganzen ist also die gemeine Meinung gerechtfertigt. 
Orot ius' Name wird immer genannt werden, wenn von der 
Begründung des Völkerrechtes als einer Wissenschaft gesprochen i 
wird. Seitdem sind viele Theorien ins Land gegangen, die ' 
freilich mehr durch den Zeitgeist der Moralphilosophie oder 
durch eigene philosophische Vorliebe ihres Begründers als durc ' 
eigene Entwickelung von innen heraus beeinflußt waren. Viel- 
leicht ist es desiialb doch nicht ganz richtig, wenn, wie ge- 
wöhnlich, gelehrt wird, daß alle Nachfolger des Grotius auf 
seinem Werke ihr Lehrgebäude errichtet haben. Aber das 
kann wenigstens mit Bt-stimmtheit ausgesprochen werden, daß 
er auf alle Fälle eine feste (xrundlage hierzu gesichert hat. 

*) Das Original war vielleicht die Stelle bei Hermogenian, von der j 
uns ein Fragment in /. 6 D. de iustitia et iure, 1,1 erhalten ist. 
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Von Dr. FriuUE DochoWy Pdvfttdozeot iu üetdelbeig. 

Die Tätigkeit des Staates im Innern ist durch den inter- 
nationalen Verkehr nicht nnberüiirt geblieben, mm kann sagen, 
daß heute kein Gebiet der inneren Yerwaltang diesem Einfluß 

auf die Dauer entzogen werden könnte. Man verstellt unter Ver- 
waltiinjr die Staatstätig'kpit. welrlic iibrijr Moibt. wenn man Ge- 
setzgebung und H*'rlitsprcchung aussclicidt t, anders uusf^'edrückt : 
die staatlirlic Vt rwaltung: zeigt sicli im wt st'iitlichtin in der 
Tätigkeit der nicht im Justizdienst beschäftigten Beamten. Daß 
sieb anter den Mitgliedern der gesetzgebenden Kdrperscbalten 
8taatd>eamte befinden, ist belanglos, sie betätigen sich hier nur 
als Abgeordnete. 

Die stets wachsende Fülle von internationalrechtlichen 
Materien verlangt eine übersichtlichere Gliederung, als sie in 
den systematischen Darstpllunfren des Vrdkrrrerhts zur Durch- 
führung gelangt, imd zwar nach dein Inhalt der Verträge, die 
sie regeln Wenn man dabei die übliche Einteilung des nati- 
onalen Kechtä beibehält, so kann man mit gleichem Recht ein 
iDtemationales Terwaltungsrecht abzugrenzen vennchen, wie 
man ein internationales Privat- und Strafrecbt von anderen 
imemationalrecbtlicben Gebieten getrennt hat 

Dem intemationatei Verwaltnngsrecbt des Innern sind die 
nternational geregelten Materien einzugliedern, die ihrer Natur 
nach in das Gebiet der inneren Verwaltung gehören. Die Ver- 
waltung der auswärtigen Anfrelegenlieiten i?;t rinr Sache für 
sich, man denkt ja auch im aligemeimn nur au die Verwaltung 

Zcittcbrift t. Inten. Privat- a. Uffentl. fieoht. XVII. 18 
% 
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des Innern, wenn man schlechthin von Verwaltung spricht.') 
Geht man davon aus, daß dem internationalen Verwaltungsrecht 
auf jeden Fall alle Bestimmungen angehören, die sich auf die 
Tätigkeit der Verwaltungsbeamten ^) beziehen, so gelingt es, 
wichtige, bisher wenig beachtete Materien in den Vordergrund 
treten zu lassen. 

Eine derartige Absonderung aus dem internationalen Rechts- 
gebiet erfolgt nicht nur im Interesse der üebersichtlichkeit, 
die eine Fortbildung dieses Rechtes erleichtem kann, sondern 
aucli um einmal zeigen zu können, wie weit die Verwaltung 
des Innern eines Staates durch Ausführungsbestimmungen zu 
internationalen Verträgen beeinflußt und durch die Weiter- 
entwicklung des internationalen Verwaltungsrechtes bedingt ist. 

Das Verkehrsbedürfnis der Bevölkerung verlangt, daß die 
Staaten, um ihre Zwecke vollständig erfüllen zu können, unter- 
einander in Verkehr treten und diese Wechselbeziehungen nach 
Möglichkeit zu dauernden gestalten. Zu diesem Zweck werden 
Staatsverträge abgeschlossen, die die Rechte und Pflichten fest- 
legen. Diese Verträge werden erfüllt, indem eine dauernde 
gegenseitige Beschränkung der Gesetzgebung und Verwaltung 
zur Durchfülirung gelangt, bis ein Rücktritt vom Vertrag recht- 
mäßig erfolgt ist. Dabei kommen für die Lehre vom inter- 
nal innalen. Verwaltungsrecht Verträge, die nur für die Grenz- 
bewohner von Wert sind, in gleicher Weise in Betracht, wie 
solche, die berechtigte Interessen der Gesamtbevölkerung zu 
fördern suchen. Denn die Schwierigkeiten, die einer zweck- 
mäßigen Regelung und Durchführung der durch die Verträge 
notwendig gewordenen Verwaltungsmaßnahnien entgegenstehen, 
sind, unbekümmert um die Zahl der Interessenten, vielfach die 
gleichen. 

Abgesehen von den noch nicht ratifizierten Berner Ueber- 
einkoramen über Fragen des Arbeiterschutzrechtes vom Jalire 

M Dochow, Vereinbeillichung des Arbeiterschutzrechtes dnrch Staats- 
vertrüge. Ein Beitrag zum internationalen Verwaltungsrecht. Berlin 1907. 
8. 3 ff. loternationales Verwaltungsrecht. 

-) Lorenz von Siein hat einmal das Verwaltnngsrccht das Arbeits- 
recht des verwaltenden Staates genannt. Vgl. Wörterbuch des Deutschen 
Verwaltungsrcchts II, 709. 
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1906, die nur ein einseitiges, aber gleicliraäßiges Vorgehen des 
Vertra«^schlip|jenden zur Yoraiissrtzung' halien, M sichera sich die 
Staaten in den Verträgen gegenseitig Vorteile zu -) 

Erst eine Durchsicht aller Verträge würde ein Bild von 
ihrer Einwirkung auf die Verwaltung des Innern nnd von dem 
Umfang des in einem Staate geltenden internatioualeu Ver- 
waltnngarechtes geben. Daltei wtirde sich daiui auch feststonen 
lassen, ob und wieweit die Vorteile die aus den internationalen 
Beaehongen entstehenden Nachteile überwiegen. Das wird im 
aOgemeinen aus dem ünterschiedc klar, der sich bei einem 
Vrr?:lei(li des geltenden und des infolge des Vertrages zn 
schafiVndi n Rechtes t rfribt.") Um die Schwierigkeiten anzudeuten, 
die den Staaten ans der Erfüllung der von ihnen abgeschlossenen 
Verträge ciitstLdieii, genügen einige Beispiele. 

Zur Bekämpfung der Reblaus wurde 1873 eine kaiserliche 
Verordnung erlassen, der zwei Jahre später ein Reichsgesetz 
folgte. Im Jahie 1878 schlössen Terschiedene Staaten eine 
Konvention, Ton der sie zorficktraten, nm sich von neuem in 
Bern Uber die BeblanskonTention des Jahres 1881 zn einigen. 
Darnach verpflichten sich die Staaten, ihre innere Gesetzgebung, 
sofern sie es nicht bereits getan, zu vervollständigen, um ein ge- 
meinsames und wirksames Vorgehen gegen die Einschleppung 
und Verbreitung der Reblaus zu sichern. Die Staaten, die noch 
nichts geleistet, hatten die meisten Mehrarbeiten vorzuuelinien, 
am wenigsten die, deren Recht zum Ausgangspunkt genommen war. 

Die einleitende Bestimmung der Konvention enthält die 
Aufforderung, ttbereinstimmendes Becht zu schaffen. Die Kon- 
vention enthalt außerdem noch eine Anleitung, wie dieses Recht 
beschaffen sein soU, sie stellt einen BiAmen auf in den sich 
die Maßnahmen einzufügen haben, über die sich die Staaten 
gegenseitig in bestimmter Weise Mitteilungen zukommen lassen 
müssen. 



I) Doehow, a.a.O. S. 12. 

>) JeJIinek, Syitem Her SBbjaktiTMi 5ffBiktlidi«ii Baolita. U. AolL 
Tttbingen 1906, S. 316. 

^) Niemeyer, Vorschlage und Materialien zur Kodifikation des iater- 
MtioiMkD Frfvatndita. Leipsig 1896, S. 62. — Doehow^ a. a. 0. 8. 72>. 
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Die Mehrbelastunj? der Geschüftstiitigkeit der ziiständijren 
Behörde ist eine granz erheblirlie. Die Notwendigkeit, der 
Konvention beizutreten, war für das Deutsche Reich gegeben, 
man kannte und kennt noch heute kein Mittel für eine wirksame 
Bekämpfung dieses Weinbei-gschädlings. Wo die Reblaus auf- 
tritt muß eine voll.stilndige Vernichtung der Reben vorgenommen 
werden. Der dadurch entstehende Scliaden ist groß genug, um 
die weitgehendsten Vorsichtsmaßregeln gegen die Einschleppimg 
und Verbreitung zu rechtfertigen. Um diese Konventinn zu 
erfüllen wurde nicht nur der Reich.sgesetzgebung und Verwaltung 
reichliche Gelegenheit zur Tätigkeit gegeben, sondern auch die 
Einzel-Staaten sahen sich veranlaßt, Gesetze und Verordnungen 
zu erlassen, in denen vor allem die Zu.stündigkeit der Behörden 
bestimmt und die Entschädigungsfrage geregelt werden mußte. 
Wenn man auch annehmen kann, daß ohne die internationale 
Konvention seitens des Reiches Vorkehrungsmaßregeln hätten 
getroffen werden müssen, vielleicht auch annähernd im gleichen 
Umfang, so darf man doch nicht übersehen, daß infolge der 
internationalen Bestimmungen eine Anzahl Maßnahmen ergriffen 
worden sind, die sonst unterblieben wären. Diese Mehrarbeit, 
die der Gesetzgebung und Verwaltung verursacht ist, wird aber 
reichlich dadurch ausgeglichen, daß die Vertragschließenden 
durch ihr gemeinsames Vorgehen sich gegenseitig die Arbeit 
erleichtern. Was jenseits der (irenze geschieht, ist dem Ein- 
fluß des Staates entzogen, er ist auf den guten Willen der 
Nachljarn angewiesen, und es verleiht ohne Zweifel eine große 
Befriedigung und größere Sicherheit, wenn der Nachbarstaat 
sich in seinem freien Ermessen auch durch Gesetz und Ver- 
ordnung gebunden sieht. Der Gedanke an die Mühe und die 
Unko.sten, die aus einer internationalen Vereinbarung der Ver- 
waltung erwachsen, darf selbstverständlich die Staaten von deren 
AKschluß nicht abhalten. Die Behörden erfüllen ja nur ihren 
Zweck, wenn sie sich zum Wohl der wirt.schaftlichen Interessen 
betätigen, wenn sie den Einzelnen mit staatlichen Mitteln da 
unterstützen, wo er sich selbst nicht zu helfen weiß, wo ein 
gleichmäßiges Vorgehen nur gesetzlich erzwungen werden kann. 
Dem Beamten kann es übrigens gleichgültig sein, ob die In- 
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striiktion, an die or gebunden ist, die Folge einer internationalen 
Konvention ist oder nicht. 

Bei der Bekämpfung der Reblaus hat sich gezeigt, daß der 
einzelne Staat sich das Leben nur erschweren würde, wenn er 
sich gegen die Nachbarn abschl(>sse. Der im Inland zweck- 
entsprechend durchgefülirte Schutz kommt auch dem Ausland zu 
Gute. Ob man dort in gleicliem Sinne die Konvention zu er- 
füllen bestrebt ist, kann im einzelnen natürlich nicht geprüft 
werden, es fehlt an einer Behörde, die dazu befugt i.st. Es ist 
aber anzunehmen, daß es geschieht, denn gerade im vorliegen- 
den Falle würde es ein Staat nicht wagen können, z. B, die 
von ihm verlangten Berichte nicht wahrheitsgemäß zu erstatten. 
Auf Grund von Zeitungsnachrichten und Geschäftsberichten 
könnten sich etwaige Fehler feststellen lassen. Es bedarf zur 
Durchfülirung internationaler Konventicmen keiner höheren, 
über den Staaten stehenden (ilewalt, sie reguliert sich von 
selbst. Die Staaten setzen sich, wenn sie abweichend handeln, 
der Gefahr aus, aus der Verkehi'sgemeiTi.schaft ausgeschlo.ssen 
za werden, der anzugehören sie die Verkelirsnotwendigkeit zwingt. 

Es ließen sich verschiedene Gründe dafür anführen, daß 
die Vogelwelt nach Möglichkeit erhalten wird, ausschlaggebend 
für ihren rechtlichen Schutz wurde ihre Nützlichkeit für die 
Undwirtschaft. Seine Durchführung auf internationalem Wege 
ist allseitig als berechtigt anerkannt. Im Jalire 1902 wurde 
in Paris eine internationale Konvention abgeschlossen, die den 
Zweck hat, die Landwirtschaft dadurch zu schützen, daß man 
zur Vertilgung schädlicher Insekten die nützliche Vogelwelt zu 
erhalten sucht. Diese Konvention bedarf noch der Verbesserung, 
sie genügt aber für den Anfang und ermöglicht anderen Staaten 
den Beitritt. Die Mehrarbeit, die den Behörden aus der An- 
wendung der Ausführungsbestimmungen erwächst, i.st auch hier 
eine erhebliche, sowohl für das Reich, wie für die Einzelstaaten, 
die ihre Beamten vom Landwirtschaftsminister bis zum Forst- 
wart mit der Sache zu befassen wis.sen. 

Ura nun auch noch zu zeigen, wie internationale Verein- 
barungen auf die Umgestaltung von Behörden wirken, soll ein 
dritter Vertrag als Beispiel herangezogen werden. Im Jahre 1904 
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wurde in Paris das Abkommen über Verwaltungsmaßregeln zur 
Gewährung wirksamen Schutzes gegen den Mädchenhandel ab- 
geschlossen. Jede der vertragschließenden Regierungen ver- 
pHichtet sich, eine Behörde zu errichten, der es obliegt, alle 
^Jachrichten über Anwerbung von Frauen und Mädchen zu 
Zwecken der Unzucht an einer Stelle zu sammeln.') Für 
Deutschland ist das Polizeipräsidium in Berlin als solche Be- 
hörde bestellt worden. Neuerdings will man die Londoner 
Behörde in gewisser Hinsicht zur Zentralstelle noch weiter aus- 
bauen, was sicherlich zweckmäßig ist.-) Staaten die derartige 
Vereinbarungen unterzeichnen, behalten es einfach nicht mehr 
in der Hand, ihre Behörden und deren Geschäftskreis gänzlich 
nach eigenem Ermessen zu bestimmen. Sie dürfen nicht außer 
Acht lassen, daß sie gewissen Beamten internationale Aufgaben 
zur Pflicht machen müssen, unbekümmert darum, ob die Ver- 
Wiiltungstätigkeit im Interesse eigener oder fremder Staats- 
angehöriger erfolgt. 

Man darf aber in den Anforderungen, die man an die Be- 
hörden stellt, nicht zu weit gehen. Daß eine nachdrückliche 
internationale Bekämpfung des Frauenhandels eingeleitet wurde, 
ist den Bemühungen privater Kreise und internationaler Kon- 
gri'ße zu danken, und das bleibt anerkennenswert. Das erwähnte 
Parhser Abkommen des Jahres 1904 bildet eine gute Grundlage 
für alle weiteren Maßnahmen, dessen sollte man sich immer 
bewußt bleiben. Der letzte internationale Kongreß zur Be- 
kämpfung des Mädchenhandels im Jahre 1900 in Paris hat auch 
wieder eine Anzahl brauchbarer Vorscliläge gemacht, die den 
Regierungen zur Erwägung unterbreitet werden können, er 
geht aber in seinen Forderungen zum Teil über das Ziel hinaus.') 



*) Mit termaier, Vergleichende Darstfllnng des deutschen und aus- 
ländischen Strafrechts. Besonderer Teil. Band IV, li«)6, S. 1%; r. Ullmnn», 
Kritische Vierteljahrsschrift XII, 1007. S. 191. 

*'*) Dochow, Der dritte inteniationale Kongreß zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels. Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, XXVII, 
15)1 Ki, S. 452; Teutsch, Congres pour la r^presnion de la traite des 
blanches. Recue pcnitentiaire. XXXI, 11)U7, S. 87. 

^) Dochoto, a.a.O. S. 463. 
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Man kann sich schwer vorstellen, wie eine Unterdrückung aller 
Kollekten, Lotterien und Tombolas, ausgenommen bei tatsäch- 
lichen Wohltätigkeitsvorstellungen, durch die Beliörden zur 
Durchführung gelangen soll, ebenso wenig läßt sich eine Aus- 
stellung der Artistinnen auf der Bühne verbieten. Ein derartiges 
Verbot würde mit der Bekämpfung des Mädchenhandels durch 
Verv^ altungsmaßregeln auch' nur in losem Zusammenhang stehen. 
Wenn man von den Postbehrjrden verlangen will, daß post- 
lagernde Sendungen an junge Mädchen nur mit Zustimmung 
der Eltern ausgeliefert werden sollen, weil die Anwerbungen 
auch durch Annoncen und postlagernde Sendungen erfolgen, so 
geht das offenbar zu weit. Die Zalil derer, die wirklich durch 
Mädchenhändler auf diese Weise gefährdet sind, dürfte wohl 
nur gering sein. Derartige Beschlüsse von Kongressen zeigen 
aber, daß diese durch ihre ersten Erfolge, welche ihnen die 
Hilfe der Regierungen sicherten, ermutigt, leicht den Boden 
unter den Füßen verlieren und ihr Ansehen schädigen. 

Die Ausgestaltung des internationalen Rechts hängt von 
der (ieschicklichkcit der Regierungen ab. Sie hängt davon 
ab, wie weit es ihnen gelingt, beim Ausland Unterstützung zur 
Förderung einheimischen Interessenschutzes zu finden. Die Ab- 
grenzung des internationalen Verwaltungsrechts gegenüber 
andern internationalen Rechtsgebieten, etwa gegenüber dem 
internationalen Privat- und Strafrecht, wird erst dann Schwierig- 
keiten bereiten, wenn einmal die Berechtigung nach einer Ein- 
teilung des internationalen Rechtes nach Materien mehr Beachtung 
gefunden hat. Solange dies noch nicht der Fall, besteht die 
Möglichkeit, es reicher auszugestalten, auch auf die Gefahr hin, 
dati später manche Äfaterien streitig gemacht werden. Das 
internationale kann jedenfalls in gleicher Weise wachsen, wie 
das nationale Verwaltungsrecht voraussichtlich noch au Umfang 
gewinnen kann. ^) Für einen großen Teil des nationalen Ver- 
waltungsrechtes werden sich die Schwierigkeiten, die einer 
Vereinheitlichung durch Staatsverträge entgegenstehen, nicht 
überwinden lassen, es besteht aucli die Notwendigkeit dafür 

Fleiner, lieber die Umbildung zivilistischer Institute durch das 
öffentliche Recht. Tübingen 19IJ6. 
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nicht, denn vielfach muß den ausgeprii<jrten lokalen Eigentümlich- 
keiten Rechnung getragen werden. So wird es immer Zweige 
der Verwaltung geben, die von internationalen Einwirkungen 
unbeeinflußt bleiben. Im wesentlichen ist es das gesamte 
V'erkehrsrecht im weitesten Sinne, das mit Vorteil durch inter- 
nationale Verträge gefördert werden kann. 

Die Ausbildung des internationalen Rechts hat das Bestehen 
des Völkerreclits zur Voraussetzung, auf Grund dessen von den 
Staaten verlangt wird, daß sie übereinstimmendes Recht schaffen. 
Und wie sie ein internationales Privatrecht nicht entbehren 
können, können sie auch auf ein internationales Verwaltungs- 
recht nicht verzichten. Was die Kollisionsnormen anbetrifft, 
die sich, wie Frans Kahn^) einmal richtig gesagt hat, zu 
den Sachnonnen verhalten wie der Rahmen zum Bilde, die man 
auch nicht getrennt aufzuhängen pflegt, so sind sie am besten 
in gleicher Weise im Zusammenhang mit den Sachnormen ihrem 
Inhalt nach zu gliedern. Um zu zeigen, daß sie für das inter- 
nationale Verwaltungsrecht wichtig sind, genügt ein Hinweis 
auf die sozialpolitische Gesetzgebung des deutschen Reiches. 
Selbst wenn es gelänge, die Rechtsansprüche der ausländischen 
Arbeiter in irgend einer Weise durch Staatsverträge zu ver- 
einheitlichen, so wären damit noch nicht alle Schwierigkeiten 
beseitigt. Man soll nur bedenken, wie viele Ausländer dauernd 
und vorübergehend im Reich Arbeit suchen, wie viele Fabriken 
Zweigstellen im Ausland haben, um sich vorzustellen, welche 
Rolle die internationale Rechtshilfe im Geschäftsbetriebe der 
Verwaltungsbehörden spielt. 

1) Kahn, Ucber Inhalt, Natur nnd Methode des internationalen Privat- 
rechts. Jena 1899. 
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III.*) 

Die FeiertagsordDung. 

Von Dr. Karl Ilfeameyer, Privatdozent in Manchen. 

I. 

Seit alters haben die religiö.sen (remeinschaften für ilire 
Feiertage Arbeitsrulle vorge.schrieben, und es mangelt nicht an 
Vorschriften der (ilaubensgesellschaften, die angeben, welche 
Arbeiten an solchen Tagen vorgenommen werden dürfen, und 
welche ruhen müssen. Für den Staat sind solche Bestimmungen 
heute bedeutungslos; denn er selbst hat die Aufgabe über- 
nommen, abzugrenzen, was für Tätigkeit an Feiertagen erlaubt 
nnd verboten i.st, durch Ge.setze, die ihr Dasein zunäch.st dem 
Bestreben verdanken, den Forderungen der Kirche gerecht zu 
werden, die aber neuerdings über diesen Zweck zum Teil hinaus- 
gewachsen sind und sich zu einer sozialhjgienischen Maßnahme 
vornehmlich im Dienst der handarbeitenden Bevölkerung ge- 
staltet haben. Für die juristische Erfassung dieser Gesetz- 
gebang indessen ist das eine und das andere Motiv des Gesetz- 
gebers bedeutungslos; nach ihrem rechtlichen (iehalt erscheint 
•sie in ihrem Hauptteil, der unmittelbaren Eingrenzung sonn- 
taglicher Arbeit, als polizeiliche Beschränkung des bürgerlichen 
Verkehrs, der gewerblichen Tätigkeit im besondern, und hat in 
diesem Zusammenhang ilire Darstellung zu finden. 

Die polizeiliche Natur dieser Vorschriften aber ergibt zu- 
gleich ihren Geltungsbereich: die Bestimmungen über Sonntags- 
ruhe kommen regelmäßig zur Anwendung auf alle Handlungen 
im Gebiet und nur auf diese. Der Monteur, den eine deutsche 
Maschinenfabrik zur Aufstellung einer Maschine in das Ausland 



•) S. oben S. 50. 

') Tit. X de feriia 2,!f. Die jüdischen Sabbathgesttze. 



276 



Neameyer, 



entsendet, steht unter den auswärtigen Vorschriften über Sonn- 
tagsnihe. Die Schiffahrt, die an einem Sonntag zwischen dem 
Staat Michigan und Kanada stattfindet, ist entsprechend den 
beiderseitigen Gesetzen erlaubt in dem iianadischen Teil, ver- 
boten in dem zu Michigan gehörigen Teil der Gewässer. Und 
es mögen Zweifel in derlei Fällen nur etwa durch Verschlingung 
mit anderen, insbesondere mit privatrechtlichen Reclitsverhält- 
nissen entstehen. Verletzt der Monteur seinen Dienstvertrag, 
wenn er an einem Feiertag Arbeiten unterläßt, die ihm zwar 
das deutsche Recht gestatten würde, das Recht des Arbeitsortes 
aber verbietet? Ist der Vertrag nichtig, der (werktags) in 
Michigan geschlossen wird über eine Schiffsreise, die an einem 
Sonntag von da nach Kanada stattfinden soir?V) Man wird hier 
offenbar zwei Fragen zu trennen haben. Zunächst die öffentlich- 
rechtliche: ist die streitige Leistung durch die Gesetze über 
die Sonntagsruhe verboten, verboten an dem Ort, wo die Hand- 
lung vorzunehmen wäre; und alsdann die privatrechtliche: 
welchen Einfluß hat ein solches öffentlichrechtliches Verbot der 
völligen oder teilweisen Erfüllung auf den Bestand des zivil- 
rechtlichen Vertrags, zu beantworten nach den Gesetzen, die 
internationalzivilrechtlich maßgebend sind, im Zweifel nach 
dem Wohnsitzrecht des Verpflichteten. 

Zu den Handlungen, deren Vornahme Sonntags verboten ist, 
gehört in manchen Gebieten der Vereinigten Staaten auch der 
Abschluß von Gescliäftcn des Privatrechts, in Arkansas z. B., 
wo ihre Vornahme an Sonntagen mit Polizeistrafe belegt ist 
(und daraus mittelbar auch eine zivilreclitliche Ungültigkeit 
gefolgert wird). Auch hier kommt der Abschluß von Rechts- 
geschäften in seiner Eigenschaft als körperliche Arbeit in Be- 
tracht, als Tätigkeit, nicht anders wie irgend eine andere 
Sonntags vorgenommene Arbeit ohne rechtlichen Inhalt; genau 
wie alle andere Arbeit muß sie deshalb unstatthaft sein, wenn 
sie im Bereiche des verbietenden Staates vorgenommen wurde, 
und nur dann. Ein Wechsel war an einem Sonntag in Tennessee 
erlaubterweise au.sgestellt, seine Verbindlichkeit in Arkansas 

') ßpjaht vom Circuit Court Michigan, Gauthicr v. Cole, J. XI 537; 
Jtun jedenfalls bei die Ausfülirnnj; des Vertrags teilweise verboten. 
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anorefochten worden; der oberste Gerichtsliof von Arkansas hat 
ihn für gültig erklärt. Ein anderer Wechsel wurde in 
Michigan ausgestellt, zahlbar in Ohio, wo Beschränkungen für 
Sonntagsverträge nicht bestehen, und er wurde vom obersten 
Gerichtshof Michigan für nichtig erklärt entsprechend dem 
Verbot am Ort der Ausstellung.'-) Bei Verträgen unter Ab- 
wesenden aber wird man scheiden müssen. Verboten ist nach 
Seiten des öffentlichen Rechts nicht das zivilrechtliche Zustande- 
kommen des Rechtsgeschäftes, sondern das körperliche Tätig- 
werden am Sonntag, und man wird deshalb, wenn der eine 
Kontrahent in einem Gebiet handelt, das Sonntagsverträge be- 
schränkt, der andere in einem Gebiet, das sie freigibt, die 
Entscheidung abstellen mü.ssen auf diejenigen Akte, die in dem 
beschränkenden Gebiet vorgenommen wurden. Freilich, gerade 
zwi.schen Abwesenden bedarf es eines Boten, der ihre Aeuße- 
nmgen au.stauscht und dabei seinerseits körperliche Tätigkeit 
entfaltet, und auch für diese Tätigkeit ist der Auftraggeber 
verantwortlich: ein deutsches Haus hatte nach Alabama ein 
Kaufangebot auf Baumwolle gerichtet, die dortige Firma das 
Angebot angenommen vermittels einer Depesche, die in Alabama 
Samstags aufgegeben, in Deutschland Sonntags bestellt wurde; 
Alabama verbietet Sonntagsgeschäfte — war jener Vertrag nun 
gültig? Die amerikanischen Gericht«") haben die Frage bejaht; 
es komme auf die Tätigkeit der vermittelnden Telegraphen- 

') Stcann v. Stcann, J. XII 566. Ebenso McKee o. Jones 
I Mississippi) und Broten v. Browning (Rhode Island), beide bei Minor, 
conflict of latcs (1901) 403 f.; eine weitere Entscheidung zitiert Minor 403 ^ 
Allerdings ist dem Verfasser nicht bekannt, ob alle diese Gesetzgebungen die 
SonnUgsvertriige in derselben Weise wie Arkansas zunächst vom Boden des 
öffentlichen Rechts aus untersagen. 'Die Ausfuhrungen bei Wharton, 
a tieatise on criminal latc^" iIS%) II 274 ff. s. 1431 ff., zeigen jedenfalls, 
daß die amerikanischen Staaten eine Verletzung der Sonntagsgosetze ganz 
allgemein mit .'^trafe bedrohen, auch wo diese »weltliche Iksrhäftigung*, 
.Arbeit", Ausübung des „gewöhnlichen Berufs' an Sonntagen verbieten.) 

') Arbuckle r. Reaume bei Beule, a seleclion of cases on ihe 
conflict of latcs (liX)l) II 404 f. 

W. U. Tel. Co. V. Way, nach der wenig deutlichen Mitteilung 
ifinor'i 419 f. Bezüglich der Gesetze von Alabama muß der Vorbehalt 
der vorletzten Anmerkung wiederholt werden; vgl. auch unten S. 2bO Anm. 1. 



278 



Neumeyer, 



gesellscliaft an; auf den Sonntag falle aber nur die Zustellung 
der Depesche, die, in Deutschland geschehen, der Herrschaft 
der amerikanischen Sonntagsgesetze entrückt sei. 

Eine Verschlingung kirchlicher Kompetenzen veranlaßt das 
sächsische Gesetz vom 10. 9. 1870, die Sonn-, Fest- und Buli- 
tagsfeier betreffend, in 4; 10 zu bestimmen: ,.Die in ausländischen 
Kirchen eingepfarrten diesseitigen Untertanen haben die Be- 
stimmungen gegenwärtigen Gesetzes in gleicher Weise und 
rücksichtlich derselben Tage wie in inländischen Kirchen Ein- 
gepfarrte zu heutigen, insoweit nicht durch Uebereinkommen 
der betr. Kegierungen etwas anderes festgesetzt ist" — in folge- 
richtiger Durchführung des (iedankens, daß es sich um staat- 
liche Vorschriften polizeilichen Inhalts handelt. Und wenn 
§ ß'^ des Schluljprotokolls zur Berner Frachtkonvention vor- 
schreibt: „Falls ein Staat in die Gesetze oder in die genehmigten 
Eisenbahnreglemente eine Bestinniuing in betreff der Unter- 
brechung des Warentransports an Sonn- und gewissen Feier- 
tagen aufnimmt, so werden die Transportfristen im Verhältnis 
verlängert" — so liegt darin eine Anerkennung territorial 
geltender Vorschriften über Sonntagsruhe von selten der anderen 
Vertragsstaaten beschlossen . 

Eine Abweichung hingegen von der regelmäßigen territo- 
rialen (ieltung der Sonntagsgesetze veranhussen die besonderen 
Verliältni.sse der Seefahrt. Die deutsche Seemannsordnung hat 
das Maß feiertäglicher Arbeit für die Schiffsbesatzung näher 
geregelt; diese Bestimmungen aber gelten wie der übrige Inhalt 
des Gesetzes grund.sätzlich für die deutschen Schiffe, auch auf 
hoher See und auch im Ausland. ^) 

Im übrigen bilden die polizeilichen Einschränkungen der 
Feierta^sarbeit den zunächst in die Augen fallenden, aber nicht 

^) Darüber bestand bei Beratung des Gesetzes allerseits Einverständnis; 
vgl. besonders die Begründung zu § ;W des Entwurfes, Stenographische Be- 
richte über die YtThandlungen des Reichstages X. Legislaturperiode II. Session 
rJOU— 19<>2 Anlagebaiid I 42, die auch darauf hinweist, daß mittelbar die 
Polizeivorschriften des auswärtigen Hafens von Belang werden können, in- 
sofern sie eine Tätigkeit verbieten, die sMirendes Geräusch über den Bereich . 
des Schiffes hinaus erregt. Das Verbot des Lüscbens und Ladens, weiohe« 
§ 3711 für das , Reichsgebiet" aufstellt, enthält in dieser Beschränkung eine 
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den einzig:eii Teil der stiuitliclicn ( Ji'st tz^''t'lMinp. welche die 
Sonntag'.si'ulie zn schiitzrii iM-stiiiunt ist. .Maiinifrfarlie Vor- 
schriften des Zivilrechts, des Prozeßrechts, des Verwaltiiiig-s- 
n?chts gestatten, eine Tiiti^'keit an Feiertagt n zu unterlassen, 
verbieten ihre Vornahme an Festtagen, ein Dienst vertrag, der 
den geweiblichen Arbeiter zur Sonntagsarbeit anlialt, ver- 
pflichtet nicht, der Wechsel, der Sonntags verfällt, kann am 
Dichsten Werktag bezahlt, das Rechtsmittel, das spätestens am 
Sonntag eingelegt, die Anzeige, die spätestens Sonntags erstattet 
werden mflßte, kann wirksam noch am nächsten Werktag ein- 
gelegt und erstattet werden, es darf an Feiertagen keine Zu- 
stellnnp- erfolgen, und ^vas dergleichen Bestimmungen mehr sind. 
Aach hier ist es zumeist der Gedanke der Sonntagsheiligung, 
der solchen Vorsschriften zugrunde liegt, aber auch hier ist das 
bloße Motiv des Gesetzgebers jtiristisrh bedeutungslos. Die 
Grenzen der Staatsgewalt nii>gen auch bei dvr Anwendung 
dieser Anordnungen zweitVliiaft wcidrii. Doch es sind die 
eigentümlichen Grundsätze des Prozelirechts, des Zivilrechts, 
des Arbeiterversicherungsrechts, welchen die Losung zu ent- 
nehmen ist; Fragen, die sich demgemäß einer Kriirterung an 
dieser Stelle entziehen. Insbesondere werden auch etwaige 
selbständige Vorschriften des Zivilrechts, welche Sonntags- 
verträge verbieten, nach den Grundsätzen des internationalen 
Zivilrechts zn behandeln sein und damit einen Gdtungsbereich 
erlangen, der mit dem oben ausgeführten nicht durchaus Über- 
einstimmt. Ein deutsches Gericht habe über die Gültigkeit 
emes Vertrags zu entscheiden, der von Einwohnern von Arkansas 
an einem Sonntag in Deutschland abgeschlossen worden ist. 
Sind die Sonntagsges( häfte in Arkansas zunächst nur polizeilich 
verboten und erst folgeweise, wegen des Ungehorsams gegen 
staatliche Gesetze, als unwirksam zu betrachten, so wäre ein 
solcher Vertrag in Deutschland zwar an sich nach den « iesetzen 
TOD Arkansas zu bemessen, aber, da der Abschluß in Deutscli- 

lachUche Vorscbrift, nicht etwa eine Grenznurm; ob Löbcbcn und Laden 
ftoßerbalb des R€icbsf.'<hiotos fin Si.nntapen znlässit,' sein sdII, ist niclit der 
EnUcheidang einer andern lieBttzgebung Uberlassen, sondern es ist der Be- 
Mtrang eines deutschen Schiffes erlaubt. 
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land geschehen und liier nicht verboten ist, mit Rücksicht anf 
den Zeitpunkt des Vertragsschlusses einwandfrei; würde da- 
gegen das maßgebende amerikanische Statutarrecht für Sonntags- 
geschäfte unmittelbar durch eine Vorschrift des Zivilrechts 
Nichtigkeit anordnen, so müßte diese Bestimmung mit dem 
übrigen Recht jenes Staates auch dann zur Anwendung ge- 
langen, wenn der Vertrag in Deutschland geschlossen wurde.') 



Die polizeilichen wie die zivilrechtlichen oder prozeßreclit- 
lichen Vorschriften über Festtagsruhe haben zur Voraussetzung, 
daß ein bestimmter Tag als Feiertag anzusehen ist. Eine solche 
Festlegung der Feiertage bedeutet, von Seiten des Staates ge- 
sehen, eine Aufgabe der Verwaltung, die, zusammen mit der 
Sorge für Uhr und Kalender, in der Ordnung der Zeiten den 
Geschäften der Privaten und ihren Beziehungen zu den Behörden 
das Rückgrat zu bieten berufen ist. Sofort aber erhebt sich 
auch hier die Frage : welche Rechtsgemeinschaft von mehreren 
ist berufen, einem Tag die Eigenschaft als Ruhetag aufzuprägen? 

1. Die große Mehrzahl der Feiertage verdankt ihr Dasein 
kirchlicher Einführung, und anders als für den Inhalt der Feier- 
tagsruhe ist bei der Frage, ob ein Tag als Feiertag zu betrachten 
ist, auch heute noch in weitem Umfang die kirchliche Fest- 
setzung für den Staat verbindlich geblieben. Das gilt zuweilen 
schon für die Bestimmung des wöchentlichen Ruhetages. Das 
Strafgesetzbuch für Xew-Vork befreit von der Verpflichtung, 
Sonntagsruhe zu lialten, wenn jemand „einen andern Tag der 
Woche gleichförmig ah> heilige Zeit beobachtet und an diesem 



») Auch das Urteil II'. U. Tel. Co. v. Waij (vgl. oben S. 277 Anm. 3) 
hStte unter solcher Vüraussetzun|{ wohl eine abweichende Begründung ver- 
langt: C9 wäre nicht mehr darauf angekommen, inwieweit Partei und Bot« 
innerhalb des verbietenden Staates tätig geworden sind, sondern der Zivil- 
rechtssatz hätte entscheiden müssen, wo nach den Gesetzen von Alabama ein 
Vertrag unter Abwesenden geschlossen gilt (ob am Ort der Annahme des 
Angebots, am Ort der Kenntnisnahme von der Zustimmung), und welchen 
Zeitpunkt sie dabei als maügebcnd ansehen. 



n. 
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Tag keine Arbeit tat", ganz ähnlich die Statuten von Arkansas 
und mch das östeneicbiMhe Oesets Ober die Sonntagsnihe^ 
eimichtigt die BebQiden in Qalizien und der Bukowina» fttr 
ihr Gebiet »die Arbeit in Frodolddonsgewerben an Sonntag 
unter der Voranasetzang za gestatten, da6 die betr. Gewerbe- 
iiihaber und deren s&mtlicbe Hilfsarbeiter mit BerQcksichtigang 
ihrer Konfession an einem andern Tage der Woche regelm&Big 
eine 24stöndif!:e Arbeitsmhe einhalten." Insbesondere aber ist 
die Zahl der Feiertage auch innerhalb der christlichen Kon- 
fessionen verschieden, und auch hier knüpfen sich manni^ache 
bürgerliche Keclitswirkun^n'n an den konfessionellen Feiertapf. 
Bayern, Oesterreich ") beschränken die allnfeineinen polizeilichen 
Vorschriften über Festtagsheiligung auf die Angehörigen des 
leiernden Bekenntnisses; die Arbeiterschutzgesetze fordern, daß 
dem Arbeiter an Feiertagen die Zeit verbleiben muß, um den 
Gottesdienst seiner Konfession zu besuchen.^} Und es setzt sich 
die Spaltung der IViertage zuweilen noch fort auf Peisonen- 
kreise innerhalb einer Konfession wie die Riten der katholischen 
Kiiche. Wo immer nun aber die Stimmung, ob ein Tag 
Feiertag ist, anf autonomer Festsetzung der kirchlichen Gemein- 
sehaften beniht, derart» daß solche Bestimmung bflrgerliche 
Whrkung besitzt, aber doch nur einen Teil der Bevölkerung 

St(iH für New- York, Beilage zur Zeitschrift für die f/fsnwfe 
Straf rechtaicis»eniichaft IV, s. 2G4, auch s. 271. Statuten vtm Arkansas 
1.1617, J. XII 566. Vgl. Mch Wkarton, crimimal Imo^ U 9. 1481«. 

3) G Tom 16. 1. 1805 § 1 Axt VIU. Arehitfür katholUehes Kirekm- 
ncht LXXV 87. 

Bayr. Religioosedikt ^ 82 mit den späteren Fortbildangeo ; Sster- 
nidt htterkonfMOMiencs Oewti 25. 6. 1868, Art 13. 

«) Bdchmmvwbeardnnng §§ 127n, i36in, vgl. auch 106b U, 106 oU; 

Handelsgesetzbuch §§ 62 7(jiU; Seemannsordnung § 37 1V. Oesterreichisches 
OeseU vom 16. 1. 1895 S 1 Art. IXVll und XIV. Eine andere l)ür<.'erliche 
Wirkang konfessioneller B'eiertage nimmt Weyl, Archiv für u/fentliches 
Meekt X 872 9. viA lOr dM dentaehe KnuikenyeraidieniBgirecbt m, 
imofem diebrm zufolge Krankengeld fflr den versäumten , Arbeitstag* be* 
lahlt wird, der Arbeitstag aber (aurh) nach dem Bekenntnis des Versicherten 
bestimmt werden soll, selbst wenn dies Bekenntnis staatlich nicht anerkannt 
vIr, and der Tarichertfl an den Feiertagen seines Bekenntnisses zu arbeiten 
liegte. Ich kaaii dieie AnBlegang faeillch nicht fflr richtig halten. 
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v<'rbindet. ■) da treten die im Staat bestehenden Gemeinschaften 
mit diesen Aeuljeruii'ren ihres Eijrenlehens zu gleiciiem Recht 
nebeneinander, und es bedarf einer Ab^rrenzinipf zwischen ihren 
Ordnungen, die internationales Verwaltunjisrecht ist, sofern nur 
die {^renzbestimmende Norm Hecht ist, und die Verbünde, deren 
Tätigkeit abgegrenzt wird, Verbände des öffentlichen Rechte 
darstellen.-) Es taucht etwa die Frage auf, ob die Konfession 
des Prinzipals oder des Angestellten für den Ladenschluß ent- 
scheidet, wer bei einer Bekenntnisverschiedenheit von Mann und 
Frau den Ausschlag gibt? 

Die Lösung indessen gibt zu Zweifeln kaum Anlaß, die 
Bestimmungen über Feiertagsruhe können nur denjenigen be- 
treffen, der ohne sie eine Tätigkeit entfalten würde, das 
Bekenntnis des Arbeitnehmers, nicht dasjenige des Arbeitgebers 
entscheidet, für jeden Ehegatten ist seine Konfession maßgebend; 
und es hat in diesem Sinn schon das preußische Landrecht I 3 
§ 48 eine ausdrückliche Vorschrift enthalten : „Trifft die Er- 
füllung einer Pflicht auf einen Tag, an welchem . . nach den 
Rt'ligionsgrundsät^en des Verpflichteten dergleichen Hand- 
lungen nicht vorgenommen werden dürfen, so ist der Verpflichtete 
in der Regel am nächstfolgenden Tage zu der Leistung ver- 
bunden." Wenn in einem „gemischten Ort" Bayerns an einem 
katholischen Feiertag die Läden nur für den Fall offengehalten 

*) Also nicht, wo die Festsctzang nar kirchliche Wirkungen hat ; nicht 
wo sie weltliche Wirkungen besitzt, aber mit Geltung für die gesamte Be- 
viilkerung. Auch nicht (vgl. unten), wo der Staat seinerseits angibt, welche 
Feiertage zu beachten sind. L'nd nicht, wo die staatlichen Vorschriften von 
vornherein nur für , allgemeine Feiertage* erlassen werden, die den Bekennt- 
nissen gemeinsam sind. 

2j Ist die Festsetzung der Feiertage den kirchlichen Verbänden über- 
lassen, diese selbst aber sind in d:is öffentliche Recht nicht aufgenommen — 
wie das bei den Sonntagsgesetzen der Vereinigten Stauten zutrifft — so 
gehört die Frage in jene interessante Gruppe von Füllen, in denen außer- 
rerbtlichc Ordnungen konkurrieren, die Bestimmung der zuständigen Ordnung 
aber rechtliche Bedeutung besitzt- Die Frage, welchen Landes Sitten die 
^\>rm liefern sollen, wo ein Verstoß gegen die guten Sitten zu Schaden- 
ersatz verpflichtet, böte ein anderes Beispiel aus jener Gruppe. 

Aeltcre bayrische Entscheidungen, die jüdischen Ge werbet reibenden 
die Arbeit am Sonntag gestatten, Blätter für administratite Praxis I 167. 
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werden dürfen, daß Herr und (Jtliilfe evangelisch sind,') so 
findet das seine einfaclie ErklUrnnj,' darin, daß der Gehilfe in 
solchem Fall nicht arbeiten braucht, wenn er selbst katholiscli 
ist, daß aber auch für die Dienste eines protestantischen Gehilfen 
keine Verwendung besteht, wenn der Herr als Katholik zum 
Ladenschluß verfiichtet ist. -j Wo die Verschiedenheit in der 
Feiertagsordnung der katholischen Riten staatliche Bedeutung 
besitzt, da mag es auch — scheinbar abweichend von dem 
vorstehend entwickelten — dazu kommen, daß ein lateinischer 
Abeitgeber seine griechischen Angestellten nicht beschäftigen 
darf an einem Tag, der nur lateinischer, nicht auch griechischer 
Feiertag ist;^) aber auch hier findet der Sachverhalt seine 
Erklärung in dem Umstand, daß es eine Vorsclirift für den 
Angestellten ist, die Griechen im lateinischen Gebiet ver- 
pflichtet, die Feiertage des einen und des andern Kitus zu 
beobachten. 



Entsprechend eine sächsische Ministerialverordnung vom 29. 7. 1893 
Reger, Entscheidungen der Gerichte und Vertcaltungtibeh'irden XIV 350, 
die nur insofern nicht hierher gehört, als in Sachsen die Feiertage der ver- 
schiedenen Bekenntnisse für den Bereich der Gewerbeordnung durch Staat* 
liehe Anordnung festgesetzt sind, vgl. unten 8. 284 Anm. 1. 

^ Eine völlig andere Bedeutung besitzt es dagegen, wenn in dem oben 
aagefUbrtcn österreichischen Sonntagsgesetz für Galizien und die Bukowina 
Torgeseben wird, daü statt des Sonntags ein anderer Wochentag als Ruhetag 
gelten könne, sofern .die betr. Gewerbeinhaber und deren sämtliche Hilfs- 
vbeitcr' ihrem Bekenntnis gemäß an diesem Tag feiern. Die Bekenntnis- 
gleichheit der sämtlichen Beteiligten ist hier Voraussetzung, nicht dafür, daß 
die Bezeichnung des Ruhetags dem einen statt einem andern Bekenntnis 
lakommt. sondern dafür, daß die Beteiligten überhaupt von der Verptlichtung 
entbunden werden, die Feiertagsruhe an einem ihrer Konfession fremden 
Feiertag zu beobachten. Vgl. dazu unten A.nm. 4. 

') Vgl. dazu He r ge n r ü the r , Archiv für katholisches Kirchen- 
lecht VII 189; Hinschius, Das Kirchen recht der Katholiken und 
Protestanten in Deutschland (1H88) IV 4322. 

Die Ausführungen des Textes wollen die Frage beantworten : welcher 
persönliche Verband setzt fest, ob ein Tag Feiertag ist. Davon ist wohl zu 
scheiden die andere Frage: für welchen Pursoiienkreis gilt ein (staatlich oder 
konlcssionell) festgesetzter Feiertag mit seinen vom .'^taat daran angeknüpften 
Rechtsfolgen? Die Abgrenzung der Verbindlichkeit kirchlicher Feiertage 
gegenüber anderen Konfessionen ist heule durchaus ."Staatsangelegenheit, 

Zeilschrift f. Intern. Privat- u. Offentl. Rocht XVII. IB 
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2. Eine eigentümliche Fortbildung hat die konfessionelle 
Feiertagsordnung in Bayern erfahren. Die Konfession hat sich 
radiziert, in eine Eigenschaft des Landstrichs ven\'andelt, und 
man unterscheidet nunmehr im Hinblick auf die Geltung der 
Feiertage katholische, protestantische und konfessionell gemischte 
„Orte". Dem Grundgedanken nach ist es auch hier die 
Konfession, die den Feiertag festsetzt. Aber wo eine Konfession 
vorherrscht, da hat sie Zwangsrechte über die Minderheit 
erhalten, es ist jetzt der „Ort", vertreten durch die herrschende 
Konfession, als staatsrechtliches Gebilde sui generis, der von 
sich aus die Tafel der Feiertage aufstellt. Und wenn es in 
den früher erörterten Fällen die persönliche Zugehörigkeit zu 
einer religiösen Gemeinschaft war, die den verbindlichen Festtag 



mag dabei die Verbindlichkeit eines solchen Feiertags auf andere Bekennt- 
nisse erstreckt werden, oder mögen die anderen Bekenntnisse anter ein- 
engenden Voraussetzungen (ein Beispiel S. 283 Anm. 2) oder schlechtweg 
seiner Uerrschaft entzogen sein. Die Abgrcnzungsfragen, die hiernach 
entstehen, gehören aber nicht dem internationalen Verwaltangsrecht an, 
CS bandelt sich insoweit nicht um eine Grenzscheidung zwischen Lebens- 
äaücrangen autonomer Verbände, sondern es ist ein und derselbe Staat, der 
seine Sonntagssatzangen möglicherweise für verschiedene Gruppen innerhalb 
der Bevölkerung nach seinem Willen verschieden abstuft, gleichartig dem 
»Fremdenrecht'', das derlei Abstufungen zuweilen innerhalb der gleichmäßig 
verpflichtenden Rechtsordnung nach der Staatsangehörigkeit der Beteiligten 
vornimmt. 

Polizeistrafgesetzbuch Art. 2 Z. 5; Verordnungen vom 18. 6. 1862 
und 21. 5. 1897; Ministerialbekanntmachung vom 30. 4. 1895. Die ver- 
fassungsmäßige Giltigkeit dieser Bestimmungen steht hier nicht in Frage. 
Aehnlicbe Unterscheidungen nach den örtlichen Verhältnissen machen auch 
die württcmbergische Verordnung vom 27. 5. 1895 and die badische Ver- 
ordnang vom 18. 6. 1892. Allein die Bestimuug der Feiertage ist dort nicht 
der Autonomie der einzelnen Orte Uberlassen, sondern es sind die Feiertage 
je nach den konfessionellen Verhältnissen des Orts darcb staatlichen Rechts- 
satz festgesetzt. Vgl. auch das preui3ische Gesetz vom 2. 9. 1899 und die 
nassauische Verordnung vom 14. 9. 18()3. Dasselbe gilt für den Bereich der 
Gewerbeordnung nach den sächsischen Ministerialverordnungen vom 28. 3. 1892 
ö9, 61, und vom 29. 7. 1893, während außerhalb dieses Bereiches in 
Sachsen anscheinend ein dem bayrischen ähnlicher Rechtszustand vorkommt 
«nur daß an katholischen Orten keine Zwangsrechte gegenüber der Minder- 
heit bestehen). 
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bezeichnet hat, so ist dafür nunmehr die räumliche Beziehung 
zfl einem Gebiet maßgebend geworden. 

Oertliche Verschiedenheiten des Feiertagsrecht3 können aber 
auch innerhalb desselben Bekenntnisses vorkommen. Die Fest- 
tagsordnung der katholischen Kirche ist keineswegs überall die 
gleiche, zum Teil nach dem Willen der Zentralgewalt, die für 
die einzelnen Gebiete verschiedenes festsetzt — ein päpstliches 
Indult hat Feiertage für ein bestimmtes Gebiet abgeschafft, die 
anderwärts noch zu Recht bestehen — zum Teil auf grund 
autonomer örtlicher Rechtsbildung, wie etwa wenn der Bischof 
ein Patrocinium für die Diözese zur Feier stellt.^) 

Sehr häufig hat es in der Gegenwart der Staat an sich ge- 
nommen, den Festtagskalender aufzustellen, und wenn er dabei 
auch die kirchlichen Anordnungen zur Grundlage nimmt, so ist 
es doch, juristisch besehen, nunmehr ein Satz des staatlichen 
Rechts, der den Feiertag verbindlich bezeichnet ; und auch dort, 
wo der Staat mit Rücksicht auf die Verhältnisse der Bevölkerung 
verschiedenerlei Feiertage festsetzt für die einzelnen Orte, für 
die verschiedenen Provinzen, da ist es der einheitliche Wille 
des Staates, der diesen Bezirken ihre Norm gibt, nicht mehr 
eine Mehrheit autonomer Verbände. Dafür aber tritt alsdann 
die einheitliche Feiertagsordnung dieses Staates in Konkurrenz 
mit der Feiertagsordnung anderer Staaten. Und von vorn- 
herein ist nur dies Verhältnis gegeben, wo der Festtag, an den 
sich staatliche Beschränkungen knüpfen, kein kirchlicher, sondern 
ein politischer Feiertag ist, der Geburtstag des Landesherrn, 
das Nationalfest der Franzosen. 

In allen diesen unter Ziffer 2 zusammengefaßten Fällen 
handelt es sich um räumlich geltende Ordnungen. Es kann 
nun aber ein Rechtsverhältnis, für welches ein Feiertag von 
Belang wird, Beziehungen zu mehreren solcher Rechtsgebiete 
besitzen, und wo diese Gebiete ihre Feiertagsordnung selbst- 

Vgl. des näheren Hi n schius, Kirchenrecht IV 286 f. 
2) Es bleibt im Verhältnis von Staat za Staat ein Nebeneinander staat- 
licher Ordnungen, auch wenn die Ordnung des einen Teils dahingeht, daü die 
Festsetzung der Feiertage der Autunumie der Bekenntnisse Uberlassen 
bleiben soll. 

19' 
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licrrlich festsetzen, *) da fällt die Entscheidung-, welche der 
mehreren Feierta^sordnungren zur Geltunppelanf^ren soll, wiederum 
in den Bereich des interntitionalen Verwaltung^reclits. 

Die FeststellunfT der Feiertape bedeutet ein Stück öffent- 
licher Fürsorge für den gescliilftlichen Verkehr und damit eine 
selhstäiidige Betätigung im Dienst staatlicher Aufgaben. Aber 
freilich, nacli ilirem Inhalt i.st eine Vorschrift, die besagt, dali 
an einem bestimmten Tag Feiertag sein soll, wertlos, so lang»' 
sie nicht in Verbindung gebracht wird mit Bestimmungen, die 
angeben, was an einem solchen Feiertag geschehen oder nicht 
geschehen soll. Eine solche Festsetzung der Feiertage kann 
darum auch nicht wohl ihren selbständigen Geltungsbereich 
haben, sondern sie wird anzuwenden sein, wenn inhaltlich die 
Vorschrift anwendbar ist, die besagt, daß an einem Feiertag 
dies oder jenes geschehen müsse — der Festtagskalender besitzt 
in seiner Geltung accessorischen Charakter. Das gibt glatte 
Lösungen, wo das Geltungsgebiet des Feiertags und der an den 
Tag geknüpften materiellrechtlichen Beschränkung zusammen- 
fallen. Wo aber, wie so häufig innerhalb Deutschlands, der 
Geltungsbereich einer materiellreclitlichen Feiertagsvorsclirift 
Gebiete mit der verscliiedenartigsten Feiertagsfolge in sich 
schließt, da muß aus der Eigenart der materiellrechtlichen Vor- 
schrift erschlossen werden, welche der mehreren formellen 
Ordnungen die maßgebende ist. 

Daraus folgt denn zunächst für polizeiliche Sonntags- 
beschränknngen : es entscheidet auch über die Frage, ob Feier- 
tag, das Recht des Ortes, der es verwehrt, daß in seinem Bereich 
eine Tätigkeit körperlich stattfinde. Dem entspricht § 10 des 
sächsischen Sonntagsgesetzes, der oben S. 278 angeführt wurde. 
Und ein Urteil des Oberlandesgericht^s ^lünchen hat zutreftend 
entschieden, daß ein gewerblicher Transport zwischen zwei 
protestantischen Orten, der durch einen katholischen Ort geführt 

't Wo diese Yuraussctziing nicht zutrifft — vgl. darüber das voraiis- 
gelii-nde — da liegt echtes internationales Verwaltungsrecht nicht vor. Doch 
ist für liie hier verhandelte Kra<(e ein praktischer Tnterschied der beiden 
Uruppen nicht ersichtlich, so daü die Unterscheidung für das folgende beruhen 
bleiben kann. 
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hat. vor<renommen an einem katliolisclien Feiertag, die Sonnta{rs- 
nihc verletzt hat.*) 

Entsprechendes aber muß auch für die Fälle gelten, in 
denen zivilrechtliche, prozessuale, verwaltungsrechtliche Folgen 
nichtpolizeilicher Art an den Eintritt eines Feiertags geknüpft 
werden. Nach deutschem Krankenversicherungsrecht erhält der 
Versicherte Krankengeld für Jeden Arbeitstag'*, den er infolge 
.>^iner Erwerbsunfähigkeit versäumt hat. Was ein Arbeitstag 
ist, wird durch dessen (iegensatz, den Feiertag, bezeichnet ; soll 
aber über die Maßgeblichkeit eines solchen das Recht am Ort 
der zahlungspflichtigen Kasse oder dasjenige am Ort des Ar- 
beiters entscheiden? Die ratio legia drängt dazu, auf die Ver- 
hältnisse des Versicherten abzustellen. Er soll durch das 
Krankengeld Ersatz eines Ausfalls erhalten, den er ohne seine 
Erkrankung nicht erlitten liätte ; das wird aber nur dann mög- 
lich sein, wenn die Arbeitstage, die für ihn gezählt hätten, 
berechnet werden, genauer die Tage, die an seinem letzten 
Arbeitsort vor der Erkrankung Arbeitstage gewesen sind.-') 

Insbesondere finden sich solche nichtpolizeiliche Vorschriften 
zugunsten der Festtagsruhe in der Gestalt von Bestimmungen, 
daß eine Handlung, die an oder bis zu einem gewissen Tag 
vorgenommen sein muß, mit Wirksamkeit noch am nächst- 
folgenden Tag nachgeholt werden kann, wenn der Termin oder 
letzte Tag der Frist Feiertag war. Auch diese Bestimmungen 
sind offenbar deshalb getroft'en, um einer Person, die ohne die 
Vorschrift tätig werden müßte, an solchem Tag die Tätigkeit 
zu ersparen; und es muß deslialb die Feiertagsordnung der so 
begünstigten Person entscheiden. Von dieser Grundlage aus 
bestimmt das BGB in i; 193: „ist an einem bestimmten Tage 
oder innerhalb einer Frist eine Willenserklärung abzugeben 
oder eine Leistung zu bewirken, und fällt der bestimmte Tag 
oder der letzte Tag der Frist auf einen . . am Er kläru ngs- 
oderLeistungsorte staatlich anerkannten allgemeinen Feier- 
tag, so tritt an die Stelle des . . Feiertags der nächstfolgende 

') Blätter für Rechtsantcendung LXl 411. 

*) So im wesentlichen auch M'eyl, Archiv für öffentliches Recht 
X 372 ff. 



288 



Neuoeyer, 



Werktag". Der Mieter eines Landbrniees kum sich für die 
Binbalfoiig der KflndignogsfriBt nicbt anf einen I^eiertag m 
Ort des Landhauses berufen, wenn der Vermieter in der Stadt 
wohnt; die TeispUete Kohlenlieferang wird nicht dadurch 
entschuldigt, daß an einem Ort unterwegs, wo die Eisenbahn- 
wagen rangiert werden mußten, Feiertag war. Ganz ähnlich 
verweist Art. i>0, 91 des schweizerischen Obligationenrechts 
bei dir Erfüllnnf;: der Verträ^je auf einen „am Erfüllungsort 
staatlicli anerkannten Feiertag'*, eine Vorschrift, die schon bei 
Abfa.ssung des Allgemeinen deutschen Handelsgest t^buclies bean- 
tragt war und damals nur als selbstverständlich nicht aufge- 
nommen wnrde.^) Kein Zweifel, daß nach der deutschen Wechsel- 
ordnong auch bei ZaUnng Ton Wechseln Aber den Stondong 
gewährenden Festtag das Recht des Zahlungsortes entscheidet,^ 
anch bei domizilierten Wechsebi. Und wenn die deutschen 
Frozefigesetsse eine solche Fristverlängerung gleichfalls zulassen, 
wenn der letzte Tag der Frist auf einen Feiertag fällt, so 
erklärt auch hier die Literatur übereinstimmend, daß die Ent- 
scheidung, ob dies zutrifft, den Gesetzen des Gebietes entnommen 
werden müsse, in dem die prozessuale Handlung vorzunehmen 
ist.-') Die Frage ist insbesondere praktisch geworden bei der 
Einlegung von Rechtsmitteln: Reichsgericht, Reichsversicherungs- 
amt, der bayerische Yerwaltungsgerichtshof haben entschieden, 
dafi dem Beschwerdeftthrer mir die Feiertage desjenigen Orts 
zu statten kommen, an dem das Rechtsmittel eingeigt werden 
mnß.^) Welcher Ort das aber ist, ergeben die eiazehien Be- 



1) Protokolle (1er Kommission zur Beratung eines allfjemeinen deutschen 
Handelsgesctzbucbefl (18ö8) 1366. £atapreobend Siaubf KoaunenUr lun 
UQB^ zu Art 329. 

*) 9. Bor, Tktorie wtd PraseU II 164. — FttnUele TonclirUtM 
ausländischer Wechsel ct .setzc bei Di9na, traltat» 4U diritto eommtrekite 
internagionale (1905) III 147 3. 

*) Stenglein, Strafprozeßordnung ^ §43. Stuffer t, ZivilproMfr- 
OKdnviig* I 882 Ho. 8; vgl. waA % 188 No. 1. &aupp-Si«in, Zhrü- 
Prozeßordnung « § 222 No. 3. B i rktnhihl, freiwillige GerichUbarkeit g 17. 

*) Reichsgericht, Entscheidungen in Strafsachen IV 240; XXXI 222. 
Amtliche Nachrichten des Reicbsversicberungsamtefl, Invalidit&t«- und Alters- 
veniebemiig lY 188 No. 8ft8; «mfUdie Naehrlditeii ZI 818 Nr. 1458 (ia 
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Stimmungen der Verfahrensgesetze. Es entscheiden die Vor- 
schriften des judex a quo bei einer Berufung oder Revision 
in Strafsachen, die Bestimmungen des judex ad quem bei einer 
Revision in Zivilsachen. Revisionen in Invalidensachen sind 
wahlweise beim Reichsversicherungsamt oder „bei einer andern 
Behörde'^ anzubringen, so daß damit auch die Feiertagsordnung 
beweglich wird, aber freilich nur in dem Sinn, daß die Ord- 
nung der tatsächlich angegangenen Stelle ausschließlich ent- 
scheidet; wird das Rechtsmittel bei dem Reichsversicherungs- 
amt eingelegt, so kommen nur die in Berlin geltenden Feiertage 
in Betracht, wenn bei einem Schiedsgericht, nur die Feiertage 
dieser Stelle. Handelt es sich dagegen um einen Einspruch, 
eine Berufung in Zivilsachen, die durch Zustellung eines Schrift- 
satzes an den Gregner geltend gemacht werden, so fehlt von 
vornherein der feste Ausgangspunkt, wie ihn der Sitz einer 
Behörde bezeichnet. Zustellungen können (§ 180) an jedem 
Ort erfolgen, wo die Person, welcher zugestellt werden soll, 
angetroffen wird: der zufällige Ort des Empfanges entscheidet, 
ob ein Feiertag die Frist verlängert;') und in Fällen, in denen 
die Zustellung durch Aufgabe zur Post erfolgt (§ 179), ist zu 
beachten, daß eine solche Zustellung am Absendeort des Schrift- 
stücks vor sich geht. — Schließlich enthält auch das deutsche 
Krankenversicherungsgesetz die gleichartige Vorschrift für 
Fristen, deren Ende auf einen allgemeinen Feiertag fällt. Die 
Vorschrift findet Anwendung auf Anzeigen, Beschwerden, Ge- 
nehmigungen, Einzahlungen, die binnen bestimmter Frist erfolgen 
sollen, und wiederum gilt auch hier, daß über die Frage, ob 
der letzte Tag Feiertag, das Recht des Ortes entscheidet, an 
dem die Handlung vorzunehmen ist.'^) 

einer UnfallversichcningBsache). Bayr. Verwaltangsgerichtshof, Sammlang 
XXIV 481. Ueberein«timmend Wetjl, Archiv für öffentliches Recht X 371 ; 
Reger-Henle, K ranken versicfccrangsgesetz ^ §78a; R e g e r - D y rof f, 
b»jr. Verwaltangsgerichtsgesetz 3 Art. 22 No. 20. 

') Die Frist ist auch dann nicht versäamt, wenn ihr letzter Tag ungenützt 
Terstrichen und am Wohnsitz des Empfängers Werktag war, sofern sich dieser 
un nächsten Tag in einen Bezirk begibt, der Tags zuvor Feiertag hatte. 

•) „An welchem die Handlung vurzunebmen bezw. die Leistung zu ge- 
vihren ist", wie Reger-Henle, Krankenversicherungsgesetz' § 78a 
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Diese Lösungen bergen freilich verscliiedentlicli Schwierig- 
keiten in sich. Zunächst, wessen Festtagsruhe sollte durch die 
besprochenen Bestimmungen geschützt werden, der Sonntags- 
friede der Person, welche die Leistung hätte vornehmen sollen, 
oder die Feiertagsmuße des Empfängers der Leistung? Möhler^) 
glaubt, dem § 193 B(.rB entnehmen zu können, daß er beiden 
Teilen dienen wolle, demgemäß auch die Feiertage beider Teile 
auf die FVist Einfluß nehmen könnten. Doch scheint man bei 
der Bestimmung nur an das Interesse des Leistenden gedacht 
zu haben, -') und bei den enti?prechenden Vorschriften der Prozeß- 
gesetze ist kaum ein Zweifel möglich, daß sie der Sonntagsruhe 
der Partei, nicht des Gerichts gewidmet .sind. Kommt es dar- 
nach aber auf den Ort der aktiv tätigen Person an, so erwäch.st 
nun erst die Frage, welches ist der Ort dieser Person, der den 
Feiertag bezeichnet, der Ort, an dem sich die Partei an dem 
Tag aufhält, an dem ihre Handlung vorzunehmen war, der Ort, 
an dem sie verspätet ihre Tätigkeit entfaltet, die Ware ab- 
sendet, die Berufungserklämng zur Post gibt, oder dort, wo 
diese Tätigkeit ihren rechtlichen Erfolg hat? Das Reichsgericht 
hat gelegentlich geschwankt, ob bei einer Revision des An- 
geklagten neben den Feiertagen der Gerichtsstelle, wo das 



formulieren. Aber freilich, mit dieser Lösunf? kommt man in schweres Ge- 
dränge, wenn man mit Reger- Henle aach die Zeitbestimmungen der 
§§ 6 a 2, 8, 261, 26 III, 28 des Gesetzes der Möglichkeit einer ErstrcckunK 
durch Feiertage gemiiß § 78 a unterstellt. Das Krankengeld kann für die 
Dauer von zwölf Monaten entzogen werden, wenn der Versicherte die Ver- 
sicherung durch eine strafbare Handlung geschädigt bat ; Aendcmngen in der 
Festsetzung des ortsüblichen Tagelohns treten sechs Monate nach der Ver- 
öffentlichung in Kraft; daa Recht auf Unterstützung kann an eine Karenz- 
zeit bis zu sechs Monaten geknüpft werden — wo um alles läüt sich eine 
Person auftindon, deren Sonntagsruhe am letzten Tag des Zeitraums durch 
eine Verlängerung geschont werden soll, so daß die für sie geltenden Feier- 
tage maßgeben könnten? Die Schwierigkeiten indessen sind gegenstandslos: 
denn § 78 a kann sich, wie sein Vorbild § 222 der ZPO, nur auf Fristen 
für die Vornahme Ton Handlungen beziehen; vgl. dort Seuffert ZPO* 
% 222 No. 2. 

») Der allgemeine Teil des BGB § 193 No. 2. 

*) So insbesondere Scherling, Beiträge zur Erläuterung des 
deutschen Rechts LI 136 f. 
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Rechtsmittel eingelegt werden mußte, nicht auch die Feiertage 
am Wohnsitz des Angeklagten mitzuzählen hätten.*) Und Holder, 
der zwischen der persönlichen ^Vollziehung" und der juristischen 
.Vollendung" der bürgerlichrechtlichen Erklärungen und Lei- 
stungen unterscheidet, nimmt an, daß zwar F'eiertage am Ort 
der Vollziehung so gut wie diejenigen am Ort der Vollendung 
Terrain und Frist beeinflussen, daß aber freilich nicht der zu- 
fällige Ort der Tätigkeit entscheiden dürfe, sondern nur ein 
solcher, der bei der Festlegung des Zeitpunktes als Ort der 
Tätigkeit erwartet werden durfte, eine nachträgliche Aenderung 
des Wohnortes oder gar des Aufenthaltsortes sei ohne Bedeutung. 
Verwandte Fragen mögen aber auch für den Bereich der polizei- 
lichen Feiertagsbeschränkungen auftauchen: auf mein Geheiß 
werden feiertägliche Arbeiten im Inland vorgenommen, während 
ich mich auf der Reise befinde — vermögen mich die polizei- 
lichen Beschränkungen des Inlands auch während eines Auf- 
enthaltes im Ausland zu erreichen? Nun ist der Ort einer 
rechtlich bedeutsamen Handlung ( wenn von den besonderen Ver- 
hältnissen des Kriminalstrafrechts abgesehen wird) allgemein da, 
wo sie in den Rechtskreis eingreift, um dessentwillen ihr recht- 
liche Bedeutung verliehen ist. Die Begründung des Satzes muß 
einer andern Stelle vorbehalten bleiben. Sein Ergebnis aber ist 
auch hier, daß das Verhalten der maßgebenden Person erst von 
derjenigen Rechtsordnung gewürdigt werden kann, in deren 
Geltangsbereich dies Verhalten rechtliche Bedeutung erlangt; 
eine Berücksichtigung der Gesetze des Wohnsitzes oder des 
•Aufenthaltsorts des Verpflichteten wird damit unmöglich. Auch 
bei polizeilichen Vorschriften wird nicht ein Verhalten um seiner 
selbst willen verlangt oder verboten, ihr Zweck ist der polizei- 
gemäße Zustand, die Eingliederung eines Verhaltens in die 
verwaltungsrechtliche Ordnung eines bestimmten Gebiets, und 
es kann offenbar nur das Recht dieses (iebiets entscheiden, ob 
ein bestimmtes Verhalten an einem bestimmten Tag zulässig ist. 
Aber auch die Handlungen des Zivilrechts und Prozeßrechts, 
denen durch einen Feiertag Fristverlängerung gewährt wird. 



') Entscheidungen in Strafsachen IV 240. 
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entbehren in ihrer Eigenschaft als körperliche Tätigkeit ganz 
regelmäßig des rechtlichen Interesses; die Zustellung gewinnt 
Bedeutung, wenn sie den Empfänger erreicht, die Lieferung 
der Ware, wenn sie dem Erwerber oder seinem Stellvertreter 
ausgehändigt wird, und es kann darum insoweit*) — wiewohl 
den Ausgangspunkt solcher Bestimmungen die Sonntagsruhe des 
Absenders, nicht des Empfängers bildet — über eine Frist- 
verlängerung nur die Feiertagsordnung desjenigen Ortes ent- 
scheiden, an dem nach Zivilrecht oder Prozeßreclit die Tätigkeit 
des Absenders im Hinblick auf deren Empfänger den recht- 
lichen Abschluß findet; wobei Erfüllungsort und Aufenthaltsort 
des Empfängers natürlich zu scheiden sind. Die vorbehaltslose 
Einreihung dieser Bestimmungen in die Ordnung des Zivilrechts 
oder Prozeßrechts hat das ursprüngliche Motiv des Gesetzgebers 
verschüttet. 

3. Die accessorische Geltung des Feiertagskalenders findet 
ihre hellste Beleuchtung in jenen besonderen Fällen, in denen 
die Verbindlichkeit der materiellrechtlichen Feiertagsbeschränk- 
ungen des Inlands in fremde Rechtsgebiete hineinragt. Die 
Sonntagsvorschriften der Seegesetze beanspruchen materiellrecht- 
lich ihre Anwendung auf Schiffe des Inlands, auch wenn sie 
auf hoher See und in ausländischen Gewässern sich aufhalten. 
Und in Uebereinstimmung damit bestimmen die nordischen See- 
gesetze, daß der Mannschaft „an den hier im Reich angeordneten 
Feiertagen** Gelegenheit zum Gottesdienst gegeben, und für unum- 
gängliche Sonntagsarbeit besondere Vergütung gewährt werden 
müsse.'*) Insbesondere hat nach dieser Richtung in umfassender 
Kasuistik die deutsche Seemannsordnung Vorsorge getroffen. 
Audi § 39 des Gesetzes läßt die Festtagsordnung personal gelten, 
wenn sich das deutsche Schiff auf hoher See oder im Ausland 
befindet: die vorgeschriebene Sonntagsruhe muß gewährt werden 
an den „Festtagen des inländischen Heimathafens" ; und da 
deutsche Schiffe einen Heimathafen auch im Ausland besitzen 

») Vgl. dazu Planck, Kommentar zum BGB' § 193 No. la. 

2) Norwegisches Seegesetz 20. 7. 1893 §§ 44, 96; gleichlautend die Be- 
stimmangcn des schwedischen und des dänischen Seegesetzes. Vgl. Begründung 
zur deutschen Seemannsordnung t^unten) 119. 
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können, sollen die verbindlichen Ta^ für solchen Fall durch 
den Reichskanzler bestimmt werden. Liegt das Schiff dagegen 
in einem Hafen oder auf einer Reede des Inlands, so gelten 
als Festtage nunmehr territorial „die von der Landesregierung 
des Liegeorts bestimmten Tage** — „nach dem Grundsatz locus 
regit actum'* ^ wie die Begründung meint. Und sogar auf die 
Möglichkeit einer örtlichen Verschiedenheit der Feiertage inner- 
halb desselben Bekenntnisses ist Rücksicht genommen, wenn die 
Mannschaft Gelegenheit zur Teilnahme am Gottesdienst, ihrer 
Konfession an Land beanspruchen kann, und es sollen dabei 
,als Festtage im Ausland auch die kirchlich gebotenen Festtage 
des Liegeortes'* gelten.^) Natürlich bedeutet eine solche Ver- 
weisung auf die Gesetze des ausländischen LiegeortvS nicht etwa 
eine Durchbrechung der accessorischen Geltung der Feiertags- 
ordnung, denn es ist der Wille des deutschen Rechts, der hier 
über den Feiertag entscheidet, und durch eine materiellrechtliche 
Vorschrift des deutschen Rechts die Mitberücksichtigung fremder 
Feiertage anordnet. 

Eine schwedische Verordnung von 1891 verpflichtet den 
Kapitän eines schwedischen Schiffes, sich binnen 48 Stunden 



^) Diese Vorscfariften sind nicht ohne mannigfache Schwankungen Gesetz 
geworden. Der Entwarf der Regierang hatte für den Aafontbalt im Inland 
das Recht des Liegeorts, für den Aufenthalt auf See und im Ausland das 
Recht des Heimathafens als maßgebend vorgeschlagen. Als dann bei der 
ersten Beratung der Abgeordnete Semler daraaf aufmerksam macht«, daß 
ein deutsches Schiff auch einen ausländischen Ueimathafen haben könne, etwa 
in China, und daü ein solches Schiß außerhalb Deutschlands in seiner Sonn- 
tagsruhe dann allerwärts an die chinesischen Feiertage gebunden sei, ließ die 
Kommission die Anknüpfung an den Heimathafen ganz fallen — Anträge, 
fär deutsche Schiffe mit ausländischem Ueimathafen die hamburgischen oder 
die Feiertage des deutschen Registerhafens gelten zu lassen, wurden abgelehnt 
— um das Recht des Liegeorts hier schlechtweg entscheiden zu lassen. Auf 
Vorstellungen des Auswärtigen Amtes hin, welche die Unzweckmäßigkeit 
dieser Lösung darlegten, wurde dann von der Kommission in zweiter Lesung 
die gegenwärtig geltende Fassung angenommen. Uebcr den neu angefügten 
Schlußsatz des § 39 gibt der Kommissionsbericbt keinen Aufschluß. Vgl. 
Sten. Berichte des Reichstags X. Legislaturperiode IL Session, Anlageband 
1. 42 (Begründung); Band 1. 168 f (I.Beratung); Anlagcband 3, 1906 (1. Le- 
sung der Rommission) und 1911 (2. Lesung der Kommission). 
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nach seiner Aiikunlt in t'remdeni Hafen bei seinem Konsul zn 
melden : Feierta<;e verliiiifrern die Frist. Ein scliwediselies Schiff 
war nach Uuliland gekummen, der Kapitän hatte die Anzeige 
mit Rücksicht auf das heimatliche Ostern verzögert, der oberste 
Gericbtsbof Stockholm aber bat ihn wegen Yeraftfimiing der 
Frist verartdlt, es sei lediglich der Festkalender des Ortes der 
Anzeige zu beachten, nach mssischem Becbt aber werde Ostern 
erst später gefeiert.^) Die Entscheidung muß wundernehmen. 
Das Konsulat ist eine Behörde des Absendestaats, die Geschäfte, 
die bei ihm zn erledigen sind, sind Angelegenheiten der heimat- 
lichen Recht^sordnunnr. und selbst wenn eine ausdrückliche Vor- 
schrift bestünde, daß die Konsulate als Behörden an ortlidkn 
Feiertaj^'-en und nur an diesen zu schließen haben, würde das 
noch keine Verpflichtun^r für die Partei bedeuten, eutgegren den 
heimischen Urduuugeu au Feiertagen des Heimatstaats tätig zo 
werden. AetanUehe Erwägungen lassen auch einen Sats be- 
denklich erscheinen, der zuweilen für Zustellungen im Ausland 
aufgestellt wird*): daß das Recht des Prozeßgerichts entscheide, 
ob eine Zustellung im Ausland an einem Ftettag gOltig: vor- 
genonnnen werden könne, dagegen das Recht des Zustellungs- 
ortes, ob der gewählte Tag Feiertag ist Der erste Teil dieses 
Satzes dürfte nur dann zutreffen, wenn die Zustellung durch 
Vermittlung des lieimischen Konsuls geschah; denn wenn sie 
durch Inanspruchnahme der ausländischen Behörden erfolgt ist, 
so ist es die Staatsgewalt des Auslands, die dem Vorgang mit 
der Darbietung ihres Aunahmczwangs Kccht^wirksamkeit 
verlieben hat, und die Gültigkeit solchen staatlichen Handelns 
muß unter den Gesetzen des handelnden Staates stehen. Was 
aber die Frage anlangt, welcher Staat den Feiertag festsetzt, 
so scheinen die Dinge hier umgekehrt zu liegen: ist die Zn- 
steilung durch Vermittlung ausländischer Rechtshilfe geschehen, 
so ist es allerdings das Ausland, dessen Feiertagsordnung dabei 



») J. XXIX 179. 

^ «. Bar, TluoH« und Praxis n 866 (bei BcSrt«nmg d«r Zutefluigai 
durch Rechtshilfe): S0km-J>*Uu9, Huidlmeh d« BedittWlfarorMimi' 

(1906) 276. 

S) Vgl. Ztsch. IX 455. 



Digiiizea by L^OOgle 



Studien aas dem internationalen Verwaltungsrecht. 



295 



maßgibt. Bei einer Zustellung aber durch den Konsul dürften 
auch hier primär die iieimatlichen Gesetze entscheiden. — Daß 
vollends für Konsuln im Besitz der Konsulargerichtsbarkeit im 
Zweifel die heimische Feiert<igsordnung maßgebend ist, wird 
schwerlich zu Meinungsverschiedenheiten Anlaß geben.') 

Endlich ein verwickelter Fall, der die französischen Ge- 
riclite beschäftigt hat. Das ältere französische Seerecht-) hat 
Forderungen aus einem Schiffszusammenstoß nur dann zugelassen, 
wt-nn der beschädigte Teil fdans le lieu oii le capitaine a pn 
agir) binnen 24 Stunden eine Kntschädiguugsf orderung vor der 
Behörde erhoben und sie dem Schädiger zugestellt hat, wobei 
nach der Praxis wiederum Feiertage in der Berechnung der 
Frist nicht mitzählten. Ein Zusammenstoß in türkischen Ge- 
wässern gibt dem Kapitän und Befrachter eines türkischen 
Schiffes Veranlassung, gegen ein französisches Scliiff solche An- 
zeige bei der türkischen Hafenbehörde zu erstatten, die sie 
ihrerseits zum Zweck der Zustellung an den französischen 
Konsul weitergibt; die Anzeige war verspätet erfolgt, doch be- 
rufen sich Kapitän und Befrachter, türkische Staatsangehörige 
griechischen Bekenntnisses, darauf, daß die Frist durch einen 
dazwischen fallenden römisch-katiiolischen Feiertag, Allerheiligen, 
vtrlängert worden sei. Der Appellhof Aix'') weist die Klage ab: 
zwar habe die Zustellung, die dem französischen Konsul oblag, 
aiu Feiertag nicht erfolgen können, allein schon die Anzeige 
sei verspätet geschehen, da der fragliclie Tag weder für die 
türki.sche Behörde, bei der die Anzeige erstattet werden mußte, 
noch für die Beschwerdeführer nach ihrem Bekenntnis Feiertag 
war. Die Schwierigkeiten des Falles berulieu darauf, daß das 

Vgl für Deutschland § 27 des Konsulargcrichtsbarkeitsgesetzes. Für 
die Sonntugsgesetze zivilrccbtlichen und prozcUrechtlicben Inhalts werden 
dabei geiuäß § lü^ KQG die im Bereich des prcuüischen allgemeinen Land- 
rv-tlits in Kraft stehenden Feiertage ontsrheidi'n. im übrigen aber bt-stebt, 
wviel ich sehe, eine Lacke: die etwaigen durch Verwaltungsvi-nmlouiig lür 
den Geschäftsgang der Konaulate festgesetzten Feiertage haben den l'arteien 
y-genüber keine Verbindlichkeit. 

Code de cumuiei ve Art. 4Hö. 4'^(» bis zur Novelle vo:i IS.M Parallele 
Vorschriften anderer Stauten bei Die na a.a.O. III 403 f. 
3; J I 2Ü. 
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französische Reolit - die Vorfrage seiner Anwendbarkeit anf 
den Fall bejaht - hier von sich aus eine Handlung im Aus- 
land und vor ausländischen l^ehiirden vorschreibt. Hatte die 
ausländische Behörde zur kritischen Zeit nach ihrem Recht 
Feiertag, so befand sicli der Kapitän offenbar nicht an einem 
Ort, „wo er bat bandeln können", und die Verzögerung kum 
ihm nicht Schaden bringen. Bestand ein solches Hindernis anf 
Seiten der anslftndischen Behörde aber nicht, so ist die BVage 
damit nicht gelöst, sondern erst rein gestellt: welcher der be- 
teiligten Staaten ist znstindig, die Feiertage im Sinn Jener 
französischen Verordnung entweder selbst zu bestimmen, oder 
einen andern zu solcher Bestimmung berufenen Verband zu be- 
zeichnen? Der fremde Staat, in dessen Gebiet die Anzeige er- 
stattet werden soll, kann da.s nicht sein. Die Feiertagsurdnung 
ist — gerade hier werden frühere Erwiigunj^en praktisch — 
für den Staat nicht Selbstzweck, sie hat Bedeutung nur im 
Zusammenbang mit Anordnungen, was an einem Feiertag ge- 
schehen soll Für Handlungen, die der französiBche Gesetzgeber 
anordnet, kann es nur Fhmkieich sein, auf dessen Willen die 
Verbindlichkeit von Feiertagen munittelbar oder mittelbsr znrilck- 
geht. Der Weg, eine materiellrechtliche Verweisong anzu- 
nehmen, die es als Wille des französischen Gesetzgebers er- 
scheinen ließe, bei einer Anzeige im Ausland die Feiertags- 
ordnung des dortigen Staates anzuwenden — dürfte auch kaum 
gangbar sein, l'nd so scheint hinsichtlich der Anzeipe die Ent- 
scheidung allerdings davon abhanden zu müssen, wie das Feier- 
tagsrecht in Frankreich beschaffen ist — das für die bürger- 
lichen Wirkungen der Festtage einen Unterschied der Kon- 
fessionen nicht kennt und Allerheiligen zum „gesetzlichen 
Feiertag*" erhoben hat^) Was aber die Znlässigkeit einer Zu- 
stellung an Feiertagen betrifft, so kann hier auf die yoraiis- 
gehenden Ausfahrungen yerwiesen werden, nach denen es fOr 
die Verbindlichkeit eines Feiertags den Ausschlag gibt, ob die 



^) Vgl. Block, dicHotmairt de VadmittttiroHom froMfoUtt 
mumchea et fite». 
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Zustdlung im Ausland durch Vermittlung der Konsuln oder 
düTch Inanspruchnahme der örtlichen Behörden erfolgt ist. 0 

Aach Deloynes, Revite critique de Idgialation et de juris- 
prudence, nouv. s&rie VII 268 ff. bat die besprochene Frage bebandelt, mit dem 
Ergebnis, daß es nur auf das Recht des Ortes der Anzeige ankommen könne. 
Das folge ans dem Wortlaut des Gesetzes, das die Frist nar laufen lasse, 
,.wenn der Kapitän bat bandeln können" ; und ebenso ans allgemeinen Grund- 
sätzen: denn der Anspruch müsse nicht nur angezeigt, sondern auch la- 
gestellt werden, die Zustellung aber recbtsgiltig sein, und darüber entscheide 
nach dem Grundsatz Iocum regit actum das Recht des Zustellungsortcs. 
(Und wenn sich der Adressat der Zustellung gar nicht im Zufluchtshafen 
befindet ?) Vgl. auch die Angaben bei Vincent et Pi naud, dictionnaire 
de droit international priv^ (1888) v " abordage maritime No. 86. 



Der Rechtsschutz österreichischer Schrift- und Kunst- 
werke in Deutschland. 

Von Justi^rat Dr. I»'!!!«! in Mainz. 

Infolge der Verschiedenlieit des deutschen und öster- 
reicliischen UHieherrechts und insbesondere des Widerspruchs 
der zwischen den beiden Urh(!bcrrecht.sgesetzen vom 19. (i. Ol 
und vom 9. 1. 07 einerseits, dem deutsch-österreichischen Ver- 
trag vom 30. 12. yy anderseits besteht, ist die Frage, welches 
Recht für die Werke der österreichischen Staatsangehörigen zur 
Anwendung zu kommen hat, das des genannten Vertrags oder 
das der vorgenannten deutschen Gesetze, eine streitige geworden. 
Dieselbe hat für das Gebiet des literarisclien Urheberrechts, 
soweit ersichtlich, eine oberstrichterliche Entscheidung bis jetzt 
noch nicht gefunden. War schon ihre aktuelle Bedeutung bis- 
her eine erhebliche, obwohl es sich nur um die Beschränkung 
auf den literarischen Urheberrechtsschutz handelte, so ist von 
Inknifttreten des Kunstschutzgesetzes an die praktische Be- 
deutung eine ungleich höhere, dies vor allem um deswillen, 
weil, wie bekannt, die österreichische Kunst in Deutschland 
ein größeres Absatzgebiet besitzt, als die österreichische Lite- 
ratur, und weil infolge der Ausdehnung des Kunstschutzes auf 
das für die österreichische Kunstindustrie so außerordentlich 
wichtige Gebiet des Kunstgewerbes das Anwendungsgebiet des 
neuen Gesetzes ein wesentlich ausgedehnteres ist, als das des 
früher geltenden Gesetzes über das Urlieberrecht an Werken 
der bildenden Kunst. 

Nach § 54 des Urheberrechtsgesetzes von 1901 genießen 
d?n Schutz desselben die Reichsangehörigeu für alle ihre Werke, 
gleichviel, ob sie erschienen sind oder nicht. Bezüglich der 
Xichtreich.sangeliörigen bestimmt öö, daß dieselben den Schutz 
für jedes ilirer im Inlande erschienenen Werke genießen, sofern 
sie nicht das Werk selbst oder eine Uebersetzung un einem 
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fröheren Tage im Aaslande haben erscheinen lassen. Dieselben 
Yonehrifien finden sich in § 51 des KnnsfcBchntigesetsefl. 
Darch den Tertrafc zwischen Dentachland und Oesteneicb- 
üqgain Tom 30. 12. 09 wird bestimmt, daß jedes Werk der 
literstnr, Eonst nnd Photographie, welches in dem Gebiete 
eines der yertragschließenden Staaten einheimisch ist, in dem 
Gebiete des andern den dort durch die inländische Gesetzgebung 
i9r Werlce gleicher Art jeweils gewährten Schutz genießt, so- 
fern es nicht auch in dem Gebiete des betreffenden Staates 
einheimisch ist. Der Begriff , einheimisch" wird in Art. 2 
dahin erläutert, daß als einheimisch ein Werk dann frilt, wenn 
auf dasselbe veriiu)<jre seines Erscheinungsortes die inländische 
(jesetzgebung Anwendung findet. An Händen dieser Definition 
würde also an sich sowohl nacli dem Literaturschutzgesetz, 
wie nach dem Kunstschutzgesetz ein Werk in Deutschland 
dann als einheimisch anzusehen sein, wenn der österreichische 
Urheber dasselbe znerst in Deotsdilaad nnd erst dann in Oester- 
TBich hätte erscheinen lassen. Wenn die beiden Gesetx- 
gebongen nnter dem Begriff des „Erscheinen* dasselbe ver- 
itinden, so würde die Anwendung dieser BegriffBerlintenmg 
ohne weitere Schwieriglrait möglich gewesen sein. Dies ist 
sber nicht der Fall. Es besteht zwischen dem deutschen nnd 
österreichischen Recht in bezog hierauf ein wesentlicher Unter- 
schied insoweit, als nach österreichischem Recht nicht nur das 
Terlagsmäßig erschienene, sondern anch das öffentlich 
aufgeführte Tonwerk oder Bühnenwerk als erschienen gilt und 
des weiteren bei den Werken der bildenden Kunst und der 
Photographie die öffentliche Ausstellung mit dem Begriff 
des Erscheinens identifiziert wird. Mit Rücksicht hierauf be- 
stimmt das Schlußprotokoll zu dem deutsch -österreichischen 
Vertrage einmal, daß die in dem einen Gebiete erschienenen 
Werke inltodisdher Uriwber in dem andern nicht als einheimisch 
gelten nnd dieserhalb nor den yertragsm&fiigen Schutz 
daselbst geniefien, eine Bestimmung, die hier wesentlich in Be- 
tiaeht Icommt Sodann aber wifd gesagt, dafi einem Werlce, 
wweit dasselbe durch die Gesetzgebung des einen Teils nur 
TermSge seines Erscheinens geschützt wird, der vertragsm&fiige 
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Schutz nur dann ziikomrat, wenn es auch nach der inländischen 
Gesetzgebung: des andern Teils als in dem Gebiete des erstem 
erschienen gilt. Wenn also das von einem österreichischen 
Künstler verfertigte Gemälde zuerst in Oesterreich ausgestellt 
wird, demnächst in Deutschland aber zuerst verlagsmäßig er- 
scheint, so würde es nach Ziff. 1 des Schlußprotokolls nicht in 
Deutschland, sondern in Oesterreich als einheimisch gelten, 
hiitte also trotz der angeführten Bestimmungen des Gesetzes 
von li)07 nur den vertragsmäßigen Schutz zu bean- 
spruchen. Würde man nun annehmen, daß durch die er- 
wähnten Bestimmungen der beiden Reichsgesetze die Vorschriften 
des Vertrags abgeändert sind, so würde im gegebenen Falle 
der österreichische Urheber trotz des Ausstellens des Kunst- 
werks in Oesterreich den Schutz des Gesetzes von 1907 be- 
anspruchen können, weil ja das verlagsmäßige Eh^cheinen zu- 
erst in Deutschland geschehen ist. Die Frage ist also davon 
abhängig, ob der internationale Vertrag, insbesondere 
in Ansehung der Festlegung des Begriffs .EIrscheinen" durch die 
späteren Reichsgesetze eine Aenderung erfahren hat? Diese 
Frage muß verneint werden. Das deutsch-österreichische Ab- 
kommen ist nach wie vor in Kraft und es besteht kein Anlaß 
anzunehmen, daß durch die oben erwähnten Bestimmungen in 
tj^i 54 und 51 die spezielle Regelung, die auf einem Vertrag 
bemht, hat außer Kraft gesetzt werden sollen. Das Verhältnis 
zwischen dem früheren Staats vertrag und einem späteren Gesetz 
ist nicht das gleiche, wne das Verhältnis zwischen einem früheren 
Gesetz und einem späteren Gesetz, sofern es sich nicht um ein 
früheres spezielles und ein späteres allgemeines Gesetz handelt. 
Daher kann die Rechtsregel, daß ein früheres Gesetz durch ein 
späteres Gesetz aufgehoben bezw. geändert wird — Lex poste- 
rior derogat priori — , hier nicht Platz greifen, sondern es 
läßt sich nur die für das Verhältnis des älteren Spezialgesetzes 
zu dem jüngeren allgemeinen Gesetz anerkannte Rechtsregel 
zur Anwendung bringen, daß nämlich ein früheres spezielles 
(»esetz durch den Erlaß eines späteren allgemeinen Gesetzes 
nicht berührt wird — J^x posterior generalis non derogat 
legi priori speciali — . Hieran muß im gegebenen Falle um 
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SO mehr festgehalten werden, als der Vertrag zwischen Deutsch- 
land und Oesterreich den Charakter eines Gegenseitigkeits- 
vertrags hat und die Verschiedenheit zwischen den beiden 
Gesetzgebungen in dem Begriff des Erscheinen" heute noch 
ebenso besteht, wie sie bereits im Jalire 1899 bestanden hat. 
Wenn nun aber die vertragschließenden Staaten im Jahre 1899 
überzeugt waren, daß mit Rücksicht auf die gedachten Ver- 
schiedenheiten zwischen ihren bezüglichen Gesetzgebungen der 
Schutz für ein Werk, das in Deutschland zuerst verlagsmußig 
erschienen ist, in Oesterreich zwar nicht verlagsmäßig zuerst 
erschienen ist, wohl aber nach dem in Oesterreich maßgeblichen 
Rechte als erschienen gilt, nur nach Maßgabe des Vertrags 
EU gewähren sei, so würde es hiermit in Widerspruch stehen, 
wollte man ungeachtet der Fortdauer des Unterschiedes zwischen 
den beiden Gesetzgebungen nicht den vertraglichen, sondern 
den gesetzlichen Schutz als den maßgeblichen ansehen. Hier- 
gegen kann auch kein Einwand daraus abgeleitet werden, daß 
der Vertrag ausspricht für jedes Werk, das in dem Gebiete 
des einen Staates als einheimisch gelte, sollte in dem Gebiete 
des andern Staates die daselbst jeweils geltende materielle 
'ürheberrechtügesetzgebung für Werke gleicher Art zur An- 
wendung kommen. Denn diese allgemeine Bestimmung des 
Vertrags hat durch das Schlußprotokoll wieder eine Ein- 
schränkung insofern erfahren, als in den in Ziff. 1 des Schluß- 
protokolls bezeichneten Fällen und unter den daselbst bezeich- 
neten Voraussetzungen nur der vertragsmäßige Schutz, 
also nicht der gesetzliche, zur Anwendung kommen soll. Die 
Willensübereinstimmung der beiden kontrahierenden Staaten, 
wie sie in dem Schlußprotokoll niedergelegt ist, hat gegenüber 
dem Art. 1 des Vertrags die Wirkung einer Einschränkung der 
Tragweite desselben. Soweit diese Einschränkung nicht besteht, 
greift hingegen Art. 1 des Vertrags Platz, wonach die jeweils 
für Werke der gleichen Kunstgattung in dem einen und anderen 
der Vertragsstaaten geltende Gesetzgebung für die in dem andern 
einheimischen Werke maßgebend sein solle. Daraus ergibt sich, 
daß die materielle Erweiterung, welche das Kunstschutz- 
gesetz enthält, auch den Werken österreichischer Ur- 

20* 



302 PM, Der Rechtsschutz österr. Schrift- u. Kunstwerke i. Deatachland. 

heb er, die in Oesterreich einheimisch sind, zugute kommt, 
vorausgesetzt, daß in Gemäßheit des Abs. 2 des Art. 1 das 
betreffende Werk auch in Oesterreich selbst noch unter Schutz 
steht. 

Auf dem Boden dieser Rechtsausführung ist auch die FYage 
zu beantworten, ob österreichische Staatsangehörige berechtigt 
sind, den Schutz des § 21 des Kunstschutzgesetzes gegen die 
öffentliche Ausstellung eines Bildnisses anzurufen? Die Frage 
ist zweifellos zu bejahen und zwar aus einem doppelten Ge- 
sichtspunkte. Einmal ist nach dem soeben Gesagten der in 
Deutschland vom 1. 7. 07 an geltende Schutz für Bildnisse auch 
bei Werken gleicher Art ohne weiteres anwendbar, welche der 
Disposition österreichischer Staatsangehöriger unterstehen. So- 
dann aber handelt es sich bei dem Einspruchsrecht gegen die 
öffentliche Ausstellung eines Bildnisses nicht sowohl um einen 
Ausfluß des Urheberrechts, als vielmehr um eine Wirkung des 
Persönlichkeitsrechtes. Der Schutz des Persönlichkeitsrechts 
steht aber den ausländischen Staatsangehörigen ohne weiteres 
zu, solange nicht Vergeltungsmaßregeln den Angehörigen eines 
bestimmten Staates gegenüber angeordnet worden sind. Unter 
diesem Gesichtspunkte ist es iiuch vollständig gleichgültig, ob 
der österreichische Staatsangehörige, welcher die Disposition 
über das betreffende Bildnis besitzt, nicht berechtigt wäre, in 
Oesterreich selbst der öffentlichen Ausstellung sein Verbot ent- 
gegenzusetzen. Wie die materielle Tragweite des Urheber- 
schutzes für ein bestimmtes Werk unter Umständen in einem 
Staate, in welchem dasselbe nicht einheimisch ist, erheblicher 
sein kann, als in dem Staate, in dem dasselbe einheimisch ist, 
so kann auch der Schutz der Persönlichkeit in einem Staate, 
welcher nicht der Heiraatstaat desjenigen ist, der den Persön- 
lichkeitsschutz in dem konkreten Falle in Anspruch nimmt, 
intensiver und weitergehend sein, als der ihm in dem Heimat- 
staat gewährte. 
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Nach welchen Gesichtspunkten ist für Zwecke des See- 
teuterechts die feindliche oder neutrale Eigenschaft der 

Ware zu bettiminen? 

BiD B«l6nBT€tMliIag tob Profenor litepauum» Kiel. 

I. Die Fragestellung. 

1. Das Seebeuterecht, d. b. das Recht eines Kriegführenden 
anf Aneignung des dem Seehandel dienenden Privateigentoms 
im Seekrieg ist dnzcb die Pariser DeUaralion zugunsten des 
neutralen Handels erlieblich eingeschiinkt. Drei Prinzipien 
standen sich bis dahin gegenfiber: Das Prinzip der „hosHle 
infeetioH*, das des ^Consolato del mare' nnd das holl&n- 
dische Prinzip. Nach dem ersten Prinzip sind alle Schiffe 
die mit feindlichem Gut beladen sind, nnd neutrales Gut anf 
Fdndesschiff der Wegnahme ausgesetzt: ^robe d'ennemff am- 
fisque Celle d amy.'* ^) 

Durch die französischen Marineonlonnaiizt n von 1043, 1583, 
1584 und 1681 zur Geltung gtbraciit, sind diese (jrundsätze 
von den Franzosen in der Ordonnanz von 1650 und 1744 zu- 
gnnsten der zweiten Auffassung aufgegeben. Sie liaben aber 
auch später noch auf die Handhabung einen i^^intiuß ausgeübt. 
Nach dem zweiten Prinzip, das die Engländer in allen ihren 
Kriegen bis zum Krimkrieg angewendet haben -j, ist nur die 

') „Tous navires qui se trouveront chnrges d'effeta appartenant 
ä HOS ennemis et Ich marchandises de nos mjets ou allies (d. b. in der 
teuligen Zeit „neatral") qui m trouveront dana un navire etmemi 
finmt fmrtOltmttmt 4t honm prUt". Orämmamet maHn« No. 7, 
abgedruckt bei Dal log, Jiepertoin de UgMatian, 4» äoetfim et d§ 
JitrUpnulenc« Bd. 36, 8. t. „Prises maritimes". 

*) „Si quelque naeire entrant en courae ou se retirant ren- 
WHir» quelqut ntnirt . . . mürekoMde, mSnu anupmfälm ami, et gm» Im 
mankandise» dornt et naoirt ut dimrgi, «^parHemmU ä f emuan i,"}* 
tmmoMdmiU du 9ai»§eMt . . , peut cMtraindre maitr» du naotn 
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feindliche Ware zu konfiszieren, aber gleichgültig, ob sie auf 
feindlichem oder neutralem Schiff gefunden wird. Nach dem 
letzten Prinzip ist jedes Gut auf Feindesschiff, kein Gut auf 
neutralem Schiff wegzunehmen; „unfrei Schiff, unfrei Gut, frei 
Schiff, frei Gut". Von den Holländern im Interesse ihres fried- 
lichen Handels aufgebracht, sind diese Gnindsiitze von den 
F'ranzosen in ihrem Reglement von 1778 akzeptiert.'') Das ge- 
raeinsame Vorgehen Frankreichs und Englands in dem Krimkrieg 
nötigte die beiden Staaten zu einer Einigung über die Grenzen 
des Seebeutcrechts. England verzichtete auf die Beschlagnahme 
des feindlichen Gutes auf neutralem Schiff, Frank- 
reich auf das neutrale Gut auf feindlichem Schiff, — 
es sei denn, daß es sich um Kontrebande handle, die auf jedem 
Schiff der Beschlagnahme unterliegen sollte*) — Die gleichen 
Grundsätze wurden dann durch die Pariser Seerechtsdeklaration 
zum geltenden Völkerrecht der Seemächte erhoben, und sind 
auch im spanisch -amerikanischen Krieg von beiden Krieg- 

capturi ä conduire oü il plaira au preneur son vaisseau et les mar- 
chandisea ennemies chargees sur son bord." Consolato del mare, 
Kap. 273 bei Pistoye et Ducerdi/. Tratte des prises maritimes 2 Bde. 
1855 I 341. 

3) „Fait defense Sa Mnjestt^ ä tous armateurs d'arr^ter et de 
coriduire dans les ports du royaume les navires des puissances neutre$ 
quatid mime ils surtiraient des ports ennemis ou qu'ils y seraieni 
destittes . . . A l'dgard des navires des Etats neutres qui seraient 
charg^s de marchandises de contrebande destin^s ä rennemi, ils 
puurront etrc arrcter et les dites marchandises seront saisies 'et con- 
fisqu^es; mais les bAtiments et le surplus de leur cargaison seront 
relAchis u moins que les dites marchandises de contrebande ne com- 
posent les trois quarts de raleur du chargement auquel cos les navires 
et la cargaison seront confi^guSs en entier." Art. 1 Regl. von 1778 bei 
DalloM. 

*) Vgl. die englische Erklärung vom 28. 3. 1854 . . . „Her Majesty 
leill tcaive tke right nf seiting Ennemy's property laden on board a 
neutral ressel unless it be contraband of tcar. It is not Her Majesty'» 
intention to claim the confiscation uf neutral property not being coit- 
trabaftd of tcar found on board Ennemy's ship.' Abgedruckt als 
Appendix II hei Holland. Manual of Naval Prize Lato (1888), 120. 
Inhaltlich gleichlautend die franzüsische Erklärung vom 2f). März bei Pistoye- 
Duverdy, II 4t)8. 
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fülirenden, obgleich sie der Deklaration nicht beigetreten sind, 
zur Norm erhoben worden.^) Die Grundsätze lauten: ^Die 
neutrale Flagge deckt das feindliche Gut mit Ausnahme der 
Kriegskontrebande'' (Art. 2). „Neutrales Gut unter feind- 
licher Flagge mit Ausnahme der Kriegskontrebande darf nicht 
mit Beschlag belegt werden" (Art. 3), Hiernach ist nur feind- 
liches Gut auf feindlichem Schiff dem Seebeuterecht unterworfen. 

Was ist unter feindlichem und neutralem Gut zu 
verstehen ? 

Ueber diese Fragen haben sich die vertragschließenden 
Staaten ebensowenig wie über den Begriff „Kontrebande"* ver- 
ständigt, ja es scheint, als wenn bei den Verhandlungen zu der 
Pariser Deklaration nicht einmal das Bedürfnis für eine Ver- 
ständigung erkannt ist. Und das gleiche Verfahren war für 
den Krimkrieg von England und Frankreich eingeschlagen 
worden. Gemäß dem von ihnen geschlossenen Uebereinkomraen 
vom 10. 5. 1854 sollte die Aburteilung über ein Schiff und seine 
Ladung der Jurisdiktion des Landes zustehen, dem das 
aufbringende Schiff angehöre, und falls die Aufbringung ge- 
meinsam durch Schiffe der Verbündeten erfolge, der Jurisdiktion 
des Landes, dessen Schiff die Oberleitung bei der Aktion gehabt 
liabe.^) Die Grundsätze aber, nach denen die Jurisdiktion er- 
folgen und feindliches Gut auf feindlichem Schiff der Beschlag- 
nahme unterliegen sollte, wurden nicht angegeben. Jeder durfte 
demnach seine bisherigen Rechtsanschauungen in dieser 
Frage zur Anwendung bringen: diese aber maßen in England 
und in Frankreich nach durchaus verschiedenen Kriterien. Aus 
dieser Vorgeschiclite der Pariser Deklaration ergibt sich : 



Daa PreoiJische Landrecbt hatte bereits die Qnindsätze der Pariser 

Deklaration vertreten: ,, alle Waren und Güter feindlicher 

Untertanen, welche auf feindlichen Schiffen gefunden werden, sind für 
gute Beute anzusehen." „Dagegen sull den Untertanen freundlicher oder 
neutraler Mächte ihr anf feindlichen Schiffen gefundenes 
Eigen tarn nicht vorenthalten werden*'. „Auch das Eigentum feind- 
licher Untertanen, welches sich auf neutralen Schiffen befindet, ist frei'*. 
I 9 §§ 212—214. 

•) Holland, Art. I-III, S. 122, 124. 
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1) Daß die vertragschließenden Staaten anf Rechte ver- 
zichtet haben, die ihnen bei ihrer Kriegführung früher zu- 
standen. Ein Verzicht ist aber streng zu interpretieren, er 
darf nicht weiter ausgelegt werden, als die Parteien ausdrück- 
lich anerkannt haben, 

2) daher sind die Parteien in der Beurteilung der 
Fragen nach der feindlichen oder neutralen Eigen- 
schaft der Ware nicht gebunden.*^) Sie sind vieiraehr be- 
rechtigt, ihr bisheriges Recht in Prisengerichtsentscheidungen 
zur Anwendung zu bringen oder durch neue Instruktionen andre 
Grundsätze einzuführen, solange eine internationale Ver- 
ständigung über diese Fragen fehlt. 

Die Unbestimmtheit der Pariser Seerechtsdeklaration 
hat sich für die Rechte der Kriegführenden und Neutralen, 
ebenso aber auch für die Interessen der Handelsschiffahrt als 
ein schwerer ]^Iangel erwiesen. Es wird daher eine Haupt- 
aufgabe der 2. Haager Konferenz sein, auf diesem Gebiete 
Sicherheit zu schaffen und die bisher offengelassenen Fragen 
in einem bestimmten Sinn zu entscheiden. In welchem 
Sinn die Beantwortung der vorliegenden Frage zu empfehlen 
ist, soll unter Berücksichtigung der bisherigen völkerrechtlichen 
Erfahrungen untersucht werden. 

n. Das geltende Recht. 

Die französische und die 1. Wie auf fast allen Gebieten des 

englisch-amerikanische Seekriegsrechts stehen sich auch hier die 
Auffassung. Auffassung des französischen und die 

des englisch-amerikanischen Rechts gegenüber. Die 
französische Auffassung betrachtet als feindlich die Ware, deren 
Eigentümer feindlicher Staatsangehörigkeit ist, als 
neutral die Ware, die einem neutralen Staatsangehörigen 
gehört. Die englisch-amerikanische Auffassung sieht als ent- 
sclieidend an, ob der Eigentümer der Ware im Feindes- 
land oder auf neutralem Gebiet seinen Wohnsitz hat. 



7) Das gleiche gilt auch für die Fragen der Kontrebande, der Qnalitit 
des Schiffes, des Begriffs und der Grenzen der Kaperei. 
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Kriterien für die Be- Der Weit beider Systeme ist zu be- 

DrteilBag: formelle and stimmen nach dem Zweck, dem sie dienen 

materfoUe. sollen. Den Vorzug verdient diejenige 

Auffassung, die dem Ziel des Seebeuterechts als eines indirekten 
Mittels der Seekriegsführung am besten gerecht wird oder, wie 
man genauer sagen muß: deren praktische Anwendung die 
sichersten Garantien dafür bietet, daß der Zweck des Seebeute- 
rechts: die Schädigung des feindlichen HandeLi, erfüllt wird. 
Diese Gaiuitifiii siiid einmal formeller Natur. Weldies System 
bietet der Anwendnng die geringsten Scbwierigkeiten, enaSf licht 
also ein achnellte, tatkrftftigea Handeln nnd sogleich Bnt- 
leheidnngen, die anch ein BeUamationspioxeß nicht zu hftdlg 
anstoßen kann? Und femer, welches System schätzt den Krieg- 
fohlenden gegen die stets mit allem Raffinement versuchten 
Tftnschnngen nnd Mittel des Handelsverkehrs, das Seebeaterecht 
iflnsorisch ZU machen: bei welchem sind solche Kunstgriffe am 
sichersten zn entlarven? Auf der anderen Seite soll aber die 
Schädigimg des Handels nur innerhalb der Grenzen des 
dem Kriegführenden erlaubten Seebeute rec Ii ts ge- 
schehen. Daher wird auch zu untersuchen sein, welches System 
den Neutralen gegen L'eberspannungen und unberechtigte Schi- 
kanen besser zu schützen vermag. Zweitens liandelt es sich 
um materielle Garantien. Welche Auffassung trifit wirklich 
den feindlichen Handel, d. h. diejenigen Werte und Reserven 
des wirtschaftlichen Yerkehis, aof die es für die Dorchffihrung 
des Krieges, wenn anch nnr mittelbar, ankonmit, deren Schft- 
digong also die Kriegs- nnd Siegschancen des Gegners herunter- 
zudrücken imstande ist? Damit sind die Hanptkriterien an- 
gegeben, die bei der DanrteUnng der beiden Anschannngen in 
den Vordergrund zu rttcken sind nnd die zogldch für ihre Be- 
oiteilong entscheidende Bedeutung haben. 

2. Die französische Auffassung.^ 
^"and" .^'**'^«*!'^"«® Feindlich können weder Schiffe noch 

«ewe^wer aind Waren, sondem nnr Personen sein, feind- 
liebes Gut ist ein Gut, das dem Feind 

*) Zu foI(i:cndtm ist namcntlifh zu vergleichen de Boeck, De la pro- 
prUte jprivee ennemie sous pavillon ennemi (1882) öö— 163, 1Ö8— 816. 
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gehört. Wer aber ist der Feind? Das französische System 
ruht auf dem Grundgedanken des modernen Kriegsrechts, daß 
der Krieg nicht eine Beziehung zwischen einzelnen, sondern 
zwischen Staaten ist. Daher kann man zum Feind nicht den- 
jenigen rechnen, der „zufällig" in Feindesland wohnt oder dort 
Handel treibt, sondern nur denjenigen, der Untertan des feind- 
lichen Staates ist und der somit — in guten wie bösen Tagen 
— als Staatsangehöriger sein Schicksal mit dem „seines" 
Staates verknüpft hat. 

Dieses Prinzip wird für die Eigenschaft des Schiffes ebenso 
wie die der Ware durchgeführt. Wie die Nationalität des 
Schiffes, genauer das Recht zur Führung der Flagge eines neu- 
tralen oder feindlichen Staates,") so entscheidet die N a t i o n a 1 i t ä t 

des Eigentümers der Waren. Die 
Begründung der französi- ausführliche Begründung dieses Satzes 
sehen Auffassung. findet sich bereits in einer Entscheidung 
vom 13. Fructidor an IX (1801), die für die spätere französische 
Rechtsprechung maßgebend geblieben ist. Gegen die Aus- 
führungen des Regierungskommissars, der den englischen Stand- 
punkt als praktisch und berechtigt zur Geltung bringen wollte, 
entscheidet der „Conseil": „La r^sidence en pays etranger 
n'enipeche pas un individu d'apparienir au pays qui Va vu 
naStre; jxmr ne plus tenir ä sa patrie, ü faut qu'il ait 
volontairement choi^i une patrie nouvelle et qu'elle Vait 
r^gulierement adopte; sans cette renonciation de sa pari ä 
son ancienne patrie, sans cette adoption necessaire, il est 
toujours ce qu'il etait auparavant, ami des amis, emtemi 
des ennemis de sa patrie native; lorsque cette patrie est 
neutre, ü reste neutre lui-nieme et doit jouir pour sa per- 
sonne conwie pour ses biens de tous les avantages de la 
neutralitä . . . parce que tes biens n'ofit pas par eux- 
memes de caractere neutre ou hostile, mais prennent 
toujours celui dont se trouve revetu leur proprie- 
taire; les ennemis d'origine quoique etablis dansiin 

•) Art. lü der instYnctions du ministre de la marine vom 25. 7. 1870 
\m Barboux, Jurisprudence du Cutiseil des prisea pendant la guerre 
de 1S70/71; 4a 
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pays neutre et y faisant le commerce sous la pro- 
tection et le pavillon neutre, ne perdant point le ca- 
ractere ennemi, il serait taut ä la fois deloyal et contra- 
dictoire d'assttniler, suirant Voccasion et les cJmnces vari- 
ables de la guerre, les nentres d origine ä des ennemis inti- 
iptement parce qu'ils residereraient et commerceraient en 
pays ennemi.'^ Die gleiche Anschauung ist im Krimkrieg 
und dann namentlich in dem Krieg von 1870/71 von den Fran- 
zosen vertreten. So in dem Falle ^Johann", wo die Waren 
dentscher Kaufleute, die zwar in Britisch-Honduraa wohnten, 
aber nicht die englische Staatsangehörigkeit erworben hatten,'*) 
konfisziert wurden, in dem Fall ,.Nicolaus": die Begründung 
eines Handelshauses im Feindesland schaffe nur eine Prä- 
sumtion, keinen Beweis für die feindliche Nationalität,^"^ 
schließlich in dem Fall »Laura Louise'': das einfache Faktum 
der Niederlassung im neutralen Land begründe noch nicht die 
neutrale Eigenschaft der Ware, weil daraus noch nicht not- 
wendig der Erwerb der neutralen Staatsangehörigkeit hervor- 
gehe. 

A. Der Beweis der Nationalität. 
Bedenken gegen das Die Nationalität der Wareneigentümer 

Prinzip. ^jgj, Ausschlag geben. 

Damit ist ein Prinzip aufgestellt, das sich zwar durch 
logische und juristische Haltbarkeit auszeichnet, in der An- 
wendung aber, wie es scheint, zu erheblichen praktischen 
Schwierigkeiten Anlaß bietet. Denn die Frage der Nationalität 

W) Pistoye-Duvet dy, I. 321—27 („Hardy c. le Voltigente") und 
486-88 („La Paix"). 

'Vi Die Entacheidang sagt: weil sie „deutschen Ursprangs" waren und 
nicht den Nachweis erbrachten, dati sie durch Naturalisation die 
englische Staataangebörigkeit erworben hatten: Barboux, 101 — 106. 

'^1 Barboux, 110/111. Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß die 
Marineinstruktionen den gerade entgegengesetzten Standpunkt zu vertreten 
scheinen : „la nationalite des maisuux de commerce doit se detertniuer 
fapris le Heu, oft elles sont ittiblics". Aber keine einzige Prisen- 
gerichtsentscheidnng hat den Wohnsitz an Stelle der Staatsangehörigkeit als 
catAcheidend angesehen: vgl. de Bneck UM, Anm. 3. 

'5,1 Barboux, 120. 
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wird in den verschiedenen Ländern und Gesetzgebungen durch- 
aus nicht einheitlich geregelt. Vielmehr sind eine Fülle spezi- 
alisierter Rechtsvorschriften und eine Mehrheit leitender und 
einander widersprechender Gesichtspunkte, nationale Sonder- 
regeln an Stelle gemeinsamer internationaler Grundsätze zur An- 
wendung zu bringen. Wie soll der Aufbringende — ein Offizier, 
kein Jurist — ein Gebiet beherrschen, auf dem sich der eigene 
Staatsangehörige nur selten zurechtzufinden pflegt? 
Güter auf feindlichem Schiff Die französische Prisengerichtsbarkeit 
werden als feindlich prä- schneidet diese Bedenken zunächst durch 
Bumiert. gj,jg^ jedenfalls praktische, Präsumtion 

ab: Güter, die sich auf feindlichem Schiff befinden, 
gelten als feindlich, sofern nicht der Gegenbeweis durch 
den Reklamanten der betreffenden Güter geführt 
wird. 

Daher genügt nicht einmal die Tatsache, daß eine Ware 
von einem neutralen Hafen nach einem anderen neutralen Be- 
stimmungsort verschifft wird. 
Beweiskraft sollen nur die Xoch eine zweite Bestimmung er- 
ürkunden an Bord haben, leichtert die Anwendung des Seebeute- 
rechts im französischen Recht. Das „Reglement vom 26. Juli 
1778", das niemals aufgehoben und daher nach unbestrittener 
französischer Auffassung jedenfalls im 70 er Kriege noch gültig 
war, bestimmt ausdrücklich, daß sowohl hinsichtlich des Schiffes, 
wie der Eigenschaft der Waren nur diejenigen Urkunden 
Beweiskraft haben sollen, die sich an Bord zur Zeit 
der Aufbringung befunden haben. 

") Entscheidungen „Wilberforce" : „Die Ware auf einem feindlichen 
Schiff, die nicht reklamiert wird, ist zu konfiszieren", „Paul Auguste": 
„Die offenbare Bestimmung des feindlichen Schiffes von einem neutralen Hafen 
zu einem neutralen Hafen genUgt nicht ; notwendig ist, daß die Reklamanten 
der Ware ihre neutrale Nationalität und ihr wirkliches Eigentum nachweisen. 
„Wiederkunft" : Die Ware ist zu konfiszieren, da nicht zu vermuten ist, da5 
das Eigentum neutral sei. Sämtlich bei Barboux, 91 — 95. 

^) Veui Sa Majestd que dans aucun cos les pieces qui pourraitnt 
itre rapportees apris la prise des bätimenLs puissent faire aucune 
foi ni itre <f aucune utilite tant aux propriötaires des dits bätimentt 
guWt ceux des tnarchaiidises qui puurraient y avoir 4U chargies: 
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Dagegen ist unter dieser Voraussetzung gleichgültig für 
ihren Beweiswert, daß sie erst später vorgelegt wurden, und 
es darf auch ihre Beweiskraft vervollständigt oder entkräftet 
werden durch andere Beweisurkunden oder auch Zeugenaus- 
sagen. 

Diese Regel ist gerade für den Beweis 

Die Papiere an Bord werden , xt a.- i-^-^ j i. t -r^ 

der Regel nach die Natio- ^atlonalltat durchaus ungerecht. Denn 

Dilität dea Empfängers der ^as Eigentum an den Waren wird — wie 

Wire nicht darlegen. noch ZU Zeigen ist — wenn nicht durcli- 

Zweifel gegen die« Erfor- gängig, so doch in der Überwiegenden 

demii and seine praktische Anzahl aller Fälle während der Ueberfahrt 

Uandhabang. • j r- .-i 

" bereits an den Empfanger ubergegangen 

sein. Wie aber soll dieser einen Beweis über seine Nationalität an 
Bord schicken? Wenn er von dem Augenblick der Absendung 
unterrichtet ist und auch mit der Möglichkeit der Aufbringung 
des Schiffes schon rechnen kann, weil der Krieg bereits aus- 
gebrochen ist, oder — wie er weiß — unmittelbar bevorsteht, 
kann er dieser Pflicht genügen. Im allgemeinen aber wird er 
dazu nicht imstande sein. Ich glaube auch nicht, daß man es 
mit dieser Forderung ernst genommen hat. Mir ist wenigstens 
keine Entscheidung bekannt, in der die Konfiskation der Ware 
lediglich aus dem Grunde ausgesprochen ist, weil der neutrale 
Eigentümer seinen Nationalitätsbeweis nicht durch Papiere an 
Bord führen konnte; dagegen ist in dem vorhin zitierten Fall 
,Xicolaus^ durch den Regierungskommissar ausdrücklich aus- 
gesprochen, daß nur die Dokumente für den Beweis des 
Eigentums an Bord sein müssen, daß es dagegen genügt, 
wenn die Nationalität durch Urkunden nach der Beschlagnahme 
dargetan wird. Freilich wird dies im vorliegenden Fall nur 
damit gerechtfertigt, daß die Verladung vor der Kriegserklärung 
stattgefunden habe, und daß es aus diesem ü runde offenbar 
zu rigoros wäre, zu verlangen, daß sich die Beweise für die 



toulant S. M. gu'en toutes occasions Von n'ait igard gu'aua- settles 
piices trouvies ä bord. Art. 11 des Reglern. Abdruck bei Dallox und 
Duboc, Le droit de Visite 1902, 139 ff. 

Entscheidangen bei Pistoye- Duverdy I 424 — 445. 

Barhoux, 110 and dazu seine Bemerkungen III. 
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Nationalität au Bord befänden. Man wird aber diese Ver- 
{^ünstiguiig nicht Uofi auf den Fill derTerladnsg tot Kriigi- 
beginn, sondern aUgenein xolaasen kOnn»; denn, wie Barb^ux 
toitisdi zo dieser TCinflchrinlreng bemerkt, solche üdnmdMi 
weiden sich fast niemals an Bord befinden, weil sie den Destinafeir 
der Waren, nicht den Absender betreffen, und ferner rühren 
jene Urkunden von der öffentlichen Antorit&t des Landes her, 
dem der Reklamant angeh&rt, verdiflBen daher kein Hift- 
trauen (112). 

Resteht nach der angegebenen Beziehung ein KonHikt 
zwischen den nicht aufgehobenen Bestinmuingen von 177S und 
den Fürderuugeu der Billigkeit, su ist Beweisstreuge in eiueiii 
andern Punkt dorchans am Platz. 

Manipuiatiouen zur Ein Schntz ist erforderlich gegen U«- 

ümgehnng de« staatMmg^ gehnng des SeebentorBohts : Man kan 

hörigkeitsprinzips. Die eine neutrale Staatsan-gehörigkeit 

Möniichkfiten eines Er- erworbon, um sein-e Waren in 

Nationaiittt. Dm geltende ^ " bewahren, und man kann eine 

Recht der verschiedenen feindliche Staatsangehörigkeit, 
Staaten erleichtert solche die einem infolge dev^ Seekrieges 
Ümgehungavermiche. unbequem werden könnte, aus 
demselben Grund verbergen oder ablegen. Die 
(Grundsätze Uber EIrwerb und Verlust der iStaatäaugehörigkeit 
sind nicht derartig, daß sie solche Manipulationen ansschließen 
oder anch nor eiheblich erschweren. Im GregenteQ: der IBnreib 
einer Staatsangehörigkeit ist nach manchen Rechten obae 
Schwierigkeit zn erreichen. Namentlich ist ein längerer 
Aufenthalt in dem betreffenden Lande hftufig 
keine Vorbedingung für den £rwerb der -Staats- 
angehörigkeit. 

Zum Beispiel fordert das deutsclie Staatsangehörigkeittk 
gesetz für die Naturalisation unbescholtenen Lebenswandel, 
Dispositlons- und Ernitliniii^'sfiihigkeit, im übrigen alier nur. 
duli die Antragsteller an dem Ort, wo sie sich niederla-ssen 
wollen, eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen finden 
8). Die preußische Verwaltungspraxis geht zwar dahin, die 
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mrige tatsichliche Kiederlassnng im Iidind rc^nitfig bot 
Bedingmig zo BMchen; aber es kann dodi davon ananahmsweifle 
IMand gawmmen weiden, und ein längerei^ Wohnsitc 
wird jedenfalls nicht gefordert.*^ Ebenso ist die 
italienische Natiirülisatioii an keine vorherige Resideiizpflidit 
gebanden: sie ist in das diskretionäre Ermessen des Königs 
gestellt, tritt freilich erst in Kraft 6 Moiiatr. nachdem das 
Emennunpsdekret an dem Ort. wo der freradc sich nicdcrhiKsen 
will oder sich nicdcrfrchisscn hat. ausjrostellt ist. ^''i Oester- 
reich verlang"t zwar retrcliiialjij^ einen ununterbrochenen Aufent- 
halt von 10 Jahren; doch darf der Minister des Innern von 
diesem wie den anderen Krf(»rdernissen Abstand nehmen.*') 
Nach dem Recht der Vereinigten Staaten, das im 
allgemeinen ebenso wie England einen Wohnsitz von ffldff 
Jahren fordert, kann doch jemacnd, dar aof einem amarikaoiBChen 
flaadelBBohiff drei Jahre mit Ehren gedient bat (gleichgültig, 
ob diea unmittelbar vor dem Antrag auf Natoraliaation ge- 
schehen ist oder nidit), die amerikanische Staatsangehfirigkeit 
erwerben, dhne daß ihm eine Besidenapflicfat aoferlegt wird.^^) 
Rußland gestattet eine beliebige Abkürzung der Ver- 
pflichtung zum Wohnsitz für alle diejenigen ?>emden, die 
«ich durch ihre Talente oder die Rußland geleisteten 
Dienste ausgezeichnet haben. -i Die Niederlande gewähren 
die gleiche Vergünstigung für Fremde, die dem Staat erheb- 
liche Dienste geleistet haben, uder deren Zu- 
lassung vom <>f fentlichen Interesse gefordert 
wird.®) Portugal gestattet einen Dispens von dem s(»nst 
vorgeschriebeneu einjährigen Wohnsitz ganz oder zum Teil, 
wenn der Antragsteller eine Portugiesin geheiratet hat, oder 

Cohn. Das Reichsgesetz über den Erwerb und den Verlust der 
Reichs- und Staatsangebürigkeit vom 1. C. 1870. 2. Aufl. 81 ^'o. 13 und An- 
lage No. 09 (482ff.). 

Weiß, Traiti iMorlgue et praüqw de droit inUrtuUUmal 
price. Bd. I : De la ntUUmalUi, 641/42. 
Weiß, 624. 
») Weiß, 684 b und 638 0. (Eagland). 
») Weiß, 606. 
») Weiß, «76. 
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einer seiner Aszendenten Portugiese war. Und Staaten, schließlich 
vom Range Venezuela's, geben eine Naturalisation jedem, 
gegen den „keine Bedenken obwalten'', auch wenn er noch 
nicht einmal die Absicht hat, seinen Wohnsitz in dem 
Lande zu begründen und aufrecht zu erhalten. 

Vielfach wird femer die Wiedererlangung einer Staats- 
angehörigkeit, die man verloren hat, erheblich erleichtert. 
Deutschland erlaubt die Wiedererlangung ohne Niederlassung 
allen, die durch 10jährigen Auslandsaufenthalt ihre deutsche 
Reichsangehörigkeit verloren und keine andere Staats- 
angehörigkeit erworben haben und erteilt sogar einen 
Rechtsanspruch auf die Wiedererlangung, sofern der betreffende 
in einem deutschen Bundesstaate sich niedergelassen hat, 
d. h. ein Unterkommen besitzt und die Absicht erklärt, seinen 
Aufenthalt in der betreffenden Gemeinde zu nehmen (§ 21)'^), 
für Frankreich genügt in dem gleichen Fall ebenfalls die bloße 
Begründung eines Wohnsitzes^) und dasselbe gilt für Belgien, 
Spanien und Portugal. '•^^) Schließlich verdienen auch die Ge- 
setze Beachtung, die den im Inland geborenen Kindern eines 
Ausländers Optionsrechte für die Staatsangehörig- 
keit des Geburtslandes bewilligen und nur verlangen, 
daß diese Erklärung ein Jahr nach erlangter Großjährigkeit 
abgegeben wird.-®) 

Die mala fide erworbene -"^"s Uedieser bersicht ergibt sich, daß 
Staatsangehörigkeit man unter Umständen sehr schnell eine 

wird von der französischen fremde Staatsangehörigkeit erwerben kann. 

AufTassunffnichtrespektiert. französische Scebeuterecht sucht sich 

gegen solche fraudulosen Erwerbsarten zu schützen dadurch, 
daß es die mala fide erworbene Staatsangehörigkeit 
nicht respektiert. In verschiedenem Umfang ist dies bis- 
her geschehen. Das Reglement von 1704 forderte nur, daß die 
Staatsangehörigkeit vor der Kriegserklärung erworben würde, ■^j 

3") Weiß, 605 (Portugal), Cahn 470 (Venezuela). 
25) Cahn, 183 ff. 
«) Weiß, 582, 593. 

Weiß, 664 (Belgien^, 674 (Spanien^ 606 (Portugal). 

Zusammenstellung bei Cahn, 25—27. 
a*; de Bueck, 164. 
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Das Reglement von 1778 begnügt sich damit nicht, erkennt 
\ielmehr eine Staatsangehörigkeit nur dann an, wenn sie 
drei Monate vor der Kriegserklärung erworben 
wurde, oder wenn die Erwerber wenigstens drei 
Monate vor der Kriegserklärung ihren Wohnsitz 
in das neutrale Land verlegt hatten, selbst wenn 
die Staatsangehörigkeit erst später erworben 
wurde. Die letztere Vergünstigung erklärt sich nach 
Pistoye- Duverdy daraus, daß der Gesetzgeber in der Ver- 
legung des Wohnsitzes ein Zeichen für den ernsten Willen 
erblickt, daß der feindliche Untertan seine ursprüngliche Staats- 
angehörigkeit ablegen wollte, um die der Macht zu adoptieren, 
bei welcher er wohnt. ^) 

Anstelle dieser spezialisierten Bestimmungen geben die 
Instruktionen von 1870 nur eine allgemeine Anweisung. Sie 
schreiben für den Fall, daß eine Nationalitäts veränderung 
seit der Kriegserklärung stattgefunden habe, die ^größte Auf- 
merksamkeit** vor, um sich zu vergewissem, daß diese Operation 
im guten Glauben vorgenommen ist und nicht zu dem ein- 
zigen Zweck, um in Wahrheit feindliches Eigen- 
tam zu verdecken. Ob dieses allgemeine Kriterium für 
die praktischen Zwecke des Seebeuterechti» genügt, wird noch 

ZQ untersuchen sein. 
^ Noch we.sentlich leichter ist die Um- 

wS^Tmerrf^^^^^^^ ^'^""^ Seebeuterechts für die (leider 

Suat*angehörigkeit. Leber- «^hr zahlreichen) Fälle, in denen 

Sicht äber den Sund der Jemand, sei es durch Geburt oder 

Otsetxgebung und die hier- Naturalisation, mehreren Staaten 

uch hauptsächlich mög- angehört. Will ein solches „sujet 

lieben Fälle. • ^ « j- -u u- • wr 

murte^ die ihm gehörigen Waren vor 

Wegnahme in einem Seekrieg bewahren, so ist es hierzu in 

besonderem Maße befähigt. Es ist dann in der Lage, bald die 

eine, bald die andere Staatsangehörigkeit bescheinigen zu können, 

kann also, wenn es Deutscher und Franzose ist, seine deutsche 

^ Pistoye- Duverdy I 504. In demselben Sinne wird die nicht 
g»nz zweifelsfreie Bestimmung von de Boeck 164, 165 Anm. 2 interpretiert. 
Barboux, Instructions No. 7, 150. 

Z«itschrift f. Intern. Privat- u. Öffentl. Recht. XVII. 21 
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Staatsangehörigkeit durch Papiere belegen, wenn Deutschland, 
seine französische, wenn Frankreich in einem Seekrieg neutral 
ist. Und eine solche Person kann ferner die ihm unbequeme 
feindliche Staatsangehörigkeit durch Verzicht oder Bewir- 
kung der Entlassung in ganz kurzer Zeit zum Erlöschen 
zu bringen. Prisengerichtsentscheidungen, in denen solche 
Manipulationen als ungültig zurückgewiesen wurden, sind mir 
nicht bekannt. Aber es wäre gewiß übereilt, daraus zu 
schließen, daß jene Kunstgriffe zum Schutz des Eigentums in 
Kriegszeiten nicht vorgekommen seien oder gar, daß sie auch 
in den kommenden Seekriegen nicht benutzt werden würden. 
Die Möglichkeit, das Seebeuterecht auf diesem Wege illusorisch 
zu machen, ist jedenfalls gegeben, und der Scharfblick der 
Kaufleute hat noch stets in Seekriegen solche Mittel aufgefunden 
und verwendet. So ist die Frage, ob und wie man die^ien 
Gefahren begegnen kann, entscheidend für das Urteil über 
die Brauchbarkeit des Staatsangehörigkeitsprin- 
zips: findet man keine Mittel und Wege, um solche Täuschungen 
aufzudecken, so ist das Nationalitätsprinzip jedenfalls de lege 
ferenda abzulehnen. Es wiiti sich daher empfehlen, zunächst 
durch eine Uebersicht über den Stand der Gesetzgebungen 
darzulegen, in welchem Umfang die Gefahr einer mehr- 
fachen Staatsangehörigkeit besteht 

' 1. Die Staaten vertreten heute bekanntlich überwiegend 
das jus sanguinis, d. h. den Standpunkt, daß das Kind mit 
der Geburt die Staatsangehörigkeit des Vaters (bei 
unehelichen Kindern die Staatsangehörigkeit der Mutter) envirbt. 
Daneben aber bestimmt sich die Staatsangehörigkeit in erheb- 
lichem Maße nach dem Jus so Ii: d. h. das Kind erwirbt die 
Staatsangehörigkeit des Landes, in dem es zur 
Welt kommt. Die von den ausländischen Eltern ab- 
stammende Person kann also vom Tage der Geburt an zugleich 
die Staatsangehörigkeit ihrer Abstammung und ihres 
Geburtslandes erwerben.*^) 

^) Za dem fol|;enden ist zu vergleichen von und zu Bodmann, 
Die Rechtsverbältnisse der sogen, suj'ets inixtes im Archiv für öffentliches 
Recht XII 2Ü() ff. und in demselben Archiv Keidel, Geburt und Aufenthalt 
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Es sind nur wenige Staaten, die ausschließlich das 
Recht der Abstammung: ohne Kiuk.sicht auf das (iehurts- 
land anerkennen: Deutschland, Oesterreich-Ungarn, 
Norwegen, Schweden und die deutschen Kantone der 
Sebweiz, und andereraeitB nur einige Staate mit auasebliefi- 
licher Geltang des Jus sali: die sfidamerilcaniscben 
Staaten. Die in den letzten Staaten zur Welt kommenden Kinder 
usländiscber Eltern, die deren Nationalität nacb ibrem Heimats- 
recht erben, sind also ansnabmslos im Besitz zweier Staats- 
aigehfirigkeiten. Die große Hebrzabl der Staaten steht nun 
zwar auf dem Abstammungsprinzip, läßt aber daneben dem Jus 
Ao// einen erheblichen Einfluß zu, und schafft dadurch ebenfalls die 
Möglichkeit mehrfacher Staatsangehörigkeit. Hier sind mehrere 
Grappen zu unterscheiden. Zuerst Frankreich. Ist das 
Kind eines Ausländers, der in 1*' r a n k r e i c h geboren 
ist. ebenfalls dort zur Welt gekommen, so wird e s 
dudurch ipso Jure Franzose. Nur die ( iebiirt ent.scheidet 
hiir: es ist nicht erfordtTlich. dali der Vater in Frankreich 
duiuiziliert war, noch daß das Kind daselbst erzogen ist.**) 
Die zweite Grappe von Staaten bildet der Oranje- Freistaat 
ind die Vereinigten Staaten Ton Amerika. Die bier 
geborenen Kinder dentscber Eltern werden zu Staatsangebörigen 
des Gebortslandes, wenn der Vater in diesem Land domiziliert 
ist.*^) Die dritte Grappe (Dänemark, Kolumbien, 
Ecuador) yertreten denselben Grundsatz nur, wenn das Kind 



■b Aaknaplaiigqpiiiikt für den Bnrerb der StMtiuigeliSrlgkdt XVI 88 1!. 

Ferner r. Martitz, Das Recht der Staatsangehörigkeit, Atinalen des 
Deutuhen Beiclis i'1878i 793 ff. and die Bnpports et Correspondeiices 
dee Repriisctttantii äiplomatigues de Grunde Bretagne etc. im Eecueil 
it TniU» (1896), XXIX 614 S. 

*) f. B.: Der ▼«n Dentwdieii, Bugltndmi, AniAiikuMiii, Fruisoaen etc. 
iWtuuiMDde, der in BrMiliai, Argentiniai, Tenesnel» sar Welt kommt: 

Btdmann, 219 ff. 

»•) Code ciril fran^ais Art. S"!, dazu Weiß. UM ff. 

^) Bodman n, 221 fi. Die Tragweite der amerikanischen Auffassung 
ia bestritten, Weiß,2AZi. 

^ Bodmann, 8280. 

21* 
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seinen bleibenden Aufenthalt in dem Geburtsland 
nimmt. ^) 

Die vierte Gruppe von Staaten betrachtet die auf ihrem 
Boden zur Welt kommenden Kinder ausländischer Eltern bis 
zur Großjährigkeit als Inländer, nachher, sofern 
sie nicht zugunsten der Staatsangehörigkeit ihrer 
Heimat verzichten. Hierzu rechnen England, Por- 
tugal, Italien und Bulgarien. Die Ausgestaltung solcher 
Situationen ist verschieden geregelt. In England kann ein 
Verzicht überhaupt nach erlangter Großjährigkeit aus- 
gesprochen werden, während die anderen Staaten ihn in dem 
Jahre nach erlangter Großjährigkeit fordern. Portugal 
erlaubt den Verzicht auch schon vor der Erlangung der 
Großjährigkeit durch die gesetzlichen Vertreter der Kinder. 
Die letzte Gruppe von Fällen wird schließlich durch die Staaten 
gebildet, in denen das Kind eines Vaters, der gleichzeitig An- 
gehöriger zweier Staaten ist, ebenfalls nach Abstammungsprinzip 
die gleichen Staatsangehörigkeiten mit der Geburt empfängt und 
wenigstens theoretisch — in infinitum weiter vererben kann ! — 

2. Neben diesen Fällen mehrfacher Staatsangehörigkeit kraft 
Geburt gibt es nun ferner Tatbestände, in denen die gleiche 
Eigenschaft durch Heirat, Legitimation, Uebernahme 
eines Staatsdienstes und, was hier allein betrachtet werden 
soll, durch Naturalisation im Ausland erworben wird. Au.s- 
geschlossen sind solche Verhältni.sse mehrfacher Staatsangehörig- 
keit in Norwegen, Württemberg, Lübeck, Luxemburg, 
der Schweiz und St. Domingo. Diese Staaten haben das 
sehr zur Nachahmung zu empfehlende Prinzip, daß sie nur 
solche Personen naturalisieren, die den Nachweis der Ent- 
lassung aus ihrer bisherigen Staatsangehörigkeit 
erbringen. Der gleiche Grundsatz ist in den Verträgen 
zwischen Deutschland und Oesterreich, Deutschland und derTürkei, 
Deutscliland und Persien, Deutschland und Marokko bei der 
Uebernahme eines Angehörigen des anderen Vertragschließenden 
vereinbart.^; Andere Staaten vertreten zwar den Grundsatz 

W) B od mann, 2251 ff . 

») B od mann. 210 !f., .331 ff. 
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des sogen, französischen Prinzips: durch die Natu- 
ralisation im Ausland erlischt die anprestaTumte 
Staatsangehörigrkeit ipso jure. Hierzu gehören weitaus 
die meisten europäischen Länder,^"! nämlich alle Staaten, die 
nicht der noch zu betrachtenden dritten Gruppe angehören. 
Spanien, die Vereinigten Staaten und Kolumbien 
verstärken noch die Wirkung des französischen Prinzips da- 
durch, daß sie einen ausdrücklichen Verzicht des zu Natural!« 
rieienden auf seine bisherige Nationalititt zur Bedingung der 
Änfinhine maelmi.^ In solchen Ettllen sind die Konflilcte 
zwar Termindert, aber doch nicht aasgeschlossen. Denn der 
Verzicht hat ebenso wie der Untergang der alten Staats- 
angehörigkeit infolge Naturalisation nur eine Geltung innerhalb 
der Länder, die diese Bestimmungen treffen, sie gelten also 
lediglich fflr die Länder, in denen er unter den angegebenen 
Bedingungen die neue Staatsangehörigkeit erwarb, und für sein 
Heimatland, sofern dieses den Neuerwerb als Erlöschungsgrund 
der angestammten Nationalität betrachtet. Der in Spanien 
naturalisierte Franzose ist zwar nicht mehr Franzose nach 
spanischem oder franzusiscliem Recht: niclits aber hindert 
ihn, in Deutschland, England, Amerika usw. seine spanische 
Staatvsangehörigkeit vorzuschützen. Die dritte Hruppe von 
Ländern endlich kennt entweder überhaupt keine Lösung der 
einheimischen Staatsangehdrigkeit (heute gehören hierra 
nop noch Baßland und Venezuela) oder jedenfalls keine 
infolge der Naturalisation im Ausland ipso Jure wir- 
kende Expatriation: hierhin gehören Deutschland, die 
Schweiz, die Vereinigten Staaten, Ungarn, die Tür- 
kei. Innerhalb der angegebenen Grenzen kann demnach das 
betreffende „suJet mixte*' im weiterem Umfang die ihm nütz- 
lich erscheinende Staatsangehörigkeit als Waffe gegen das See- 



Außer Frankroirh gehürf>n hierzu z. B. England, ItaUen, Spanien, 
Bnrtogal, Belgien, die Niederlande, Norwegen-Schweden. 
*) Bodmann, 913 ff., 331 

*t) Vollständige Aufzählung bei Bodmann, 327 Anm. 4. Eine Aus- 
nahme gilt fur Deutachland innerlwlb der Ocenzea der Bancroft-Vertrige. 
Dua V. MartitM, 831 ff. 



320 



Liepmann, 



beuterecht vorschützen oder die Entlassung aus der ihm 
unbequemen, sei es angestammten, sei es erworbenen 
Staatsangehörigkeit verlangen. Wenn der Antragsteller 
nicht militärpflichtig ist oder von dem betreffenden Staat wegen 
eines Delikts verfolgt wird, pflegt die Entlassung ohne 
weitere Schwierigkeiten erteilt zu werden. 

3. Die unerfreuliche Liste solcher komplizierten Verhält- 
nisse ist leider immer noch nicht vollständig. Zu erwähnen 
sind nämlich noch die Wirkungen der Naturalisation 
auf die Kinder. Auch hier gelten ganz verschiedene Gnmd- 
sätze. Die minderjährigen Kinder eines Naturalisierten können 
nachdem Rechtdes Auf nahmestaatesfj3Ä0 ywre dessen Staats- 
angehörigkeit erwerben (so in Deutschland, Schweiz, 
England, Frankreich, Italien, in den Niederlanden und Ver- 
einigten Staaten), während sie für die Auffassung des 
Heimatstaates die alte Staatsangehörigkeit behalten, 
(so z. B. in Belgien, Portugal, Luxemburg, Griechen- 
land, RuÜland.)^-) Ferner wird die Wirkung des Options- 
rechtes zu berücksichtigen sein. Die auf französischem 
Boden Geborenen können für ihr Geburtsland nach 
erlangter Großjährigkeit optieren, ohne dadurch nach 
dem Recht ihres Abstammungsstaates dessen Staats- 
angehörigkeit zu verlieren. 

Eine Option ist z. B. in Belgien, Frankreich,*^) Italien, 
Griechenland, Spanien, den Niederlanden gestattet, aber 
dadurch hört der betreffende nicht auf, Angehöriger .seines 
Abstammung.sstaate^s zu sein in Deutschland, Belgien, Eng- 
land, den Vereinigten Staaten, der Schweiz und 
anderen mehr.**) Aus dieser (keineswegs vollständigen) Ueber- 
sicht scheint zunächst die völlige Unbrauchbarkeit des 



*2) Bodmann , .S37 ff. Deutschland und die Schweiz gestatten »ber 
einen Vorbehalt, durch welchen Familienangehörigen eines Naturalisierten die 
heimische Staatsangehörigkeit reserviert wird. 

■'•'j Für das auf französischem Boden geborene Kind eines Fremden, der 
selbst nicht in Frankreich geboren ist: Code civile Art. 9 in der Fassang 
von 1893. 

**) Jiod m a n n , 3.")4 ff. 
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Staatsang^ehörigkeitsprinzips zu resultieren. Wie soll der 
Aufbringende oder das Prisenpericlit feststellen, ob der Eigren- 
tüniPf der Ware nicht neben der durch Papiere dokumentierten neu- 
tralen .Staatsan<xehörip:keit auch nuch die feindliche National itüt 
besitzt, wie kann er ennittfln. ob er nicht die Ictztt re lediglich 
als (iegenwelir gegen das Seebeuterecht abgelegt hat? 

Es ist nicht anzunehmen, daß eine Verständigung über das 
Seebeuterecht zu einer internationalen Reform und Verein- 
beitlicbung des Staatsangehörigkeitsrechtes fflhren wird, daß 
gidi die Staaten etwa darüber einigten: 

1. Nor die Nationalität kraft Abstammang und die Natn- 
nlisation anznerlcennen, und 

2. fflr die Naturalisation die Fordening der vorherigen 
Eotlassong ans dem bisherigen Staatsverband aUgemdn durch- 
znfibren. 

Denn die Rechtsvorschriften über die Nationalität entspringen 
wirtschaftlichen und sozialen Interessen der betreffenden Länder, 
sie sind verschieden in Ländern mit zunehmender oder abneh- 
mender P>»'vidkening, mit starker Einwanderung oder erheblicher 
Auswanderung. Eine Einigung über diese Fragen ist daher 
bis auf weiteres unwahrscheinlich. Das Seebeuterecht kann 
sich aber eigene (irundsätzc schaffen, (Irundsiitze, die das 
nationale Hecht über Staatsangeliörigkeit im allgemeinen nicht 
antasten und ihm die Anerkennung lediglich dort versagen, 
wo. es znr ümgehung des Seebenterechts mißbrancht 
wird. Kdn Staat kann, solange er am Seebeaterecht festhSlt, 
solche MißbrftQche dulden, nnd das französische Becht hat ja 
auch, wie oben gezeigt ist, den allgemeinen Orandsatz anerkannt. 
Aber ohne Angabe genaner Kriterien besteht lediglich Unsicher- 
heit und damit die Gefahr einer WiUkfir der Kriegführt ndm. 
Daher ist die Aufstellung spezieller, praktisch leicht zu band- 
habender Gesichtspunkte durchaus notwendig. Und zwar sind 
es im wesentlichen drei Gesichtspunkte die hier zur Ergänzung 
VerschldtniiigeD der bisherigen franzosischenöeebeuterechts 

Nationalität können dnrch vorzuschlagen sind: 

«ne Ergänzung der fran- 1. Nicht blüli der kurz vor Kriegs- 

«Wiclien AuBasaung un- beginn erfolgte Erwerb einer Staats- 
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schädlich gemacht werden, angehörigkeit ist als verdächtiges Indiz 
Drei Vorachläge de Umgehung des Seebeuterechts anza- 

lege ferenda. sehen, sondern in demselben Maße die 
Ablegung einer bisher besessenen Nationalität: sei es durch 
Verzicht, Option zugunsten des Geburtslandes oder 
durch Entlassung. Wie man das „kurz vor Kriegsbeginn" 
interpretieren will, kann natürlich sehr zweifelhaft sein. Jeden- 
falls empfiehlt es sich, die Grenze so zu ziehen, daß man regel- 
mäßig keinem Unrecht tut, aber auch die vorkommenden Miß- 
bräuche in der Regel der Fälle fassen kann. Für diesen Zweck 
erscheint die Frist von 3 Monaten durchaus angebracht. Sie 
zu verlängern, erschiene rigoros. Nur selten wird ein Kauf- 
mann mit der Möglichkeit eines Krieges auf länger als drei 
Monate hinaus zu rechnen Gelegenheit haben. Andererseits 
empfiehlt sich auch wohl kaum eine Verkürzung der Frist. 
Gerade der im Feindesland lebende Kaufmann, dessen Güter 
in erster Linie von dem Seebeuterecht zu leiden haben werden, 
wird unter Umständen schon in dieser Zeit sich auf die Mög- 
lichkeit eines kriegerischen Ausklingens der bestehenden Ver- 
wicklung zwischen zwei Staaten einzurichten verstehen. 

Demgemäß wäre als erster Grundsatz zu empfehlen eine 
Bestimmung : 

„Der Erwerb einer neutralen Staatsange- 
\or8chIag I. hörigkeit (durch Option oder Naturalisation), 
sowie der Verzicht auf eine feindliche Staatsangehörig- 
keit (durch Entlassung, Verzicht oder Option) kommen 
für die Bestimmung der Ware nicht mehr in Betracht, wenn 
sie in den letzten drei Monaten vor Kriegsbeginn erfolgt sind." 

Da die fraglichen Akte durch Urkunden einer Staats- 
behörde bescheinigt werden, so ist die Feststellung des Datums 
ohne Schwierigkeiten zu ermöglichen. 

2. Der im neutralen Land Naturalisierte kann, wie gezeigt 
ist, in vielen Fällen trotzdem seine feindliche Ab- 
stammungsnationalität behalten haben. Der Auf- 
bringende hat aber nur dann Grund, jene Naturalisation zu 

^) Daß das Kriterium der Kriegserklärung (Regl. von 1778) hellte 
nicht brauchbar ist, bedarf an dieser Stelle keines Beweises. 
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respektieren, wenn das betreftViKk' Subjekt auf seiue Heimats- 
nationalitüt verzichtet hat (und zwar früher als drei Monate 
vor Kriegsbe^inn). Solange es außer seiner neutralen auch noch 
die feindliche Staatsangehörigkeit besitzt, bleibt es Angehüriger 
ein« feindlichen Staates; seine Güter sind dann mit Becbt 
oaeb den allgeraeinen Grandsitsen zn konfinieron. Daraos 
resultiert die Beirechtiganff und Zweckmftffigkeit der zweiten 
Bestimnrang: Ergibt sich ans der Vorlegung 
VoikUh; n. Papiere, daß der Wareneigentflmer dem 
neatralen Staat lediglich durch Naturalisation ange- 
hört, so ist die Ware nnr dann freizugeben, wenn er 
zugleich beweist, dafi er aus seinem Heimatstaat seit 
Unger als 3 Monaten vor Kriegsbeginn entlassen ist. 
Dieser Beweis darf nur durch Papiere der die Ent- 
lassung aussprechenden Staatsbehörde erbracht wer- 
den, die Vorlegung einer vor dem Aufnah niestaat ab- 
gegebenen Options- oder Verzicbtserklärung genügt 
nicht. 

3. Der ira Feindesland Wohnende kann seine an- 
gestammte neutrale Staatsangehörigkeit bewalirt 
haben. Schutz verdient er aber unter solcher Voraussetzung 
nur dann, wenn er nicht gleichzeitig die Naturalisation 
in Feindesland erworben hat. Hat er das getan, so ist 
damit sein Wille, dem Staate seines Wohnortes anzogeh&ren, 
80 ernsthaft dokumentiert, daß er dann auch die Konsequenzen 
seines Verhaltens tragen muß. Die Heimatsnationalitftt wird 
dann lediglich benutzt, wenn sie Vorteile bietet, der Aufbringende 
hat daher keinen Grund, die Güter dieser in Wahrheit dem 
Feindesstaat angehörenden Person zu schützen. Zur Ver- 
wertung dieses Gesichtspunktes ist daher die dritte Bestimmung 
zu empfehlen : 

y Hat der neutrale Staatsangehörige seinen 

* Wohnsitz im Feindesland, so sind seine 
Güter nur dann als neutral freizugeben, wenn er 
durch Bescheinigung der zuständigen Behörde seines 
Wohnsitzes beweist, daß er dessen Staatsangehörig- 
keit nicht erworben hat. Ist dieser Beweis nicht erbracht, 
10 gilt die Ware als feindlich. 
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B. Der Beweis des Eigentnms: 
Der Reklamant kann eine Freigabe der beschlagnahmten 
Güter nach der französischen Auffassung nur erreichen, wenn 
er seine neutrale Staatsangehörigkeit und zugleich beweist, daß 
er Eigentümer der Ware zur Zeit der Beschlagnahme 
war 

1. Zur Zeit der Beschlagnahme: 

Da niclits leichter wäre, als solche 
Der Bewds des Eigentums Beweisstücke nachträglich anzufertigen, 

zur Zeit der Beschlatrnahme. , . ,• <• •• • i r» • *„ 

SO verlangt die franzosische rrisengesetz- 

gebuiig von jeher, daß die Eigentumsverhältnisse durch die 

Papiere an Bord zu beweisen sind (Reglern, von 1778 Art. II 

und XI). 

Kann aber die Existenz solcher Papiere zur Zeit der Be- 
schlagnahme bewiesen werden, so ist auch ihre nachträg- 
liche Vorlegung gestattet.*") Ebenso müssen die vorgelegten 
Papiere zuverlässige Auskunft wie über den Charakter der 
Ware so auch über den Absender und Empfänger geben. Jede 
Unregelmäßigkeit, jede Unklarheit über die Personen 
und die Art des zugrunde liegenden Geschäfts schafft 
hier die Vermutung einer Verschleierung und führt zur Konfis- 
kation der Ware. So sind Konnossemente, die nur von dem 
Kapitän unterschrieben sind, wiederholt als ungenügend ziira 
Beweise der Neutralität der Ware angesehen worden.***) Ebenso 
sind ungültig Konnossemente, die keine bestimmten Angaben 
über die Person des Absenders und namentlich des Em- 
pfängers machen. Aus demselben Grunde die reinen Ordre- 
konnossenieute. Findet sich der Name des die Güter rekla- 

Pistoye-Duverdy I 420 und 442 (Prisengerichtsentscheidung). 
*^ Pistoye-Duverdy 1453; ÄarioMx 76 („Turner"), 80 („Magda- 
lene"). 125 („Heinrich"). 

«) Barboux, 115 („Eclips"). 

«) Barbuux, 126 („Heinrich"), 129 („Pfeil"): Ein Konnossement, das 
die Waren lediglich als propri^U des sujets britanniques bezeichnete; 
93 (,,Paul Auguste") : ein Konnossement lediglich „ä ordre", das zudem von 
den neutralen Absendern nicht erkennen läßt, ob sie Eigentümer der Ware 
Bind oder gehandelt haben als „simples commissionaires dordre et pour 
campte d'un tiers". (Die reinen Ordrekonnossements bedeuten : Lieferung an 
die Ordre des Absenders.) 
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mierenden KonnosscmentinhalxTs nicht auf dem an Bord bt^find- 
liclRii Exemplar, so kann dies' r lU-wt-is niflit crtj^anzt werden durch 
V(trlef:nri;LX der von den Hett ili^-^tni st llist geschriebenen Hfehnung', 
die ohne Beweiswert sei, weil sie nach der Beschla^rnahnie 
angefertigt sein ki»nne („Kclips" 114). Eine als „proj)r{('tc' 
am^ricaitie'' von einer deutschen Filiale iu Xew-York au das 
Haaptgeschäft in Bremen abgesandte Ware wurde konfiadert, 
trotzdem dem Konnossement die Erklärong eines Amerikaners 
Yor der Zollbehörde beigefügt war,* daß die Ladung sein Eigen- 
tom sei: mit Recht hat das Prisengericht das als ^Behaoptungen, 
nicht Beweise*, zurttckgewiesen (,MagdaIene* 80). Hit Recht 
hat es Waren konfisziert, die ohne Angabe des EigentOmers an 
Ordre nach Hamburg bestimmt waren, obwohl die Befrachter 
ihre Schweizer Staatsangehörigkeit durch den Scliweizer Konsul 
in Fernambuco bestätigen und zugleich bescheinigen ließen, 
daß die Waren ihr Eigentum seien: Denn das konnte eine 
Erklärung _aus (Jefälligkeit" sein, es sei nicht einmal he- 
hauptet, daß ein Beweis iiires Eigentums vor dem Schweizer 
Konsul geführt sei (^Elisabeth'* 85). 

Durch diese Beweis.strenge ist, wie man sieht, eine 
Täuschung durch Verschleierung des Empfängers oder 
Verschiebung durch Weitergeben des Konnossements 
nach Antritt der Falirt mit Sicherheit zu verhindern. Eis 
fragt sich nun aber weiter, in welchem Augenblick das Eigen- 
tun fibergegangen ist? Zu diesem Zweck ist zun&cbst erfor- 
derlich, die privat- und handelsrechtlichen Bestim- 
mungen des französischen Rechts zu untersuchen, dann 
ZQ prüfen, ob und inwieweit sie durch Gesichtspunkte des See- 
heuterechts zu modifizieren sind. 

2. Nach französischem Zivilrecht gebt 
faSLö^sofef ^ Eigentum nicht erst, wie im deutschen 

*^HLdei«recht'? börgerlichen Gesetzbuch") nu* der üeb er- 
gäbe der Sache, sondern bereits mit dem 



BGB S 029 : „Zur Uebcrtragang des Bigentoms an einer beweglichen 
Sache ist erfonlerlich, daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber flbergibt 
nnd beide darüber eini^ sind, daü dos Eigeotam flbergcbea soll." 
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Vertragsabschluß auf den Berechtigten über. Insbesondere 
ist demgemäß das Eigentum auf den Käufer übergegangen, 
sobald die Parteien über die Sache und den Preis einig geworden 
sind, auch wenn die Sache selbst noch nicht übergeben und 
der Preis noch nicht bezahlt ist.''^) Daraus folgt aber gleich- 
zeitig, daß die Parteien in der Lage sind, durch Vereinbarungen 
die Einigung hinauszuschieben bis zum Augenblicke des Ein- 
gangs der Ware bei dem Käufer, In diesem Fall ist der 
Vertrag bei der Ablieferung noch nicht perfekt, und es bleibt 
demgemäß der Verkäufer Eigentümer der Ware bis zu deren 
Üebergabe an den Käufer. Für den Handelskauf trifft dann 
noch der code de commerce die auch für das Seefracht- 
geschäft gültige Bestimmung: „la marchandise sortie du 
magasin du vendeur ou de Vexpediteur voyage s'il 
n'y a Convention contraire, au risque et aux pSrils 
de celui ä qui eile appartienne (Art. 100, vergl. auch 107). 
Diese Bestimmung legt die Gefahr dem Eigentümer, d. h. also 
der Regel nach dem Käufer auf, sobald die Ware aus dem 
Magazin des Absenders heraus ist bis zu ihrem Eintreffen am 
Bestimmungsort. Geht die Ware in dieser Zeit ohne Schuld 
des Verkäufers (oder seiner Vertreter) zugnmde, so ist dieser 
von seinen Verpflichtungen befreit, während der Käufer trotz 
nicht erhaltener Ware den Kaufpreis zahlen muß oder ihn, 
falls er schon gezahlt ist, nicht zurückfordern darf. Das ist 
der Sinn des Begriffs „Gefahrtragung" für den Käufer. Aber 
wie die Eigenturasverhältnisse bis zur üebergabe dem Ver- 
käufer durch Parteivereinbarung reserviert werden können, so 
kann ihm auch durch den Willen der Kontrahenten bis zu 
diesem Augenblick die Gefahr aufgebürdet werden. In diesem 



") Code civil 1138: „L' Obligation de livrer la choae est parfaite 
par le seul connentement des parties contractantes. Elle rend le 
creattcier proprietuire et met la chose ä sex risques des Vinstant oA 
eile a dä äire lior^e encore que la tradition n'en ait point faite'\ 

^) Code civil 1583: „Elle-la vente-est parfaite entre les parties 
et la proprietc est acquise de droit ä l'acheteur ä Vigard du vendeur 
dis qu'on est coutenu de la chose et du prix quoigue la chose n'est 
pas encore 6tc licrie ni le prix patjö". 
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Fall 'wird er im Falle Untergangs der Ware während der 
Reise von seiner Verpflichtung zur Lieferung nicht befreit. 

Auch im französischen Recht (wie wohl in allen handels- 
rechtlichen Gesetzgebungen) ist der SchifFer verpflichtet, zur Her- 
ausgabe der Güter an den legitimierten Konnossementinhaber, 
d. h. bei dem Naraenskonnosseraent an den hier Bezeichneten, 
bei dem Ordrekonnossement an den durch Indossament Be- 
rechtigten. ^) 

Der legitimierte Besitzer des Konnossements wird also 
durch diesen Besitz zugleich zur Verfügung über die Güter 
selbst befähigt, und umgekehrt kann der Absender durch die 
üebertragung des Konnossements über die Güter ver- 
fügen und also durch dessen Hingabe die Herausgabe der Güter 
an den ursprünglich als Empfänger bestimmten oder andere 
Personen bewirken."^) 

^ . , .V j , Aus dieser Uebersicht ergibt sich zu- 

Der neatrale Absender kann 

sich nach französischem ^Mist eine für die Zwecke des Seebeute- 

Privatrecht das Eigentum rechts höchst unsichere Situation, 

bis zur Ankunft an den Im allgemeinen ist zwar der Käufer 
Feind vorbehalten Solche ^y^re schon während der Reise 

Abreden sind ungültig, wenn , i^i. i\i 

u 4 » j T> (also vor der wirklichen l ebergabe) als 

erst nach Antritt der Reise ^ ^ 

abgeschlossen, sonst aber Eigentümer anzusehen. Es steht aber 
gelten sie auch in Kriegs- den Vertragschließenden frei, dem Ab- 
zeiten nach französischem sender diese Eigentumsrechte während der 
Prisenrecht. Reise vorzubehalten. Ist also der Käufer 

neutral, so gilt er, wenn keine entgegenstehende Verabredung 
getroffen wird, ipso Jure nach französischem Recht als Eigen- 
tümer, auch wenn der Absender die feindliche Staatsangehörigkeit 
besitzt. Gehört dagegen der Käufer dem feindlichen Staate an, 
so kann die an ihn abgesandte und für ihn bestimmte Ware 



^ Die nach dem französischen Gesetz auch noch zulässigen reinen 
Inhaberkonnossemente f.,au porteur") kommen praktisch kaum vor. 

^1 Zur Lehre dos Konnossements n8u:h französischem Recht ist zu ver- 
gleichen Lyon-Caen-Renault, Traitd de droit commercial. 3. ed. 
(1901) Bd. 5 No. 695 ff., namentlich No. 701 und 713. Den Hinweis auf die 
französische und englische Handclsrechtslitcratur verdanke ich der Freund- 
lichkeit von Professor Pappen he im-Kich 
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doch die neutrale Staatsangehörigkeit auf See behalten, wenn 
das Eigentum durch Parteiabrede dem Verkäufer bis zur Ueber- 
gabe an den Käufer vorbehalten wird. 

Solche Abrede kann das französische Prisenrecht als un- 
gültig ansehen, wenn sie erst nach Antritt der Fahrt abgeschlossen 
und also nicht aus den an Bord befindlichen Papieren 
zu ersehen ist. Ist sie aber vor Antritt der Reise abge- 
schlossen, und in den Papieren an Hord zum deutlichen Ausdruck 
gebracht, so fehlt eine Handhabe zu ihrer Zurückweisung. Es 
sind daher auch keine Prisengerichtsentscheidungen namhaft zu 
machen, die solche Abreden ohne weiteres als Umgehung des 
Seebeuterechts ignorieren: eine Entscheidung aus dem 70er 
Krieg betont vielmehr ausdrücklich, daß der Beweis des Eigen- 
tums weder allein aus der Qualität des Befrachters, 
noch der des Empfängers (consignataire) mit Sicher- 
heit zu deduzieren sci.^^) Wenn die Parteien überein- 
kommen, — so heißt es bei de Boeck, einem der besten Kenner 
des französischen Prisenrechts — daß die Ware das Eigentum 
des neutralen Absenders bis zu ihrer Ankunft am Bestimmungs- 
ort bleiben soll, um erst im Augenblick der Uebergabe das 
Eigentum des feindlichen Empfängers zu werden, so betrachtet 
die französische Jurisprudenz keineswegs wie die englische, 
eine solche Abrede als nicht geschehen; sie wird lediglich 
untersuchen, wem diese Waren während der Reise gehören und 
wird sie nur dann verurteilen, wenn sie einem feindlichen 
Eigentümer gehört: so daß also die an einen feindlichen Em- 
pfänger bestimmte Ware der Konfiskation entgehen wird, wenn 
vereinbart ist, daß das Eigentum bis zur Ankunft der Ware 
bei dem Absender bleiben soll, „Mit einem Wort, die französische 
Jurisprudenz hält sich auch in Kriegszeiten an die für Friedens- 
zeiten anwendbaren Regeln, immer unter Vorbehalt des Grund- 
satzes „frans omräa corrumpit^ . Den französischen Prisen- 
riclitern ist es niemals in den Sinn gekommen, daß es anders 
sein könnte: Daher sind wir auch nicht in der Lage, irgend 
eine Entscheidung ajizuführeu, die ausdrücklich diese französische 



Barboux, 120 („Laura Louise"). 
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Doktrin konstatiert.**^ In demselben Sinne äußert Calvo, 

daß für die Eigentumsverhältnisse lediglich die Artt. 100 und 

107 des französischen Handelsgesetzbuches maßgebend seien, 

and behauptet, daß die Prisengerichte diese Anschauung 

namentlich auch im Krimkriege zum Ausdruck gebracht 

hätten: nähere Angaben über diese Entscheidungen macht er 

freilich nicht. ^"'I Daß eine solche wohlwollende Berücksichtigung 

den Zwecken des Seebeuterechts keineswegs entspricht, bedarf 

nach den bisherigen Ausfühnmgen keines Wortes mehr. 

- • . j. , .. • u Strenger geht das französische Recht 

Digegcn ist die französische ^ ^ 

AoüMsnDK streng in der vor, wenn es sich um die durch Ver- 
Beurt*UuDg des Konnossc- Wertung der Konnossemente ermöglichte 
fficDts und seiner Weiter- Veränderung des Empfängers handelt. 

Aus diesem Grunde hat es die reinen 
Ordrekonnossemente nicht anerkannt, hat Uebertragung der 
Waren, die mit Hilfe des Konnossements an neutrale Kaufleute 
vorgenommen waren, zurückgewiesen, weil sie erst nach der 
Beschlagnahme vorgenommen waren und zwar selbst dann, wenn 
diese Zession gültig, d. h. nach Zivilrecht^grundsätzen zu halten 
sein sollte.^) Schließlich hat es die Herausgabe der Ware 
an den durch Indossament bereclitigten neutralen Konnossement- 
inhaber verweigert, weil das Indossament nicht die wesent- 
lichen Gesichtspunkte (ies mentiom substantielles) einer 
Uebertragung des Eigentums und speziell nicht den Namen 
des Käufers, zum Ausdruck bringe."*') 
Die Rechte auf Grund des ^^^^ letztere Entscheidung enthält einen 
Konnossement« sind nicht sehr wichtigen und, SO viel ich sehen 
notwendig Eigentumsrechte, kann, in der bisherigen Literatur nicht 
Aus dem Konnossement und beachteten Gedanken zur Sicherung des 

-chiffers geebeuterechts. Der legitimierte Inhaber 
ist nicht zu erkennen, ob 

ier Konnosscmentsinhaber ^es Konno.ssementü ist Zwar nach inter- 
Eigentümer der Ware ist. national-rechtlicher Auffassung zur Em- 
Vorlegung des Originalvcr- pfangnahme der (lüter berechtigt, der 
tr iges daher no twendig. Schiffer verpflichtet zur Uebergabe an ihn, 
^1 de Boeck, 166. 

^'1 Calvo, Le droit international Bd. ^, 8 191^7 (a. E ). 
'^1 Barboujr , 62 63 (,.Gherardine"j. 
Barboux, 54 („Ludwig*')- 
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aber daraus folget noch keineswegs, daß er Eigentümer der 
Ware werden sollte oder geworden ist. Hierfür sind 
lediglich die Bestimmangen des Vertrages zwischen dem Ab- 
sender und dem Konnosseraentsinhaber maßgebend, d. h. der 
Sinn, der nach der Parteiabrede mit der Uebergabe des Konnosse- 
ments verbunden sein sollte. Das kann Eigentumsüber- 
tragung auf Grund eines Kaufes oder anderen Rechts- 
geschäfts sein, das Konnossement kann aber auch übergeben 
werden, um dem Empfänger ein Pfandrecht zur Sicherung 
etwa für ein von ihm dem Absender gegebenes Darlehen zu 
übertragen, oder um ihm lediglich das Recht zur Aufbewahrung 
für den Eigentümer oder schließlich um ihm die weitere Be- 
förderung der Güter an den Käufer (auf dem Landweg) zur 
Pflicht zu machen. In diesen Fällen ist er natürlich nur 
Besitzer, nicht Eigentümer der Ware. Das Konnossement 
enthält aber tatsächlich und nach den Anforderungen des Ge- 
setzes keine Aufklärung über die zugrunde liegenden inneren 
Rechtsverhältnisse. £^ ist lediglich eine Empfangsbescheinigung, 
die der Schiffer (oder sein Vertreter) dem Absender über die 
ihm zur Beförderung übergebenen Güter ausstellt, und die 
Verpflichtung, sie dem Benannten, Beorderten oder bloßen 
Inhaber des Konnossements auszuliefern. Über das 
Rechtsgeschäft, da-s zwischen diesem Inhaber und dem Ab- 
sender abgeschlossen ist, auf Grund dessen also die Heraus- 
gabe erfolgen soll, fehlen daher die Angaben.^) Ob also der 
zur I<]mpfangnahme Berechtigte Eigentümer der Güter werden 
sollte (oder bereits geworden ist), darüber läßt sich ein Urteil 
nur auf Grund einer Kenntnis des zwischen Absender und 
Koniiossementsinhaber abgeschlossenen Vertrages, ni-emals 
aus dem Konnossement selbst, erkennen. Die oben 

'*^) Code de commerce, Art. 281 : Le connaissement doit exprimer 
la nature et la quuntitc ainsi que les especes ou qualitös des objecis 
ä transporter. II indique le nom du chargeur, le nom et l'adresse de 
celui ä qui rcxpiditiun est faite, le nom et le domicile du capitaine, 
le tiitm et le tonnage du tuivire, le licu du di'part et celui de sä des- 
tinnlion. II enunce le prix du fret. II presente en marge les marques 
et num^ros des objects ä transporter. Le connaissemeHt peut etre ä 
ordre ou au porteur uu ä personnc denomm^e". 
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angeführte Entscheidung hatte sich lediglich auf den Fall eines 
dorch Indossament des Absenders übertragenen reinen Ordre- 
konnossements bezogen und wäre natürlich ebenso für den 
seltenen Fall eines reinen Inhaberkonnossements {au porteur) 
anzuwenden. Aber selbst bei dem reinen Namens- und dem an 
die Ordre eines benannten Empfängers gerichteten Konnosse- 
ment ist die Sachlage genau die gleiclie, wie wir gesehen 
haben. Die bloße Benennung läßt uns völlig im Dunkeln dar- 
über, ob der legitimierte Inhaber des Konno.ssenients auf Grund 
des ursprünglichen Vertrages Käufer und damit Eigentümer der 
Ware oder ob er infolge einer damals (oder erst später) ge- 
schlossenen Vereinbarung lediglich Pfandbesitzer, Lagerhalter, 
Spediteur und ähnliches hinsichtlich der Waren werden sollte. 

» k 4- A • • 1 1 j Daraus ergibt sich eine Folgerung, die 
Auch die Originalnrkanden e oi 

können zur Umgehung des .2" einer Verschärfung der Beweis- 
Seebeaterechts verfälscht frage auch in bezug auf das 
werden. Eigentum der Waren drängt: nie- 

mals kann das Konnossement, oder die Aussage des 
Schiffers, den Beweis der Eigentumsübertragung an 
den Empfänger beweisen. Nur die Originalurkunden 
des vor der Abfahrt abgeschlossenen Vertrages können 
einen solchen Beweis liefern. Aber auch hier sind Be- 
trügereien nach zwei Richtungen denkbar: einmal eine Vor- 
datierung einer in Wahrheit erst nach der Abfahrt zum 
Schutz gegen das Seebeuterecht vorgenommenen Uebertragung 
des Eigentums an einen neutralen Kontrahenten, der nicht der 
wirkliche Eigentümer ist und zweitens die Einkleidung 
eines Rechtsgeschäfts, das in Wirklichkeit lediglich 
Besitz zur Aufbewahrung, Beförderung oder Verpfändung 
übertragen will, in den Wortlaut eines Kaufvertrages: 
eine solche Verschleierung erscheint natürlich überall da opportun 
im Handelsinteresse, wo der Eigentümer feindlicher, der bloß 
zum Besitz Berechtigte aber neutraler Staatsangehörigkeit ist. 

Ob und innerhalb welcher Grenzen der Kriegführende sich 
gegen solche Manipulationen schützen kann, wird nocli zu unter- 
suchen sein. Die französische Prisengerichtsbarkeit und Gesetz- 
gebung enthält keine Direktiven nach dieser Richtung. 

Zeitschrift f. Intern. Privat- u üffentl. Recht. XVII. 22 
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III. Die englisch-amerikanische Auffassung. 

A. Die feindliche oder neutrale Eigenschaft der Ware. 
Nach der englischen Auffassung, der die Amerikaner ge- 
folgt sind, entscheidet für das Kriterium der feindlichen oder 
neutralen Eigenschaft der Ware nicht die Nationalität, sondern 
der Wohnsitz des Wareneigentümers.'*^) 

Die Rechtfertigung für diese Auffassung 
Die Bedenken KPgcn das ist in praktischen und speziell wirt- 



zu bestimmen, weil die Staatsautorität sich hierfür verbürge 
— bei Gütern fehle eine solche Abhängigkeit von der Staats- 
autorität, daher sei hier eine andere Betrachtung an- 
gebracht. In anderen Entscheidungen wird darauf hin- 
gewiesen, daß sich ein Wechsel der Nationalität schnell und 
rein nominell vollziehen lasse, oft zu erreichen sei lediglich 
durch eine „Ausgabe von wenigen Dollars.** 

Das Nationalitätsprinzip wird ferner aus dem Grunde 
abgewiesen, weil es den Prisenrichter zu einer Untersuchung 
der verscliiedenen Rechtsgrundsätze fremder Staaten und 
also zu einer Untersuchung nötige, für die ihm die Kompetenz 

Zur Orientierung hierüber sind vor allem die Prisengerichtscntachei- 
dungen heranzuziehen. Ich zitiere im folgenden Robinson , Reports of 
cases (letermined in the High Court of Admirnlty commencing with 
the jut/gments of the Rt. Hon. Sir William Scott (6 vol.) 1799-1808 
und Spinks, Reports of cases d^cided during the present tcar in tk« 
Admiralty Prize Court and the Court of Appeal. 1855/56. Für das 
amerikanische Prisenrecht, das nicht dargestellt ist, vergl. Whartun, 
A Digest of the International Law of Ute United States. (3 vol.) 



^) Robinson . 5. 5a („Vreede Scholtys") „some countries have g<m« 
80 far OS to make tfte flag and pa.ss of the ship conclusive on the 
cargo, but this country has never carried the principle to that extent. 
It holds the ship bound by the car acter imposed upon it by the 
authority of the Government from tchich all the documents issue. But 
goods tchich have no such dependcnce upon the authority of the State 
may be differently considered". 

«3} Spinks, 267 (..Baltica'O, 317 („Benedict"). 



Nationalitätsprinzip. Die 
Vorzüge u. die Berechtigung 
der Domiziltbeorie. 



schaftlichen Gesichtspunkten zu 
finden. Der Charakter des Schiffes sei 
zwar durch die Nationalität der Flagge 



Vol. 3 § 342. 
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eines gründlichen Verständnisses fehle. Im Gegensatz dazu 
sei das Domizilprinzip innerlich berechtigt. Wer im 
Feindesland wohnt und mit dem Feind Handel treibt, gilt aller 
Welt als ein Kaufmann dieses Landes : ^) sein Verdienst 
kommt diesem Lande zu Gute, dem er Steuern und Abgaben 
zn zahlen hat, nicht seinem Heimatland, dessen Staatsangehörig- 
keit er sich bewahrt hat. „Un sujet de Vennemi — so be- 
gründet Dupuis^) diese Auffassung — fix^ en pays neutre, 
y exercant son industrie ou vivant de ses rentes ne met 
nulle force au service de VEtat dont il gard^ la natwnaliM, 
son travail et ses d^penses n'enrichissent que Vetat oii il int; 
c'est aitjo caisses de cet Etat qu'il verse ses contrihutions ; 
c'est le biidget de cet Etat qtn profite, par contre-coup, de 
ses gains ou de sa fortune. Fourquoi VEtat en guerre 
avec sa patrie le tiendrait — il pour un ennemi alors quHl 
n'est d'aucun secours ä celle-ci? Mais, par contre, le suJet 
neutre etabli en pays ennemi est, pour ce dernier, une 
source de force, une occamon de pro fit. lies impöts quHl 
paie, les richesses qu'il cre^, les revenus qu'il d^pense aug- 
mentent les ressources de VEtat et la puissance financtere 
de la nation. Qu'il le veuille ou non, indirectement tout 
au moitis, il contribue ä soutenir VEtat, ä Vaider dans la 
lutte. Le minager c'est ipargner Vennemi; le frapper, c'est 
atteindre V ennemi." 

Von diesem Prinzip macht die englische Auffassung auch 
keine Ausnahme, wenn es sich um einen englischen Staats- 
angehörigen handelt: tvould be a stränge act of injustice, 
if ichilst we are condemning all nations resident in Holland, 
W€ were to restore the goods of native British subjects 
resident there. An Englishman residing and trading in 



•«) Spinks, 318 („Benedict"). 

„no Position is tnore estabUshed than this, that if a person goes 
into another country and engages in trade and reaides there, he is 
be the law of nations to be considered as a merchant of that country". 
Robinson, 3, 18 („The Indian Chief "), Spinks, 16 („The Johanna Emilie"). 

^) Dupuis, Le droit de la guerre maritime d'apres les doctrines 
anglaia contemporainea, No. 1Ü3. 

22* 
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Holland is just as mtich a Duich merchant as a Swede or 
a Dane would be.** — Und ebensowenig weicht sie vou 
ihrem Grundgedanken ab bei dem Handelskonsul einer 
neutralen Nation, der ira Feindesland Handel treibt. Noch 
im Krimkrieg hat das Prisengericht es als „a point beyoud 
controversy" bezeichnet, daß eine solche Person als Feind 
anzusehen sei, und nicht als Neutraler seine Ware reklamieren 
könne. ^ 

Welclie Kriterien begründen aber den 
Die Kriterien des Wohn- Wohnsitz einer Person ? „For belUnerent 

purposes a person may be said io be 
domiciled in a coitntry when he lives there under circum- 
stances which give rise to a rea^o nable presumption 
that he intends to make it his sole or principal place 
of residence during an unlimited time".^^) 

Auf zwei Gesichtspunkte ist diese Präsumption zu gründen: 
Die Dauer und den Zweck des Aufenthalte. Ira allgemeinen 
wird die Zeit den wesentlichen Faktor bilden: in den meisten 
Füllen wird sie geradezu ausschlaggebend sein."^) „Ein Mann 
kommt in ein Land eines Prozesses wegen; — heißt es in 
einem viel zitierten Urteil Sir W. Scotts'^) — es kann aber 
vorkommen, daß der Prozeß ebensolange dauert, wie er selbst! 
(it may last as long as himself). Dann verbinden sich 
allmählich mit der einen Angelegenheit, die ihn in das Land 
führte, andere, die ihm allmählich den Charakter des Landes, 
in dem er weilt, aufdrücken." Dagegen kommt der Zweck 
des Aufenthalts dann in Betracht, wenn es sich um einen 
kurzen Zeitraum handelt, der allein zur Entscheidung der 
Frage nicht ausreicht. So in dem berüchtigten Fall von 
Whitehill, der erst ein oder zwei Tage in St. Eustatius an- 

«') Robinson, 3, 41 („The Citto"). 

^) Spinks, 10 („Aina"). Von früheren Entscheidungen RobiHson, 
3, 27. („The Indian Chief"). 

^} So bei Hall, A Treatisc on International Law (5. Aufl.) 497/98, 
der damit die allgemeine eiiulisch-amerikanische Auffassung wiedergibt. 

'"i Robinson, 2, '^21 (,.Harmony"i : „titne is tfie grand ingredieHt 
in constituting dorn teil". 

Die Entscheidung stammt aus dem Jahre 180Ü. 
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gekommen war, da er aber dorthin reiste, „um sich zu etablieren" 
nahm das Gericht an, daß er bereits einen Wohnsitz begründet 

hatte. ''^ In diesem und anderen Fällen 
UnsicherheitundWiUkürbei -^^ Willkür und Unsicherheit 

der praktischen Handhabung . ^ i i.i • i o o • i 

j i. .1. • (*in außerordentlich großer Spiel- 
der W ohnsitztheone. " * 

räum gelassen. Die für Verurteilung 
oder Rückgabe der Güter maßgebenden Schlüsse werden nicht 
auf objektiv greifbare, sinnenfällige Tatsachen gestützt, 
sondern die Entscheidung hängt, ab von der Interpretation 
der Absichten und Willensrichtung der betreffenden 
Kaufleute, davon, ob ihnen der „animus manendi'' inne- 
wohnt oder nicht. Und dasselbe gilt für die Frage der Auf- 
gabe eines Wohnsitzes. Wer aus dem feindlichen Land 
verzieht, verliert nur dann seine feindliche Qualität, wenn er 
das Feindesland definitiv „sine animo revertendi" verlassen 
hat."'') Für beide Vorgänge können zwar äußere tatsächliche 
Momente zur Unterstützung herangezogen werden, wie z. B. 
die Beziehung einer Wohnung, die Begründung eines Kontors, 
die Abwicklung einzelner spezialisierter Geschäfte oder der 
Betrieb eines Handelsunternehmens überhaupt, die Ueber- 
siedlung mit der Familie oder ihre Zurücklassung an dem 
alten Wohnsitz. Aber diese faktischen Momente sind nicht 
gegebene und sichere Größen, auf die sich der betreffende 
Reklamant mit zuverlässiger Aussicht auf Erfolg berufen kann, 
die der Richter als feststehendes Material zu benutzen hat. 
Vielmehr handelt es sich um Indizien, die mit freier Beweis- 
Würdigung zu werten sind. Das Prisengericht kann ihnen den 
Glauben versagen, weil sie nicht genügend bewiesen sind, 
weil die Papiere oder Personen, die von ilmen Kunde ablegen, 
ungenau oder unzuverlässig erscheinen, es kann annehmen, daß 
jene Absicht der Wohnungsveränderung nur mit Rücksicht 
auf den Krieg d. h. nicht bona fide betätigt sei und 
daher vor dem Gericht keine Berücksichtigung 
verdiene. Durchaus berechtigt ist, daß jede Verlegung des 
Wohnsitzes bei einem unmittelbar bevorstehenden oder 



Robinson, 5, 60 („The Diana"): hier wird jener Fall zitiert. 
") Robinson, 3, 12 („The Indian Chief"), Spinks, 267 („Baltica"). 



336 



Liepmann, 



bereits ausgebrocUenen Krieg mit äußerstem Mißtrauen 
angesehen und so gut, wie nie, von englischen Gerichten 
respektiert wird. Und ebenso berechtigt ist der Spott, mit 
dem die Gerichte die Behauptung der Wohnsitz\'erlegung dann 
zurückweisen, wenn in wenigen Tagen im neutralen Ausland 
der Antrag auf Erlangung des Bürgerrechts gestellt, der 
Bürgerbrief erteilt und der Bürgereid abgeleistet wurde. 
Aber auch sonst wird den Behauptungen und Beweisen der 
Reklamanten erhebliche Skepsis entgegengesetzt. Die Tatsache, 
daß ein Kaufmann im Feindesland kein Kontor habe, gilt 
nicht als Beweis, daß er kein Domizil begründet habe: denn 
„wie viele große Geschäfte werden im KafFeehause abge- 
schlossen." Die Behauptung, „nur einige Geschäfte im Feindes- 
lande zu erledigen**, wird für den gleichen Zweck als nicht 
genügend angesehen, weil daninter „alle zukünftigen Ver- 
anstaltungen gemeint sein könnten"."^) Kurz, wenn die Ge- 
richte „vollsten Beweis" über die Absicht verlangen "") und 
nur ein „solides Faktum" nicht bloße Intentionen zulassen, so 
lassen sie doch völlig im Dunklen, worin diese „soliden Fakta" 
erblickt werden können. Ueberall da, wo nicht die Länge 
eines Aufenthalts jeden Zweifel ausschließt, kann man höchstens 
e i n greifbares Prinzip aus allen diesen Urteilssprüchen heraus- 
lesen: das Prinzip sehr starken Mißtrauens gegen jedes an- 
geblich definitive Verlassen des Feindeslandes und 
gegen jede Behauptung einer Wohnsitz Verlegung 
in neutrales Gebiet. Freilich enthalten die Entscheidungen 
so viel an praktischem „bon sens", so viel an geläuterter 
Menschenbeurteilung und Kenntnissen des wirtschaftlichen Lebens, 
daß vielleicht trotz der mangelhaften Begründung meist das 
Richtige getroffen sein mag. 



'*) Spinks, 102 („Merk") nnd ebenda 109 („Soglasie") : „all of a 
sudden he ist transformed into a Danish subject and all at once i» 
ttcu ur three daya a petition, certificate, burghers brief and oath of 
allegiance is out-all done in tteo or three days". 

^'^) Robinson, 5, 291) (..The Jonge Klassina"). 

'8) Robinson, b, 6fi („The Diana'). 

") Robinson, ö, 280 („The President"). 
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Aber die Unsicherheit des Prinzips 
Bedenken gegen die Wohn- ggi^st bleibt doch für alle zweifelhaften 

1- ku . .« o . 1 Tatbestände bestehen, seine Brauchbarkeit 
bchkeit für den Neutralen. ' 

steht und fällt mit hervorragenden Prisen- 
richtern. Sie haben die Entscheidung selbst zu treffen, ilire 
eigene Erfahrung und Beurteilung gibt allein den Ausschlag, 
sie haben alle Fragen selbständig zu lösen, und ihre Auf- 
gabe wird nicht, wie bei dem Staatsangehörigkeit^iprinzip, 
dadurch erleichtert, daß eine Reihe von Inzidentpunkten bereits 
durch unanfechtbare staatliche Urkunden beantwortet sind. 
Gerade dieser letztere Gesichtspunkt erweckt starke Zweifel 
gegen die Praktikabilität der ganzen Anschauung, zumal, wenn 
es sich darum handelt, sie zum Gemeingut völkerrechtlicher 
Beurteilung zu erheben. Heute gehören Kriege glücklicherweise 
zu den Ausnahmevorgängen im staatlichen Leben: Man kann 
daher nicht mit Prisenrichtem rechnen, die durch regelmäßige 
Erfahrungen zur sicheren Lösung auch komplizierter Tatbestände 
stets die erforderliche Befähigung mitbringen. Sind sie aber 
dieser Aufgabe nicht vollkommen gewachsen, so sind Ueber- 
spannungen und Willkürentscheidungen, auch wenn man von 
bewußten Rechtsbeugungen in majorem reipublicae gloriam 
absieht, gerade bei dieser Wohnsitztheorie zu befürchten. 
Staaten, die damit rechnen können, öfter neutral als kriegführend 
zu sein, werden sich daher die Zustimmung zu ihr doppelt ernst 
überlegen müssen. 

B. Das Eigentum an der Ware. 

1 . Die handelsrechtlichen Bestimmungen 
Die Eigentnmsfrage nach ^^j. Engländer beruhen auf dem Grund- 
raglischem Handelsrecht. , , , » j ^ 

* gedanken der „Sale of Goods Act" von 

1893, wonach mit der Uebergabe der Ware zur Verfrachtung 
oder Verschiffung das Eigentum auf den Käufer übergegangen 
ist, sofern sich nicht der Verkäufer das Verfügungsrecht bis 
zur Ankunft vorbehält. Dieses Verfügungsrecht kann er sich 



'*) Sect. 18, 5, *). Und zu der ganzen Materie Carter, A Treatise 
on tke Lato relating to the carriage uf goods by sea. 4. Aufl. 1905; 
Sect 492 ff. 



338 



Liepmann, 



durch besondere Yertra^abrede resen-ieren ^bis bestimmte 
Bedin^ngen erfüllt sind"* oder er kann es tatsächlich hand- 
haben durch Verwendung des Konnossements („bill of ladiug '). 
Da auch nach englischem Recht dies Konnossement ein „SYml>ol 
für die Güter"**) darstellt, seine Uebertragung also als Ueber- 
tragung der Güter selbst anzusehen ist, so ist der Eigentümer 
der Waren in der Tjage, durch das Konnossement (seine 
Zurückbehaltung oder Uebergabe) über die Ware selbst zu 
verfügen. Insbesondere wird nach englischem Recht die Aus- 
stellung eines Konnossements an eigne Ordre („to his otcn 
ord^r") prima [acte so aufgefaßt, als wenn der Verkäufer 
sich dadurch das Verfügungsrecht über die Güter vorbehalten 
wollte.") Es handelt sich aber auch bei solchen Konnosse- 
menten stets um die Interpretation der Parteiabsichten, 
die Eomi der bill of lading allein entscheidet nicht. Es kann 
sein, daß der Verkäufer auch bei den Konnossementen an eigne 
Ordre lediglich als Agent des Käufers handeln sollte: 
kann der Käufer diesen Beweis führen, so hat er das Ver- 
fügungsrecht, nicht der Verkäufer. Und andererseits kann 
vielleicht der Verkäufer nachweisen, daß er nicht das Eigentum 
übertragen wollte, obwohl das Konnossement lediglich von der 
Uebergabe der Güter an den Käufer spricht. Ist das der Fall, 
so behält der Verkäufer das Verfügungsrecht. Denn das 
Konnossement repräsentiert, wie Carver es ausdrückt, nur die 
Güter, nicht das Recht an ihnen, und sein Besitz 
ist nur Aequivalent für den physischen Besitz an 
den Gütern.'*''^) Ol) es überhaupt Rechte überträgt, ob es Eigen- 
tum oder bloße Besitzrechte schafft, hängt von den zugrunde 
liegenden Vertragsabreden und deren Gültigkeit ab.^) 

7») Act, Sect. 19' Act. 

*) Carver, Sect. 486: ,.iY is a key tchich in the hands of a 
rightful otcner is intended to unlock the door of the tcarehouse, 
floatiiig or fixed, in tchich the good.s may chance to he." 

Act. 19, 2 : „tchere gnods arc uhippcd an the bill of lading the 
goods are delivered to the order of the seller or his agent, the 
Seiler is prima fiicie decmed to reserce the right of disposal". 

Carver, Sect. 492. 497. 

Ueber das auK rikanische Recht, das im wesentlichen die gleichen 
Grundsätze vertritt: Kettt. Cotumentaries on American Law (11. Aufl.) 
2, Part. V, Sect. 39. 7 ff. 




Feindliche od. neutrale Eigenschaft d. Ware beim Seebeuterecht? 339 



2. In der Prüfung der Eigentumsfrag:e 
für Zwecke des Seebeuterechts sind die 
Engländer erheblich strenger und, wie 
man sagen darf, zielbewußter als die 
F'ranzosen. Und zwar nach zwei Rich- 
tungen. Einmal hinsichtlich der Beweis- 
frage. Das englische Prisengericht be- 
gnügt sich nicht mit einer Einsicht der 
an Bord befindlichen Schiffspapiere und Privatkorrespon- 
denzen.^) Vielmehr fordert die „Act for regulating Nacal 
Prise of war" von 1864, die darin nur eine feste englische 
Tradition bestätigte, eine Vernehmung von 3 oder 4 Haupt- 
personen der Schiffsbesatzung oder von Personen, die zu diesem 
Zweck z. B. von den Reklamanten als Bevollmächtigte autorisiert 
sind, vor dem Gericht.*'") Und diese Personen werden, der 
Regel nach eidlich, in der spezialisiertesten Form über die 
Rechtsverhältnisse von Schilf und Ladung befragt.^) Erst 
dadurch wird dem Gericht ein Urteil ermöglicht, ob die vor- 
gelegten Papiere echt oder „onli/ co/ourable" sind, ob die in 

Gerade die PriTatkorrcspundenzeii werden in den englischen Ent- 
scheidungen sehr oft herangezogen, um festzustellen, welchen Zweck die 
Parteien mit ihren Anordnungen verfolgt haben, namentlich um „Transaktionen" 
ZOT Täuschung der Kriegführenden aufzudecken. 

*»! Die Act ist als Appendix VI bei Holland abgedrockt, S. 128, 
rergl. namentlich II, 19. 

Bei Holland, 110 ff. sind die fttr den Krimkrieg von der englischen 
Regierung vorgeschlagenen ,,Interrogatories" abgedruckt, die für die Kenntnis 
des materiellen Prisenrechts der Engländer sehr instruktiv sind. Ich führe 
daraus die für die Eigenschaft der I^adung maßgebenden Kragen an : ,, Wliat 
are the names of the l especlite Inders or otcners or cotisiytieof of the 
Said goodü? What coutitrymen are they > Where do they noto Ute 
and carry on their busiuess or trade? Hnto long hate they resided 
there } Where did they reside before, tn the best of ynur knotcledge ? 
And ichere teere the said goods to be delirered and for tchone real 
accuunt, risk or benefit } Hai-e auy nf the said cottnignees or laders 
any and what interent in the said goods? If yea, tchereon do you 
found yuur belief that they hare such interest ? Cnn you take upon 
yourself to sicear that you bclieve that at the tinie of the ladiny the 
cargu and at the presctit titnc and also if the said goods shall be 
restored and unladcn at the destincd ports the goods did do and will 



Die englische Prüfung der 
Ceweisfrage im Prisenver- 
fahren: SchifTspapiere, 
I'rivatbriefe, eidliche Ver- 
iiibmoDg, spezialisierte Be- 
fragung über die Rechts- 
verhältnisse von Schiff und 
Ladung. 
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Betracht kommenden Rechtsverhältnisse in wirklichen Handels- 
interessen oder lediglich zur Täuschung der Kaptoren be- 
gründet sind. 

„, . ^ Zweitens ergibt sich schon aus dieser 

Prüfung des Eigentums- *' 

recht« nach Empfang der prozessualen Strenge, daß die englische 

Ware. Der Vorbehalt des Prisengerichtsbarkeit auch die Fragen des 

Eigentums beim Absender materiellen Rechts: Eigentum an der 

wird für das Seebcut«recht Ware und Eigentumsübergang wesentlich 

nicht respektiert- i i i _l -ii. i j r •• • u 

^ skeptischer beurteilt als das franzosische 

Recht. So vor allem in der Zurückweisung aller Parteiabreden, 
die, für den Friedensverkelir gültig, zu einer Umgehung des 
Prisenrechts führen könnten. Nicht anerkannt werden Ueber- 
tragungen der Ware „in transitu" an andere, als die in den 
Schiffspapieren bezeiclineten Personen®') — der Beweis, daß ein 
neutraler „bona ^rftf"-Eigentum an den Waren erworben habe, 
genügt nicht, wenn nicht das Eigentum schon zur Zeit der 
Verschiffung erworben war.^) Aber auch die in diesem Zeit- 
punkt vereinbarten Bestimmungen können durch die stärkeren 
Regeln des Seebeuterechts entkräftet werden. Der Absender 
kann sich das Eigentumsrecht bis zur Ablieferung 
vorbehalten. Ist eine solche Vereinbarung im Frieden ab- 
geschlossen, so behält er Verfügungs- und Eigentumsrecht. Ist 
sie aber in Kriegszeiten abgeschlossen, oder „flagrante hello", 
d. h. zu einer Zeit, in der der Handel schon mit dem Ausbruch 
eines Krieges rechnen konnte, so wird sie im Prisenrecht nicht 
respektiert.®") Im Krieg kommt es nur darauf an, was mit der 
Ware nach ihrer Ankunft geschehen sollte. Wenn sie hier 



belang tu the same persona and to none others". Man beachte, daß 
diese Fragen von dem Schiffer gar nicht, sondern nur tod 
dem Absender und dem Empfänger beantwortet werden 
können, von dem letztgenannten aber auch nur, wenn erder 
wirklich Interessierte an dem Waronempfang ist! 

^) Robinson 1, 388 („The Vrow Margaretha"): „the property is 
altcays considered in the same character in tchich it was shipped tili 
t/ie delivery". 

W) Spinks, 42 fT. („Abo")- 

^) Robinson, 2, 134 („The Packet do Bilboa"), Spinks, 41, 
(„Fidentia") ; 45 ff. i.,Abo '). 
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an einen Feind zum Eigentnm übertragen werden sollte, so hat 
der Kriegführende auch schon während der Fahrt ein Anrecht 
auf sie; denn die Wegnahme trete in solchen Fällen an die 
Stelle der üebergabe und schaffe also die gleichen Rechte wie 
diese.*') Diese Regel ist von den Engländern stets eingehalten. 
Schon 1666 macht Sir Jenkins auf den Kunstgriff der Ham- 
burger aufmerksam, welche schwören, daß die Güter, welche 
nach England für Rechnung englischer Kaufleute verschifft 
werden, ihr, der Hamburger, Eigentum seien. Sie könnten 
diesen Eid leisten, weil sie in ihrer Korrespondenz das Risiko 
der Güter auf sich nehmen, solange sie auf See und in Feindes 
Gefahr wären, Aber dieses Risiko sei so beschränkt, daß 
es nur die letztere Gefahr betreffe, sie wären dadurch gebunden, 
eine Reklamation (claim) im Fall der Wegnahme der Ware 
zu erheben, der Verlust der Ware treffe aber die Engländer. 
Jenkins macht hierauf aufmerksan, weil die Hamburger eine 
ähnliche Unterstützung des Handels wohl auch den Holländern 
und Franzosen gewähren würden.®^) Bei der Darstellung der 
Eigentumsfragen nach französischem Recht wurde darauf hin- 
gewiesen, daß aus dem Konnossement selbst, aber auch ans 
den ihm zugrunde liegenden Vereinbarungen, der wirkliche 
Eigentümer sehr häuhg nicht zu erkennen sein werde: daß der 
Konnosseraentinhaber oder der in der Chartrepartie bezeichnete 
Empfänger nach dem Vertrag als Kommissionär, Spediteur oder 
Pfandgläubiger zwar Besitz, aber keineswegs Eigentum an der 
Sache erlangen sollte. 

Die englischen Prisengerichtsentscheidungen nehmen zu 
diesem Mangel in der Weise Stellung, daß sie nur den wirk- 
lichen Eigentümer, nicht aber sonstige Rechte an der Ware 



*^) „Pruperty going to be delivered in the enneniy's immediately 
OH arrival, if taken in transitu, ia to be considered as ennemy pro- 
perty .... capture ia conaidered as deliverey" : Robinson, 3, 
301, Anm. („Sally Griffith'*), ebenda 3, 299 ff. („Atlas^j, 4, 109 ff, („The 
Anna Catharina"), 

Jenkins fügt hinzn „and for so doing, they hare so tnuch 
per Cent!" 

^ Jenkins Ausführungen sind zitiert bei Robinson, 4, 114 Anm. 



342 



Liepmann, 



bcrücksiclitig:en. Daher haben sie die „secret llens", die ein 
Kaufmann an einem Schiff als Sicherheit für ein gegebenes 
Darlehen oder aus anderen Gründen hat, niemals berücksiclitigt, 
wenn daraus Neutrale Ansprüche auf die Herausgabe des 
feindlichen Sciiiftes herleiten wollten. Und dieselben Gnmd- 
sätze sind für die Beziehungen der Reklamanten zur 
Ware maßgebend. Es genügt nicht, daß ein Neutraler 
legitimierter Konnossementinhaber ist, daß er Ansprüche auf die 
Herausgabe und auf den (iewahrsam an der Sache bona fide 
aus dem Vertrag erworben hat, sofern er die Ware nur zur 
Sicherung für ein vorgeschossenes Darlehen er- 
halten sollte. Aus diesem Grunde wurde im Krimkriege die 
Reklamation einer Hamburger Firma zurückgewiesen. Ein 
russisches Schiff war mit Kaffee von Brasilien nach einem 
finnischen Hafen gefahren: Der Kaffee sollte für Ordre des 
Hamburger Hauses ^) nach Helsingfors gehen. Diesem war die 
Ware „consigniert" als Sicherheit für ein dem Absender gegebenes 
und bisher nicht zurückgezahltes Darlehen. Der Einwand, daß 
die Hamburger Firma den Kaffee gekauft und Eigentum an 
ihm erworben habe, daß, solange sie nicht für ihre Forderung 
befriedigt werde, „niemand im russischen Reich einen Anspruch 
auf Eigentum** hieran geltend machen könne, wurde von dem 
englischen Gericht zurückgewiesen. Denn der Hamburger K'inna 
sei das Konnossement nur zur Sicherheit übertragen, wäre 
die Ware unterwegs zugrunde gegangen, so hätte nicht sie, 
sondern der Absender den Verlust tragen müssen, sie selb.st 
hätte ihre Fonlerung auf Rückzahlung des Darlehens natürlich 
behalten. Für die Frage, ob jemand Eigentümer der Ware 



") Rnbinsou, 5, 221 (..Tobago"): nur ein Jus in re, nicht ein jus 
in rem sei zu beachten. 6. 26 (..Marianna"), Spinks, 8 ff. („Aina"). 

**) Ohne Nennung bestimmter Personen. In einem vom Kapitän unter- 
schriebenen Konnossement waren abt;r zum Unterschied von dem. Exemplar. 
da8 die Hamburger Firma vorlegte, die Namen einer Finna in Helsingfors 
angegeben. 



„Das Interesse am Eingang 
der Ware sei cntscbcidcud". 



geworden sei, müsse aber in Kriegszeiten 
als entscheidend angesehen werden, wer 
die Transportge fahr trage, nur der 
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sei wirklicher Eigentümer, im Sinne des Seebeuterechts, auf 
den der Verlust der Ware durch Untergang falle.®'') Das war 
nicht bloß eine vereinzelte Entscheidung, sondern schon der 
„Right Hon. Sir William Scott", dessen Entscheidungen 
für englische Priesengerichte ja ein fast kanonisches Ansehen 
haben, hatte als allgemeinen Grundsatz ausgesprochen: „tke 
ultimate loss is the true fest of oiinership in the Court of 
Prise". ^) 

Denselben üedanken beherrscht ferner eine andere Ent- 
scheidung dieses Richters, die Beachtung verdient, weil hier 
der Absender trotz der Absicht der definitiven Ent- 
äußerung als Eigentümer im Sinne des Seebeuterechts an- 
gesehen wurde. Ein Amerikaner hatte ein Schiff an einen 
Spanier verkauft, dieser hatte nur einen Teil des Kaufpreises 
bezahlt und für den Rest dem Verkäufer Waren zur Verfügung 
gestellt, die in England an den Vertreter des amerikanischen 
Hauses abgeliefert werden sollten. Obgleich hier dem Amerikaner 
das Konnossement zugeschickt war, und auch die Schiffspapiere 
diesen Tatbestand offen erkennen ließen, wurde docli der An- 
spruch des (neutralen) Amerikaners und seiner englischen Ver- 
treter abgewiesen. Die Uebertragung des Konnossemente» hätte 
nur dann dem amerikanischen Kaufmann das Eigentum ver- 
schaffen können, wenn ihm gleichzeitig das volle Risiko an 
den Gütern übertragen worden wäre. Das sei aber nicht 
geschehen und iiütte auch nacli den zugrunde liegenden Rechts- 
verhältnissen gar nicht geschehen können. Wäre die Ware 
unterwegs zugrunde gegangen, so hätte natürlich nicht der 
Amerikaner, sondern der (feindliche) Spanier den Verlust tragen 
müssen: da er ja dem Amerikaner eine Summe schuldete und 
also in diesem Falle noch einmal in Geld oder Waren hätte 
zalilen müssen. „Even if bills of lading are delivered, tliat 
circumstance will not be sufficient unless accompanied ivith 
an understanding that he icho hohls the tili of lading 
is to bear the risk of the goods as to the voyage and 
as to the market to tchich theij are consigned; 

*■') Spinks („Ida"). 26 ff. 

Robinson, 2, 13ö (.,Thc Packet of Bilboa*'). 
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otherwiae, thought the securitff map avaii pro tanto, 
it cannot he Held to work any cHange in the 

Daher galt die Ware ak feindliches, spanisches Eigentum. — 

Die ans diesem Materini za erkennende 
ZasammenfftMimg d« eng- Rechtsauffassung läßt sich nunmehr in 

liielwD AvflMmur der ji« <• i r,- e 

•Bi A i.«!^ « a. die lolgenden Satze zusammenfassen: 
StgentomsTerbftltnisse fOr ^ 

dM SeelwBtereeht. ^- ^^'^^'^ ^i^' Ware von einem neutralen 

Eigentümer an einen im Feindesland 
domizilierten Empfänger abgesandt, so gilt sie als dessen 
Eigentum, aoch wenn sich der Absender Risiko und Eigentum 
big znr Ankunft TOifoehSlt 

2. Abgesehen Ton diesem Fall ist als BigentOmer stets 
nnr deijenige anzusehen, der w&hiend der Uebetfafart die 6e- 
fslir des Verlostes trftgt, also nicht der neutrale Empfänger, 
der die Ware nur zu seiner Sicherheit für ein vom feindlichen 
Absender ihm geschuldetes Darlehen bekommen soll, oder die 
Ware für einen feindlichen Käofer besitzt oder an ihn trans- 
portieren soll. 

4. Kritik nnd Ergebnisse. 

1. Die Darstellong der französischen nnd englischen Anf- 
fassung hat bereits deren Yorzfige nnd M&ngel nadi ver- 
schiedenen Kichtnngen aufgedeckt, so daß nunmehr leicht ein 
Urteil darüber zu gewinnen ist, welcher Standpunkt für eine 
internatidiiale Vereinbarung /r7("/i'''"i^'^''/<^ Annahme verdient. '"*) 
Dabei sind voneinander zu tn iintn die Frage, ob Staats- 
angehörigkeit oder Domizil entscheiden soll, von der Unter- 
suchung nach welchem Gesichtspunkt die Eigentumsfrage zu 
beurteilen ist, 

«') Robinson, f?. 21 r .Thc Marianna''). In dem Fall , Jd^** (Amo. 96) 
wild aiudrttcklicb auf diese Entscheidung Bezug genommen. 

*0 Bs wird sn beachten sein, dafi für Deatachland bii sn einer neoen 
Regelnng noch brate die Bestimmtingan dei PrevBiaeben Landreehti 

maßgebend sind. Dieses hat nach der oben Anm. 5 angeführten Bestimmung 
I, 9, § 21. 2: „alle Waren und (iüter feindlicher Untertanen" das franzüsische 
Prinzip. Denselben Standpunkt bat das Preußische Prisenreglement vom 
80. 6. 1861 eingenommen. Es tedsfc fan § 2 toü Sdülhn, «dohe den feiol* 
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A. Domizil oder Staatsangehörigkeit? 

Die juristischen Vorzüge des Staats- 
Entacheidungfür daaStaata- u- • i • • ^^ ^ r j tt j 

angehörigkeitsprinzip. angehongkeitspnnzips liegen auf der Hand. 

„Flagge" und „Gut" werden nicht nur von 
der Pariser Deklaration in demselben Zusammenhange gebraucht, 
so daß die verschiedene Behandlung der letzteren Frage wider- 
spruchsvoll wäre und besonderer Rechtfertigung bedürfte. Dazu 
kommt, daß auch in anderen Fragen des Kriegsrechts die Staats- 
angehörigkeit, nicht das Domizil, den Charakter des Feindlichen 
oder Neutralen bestimmt. Die Deutsche Reichsverfassung ver- 
bürgt femer „dem Ausland gegenüber" allen Deutschen „gleich- 
mäßigen Anspruch auf den Schutz des Reichs" (Art. 3 letzter 
Abs.). Diese Bestimmung gilt unbestritten zugunsten deutscher 
Staatsangehöriger. Soll das Deutsche Reich ihnen den sonst 
gewährten Schutz versagen, wenn sie im feindlichen Ausland 
wohnen, und ihr Handel infolgedessen nach der Domiziltheorie 
den Zugriffen des Seebeuterechts ausgesetzt wäre? Zu diesen 
juristischen Vorzügen gesellen sich aber zugleich praktische 
Vorteile. Die Fragen der Staatsangehörigkeit können durch 
staatliche und zwar von „höheren Verwaltungsbehörden" aus- 
gestellte Urkunden entschieden werden, auf die sich der Auf- 
bringende abgesehen von den noch zu behandelnden Ausnahmen 
verlassen kann, die ihm also eine Reihe recht schwieriger 
Rechtsfragen abnehmen. Die Entscheidung über das Domizil 
mht allein in den Händen des Prisengerichts: sie erfordert eine 
Beurteilung oft sehr unzuverlässiger und unbestimmter, rein 
privater Aussagen von interessierten und also leicht parteiischen 
Zeugen, sie wird häufig nicht durch objektiv greifbare Tatsachen 
gestützt werden. Der Maßstab des Domizilprinzips ist ein rein 



lieben Staat oder dessen Untertan gehören. § 7 erklärt dann für gute Prise 
,Die feindlichen Schiffe nebst deren Ladung". Es ist demnach anzu- 
nehmen, daß die Untertaneneigenschaft aach für die Waren maßgebend sein 
toll. Die Bestimmungen des Preußischen L>andrccht8 sind durch das Bürger- 
liche Oesetzbuch flir Deutschland, soweit sie ..öffentliches Recht" betreffen, 
Dicht aufgehoben (Ausführungsg^'setz z. BGB Art. 81>i. L'nd diese Bestimmungen 
gelten nicht bloß für Preußen, sondern für Deutschland, das ja in allen völker- 
rechtlichen Fragen als Rechtsnachfolger Preußens anzusehen ist. 
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quantitativer (Länge der Zeit) und mechanischer. Er ist für 
die Kriegführenden unter Umständen eine sehr brauclibiire Waffe 
zur Ueberspannung des Seebeuterechts. Die Neutralen werden 
im allgemeinen von der Domiziltheorie größere Belä^stigung und 
Einbußen zu erleiden haben. Da Deutschland in Seekriegen 
liäufiger neutral als kriegführend sein wird, so liegt eine Be- 
rücksichtigung der neutralen Interessen in seinem eigenen Vor- 
teil. Es würde nur dann zur Domiziltheorie zu greifen genötigt 
sein, wenn sie allein ihm die Handliabung des Seebeuterechts 
in Kriegszeiten ermöglichte. Das ist aber keineswegs der Fall. 
Auel] der Domizilstandpunkt ermöglicht Täuschungen aller Art. 
Einen entscheidenden Wert kann das Seebeuterecht nur bei 
Waren im (Jroßliandelsbetrieb haben. Ein Kaufmann aber, bei 
dem wirklich große Summen auf dem Spiel ständen, wird leicht 
gegen enti>prechende Vergütung Agenten im neutralen Ausland 
gewinnen können, die während des Krieges seine Geschäfte 
gesichert vermitteln können. 

Beseitigt man daher die bereits charakterisierten Mängel 
des Staatsangehörigkeitsprinzips, so ist ihm aus den angeführten 
Gründen der Vorzug zu geben. Trotz der in unerträglicher 
Weise international zersplitterten (Je.setzgebung über das Recht 
der Nationalität läßt sich aber eine vereinfachte und Täuschungen 
im allgemeinen gewachsene Art der Regelung vorschlagen, wenn 
die oben begründeten Recht.sgrund.sätze akzeptiert werden. 



angehörigen. 

2. Der Erwerb einer neutralen Staatsangehörigkeit, sowie 
der Verzicht auf eine feindliche Staatsangehörigkeit schützen 
nicht gegen die Wegnalime, wenn die hierfür maßgebenden 
Handlungen (Antrag auf Naturalisation oder Entlassung, Option 
und Verzicht) in den letzten 3 Monaten vor Kriegsbeginn vor- 
genommen sind, 

3. Ergibt sicli aus der Vorlegung der Papiere, daß die 
neutrale Staatsangehörigkeit einer dem Feindesland durch Ab- 



Vorschläge zur 
Verbesserung des Staats- 
angehörigkeitsprinzips. 



Ich fasse sie noch einmal zusammen: 
1. Feindliches Gut ist das Gut eines 
feindlichen Staatsangehörigen , neutrales 
Gut das Gut eines neutralen Staats- 
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stammung ang^ehörigen Person durch Njituralisation erworben 
ist, so ist die dieser Person gehörende Ware nur dann als neutral 
freizugeben, wenn der Beweis gefühlt wird, daß der Retreffende 
bereits seit länger als 3 Monaten vor Kriegsbeginn aus seinem 
Heimati»taa,te entlassen ist. Dieser Beweis darf nur durch die 
Papiere der die Entlassung aussprechenden Staatsbehörden 
erbracht werden. 

4. Hat der neutrale Staatsangehörige seinen Wohnsitz in 
Feindesland, so sind seine Güter nur dann freizugeben, wenn 
er durch Besclieinigung der zuständigen Behörde seines Wohn- 
sitzstaates beweist, daß er des.sen Staatsangehörigkeit nicht 
erworben hat. Ist dieser Beweis nicht erbracht, .so gilt seine 
Ware als feindlich. 

In diesen Vorschlägen ist nur in 

Der ßcwf'is 

. e. . 1- • I einzelnen Beziehungen zu der Frage des 

der Staatsangehörigkeit. 

Beweises der Staatsangehörigkeit Stellung 
genommen. Ks liedarf aber noch der allgemeinen Untersuchung 
dieser praktisch überaus wichtigen Frage. Die Forderung, daß die 
Nationalität durch Staatsurkunden, die sich an Bord befinden, 
zu beweisen ist, kann nicht gestellt werden. Der KnipfUnger 
ist es, auf den es ankommt, wie noch gezeigt werden soll. Wie 
soll er die fraglichen Papiere an Bord des Schiffes senden? 
Daher wird man einen nachträglichen Beweis zulassen müssen, 
zumal die Aufstellung der 3- Monat^sfrist Täuschungen durch 
nachträgliche Nationalitätsveränderungen regelmäßig ausschließt. 
Dagegen fragt es sich, ob »lie französische Auffassung, daß das 
Gut auf feindlichem Schiff als feindlich zu präsumieren ist, 
beibehalten werden soll. Zweifellos ist diese Präsumtion eine 
Nachwirkung der im ül)rigen überwundenen Theorie, von der 
„hostile infection^, sie ist dalier aus juri.*iti.«Nclien ( iründen nicht 
mehr zu rechtfertigen. Praktische Bedürfni.s.se fordern sie aber 
aucii heute noch. Das Seebeuterecht ist durch die Pariser See- 
rechtsdeklaration ganz erheldieh zugunsten der Neutrah'ii ein- 
geschränkt, ein Schritt weiter auf die.sem Wege, und es bietet 
dem Kriegführenden überhaupt keine Vorteile mehr. Bedenkt 
man das, so erscheint die Forderung der Präsumtion begreiflich, 
ja vom Standpunkt der ])rakti.selien Handhabung des Seebeute- 

ZeiUchrift f. Intom. Privat- u. Öffontl. Roolif. XVII. 23 
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rechts iinentbehrHch. Denn der Aufl)ringende wird — von 
Ausnahmefällen abgesehen — nicht in der Lage sein, das auf 
feindlichem Schiff befindliche Gut, selbst wenn er seine neutrale 
Eigenschaft aus den Schiffspapieren vermuten kann, an seinen 
Bestimmungsort zu senden : die Situation wird ihn also nötigen, 
das Schiff zunächst mit allen seinen Waren in den Hafen des 
PrisengerichtxS zu schaffen. Freilich läßt sich nicht verkennen, 
daß schon dadurch eine erhebliche Störung des neutralen Handels 
eintritt, die das Privileg der Unverletzlichkeit neutralen Gutes 
auf feindlichem Schiff wesentlich in seinem Wert herabsetzt. 



zu verneinen sein. Die Zerstörung .selbst ist unvermeidlich für 
alle Staaten, namentlich aber solche, denen es an den erforder- 
lichen Häfen und Stützpunkten zur Aburteilung ihrer Prisen 
fehlt. Die Vernichtung ist aber nach allgemein anerkannten 
Gnindsätzen nur in solchen Fällen zulässig, in denen der Auf- 
bringende berechtigte Gründe zu der Annahme hat, 
daß auch das Prisengericht zu einer verurteilenden 
Entscheidung kommen würde."") 

Aus diesem Gesichtspunkt wird eine Entscheidung der 
Frage zu treffen sein. Das auf feindlichem Schiff befindliche 
(lUt ist im Fall der Scliift'szerstörung der Prise aufzubewahren, 
wenn sich aus den Schiffs papieren der Beweis 
ergibt, daß es neutrales (iut enthält. Auch in diesem 
Fall aber muß eine Zerstörung vom Standpunkt des 
Angarienrechts ge.stattet werden, nur -ist dann der Kriegs- 
führende zur Entschädigung verpHichtet. '°*') 



Das Recht zur Zerstörung von Prisen und die Bcstimmang seiner 
Grenzen ist im Rahmen dieser Arheit nicht zu untersuchen. Der amerikanische 
Ndval War Code Art. 50 gibt die in Betracht kummendeu Gesichtspunlct* 
meines Eracht^ns richtig an. 

i*") Ueber das Angarienrecht vgl. meine Schrift „Der Kieler Hafen im 
Seekrieg", 8 ff. 



Das Beweisverfahren im 
Falle der 2ycrstöning der 
Prise. 



Soll dieses Verfahren aber auch dann 
zulässig sein, wenn die Zerstörung 
der Prise durch den Notfall ge- 
rechtfertigt wird? Die Frage wird 
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B. Eigentumsfrage. 

Die Frage, in welchem Augenblick 
Die Eigentumsfragc nach • u j i-«- a. -x. n • w • 

deutschem lilrht. ^^^^ ^^'^ Kigcntumsubergang vollzieht, ist, 

wie die bisherige Darstellung gezeigt hat, 
zunächst eine zivil- und handelsrechtliche. Die deutsche 
Rechtsauf fassung weicht von der französischen und englischen 
insofern ab, als für sie das Eigentum nicht schon mit der 
vertragsmäßigen Einigung der Parteien, sondern erst mit der 
Uehergabe der Waren zu Eigentumsrechten übertragen wird. 
Die Unterscheidung ist aber für die hier in Betracht kommenden 
Fälle ohne Bedeutung, da die Uebergabe des Konnossements 
(und ebenso des Ladescheines) „für den Erwerb von Rechten 
an (Jütern** dieselbe Wirkung hat, „wie die Uebergabe der 
Güter**. *^^) Daraus folgt nicht etwa, daß die Uebergabe des 
Konnossements schleclithin Eigentum an dem (Jut überträgt, 
sondern dies geschieht nur, wenn der Veräußernde Eigentum 
übertragen, der Empfänger Eigentum erwerben wollte (und 
beide dazu rechtlich imstande waren). Ob dies die Absicht 
der Parteien, war oder ob bloß Besitz-, Pfand- und ähnliche 
Rechte an dem (iut dem Konnosseinentsinhaber übertragen werden 
sollten, läßt sich auch nach deut.schein Recht nicht aus dem 
Konnossement, sondern nur aus dem zugrunde liegenden Vertrag 
erlvennen. Die Uebertragbarkeit der (jüter wird dadurch er- 
leichtert, daß das Konnossement sowohl an die Ordre des 
Empfängers, oder lediglich an Ordre, d. h. die Ordre des Ab- 
laders oder sogar auf den N'anien des Schüfers als Empfänger 
ausgestellt werden kann — und daß zur Empfangnahme hier- 
nach derjenige legitimiert ist, an welchen die Güter nach dem 
Konnossement abgeliefert werden sollten oder an welchen das 
Konnossement, wenn es an (Jrdre lautet, durcli Indossament über- 
tragen ist.'**^) Unabhängig von der Eigentumsfrage regelt das Bürg, 
üesctzbuch die Frage des Gefahrüberganges für den Ver- 
sendungskauf in dem Sinne, daß der Käufer die Gefahr trägt, 

w>) BGB 929. 

HOBi{(j47. Hinsichtlich des Ladescheinog ebenda •!.')'). 
HOB 644, G4Ö. V>;1. hierzu Cusack, Lehrbuch des Handelsrechts, 
6. Aufl.. 1903, 427 fi. 

23* 



HöO Liepmann, 

y,sobald der Käuf«T die Saclio dem Spediteur, dem Fraclitfülirer 
oder der sonst zur Austiilirung^ der Versendung bestimmten 
Person oder Anstalt aus«,^elii'fert liaf*. (BüB 447, 1.) Dieser 
Satz gilt aber nur, wenn die Parteien nicht das Entgegen- 
gesetzte vereinbart haben: z. B. bedeutet die Verabredung der 
Klausel \m Versendungskünfen „ab dort" daß die Gefahr bis 
zur Ablieferung bei dem Verkäufer bleiben soll. Aber auch 
dann, w»*nn der Käufer die ( Jefahr trägt, wird er dadurch noch 
nicht Eigentümer, sondern ei*st, wenn ihm das Gut oder das 
dieses repräsentierende Pai)ier vom Verkäufer übergeben wird. 

Das eine solche Vertragsfreiheit für das Seebeuterecht 
nicht anerkannt werden kann, ist aus der bisherigen Darstellung 
und der Hervorhebung der vei*schiedenen Möglichkeiten einer 
Täuschung ersichtlich. Der Kriegführende hat keinen (Irnnd, 
die vorbehaltenen Eigentumsrechte des neutralen Verkäufers 
anzuerkennen, wenn'die Ware nach glücklich bestandemr See- 
reise in das JCigcntum des feindlichen Käufei's übergehen soll, 
denn dieser, nicht jener, i.st an dem Eintreffen der Ware 
interessiert, » r wird geschädigt, wenn die Ware, die er bestellt 
hat, nicht eintriftt. (Jibt man sie aber frei, weil der neutrale 
Verkäufer Eigentumsrechte sich reserviert hatte, so fällt der 
Nutzen^dem feindlichen Empfänger zu Gute. Da das Seebeute- 
reclit eine Schädigung des feindlichen Handels bezweckt, der 
neutrale Verkäufer aber jederzeit die (Jefahr und damit einen 
Schaden der Beschlagnalime von sich auf den Käufer abwälzen 
kann, so würde die l'^reila.ssung lediglich beiden Vertragsteilen 
Nutzen bringen, das Scebeuterecht aber illu.sorisch maclien. So 
empfiehlt sich im Ansciilnlj an die englische Auffassung aber 
unter llebernahnie des Staat.sangehörigkeitsprinzips der Satz: 

Für Zwecke des Seebeuterechts 
Vorsthhip zur R. ^'elung dir g j ] t a 1 s E i g e n t ü m e r d e r W a r e n d e r- 
■ -KiKontamsfraK'o. .^^.^^^^ ^^ ^^^^^ ^.^^ Eigentum nach 

Beendigung der Fahrt übergehen soll, auch wenn der 
Absender sich das Eigentum durch Vertragsabrede bis 

1"*) So in den Danziut'r HnHtlils^i brilurhcn (Outjicht^'n des Yorstchcrarats 
der Kuufiaaiiiisrhafti, lUOl Nu. Uli ausdrücklich ausgosprocben. 
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zu dieser Zeit vorbehalten hat. Eigentamsübertra- 
gungen, die erst nach der YerBehiffnng (in transitu) 
erfolgen, sind als nngQltig anznsehen. 

Bine solche Regelung wfirde allerdings den Export ans 
dem Feindesland erleichtern. Der englische Eanfmann 
würde im Falle eines Krieges zwischen EnglAnd nnd Deutschland 
sdne Ware unbehindert an neutrale — freilich nur an diese — 
Staatsangeliörige senden können, und nur die an ihn abgesandten 
Waren würden dem Zugriff der Kriegführenden unterliegen. 
Eine solche Unterscheidung läge aber durchaus im Interesse 
des Seebputerechts, denn dieses bezweckt, als indirektes Mittel 
des Seekrieges eine Schwächung des Feindes, die ihm die 
Fort.setzung der Kriegführung erscliwert. Dies geschieiit aber 
nicht dadurch, daß die Exporteure eines Landes Bestenungeii 
einbiilien, weil die von ihnen abgesandten Waren der r>es(;hlag- 
nahme unterliegen können, sondern nur wenn dem J^and der 
Import abgeschnitten wird, und ihm also diejenigen Waren 
entzogen weiden, die es zar Befriedigung seiner LebensbedOrf- 
nisse notwendig gebraucht Die Bedflrfnisse des Landes aber 
sind nach dem zn messen, was ihre Bewohner für Ernährung, 
Kleidung usw. gebrauchen, nach der Zufuhr, nicht der Ausfuhr. 
Auch bei der Blockade ist die Abschneidung des Imports die 
eigentlich wirksame Maßregel: die Aushungerung des Landes, 
wie man die scharbte und erfolgn iclistf Ausgestaltung dieser 
Maßregel nennen kann. Und in der gleichen Richtung soll das 
Kontrebanderecht wirken: die für den Feind bestimmten CJegen- 
ständc sollen ihm entzogen werden, soweit sie seinen militäri- 
schen Bedürfnissen zu dieiieii liestimmt sind. Das Seebeuterecht 
ist dazu da, diese Wirkungen zu verstärken oder zu ersetzen. 
Es will nicht bloß die Befriedigung der militärisehen. soiidern 
auch die der wirtschaftlichen Bedürfnis.se des ( Jegners erschweren. 
Es ist zweifellos das erlaubte Surrogat für die — rechts- 
ungültigen — nicbteffektiven Blockaden, wenigstens so- 
weit es sich um feindliche Schüfe handelt, die den Verkehr 
m Kiiegszeiten mit dem feindlichen Kaufmann unterhalten 
aollen. Das Aktionsgebiet des Seebeuterechts liegt also in der 
Abschneidnng des Imports. Kann man es durch Rechtsregeln 



in (liespr Richtung kniiztMitritTPn, so ij^t dip tlndurcli (Tmöfrlirhtc 
Erloicliti-rung des Exportes aus dpiu Fcindt'slaiidf für dm 
Kriogsfülirtnden ohne wesentliche Hcdeutuug. I>ie Sicherung 
des Seebeuterechts verlangt aber noch weitere Haiidiiaben gegen 
Täuschungen. 

Die Verschlcierang der ^wwwbwiiw inuuiwuvinH ww- 

Eigentumsfrage, um dem to*len Staatsangehörigen sollen keioe Bin- 
Seeheoterocbt xa entgdttB. baße erleiden. Waien, ,die sie gekauft 
Scbntzmaüi^gein gegen ' haben« bleiben von der Wegnahme befreit, 
diese Gefahr. Damit ist indes l in Auswep eröffnet, um 

durch diese neutralen Kaufleute auch Waren für feindliche 
Kaufleute einzuschmuggeln. Der neutrale Kmfmann, der in 
den Schiffspapieren als Empfänger bezfichmt wird, soll sie in 
Wahrheit nur einid'angen, um sie an den feiiuilic hon Kaufinaau 
wciterzuliidVirdfru. Ich glaube nitlif, daß sich ein niifelilhareji* 
Mittel gegen s(dche Verschleierung wird auiünden lanseu. 
Stimmen die Konnossemente nicht miteinander überein« weisen 
Privatkorrespondenzen, die sich an Bord befinden, auf das an- 
gründe liegende Rechtsverhältnis hin, oder lassen wenigstena 
anf Unregelmäßigkeiten schließen, so wird man mit Recht trote 
der neutralen Eigenschaft des Empfängers zur BeschlagnahiBe 
greifen können mit der Begründung, daß der Eigentumsbeweis 
mißlungen sei. Für einzelne Fälle wird auch wohl die eng- 
lische Präsumtion helfen, daß nur der als Eigentümer der Ware 
anzusehen ist, der das volle Kisiku des Transports zu tra^rt'ii 
hat. |)enn der Spediteur, Verwahrer, l'iandbercchtigte wird 
sich liüteii, eine solche ( icfahrtraguiig zu übernehmen. Wohl 
aber kann er diea in den vorgefundenen Papieren tuu. 
Hier kauft er die Ware, hier wird ihm das volle Risiko fiber- 
tragen. Briefe oder Telegramme aber, die der Aboender an 
den Käufer gesandt hat und die dem Kaptor nicht zu Gesiebt 
kommen, legen die wirkliche Rechtslage fest. Oder der 
empfangende Spediteur verhandelt mit dem ^wirklichen'' Eigen» 
tfimer im l*>indesland über das zwischen ihnen abgeschlossene 
Rechtsverhältnis. In solchen Fällen wird es dem Anfhrinjrenden 
ebenso wie dem Prisengcriclit niclit immer mö}.''lich sein, die 
BeBcbiaguahmc aufiixht zu erhalten, immerhin gibt es Mittel 
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und Wege, rnn solche ManipiilatioBeii wenigsteDs za erschweren, 
iodem man überaU da, wo der neutrale Empfänger der Waren 
im Feindesland wohnt, den Beweis seines SÜgentoms an der 
Ware an besonders strenge Voranssetzongen knüpft. Das WiQ- 
tranen des Prisengerichts wird namentlich wachzubleiben haben, 
1. wenn die Beschaffenheit der Ware außerhalb des Geschäft.s- 
betrictis des Ernpfäng'ers liegt; ein ncntrnlcr Pisinkicr erhält 
Rohprodukte, ein neutraler Detaillist Kngrossendungen ; 

2. wenn das ric werbe des neutralen Empfängers in der 
Versendung oder Beförderung von Ofitersendongen besteht, 
z, B. er ist Spediteur; 

3. wenn der aus den Schiifspapieren zu erkennende Kauf- 
jft&s die Vermutung hervorruft, daß ein wirklicher Kauf nicht 
stattgefunden habe. Daß die hervorgehobenen Fälle die mög> 
liehen Verschleierungen erschöpfen, ist nicht anzunehmen. 
Jedenfalls würde aber schon ein wesentlicher Fortschritt erreicht 
werden, wenn man wenifrstons die genannten Tatbestände, denen 
durch eine clmtsula generalis analoge Fälle zur Seite zu 
stellen wären, aufklären könnte. Ich prlanbe, daß einmal die 
von dem Priscn^n rieht zu fordernde Vorlegung der Urigi- 
nalhaudelsb ücher sowohl des Absenders wie des 
Empfängers manche Täuschung aufdecken wurde. Ist hier 
das abgeschlossene Geschäft überhaupt nicht erwähnt, oder be- 
stehen Differenzen zwischen den Aafzeichnungen der Parteien 
oder den dem Kapitän übergegebenen Papieren, so ist die Ware 
als febdlich anzusehen. 

Und zweitens würde dem Empfänger von dem i'risengerieht 
der Eid aufzulegen sein, darüber, daß er die Waren nicht 
an einen feindlichen Kaufmann zä befördern, sondern sie 
lediglich ffir eigene Zwecke gekauft habe. Der Gewissenszwang, 
die Nötigang außerdem, sich in Person an den Ort des Prisen- 
gerichts zu b^ben, werden hier manche Agenten und Spediteure 
Teifaindem, Geschäfte solcher Art abzuschließen, oder wenigstens 
die Beklamation gegen die Beschlagnahme durchzuführen. 
Die erwähnten Gesichtspunkte lassen sich in die folgende Be- 
stimmung zusammenfassen: 
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T^csteht nach der BeBchaffen- 

Vorschlag zur Behandlung der Ware. werbe des 

Eigcntuou -Wildrag. Reklamant, n . den in den Schiffs- 

papieren dokinnent ierten Ver- 
trajrsbedin^iinsren oder ans Hnderon (iriinden der 
Verdacht, d a Li der i lu F e i iici e s 1 a n d d ü m i z i 1 i e r t e 
neutrale Beklamant nicht der wirkliche Eigen- 
tümer der Ware ist, so gilt die Ware bis zur Ffib- 
Tung eines Gegenbeweises als feindlicb. Dieser 
Verdacht kann nur durch die Vorlegung der Ori- 
ginalhandelsbttcber des Absenders und Bmpf&ngers 
entkräftet werden. Ist da.s Prisengericht nach ge- 
nauer Prüfung dieser Bücher zweifelhaft, so kann 
e.s dem Empfänprer die Verpfliohtnnpr auferlegen, 
vor dem (ici icht in Person eidlich auszusagen, daß 
er die Ware nicht an einen feindlichen Kaufmann 
befördern, sondern sie lediglich für den eigenen 
15 e d a r f gekauft habe. 
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Das Staatsbürgerrecht im internationalen Verkehr, 
seine Erwerbung und Verlust 

V»ii Dr. Isidor BckwavftB» Bcgisniiiidroiiilpist In Sarajevo. 

Unter dem obigeu Titel hat Dr. J. Sieber, Prüftüsor an 
der Universität in Bern, vor kurzer Zeit (1907 Bern bei Stämpfli 
tt de.) ein zweibSiidiges Werk veröffentlicht, welches im eisten 
Bande etne qrstematische DanteUong der Materie enthält, 
während der zweite Band die auf die Materie bezuglichen 
Gesetze und Staatsverträge nahezu aller Staaten des Srdenrundes 
mm größten Teile in deutscher Uebersetzung umfaßt^). Der 
Verfasser gibt im Vorworte selbst zu, daß, falls die Arbeit 
lediglich einen theoretisch-wissenschaftlichen Zw^rk im Anpre 
hätte, eine mehr ins einzelne gehende Systeniatisieniiig am Platze 
gewesen wäre. Er bemerkt aber, daß die Arbeit vor allem 
auch der Praxis dienen und in allen wichtigen das Staatsbürger- 
recht betreffenden Fragen eine leichte und schnelle Orientierung 
ermSglichen will. Ob und inwieweit der Verfasser dieses Ziel 
erreicht hat» kann ich hier im fernen Oriente mangels der er- 
forderlichen wissenschaftlichen Behelfe nicht beurteilen. Was 

^) Bemerkt sei, dab der Verlaaser uhue Angabe der (jucllf die sehr 
«eUeebte amtUdie deatache Uebenetzung des angariachen Qvwtxea Uber d«n 
Bfwwb nnd den Vwloat der Staatsbürgerschaft (GA L 1879) abgedruckt hat. 
Dia korrekte Ucbersetznnjr tindnt der T.<s( r in ihm Wfrkr von Dr. A Ber^nyi 
lad Dr. F. TarJÜH „Der Erwerb nnd der Verlust der ungarischen Staat«- 
Uigmcliaft" Leipzig liK)6 (Jhmeker dk MumblotJ, Peaiier aai Itaiaerkt, 
ht in Cnfan Äa CtaaeCae offislall wadec mit dem batnm der fonktioii, 
noch auch mit dem Datnm «i. r Knndmachnng zitiert werden, wie dies der 
Verfasser S. 100 letzter Absatz und S. 102 Note 3 tut, sondern nach der 
Ithrmabl und nach der fortlaufenden Zahl ihrer Kundmacbong in dem be- 
tniendeD Jabxgaaga daa „OrtMAgos Töreinytdr'' (Corpus Jurit)^ 

Zaitaahilftf.lBUini.PriTait'Q.Olllnia.B««ht. ZTXI. 24 
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aber Oesterreich und ÜDgam anbelangt, so bedarf die Daistellun^ 
gewkser Einschriinkungen and Berichtigungen. 

Sowohl Oesterreich als auch Ungarn haben ganz selbständige 
Gesetze über den Erwerb und den Verlust der Staal8büiger> 
Schaft. Es ist daher nicht abzusehen, weshalb der Verfasser 
in seiner Darstellung beide Staaten unter «Oesterreich-Üngam*^ 
zosammenzuiassen für gut befunden hat^). Aus der Selbst- 
ständigkeit der Gesetzgebung beider Staaten in dieser Materie 
folgt von selbst, daß der Ungar in Oesterreich als Ausländer zu 
behandeln ist, wenn der Erwerb eines Rechtes oder die Aus- 
übung einer staatsbürgerlichen Pflicht durch die osteneichiscfae 
Gesetzgebung von der Tatsache der österreichischen Staats- 
bürgerschaft abhängig ist^. Ganz dasselbe gilt vice versa in 
der erwähnten Beziehung von dem Oesterreichf r in Ungarn. Die 
Behauptung des Verfassers (I. Bd., S. 99), daß in deigenigen 
Angelegenheiten dagegen, welche durch die Vi;rf:issungsgesetz- 
gebung zu gemeinsamen des Gesamtstaates erklärt sind, Oester- 
reicher und Ungarn völlig gleichgestellt sind, ist zwar richtig, 
aber auch selbst\'erständlich. Der Verfasser würde aber vielleicht 
in Verlef^enheit geraten, wenn er die Verfassung'sgcsotzg'pbiing 
])roduzipn'n müßte, welche den Gesamtstaat geschahen liat. 
Dieser Gesamtstaat liat keine Verfassung und keine Gesetze. 
Er ist nicht infol^^e Dian^^ens der Ungarn, wie Sieber meint, 
sondern infol^^e der Katastrophe auf den Schlachtfeldern von 
Sadowa unter dem Donner der preußischen Geschütze verschieden 
und führt seit jener Zeit nur in einigen Handbüchern dis 
österreichischen Staatsrechtes seine Scheinexistenz. Dies wird 
durch die Tatsache bewiesen, daß internationale Verträge von 
den Paria laenten Oesterreichs und Ungarns genehmigt werden 

' Im zwritf^n Bande bat er aber ganz korrekt Oeiteireioli TOa (Jogani 

getrennt nnd als sonveräncs Rechtsgjebiet behandelt. 

^) Dies« aus der Nulur des slaaltirecbliicheQ Verbälloisfies beider Staaten 
der Honaicshle folgende These bitte der V«f«ner dnrdi die 8. 99 Sott 1 
zitierte Note des »sterreichiscben Hinisterianui sa beweisen nicht nötig geluibt 
Die Note ist übrigens in solcher Weise reproduziert, daß sie kaum zur 
Orientierung des unkundigen Lesers beitragt n dürfte. Nur nebenbei sei be- 
merkt, daß die österreichischen Ministerien utliziell den Titel ,KaiserIicii- 
Kflniglich' ftthien. 
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infissen, falls sie für das Gebiet beider Staaten Geltung haben 
sollen, weil der C^esamtstaat Siebers und seiner Bfiterreiehischen 
Gewilirsniaimer keine Legislative hat Ans diesem Gnmde ist 
«ich unrichtig die in dem Österreichischen Jnstiministerialerlssse 
im 28. 1. 1877 Nr. 966 enthaltene Behaoptong, da6 bei dem Um- 
stände, als die österreichische nnd ungarische Staatsbflrgerschaft, 
entsprechend der internationalen einheitlichen Stellung der dster^ 
leichisch'-ungarischen Monarchie, wie solche durch das Gesetz 
vom 21. 12. 1867 Nr. 167 RGB. betreffend die allen Ländern 
der Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und namentlich 
durch dessen § 1 Lit. a gegeben ist, im Verlcehre mit dem Aus- 
lande als eine einheitliche Staatsangehörigiceit auizulasaen sind'), 
Angehörige der ungarischen Beicbshälfte, welche außerhalb der 
Sfiterreichisch-ungarischen Monarchie eine strafbare Handlung 
begangen haben und im Gebiete der im Keiclisrate vertretenen 
Länder betreten werden, niemals an das Ausland ausgeliefert 
werden können. Diese Frage liat mit der internationalen ein- 
heitlichen Stellung der Monarchie gar nicht^j zu tun. Wenn 
Oesterreich ungarische und umgekehrt Ungarn österreichische 
Verbrecher an das Ausland ausliefern wollten, so könnten sie 
e.s ohne weiteres tun. weil sie nnf dem Gebiet der Strafrechts- 
pflege vollstfiiidi}^ souvtTiin sind. Wenn sie es* nicht tun, so 
hat dies seinen (Jrnnd in der iiberein-tjnnnenden Vereinbarnnp 
beider Staaten, daß diese Auslielerunfi: der beiderseitigen 
dt liminierenden Staatsangehörigen au das Ausland nicht zu er- 
folgen habe. 

Was in Ansehung der Stantsbürf/erschaft das Kechtsver- 
bältnis der Angeliiiriu'^i n liosuiens nml der Herzegowina zn 
Oesterreich-Ungarn anhrlangt, so ist die Behauptung Siebers 
tS. 100) wahr, daß die .Angehörigen j'.ijsniens und der Herze- 
gowina, uui ustt'rreiehiüche odtr ungarische Staat^ibürger zu 
werden, die in Oesterreich oder Ungarn für die Ausländer vor- 
geschriebenen ordentlichen Einbürgerungsbedingungen zu erfüllen 

I) May I ho f er, Hariilhm h filr dm poUtiscbea VerwaltODgadieiiBtr 

I. Bd. ö. Aufl., Wien 1896 ö. U.'jI N(»te 1. 

Dies ist eine Fiktion irgend eines Bureaukraten aus der zcntra- 
IMüeben Sdnile. 
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haben. Er scliiüit es aber nicht bosnisch- 
herzegowinischen Landesangehörigen die Entlassung aus dem 
Verbände der bosnisch -berzegowüiischen Itaodesangebörigkeit 
die Laadesr^eniiig für Bosnien und die Hisrzegowinft in Sara- 
jevo erteilt, welche eine Begienmg Sr. Hajestät des Kaiaers 
Ton OeBterreidi und des Ednigs von üngani ist Die Landes- 
legieruDg in Sangevo verleiht auch die bosnisch-heizegowinische 
LandesaDgeböriffkeit solchen Seterreichischen oder ungaiisdieD 
Staa&bfizgem oder anderen AnalSndeni, welche die Zosicherong 
der Anfnahme in den Verband einer bosnisch-beneegowiniscben 
Gemeinde nnd den Nachweis der EntUssnng aus dem Staats- 
verbande Oesterreichs oder Cnganis oder eines anderen aus- 
ländischen Staates beibringen. Hieraus erhellt, daß die SouTe- 
Tänität des osmanischen Reiches nur ein fßudum jus propri^aHs 
ist.^) Zu erwähnen ist noch, daß als Gemeindeangebdri^o, 
welche, in der Gemeinde heimatberechtigt sind, nach § 6 Zahl 1 
des Gesetzes fiber die Verwaltung der Dorfgemeinden in iBosniea 
nnd der Herzegowina-) zu betrachten sind: 

a) durch die Geburt; die ehelichen Kinder eines Geroeinde- 
angehörigen (Heimatberechti^ten) und die unehelichen Kinder 
einer gemeindeaiigrehörig-en Mutter; 

b) durch Einheirat: die Gattinnen der (jenieindeangehörigen 
und die etwa in eine «renjeindpangehörisT Familie eingelieiratet^n 
männlichen liidividueu (UotnaaetiJ bosnisch-herzegowiniscber 
Landesaugehi »rijrkeit ; 

c) durch landesübliche Adoption ( posmovljenje): die von 
einem ( iemeindean^ehörigen au Sohiiesstatt angenommenen männ- 
lichen laudesan;j:ehorij2:en Individuen (posinci); 

d) durrh ( lemeindebeschluß: Personen, welche von der Ue- 
meindevertrctun^^ ansdrijcklich in den Heimatverbaud aufge- 
nommen wurden, vorausgesetzt, daü sie die Landesangehörigkeit 
besitzen, beziehungsweise erworben haben. 

») Frame von Liszt, „Völkorrccht", 2. Aufl., Berlin ltK)2. S. 9:^—94. 

2) Genehmigt mit allerhöchster Entschließung vom 8. 2. 1907, pabli/iprt 
mit Erlaß der T.anicsrr^'ii'rnn*r für Rosnirn nnti Hcrzeeowina vom 13. ;V l'.'oT 
Jil. 340ö>t. 1 I üeaetz- und Verurdiiuiigttblutt tür Busuien und die Herzegowina^ 
Jahrgang 1907 Kr. 13). 
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Sieber sagt (S. 101), daß ungeachtet § 28 des öster- 
reichischen BGB zwischen ehelichen und unehelichen Kindern 
keiueo Unterschied mache, die Fassung des § 28 nicht etwa 
dahin zu deuten sei, daß das Bürprrrrerht auch dpni von einer 
Ansländerin geborenen unctipürhcn Kinde eines österreichischen 
Staatsbüi^ers zukommt. Hierzu ist zu bemerken, daß § 28 in 
der österreichischen Literatur noch niemals so gedeutet wurde, 
weil es keinem Zweifel unterliegt, daß sj 28 sich nur auf ehe- 
liche Kinder eines österreichischen Staatsbürgers bezieht Daß 
aber das oueheliche Kind einer österreichischen Staatsbürgerin 
die Ssterr^cMflclie Slaatsbfligerscluift erlaogfc, folgt ans dem 
Allgemeinen Bechtsgronclsatze, dafi nach feteireichischem Rechte 
das uneheliche Kind nicht einmal zur Familie der Mutter ge- 
hört, sondern nur der Matter gegenftber Rechte besitzt. Es 
fohlt den Gesehlechtanamen der Matter (§ 165 BGB), es hat 
nur in Biii ksicht auf die Motter bei der gesetzlichen Erbfolge 
in das frei vererbliche Vermögen gleiche Rechte mit den ehe- 
lichen (§ 704 IUtB) und umgekehrt gebührt in dem Vermögen 
eines unehelich gebliebenen Kindes nur der Mutter die Erbfolge 
706 BGB). Eine iineheliclie Tochter kann nur von ihrer 
Mutter ein Heiratsgut verlangen (>; BGB). Die nnelie- 

lichen Kinder folgen dem allgemeinen CierichtsstHnde der iMutter 
nnd behalten diesen (ierichtsstand trotz des Tode^s der Mutter 
solange fürt, als sie das Ueclit zur freien Vermögensverwaltung 
mcht erlangt haben (§ 72 der Jurisdiktionsnorm). Endlich sind 
nach § 6 des Heimatgesetzes vom 3. 12. 1863 Nr. 106 BGB 
uneheliche Kinder in jener Gemeinde heimatberechtigt, in welcher 
ihrer Mutter zur Zeit der Entbindung das Heimatrecht zusteht. 
JMi» «tfc stantüm steht der Grundsatz fest, daß uneheliche 
* Kmder einer Bsterreichischen Staatsbürgerin die asterreichische 
Staatsangehörigkeit durch die Geburt erlangen. Dieser Grund- 
satz wurde in dem Erlasse des Ministeriums des Innern vom 
6. 12. 1800 Nr 25418 (kundgemacht mit Erlaß der nieder- 
Österreichisc hen Statthalterei vom 14. 2. lööl LGB i^'r. 42) aus- 
drücklich als zutrefiiend bezeichnet '^;. 

h Mayrhofer a. a. 0. S. 921. 
Mayrkofer ». a. 0. S. 921 Note 3. 
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Ferner meint Sieber (a. a. O.), daß die Frage nach dem 
Staatsbürgerrecht legitimer Kinder von Eltern verechiedener 
Nationalität — wie sie anderwärt» zu stellen war — für das 
österreichische Recht deshalb unpraktisch ist, weil die Frau 
stets das Bürgerrecht ihres Gatten teilt. Diese Motivierung 
ist ganz verfehlt. Denn wird einem Ausländer das öster- 
reichische Bürgerrecht verliehen, so erstreekt sich wohl die 
Verleihung stets auch auf die in ehelicher Gemeinschaft lebende 
Ehefrau und auch auf die mit derselben erzeu^'t«n minder- 
jährigen eiielichen Kinder, falls denselben nicht die fremde 
Staatsbüriffprschaft vorbehalten wird Inzw. kraft bestehender 
Staatsverträge vorbehalten ldeil)en muij'). Die iisterreichisclie 
Staatsbür<?erscliaft erstreekt sieh aber nicht auf jene Kinder, 
welche nur Kinder der Ehefrau sind (z. B. aus einer früheren 
Khi'}. Aus diesem (irunde ist die Krage nach dem Staats- 
bürgeiTecht legitimerKinder vuu Eltern verschiedener xsationalität 
für das österreichische Recht unpraktisch-^). 

Auf S. 102 sagt Sieber: „Da das (österreichische) 
Heimalgesets (vom 3. 12. 1863 Nr. 105 RGB) die Findlinge 
mid HeimaUosen nach gewissen Anhaltspunkten einer Gemeinde 
zuweist, ihre Heimatgenössigkeit daselbst prfonmierend, so liegt 
es besonders nahe, noch einen Schritt weiter zu gehen und anch 
die Staatsbürgerschaft dieser Leute za prasmaoieren''. Aach 
diese Behauptung ist nicht ganz richtig. Wohl ist es wahr, 
daß Findelkinder, nämlich solche, deren Mtem unbekannt sind, 
wenn sie auf österreichischem Boden geboren wurden^, die 
Yermutnng der Bägenschaft Österreichischer Staatsbürger ffir 
sich haben (arg. § 19 Abs. 3 des obzitierten Heimatgesetses). 
Diese Bechtsrermutung erstreckt sich jedoch keineswegs auf 
andere Heimatlose, deren Staatsbürgerschaft nicht erweislich ist, ' 

1) Mayrhofer ». ». 0. S. «SO-flSl. 

^ Bbenso erwerben die Kinder einer Ausländerin, wenn dieselbe eiaev 
Of stfTreicber ehelicht, die österrf irhisrlK Staatshiirgprschaft nicht, falls sie 
nur ihre Kinder sind ^z. B. wenn eine auülaudiäcbe Witwe, welche Kiii*ii-r 
aus erster Ehe bat, sich mit einem Oesterreicher wieder verehelicht), vgl. 
Mayrkofer a. a. 0. 8. 9dl und auch Sieber 8. 106 Ahl. 2. 

^) Nicht wenn sie aufgefunden wurde», vie Sieker irrig annlnuiit, 
▼gl. Maffrhofer a. a. 0. S. d2\. 
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denn der Zuweisung eines Heimatlosen zu einer Gemeinde muß 
dio Konstatierung der österreichischen StaaTsbürg-erschaft des 
Zuzuweisenden vorausgehen, falls dieselbe nicht von Anlang an 
außer Zweifel stellt'). 

Wenn femer Sieber (ö. 103) lehrt, dalj es hrstritten sei, 
ob nach österreichischem Recht auch die Legitiination zu den 
Erwerbsgründen des Bürgerrechts zu zählen sei. so i L Wcist er 
nur wieder, daß ihm daü österreichische Recht terra incoynita ist. 
Die Frage ist, so wie er sie stellt, nicht zu beantworten, weil 
das österr. BOB vier Kategorien der Legitimation kennt. Es 
mofl daher untersucht weiden, was in jedem einzelnen Falle 
Bechtens ist Die vier erwähnten Fälle der Legitimation nn- 
ehelicfaer Kinder sind aber nach dsterreichischem Becbte die 
folgenden: 

1. Die ans einer nngflltigen Ehe erzengten Kinder sind als 
eheliche anzusehen, wenn die Konvalidation der Ehe durch die 

Nachsicht von dem bei Schließung der Ehe bestandenen Ehe- 
hindernisse erfolgt ist (§ 160 BGB). In diesem Falle, welcher 
der dispensatio in radice matrimonii des kanonischen Rechtes 
entspricht, sind die Kinder, wie bereits erwähnt, den ehelichen 
gänzlich gleichfrestellt, weil die Ehe in diesem Kalle so zu be- 
trachten ist, als wiire sie ursprünjrlich gültig geschlossen worden 
l§ 8h BGBj. Die Kinder aus diesen Eben folgen daher der 
Staatsbürgerschaft des Vaters. 

2. Wenn die i^.he ungültig ist, aber weiiiirstens einem Nup- 
turienten dii' sclmldlose Unwissenheit dccS Khehiiulernisses zu- 
statten koiniiit (der Fall der sogenaiinteii Putativehe;, so sind 
die Kinder als eheliche anzusehen (Jj 160 BGH). Sie folgen 
daher der Staatsbürgerschaft des Vaters. Die Frau, falls sie 
vor der Eheschließung Ausländerin gewesen ist, erlangt aber 
nur dann die österreichische Staatsbfiigerschaft des Mannes, 
wenn sie in bona fide gewesen ist, d. h. sich in Unkenntnis 
des Ehehindemisses befunden hat. Dies folgt aus dem all- 
gemeinen Bechtggrundsatze, daß die mala fidea Iceinen Anspruch 



1) Mayrhof^r a. a. O. S. 921 Note 4 nnd S. 1003 Note 8. 
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auf rcclitliclu'ii Schutz; »-rht'ben und um so \vcui<^er die gülti^je 
Grundlage für einen Krclitserwcrb iibgeben kann 

3 Das ra i n d e r j ä h r 1 <r f uiu lieliche Kind einer Ausländerin 
uih! I ! lies österreichischen Staatsbürgers, wenn r.s durch nach- 
füigeiidt' Khe (subsequetts matrimonium) seiner Eltern le^^iri- 
miert wird 101 BGBj, erwirbt die österreichische 8taais- 
bürj^erschaft^). Dies folgt unzweifelhaft aus § 6 Abs. 3 des 
obzitierten Heiinatgesetzes, aus welchem durch aryiifuenium 
a contrarto naturgemäß folgt, daß das eigenberuchtigte un- 
eheliche Kind einer Ausländerin und eines österreichischen 
Staatsbürgers die üsterreichisclie Staatsbürgcrscliaft per sub- 
sequeris matrimonium seiner Eltern nicht erwirbt ■). 

4. Das per rescriptum pritidpU legitimierte mindeijährigd 
uneheliche Kind einer Ausländerin und eines (toteireichlschen 
Staatebfligers erwirbt die österreichische Staatsbürgci^schait^). 
Zweifelhaft ist aber, ob auch das uneheliche eigenberechtigte 
Elnd einer Ausländerin und eines österreichischen Staatsbürgers 
die österreichische Staatsbiligerschaft erwirbt, falls dasselbe mit 
seiner Einwilligung per rescriptum princ^^is legitimiert wird 
(ohne solche Einwilligoog ist diese Art der Legitimation nicht 
möglich, vgl. §§ 263^266 des kais. Patentes vom 9. 8. 1854 
Nt. 208 BGB). Angesichts des allgemeinen Wortlautes des § 6 
Abs. 3 des obzitierten Heimatgesetzes, welches von legitimierten 
Kindern ohne Unterscheidung der Kategorien spricht, müßte 
die l'rage verneint werden. 

Ebenso TerbJUt lieh die Seche neeh ongMlediem Redite, wovon eher 
Sieber auch nidite wdB, Tgl. das in Note 1 uüerte Werk von B^rinifi 

lud Turjdn S. 19. 

^) Die uneheliche Vaterschaft des Oesterreichers muß aber aulier Zweifel 
stehen. Nach dem Tode des onehelichen Vaters erfulgt die Feststellung 
derselben im soBecstreitigen Verfahren (vgl. Art. XYI des BG snr Jtiri«- 
diküonsnorm). 

3) Mayrhnfpr a. a 0. S, 931 Note 2. Anders nach un^arisclieui 
Rechte, vgl. richtig Sieb er b. 104 letzter Absatz und das zitierte Werk 
Ton Berenyi'Tarjdn S. 20. 

*) Gegen die Annahme Stuhtnraucha (Kommentar nun Mteneicbi- 
schen BGB 8. Aufl. I. Bd. S. 77 snb A), daU dies nur dann der Fall sei. 
wenn die Legitimatinn lirhufs Erlangung der StandesTOnflge (§ 162 S(iB> 
erfolgt ist, vgl. Mayrhofer &. 931 Note 2. 
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Was den Erweib der osteneichucfaen Staatsbüigerachaft 
dnrcli KatDialisation eines Ansl&nders anbelangt, so lehrt 
Sieber (S. 372—273), daß ein Unterschied zwischen der Auf- 
nahme in das Bfirgemcht minderjähriger Personen und 
dojenigen Volljähriger nur darin bestt he, daß jene von der 
Leistung des Untertaneneides, der für vol^ährige Ausländer 
obligatorisch, entbanden sind und auch die vorpref?chriebene Vor- 
haltung der Untertanenpflichten bei ihnen ontfällt üeber diese 
Unwissenheit eines Schriftstellers, welcher für ein internatio- 
nales Publikum schreibt, kann man sich nicht prennp: wundern. 
Sieber muß da.«; von ihm zitierte Hofkanzleidekret vom 

3. 1831 ' i nieht gelesen haben. Dasselbe sagt, daß einem 
Inmündigen, d.h. einem Kinde, welches das 14. Lebensjahr 
noch nicht zurückgelegt hat (vgl. § 21 Ii(iBi, entweder der 
Dispens von der Ahlegling des üntertimeneides erteilt oder 
dessen Ableguu^^ bis zur Erreichung des erforderlichen Alter.s 
verschoben werden kann'^. Ebenso irrig ist die Behauptung 
Siebers (S. 279), daß die Kompettjnz der Landesstellen zur 
Verleihung der Staatsbürgerschaft keine endliche ist, sondern 
iliiv Entscheide der Weiterziehunj]: an das Ministerium des 
liiiieiii üiitLiliet^en. Dies ist nur dann der Fall, wenn es sich 
um die Naturalisation politisch bedenklicher Ausländer handelt^). 
Was die Modifikation des § 29 des BGB durch das Hofkanzlei- 
dekret Tom 1. 3. 1833 (PoUt. QS Bd. 61 Nr. 28 beziehungs- 
weise Jnatizhofdekiet vom 12. 4. 1833 Nr. 2597 JGS) an- 
belangt, so genügt es die Leser anf die Aibeit von Ofner 
»Die Entstehung des Jnstazhofdekrets vom 12. 4. 1833 Nr. 2607'' 
(Wiener „Jnristische Blatter' Nr. 13 nnd 14 in 1905) and anf 
den Artikel ,üeber die Ersitzung der Staatsbfiigerschaft* (a.a.O. 



1) Vgl. duwibe hd Uayrhoftr a. a. 0. 8. 988 ITote 8. 
It6rkw1lidig ist^ d&B Sieber (8. 280) lehrt: «Umnflikdige Fenonen 

rind von der Eidesleistung dispensiert". Auch diese BehAuptnns: ist nur xnr 
Hallte richtig, wie das im Texte mitgeteilte Hofkanzleidekret beweist, nach 
dem doch auch ein Aufschub der EidesieiBtoag statthaft ist. Bicbtig iat e», 
4mS auch bei FnaenipenoDeii von der Ataalmie dea StaateMigenMes mfh 
gddMD werden kann (Tgl. May r ho f er a. n. 0. 8. 9S8 Note 3). 
Mayrhefer a. a. 0. 8. 987 Note 3. 
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1905 Xr. 28 sab pKorrespondenz") zu verweisen*). Eine wesent- 
liche Aenderung ist durch die Kovelle zum Heimatgesetze vom 
5. 12. 1896 Nr. 222 BGB nicht eingetreten. § 5 der Novelle 
bestimmt: „Ausländer und Personen, deren Staatsbürgerschaft 
nicht nachweisbar ist, frlan^en unter den im § 2 fostjjfsetzten 
T.'MlinjriiniTf'n den An.^j)ruch auf ZusichtTunpf der AnfiKilüTie in 
<i II ilciuiatvfrband einer österreichischen Cienieinde; die Auf- 
nahme wird jedoch erst dann wirksam, wenn die Betreffenden 
das österreirhisclie .Staatsbürgerrecht erlantrt Imiien." l)ie (le- 
setze.sstelle beweist, daß der durch das letztzitierte Hofdekret 
gfscliatYene liecbtszustand nicht alteriert wurde. Es gibt also 
keine Krsitziinj,^ des österreichischen StaatRbürp:erre(^lits. Wird 
aber dem Ausländer, welcher nacli erlangter Eijj:eni;ere( liti«^nng 
durch zebn der Bewerbnnpr uiu das Staatsbürgerrecht vomns- 
gehende .Jahie sich freiwillig und unnnterbroclien in einer öster- 
reichifsclicn Gemeinde aufgehalten und auf (jrund des § 5 der 
zitierten Novelle die Zusicherung der Aufnahme in den Heimat- 
verband jener österreichischen Gemeinde erlangt bat, die öster- 
reichische Staatsbflrgerschaft verlieben, so hat der Bewerber 
mit der Verleibnng des Staatsbiirgemchtes da« Heimatrecht in 
der betreffenden Gemeinde zwar nicht ohne weiteres erworben, 
sondern muß, wie Sieber (8. 275^276) richtig bemerkt, sobald 
er natnralisiert ist, jene Gemeinde nochmals begrfifien nnd von 
ihr die definitive Anfnahme in das Heimatrecht verlangen. 
Sieber scheint aber nicht zu wissen, daß die einem fremden 
Staatsangehörigen nnter der Bedingung seiner Entlassung ans 
dem bisherigen Staatsverbande erteilte Zusicherong der Anf- 
nahme in den Heimatverband, von der betreffenden Gemeinde 
nicht beliebig widermfen werden kann^. Insofern b^;ründet 
also schon die Zusicherung der Aufnahme in den Tleimatverband 
für den Ausländer ein ßts quaesitum. Ja im Falle des § 5 



Sieber litiert sie nicht Vgl. auch May r hofer a. a. 0. S. 922. 

May r ho f er ».0. S. 926 Note 2 Abi. 8 in fin. Somt würde 
man mit g 8 des Heimatgeaetses in Wideraprndi geraten (Jeder Staatehttiger 
•oll in einer QenMiiide beimatbereclitigt sein*). 
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der zitierten Novelle hat er einen Anspruch anf diese Zu- 
sicherung, \vplt!if'n ihm die Cenieinde nicht entziehen kann'). 

Die Aimuhine Siebers (8. 271Vi. daß die Fassung des 
Art. 1 Abs. 2 des zwischen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika einerseits und zwischen Oesterreich und Unnrarn 
andererseits geschlossenen Naturalisati onsvertragcs -j vom 
20. 9. 1870 das Unionbürgerrecht der in Oesterreich oder Ungarn 
zu natnialisierenden Nordamerikaner tmberfllirt läßt, ist mit 
dem Texte des Vertrages schlechterdings mtyereinbar. Es gibt 
keine intemationsle Vereinbarungen mit regermtio mentalis. 
Daß der Vertrag geschlossen wurde, nm Konflikten Tonsubengen, 
welche ans dem Doppelbiiigerrecht entstehen könnten, ist selbst- 
verständlich. Aber man kann doch nicht fit amßiciit einem 
Staate und ejctra conflictum dem anderen Staate angehören. 

Auch die Naturalisation nach ungarisehem Rechte behandelt 
Sieber nicht ganz zutreffend. Er weiß es nicht (S. 283), daß 
die Grenz-IiandesverwaltnnfT für die ^filitärprrenze schon seit 
länqrst nicht mehr hesteht, die Naturalisation mit könifrlichem 
l'iplom (§ 17 ÜA L 1879) nennt er Ehrenstaatsbürgenecht, 
wt'lchc Terminologie dem GA L 1879 ganz fremd ist; von der 
sogenannt*, n stillschweigenden Naturalisation weiß er nichts 
und ganz in der Luft .stehend ist die Auffassung (S. 284 
bis 285), als wenn § 12 GA L 1879 in Ansehung der minder- 
jährigen Kinder des Naturalisierten eine Ausnahme von der 
Regel des § 7 desselben Gesetzes zulassen vflrde. Die unter 
der T&terlichen Gewalt des Naturalisierten befindlichen minder^ 
jihrigen Kinder erwerben von Gesetzes wegen die ungarische 
Staatsbürgerschaft«) nnd im § 12 GA L 1879 ist nichts Anderes 
aL> eine Ordnungsvorschrift enthalten, indem verlaugt wird, 
daß in dem Naturalisationsdokumente die Namen derjenigen 

h Vgl. Sieber S. 275. 

2^ Derselbe ist aligedriK kt bei Sieber, Bd. II ä. 353—305 and bei 
Berinyi-Tarjän ö. 161—165. 

') Beränyi-Tarjdn, S. 68—78. 
Der nach Osterceicbiicbem Rechte salftnige Vorbehalt der fimndeii 

Staatsbürgerschaft (Mayrhofer, S. 980 Note 4 und 931 Note Ii ist nach 
ungarischem Rechte uiutattbaft. Auf Seite 4U7 lebrt fibrigens Sieber di« 
richtige Ansicht. 
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Kinder des Natoralisierteii, welche die nngariflcbe Staatsbürger- 
schaft erworben haben, angefahrt werden solle». Zu bemerken 
ist aber, worüber Sieber schwoi^rt. daß auch nach ungarischem 
Rechte Minderjährige selbständig die ungarische Staatsbürger- 
schaft erwerben können, obzwar ihre Eltern ihre fremde Staats- 
angebörigkeif auch weiter beibehalten haben') und daß die 
Ehegattin des iS'aturalisierten die ungarische Staatsbürgerschaft 
nur dann erwirbt, wenn die Ehe nicht gerichtlich von Tisch 
und Bett getrennt odor geschieden ist'**). Tu letzterem Falle 
kann die Ausländerin die Naturalisation auch allein verlangen 

Zu dem Abschnitt*' .Verlust des Staatsbürfrerreclites" ist 
vorerst zu bemerken, daß die diplomatische und kommer/!« !!*' 
Vertrctnn«? Oesterreichs und Ungarns dem Auslande gegenüber 
eine «reiueinsame Angelegenheit beider Staaten ist. Die (ie- 
sandtschaften und Konsulate sind daher k. und k. Beluuden 
Uiiclit aber k. k., wie bei Sieber, S. 993 zu lesen ist i. Daß 
unter Se. Majestät im § 25 des GA L löT'.t der König von 
Ungarn zu verstehen ist, ist doch wohl selhstverständlich. 
Nichtsdestoweniger sagt Sieber S, 496: „In Krien:szeiten 
kann die Entlassung eines Ungarn aus seinem Staatsbürger- 
recht nur durch den Kaiser (aic.'J auf Vortrag des Kriegs- 
ministers bewilligt werden**. Verfehlt ist ferner, wenn Sieber 
S. 493 lehrt, da6 der ohne Bewilligung auswandernde wehr- 
pflichtige Oesterreicher „unbefugt answandert". Derselbe macht 
sich nor des Dawiderhandelns gegen die Wehrvorschriften 
schuldig, nicht aber auch einer üebertretnng der Answandernngs- 
Vorschriften. Unter unbefugter Auswanderung versteht man 
aber eine Uebertretung der Answanderungsvorschriften. Eine 
solche Uebertretung kann aber der auswandernde Oesterreicher 
nicht begehen, weil der in dem Auswandernngspatente vom 
24. 3. 1832 Nr. 2567 JG8 (Hofkanzleidekret vom 2. 4. 1832, 
Pol. GS Bd. 60, Nr. 34 S. 71) statuierte Begriff der unbefugten 

h Bcr^nyi-Tarjdn, S. 2i>—3ü, ebenso nach österreichischem Rechte. 

May r ho f er, S. 925 Note 2. 

Beränffi'Tarjdn, S. 28—29, ebenso nach astmcfdiiiolMni Beekte. 
Maifthofer, S. 930 Note 3. 

Ber4nffi-Tarjdn, a. a. 0. 
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Auswanderung füebertretnng der Auswandeningsvorschriften) 
durch Art. 4 des Staafegrundgesetzes vom 21. 12. IHOT Nr. 142 
RGR aufgehoben wurde Femer sei erwähnt, daß Sieb er 
als konkludente Handlangen für den animus emigrandi die im 
§ 7 Iii c, d (8. 488-489) und die ia Lit e (S. 494) des 
zitiefteft Answanderungspatentes aufgezählten raie anfBhrt, 
ohne zu wissen, daß es niclit unbestritten ist, ob diese Akte 
auch nach beutigem Sechte den Verlust der österreichischen 
Staatsangehörigkeit bedingen*). Wenn man aber auch mit 
Sieb er den zitierten § 7 als noch zu Becht bestehend erachtet, 
so ist es nicht einzusehen, weshalb Sieber gerade die Lit. b 
des zitierten § 7 eximiert^. Diese lit. b erldfirt als Hand- 
lungen, welche den Vorsatz der Auswanderung zu erkennen 
geben: ,der Eintritt in ein ausüuidisches religiöses Institut 
^er in was immer für eine auBer der Monarchie bestehende 
Versammlung, welche die persönliche Anwesenheit erfordert*. 
Untpr Eintritt in ein religiöses Institut ist erst die Ablegung 
der Profeß, nicht schon das Noviziat zu verstehen*). 

Auf Seite Ö90 führt Sieber jene Fälle an, in welchen 
demjenigen ungarischen Staatsangehörigen, welcher die unga- 
rische Staatsangeliörigkeit verloren hat, ein Rechtsanspruch 
eingeräumt i^t, wieder in den Staatsverband aufgenommen 
(renaturalisiert) zu werden. Dabei giht St eher unter Lit. b 
dfn Inhalt des geltenden Rechtes so wieder: „Frauen, die 
iniül^^e Entla.^sung oder Abwesenheit des Gatten, oder in- 
foltrc Eheschließung mit einem Ausländer ihr liürgeiTecht 
verloren haben, falls ihre l^^lie dnrch Srlieidung oder Tod des 
(ratten anfgeli>st wird und sie da.s Heiniatrerht einer ungarischen 
Gemeinde erwi>rl)en oder zugesichert erhalten liaben'^. Ver- 
gleicht man mit die.ser seiner Formulierung den Text des Ge- 
setzes^) so sieht man, daß die bezogene Geset^e^stelle von 



^) Mayrhofer, S. 938 und 939. 

^ MayrhoftTf a. 0. 990 und Note 4. 

Das zitiert« Aiifw«)deniiig8pateii( ist abgedradrt bei Siebt 

Bd. II, S. 205 210. 

*) Mayrho/et, a. a. 0. S. 'M\ Note 4. 
•j § 41 GA L 1879 (Bd. II. S. 303). 



368 ScbwarU, Das öt«»tabttrg«rrecht im inteniAtioBalcii Vtrkehr. 



Scheidung, Aiifli»sinifr der Ehe und Tod des Mannes spricht. 
Sicber erwiilmt uImt nur die Scheidung und den Tod des 
Mannes. Die Auflösuni^ der Ehe hat er anscheinend ühersehen 
oder niclit gewußt, was damit gemeint sei. Angesichts der 
Mblecbten offiziellen Uebersetzung, welche Sieber benatzt hat, 
ist dies nicbt zu Yerwnndeni. In Wahrheit erwähnt der unga- 
rische Originaltext des § 41 des GA L 1879 die Trennung von 
Tisch nnd Bett, die Scheidung (diese ist unter Auflösung der 
£he gemeint) nnd den Tod des Mannes^). SchliefiUch ist zu 
Lit c auf Seite 590 zu bemerken, daß das Gesetz (| 42 des 
GA L 1879) ausdrücklich hervorhebt: .nach erreichter Grofi- 
j&hrigkeit im Sinne der Gesetze seines nenen Vaterlandes'* 
und daß zu dem Ansuchen des Petenten, wenn er minderjährig 
ist, die Zustimmung des Vormundes erforderlich ist 



^) B«riHtfi-TarJdn, ». a. 0. S. 61-83. 



Kann eine wegen einer strafliaren Handlung auegelieferte 
Pereen wegen einer andern Straftat aie derjenigen^ 

wegen welcher die Auslieferung erfolgt ist, zur Verant- 
wortung gezogen werden? — Recht der Vereinigten 
Staaten von Nordameriiia. 

Von H. WittDUUMk» Bächageriditsrftt ». D. 

Die Frage, ob eine Person, die wegen einer bestimmten straf- 
baren Handlung von einem fremden Staate ausgeliefert worden 
ist, in dem Staate, an welchen die Anslieferong erfolgt ist, 
auch wegen einer anderen strafbaren Handlang, welche vor der 
AnsUefenng begangen ist, in üntersnchnng gezogen und bestraft 
werden kann, hat früher in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika zu Zweifeln Anlaß gegeben nnd eine ver- 
schiedene Beantwortung erfahren. Namenilich bei Angeklagten, 
welche von England ausgeliefert waren, ist die Frage zur 
Erörtening gekommen. Zwischen den Vereinigten Staaten and 
England ist im Jahre 1642 ein Vertrag geschlossen, welcher 
u. a. eine Bestimmung über die Auslieferang flüchtiger Ver- 
brecher enthalt. Der Vertrag zäblt einige strafbare Handlangen 
auf, wegen deren die Auslieferung verlangt werden kann. 
Darüber, ob eine ausgelieferte Person auch wegen anderer 
strafbarer Handlungen als derjenigen, wegen deren die Aus- 
liefening gewährt worden ist, verfolgt werden kann, findet sich 
k'pine Rf'Stiiiitiiung in dem Vertrage. Die Frage, ob eine Be- 
strafung wegen solcher anderer strafbaren Handlnn«:('n ziiliissif^ 
sei. war bis zum Jalu-f issr» nur bei den iintcrf^eonliH'tcu 
Kiind('s*:rrichtsliüfen und bei den Gerichtsliöferi der einzelnen 
Staat^'n zur Entscheidung gekommen. Diese Kiitst heidunpren 
waren vt-rscliiedcn ausjrefallen. Für die Ziilässif.'keit einer 
Verfolnmng we^-en anderer Straftaten wurde namentlich <xeltend 
gemacht, daß die Gerielitsharkeit auch wpjren dieser anderen 
strafbaren Handlungen begründet sei, und daß der Angeklagte 
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aus dem Staatsvertrage keine Rechte herleiten küune. Eine 
Kongreßakte von 1869, welche in § 5275 der revidierten 
Gesetze der Yereioigteii Staaten angenommen ist, schreibt 
vor, daß der Präsideiit fftr die Sieberheit einer ausge- 
lieferten Person zn sorgen habe bis zum Ablauf einer ange- 
messenen Zeit nach Beendigung des Verfabrens und der Haft 
wegen deijenigen Straftat, ffir welche die Auslief emng erfolgt 
ist. Die Gerichtshöfe, welche die Yerfolgiing wegen anderer 
Straftaten ffir znlSssig erklSrten, hielten diese Vonchrift gegen- 
fiber dem Vertrage, der nach der Konstitution als ein Gesetz 
anzusehen sei, für unerheblich. 

Im Jahre 1886 kam die Frage vor dem höchsten Gerichta- 
hof der Vereinigten Staaten znr Entscheidung. Der Fall war 
folgender: Ein gewisser Jiauscher, welcher Steuermann auf 
einem nordamerikanischen Schiffe gewesen war, war angeklagt, 
einen ^Matrosen auf diesem Schiffe ermordet zu haben. Wegen 
dieser Beschuldigung wurde er auf Grund des Vertrages von 
1842 von England an die Vereinigten Staaten ausgeliefert. Die 
Anklage wegen Mordes ließ sich nicht aufrecht erhalten und 
es entstand nun die Frage, ob er für dieselbe Tat wegen grau- 
samer und ungewöhnlicher Bestrafung eines Matrosen auf 
(irund einer eine si^Iche Tfnndlunpr unter Straf«' stellenden 
(iesetzesvorschrift bestraft werden könne. Ein \ ('rl)reclien der 
letzten Art gehiut nirlit zu den j» niiren. wegen deren nach dem 
Vertrage von 1842 eine AuslieJerung i rfolgt. Die Richter der 
unteren Instanz wann verschiedener Ansicht. Für die Zu- 
l;issi<rkeit der Bestrafung auf (irund des anderen Strafgesetzes 
wurdi' insbesondere angeführt, daß is sich um denselben tat- 
sächlichen Vorgang, wegen dt ssen die Auslieferung erfolgt sei, 
handele und nur ein ers( liwt ri ndes Moment in Wegfall komme. 
Die 8ache wurde dein liüchsten Gerichtshof zur Kntseheidujig vor- 
gelegt. Das Urteil dieses Gerichtshofes vom 6. 12. 188(P) führt 
folgendes aus: Wie in der Völkcrrechtsliteratur anerkannt, 
dürfe, wenn die Auslieferung eines Flüchtlings, ohne daß ein 
Ansüeferangsvertrag vorliege, wegen einer bestimmten strafbaren 
Handlung erfolge, ein Strafveriahren wegen einer anderen 

>j l/nited ^tafca Eeiwris ll'J, 4(J7 ff. 
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stnfbaren HamUang gegen die ausgelieferte Fteison nicht ein- 
geleitet werden. Man kOnne nicbt annelunen, daß ein Staat» 
welcher eine Person wegen eines schweren Verbrechens aus- 
geliefert habe, derselben auch wegen einer leichteren Straftat 
oder wegen eines politischen Verbrechens das Asyl habe ver- 
sagen wollen. Der Vertrag von 1842 enthalte keine Bestim- 
mnng, aus der man entnehmen könne, daß man von dieser 
Regel habe abf^ehen wollen. Vielmehr ergebe sich ans dem 
Inhalt desselben das Gegenteil. Ans der Aufführung bestinunter 
<tr;ifbarer Handlungen, wegen deren die Auslieferung erfolgen 
solle, sei zu entnehmen, daß eine Auslieferung wegen anderer 
strafbarer Handlungen nicht stattfinde. Der Auslieferungsantrag 
könne auch nicht allgemein darauf gestützt werden, daß der 
Flürhtlin^r sicli strafbar p:einacht habe, sondern müsse die be- 
stimmte strafbare Handlung und die Reweise für dieselbe 
angeben. Man habe allerdings geltend gemacht, daß, wenn ein 
fiiichtiger Verbrecher durch Auslieferung oder auf andere Weise 
in die Gewalt des Staates, in welchem die strafl)aren Hand- 
Innpen begangen seien, komme, die Jurisdiktion dieses Staates 
keinen Beschränkungen unterliege. Diese Ansicht stehe aber 
mit deui Vertrage, wie solcher nach den Cirundsätzen von Treu 
nnd (Jlaulicn ausgelegt werden müsse, in Widerspruch. Wenn 
in dieser Beziehung ein Zweifel bestehen bleiben sollte, so 
werde derselbe durch die Gesetzgel)ung der Vereinigten Staaten 
gehoben. Der § 5272 der revidierten (Jesetze der Vereinigten 
Staaten ermächtige den Staatssekretär nur zur Auslieferung für 
die strafbare Handlung, wegen deren der Flüchtling angeklagt 
sei und die Auslieferung erfolgen .solle. Nach i; 527.') der 
levidierten Ge.setze dürfe ein Hüchtiger Verbrecher, welcher an 
die Vereinigten Staaten ausgeliefert sei, wegen einer anderen 
ttnfbaren Handlang als derjenigen, wegen deren die Aus- 
liefenmg erfolgt sei, nicht verhaftet oder Terfolgt werden, so 
fatQge ihm nicht eine angemessene Zeit zur Bückkehr nach dem 
Lande, von welchem er ausgeliefert sei, zur Verfügung gestanden 
Ittbe. In diesen gesetzlichen Vorschriften liege eine Auslegung 
der AosUefenmgsverträge seitens des Kongresses. JedenfaUs 
«neu die Gerichte hieran gebunden. Danach dflrfe ein Ver> 

Utodirilt ff.lBt«ni.FriTat-a.ÖffMitI.B«efat. XVII. 2& 
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brecher, wplctipr auf Grund eines Vertrages von einem fremden 
Staate an die Verpinipten Staaten auspfeliefert sri werrrn einer 
vor der Ansliefcrung begangenen strafbaren Handlung uicht 
eher vertolirt v. t rden, als bis ihm nach Beendigung des Ver- 
fahrens angemessene Zeit nnd Gelegenlieit zur Rückkehr in 
das Land, aus dessen Anyl er in die Vei einigten Staaten ge- 
bracht sei, gpWHhrt worden sei. Diese Ansicht beseitige einen 
L beistand, weit her in den Vereinigten Staaten in dem Ver- 
hältnisse der Bundesregierung zu den Regierungen der einzelnen 
Staaten und zu den Gerichtshöfen liege. Wenn der Staats- 
vertrag als ein Akt der Gesetzgebung behandelt werde, so 
könne der Angeklagte sich durch Annifen der Gerichte, 
nötigenfalls des höchsten Bundesgerichtshofs, von der Verfolgung 
wegen anderer strafbarer Handlungen als derjenigen, wegen 
deren er ausgeliefert sei, freimachen. Was den Gmnd für 
die entgegengesetzte Ansicht anlange, da£ der bzitiscben Be- 
hörde, welche die Aosliefenmg angeordnet habe, das Beweis- 
mateiial yoi^elegen habe, welches auch die Yerhängung einer 
gransamen und migew5hnlichen Strafe seitens des Angeklagten 
nachweise, so lasse sich wohl annehmen, daß die ausliefernde 
Behdrde auch die letztere strafbare Handlung ebenso wie den 
Mord ffir genügend glaubhaft angesehen habe. Da aber der 
Vertrag nur wegen Mordes und nicht wegen des erwähnten 
geringeren Vergehens eine AusUefernng gestatte, so fehle es an 
einem Grunde fikr die Annahme, daß auch wegen dieses Ver- 
gehens die Auslieferung erfolgt wäre. Nach der entgegen- 
gesetzten Ansicht könnten die Bestimmungen des Staatsvertrages 
umgangen werden. Man könne tatsächlich eine Auslieferung 
wegen einer minderen strafbaren Handlung, die zu den im Ver- 
trage aufgeführten Verbrechen nicht gehöre, dadurch erwirken, 
daß man den Flüchtling wegen eines der im Vertrage erwähnten 
Verbrechen anklage und ihn dann, wenn, er von dieser Anklage 
freigesprochen werde, wegen der anderen strafbaren Handlung 
zur Verantwortung ziehen. 

Das Urteil des höchsten Gerichtshofs wurde nicht ein- 
.stimmig beschlossen. In den Verein irrten Staaten von Nord- 
amerika wie in England geben auch die von der ^Majorität 
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disgentiereiideii Miti^Mer eines Gerichtsbdfs die GfOnde fflr 
flire Anodit in dem ürteü an. Bin Mitglied des GericbtsbolB, 
welches im Beedltat der llejoritfti beitnl, stutzte sein Yotom 
BOT auf § 5275 der midierton Gesetse. Die allgemeinere Frage, 
ob obne eine solcbe gesetiliebe YoTscbiift und ohne eine ans- 
drOekliebe einschränkende Bestimmung in dem Staatsvertrage 
eine aasgelieferte Person wegen einer andern vor der Äns- 
Ueferung begangenen strafbaren Handlung als deijenigen, wegen 
deren die Auslieferung erfolgt sei, zur Yerantwortong gezogen 
werdoi könne, ließ der Richter dahingestellt, da er zweifelhaft 
sei, ob es sich insoweit um eine znr Zuständigkeit der Gerichte 
gehörende Rechtsfrage oder nm eine im diplomatischen Verkehr 
zu erledigende völkerrechtliche Frage handle. 

In der Sache dissentierte nur ein Mitglied des Gerichtshofs 
ans folgenden Gründen: Der Staatsvertrag von 1842 enthalte 
nicht die Beschränkung, daß die ausgelieferte Person nur wegen 
des in den Auslieferungsverliandlungen erwähnten Verbrechens 
bestraft werden dürfe. Der Vertrag gewähre dem Angeklagten 
keine Immunität, und er k<'»nne aus demselben niclit das Recht 
ableiten, daß er wegen anderer strafbarer Handlungen nicht 
eher verfolgt werden dürfe, als bis ihm eine angemessene Zeit 
zur Rückkehr in das Land, von welchem er ausgeliefert sei, 
gewährt worden sei. Das Bedenken, daß die Bestimmungen 
des Staatsvertrages durcli unrichtiges Vorgeben eines scliweren, 
die Auslieferung begründemien Verbrechens umgangen werden 
iiünnten, berühre nur das auswärtige Amt und den diplomatischen 
Verkehr. Ks sei ferner nicht anzuerkennen, daß der § ö275 
an dem Staatsvertrage von 1842 etwas geändert habe. 

In Nordamerika wie in En;4laiKl haben die gerichtlichen 
Urteile eine Art Gesetzeskraft. Die Gerichte in den Vereinigten 
Staaten sind an die von dem höchsten Bundesgerichtshof in 
winen Urteilen aufgestellten Grundsätze gebunden. Ancb darf 
dieser Geriebtshof selbst künftighin nicht wieder davon abgeben. 
Die Frage, ob eine wegen einer bestimmten strafbaren Hand- 
lung aosgelieferte Person aoch wegen einer anderen vor der 
Aariieferong begangenen Handlang znr Verantwortung gezogen 
werden dttrfe, bevor ihr hinreichende Zeit und Gelegenheit znr 

26» 
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Kückkclir zu (icbote <restand*'n liabc, wnr danarh durch das 
t rwiihnte Urteil für die Vereinigten 8taaten detiiiitiv in ver- 
nemendem Sinne entschieden. Der Fall, welcher damals zu 
entscheiden war, machte allerding« eine allgemeine Erörterung 
der Frage nicht eriurderlieli ; es handelte sich nur darum, ob 
eine ausgelieferte Person wegen einer auderen Anschuldigung 
auch dann zur Verantwortung gezogen werden könne, wenn es 
sich bei dieser neuen Anschuldigung um eine Straftat handele, 
wegen deren eine Auslieferung nach dem StaatÄvertrage nicht 
verlaugt werden kann. Der (Gerichtshof hat sich indessen nicht 
auf die ^Entscheidung dieser speziellen Frage beschrankt, sondern 
in seinen Ausführungen die Frage allgemein entschieden.^) 

In diesem Sinne ist das Urteil des höchsten Gerichtshöfe 
anch in England aufgefaßt. 

§ 3 Abs. 2 der engliscben AnsUefeningsakte von 1870 
schreibt vor, daß ein Angeschuldigter an einen fremden Staat 
nicht aosgelielert werden darf, wenn nicht dorch eine gesets- 
liche Vorschrift dieses Staats oder durch eine Yertragsbestimmnng 
Sicherheit dafOr gewährt ist, daß der Flflchtling nicht, bevor 

') Im Jahre Ibiö warde eine Person, die auf Qmnd des Vertrages von 
1871 Ton Italien wegen ürkandaifiüachuiig ausgeKafett wair, t«ii eiiiem 
pnoBiflcIieii Sdiwiurgeridit oldit iragw Urkuidciifilfdiiiiig, woadm nvt 

wegen Betruges verarteilt. Der Einwand des Angeklagten, daß er wegen 
Betruges nii ht bestraft werden dürfe, da nach dem Anslicfeningsvertrage mit 
ItalicQ die Auslieferung wegen Betrags nur dann erfolge, wenn der Wert 
des ßegenstatidee 1000 Fnuken ftbenteige, viid diese YoMtUfletBaiig nidii 
Torliuiden lei, wnide rm dem Oeriehtabof Tenrorfen, indem dieeer aoiudim, 
daß die Verfolgung nur wegoi anderer Straftaten als deijeidgen, welche zur 
Anslirfrrnnp Veranlassung gppcben habe, ausgeschlossen sei. In Anlaß einer 
diplomatischen IntcrTcntion kam die Sache zur Erörterung bei dem Justiz- 
ministerium. Das Appcllationsgericbt schloß sich in dem Ton ihm einge- 
Mgenen Beriebte dieser Ansicht nicht an, sondern spiadi sich dahin aas, daB 
nach dem Andieieningsvertrage nt Iii nur die Verfolgung wegen einer anderen 
Straftat, als wegen deren die Auslieferung erfolgte, sondern schlechtwep die 
Verfolgung wegen eines in jenem Vertrage nicht vorgesehenen Verbrecheoi 
und Vergehens untersagt sei, einerlei, ob dasselbe durch eine andere oder 
durch die nflmliehe, beim Avsliefmwgsyerttag» Jedoch in anderer Weiss 
qualifizierte Straftat verübt sein sollte. Der Reichskanler Ond der Justiz- 
minister traten der Ansicht bei. Es wurde im Gnadenwege von der Straf- 
voUstreckong Abstand genommen, unter dem Vorbehalt, daß der Yerorteilte 
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er nach England zarückgebracht oder ihm genfigende Gelegen- 
heit g'pg:eboii ist, dorthin snrftckzukehren, wegen einer anderen, 
vor der Auslieferung begangenen strafbaren Handlung als der- 
jenigen, wegen welcher die Auslieferung erfolgt ist, verhaftet 
oder in Untersuchungshaft gezogen werden darf. 

Im Jahre 1888 war auf Antrag der Regierung der Ver- 
einigten Staaten yon der zuständigen englischen Behörde die 
Auslieferung einer Person an die Vereinijrtt'n Staaten ver- 
füfit. Die angeschuldigte Person toeiit diese Verfügung bei der 
Queen s Beuch Dirision an, indem sie sich auf die eben er- 
wiUinte Bestimmung der Auslieforungakte !)erief und anführte, 
daß die hierin verlangte (iMraiitic in den Vereinigten Staaten 
nicht vorlianden sei. \)vy ( icrichtshof wies die Beschwerde 
zurück.') Er führte aus, daß dir Kntsciu idun^' des Iniehstcn 
tit'richtsliofs der Vereinigten Staaten in dem Falle nnnstlier, 
da selbige für alle IJundes- und Staatsgeriehtslndc bimh ml .sei, 
einer gesetzliclien Vorsclirift. wie sie in dem § 3 der Akte von 
1870 verlangt werde, gleiclistehe."^) 

•ich ttieht dnrcb Verbleiben im InUnde oder dnrcli spKtere Radclcelir in 

dasselbe in eine Lage versetze, in wacher auch wegen anderer Straftaten die 
Vt rfolL'ung nach dein Verfraije gestattet sei (Pr. JMKl 1878 S. 187 f ). 
NVenn hiernach angenommen zu sein scheint, daU die ötrafverfolgung wegen 
Mderw Handlangen als derjenigen, wegen deren die Aasliefemng erfulgt ist, 
nlieiig lei, fnlls dieae «nderen Hnndlongm sieb nie solebe Strftftaten 
qualifizieren, wegen deren die Auslieferang nach dem Vertrage verlangt 
werden kann, so wird dieses darauf Ix-ruhen. daß man in den ltes(tnd(^ren 
Bestimmungen dis VcrtniLM s mit iriiüi n eine solche Ermiichtitiung gefunden 
hat Han darf naht annehmen, üaL mau es allgemein iiir zulässig gehalten 
bet, die Strafverfolgung anf andere Straftaten ansndehnen, aneb wenn 
dieses nicht besondere in dem Vertrage gestattet sein sollte. Vergl. BQSt XII 
381 !f.; XXX 440 ff.; XXXI 428 ff.; XXXH 4261!. 
•) Cox's Reports XVI 478 ff. 
Der Art. Vli des deutfich-eugliscben Auslieterungsvertrages von 1872 
«ntbilt bei der Bestimmang, wodnreb es untersagt wird, eine ansgelieferte 
Person wegen dner anderen Handlung als derjenigen, derentwegen die AuS' 
Ucferang erfolgt ist, sn verfolgen, keinen Vorbehalt, wie rin solcher in der 
••nglischen Auslieferungsakt«' sieh findet, für dm Fall, daü d«r Flüchtling 
üdegenheit gehabt habe, nach dem Staate, von weichem er auageliefert sei, 
»uteksnicehren. Das Reichsgericht bat in ebMm Urtdl rem 18. 11. 1899 
(ROSt XXXn 425 ff.) ansgesprocben, dafl nacb dieser Bestimmuig des Aus* 
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Die Frage kam unter veränderten Umständen im Jahre 1907 
abermals vor dem hOcbatea Geiichtaliof der Vereinigten Staaten 

zur Entscheidung. 

Im Jahre 1889 wurde zwischen Enp:!and und den Vereinigten 
Staaten ein Znsntzvertrag: zu der im Jahre 1842 über die Aus- 
lieferung" liuchtiger Verbrecher getroffenen Vereinbarung: tre- 
schlossen. Die Zahl der strafbaren Handlungen, wegen deren 
die Auslieferung erfolgen sollte, wurde bieriu vermehrt. Weiter 

lielcmagmttnigw eine Ton Bngl*nd augelielerte Ferton nach Erledigung 
des YerhJirails wegen des AuslieferangsTerlnnckemi Mch (Imn nidit ingat 
eiTipr nndcren, vor di-r Anslieforitng bcf^anp^enen strafTiaren Handlung zur 
Verantwortung gezogen werden dürfe, wenn sie im Inlande ¥erbleibe and die 
Qelegenbeit zur Rdckkehr nftch England nicht benatie. Mir scheint dieses 
aieht richtig m Min. HSb ist efne aUgemelii «MKkMmte Begel, daft eine 
raagelieferte Person wegen anderer, toi der Auslieferang begangener atml- 
barr-r Harulluiigcn in üntersuchnnp gezogen and bestraft werden kann, wenn 
sie freiwillig längere Zeit im Gebiete des Staats, an welchen die Aoslieferan^ 
erfolgt ist, verbleibt. Die Zulünäiglieit deu Strafverfabrens unter dieser 
Vomiiaetiiuig folgt «of dem pnJrtiMbeD Bedtrlnii. Hmb kmn jenuuidai, 
welcher sich vielleicht in schwerer Weise gegen die Strafgesetze Tergangen 
hat, nicht ungestraft im Inlande lassen. Das Äuskiinftsmittel der Aas- 
Weisung versapt. wene der Ansgelieferte Inländer ist. In dem Falle, auf 
welchen sicli das reicbsgerichtUche Urteil bezieht, war der Ausgelieferte 
deutsch«' StaataangehSriger. Man kam damals Aber die Sdnrierigkeit hinweg, 
indem man daran! Gewicht legte, dafi der AagoUsgte erklärt habe, die Ab> 
sieht der Rückkehr nach England aufgegeben zu haben, und als detitseher 
Staat sangehörifrer im Inlande Terblelben tn wollen. Aber wenn der Aiitre- 
klagte nun erklärt, er wisse noch nicht, ob er dauernd im Inlande verbleiben 
oder nach Ibiglrad snraekkehven weide? Die englische Ansliefemngsakte 
oithalt, wie bemerltt, keine Beoohr&nirang des StMtes, an welchen die Aus- 
lieferung erfolgt ist. hinsichtlich der Strafverfolgung, wenn die ansgelieferte 
Person in dem Gebiet des ersnrhenden Staates verbleibt, obgleich ihr hin- 
reichende Gelegenheit zur Rückkehr nach England zu Gebote gestanden hat. 
Ea fehlt jeder Qmnd für die Anaahme, daß der in AnUB des An^femngs- 
gesetns »hgeKblossene Vertrag von 1878 elae derartige Beidmidniag, wie 
das Reichsgericht annimmt, die mit einer allgemein anerkannten Regel in 
Widerspruch steht und für beide Teile gleich unbequem werden kann, habe 
festsetzen wollen. Das Reichsgericht legt auf den von dem englischen Ge^iet^e 
abweichenden Wortlaut des Vertr^es Gevricht. Man muß aber aus dem 
evwttbnten Gmnde annehmen, daß der Wortlaat des Vertrages U«r angena« 
ist. Die Fassung der Andlefeningsvcrträge ist eine gans ▼enehiedeae, ohne 
da6 ein innerer Qnmd fflr die Versebiedenheit erstektlicli ist 
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wmde bestimmt, daß die Ansliefeniiig nidit stattfinde, wenn 
es sich nm eine strafbare Handlnng politischen Ohankters 
bandle, oder wenn der FUchtling beweise, daß seine Ansliefe* 
mng in Wirldicbkeit yerlaogt werde, nm ihn wegen einer 
sokiien strafbaren Handlung in Untersocbnng an sieben oder 
sn bestrslen. Keine ausgelieferte Person dflrfe wegen eines 
politischen Verbrechens, welches vor der AoslieferaDg begangen 
sei, in üntersnchung gesogen oder beslraft werden. Dann heißt 
es, daß keine aasgelieferte f^son wegen einer anderen, vor der 
Assliefening begangenen Handlung als de^enigen, wegen deren 
er ausgeliefert worden sei, in Untersuchong gezogen werden 
därfe, bevor sie Gelegenheit gehabt habe, nach dem anderen 
Staate zordckzukehren. Hierin fehlt die ausdrückliche Be- 
Htimmang, daß auch eine Bestrafung wegen einer solchen Hand- 
lung nicht stattfinden dürfe. Dieser Umstand gab zw Zweifeln 
Anlaß. Ein gewisser Browne war in New York rechtskräftig 
zu einer ( J efängnisstrafe verurteilt. Er war nach Canada 
rtohen. iSeine Aiisliefening" Wöhren die.ser strafbaren Handlung 
wordp at'frelehnt. da nach der Ansieht des canadischen r^erichts 
das Vergehen nicht zu den in dem Ans'liefcnmgsvertrafre er- 
wähnten Strafharen Handlungen frehinte. Br. war außerdem 
in New York wegen eines andern Ver^rehens anfreschuldiK't F'.s 
wurde ans diesem (i runde die Auslieferung von der canadischen 
Regierung' verlang-t und bewilligt. In New York g:laubte mau 
nnn. die vor der Auslieferung eri<annte Gefängnisstrafe voll- 
strecken zu dürfen, indem angeführt wurde, der Vertrag von 
1889. ebenso wie der von 1H42, beziehe sich nur auf strafbare 
Hiititlhingen, welche nocli nicht abp-urteilt seien, dagrepen nicht 
auf die Vollstreckung bereits rechts Ii raftig erkannter Strafen. 
Der höchste Gerichtshof führte in einem Urteil vom 8. -i. Ü7') 
folgendes aus : Wenn die Rechtslage dieselbe wäre, wie zur Zeit 
des Urteils in dem Falle Raiischer, so könne die Sache keinem 
Bedenken unterliegen. Es kämen dann die in diesem Urteil 
ausgesprochenen Grands&tze zor Anwendung. Der Vertrag be- 
sehrinke nach seinem ganzen Zweck nnd Inhalt die Zulässig- 
keit einer Verhaftung der ansgelieferten Person wie die einer 

>j United States Hepot ts itib, 309 ff. 
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Untersuehunsr gegen dieselbe auf die strafbare Handlung, derent- 
wegen die Ansliefenrng gewährt sei. Nnn sei allerdings in der 
hier in Betracht kommenden Bestimmung des Vertrages von 
1889 nicht «nsdrücklich erw&bnt, daß anch eine Bestrafnog 
wegen einer anderen Handlung als dezjenigen, wegen deren der 
Angeklagte ausgeliefert sei, nicht erfolgen dfirfe. Trotz des 
Mangels einer dahingehenden ausdrücklichen Bestimmung müsse 
man aber nach dem Zweck und dem ganzen Inhalt der Vertrage 
TOn 1842 und 1889 annehmen, daß sowohl die Vollstreckung 
einer Strafe wie die Einleitung einer Untersuchung wegen einer 
solchen anderen Straftat habe ausgeschlossen werden soUea. 
Außerdem stehe der § 5275 noch in Kraft. Zwar werde an- 
«r^führt, daß diese Vorschrift durch den Vertrag von 1889 auf- 
gehoben sei ; man müsse aber vorsichtig sein bei der Annahme, 
daß ein fipsotz durch ein nnrlrres auffrehoben sei. Solches gelte 
insbesoiulert'. wonn es sicli um die Aufhebung eines Grsützos 
durch ( inen \ ertrag mit ciiu in anderen Staate handle. In dit sein 
Falle dtirie die Aufhebung nur aus einem zwingenden Grunde 
an^renoniinen werden. Ein solcher (irund könne allein in dem 
Umstünde, daß in dem Vertrage von 1889 nicht ausdiürklich 
erwähnt sei. es dürfe auch eine Bestrafung wegen einer früheren 
Haiidlunjj nidif staitlinden, nicht gefunden werden. Allerdings 
sei in anderen iiiilichen Staatsverträgen ausdrücklich Iiestinnnt, 
daß auch eine Uestrafunp w egen anderer strafbarer Handlungen 
als des Auslieferungsverbrecheii« uusgeischlosisen sei, allein diese 
Verschiedenheit des Ausdrucks berechtige nicht zu dem Schlüsse, 
daß der Vertrag von 1889 in der fraglichen Beziehung einen 
anderen Sinn habe. Wohin die entgegengesetzte Ansicht führe, 
zeige der vorliegende FalL Die canadische Kegierung bahe die 
Auslieferung wegen des Vergehens, wegen dessen die Bestrafung 
stattfinden solle, verweigert. Man habe nun auf Grund einer 
anderen strafbaren Handlung die Auslieferung erwirkt, und jetzt 
wolle man die Strafe wegen des Vergehens vollstrecken, wegen 
dessen die canadische Regierung die Auslieferung für unzulässig 
erklärt habe. Dies stehe mit der Regel in Widerspruch, daß 
die völkerrechtlichen Verträge nach den Grundsätzen von Treu 
und Glauben auszulegen seien. 



Englische AusKefeningsgesetzgebung. 

Von U. H'ittmiuick, Reichagerichumt a. D. 

Daa eoglische Recht gestattet der Regierang nicht, flüchtige 
Verbrecher an einen fremden Staat ausznliefem, wenn nicht 
eine Verpflichtung hierzu durch einen Staatsvertrag begründet 
ist.^) Die englische Regierung nimmt zwar auch in Fällen, in 
(lencu ein AasliefemngSTertrag nicht geschlossen ist, oder in 
welchen der Vertraf? sich nicht auf eine sdlclio strafbare 
Handlung bezieht, wie sie in Frage steht, die Auslieferung von 
einem fremden Staate an; sie ist aber nieht in der Lage, 
diesem Staate in einem gleichartigen Falle ebenso willfährig 
zu sein. 

Vor dem Jahre 1870 mußte jeder einzelne Auslieferungs- 
Tertrag dem Parlamente zur Besrlilußfassung vorgelegt werden. 
Durch ein Gesetz vom \l S. 1H70 (die Ejctracfilion Act) wurde 
die Krone ermäclitigt, bezüglich der in einer Anlage zu dem 
(iesetze aufgeführten straflmren Handlungen Auslieferungs- 
vorträge mit fremden Staaten zu sclili« lim unter dem Vorbehalt 
einer Kündigimgsfrist von eint iii .lalir. A^s^(Nrlllosse^ von der 
Aiisliefcnnig sind srdehe JVrs(»nt'n. welrlir wegen ciiirr Straf- 
tat von iiolitiscliem Clinraktcr vt rfolgt werden. Wird die Ans- 
liitVrung wegen einer andi n n Straftat verlangt, so ist sie zu 
versagen, wenn der Verfolgte nachweist, daß es iu Wirklichkeit 

1) Aach darf der Prftaident der Vereinigten Staaten von Nordamerika 

liifnunden an eine frcmdp Re<ricriin^f ansliefern, wenn nicht hierzu eine V» r- 
piikhtmii,' auf (irund eitie?; Gt srtzi's uder ein<s völkurreclitlicln n Ve^traJ^es 
besteht. Die Frage, ob auch der Präsident eines L nionsstaatis eine Aus- 
lideraog verfügen kann, scheint noch nicht definitiv ausgetragen tn sdn. 
Der hBdMte Bcittdesgeriditsbof hat sich dahin ansgesproehen, dafi sie in Ter« 
Mtoen sei {Ünittd Statea Reports 119, 414). 
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darauf altgesehen ist, ihn wegen einer Straftat von politischem 
Charakter in üntemichung zu zielien oder zu bestraten. 

Die «tralbareii Handlungen, \vpg:en welcher nach der Akte 
von 1870 die Auslieferung in einem Staatsvertrage zugesichert 
werden kann, sind solche, welche unter den Begriff folgeiidwf 
Verbrechen and Yeigehea im Sinne des engUschen Bechts faUen: 

Murder and attmi^ and conspiracy to mnnräef. 

Manstauffhter. 

Cknmterfeiting and aUering mmteif and uttering eomUer- 
feü or altered money. 

Forgerfff caunterfeiHng, and aUerinff, and uUering uihat 
is forged or cannterjfeUed ar aUered. 

Mnb&ademeHi and Uurceny, 

Obtaming money or goods bg faXae preknces, 

Crimes by bankmpts against bankmptcy law. 

Fraud by a baHee, bankeTj agent, factor, intstee, or 
dfyrector, or member, or pubUc officer of any Company nuBde 
criminal by any Act for the time being in force. 

Rape. 

Ahduction. 

Chüd stealing. 

Burglary and homebreaking, 

Arson. 

Rohherif ivith vivlence. 

Threats by letter or otherwise wüh inteut to extort. 

Piracy by law of nations. 

ShtJcing or destroying a vessel at sea, or attempHng, or 

compiring to do so. 

Äasaults on board a ship on the high scas with mtent 
to destroy Itfe or to do griemns hodüy harm. 

l\er()lt or coHspirdcii to rrrolt tiff two or niorc persans 
on board a ship on tfie high seas against t/ie autltority of 
the master. 

Ein Gesetz vom 5. 8. 1873 erklärte die Ausliefernnprsakte 
auch auf solche Straftaten für anwendbar, die vor ErlaLi der 
Auslieferungsakte begangen waren. Ks beseitigte ferner den 
Zweifel, welcher hervorgetreten war, ob die Auslieferung auch 
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wegen Anstiftung, Teilnahme oder Begünstigung bezüglich der' 
in der Akte erwähnten Straftaten, sofern jene Handlungen nach 
englischem Recht strafbar seien, be\villip:t werden dürfe, indem 

es diese Frajre bejahte. Dann dehnte es die Zahl der Straf- 
tat«"n. we^en welcher die Auslieferung' erfolgen darf, aus. Zu 
den im Gesetze von 1870 aufgeführten wurden folgende hinzu- 
gefügt : 

Kidnapping and false impri-sonment. 

PerJury, and snbormUüm of perjury, whether under 
common or Statute law. 

An// indictable offenre ander tlie Larcenif Act, IHiiI, nr 
nnif Act amending or substitatcd for tlie satne, tchicJi is tMt 
included in the first schedale to the principal Act. 

Am/ indictable offence ander the Act of tlie se.ssion of 
the ticentif-fourth and twentif-fifth years of the reign of Her 
yresent Majestif, chapter ninetif-seren , ^To consolidate and 
amend the Statute law of England and Ireland relating to 
malicious injuries to pro/jerti/" or ant/ Act amending or 
substituted for the same, which in not included in tlie first 
ichedule to tite principai Act. 

Any indictable offence under the Act of the sessian of 
tte twmty-fourth and twenty-fifth yeart of th€ reign of Her 
pre$eiU Majesty, clmpter ninety-eight, „To otmaoHdate and 
ommd Ui0 staUite law of England and Ireland, relating to 
indidoble cffeneea by forgery"", or any Act amending or 
tMUuted for ihe same, which ia not incUsded in the first 
fdiedtde to the principal Act. 

Any indictable offence under the Act of the Session of 
tte twenty-fourth and twenty-fifth years of the reign ofHer 
presmt Mßfesty, chapter ninety^ine, „To consolidate and 
mend Sie Statute law of the ümted Kingdom against offences 
fdaUng to the coin** or any Act amending or substituted 
for fhe same, uhich is not included in the first sehedule to 
Ae principal Act. 

Any indictable offence under the Act of the session of 
^ twenty-fourth and twenty-fifth years of Her present 
Majesty, chapter one hundred, „To consolidate and amend 
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'tJi4i Statute lau! of England and Ireland relating to offtxcrs 
against the person'^, or any Act amendinfi or substitnted 
for the same. n hich is not included in the first scheduleto 

the principal Act. 

Any indictable offener nuder the latvs for fhe time belng 
in force in relation to b(iiiJ:riiptt ;f. nhich is not included in 
the first schedide to the yrinvipal Act. 

Ein anderes (iesttz von J873 gestattet, die Aiislietenmg 
werfen l'bertretung der Gesetze wider den Sklavenhandel zu 
bewilligen. 

Durch ein (Jesetz vom 4. 8. 0(> ist schlietilicli „briberff" 
unter die strafliaren HanJlmif^en aiiff:eiK)iiimen, wegen dereu 
eine Auslieferung!: erfolgen darf. Den Anlaß zu diesem Gesetz 
bot ein Vertrag mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
in welchem die Auslieferung wegen bribery festgesetzt war. 
Ein solcher Vertrag konnte nach dem englischen Recht nur in 
Kraft treten, wenn die Liste der in den Anslieferungsgesetsen 
aufgeführten Delikte durch Hinzufügung des Delikts briberp 
venrollständigt wurde. Es scheint in den Beziebnngen dieser 
beiden Staaten das Bedürfnis hervorgetreten zu sein, auch die 
wegen bribery verfolgten oder bestraften Personen auszuliefern. 
Bribery entspricht im wesentlichen unserem Begriffe der Be- 
stechung (§§ 331—334 StGB). 

Das Deutsche Reich hat unterm 14. 4. 1872 einen Aus- 
lief erungsrertrag mit England geschlossen. Dieser konnte sich 
nur auf die in der Akte von 1870, nicht auf die in der Novelle 
von 1873 erwähnten strafbaren Handlungen beziehen. Von den 
in jener Akte benannten Verbrechen und Vergehen sind in den 
Vertrag nicht aufgenommen : eonspirney to murt^, piracy by 
law of nations und eonspiring to sink or destroy a vessel ai 
sen. Diese Verbrechen sind ausgelassen, weil sie im Deutschen 
liecht nicht als besondere strafljare Handlungen mit Strafe be- 
droht sind. Die Auslieferung setzt voraus, daß die Handlung, 
wegen welcher sie erfolgen soll, nach den (Usetzen beider in 
"Retrndit kommenden Staaten strafl)ar ist. Im iil)rig(m weichen 
die im N'ertrane aufgetülirten strafbaren Handlungen in folgen- 
dem von den iu der Akte von 1870 benannten ab. In der Akte 
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heitlt es counterfeituuj or idtering money and utterimf 
coiwterfeit or altercd monei/, in dem Vertrjifre sind diesem 
Passus die Worte or hr inging into cirnüation hinzugefüg't. 
Dieses ist preschehen, um eine Übereinstimmunff mit 147 StGB 
herbeizulüliren (v^l. Denkschrift in Drucks, d. deutschen Reichs- 
tags, 1872, .'i. Session Bd. IT Nr. 98). Den Worten in der 
Akte forgerg, rountcrffitiiig. and altering, and uftering irhat 
is forged or cou}iterf eiU'd or alfered ist in dem Vertrage hinzu- 
trtfu^'^t comprehonding the crimes designated in the German 
Fetial Code as counterfeiting or fahißcution of paper-money, 
hanknotes or other securitii's, f orger y or falsification of other 
public or private documenta, likeivise the uttering or bringing 
päo cireukUion or wilfully nsing such counterfeited, forged 
orfalsified papers. Weiter ist dem Passus crimes by bankrupts 
agaki8tha»ikruptfylawio\gtJi!Si'6& hinzugesetzt: comprekending 
tte crimes designated in the German Pen<ü Code as hahh- 
ruptcy liahle to prosecuHon}) 

Danach tindet zufolge des deutsclien Textes des Vertrages 
die Auslieferung für folgende strafbare Handlungen statt: 

Mord, Mordversuch. 

Totschlag. 

Nadunadieii oder Verfälschen von Metallgeld, Verausgabung 
oder InTerketaibriDgen nachgemachten oder TerfÜlschten Metall- 
geldes. 

Nachmachen oder YerfSlschen von Papiergeld, Banknoten 
od«r anderen Wertpapieren, Fftlschnng oder YerfiUschnng anderer 
öffentlicher oder Privatorkonden, ingleichen Yeransgabnng oder 
iBTerkehrbringen oder wissentliches Gebraachen solcher nach- 
gemachten oder gefiUschten Papiere. 

Diebstahl nnd Unterschlagung. 

Erlangung von Geld oder anderen Sachen durch falsche 
Vorspiegelungen. 

Strafbarer Bankerott, unter wekhen Begriff alle diejenigen 
strafbaren Handlungen fallen, die nach den bezfiglichen Be- 



1) Der Aludniek Aet ist ehunal durah /a«o eraets^ wohl well misera 
ChwtM nicht all Act besdclinet werden. 
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stimmuagen des deutschen Strafgesetzbachs gerichtlich geahndet 

werden. 

Untreue seitens eines Ver\vnlters un l Beauftragen, Bankiers, 
Agenten, Prokuristen. Vormuii i* s ( der Kurators, V urstaiides, 
Mitgliedes oder Beamten irgend einer (iesellschaft, soweit 
dieselbe nach den bestehenden Gesetzen mit Strafe bedroht iät. 

Notzucht. 

Entführung, 

Kinderraub. 

Einbrechen und Eindringen in ein Wohuliaus oder dazu 
gehöriges Nebengebäude mit der Absicht, ein Verbrechen zu 
begehen, zur Tages- (housebreaking) oder Nachtzeit (burglary). 

Vors&tzliche Brandstiftung. 

Raab nit Gewalttfttiglnilai. 

Efpressnng. 

Vors&tzliche Yenenknng oder ZeistSmng eines Schiffes 
xnr See oder Yeisiich dieses Verbrechens. 

Angriffe auf Personen an Bord eines Schiffes anf hoher 
See in der Absicht su töten oder eine schwere Köipenrerletznng 
zu verQben. 

Widerstand mit T&tlichkeiten (reeolQ gegen den Scbüb- 
ffitirer an Bord eines Schiffes anf hoher See, wenn dieser Ton 
zwei oder mehreren Personen verübt wird, oder Verschwörung 
zu einem solchen Widerstände. 

Eine Vervollständigung des Vertrages unter Berücksichti- 
gung der später in England erfolgten Ausdehnung der Zahl 
der strafbaren Handlungen, wegen deren die Auslieferung 
erfolgen kann, bat nicht stattgefunden. Der Vertrag schreibt 
die Auslieferung wegen Teilnahrae (participaUon) an den darin 
angegebenen sträf!>aren Handlungen vor, vorausgesetzt, daß die 
Teilnahme nach den Rechten Itoider TJindor strafbar ist. Wenn 
die englische (Jesetzgebung im Jahre 1873 den Zweifel be- 
seitigte, ob auch wegen Teilnahme die Auslieferung erfolgen 
dürfe, so war dieses für das Vertrags Verhältnis zwischen dem 
Deutschen Reich und England unerheblich. Durch Vertraj;: 
vom 5. 5. 1894 ist der Vertrag von 1872 auf die deutschen 
Schutzgebiete ausgedehnt.. Eine Erweiterung der Zahl der 
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stiBfbaren Haa^imgiBn, wegen welcher die AnsUefenuig erfolgt, 
hat dabei nicht stattgefunden. Man darf wohl annehmen^ daß 
dn Bedürfnis nach einer soldien Brweitening nidit henror- 
gttreton Ist Zwischen Oesterreich-Üngann nnd Großbritannien 
ist ein AndieferongSFertrag am 8. 12. 1878, also nach der 
Novelle Ton 1873, geschloesen. Von den in dieser Novelle 
aafgeffihrten strafbaren Handinngen sind in den Vertrag anf- 
genommen: kidnappmg and faUe imprisonmmi (Menschen- 
ranb und nnbefogte Einschrftakong der persönlichen Freiheit 
eines Menschen), femer parfurff ar subomaHon of perjury 
<&]sGlie eidliche Ansssge oder Yerleikang zn dersdben) nnd 
molicUim injunry io property, if ihe cffence he indictaMe 
^1)08 hafte BeschÜdigong fremden Eigentums, sofern sie nicht 
blos als Übertretong strafbar ist). 

Mit den englischen Anschauungen steht es nicht in Wider- 
spruch, einheimische Staatsangehörige sn eine auswärtige 
Begiemng auszuliefern. Die Regierung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika lehnte frOher die Abschließung eines Aus- 
lieferungsvertrages ab, wenn der andere Teil die eigenen Unter- 
tanen von der Auslieferung ausnehmen wollte. Srst im Jahre 
1852 hat sie sich nach längeren Verhandlungen dazu verstanden, 
mit Preußen und im Jahre 1853 mit Bayern Auslieferungs- 
verträge zu schließen, in welche der Vorbehalt aufgenommen 
wurde, daß eigene Untertanen nicht ausgeliefert werden sollten. 
Die englische Regierung hat Staatsverträge geschlossen, in 
denen sich beide kontrahierenden Teile zur Auslieferung ver- 
pflichten, ohne Unterschied, ob die auszuliefernde Person In- 
länder ist oder nicht. \) In anderen Verträgen verpflichtet sich 
die englische Regierung unbeschränkt zur Auslieferung, während 
der andere Teil von der Ver]»flichtung die eigenen Untertanen 
aasniiDmt.^J In einer dritten Art von Verträgen reservieren 



So in den Verträgen mit Ecuador und den Vereinigten Staaten von 

Nordamerika. 

So in den Verträgen mit Luxeuiburg, der Schweiz und Spauien. 
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sich licidt' Teile dio Bcfiifrnis, die Auslieferung der eigenen 
Untertanen zu howilligeii oder zu v*'rweifrerii.' > 

In (lein deutscii-enprlisclipn Veitrage ist hrstimmt. daß kein 
Bentsclipr von der deutschen und kein Engl uider von der 
englischeu He*i;ierunp an den anderen Staat aus (.'liefert wird.*'^) 

t; 9 St(rH untersaprt die Auslieferung von J)eut«chen an eine 
fremde Kef^ieruntr. Die Vorsclirift ist nicht neu eingeführt, 
sondern entspricht dcH herpreltrachten Anschauungen. Die Ver- 
schiedenheit der im Deutschen Keich und in dem englisch- 
amerikanischen Rpclitsfjebiete vorhandenen Anschauungen bezüg- 
lich der Zill tssij^^keit der Auslieferung eigener Staatsangehöriger 
steht mit den liechtsvorschrifteu über den Geltungsbereich der 
Strafgesetze in Beziehung. Nach § 3 Nr. 3 StGB wird ein 
Deutscher auch wegen eines im Auslande begangenen Verbrechens 
und Vergehens bestraft, wenn die Handlung auch nach den Ge- 
setzen des Ortes, an welchem sie begangen ist, mit Strafe be- 
droht ist. In England und in den Vereinigten Staaten von 
Kordamerika dagegen imfeerHegen Handlungen, welche ainflerlialb 
des Territoriums begangen werden, nicht der Stralgerichtsbarkeit, 
mag der Täter auch ein eigener Untertan sein. Ein Engländer 
oder Nordamerikaner, welcher im Auslände eme strafbare Hand- 
lung begangen hat, wfirde also straflos bleiben, wenn es ihm 
geliinge, sich in seine Heimat zu llttchten und sein Heimatstaat 
nicht durch einen Staatsvertrag verpflichtet ist, ihn auszuliefern, 
mag er sich auch eines noch so schweren Verbrechens schuldig 
gemacht haben. Da im allgemeinen einem Staate nicht damit 
gedient ist, daß ein Verbrecher ungestraft in seinem Territorium 
bleibt, mag er auch Inländer sein und das Verbrechen im Aus- 
lande begangen liaben, so ist es erklärlich, daß England auch 
Auslieferungsverträge geschlossen hat, in denen die Auslieferung 
eigener Untertanen ohne Gegenseitigkeit zugestanden wird. Aber 



^) Ro iu den Verträgeo mit Argentinien. Bolivin Chile. Colnmbia, 
Liberia, Mexiko, Monako, den JNiederlanden, Kumäuieu, Kuüland, San 
Huino, Ponen. 

S) Baue ftbnUelie Beatlmmimg findet sfeh in den Vvtrigen Bnglaad» 

mit Belgien, Brasilien, Dänemark, Frankreich, Gnatemala, Haiti, Italien, 
Üesterreicli-Ungan), Portngal, SalTador, Schweden nnd Herwegen and Urogiuqr« 
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auch für Staaten, in denen der Inländer auch wegen einer im 
Auslände begangenen Straftat zur Verantwortung gezogen wird, 
empfiehlt es sich nicht, die Aaslieferung eigener Staatsange- 
höriger in den Auslieferungsverträgen von der Verpflichtung 
zur Ausliefemng auszunehmen. Wenngleich der üebelstand, daß 
ein Verbrecher straflos im Lande bleibt, hier nicht eintreten 
kann, so ist doch nicht aoßer acht zu lassen, daß die Untere 
gnchong wegen einer strafbaren Handlang regelmäßig weit 
zweckmäßiger im forum delicH commissi stattfindet als in 
einem fremden Staat. Sie ist dort regelmäßig zuveilfissiger, 
weniger weitläufig und langwierig und weniger kostspielig. Der 
Verbrecher andererseits kann, aach wenn er Inländer ist^ sich 
nicht mit Fug Uber die Ausliefemng an den fremden Staat be> 
schweren, dessen Gerichtsbarkeit er anheim gefallen wäre, wenn 
ihm nicht die FlucIiW gelungen wäre. Voraussetzung dabei ist 
;tl1i idings, daß der fn inde Staat durch seine Gesetze und Kin- 
riclitungen die erforderliche Gewähr für eine un[)arteiische, den 
zivilisierten Anschauungen entsprechende StrafreclitspHeffc bietet. 
Dali diese Voraussrtznim bei einem fremden Staate vorhanden 
ist, wird aber durch Abscliließung eines Auslieferungsvertrages 
mit demselben anerkannt. Ungerechtfertigt ist es insbesondere, 
audi diejenigen Staatsangehörigen, welclie die Staatsangehörig- 
keit erst nach begangener Tat erworben haben, von der Aus- 
lieferung auszunelinien und drulnicli ('incni Vorhrerher die Mög- 
li<'!ikoit ZI! eröfTneii. sich »Irr ihn lu fj-ründeten Strat^rriclits- 

Iturkt ir t int s Staats, durcli Krweiijung der Staatsangehörigkeit 
in tiiiciii aiidcn'ii Staate zu entziehen. 

iJas Ju.stitut de fhnil uiUraai minil hat sich im Jahre 
1880 mit der Aiisli^ Ii miigsfrage befaßt und u. a. folgende 
Pit'sohition angLijuiiiiiH ii : Hie Auslieteniiig der eigeutii Staats- 
an^aLürigen sichere eine <4iilt Sirafreehtsptlege, weil es wünschens- 
wert sei, daij, soweit möglich, die Aburteilung der strafbaren 
Handlungen im forum tlelicti commi.ssl erfolge. Aber auch 
Wenn man sich auf den jetzt in der Praxis vorherrschenden 
Standpunkt, daß die Auslieferung der eigenen Staatsangehörigen 
^inzolässig sei, stelle, so dürfe man doch nicht auf eine solche 
Staatsangehörigkeit Rücksicht nehmen, welche erst nach Bc- 

&iUeknf t f. Intern. Privat' u. ÖlTentL Becht. XVn. 26 
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gehling der Tat, wegen deren die Auslieferung verlangrt werd* . 
envorben sei {Antmaire de droit intematumal 1881 — 82 
S. 127 f.).^) 

^) In den von England geschlossenen Auslieferangsvertr&gen mit Bnr 
sOim, Italien nnd Portugal Bind eigene üntertaaen von der Ansliefenmg 

aiugenomnien. Die Auslieferung findet indessen statt, wenn die St^ats- 
angehöritrkcit dtircli \uturalisation nach Begehung' ilt r T:it. •w-oü-i-n der«'n die 
Anslieftruiii; vt-rlaii^t wird, erworben ist. Naili Ztitun^^iiachrichtcn hat 
sich eine Kussin, die in KaÜland wegen eines Verbrechens verfolgt wurde 
und ihre Zuflucht nach Ostonich genommen hatte, der AoiUefening dadurch 
entsogen, dafl sie dnen österreieher heiratete. 
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Von der BedAktion. 

A. Die dentsdie Benksehrift. 

Die Anregung zu einer zweiten internationalen Friedens- 
konferenz im Haa{^ ist im Jahre l'.)04 vnn dem Herrn Präsi- 
denten der Vereinigten Staaten von Amerika ausgegan^jen. 
Im Jahre 1905 hat Seine Majestät der Kaiser von Rußland 
dic^e Anre^mg aufgenommen und Einladungen zu einer solchen 
Konferenz ertjft-hen lassen, nach deren Annahme Ihre Majestät 
die Königin der ^'iederlaude die Konferenz auf Glitte Juni 1907 
einberufen hat. Die Konferenz ist daraufhin am 15. Juni 1907 
im Haag zusammengetreten und hat hh zum 18. Oktober getagt. 
Beteiligt waren fast s&mtliche Staaten Europas, Asiens und 
Amerikas, zusammen 44 Staaten, während anf der Ersten 
Haager Friedenskonferenz von 1899, wo Mittel- und Sfld- 
amerika fehlten, nnr 26 Staaten vertreten waren. Den Konf erenz- 
beiatnngen lag im wesentlichen das von der Bassischen Re- 
iperang autgestellte Programm zn Grande, das in firanzosischem 
Texte und in deutscher Uebersetzung beigefQgt Ist^). Danach 
sollte sich die Konferenz mit der Terbessemng und Ergänzting 



Die dem deatachen Relchatag toelmi -~ Detember 1907 — vorgelegte 
Otnlnchiift hat eine Uber ihre nttahite fieBtimmnng hinanneiehende Be- 
deutung. Sie bildet ein Dokument der Geschichte des Völkerrechts und 
einen Beitrag für die Auslegung der 1!>n7 im Haag brsrhlossenen Konven- 
tiooeo. Sie wird durum hier dem Ab^iruck der liaüger Dokument« (Ö. 41ü S.) 
ab Einldtoiig TorangeschickC. 
*i 8. unten & 416. 

26* 
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der auf der Ersten Friedenskonferenz getroffenen Abkommen 
über die Schiedssprechung, über das Landkriegsrecht und über 
die Anwendung der Genfer Konvention auf den Seekrieg sowie 
femer mit der Ausarbeitung eines Abkommens über Fragen 
des Seekriegsrechts befassen. Dieser Stoff wurde unter vier 
von der Konferenz gebildete Kommissionen in der Weise ver- 
teilt, daß sich die erste mit der Schiedssprechung und der 
damit zusammenhängenden Einrichtung einer internationalen 
Priscngericlitsbarkeit, die zweite mit dem Landkriegsrechte, 
die dritte und vierte mit dem Seekriegsrecht, unter Einschluß 
der Anwendung der Genfer Konvention auf den Seekrieg, 
beschäftigten. Die Konferenz hat in iliren Vollversammlungen, 
Kommissionen und Au.sschüssen gegen 200 Sitzungen abge- 
halten. Das Ergebnis ist in der in französischem Texte und 
in deutscher Uebersetzung anliegenden Schlußakte ^) zusammen- 
gefaßt. Danach hat die Konferenz 14 Vereinbarungen über die 
vorstehend aufgeführten (J egenstände fertiggestellt und außerdem 
verschiedene Erklärungen und Anregungen beschlossen. Die 
Vereinbarungen sind gleichfalls in französi.schem Texte-) und 
in deutscher Uebersetzung angeschlossen, ebenso ein weiterer 
der Schlußakte beigefügter Vertragsentwurf, den die Konferenz 
den flächten zur Annahme empfohlen hat. 

Von den 14 Veri'inbarungen beziehen sich zwei (No. I, II 
des Verzciclinisses der Schlußakte) auf die Schied.ssprechung, 
zwei (No. III, XIV) auf die Kriegführung im allgemeinen, zwei 
(No. IV, V) auf das J^andkriegsrecht und die übrigen acht 
(No. VT bis XI II) auf das Seekriegsrecht. Durch die Aus- 
arbeitung dieser Vereinbarungen ist das russische Programm^) 
zum gri)ßten Teile erledigt worden ; in.sbesondere hat die 
Konferenz die bestehenden Haager Abkommen von 1899 in 
wesentlichen Punkten verbessert und durch neue l>estimmungen, 
teilweise auch durch neue Abk(»innien ergänzt. Auf dem 
(lebiete des Seekriegsrechts hat das Programm allerdings nicht 



Siehe ant«n S. 415. 
Sii'he unten »S. 427 ff. 
Siehe unten S. 415. 
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enchdpft werden können, weil die BechtsaoSassuDgen und die 
Interessen der beteiligten Mädite nicht überall in Einklang 
za bringen waren. Immerhin sind auf diesem Gebiete wichtige 
Fragen geregelt worden; auch berechtigt die ErricÜtang eines 
internationalen Prisenhofii za der Hoffnong auf eine sachgemäße 
Weiterbildung des Seekriegsrechts. Die Konferenz selbst hat 
mit dem in der Schlußakte niedergelegten vierten Wunsche 
(onten S. 427) angeregt, die Ausarbeitung einer ToUstSndigen 
Seekriogsordnung in das Programm der nächsten Konferenz 
M&unehmen und bis dahin auf den Seekrieg soweit wie möglich 
die Grundsätze der Landkriegsordnung anzuwenden. 

Von den sonstigen in der Schlußakte gegebenen Anregungen 
ist besonders hervorzuheben der Beschluß über die Beschränkung 
der Militärlasten (unten S. 427), d< r in Bestätigung des gleichen 
Beschlusses der Ersten Friedenskonferenz den Vertragsmächten 
das ernstliche Studium dieser Frage emptielilt. Der neue 
Beschluß, der von der Konferenz ohne weitere Erörterung ein- 
stimmig angenommen worden ist, entspricht der Stellung, die 
Deutschland in der Fr^ge von vornherein eingenommen hat. 
Denn die Reichsverwaltung, die dieses schwerwiegende Problem 
bereits vor der Konferenz einer eingelienden Prüfung unterzogen 
hatte, kann nur wünsrlion, daß die Frage bei allen beteiligten 
Mächten den Gegenstarnl einer weiteren ernsten Prüfung Itilden 
möge. Sie wird nicht \ t ifelilen, deren prakrische Krgeliiiisse 
in Verliindung mit den Ergebnissen ihrer eigenen l'rülung 
seinerzeit in sor<rf;ilTige und gewisseniiafte Erwägung- zu nehmen. 

Zu den einzelnen von der Konferenz angeiioMiiiienen Ver- 
einbarungen und den damit zusammenhäügüüden Anregungen 
ist nachstehendes zu bemerkeu. 

1. Abkommen zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle. 

Durch dieses Abkumnien, das an die Stelle des bestehenden 
Uaager Schieclsabkommens treten soll, sind dessen Jicstim- 
mungen erheblich viibessert worden, insliesondere hat eine 
Ausgestaltung des dritten Titels über die internationalen Unter- 
ncbimgskonimissioneu stattgefunden, wobei auch die Er- 
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fahningen der aus Anlaß des Huller Streitfalls einjresctzten 
Untersiuiinii*rskoiiiniission berücksiclitifrt worden sind. Ferner 
sind wesentliclu' Lücken in dein Verfahren vor dem Haager 
Schiedsfrericlit ausgefüllt worden, so namentlich durch die im 
Art. 45 (früher 24) enthaltenen Bestimmungen über die Zu- 
sammensetzung des Gerichts und durch die in den Artt. 63, 
54 neu getroffenen Bestimmungen über das Zustandekommeii 
des in jedem- einzelnen Falle abzuschließenden Schiedsvertrags. 
Endlich ist im vierten Titel ein viertes Kapitel hinzngeffigt, 
wodurch ein abgekürztes Schiedsverfahren neu eingeffthrt wird. 

Dagegen haben auf der Konferenz zwei im Zusammenhange 
mit dem Haager Schiedsabkommen bebandelte Gegenstände nicht 
zum Abschlösse gebracht werden können, n&mlich die ErrichtoDg 
eines ständigen internationalen Schiedsgerichtshofis und die Bin- 
ffihmng der obligatorischen Schiedssprechong. 

Internationaler Schiedsgerichtshof. 
Die Errichtiing eines solchen Schiedsgerichtshofe war von 
den Vereinigten Staaten von Amerika anf der Konferenz an- 
geregt worden. Die Anregung bezweckte die möglichste Er- 
leichterung der Schiedssprechnng, indem ein ständiger, in be- 
stimmter Weise zusammengesetzter Weltgerichtshof jährlich im 
Haag zusammentreten sollte, um alle ihm von den Yertrags- 
mächten unterbreiteten Streitigkeiten kostenlos zu entscheiden. 
Eine solche Einrichtung erschien als ein durchaus zweckmäßiger 
Schritt, der auch den von Deutschland angestrebten Zielen 
entsprach. Die Deutsche Delegation hat daher diese Anregung 
lebhaft unterstfitzt und eine entsprechende Vorlage geraeinsam 
mit der Amerikanischen und der Britischen Delegation aus- 
gearbeitet und eingebracht. Zum Abschluß eines Vertrags hat 
die Vorlage auf der Konferenz nicht gefuhrt, weil man sich 
dort über die Zusammensetzung des Gerichtshofe nicht einigen 
konnte. Die Konferenz hat aber mit dem in der Schlußakte 
von ihr geäußerten ersten Wunsche (unten S. 426) den Mächten 
empfohlen, den auf der erwähnten Vorlage beruhenden Entwurf 
anzunehmen, sol)ald eine Verständipnng über eine geeifrnet<? 
Organisation herbeigeführt sein würde. Deutschland ist gern 
bereit, seine Mitwirkung hierzu eintreten zu lassen. 
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Obligatorische Scliiedssprechung. 
Wegen Einführung der obligatorischen Schiedssprechcmg, 
die übrigens nicht auf dem nissisrhon Programme stand, lagen 
verschiedene Anträge vor. Diese liefen im wesentlichen darauf 
hinaus, alle streitipfen Kechtsfrajj:en, insbesondere solche über 
die Anwendung und Ausle^mg intcrniitionaler VtTtr;i«re, der 
Schiedssprechun<r zu unterstellen, unter der Voraussetzung, daß 
weder die Ltbensinteressen noch die Unabhängigkeit oder die 
Khrc einer der streitenden Parteien entgegenstiinden ; die An- 
rulung dieser sogenannten Khrenklausel sollte indes l>ci ver- 
schiedenen ( icgciistünden, namentlich bei Verträgen bestimmten 
Inhalts, nicht stattliaft sein. Hin solcher Weltschiedsvcrtrag 
erschien der Deutschen Deh'galion niclit annehmbar, da nach 
dem Ergebnisse der auf der Konferenz gepflogenen Verhand- 
Inngen sr)\volil seine Begrenzung wie seine Ausführung wie auch 
seine Wirkungen zu den gröliten Scliwierigkeiten gefüiirt hätten. 

"Was zunächst die Begrenzung des Vertrags l)etrifYt, so be- 
stand auf der Konferenz darüber Einverständnis, daß der 
obligatori.schen Schied.ssprechung die Interessenfragen als Fragen 
politischer .Natur nicht unterstellt werden sollten, da solche 
Fragen dem (jebiete der Mediation angeiiüren. Die Konferenz 
hat aber keine Formel tiuden können, die geeignet war, die 
Interessenfragen von den bloßen Rechtsfragen in klarer Weise 
za trennen ; hierauf maßte schon deshalb besonderer Wert gelegt 
werden, weil der Begriff der Rechtsfrage in den einzelnen 
I&ndem einer ▼»scliiedenen Dentong fähig ist. Bine weitere 
Sebwierigkeit in der Begrenzung bestand darin, daß die vor^ 
geschlagenen FormnUerongen nicht die Streitigkeiten unter- 
geordneter Bedeutung auszuscheiden vennochten, obwohl sich 
Wiehe fOr eine Schiedssprechung schon im Hinblick auf den 
teit verbundenen erheblichen Zeit- und Kostenaufwand im 
aUgemeinen nicht eignen. 

Sodann erschien die Ausführung des Weltschiedsyertrsgs 
nicht als hinreichend gesichert. Einerseits stellte die erwähnte 
Quenklansel die Ausführung des Vertrags in das freie Elrmessen 
der Mächte, zumal da jede Partei sie mit durchgreifender 
Wirkung hätte anrufen können. Andererseits war keine ge- 
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nügeode Vorsorge getroffen, iiin in jedem einzelnen Talle das 
Zustandekommen des zur Regelung der Fragestellung und der 
sonstigen Bedingungen des Yer&hrens erforderlichen besonderen 
Schiedsvertrags (Art. 52 des neuen Schiedsabkommens) zu sichern, 

da die Artt. 53, 54 hierzu nicht ausreirlitt'n und die weiter- 
gebenden deutschen Anträge abgelehnt wurden. Dazu kam, daß 
narli der Verfassung verschiedeiK r Länder zum Absrlihisse des 
besonderen Schiedsvertrags in jedem einzelnen Falle die Ge- 
nehmigung der gesetzgebenden Körperschaften erfor<I«'rlicli wäre, 
so daß sicli für die einzelnen Tiänder eine verschiedene Art der 
rechtliclien Bindung ergeben hätte. Alle diese Vorbehalte waren 
geeignet, dem Wt ltscliiedsvertrage seinen obligatorischen Charak- 
ter zu nclinien und ihn damit illusorisch zu machen. 

Endlich herrschte auf der Konferenz keine Einigkeit iibrr 
die AViikuiifTcn der Schiedssprechung. Vor allem bestand 
Meinungsverschiedenheit darültcr. in welchem Verhältnisse die 
Sprüche der Schiedsgerichte zu den l'rtcilen der nationalru 
( it'riclitf stelieu, insbesondere ob sie die Kraft halu-n snllten, 
die lii irits ergangenen rrt< ilc eines srdclien (Jerichts umzu- 
st(»ljen oder dieses wenigstens für die Zukunft an die von dem 
Schieilsgericlite gegeltene Auslegung der Kechtsfrage zu binden. 
Sodann war eine liefiiedigende Kegelung niciit zu erzielen für 
den Fall, wo eine Maciit «hircli Scbiedssi>nicli verpflichtet wird, 
zur Ausfülirung eines intelnationalen Vertrags ihre ( lesetzgebnng 
in gewissem Sinne zu ändern, die gesetzgebenden Ki'irperschaften 
sich al>er weigern, die erf(»rderlichen Aendenmgen zu beschließen. 
Auljerdem bestand in Ansehung der Vertrüge, an denen mehr 
als zwei Mächte lieteiligt sind, das Bedenken, daü über dieselbe 
Frage einander widersprechende Schiedssprüche ergehen könnten, 
die zu einer ganz verschiedenen Handhabung des Vertrags 
führen würden. 

Bei dieser Sachlage konnte yon dem in Aussicht genommenen 
Weltschiedsvertrag^eine Förderung des Schiedsgerichtsgedankens 
nicht erwartet werden. Vielmehr bestand die begründete Be- 
sorgnis, daß Über die Anwendung und Auslegung eines solchen 
Vertrags ernste Streitigkeiten entstehen könnten, die der Sache 
des Friedens nicht dienlich sein würden. Die Delegation des 
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Beichs Hat daher den von der Mehrheit der Konferenz ange- 
stellten Vorschlägen fiber die obligatorische Schiedssprechnng 
nicht zuzustimmen vermocht; derselbe Standpmüct ist von einer 
Reihe anderer Mächte, darunter von mehreren Großmächten, 
vertreten worden. Mit Bücksicht hierauf hat sich die Konferenz 
mit der in der Schlußakte enthaltenrn Erklärung (Seite 426) 
b^figt, daß sie grundsätzlich in der Anerkennung der obli- 
gatorischen Schiedssprechung einig sei und daß sirli für die 
vorbehaltlose Durclifühninj?: dieses Grundsatzes insbesondere 
Streit ig:keiten über die Anwendung und Auslegung internationaler 
Verteagsabreden ei«rnen. 

Dieser Erklärung konnte die Deutsche Delegation unbe- 
denklich zustimmen. Denn Deutschland hat bereits obligatorische 
Schiedsverträge mit Großbritannien und mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika vereinbart, von denen der erstere sofort 
in Kraft getreten ist; auch sind in die neuen deutschen Handels- 
verträge Schiedsklauseln aufgenommen worden, wonacli alle 
Streitigkeiten über Tariffragon besonderen Schiedsgericliten 
unterbreitet werden sollen. Auf diesem Wege des Abschlusses 
von Einzelvertiilgen beabsichtigt die Kaiserliche Regierung, 
soweit es den deutschen Interessen entspricht, weiter fortzu- 
schreiten. Denn die Bedenken, die ge<;( n einen Weltsciiieds- 
veitrag si)re("hen, erlediuen sicli zum en,ßen Teile, wenn es 
.>ich um Scliiedsabrt'di'U zwischen einzelnen Staaten, deren 
gegenseitige Beziehungen sich ül)er>elien lassen, oder um die 
Einrückung der Schiedsklausel in einzelne bestiininte Verträge 
handelt. Hier kann auf begrenztem (ieliiete von der Öcliieds- 
sprechuiig eine gute Wirkung erwartet werden. 

II. Abkommen, betreffend die Beschränkung 
der Anwendung von Gewalt bei der Eintreibung 

von Vertragsschnlden. 

Dieses Abkommen bezieht sich auf Geldf orderungen jeder 
Art, die den Angehörigen eines Staates auf Grund eines Ver- 
tngsverhältnisses gegen einen fremden Staat zustehen. Der 
Art. 1 bestimmt, daß der Staat, dem der Gläubiger angehört, 
2ar Eintreibung von Forderungen keine Waffengewalt anwenden 
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darf, es sei denn, d&ß der Schuldneistaat das Anerbieten des 
Gl&nbigerstaats, den Streitfall einem Schiedsgerichte yorznlegeo, 
ablehnt oder unbeantwortet läßt oder die Darchfahnmg des 
Verfahrens böswillig vereitelt oder dem Schiedssprüche nicht 
nachkommt. Der Art. 2 schreibt vor, daß wenn das Anerbieten 
schiedsgerichtlicher Erledigang angenommen wird, das Verfahren 
sich nach den Bestimmungen des Titel lY Kapitel 3 des neuen 
Haager Schiedsabkoinnions richtet. Dabei ist hervorzuheben, daß 
alsdann nach Art. 53 Abs. 2 Xo. 2 in Ermangelung einer ander- 
weitigen Vereinbarung die Feststellung des die Einzelheiten der 
Schiedssprechung regelnden Seliiedsvertrags auf einseitigen An- 
trag des (jlilubigerstaats dureh den Ständigen Schiedshof erfolgt. 

Die voi-stehenden Bestimmunjren dürften geeignet sein, 
einen billigen Ausgleich zwischen den Interessen der »Seliuldner- 
staaten und der ( nilubigerstaaten herbeizuführen. Denn einersj-its 
wird durch das Abkommen der Anwendung von Waffengewalt 
zur Durehfüliniiig unberechtigter Forderungen in wirksanjer 
Weise vorgebeugt : andererseits liilit das Abkoiiiiiu n volle 
Freiheit des Handelns gegenüber dfin bi^swilligen iSchuldner- 
staate, der eine friedliche iMlcdioung auf dem Wege der 
Schiedssprechung verweigert oder vereitelt. 

III. Abkoniinen ül)er den Beginn der Feindseligkeiten. 

Dieses Abkumnien, das .sowolil auf den Landkrieg wie auf 
den Seekrieg Anwendung findet, enthält Bestimmungen für diis 
Verhalten der Kriegführenden gegeneinander und für ihr Ver- 
hältnis zu den neutralen Mächten. 

Nacli Art. 1 soll dem Beginne der Feindseligkeiten eine 
unzweideutige Benacliririitignng des (iegners vorau.sgehen, die 
entweder in einer unbedingten Kriegserklärung oder in einem 
Ultimatum mit Indingter Kriegserklärung bestehen kann. Die 
Kriegserklärung soll mit (iriuulen versehen sein, damit der 
Allgeraeinheit die Mögliclikeit gegeben wird, sich über den 
Streitfall ein Urteil zu bilden. Einer entsprechenden Vorschrift 
bedurfte es für das Ultimatum nicht, da hier der Krieg ans 
der Verweigerung der geforderten Genugtuung folgt und die 
Gründe sich aus der gestellten Forderung ohne weiteres ergeben. 
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Was das YerUltnis za den neutralen Mächten betrifft, so 
gebt der Art. 2 davon ans, daß die mit der Neatralitftt ver- 
bnndeneii Pflichten erst entstehen können, wenn der Neutrale 
von dem Ausbmche des Krieges sichere Kunde erhalten hat. 
£Sr schreibt deshalb vor, dafi den Neutralen von dem Kriegs- 
zustand unverzflglich Hitteilung zu machen ist. Doch kann 
sich eine neutrale Macht auf den Mangel der Benachrichtigung 
nicht berufen, wenn auf anderem Wege der Kriegszustand 
unzweifelhaft zu ihrer Kenntnis gekommen ist. 

Das Abkommen stellt sich als ein nicht unerheblicher 
Foirtschritt auf dem Grebiete des Kriegsrechts dar; es schließt 
den völkerrechtlich bisher zugelassenen Ueberfall aus und 
schafft die im Interesse des internationalen Verkehrs dringend 
wllnachenswerte Klarheit Aber den Beginn des Kriegszustandes. 

lY. Abkommen, betreffend die Gesetze und Gebräuche 

des Landkriegs. 

Das Landkrii'frsahkommen vnii 18!)9 enthält im wesentlichen 
nur die Vorschrift, «laii füi- den Fall eines Krieges zwischen 
Vertragsraächten den I^andheeien Verhaltung:sinaßrej?eln im 
Sinne der als Anlage beigeffigten Ordnung der (lesetze und 

Gebräuche des Landkriegs zu geben sind. In das an seine 
Stelle tretende neue T.andkriegsabkommen ist daneben eine von 
Deutschland vorgeschlagene Bestimnmng aufgenommen worden, 
die dem völkerrechtlichen Grundsatz Ausdruck gibt, daß Jeder 
Verstoß gegen die bezeichnete Ordnung zum Schadensersatze 
verptlichtet und daß dw Vertrafrsiiiächte in dieser Hiusicht für 
die Handlungen aller zu ihrer bewaffneten Macht gehörenden 
Personen einzustehen haben. 

In der dem iieiuMi Abkommen beig<'t'ü«:ti'n l-,amlkriegs- 
ordnung ist der in dt-r alten Onlinmg enthaltene vierte Ab- 
schnitt, der die bei Neutralen untergebrachten Angeliitrigen 
einer Kriegsmacht un«l in Pflege betiiidlirhen Verwundeten 
betrifft, ausgelassen worden, weil er seinem Inhalte nach besser 
in das neu abgesclilossene Abkommen über die IJeehte und 
Pflichten der neutralen Mächte und Persunen im Falle eines 
Landkriegs paßt. 
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Im übrigen ist die LandkriegBordnnng der Haoptsacbe 
nach unTerandert geblieben und nur in Einzelheiten erg&nzt 
und verbessert worden. Die wesentlicben Aenderungen sind 

folgende : 

Nacli Art. 2 soll die Bevölkeniiif^ eines nicht besetzten 
Gebiets, die beim Herannaheu des Feindes aus eigenem Antriebe 
zu den Waffen ^eift, ohne sich g'emüß Art. 1 zu Freikorps 
orjraiiTsieren zu können, die Rechte und Pflichten der Krieg- 
führenden haben, sofern sie die Gesetze und Gebräuche des 
Landkriegs beobachtet. Auf deutschen Antrag ist die weitrrp 
Bedingung hinzugefügt worden, daß sie die Waffen offen 
führen muß. 

I'Jor Art. 23 liat lilcichfalls auf dotitsrhen Antra?,' zwei 
wichtige Ziisiitzc i*rhalten. Durch den ersten wird der Grund- 
satz der Unvt rletzlichkeit des Privatpifreiitmiis auf dem Gebiete 
der Forderun^'^sri chte anerkannt. Nacli der Gesetzgebung ein- 
zelner Stantt'ii soll nämlich der Krieg die Folge haben, daß 
die Scbuklverbijidliciikciten des Staates oder seiner Angeliörigeu 
gegen Angehörige des Feindes aiit^rehdben oder zeitweilig außer 
Kraft gesetzt oder wenigstens von der Klagbarkeit ausgeschlossen 
werden. Solche Vorschriften werden ntinraehr durch den Art. 23 
Abs. 1 unter h lüi- unzulässig erklüit. Der andere Zusatjj, der 
den Abs. 2 des Artikels bildet, untensugt den Iviiegführenden 
allgemein, Angehörige des Feindes, selbst wenn sie vor dem 
Kriege von ihnen angeworben waren, zur Teilnahme an den 
Kriegsuntemehmüiigen gegen ihr eigenes Land zu zwingen, 
während die alte Landkriegsordnung im Art* 44 eine ent- 
sprechende Vorschrift nur zu Gunsten der Bevölkerung besetzter 
Gebiete enthält 

Der Art. 25, der die Beschießung unverteidigter Platze 
untersagt, hat in seiner neuen Fassung den Zusatz erhalten: 
«mit welchen Mitteln es auch sei*. Dieser Zusatz soll klai^ 
stellen, daß sich das Verbot auch auf eine solche Beschießung 
eistreckt, die aus Luftschiffen oder auf sonstigen neuen Wegen 
erfolgen k&nnte. 

Der neue Art. 44 untersagt den Kriegführenden, die Bs* 
wolmer eines besetzten Gebietes zur Eirteilung yon Auskünften 
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über das Heer oder die Verteidigungsmittt'l ihres Landes zu 
zwingen. Diese Bestimmung, die aus den Anwendungsfällen 
des im Art. 23 Abs. 2 enthaltenen Gnmdsatzes in unerwünsclitcr 
Weise Einzelheiten herau.sgreift, wird voraussichtlich verschie- 
denen Großmächten, darunter auch Deutschland, Anlaß zu einem 
Vorbehalte geben. 

Die Vorschrift des bisherigen Art. 54 über da« aus neutralen 
Staaten stammende Eisenbahnmaterial ist in den Art. 19 des 
Abkommens über die Reciite und Pflichten der neutralen Mächte 
und Personen im Falle eines Landkriegs übergegangen. An 
ihre Stelle ist eine neue Vorschrift getreten, wonach unter- 
seeische Kabel, die ein besetztes Gebiet mit einem neutralen 
Lande verbinden, nur im Falle unbedingter Notwendigkeit be- 
schlagnahmt oder zerstört werden dürfen und beim Friedens- 
schluß unter Regelung der Entüchädigungsfrage zurückgegeben 
werden müssen. 

V. Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten 
der neutralen Mäclite und Personen im Falle eines 

Lan d kriegs. 

Einem von der Ersten Friedenskonferenz ausgesprochenen 
Wunsche zufolge hat sirli die Konferenz mit der Feststellung 
der Rechte und Pflichten der Neutralen beschäftigt. Das vor- 
Hegende Abkommen regelt die.sen Gegen.stand für den Landkrieg, 
wobei es einmal die Rechtsstellung der neutralen Staaten selbst 
and ferner die Rechtsstellung von Angehörigen solcher Staaten 
behandelt. Mit Fragen der ersten Art befassen sicii die 
Kapitel I und II, mit Fragen der letzten Art das Kapitel III, 
während das Kapitel IV die Frage des neutralen Eisenb.ihn- 
materiaLs ordnet. Das Bestreben der Konferenz war, in dem 
Abkommen einen billigen Ausgleich zwischen den Interessen 
der Kriegführenden und der Neutralen, insbesondere auf dem 
(Gebiete des Verkelirs zu schaffen. 

Das erste Kapitel umfaßt die Rechte und Pflichten der 
neutralen Staaten im allfremein»'n. Der Art. 1 enthält den 
obersten (Jnindsatz der Neutralität, nämlich die Unverletzlich- 
keit des neutralen Gebiets, die nach Art. 10 von der neutralen 
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Macht anch mit Waffengewalt verteidigt werden darf. In den 
Artt. 2 bis 4 finden sich Bestimmungen über einzelne Pflichten 
der Kriegführenden, die sich aus diesem Grandsatz ergeben, 
80 das Verbot des Dorchmarscbes, der Errichtnng fanken- 
telegraphischer Anlagen und der Bildung von Kombattanten- 
korps. Umgekehrt dürfen die neutralen Mftchte nach Art. 5 
auf ihrem Gebiete keine dieser Handlungen dulden, wogegen 
sie für Handlungen ihrer Angehörigen außerhalb dieses Gebiets 
lücht verantwortlich sind. Die Artt. 6 bis 8 fuhren ferner 
eine Kcilu- voti Handlungen auf, deren Duldung durch eine 
neutrale Macht nicht als Neutralität^verletzung anzusehen ist, 
80 die rt'berschrfitiiii^^ der Grenze durch einzelne zum Heere 
einps Kriegführenden sieh begebende Leute, der Konterbande- 
handel von Privatpersonen und die Benutzung von Telegraphen- 
oder Fcrnsprechleitungen durch die Kriegführenden. Der Art. 9 
sclireibt sodann vor, daß alle von einer neutralen M,ichi fin- 
geführteu Verkehrsbeschränkungen auf beide Kriegführenden 
gleichmäßig anzinvpnden sind. 

Das zwt it*' Ka])it('l, das die bei Neutralen unterprebraclitm 
An^clii'riyt'ii fint^- Kiiegs;marht und in PHt-^-'e Ixdiudlichen 
Verwundeten beliandelt. ^nlit den vierten Abscliiiitt der be- 
stehenden Landkriegsordnung wieder. 2seu ist nur der Art. 1.% 
wonach die auf neutrales (lobiet entwichenen oder von einer 
tlortliin Ubertretenden Truppe mitgeführten Kriegsgefangenen 
ohne weiteres frei sind. 

Das dritte Kapitel l>etri£ft die neutr ili i: I'ersonen. Es 
bestimmt im Art. 16 deren liejirilV und enitiah leruer in den 
Artt. 17, 18 Vorschriiteii daiüber, welche Verstöße den Verlust 
der Eigenscliaft als Neutraler und infolgedessen die Gleich- 
stellung mit den Angehörigen des Feindes zur Folge haben 
können. Von deutscher Seite war der Konferenz eine Vorlage 
zur vollständigen Kegelnng der Bechtsstellung neutraler Personen 
gemacht worden ; diese ging von dem Gedanken aus, daß solche 
Personen, selbst wenn sie in dem Gebiete der Kriegführenden 
wohnen, den Feindseligkeiten völlig fem zu bleiben haben und 
demgemäß auch yon den Wirkungen des Krieges soweit irgend 
möglich verschont werden sollen. Im Gegensatze hierzu wurde 
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TOD anderer Seite der Standpunkt vci-trctcn. dalj die ncutialt ii 
Personen in dem Gebiete der Kric^rtiiliiendeii den Landes- 
aogehörigcn }rl eich zustellen sind. Ein Ausgleich zwischen 
diesen Auffassungen ist nicht gelungen. Die Konferenz bat 
och daher begnügen müssen, mit dem in der Schlußakte ge- 
inBerten dritten Wunsche (unten S. 427) anzuregen, daß die Frage 
der Behandlung von Fremden in Ansehung der Kriegslasten 
durch besondere Abkommen geregelt werde. 

Das Tierte Kapitel gibt in weiterer Ausgestaltung des von 
ihm Obemommenen Art. 64 der bestehenden Landkriegs- 
oidnong Vorschriften Aber das ans neutralem Gebiete stam- 
mende Eisenbahnmaterial. Solches Material soll von den Krieg- 
fBhrenden nnr in dringenden Notfällen nnd nur gegen Bnt- 
sehadigong benutzt werden; anch darf der Neutrale alsdann 
im Bedtirfnisfalle das in seinen Händen befindliche Eisenbahn- 
msterial des KriegfQhrenden in entsprechendem Umfange zurück- 
halten. Bei Gelegenheit der Beratungen über diesen Gegenstand 
ist die allgemeine Frage der Aufrechterhaltnng des Verkehrs 
zwischen der BeTölkemng der kriegführenden und der neutralen 
Staaten des näheren erörtert worden. Das Ergebnis ist in dem 
zweiten Wunsche der Konferenz (unten S. 427) niedergelegt, wo- 
nach im Kriegsfoll alle Behörden es sich zur besonderen Pflicht 
machen sollen, den Fortbestand des friedlichen Verkehrs nach 
Möglichkeit zu sichern und zu schfitzen. 

Vi. Abkommen über die Behandlung von feindlichen 

K au f f a h r t e i s c h i f f e n 
beim Ausbruche der Feindseligkeiten. 

Nach ein« 111 seit dem Krimkriege geübten r>rnuche gestatten 
die Kriepffülin iulcn den Kauffahrteischiffen des Gegners, die 
vom Ausbruche des Krieges in einem ihrer Häfen überrasclit 
werden oder einen solclien ohne Kenntnis der l''('iiidseli<j:keircn 
anlaufen, innerhalb Ifestiuimter Fristen den Hafen zu verlassen 
und ihre Heise uiibchellif^t fortzusetzen. l)er auch \on Deutsch- 
land unterstützte Antra«?, dieser felunif,'", die eine der p-nWjten 
Härten des Seelx iitereclits lieseiti^'"t. den ( "Iiaiakter l iiier Iieehts- 
legel zu geben, fand allerdings auf der Kuuferenz keine An- 
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nähme. Doch bat das vorliegende Abkommen im Art. 1 die 
Beobachtung der Uebung empfohlen. Aoch enthält der Art. 2 
eine Milderung des bisherigen Rechtszastandes, indem er vor- 
schreibt, daß feindliche Kauffahrteischite, denen die Erlaobnis 
znm Verlassen des Hafens verweigert wird, nicht wie nach 
bisherigem Rechte der Wegnahme unterliegen, sondern nur bis 
zum Ende des Krieges mit Beschlag belegt oder aber gegen 
Entschädigung angefordert werden dürfen. Das Gleiche gilt 
nach Art. 4 Abs. 1 von den an Bord befindlichen Gutem, die 
feindliches Eigentum sind und als solches an sich Gegenstand 
des Seebenterechts sein würden. Diese Bestimmongen sollen 
sich jedoch nach Art 5 nicht auf Schiffe beziehen, deren Bau 
ersehen läßt, daß sie zu Hil&kreuzem bestimmt sind. 

Der hiemach für die Kauffahrteischiffe beim Beginn eines 
Krieges geschaffene Zustand stellt einen Fortschritt dar, der 
gegebenen Falles allen seefafirenden Nationen gleichmäßig zugute 
kommt. Dagegen trifft letzteres nicht zu bei den Bestimmungen 
des Art. 3 und des Art. 4 Abs. 2, wonach auch die beim Aus- 
bniche des Krieges auf See befindlichen feindlichen Kauffahrtei- 
schiffe nebst ihrer Ladung entsprechende Vergünstigungen er- 
haltt n sollen. Denn die Beschhignalimc {»der die Anforderung 
solcher 8chiffp -wird nur den Nationen zugute komnipn, die zur 
Unterbringung der Schiffe Stützpunkte in den versrliitdenen 
Teilen der Welt besitzen, während Xfitioiicii olinc derartige 
Stützpunkte von der in Rede stellenden Befugnis keinen rt-ditt n 
Gebraueli macht ii können. Auch dn^ weiter eingeräumte Tum lit. 
die Prisen zu zerstören, reiclit iiirr iii» ht aus. wenn, wie im 
Art. 3 Abs. I bc^tinnut ist, für eine solche Zersrruiiii;^ Ent- 
schädigung gewiUirt werden muß. lin iliublick uui diese Un- 
gleichheit hat die Deutsche Delegatinii in Ansehung des Art. 3 
und des Art. 4 Abs. 2 einen Vorbehalt gemacht. 

ViL Abkommen über die Umwandlung 
von Kauffahrteischiffen in Kriegsschiffe. 

Dieses Abkommen stellt fest, welche Voraussetzungen zn 
erfüllen sind, um einem unter der Handelsflagge fahrenden 
Schiffe die rechtliche Stellung eines Kriegsschilfs zu geben. Die 
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Bestiinmungen verfolgen einen doppelten Zweck. Einmal soll 
eine Gewähr dafür gegeben werden, daß die in die Kriegsflotte 
eingereihten Kauffahrteischiffe die militärische Ordnung und 
Disziplin beachten; sodann soll die Tatsache einer solchen 
Einreihung äußerlich ersichtlich sein und in bestimmter Form 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht werden. Die Frage, an 
welchen Orten die Umwandlung vorgenommen werden darf, 
wird in dem Abkommen nicht berührt, da hierüber eine Ver- 
ständigung nicht zu erzielen war. 

Vm. Abkommen über dieLegnng von unterseeischen 
selbsttätigen K o n t a k t nii n e n. 

Dieses Abkommen füllt eine Lütke im Völkerrecht aus, 
die sicli namentlich im nissisch-ja])anischen Kriege fühlbar 
gemacht hat. Es versucht, bei gebührender Berücksichtigung 
der Zwecke des Krieges, die friedliche Schiffahrt vor den Ge- 
fahren zu schützen, die ihr aus der Legung von Minen erwachsen. 

Der Art. 1 kennzeichnet die verschiedenen Arten von 
Minen, die nicht zur Verwendung gelangen dürfen. Diese Be- 
stimmungen verfolgen vor allem den Zweck, dem Uebelstande 
vorzubeugen, daß unbeaufsichtigt auf dem Weltmeere schwim- 
mende Minen der Schiffahrt der Neutralen gefährlich werden. 
Nach Art. 2 soll die Legung von Minen zu dem alleinigen 
Zwecke einer Unterbindung der Handelsschiffahrt untersagt 
sein; gegen diese Bestimmung ist von deutscher Seite ein Vor- 
behalt gemacht worden, da der Kriegfülirende nur einen anderen 
Zweck anzugeben braucht, um die Anwendung der Bestimmung 
illusorisch zu machen. Der Art. 3 verlangt Vorsichtsmaßregeln 
im Interesse der friedlichen Schiffalirt, insbesondere deren 
rechtzeitige Benachriciitigung, während der Art. 5 die Be- 
seitigung der Minen nach Beendigung des Krieges vorschreibt. 
Der Art. 4 verpflichtet auch die Neutralen, falls sie Minen 
legen, entsprechende Regeln zu beobachten. 

L\. Abkommen, betreffend die Beschießung durch 
Seestreitkräfte in Kriegszeiten. 

DieBehandlungderBeschießungdurchSeestreitkräfteentspracli 
einem von der Ersten Friedenskonferenz au.sgedrückten Wunsche. 

ZelUchrift für intern. Privat- u. OffenÜ. Recht. XVII. 27 
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Das erste Kapitel des vorliegenden Abkommens dehnt im 
Art. 1 Abs. 1 das Verbot der Beschießung unverteidigt<?r PliLtse, 
das für die T.andheere im Artikel 25 der alten wie der neuen 
LandkriegNfinliiiiii^ au-sgesproriien \<f. auf die SeestreitkräftP 
aus. W'nm im Abs. 2 bt-stiiinui wird, daß ein IM.itz, vor 
dessen Hafen Minen {rtltgt sind, nicht schon um deswillen 
beschossen Avcnlt n daif, so haben liiertregen eine Reihe von 
Großmächten, daT-niiter auch Dentscliland. Vorbehnlte «remacht., 
d;i sich sciioii das l.epen von Minen aLs eine Verteidiirunfjs- 
ijialjregtd darstellt. iMit liücksicht auf die Veischie<i('iiheit der 
Verliiiltnisse werden in den Artt. 2, 3 von dem Verbote der 
Best liielinnj^ zwei Ausnahmen zugelassen. Wahrend nämlich 
das J^aiidheer in der La^-^e ist, in den unverteidigten Platz 
einzurücken und die aus militärischen Gründen gebotene Zer- 
störung eines Gebäudes oder einer Vorrichtunj,^ oder die An- 
forderung von Naturalleistungen auf anderem Wege als durch 
Beschießung durchzusetzen, wird einer Seestreitmacht, die an 
der Landung verhindert ist, zur Emicbnng solcher Zwecke 
regelmäßig nur die BescbießuDg zur Verfügung stehen. Mit 
fificksicbt hierauf bestimmt Art. 2, daß militärische Anstalten 
und Einrichtungen aller Art, die für die Bedürfnisse von Heer 
oder Flotte dienlich sind, sowie die etwa im Hafen liegenden 
feindlichen Kriegsschiffe äußersten Falles durch GeschQtzfeuer 
zerstört weiden dürfen. Femer darf nach Art. 3 zur Be- 
schießung geschritten weiden, um die Lieferung von Lebens- 
mitteln und YorrSten für das augenblickliche Bedürfnis der 
eigenen Streitmacht zu erzwingen; dagegen soll nach Art. 4 
die Beschießung als Zwangsmittel zur Eintreibung yon Geld' 
auflagen nicht gestattet sein. 

Das zweite Kapitel enthält allgemeine Vorschriften, die bei 
der Beschießung verteidigter wie unverteidigter Plätze durch 
Seestreitlcräfte Anwendung finden sollen und im wesentlichen 
den Artt. 26 bis 28 der Itandkriegsordnung entsprechen. 

X. Abkommen, betreffend die Anwendung 
der Grundsätze des Genfer Abkommensfnrden Seekrieg. 

Das vorliegende Abkunmien, das an die Stelle des be- 
stehenden Haager Abkommens gleichen Inhalts treten soll, hat 
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dessen Bestimmungen mit dem neuen Genfer Abkommen vom 
6. Joli 1006 (RGBl 1907 S. 279) in Einklang gebracht und 
sie im Anschluß an dieses vervollständigt. Den Beratungen 
lag ein deutscher Kntwurf zu Grunde, der im wesentlichen zur 
Annahme gelangt ist. 

Die Bestimnumgen des bestehenden Haager Abkommens 
.sind zumeist unverändert in das neue Abkommen übernommen 
worden. Eine Aenderung von grundsätzlicher Bedeutung besteht 
darin, daß nach dem neuen Abkommen die von neutralen 
Privatpersonen und (iesellschaften ausgerüsteten HospitalschifFe 
sich fortan einem der Kriegführenden anzuschließen und dessen 
Leitung zu unterstellen haben, ebenso wie dies durch das neue 
Genfer Abkommen im Landkriege den von neutralen Gesell- 
schaften ausgerüsteten Sanitätsformationen vorgeschrieben ist. 
Die Unterstellung der neutralen HospitalschifFe; unter die 
Leitung einer Kriegspartei erschien aus Gründen der militärischen 
Ordnung geboten ; sie kommt äußerlich dadurch zum Ausdrucke, 
daß die Schiffe gemäß Art. 5 Abs. 4 am Hauptmaste die 
Nationalflagge dieser Kriegspartei zu hissen haben. Eine 
wichtige Ergänzung der alten Bestimmungen findet sich im 
Art. 5 Abs. 6, wonach sich die HospitalschifFe des Nachts als 
solche kenntlich zu machen haben, um den ihnen gebührenden 
Schutz zu genießen. 

Nach Art. 12 kann jedes Kriegs.schifF einer Kriegspartei 
die Herausgabe der Verwundeten, Kranken oder SchifFbrüchigen 
verlangen, die sich an Bord von Hospital.*<chiffen oder Kauf- 
fahrteischiffen irgendwelcher Nationalität befinden. Diese Be- 
stimmung stellt sich als Folgerung aus dem Art. 9 des alten 
Abkommens (Art. 14 des neuen Abkommens) dar, w^onach Ver- 
wundete, Kranke oder SchifFbrüchige, die in die Gewalt des 
Gegners fallen, kriegsgefangen werden. Der Art. 13 regelt 
den Fall, daß ein neutrales Kriegsschiff Verwundete, Kranke 
oder Schiffbrüchige an Bord gniommen hat. Entsprechend den 
Vorschriften, die im Landkriege für den Uebertritt einer Truppe 
auf neutrales (»ebiet gelten, .soll auch hier der Neutrale, soweit 
es nach Lage der Umstände möglich ist, dafür sorgen, daß 
diese Personen nicht mehr am Kriege teilnehmen können. 

21* 
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Dnr Art. IT) < riit iicit die Bestimmung des sciiifrzeit weg- 
gefnlU'iirii Alt. ](i ilt.s alttii Abkommens, wonach die iu v'nivia 
Ltntiakii Hafen ausgeschiÜUn Verwundeten, Kranken oder 
Scliiftbrücliigen durch den neutralen Staat bewacht werden 
sollten. Die Bedenken, die damals von verschiedenen Seiten 
gegen diese Bestimmung erhoben wniden, sind jetzt fallen 
gelassen worden. 

Die Übrigen neuen Bestimmungen sind mit den durch die 
Verschiedenheit der Verhältnisse bedingten Aenderongen aus 
dem neuen Genfer Abkommen entnommen. 

XI. Abkommen über gewisse Beschränkungen in der 
Ausübung des Beuterechts im Seekrieg. 

Die Abschaffung des Seebeuterechts hat auf der Konferenz 
wegen des Widerstandes mehrerer großen Seemächte nicht 
durchgesetzt werden können. Dagegen sind yeischiedene Be- 
schränkungen dieses Rechtes eingeführt worden, die in dem 

vorliegenden Abkommen zusammengefaßt sind und die Behand- 
lung der Post auf See, die Befreiung gewisser Fahrzeuge ton 
der Wegnahme sowie die lU^handlung der Besatzung weg- 
genommener feindlicher Kaufalirteischiffe betreffen. 

Die Bestimmungen des ersten Kapitels über die Post 
entsprechen einem deutschen Antrage. Sie beruhen auf dem 
Gedanken, daß die Vorteile, die der Kriegfülirende von der 
Ueberwachun^r des Postverkelirs seines Gegners erwarten kann, 
zu den damit v» rhnndenen Beiäst i;inn;;en des friedlichen Ver- 
kehrs in keinem Vn hültnisse strlu u. Die liricf Postsendungen 
sollen deshalb awi See unverletzlich sein ohne Unterschied, ob 
sie auf neutralen oiler feindlichen Schiffen befördert werden, 
ob sie amtlicher oder privater Natur sind und oh es sicli um 
Briefschaften von Neutralen oder vcri l\ riegführenden handelt. 
Auch soll, falls das die Post lit tordeniik' Schiff ans (iründen 
des vSeekriegsrechts besclila^naliint wird, die i'ost selbst unver- 
züglich weiterbeförderl wirden. Abgesehen von der Unver- 
ktzlichkeit der Post unterliegen die Postdanipfer den für 
Kauffahrteischiffe im allgemeinen geltenden Vorschriften. Xnr 
erhalten neutrale Postdanipfer insofern eine bevorzugte Stellung, 
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als ihre Dttrohsochong durch die Kreuzer der KriegfQhrenden 
nur in driflgenden Fällen vad alsdann mit möglichster Schonung 
und Beschlennigong vorgenommen werden soll. 

Das zweite Kapitel bestimmt, entsprechend einem bisher 
regelmäßij? geübten l^raiiclip, daß Fahrzeuge, die aoaschließlich 
der Küstenfischerei dienon. dem Seebeiiterechte nicht unterliegen; 
dieser Schutz ist auf Fahrzeuge, die ausschließlich für die 
kleine Lokalschiöahrt bcstimint sind, ausgedehnt wurden. Die 
Begünstigung kommt in Wegfall, sobald sich die Fahrzeuge in 
irgend einer Weise an den Feindseligkeiten beteiligen. Endlich 
sollen auch Schiffe, die mit religiösen, wissenschaftlichen oder 
]i]ens( lu-n freundlichen Aufgaben betraut sind, vom Seebeuterechte 
tticiit ei^rriffi ii werden. 

Das dritte Kapitel schreibt vor. daß bei Wegnahme feind- 
licher Kauffahrteischifte, die nicht an (h u Feindseligkeiten teil- 
genommen haben, die unter der liesatzurii: lictiiMlIichen neutralen 
Staatsange)H»rigen frei zu hissen sind, und zwar die Mannscliaften 
uliiie weiteres, der Kajtitän und die ( )fliziere gegen das schrift- 
liche Versi)re('hen, während der Daner des iuieges auf keinem 
feindlichen Schiffe Dienste zu nelimen. Die feindlichen Staats- 
angehörigen, und zwar Ka])itän, Dfhziere und Mannscliaften, 
sind entla.ssen, wenn sie das schriftliche Versprechen abgeben, 
während der Dauer des Krieges keinen Dienst zu übernehmen, 
der mit den Kriegsunternehmungen im Zusammenhange steht. 
Die Namen der durch solche Versprechen gebundenen Personen 
werden ron dem Nehmestaate der Gegenpartei mitgeteilt, die 
üirerseits verpflichtet ist, sie wissentlich nicht in ihrem Dienste 
SS verwenden. Die vorstehenden Bestimmungen sind neu, da 
nach geltendem V51kerrechte die Besatzung weggenommener 
Sdüflfe der Gefangennahme unterliegt ; sie stellen sich als ein 
wertvoller Fortschritt im Sinne einer humaneren KriegfOhrungdar. 

Xn. Abkommen über die Errichtung eines 
Internationalen Prisenhofs. 

Dieses Abkommen gehört zu den wichtigsten Vereinbarungen, 
die auf der Konferenz zustande gekommen sind. Es beruht 
nf zwei von der Deutschen und der Britischen Delegation 
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vorgelopten Entwürfen, die imter Beteiligung flrr Delegationen 
Frankreichs und der Vereinigten Staaten von Amerika zu einem 
gemeinsamen Entwürfe dieser yier Delegationen verschmolzen 

worden sind. 

Die Krriclitung eines internationalen rriseniiofs entspricht 
einem Gedanken, der schon seit Jahrzehnt* ti die Völkerrechts- 
literatnr und die öffentliche Meinung lipsdiäftigt hat. Diesen 
Gedanken verwirkliclit das vorliegende Abkommen, indem es 
einen ständigen Gerichtshof im Haag schafft, dem die Prisen- 
<r( 1 i( litshnrkeit aller Länder in letzter Instanz anvertraut werden 
Süll. Ein»' solche Einrichtung liedeutet einen wichtigen Eort- 
.'^rhritt iiHcli doppelter RicJitung. Einmal sichelt sie im Falle 
eine.s Seekriegs die großen, mit th r Sehiffnhrt verbundenen 
Privatinteressen gegr-ii niilM-rechtigti' IJecintnichtigung durch die 
Kriegt'ühreniicn ; denn sie ^-r-wührleistet i^iiie niii>arteiisehe Keclit- 
.s])reehung, wahrend die nutiunaku l*risengerichte, die ül»er die 
KeclitmäÜigkeit der von ihrer eigenen Staatsgewalt bewirkten 
Wegnahmen zu iiiteileii haben, bis zu einem «gewissen Grade 
in eigener S;i( he Ivi elit sprechen und somit nicht als völlig 
unbeiaiigi n ^^ Iteii kniinen. Sodann beseitigt sie eine Reihe 
völkerrechlli« lu r Streitigkeiten, die aus Anlaß eines Seekriegs 
zwischen Neutralen und Krie^t'iilirenden über die Ausübimg des 
Wegnahmerechts auszubrechen pliegen und bisher vielluch keine 
befriedigende Erledigung fanden, während sie künftig im Wege 
eines geordneten internationalen Verfahrens zum Au-straga 
kommen. Da derartige Streitigkeiten häufig einen schwel*- 
wiegenden Charakter auuehmen und selbst die Erhaltung des 
Friedens zu gefährden vermögen, hat die Konferenz mit der 
Errichtung des Internationalen Prisenhofis ein bedentsames 
Eriedenswerk geleistet 

Das Abkommen enthält im eisten Titel allgemeine Be- 
stimmungen, ordnet im zweiten die Verfassung des Prisenbofs, 
im dritten das Verfahren und trifft im vierten Schlußbestim- 
muttgen. 

Unter den allgemeinen Bestimmungen finden sich zonäcbst 
in den Artt. 1, 2 einige Vorschriften über die Ausübung der 
nationalen Prisengerichtsbarkeitf die insbesondere den völke^ 
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rechtlich bestehenden Satz wiedergeben, daß über jede neutrale 
oder feindliche Prise ein Urteil ergehen muß. Der Art. 3 regelt 
die Zuständigkeit de*^ Internationalen Priseniiufs, und zwar in 
der Weise, daß dem Rekurs an diesen Gerichtshof die nationalen 
Entscheidungen über neutrale Prisen stets, über feindliche in 
bestimmten Fällen unterliegen ; der weitergeilende deutsche An- 
trag, wonach auch die feindlichen Prisen der internationalen 
rierichtsbarkeit stets unterstellt werden sollten, ist nicht zur 
Annahme gelangt. In den Ai1t. 4, 5 wird die Partei- und 
Prozeßfähigkeit der Beteiligten behandelt. Dabei ist auf deutschen 
Antrag der Grundsatz ausgesproclien, daß auch die betroffenen 
Privatpersonen zur Einlegung des Kckurses berechtigt sind. Der 
Art. 6 enthält die wichtige Bestimmung, daß das nationale 
Prisenverfahren höchstens zwei Instanzen haben darf und jeden- 
falls in zwei Jahren beendet sein muß; ein deutscher Antrag, 
der dieses Verfahren auf eine Instanz beschränken wollte, ist 
nicht angenommen worden. Vorschriften über d&a von dem 
Prisenhof anzuwendende Recht sind im Art. 7 gegeben; danach 
entscheiden in erster Linie die inttruationalen Verträge, in 
zweiter Linie die allgemein anerkannten llegeln des Völker- 
rechts und in dritter Linie die allgemeinen Grundsätze der 
(Gerechtigkeit und der Billigkeit. Dem Prisenhof ist hierdurch 
die weittragende Befugnis erwach.sfn, durch seine Rechtsprechung 
das lYisenrecht und damit einen erheblichen Teil des Seekriegs- 
rechts nach humanen Grundsäty.en weiterzuentwickeln. Der 
Art. 8 regelt die Wirkungen der Sprüche des Prisenhofs, die 
von den Vertragsmächten gemäß Art. 9 nach Treu und Glauben 
auszuführen sind. 

Was die Verfassung des Internationalen Prisenhofs betrifft, 
so ist diesem der Charakter einer ständigen Einrichtung gegeben, 
so daß er im Falle eines Seekriegs ohne weiteres in Tätigkeit 
treten kann. Kr soll aus Richtern und Hilfsrichtern von an- 
erkannter Sachkunde in Fragen des internationalen Seerechts 
bestehen, die von den Vertragsmächten für einen Zeitraum von 
sechs Jahren ernannt werden lArtt. 10, 11), im Range einander 
gleich sind (Art. 12) und während der Ausübung ihres Amtes 
ebenso wie die Mitglieder des Ständigen Schiedshofs die diplo- 
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raatischen Vorrechte genießen (Art. 13). Da eine Be.setziinpr des 
Gfrifhtsliofs mit Käiiitliehen Richtern eine praktisrlie ISetatipiing 
uiiiHüy:licli machi'ii würde, ist die Zahl der in Tätigkeit tretenden 
Richter auf fünfzehn heschränkt worden (Art. 14), deren Aus- 
walil in der Weise erfolgt, daß die Richter der acht größten 
Handels- und Seemächte ständi^^, die der übrigen Vertrags- 
mächte iu bestimmter wechselnder Reihenfolge zu einem Sitze 
berufen sind (Art. 15). Dabei ist jedoch ans Billigkeitsrück- 
sichten dafQr Sorge getragen, daß die kriegführenden Mächte 
im Prisenhofe stets vertreten sind (Art. 16). Anf deutschen 
Antrag hestlmmt der Art. 18, daß die beteiligten Mächte bdhere 
Marineoffiziere als Beisitzer mit beratender Stimme bestellen 
kdnnen, da deren Erfahrung fOr eine sachgemäße Bntscheidtmg 
erforderlich erschien. Die übrigen Bestimmungen Aber die 
Verfassung des Frisenhofs betreffen die Wahl des Präsidenten 
(Art. 19), die den Richtern zukommenden Gebfthmisse, die auf 
Beisekosten und Tagegelder beschränkt sind (Art. 20), den Sitz 
des Prisenhofs (Art. 21), seine Beziehungen zu dem Verwaltungs^ 
rat und dem Internationalen Bureau des Ständigen Schiedshofs 
(Artt. 22, 23), die in dem Verfahren anzuwendenden Sprachen 
(Art 24), die Vertretsng der als Parteien beteiligten Mächte 
und Privatpersonen (Art. 25, 26) sowie die Rechtshilfe (Art. 27), 
Die Vorschriften über das Verfahren vor dem Internationalen 
Prisenhofe sind im wesentlichen dem deutschen Entwurf ent- 
nommen. Die Einlegung des Rekurses, die entweder bei dem 
erkennenden natinii:ilen Gericht oder bei dem Internationalen 
Bureau des Ständigen Schiedshofs erfolgen kann, ist in den 
Artt. 28 bis 33 geordnet, und zwar in dem Sinne, daß der 
Zugang zu dem Priseniiofe tunlichst erleichtert werden soll. 
Das weitere Verfahren zerfällt, ebenso wie das vor dem Stän- 
digen Schiedshof, in ein schriftliches Vorverfahren und eine 
mündliche Verhandlung (Art. 34). Aucli sonst finden auf das 
Verfahren vielfach ähnliche Bestimmungen Anwendung wie die 
für den Ständigen Schiedshof erlassenen. Das liestreben bei 
Regelung des Vei-fahrens ging daliin, dem Prisenhofe möglichste 
Rewejrungsfreiheit zu lassen (Art. 35) und ihn insbesondere in 
der Beweis Würdigung in keiner Weise zu beschränken (Art. 42). 
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FSr die Kosten des Prisenhofs haben die Yertragsmäcbte auf- 
nkommen; doch werden zn diesen Kosten anch die Parteien 
herangezogen, so dafi den als solche nicht beteiligten Mächten 
Aufwendiiiipffn kaum erwachsen werden (Artt. 46, 47). Mit 
Rücksicht auf die Schwierigkeiten, die durch die Abwesenheit 
der Mitglieder des Gerichtshofs von dessen Sitze entstehen, ist 
mit der Wahrnehmung einzelner ' prozeßleitender Verfügungen 
eine Delegatioi! von drei Mitgliedern betraut (Art. 48). Endlich 
ist dem Pri.senhof in den Artt. 49, ÖO die Befugnis eingeräumt 
worden, seine Geschäftsordnung selbst festzustellen und Vor- 
scldäge wegen Abänderung der Bestimmungen über das Ver- 
fahren zu machen. 

Xlll. Abkommen, betreffend die Keclite und Pfliciiten 
der Neutralen im Falle eines Seekriegs. 

Dieses Atikouimen regelt die Rechtsstellung der neutralen 
Staaten für den Seekrieg und bildet insofern eine Krtränzung 
zu dem Abkommen, betreffend die Rechte und Ptlichten der 
neutralen Mächte und Personen im Falle eines i^andkriegs. Der 
Stoff ist in der Weise gegliedert, dalj in den ersten fünf Artikeln 
das Verhalten der Kriegführenden in neutralen Häfen und Ge- 
wävssern geordnet wird, wäiirend die Artt. (i — 25 das Verhalten 
der neutralen Staaten gegenüber den Kriegführenden behandeln 
und die Artt. 2r)— ,88 allgemeine Vorschriften und Schluß- 
bestimmungen entiialten. 

Was zunächst das Verhalten der Kriegführenden in neu- 
tralen Häfen und Gewässern betrifft, so stellt der Art. 1 die 
allgemeine Regel auf, daß die Kriegführenden die Hoheitsrechte 
der neutralen Staaten zu achten nnd sich jeder Handlung zu 
enthalten haben, deren Duldung seitens dieser Staaten eine Ver- 
letzung ihrer 'Neutralität bedeuten wflrde. In Anwendung dieses 
Grundsatzes ist unteröagt die Begehung irgendwelcher Feind- 
seligkeiten in neutralen Gewässern, insbesondere die Ausübung 
des Wegnahme- und des Dnrchsuchungsrechts (Artt 2, 3) und die 
Bildung von Prisengerichten im neutralen Hoheitsbereich (Art. 4) ; 
ebensowenig dürfen Eriegffihrende neutrale Häfen oder Gewässer 
als Stützpunkte fflr Eriegsuntemehroungen benutzen (Art. 5). 
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Die Ptlirliten der Neutralen gcgeniibor den KriesrtülJiviidtu 
bezidien sicli auf den H;Hidel mit Krii ^skontcrliande, auf die 
IJeliandlunfr von Krie^'^MliitTtn der KriefifülireiiiU-n während 
ihres Auteutijaits im neuiralcn llnht itslH reiche sowie auf die 
Zuhissung' von Prisen in neutralen IlatVn. 

In Ansehung der Krieg'j^kriiitt ritaiidi' bestimmen die Artt. 
6—8, daß der neutrale Staat Juiegsehiffe. Munition oder son- 
stiges Kriegsmaterial einem KriegführciKh u nicht litiern darf, 
auch in seintiii Hoheit,sl)ereiche die Ausrüstung oder Bewaffnung 
von Schiffen für die Kritgführenden sowie das Auslaufen der 
dort zu Kriegszwecken hergerichteten Schiffe verhindern muß; 
dagegen ist er im übrigen niclit veri)tiichtet, seinen Angehörigen 
den Handel mit Krlegskontcrbande zu untersagen. 

Die Hegeln für den Aufenthalt Ton Kriegsschiffen der Krieg- 
fahrenden in neutralen Häfen und Gewässern sind in den Artt 
9 — 20 enthalten. Aus dem Wesen der Neutralität folgt zunächst 
der im Art. 9 aufgestellte Satz, daß alle fttr einen solchen 
Aufenthalt von einer neutralen Macht getroffenen Anordnungen 
auf beide Kriegführende gleichmäßig anzuwenden sind. Kach 
Art. 10 stellt sich die bloße Durchfahrt durch neutrale Gewässer 
nicht als eine Beeinträchtigung der Neutralität dar. Auch soll 
es nach Art. 11 einer neutralen Macht freistehen, den Krieg* 
führenden die Benutzung der von ihr bestallten Lotsen zu ge- 
statten; da diese Bestimmung indes unter Umstanden zu einer 
tatsächlichen Neutralitätsverletzung führen kann, erscheint hier 
ein Vorbehalt angezeigt. Die Dauer des Aufenthalts der Kriegs- 
schiffe in neutralen Häfen und Gewässern ist im allgemeinen 
in den Artt 12, 13 geordnet, und zwar in der Weise, daß an 
sich jede Macht für ihre Häfen und Gewässer in der Regelung 
dieses Gegenstandes freie Kand hat, daß aber in Ennangelnng 
derartiger Vorschriften der Aufentlialt der Schiffe 'nicht über 
24 Stunden ausgedehnt werden darf. Diese wenn auch nur 
aushilfsweise aufgestellte sogenannte 24-Stunden-Regel entspricht 
nicht der bisherigen l'ebung des europäischen Kontinents und 
crsclieint in solcher Allgemeinheit sachlit li nicht hinreichend 
begründet; die Deutsche Delegation hat daher gegen die er- 
wuhuteu Artikel einen Vorbehalt gemacht Ein längerer Aufent- 
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halt als der dort vorgesehene kann den Kriegsschiffen gestattet 
werden wegen Beschädigungen des Schiffes oder wegen un- 
günstiger See (Art. 14), wegen des Zusammentreffens von ICriogs- 
schiffen beider Kriegsparteien (Art. 16) sowie wegen der Ein- 
nahme von Lebensmitteln und Feuerungsmaterial (Art. 19). 
Schiffsschäden dürfen nur zur Herstellung der Seefähigkeit, 
nicht aber zur Vermehrung der (iefechtsstärke ausgebessert 
werden (Art. 17). Ebensowenig darf die (Jefechts.stärke durch 
Erneuerung der militärischen Vorräte oder der Armierung sowie 
durch Ergänzung der Besatzung vergriWiert werden (Art. 18); 
dagegen ist die Einnahme von Lebensmitteln und Feuerungs- 
material in den (irenzen des Art. 1V> gestattet. Die Regel des 
Art. 20, welche die wiederholte Erneuerung des Feuerungs- 
materials in einem Hafen derselben Macht erst nach drei Monaten 
gestattet, ist weder im geltenden Rechte noch in den tatsäch- 
lichen Verhältni.ssen begründet; von der Deutschen Delegation 
ist daher hiergegen ein Vorbehalt gemacht worden. 

Vorschriften über die Einbringung von l*risen in neutrale 
Häfen linden sich in den Artt. 21—23. Die Regel ist, daß 
eine Prise nur wegen Seeuntüchtigkeit, wegen ungünstiger See 
sowie wegen Mangels an Feuerungsmaterial und Vorräten ein- 
gebracht werden darf. L'm indes die Zerstörung von Prisen 
möglichst zu verhüten, kann außerdem die Zulassung von Prisen 
zum Zwecke der Verwahrung bis zum L'rteile des nationalen 
Prisengerichts gestattet werden. 

Die üeberschreitung der in den neutralen Häfen gestatteten 
Aufenthaltiidauer hat mich Art. 24 die Entwaffnung des Schiffes 
uod die Festhaltung der Besatzung zur Folge. Der Art. 2ö 
endlich verpflichtet die neutralen Mächte, jede Verletzung der 
vereinbarten Bestimnningen durch gehörige Ueberwachung nach 
Möglichkeit zu verhindern. 

Das vorliegende Abkommen hat, sow'eit es nicht zu den 
enn'ähnten Vorbehalten Anlaß gibt, für eine Reiiie bislier zweifel- 
hafter Fragen Lösungen gefunden, die einen billigen Ausgleich 
ZM'i.schen den Interessen der Neutralen und der Kriegführenden 
darstellen. Diese Lösungen sind geeignet, schwerwiegenden 
Streitigkeiten vorzubeugen, die sich erfahrungsgemäß aus solchen 
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Fragen in jedem Seekrieg ergeben: sie sind daiier als Fort- 
schritt in der Entwiclcelangr des Völkerrechts zu begiüfien. 

XIV. flrlclärang, betreffend das Verbot des Werfens 
von Geschossen nnd Sprengstoffen ans Luftschiffen. 

Durch diese Erlclärung wird die auf der Ersten Friedens- 
konferenz vereinbarte and inzwischen abgelaufene Erklärung 
Aber denselben Gegenstand erneuert. Die nebe Vereinbarung 
deckt sich fast wörtlich mit der früheren. Der einzige Unter- 
scliied besteht darin, daß die frühere Vereinbarung für einen 
Zeitraum von fünf Jahren geschlossen war, während die neue 
bis zum Schlüsse der Dritten Friedenskonferenz gelten snll. 

Deutsciiland hatte der Vereinbarung auf der Konferenz 
unter der Bedingung zugestimmt, daß alle gr(»ßen Militärmächte 
denselben Standpunkt einnehmen würden. Da verschiedene 
dieser Mächte die Erneuerung abgelehnt haben, wird auch 
Deutschland ihr nicht beitreten können. 

Die vorstehend aufgeführten Vereinbarungen sind am Schlüsse 
der Konferenz mit dem Datum des 18. Oktober 1907 von den 
Vertretern der Mehrzahl der Mächte unterzeichnet wordoi. Die 
deutschen Bevollmächtigten haben namentlich mit Rücksicht 
darauf, daß die Bevollmächtigten anderer Großmächte die Vei^ 
einbarnngen nicht sofort unterzeichneten, von deren alsbaldigen 
Zeichnung gleichfalls abgesehen. Deutschland ist aber durchaus 
geneigt, die sämtlichen Vereinbarungen mit Ausnahme der Er* 
klämng über die Luftschüfe demnächst zu unterz^chnen, wobei 
nur die wenigen oben erwähnten Vorbehalte zu machen sein 
werden. Nach den Bestimmungen der Schlußakte wird diese 
Zeichnung so angesehen, als ob sie am Tage des Schlusses der 
Konferenz erfolgt wäre. 

Die Konferenz hat endlich in der Schlußakte den Mächten 
empfohlen, nach Ablauf eines Zeitraums, der etwa dem seit 
drr vorigen Konferenz verstrichenen entspricht, eine dritte 
Friedenskonferenz zu veranstalten. Deutschland wird, soweit 
sicli zur Zeit übersehen läßt, gern bereit sein, dieser Anregung 
Folge zu geben. 



Da» rassische Progianun.- 



B. Dan rassische Programm.^) 

1. Äm^UoratioiiB k apporter aux dispositions de la CoDTention relative 
DB i^Klement padfiqne des conflits internatioiiaiiz en oe qni regarde la Cour 
l'ttUtitge et les Commisiioiis intcmationaleB d'enqa£te. 

2. CompMmeiits k apporter anx dispositioiis de la Convention de 1889 
iditire aox lois et contaiues de la guerre sur tcrrc, entre autres concemant 

ronverturc des liostilitrs, les droits des nrntres sur ferro, ete. . . Declara- 
tions lie IS;»;). 1/une d eiitre elles Stallt, pt'riim'e. i{Uestion de 8uii rt nouvellement. 

3. Elaboration d une conveDtioD relative smx lois et asages de la guerre 
DArittme, concerijuiit : 

les epörations speciales de la guerre maritime tellee quo le bomlmrdement 
ta ports, Tilles et Tillages par une foroe navale, pose de torpUles etc. . . 
la transforraation des bAtiinents de commerce en bätimenta de goore, 
la proprit't<5 privi'f dt s iM'lli^t'ranls snr mer. 

le dölai de faveur ü uceurder aux bütimcDts de comuierc<> puur quitter 
ks ports nentrea on oenx de Tenoemi aprto rourertare des hostilit^s, 

les droits et deroirs des nentres sur mer, entre antres qnestions de la 
contnbande, rögime anquel seraient soumis les bAtiments des liellig^rants 
dins les ports neiitn-s. ilcstnu tion pour foroe majeure des bAtiments de 
cmunerce neutn-s arr« t«'s coniiac prises. 

Dans ludite cuuveutiun ^ i-laburer »eraieui introduites les dispusitions 
nistives k la guerre snr terre qui seraient applicables ^galement A la gnem 
Miitime. 

4. CompMments ä apporter k la oonTcntion de 1899 pour Tadaptation 
i la goeire maritime des prindpes de la Convention de Genive de 1864. 



€. Die Sdüufiakte.^ 

La Deuzüme Conference Internationale de la Paiz, proposte d*abord 
ftt Monsieur le President des i^tats-ünis d'Amöriqne, ayant tM, sor 

I'invit.itinn de 8a Majest<5 l Empereur de Toutes les Russies, convoquöe par 
?a Majcst^* la Reine di s l'ays-li.is, s'< st n'-unit- lo 15 juin lt>07 ii La Haye, 
dans la Salle des Cbevulier», avec la uiiääioa du duuuer un dd-vcloppeiueut 
Mmsu ans prindpes bumanitaires qui ont servi de base k rosuvre de la 
Ikenitae Conference de 1889. 

Les Pnissances, dont lYnunirratirin siiit, ont pris pari k la Conffirenoe^ 
inrlaqoelle Elles avaient d^gnö les D<^i£gttös nomm^ ci-apr&i: 



' > Siehe oben S. 389. 
Siehe oben S. 390. 
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L' Allemagne: 

Son Exc. Ii I'.aroii ^Hirschdl} <h' Bieberstein, Miniatre d'^^tat, Amlwih 
flftdear Imp^'nal \\ tOnstantinople, Premier Dt'-legu«' Plrnifmtentiaire; 

M. Kriege, Euvoye Imperial en Mission t xtraordinaire h la pr^nte 
Conference, Couseillcr Intiint* du Legation et Jurisconsulte an Departement 
dea Affaires ^trangires, Ifembre de U Conr permanente d'ArUtrage, Seeend 
IMt^gn^ Pit^nipotentiaire ; 

M. le Contre-Aiiiiral Sieqel, kV(MtM TXvnX k rAntbaisade Impftiale 
4 Paris, D^I^gn^^ de la Marine; 

M. le Major-G6n6ral de Gündell, l^uartier-Maitre Siipörieur da ürand 
6t«l>major d« TAfinte Boyale de Frawe, Döl^gni miUftaixe; 

M. Zorn, Fkolenenr k la FaoilM de Droit de 11JaiTenlt6 de Bomif 
Conseiller Intime de Justice, Membre de la Chambre des Saignenia de Pknae 
et Syndic de la Couronne, D^l^guä srientifique; 

M. Göppert, Conseiller de Irt-gütiun et Conseiller adjoint an Departe- 
ment dea Affaires l^traogOrcs, Döiegue adjoint; 

H. Betmuam, Gapitaine'Lieaten«it de T^tat-major gMal de la 
Uaiine, Dötegnd adjoint de la Haiine. 

Les £tats-UniB d'Ameriqve: 

Sun Exc. M. Joseph H. Choate, ancien Ämbaasadenr k liMldtM» Ambas« 
sadenr < xtranrdinair*». D<?l6gu6 Plenipotentiaire ; 

boii Exc. M. Ilorace Forter, ancien Ambassadeur u Paris, Ambassadeur 
eitcaoTdiDaite, D^l^ga«^ Flinipotentiaire ; 

Son Bzo. H. Uriak M, Rou, Ambaaaadenr extmoidinaiie, Ddldgo« 
Pl^potentiairc ; 

Son Exc. M David Jayne TTiU. ancien Sou^-'^-rrtitaire d'^htt des 
Affaires £)Lrang^rcs, Envoy^ extraordinaire et Ministre pl^uipotentiaire k La 
Haje, Delegat P16nipotentiaire ; 

H. le Contn-Amiral CharU$ S. Sp^rrp, anelai FiMdent de l*ficolo 
de Guerre maritime, Ministre pl(*nipotentiaire, Dölöguö Plenipotentiaire ; 

M. le Göneral de Brigade George E. Davis, Chef de Ii Justice militaire 
de rArm6e des £tat8-Unis, Ministre plt^nipotentiaire, Dd^gut- PMnipotentiairp; 

M. William I. Bttchanan, ancien Ministrc ä Buenos-Ayres, ancien 
MinistE« an Panama, Ministre pltoipotentlain^ Dä^d PIMpotentiaii«; 

M. James Brown Scott, JurisGonsnlte dn D^Murtement d'£tat des 
Affaires ßtranGfi'Tt'S, D('l('^;u(' toclmiiiue : 

M. Charles JUcnry Butler, Kapporteur de la Cour isuprfime, D^lögoö 
tcchnique. 

La R^pnbliqne Argentine: 
Son Exc. M. Roqtte Saem PienOf anoien Ifinistre des Affaires ^traa- 

geres, Envovf' pxtraordiitiiirr et Ministre plenipotentiaire h Rome, Memlwe 
de la Cour pertiiaiK ntf il Ail'irragc, D6\<-gn^ Pl(*nipof i ntiaiic ; 

Son Eüc. M. Luis M. Jjrago, ancien Munötif dea Affairus Etrangöres, 
D^pttti, Konbre de la Goar pennanente d' Arbitrage, Deiegne Plenipotentiaire; 
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Son Exc. M. Carlos Bodriffuez Larreta, ancicn Ministrc des Affain s 
Eirangeres, Membre de la Cour permanent« d'Arbitrage, DÜ(:ga6 Plüui- 
poleiittftife: 

IL le Q6ai6nX Frandaeo JBeynolda, Attachö nUIitelie h Berlin, D«16gii« 

toduüqiic ; 

M. le Capitainc de vaisseati Ju/^fft A. Martin, MCieil Hinistre de liw 
llarine, Attacbä iuiT&l 4 Londres, Dikgai terbniqae. 

L^Antriche-Hongrie: 

Son Exe. IL QaiioH Mür^if de Kapo»-Mire, Comeiller intime de Sa 
Majest^ Imp^nte et RnyaU ApostoHqiie. Ambasendear extnotdinaire et 
pitoipotentiaire, Premier Dt'lriju.' Pl/nipot» Dti.iirc ; 

Son Exc. le Baron Charles de Macchto, Envoye extraurdiiiaire et 
Hinistre pl^nipotentiaire k Athiüii^, Secund UdMffxd Pl^nipotentiairc ; 

M. Henri Itommaaeh, Prolenenr k rUnlTcnitö de Vienne, Gonaeiller 
uliqoe, Membre de In Cbambre des Seigncnrs du Reicbsrath antriehieo, 
Xembre de la Cour permanent« d'Arbitruge, D6l6guä scieQtiBqne; 

M. Antoine Haus, Contre- Amirai, \)^U?^\\P naval : 

M. le Baron Wladimir Giesl de CrieslingeH, Majur-G^ueral, llt^ni* 
pstioftlaii« militaire k TAmbaasade Imperiale et Royale k Gonetantinople et 
i la L^ation Imperiale et Koyale ä Atht;nes, Dök'gu6 militaire ; 

M. le Cheralier Othon de Weil, Consciller anlique et ministörif?! au 
Minist^re de la Maison Imperiale et Aojrale et des ASairee iltrangöres, 

IL J^a«$ Sgikuep de Seilae et Pilie, Consdller de Delation, D«lögaö ; 
M . Emtle K<mek de Noneall, Lientenant de Vaiaaeaa da ptenttre 

La Belgiquc: 

Son Sxc. JL Ä. Beemaert, Ministre d .^tat, Membre de la Cbambre doä 
Bepitentanti, Membre de TLMtitut de France et dee Acad^mies Royalee de 
Belgiqn« et de Koumanie, Membre d'bonncur de l'Institut de Droit intt-r- 
Utional. Mrmbre de la (Jour pprmanfiiti- d'Arhif ra^o. DC-ltSguö Pl6nipotent!;iiri' ; 

SoD Exc. M. J. Van den Jleuvet, Ministrc d'£tat, auciea Ministrc ütr 
U Justice, D^lt^guä Pl^nipotentiaire ; 

Son Bxe. M. le Baron Ouillaume, EnToy4 extnnnUnalre et Mlnistre 
pi^oipotentiaire k La Haye, Membre de rAcadömie Royale de Ronmanie, 
DiUgo« Pl^nipotentiaire. 

La Boll Tie: 

Son Exe. M. Claudio Pinilla, Minintn des Alhirea lltranffcrei, Membre 
h h Gonr pemiBeBte d^ArUtrage, D«Mgn« PMnipolentiaire; 

Son Exc. M. Fernando E. Quackalhtf Minietre plönipotentiüie k 
I^ndies, IMl^ö Plönipotenttaire. 

Le Brusil: 

Son Bzc M. Ruy Barhosa, Ambueadenr extraordinatre et pl^potm- 
tiaiK, Viee-Pr4aident da S^nat, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, 
iMUpi« Fl«nipotentiaire; 
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Soll Sxc M. J^htardo F. S. Do9 SantoB LMöa, envojA «ictnMdiiiain 
et Ministre plenipotcnti iii* i I.a Itaye, DiMgai Pl^pot«ntiaire ; 

M. lo ColuncI liobri io l'i nnipoicsky Leit&o de Aimeida, Attache 
militairc k La Hu^e. Delegu^- technique; 

M. Ic Capitaine de Kregate Tancredo Burlamagui de Moura, 
VÜigai technique. 

La Bulgaric: 

M. le General-Major de l'Ktat-Major Vrban Vinaroff', Q^nifl 4 la 
Snite, I'r* rnier T)(^!f''jnn'' Ph'nipotrntiaire ; 

M. Ican Karundjouioff, i'rocureur Geut-ral de la Cour de Ca&saüou, 
Seoond D4]<gu< näüpotentiaire; 

M. le Capitaine de Frögate .S". DimUrieff, Chef de l*£tot-HaJor de la 
Floitille Bulgan, JXliga«. 

Le Chili: 

Sun K\r M. Dominßft Gana. Envovf'' extraordinaiTe et Miiiifitre pläü- 
potcntiaire ä Londres, Deiegud l'lenipoteuüaire ; 

So» Exe. M. Auguato Motu, Envoy^ eztraoidJiiaife et Miiiietre pl^iii- 
potentiBixe & Berlin, D6l«giiä FMnlpotentiaire ; 

Sou Exc. M. Carlos Concha, ancien Ministre de la Guerre, ancien 
President de la Chanibre des D^putös, ancien Envoy^ extraordinaire et 
llimstre pleniputcntiaire k Buenus-Ayres, Deiögu6 Pl<impütentiair& 

]. a Chine: 

8on Exc. M. Luu Tseng-Tsiang, Ambassadeur extraordinaire, Däl6ga6 
PK^nipotcntiaire ; 

SoD Bxe. The flonoanible Jok» W. Fbaier, anden Seertteire d'£tat 
an n^parteinent des Aifaifes ^txanfftrei des ^tatSrUnis d'Am^riqiiB, I>öl<(pi6 

Pl6nipotpntiaire ; 

Son Exc. M. Tsicn SuH, EuvoyC' extraordinaire et Ministre plenipoten- 
tiaire 4 La Uayc, D^kguä Pl^nipotentiaire; 

H. le Colooel W. S. Y. Tinge, Chef dn Baxeaa de Jutiee militaire an 

MtaÜBt^re de la Guerre, D^Iögud railitaire; 

M. Tchang Tching Tong, Secretaire de Li^irafion, Di'l«'gTi^ adjotnt; 

M. TchaO'lIi'Tchion, ancien Secr<5taire de la Mission et de la L<:'gatioB 
Lnp^iiale de Chine k Paris et k Rome, DC'legu«; adjoiot. 

La C 0 1 0 in b i e : 
M. le GfSnöral Jorge Helguht, D^Ugn6 Plenipotenfäaire ; 
IL Santiago Fitre» Triana, IM1^6 Ftänipotentlaire; 

Son Exc le G^n^ral M. Vargas, Envoyä eztfaotdinain et IGnialire 
plönipotentiaire i Paris, DCl^^^u^ Pl^nipotcntiaire. 

La Re publique de Cuba: 
M. Antonio Sanvhez de Btisfnmante, Profpfssenr de Droit Tnt« rnational 
ä rUuiver^tii de la Uavane, benateur de la Kcpubliqne, Dc^i^gu^ Pl<^nipo- 
feentiaire; 
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800 Exe. M. Oatualo de Qtutaäa y Ardateffui, BiiToy« extnwrdinaire 
et Ministre pl^nipotentiain h Washingtoii, D£lC-gu<- Pltoipotentiaire ; 

M. Manuel Sanguily, ancien DinTtenr de I Tnstitut d'enseignement 
aeconiUixe de la üftvane, Senatoiir de la Kt'publiqae, D^l^guö Plönipotentiaire. 

L e Dänemark: 

Son £xc. M. C. Brun, Envoy^ extraordinaire et Ministre plönipoten- 
tiain k Washington, Pmnte IMUgo« Ften^otentiaire; 

M. te ContKe-Aminl C W. SMitr^ OcoziAiiie IMMgn« Pldnipotentiain ; 

M. A. Vedel, Chambellan, Chef de section au Ministöre Royal das 
ASaiies ^^tnugires, Troisi^me iy(t\6ga6 Plönipotentiaire. 

La Rt^pnbliqac Dominicaine: 
M. Francisco Henriquez I Carrnjal, anrifri Ministre des Affaires 
Ktraugt-res, Membre de la Cour permanente d Axbi trage, D6l6gu6 pl<^nipo- 
lentiaiie; 

M. Apolinar Tegera, Btetenr de rinftitnt ProfeaaioDnel de Saint 
Omingne, Membre de la Goar pennanante d'AiUtiage, OöUgnA Flteipotentiaife. 

La Btpttbliqite de l'äqnaiear: 

Son Exc. M. Victor RencUin, Envoy6 extraordinaire et IQllietn pMiii- 

potentiairc ;V Paris et ä Madrid, T)('\('.%n(' l'l»;nipotentiaire ; 

U.. Enrique Dorn y de ALaua, Charge d Afiaires, D6l6gu6 Pl^uipo- 
taitiaiie. 

L'Bspagne: 

Son Exc. M. W. R. De VfUü-UrruHa, S^nateur, ancien Ministre dea 
Affaires 6trangt;res, Ambassadeur eztnMrdinaiie et pl^potentiaue iLondzee, 
Franier D*M('-«u<^ IMi nipotentiaire ; 

Son Exc. M. Josi de la Rico y OalvOt Enroy^ extraordinaire et 
IGnistie plönipotentialxe h La Baye, DÄ^gnö FläiipotentiaiEe; 

IL Oabriel Mamra y Oamaao, Comte de la Morteia, J)€paU anz 
Coit^s, D^Ugu^ Pl^nipotentiaire ; 

M. J. Jnfre Montojo, Cülonel d'^tat Major, Aide de Camp da Ministre 
de ia üaerre, Del«3ga6 adjoint militaire; 

K. la Capitaine de Yaiesean FraneUeo Chaeon, D6Uga6 adjoint natal. 

La France: 

Smi Bxe. M. Bourgeoü, Ambassa d enr extraordinaire, Sdnatenr, 
andoi FMaident du Conseil, anden Ministre des Afaires ^trangtees, Membre 

de la Cour permanente d'Arbitrage, D6l6gu»', premier Pl^nipotentiaire ; 

M. le Baron d' Estournelles de Constant, S<^natoar, Ministre plöni- 
potentiaire de premi^re Classe, Membre de la Cour permanente d Arbitrage, 
IMI^6, deazi&me Pl^nipotentiaire ; 

M. LoHia Rmault, Professenr k la Facoltö de Droit de Paris, Ministre 
]ilLnipütentiaire honoraire, Jurisconsulte du Ministoe des Affaires I^trang^res, 
Metiibre de 1 Institut. M< inbre de la Coor permanente d'Arbitrage, D61^6y 
troisieme riijnipüteutiaire ; 

Zeitaohrift f. Intern. Privat- u. öffenti. Beoht. XVII. 28 
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Sm Exc M. M^rcetÜn FtUet, Bavogr« extmoidtBaire etMtaiatfe pMni- 

potentiaire ü La Haye, D6l6${u6, quatri^me P16nipotentiaire ; 

M. le (u'nöral dr Division Amnure!. DclegiiL' uiilHaire; 

M. U' Contre-Aiiiirai Arago, l>el(^guö de la Mahoe; 

M. h rotnageot, Avocat k la Cour d' Appel de Paris, D^lt^guä techmqae; 

M. le CafitaiiM de Vaianui .Coeo*«, denxifaM Dfl^fai de 1» Muine; 

H. I« LientenAnt-Colonel Siben, Atteob« militain k BrauUM et i U 
fiaye, deajdAme dtiUgn« milltaire. 

La f T r .1 II il e - B r p t a u n p : 

Son Exc. The Hi^lit HootiUiabU- Sir Edictiril Fnj, ix. ('. R.. Membrt- 
dQ Conseil privä, Ainhasradeur extraordiuairc, Membre de la Luur permauente 
d'Arbitrage, D6tegu6 nenipotentiäire; 

Son Exc. The Bight Honourable Sür Em0«t MoMon SaiotP, G. C. H. G., 
3Iembro ihi COnsoil priv^, Hembre de 1» Cour pemaneiite d'Arbitnge, 
D4l<^ue Plwiiiiütcntiuirf ; 

Son Exc. The Kighi Honourable Lord Äeay, Q. C. S. L, G. C L B., 
Xembre dn Connil priv^^. andea PMaident de rinstitnt de Droit intenutlitoui^ 
DÜigaA n^nipotenliaifo; 

Son Exc. Sir Henry Howaret, K. C. M. G., C. B., Envoyö extraoril- 
naire et Ministrr pl. niiiotpntiaire ä La Havc Dcli'-tru*' Pl^nipotentiaire ; 

M. k G6iM:'ral de Diviuon Sir Mdmond R. Elles, G. C. I. E., K. C. 
Döl^gui* militaire; 

M. le -GapiUine de Vaissean C. L. Ottley, M. Y. 0., R. 9^ A. D. a, 
IMUgo* naval; 

M Rtfre CrmPfi, Tonseiller d'Ambasaadei Dil^ö tedud^iae, pramte 

äecnJtaire de la D^legatiun; 

M. Cecil Hurst, CoBseiller d'Ambassadc, Döl^Jgnö techniqne, ConeeiBer 
Ugal de la IMMgatioB; 

M. Ic Lieutenant-Coloncl, The Honoorable irenrp Tärde-Bulltr, 

D. S. 0., Attiu lu' iiiilitairc a La Tlaye, D^l^guö tcchniqap ; 

M. le Capitaint' de fn''i:ate 7?, Scfftrire, R. 5., D^lt'gui' tcrhnique; 
M. le Comuiauduiit George K. C'ockertll, Che! de i»ection a P^^tat- 

Hljer de PAmte, IMt<gv« teefaäiqiie. 

La Oüiee: 

SoB Exc. M. dem Stao Sangabe, Bnvoyä extraordinafvt el SniBb» 

jlfiiiipotentiairo 4 Herlin, premier Dt'lrput' T'If''nipot<»ntiairo : 

]\r. G-eurgefi Sfret't. Prnfrssear de Droit Internatiotial ä I TniversiU- 
d Athtues, Membre de la Luur permanente d'Arbitn^e, second Delt-gu^ 
PlönipoteiitiBize ; 

IL le Golonel d'artUlerie C. Sapwntwakis^ Che! de r£tat-]li|or Otodr aii 
Däde«« tedaiqiae. 

Le Guatemala: 
M. Juso i'tble MacJutdo, Cbacg<^ d Aßaires a La Haye et ä Londres, 
Membre de la Cour permanente d' Arbitrage. D<:'l<^gu^ Pl^nipotetttMM; 
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M. MMTig^ QameM CarriUo, Cbng^ ^ASbiitm h Bevljn, D6l«gii6 
PKrtpotontiiiim 

La R4piil»Uqiie d'Halti: 

Son Exc. M. Jean Joseph DalbStnar, BoToyö eztraoidilMira et IGlÜBtre 
pitoipotentiaire k Paris, D^-kgu^ Pknipot^ntiaire ; 

SoD £xc. M. J. N. Uger, Envuyü extxaordiiuüre et Mouistre pl^oipo* 
ttntkira k Waabington, D«-lcga6 P14mpotoiitiain ; 

JL Fi»rre Mkäteonitt, anakm pi«f«aa0iir da Droit latazaatiMal PaUlo, 
ATMat da Baman de Port-an-Piince, IHHgaii FMoipetMitiaice. 

L'Italie: 

Soa Ezc le Comte Joseph Tomielli Brtuati di Vergano, S^natenr 

da Royaamc, Ambasäadrnr de Sa Majes(£ le Roi ä Paris, Mombre de la 
Coar permanent« d' Arbitrage, Pröaident de la Dölögation Italienne, D6\6gaA 

PlempuU^nliaire ; 

Son Exe. H. Guido Fompiljt D«piit6 an Ftelement, Sona-flecrttalM 
d'itat an Miniattoe Royal des Aflaires fttnngins, DöMgn« Fltoipotentiaire; 

M. Guido Fusinato, ConseiWer d'flta,t, D^putt an Partomant, aoolen 
XlBistre de rinstruction, Dt'h'-trut' Pli'niputontiaire : 

M. Marius Nicolis </e Bubi laut, (J^n^ral de Brigade, D^16guä techuique; 
H. FroMfoi» Castiglia, ( apitaine de Yalneaa, D6Uga4 techniqae. 

L e J a p u n : 

SoD Exc. M. Keiroku Tsudjsuki, Ambassaduur cxtraurdinaire et plöni- 
poteatUire, premier DiAbgoA Flteipotentialre; 

Son Exc. M. Ainutro SatOf BnT0j4 eztnoidinaire et Hiniatre pMnipo- 

tflBtiairc :'i La H.iyr. socond D^lögOÖ PlAlipOtentiairo : 

M. Henry Willard Denisnn. Jnrisconsnlto du Ministire Imperial des 
Afiairen ^trangöres, Membre de la Cuar permaoeut« d'Arbitrage, D6lega6 
tedm^ne; 

H. le Major-OdBdEml Yoakifitm JUtiyama, Inapeeteor de la OaTalerie^ 
IMUga« tadmiqve; 

H. le Contre-Amiral ILtyan Shimamura^ Fx^dent de l'^cole de \ß 
JiUrioe a ^teipma, Dül^u^ tcchniiiue. 

L 0 L n X e m )> I. II r : 

Son Ext. M. Kyschen, Ministrc d Etat, Priisident da OottTernemait 
Grand-Ducal, Diilc'gu«} Pläniputentiaire ; 

If. ]e Comte D9 Vahr», Charg« d'Allairea k Berlia, m^goA Fltatpo- 
tflotiain. 

Le Meziqiie: 

Son Exc. M. Qonaalo A. Siieva, Bnyoy^ extraordlnidce et llioiBtce 

plÄnipotentiaire ä Roinc, prcmier D<'l<''t(in' Plt-nipotcntiairo ; 

Son Exc. M. i>eh(i.sti(i)i Ii. de Mier, Envoyö extraordiuaite et JU.iuistre 
plcoipotentiaire ä Paris, dcuxicuie ÜcleguC* Pienipotentiaire ; 

28* 
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Son Exe. H. FraitcUea L, de la Barra, ÜBToyfl extarmordiiuun efr 
Ninistre pUnipotentiaiK k Bnixellei «t i Lft Hsye, tn»n«me IMUgo« flAti- 
potentiaire. 

Le MoDt^n^gro: 

Son Exc. M. Nelidow, Consciller Priv^ Actncl, AmbaüüttUeur de Ru^ie 
h Fftrli, IMCgn« Fl«iiipotentl«ire: 

Son Exc. M. <f« Martens, Conseiller Privtft, Hembre permanent da 
Conseil du Ministön Impönal des Affaina £tnuig^i«a de Bwnie, DdAgnfi 

Pi6nipotcntiaire : 

SoQ Exc. M. Tcharykou), ConseiUer d'£)tat Actael, Ch&mbellan, Envo}'<^ 
extnoxdlnaire «t lÜBiltre pl<^nipotentialn de BiiMie k Ia Eaye, Dmgai 
PMoipotMitiatte. 

Le Nicaragua: 
Son Exc. M. Crisanto Medina, EnToy4 extraordinaire et lliniitre 
pl^nipotentiaire 4 Paris, D61^gu^ Pl<^nipotentiaire. 

La K ti r V e : 

Son Exc M. Francis Sagerup, ancien Pr^dent du Conseil, ancien 
FtofeneBT de Droit, Membie de la Ceur pennanente d'Arbitr^e, EnToy«i 
extnoidiiiaire et Hiiiletie pMnipoteiDitialie h La Heye et h Copeidiagiie, 

IMl^u^ PUnipotentiaire ; 

M. Joachim Grieg, Armateur et Deput^, I>6l6gnc tf>rhmque; 

M. Christian Jjous Lange, Secr^taire du Görnitz Aobel du ötorting 
NrnTTögicn, D^l^guö tedmiqiie. 

Le Panama: 

II. BetiMHo Fmrro9, Dä^6 Flönipotentialie. 

Le Paraguay: 

Son Exc. M. Eusebio Machain, BnToyö extimordtnaire efe lOiijetie 
pl^potentiaire 4 Pana, Delögn^ Pläüpefeoitiaife. 

Los Pays-Bas: 

M. IV. H. De fleiiufort, ancion Ministre de« Affaires ßtrangercs. 
Uembro de la Seconde Chambre de» Etats-Q^nöraux, D^l6gu6 Pl^nipotontiaire : 

ÖoQ Exc. M. T. M. C. Asser, Ministre d'^ltat, Membre du Conseii 
d'£tat, Membze de la Cour pennanente d'Arbitrage, D&igoA PlADipotentialie; 

Son Bxe. le Jonkheer J. C. C. Den Beer Poortugael, Lieutenant» 
G^n^ral en retraite, ancien Ministre de la Qacne^ Membre da Conseil d'J^tat^ 
I>öl^gu6 Pl<inipotentiaire ; 

Son Exc le Jonkbeer </. A. JtÖell, Aide de Camp de Sa Majest^ la 
Beine en aaviee extnordinaire, Vioe-Amiral ni retraite, aocien Ifiiiistie de 
la Marine, D^Mguö ninipotentfaire; « 

M. J. A. Loeff, ancien Ministre de la Justice, Membce de la Secoode 
Chambre des fitat8-Q(?n6raux, D(;l^'gu6 PU^nipotcntiaire ; 

M. H. L. Van Oordt, Lieutenant-Colunel de l'^tat-Major, Professeor ä 
r^oole snpörienie mllitaire, Delegat tediniquc; 
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M. le Jonklicor W J. M. Van Eysinqa, Chef de I« Oinction poUtiqae 
u Minist^re des Affaires Etranp^rts. Dr-lr pui' adjoint ; 

M. le Jonkheer H. A. \'an Karnebeek, üentilhumme de la Chambre, 
SoupChef dtt IMvidon u IGniit^ d«0 Colanies, D^l<^gu<; adjoint; 

IL B. G. SuH§, lAenieami d« Ytimm de premitee du», IMl^goä 
leetaiiqtie. 

L e P <5 r 0 u : 

Pon Kxr. M. Carlos G. Catidanio. Eiivoyt' extraordinairo et Ministre 
pl^nipotiutiaire k Paris et k Londn-s, Membre de la Goar permanente 
d' Arbitrage, DÜ^gaßi Pl^nipotentiaire ; 

IL GM9taioo 4e la FutnU, Fmider Seorttain de L^ation & PmI*, 
D6Uga« idjoiiit. 

La Perse: 

Soll Exc. Samad Kfian Momtas-Es-Sdltaneh. Envoy»' extraordinaire 
n Ministre pli^nipotcntiaire ä Paris, Hembre de U Cour permanente d'Ar* 
bitrage, D^l^g, premier Plönipotentiaire ; 

Sott Bxc Mirwa Ahmed Khan Sadig Ul Mulk, Bbtoj« extiMidliwin 
«t Mimitfe pMidpotentnira 4 La Haj«, IMMgud PUnipotentiaiw; - 

M. ffennehicq. Jarisconsalte d« Miliisttn d«6 Afbdrei £tniigirM k 
l^tiüm, DöUigoö techniqae. 

Le Portugal: 

Son Exc. le Marquis de Smcral, Conseiller d'fctat. l'air du Royaume, 
»ncien Ministre de«? Affaires t^traaj^feres, Envoyi- extraordiuaire et Ministre 
pl^mputentiaire a Londres, Ambassadeur extraordinaire et pl^nipotcntiairt-, 
IM4gii6 PMnipoteiitiaiM; 

6« BzB. le OoBLte de Silir, Edtoj« extraof dinaire et Mioiitre pUni- 
potentiaire k La Haye, Dt^U'^gu^ Plenipotentiaire ; 

Son Exc. M. Alberfr, eTOlireirn. Envoy6 extraordinaire et Uiniatre 
pl^oipoteutiAire 4 Berne, D6i6gu6 Pl^nipotcntiaire ; 

H. le l a etttenant^lopel d'^tafr-Uajor Tkmmm AMkmta Gareia 
Satado, D&iga6 tech&iqne; 

M. Guilherme Iven» Ferra», Capitaiiie*Ueatenaiit de la Marine, 
BiUgni techniqiie. 

Tj a R II n rri a n i e : 

Son Exc. M. Alexandre Belätman, Envoyö cxtraorüiiiaire et Ministre 
pl^nipotentiaire k Berlin, premier Däl<jgu6 Pl^nipotentiaire ; 

Son Bxc M. Bdgard Mavrocordaio, BotojA eztraordinaire et Minlitre 
pläiipotentiaire k La Haye, secund Dt-lt^guO Pltinipot^ntiaire ; 

M. le Capltaine Aitxandre Siurdaa, da Qrand ^tat-Major, D^l^guö 

La 11 u s s i c : 

Son Exc. M. Nelidoic, Conseiller Priv^ Actael, Ambassadeur de Rnssie 
i Paris, D61«gn« Flönlpotentiatre; 
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Son Exc. M. de Martens, ConseiTIcr Privö, Mcmbre permanent da 
Conspil Min!8t«'re Impöiial des Affaires l'^trang^ro, Membre de Ift Oour 
permanente d Arbitrage, P<il6gu(^ PlC'Oipotcntiami; 

Son Bxe. U. Tekar^hm, ConteiUcr d'£ut Aetod, OIibiiiWUmi, Bmgr« 
cxtmrdimin ei HiuMve plfinijpotentiaire k La Haje, IMMgtt« FmüptftaBtiaixe ; 

M. Progor, Conseiller d'lltat Aetael, GbMnbellHii, Unittre de Bonie 
Bio-Janeiro, D6l6gut- techniqne: 

M. Ic Major-Q^ral Yermolow, Attache militaire k Londres, D^l^e 
tedmiqae; 

IL te Golonei Miekelsm, Attaeli^ rallikali« k Beinu, IMUg«« todoitiie; 
M. 1e Oiidtaiiie de Vataeeaii ifoftr» AttecM navitl 4 Londne» Dd^gu« 

technique ; 

M. le Colonel de 1 Amiraut*' f/vfchiunikow, Profeaseor de Droit inter- 
national ^ rAcad^mie de la Murine, Ddligai techniqne. 

Le Salvador: 

IC. Pedro J. Matheu, Charge d'Affairai k Paria, MemUe de la Goar 

pennancnt^' d' Arbitrage. IVlt-^uö PiÄnipotentiairc ; 

M. Santiago Feree Ti iana, Charge d'Aifaires k Londres, Membre de 
la Oour permanent« d'Arbitrage, D^löguä Pi^^nipotentiiUre. 

La Setbie: 

Son fixe. le G^^rat Saoa Grotatch, Fröaident da GonaeQ d'£tat, 

Ddögue PlenipotcDtiairc; 

Snn Kxr. M Milarnn ^filn|•anoTifch, Etnoyr cxiraordinaire et Ministre 
plempotentiaire k Rome, Membre de la four permanente d Arbitrage, Dditfgaö 
fldidpotentiAire; 

Son Exe. II. Micha MiUtehivUekf BiiToy« extiaerdteaiM «t IQnlBtn 
pldliipoteiitlain k Londtm et & La Haye, Dd^gnd FUnipotieiiltiahe. 

Le Slam: 

M. 1p Major-Oi'rK'Tal Jfom Chatidej T^dom, DL-litnie Pli^nipotentiaire; 
M. Corragioni d'Orelli, Conseiller de Ldgation ä Paris, Del6gu6 Plöni- 
petentiaire; 

le Gapitaine Zuang Bkumuarth Narübaip üd^d FldnipoteiiUalie. 

La Saide: 

Son Exc. U. Knut HJetlmar Leonard de ffmHmarekJSld, Enroy^:' 
extraordinairr* et Ministre pl^^nipotrntinirp h Copc^nhai^e. ancien Ministre de 
la Justice, Membre de la Cour permanente d Arbitrage, premier Däl^ae 
FIdnipotentiaire ; 

Ü. Johanne» Setlner, anden HioiBtn Baoe PoriehniUe, ancun Uembre 

de la Cotir Siiptfine de Saide, Hembre de la Goar pennaoeiite d'AAitta^, 

Becond DöUguö Plönipotcntifiire: 

M. le Colonel David Hedengren, Cbef d'an rigiment d'artillarie, 
Döl<5gu«; techniquc; 

M. Outtttf 4e Klint, Capitaine de FMgate, Gbef de fledioQ k l^tat- 
Hajor de la Marine Rojale, Dddga« techniqne. 
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La Baisse: 

Son Rate M. GobIoh Carlin, Envoy« extraordinaire et Miaistre pltoi- 
pitaiitiair< \ Lundres et ä La Ilaye, Dtl^gu^ PU'nipot( ntiaire ; 

M KugetM Bord, Cul^iit 1 1 Ktat-Major ijWa^rai, Ptof«6aeox k rUoiver- 
VtA, de Gen^ve, D<'*legoe PU nipoti iif inire ; 

M. Mujc Uuber, Trofesseur de Droit k i Liuvcrsitö de Znrich, DC'l<^gu<^ 

La Tnrquie: 

Son Exc. Turkhun Facha, Ambassiidear utnMudiliaire, lliaistM de 
rSrkaf, Premier D6K')<ae l'!(^nipoteiitiaire ; 

£xc. Mechid Bey, Ambassadeur de Turtiuie ä Borne, D^l^a6 
Ptaüpotentiaiie; 

Smi Ezc. le Tiee-Aminl M^ihemmed Fmeha, Ddl^« Pl^poteitiaiTO ; 

Raif Bey, ConscilliT Idgiste de la Liste Civil«, D»'Ifgue adjoint ; 
Le Colonel d Etat-Major Mehemmed Haid Bey, Dölägaä adjoint. 

T/ Uruguay: 

M. Jusv Batlle if üi doHi-z, ancien President de la lU'publique, Membre 
de la Cour pormaaente d' Arbitrage, prenier D^l^uö Ptänipotentiaire ; 

Son Bxc IL Juan P. Castro, «ooien Pr^iidflat dn ä^nat^ £aT0j4 eztoa- 

ordinaire et Mioistre Plenipotentiaire i\ PoriB, Heabre de l» Cov pecmar 
neote ri' Arbiträr-', D.'l.'f,'tir n'-nipotentiair*» ; 

M. ie (Jolonel ^eOnsttun liuquet, Premier Cbef de r^pment d'arüUcrio 
de campi^^ne, D^l^gue t«cbnique. 

Les liltats-Unis du V^nt'jzuöla: 
K. «M ^aFortoml, Chaig^d'Alfaicee k BerUn, D«Mgv« PMnipotentiaire. 
Dane ne a^rie de i6iinUHi*, temea du 15 jain au 18 octobre UN)7, ot . 
les D6l6gu^s priScitos ont i'te const«mment animt^s da desit de r.'iilisi r, dans 
la plus large mesure possib!«^, l^s viios f?i'«ni'rpnsps dp rAiiLMistc Initiiitcur dt- 
la Oonförence et lea intentionä de leurs Uouvcmements, la Conference a 
aoHA, paar Ctie wHiniB k la Signatare daa PMnipotentiaisea, la texte daa 
OuTtttioos et de la Didaraüon ^anAr^ ci-aprSa et aanex^ an pvteent Acte : 
l. Convention ponr le ri-glement padfique des contlits intemationanx. 
II. Convention (-onrt-rnHnt In liinitntion de I'enploi de la foroe pou 

le recouvrenient de dettea coutractuelles. 
m. Conreatton rdativa k roavertnre des boatilit^. 
IV. CoiTention ooaceniaat les loie et oontoDaa da la gnena aar terra. 
T. CoBTetttion ooncemant lea droita et lee devoira dea Paiasaaoea et 

des personnes neutres en cas d<» irn^^rrf sur terrc. 
Vi. ( oiivtntion relative au r^{iiiie des navires de commerce cnncmis 
au debut des hostilit^ 
YH. ConTontion lelatiTe k la transformation dea naTirea de conmeroe 

en b&timenta de guerre^ 
Vlil. Convention rdati^e k la poee da minea Boaa>marinea automatiqnea 
de coutact. 
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DL GonT«ntion conceraant le iMmlMUKlfaneiit pM det fofoes naTales en 
tenpB dtf gnttrre. 

X. Convention pour TadaptAtion k la gnerre maritime des piincipes 
de la f'onvPTition de Otenii\e. 

XI. CunventioQ relative 4 oertain^ prescriptiona ä 1 exercice da droit 
de captitie daos la gnerre maritime. 

Xn. Convention lelatiTe k r«tob]i8B«ment d*noe Cour fatamatioiiale 
des prises. 

XIIT. roiivciitiun conc«rnnnt los droits et lee deroirs des Pnisaaoces 

Qcutrt-ä eil cas de gaerrc maritime. 
XIV. D^claration relative k llnterdiction de lancer des projectUes 6t 

des expkwÜB dn liant de liallons. 
Oes Conventions et cette IMelaration formeront antant d*actea afipaxte 
Oes actes porteront la date de cc jour et pourront ^tre signös jusqu'aa 
8<) juin 19()8 k La Haye par les Pli^nipotentiaires des Poiasanoss repiteentöes 
k la Deoxieme Conference de la Paix. 

La Conference, se conformant k 1 esprit d entent« et do concessiona 
reciproqnea qoi est l'ef^t mtme de ses dilibteatfens, a airtti la d^claratioa 
tnivattte qni* tont en rtserrant k cbacnne des Pniswiices repr68cnf< t s 1e 
benefice de ses Totes, lenr permet k toates d'alflmer los principe^ qa'Bliea 
consid^rent commc unanimement reconnns: 
Elle est unanime, 

A recoQDaitre le principe de Tarbitnige obligatoive ; 
A dtetarer qne eertains dilMrends, et notamment oenz idatils k 
l'interpretation et k Tapplication des stipolations rrnvrntionelles 
interna riüiialcs, sont SQsccptibles d'ttn floumis 4 l'arbitrage obli* 
.^atitirr saus nnrune restriction. 

Elle est unaniuie euftn de proclampr que, s'il n'a pas 6t* donnö de 
conclure ddH mainUriiant une Convention eu ce seos, les divergenoes d'opinion 
qui se sont naailestdes n'ont pas d^passö les limites d*vne contnrme 
jnridiqne, et qn'oi traTaillant ici enaembte pendant qnatrs mois, tont«« les 

Puissancca du monde, non sealement ont appris k so rnmprenrlrc i-t h sc 
rapprocher »laYantatre, mais ont sa d^gagcr, an ronrs <lr cette longue coUa- 
boration^ un sentiment tr6s eleve du bien commun de I humanit^ 

En onlre, la ConMxence a adopt^ k rnnanimit« la Relation sniTante: 
La Denziime Conference de la Paix confiirae la Bdsolntieii adoptte par 
la Conference de k 1 V-gard de la limitation des charges militaires; et, 
vn qnp ]os char.'t^s mililatrrs sont ronsiderablement accrues dans prpsqne 
touö les pays tli-puis iadile aniie«, la Confüronce dt'clare qu'il est haut^mcnt 
desirable de voix les Gouvernements reprendre Tetude steieose de cettS 
question. 

Elle a. de plus, imis Ics Vobdx saivants : 

1^ La Conference recomniando aus Pulssances signataircs l'afloption 
du projet ct<aiin«x6 de Cooventioii pour 1 titabUsseme&t d une Cour 
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d« Jastioe arbifcnle, el «» aüie eo Tigoev üb» qtt*aii aocord len 

intervenu snr le choix des jages et la Constitution de la Cour. 
2*^ La ('onf^rence t-mct Ic virtj qti'cn ras cnifrre, les autorit<5s 
comp^tentes, civiles et militaires, ae iassent uu devoir tout special 
d'MSiiier et de proUger le muntien dee rapports padfiqiiea et 
notamment dee relations conuuerciales et indiietriellee entre lee 
popnlations des £tats belligibuiti et les pays neutres. 
3® La Conference C'met Ir xmn i\w Irs Puissanccs rru'liiit, pur dt s 
Conventions particuliertä, la Situation, au poitit da vue des cbarges 
militaires, des ötrangers <:tablis sar leurs territoires. 
4^* La Confftienoe «met le toq que Maboiation d'ttn r^ement 
lelatif aoz lois et coutumes de la gaerte maritime Aga» an 
profn-atnmp de la procbaine roiiförence et que, dans tous les ras, 
les Puissances appliqtient, autant (\n(^ poRsible, k la gnerrc sur 
mer, les principes de la Convention relative aux lois et coutomes 
de la gaene rar tene. 
BafiB, la ■ Centtrenee leeomniande anx PotoanoM la rtamon d'nne 
troisi^me Conference de la Faix qui pourrait avoir lieu, dans une pöriode 
analöi;ue h pelle qui s'est 6conl6e depiiis la pr6c6dentp ronf^rcnce, U une date 
k üxer d un commun accord entre les Puissances, et eile appelle leux attention 
mr la ntoeeritö de prtiparer les travaox de oette tioisiime Conl&eiioe am» 
kngtonitB k ravaiioe ponr que aee d^UMratiew se pommiTent arec Tantoritö 
et la laidditA indiqieiiaables. 

Poor atteindre ü ce hxit, la Conference estime qu il serait trAs »li'sirahlp 
qnp.. environ dfux ans avaiit l'f^poijne probable de la rrunion. un Coniitr 
prtparatoire füt cbargö par les üouvemements de recueillir les diverses 
propoeitioiM k sonmettre la Confirenoe, de ledMidier lea tuatiiires eoicep- 
tiUes d*an prodiaiii vAgtement intunatioiial et de pföparer nn Programme 
que les Gouvemements arri^teraicnt assez töt pour qu il püt tVtre serieusement 
^tTidi^' dans rhaque pays. Ce Comite serait, rn outrc. rhar«r<'' de proposer UD 
mode d Organisation et de proc^ure pour la Conference eile-meme. 

En ioi de quoi, les FlänipotenÜairee out sign« U» pr^Saent acte et y ont 
•IpoB^ bnrs eachete. 

Fait ä La Uayc, le di v-imit n, tohr»- mil neuf cent sept, en un scul 
ptpniplairi' nin sera d6post' dan;j les arcliives du (lOiiYPmfmrnt des Pnys- 
Bas et doüt les fopies. ( criilieea conformes, seront dC'livrees h toutes les 
I^uissances repr^sentees u la ConfCTcncc. 

(Sigaatuxes) 
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B. l>ie KooveotiOBea* 
I. Gonventioii pofor le Reglement pMiliqae d« oonfiits 

internationaux. 

Sn- Majessf rErnp<«reur d'Allrnuij^'n ■ Roi rlp Prtissc; Ic President des 
iHats-l ttiä Aiiii-rii{ue ; lo l'rt'sident üt ia iv(:-pul)liciue Argentioe ; Sa Majc&U- 
l^mperenr d^Antriche, Boi de Bohtoe, etc., et Roi apostoifqne de Hongrie; 
Sa MAimU le Roi des Beiges; le Pr<^sident de la Ripoblique de Bolirie; le 
PiV-sident de 1a R^ipublique des Etats-Unis da Bn'sil ; Sun Altesse Royale le 
Prinrc de Bulgaric: le President <\c la Ii»'puMir|np de <'hi!t: ?a Majesl6 
rKmpcreur de Chine; le President de la Hcpublique de tolombie; le üou- 
veinenr provisoire de Ift R^^pnbliqae de Cnte; 8a Hajeet^ te Bei de Dane* 
mark; le PrMdent de la Rßpobliqae Domlaicaiiie; le Prteident de 1» Ripa- 
btiqne de rfiqu»t«*ur; Sa Majtst«' le Roi d'Espagne: le President de la R^pa< 
blique Fran(,'ai8c : Sa Müjt st-' ](> Roi du Royanmf»-rni dr nrando-Bretagne et 
d'Irlande et des Territoires Britanniquea an dctü des mtrs, Emperenr des 
^es; Sa Majesl« le Boi des Helldnes; le Präsident de lä Räpnbliqae de 
Qaatdniala; Je Frteident de la R^pnbliqae d*HaTtl; Sa Hajeftt£'le Roi dltalie; 
Sa Majestö rEini)>r« itr du Japon; Son Altessc Royale le Grand-Duc de 
Luxemboiinj, Dm- ilt X iss in : 1p President des l^t.itft-T^nis Mexicains: Son 
Altes.sr Royule le Printe de Montenegro; Ic President de la R^publiqne de 
Nicaragua , Sa Majest4^ le Roi de Norv^igc ; le President de la Ri^publiqae de 
Panama; le PrMdent de la Repabliqne dn Pafagaaj; Sa Hajeitö la ReftM 
dos Pays-Bas; le President hi R4>publiqiie da Pöron; Sa Xajeet^ Imperiale 
le Schill eil- Perse; Sa Majest^ le Roi de Portugal et dps Algarves, etc.; Sa 
Majeste le Roi de Roumanio : Sa Majest^ rEmperour de toutes les Russies ; 
le President de la Rijpublique du Salvador; Sa Majest^ le Roi de Serbie; 
Sa Majest« le Roi de Siam; Sa Mi^est^l le Roi de Svide; le Conntl FMenil 
Suisse ; Sa Majest«^ rBmpertnr dee Ottomans ; le President de la BdpQbHqiie 
Orientale de l'Uniguay; le President des T-'t^tJ^-Fnis de Vrnf Tiuela : 

Animos de la fenne volont»^ dt- cnnconrir au maintieu de la paix g<?nf*rale: 

Resolus ä favuriscr de tous leurs efforts le r^lement amiabie des con* 
flita inteniatlooaaz; 

ReconiiaiaBant la solidarit« qni miit les membres de la eoel^td des iiatidn 
clviUst^es ; 

Voulant (^tendce Tempire dn droit et fortifier le sentiment de la Jmtioe 
internationale ; 

Convainens que Tinstitatlon permanente d'une Joridlction ailitnle 
aceessible k Uaa, an sein des Pnlssanoes iod^poidantes, pent coDtrIbner 

clBcacement ä ce rdsoltat; 

("on^idrrnTit ]p<) avantages d'ane Organisation g^n^rale et r^goU^ de 
la procedure arbitrale ; 

Estimant arec l'Auguste Initiatear de la Conference internationale de 
la Paix qn'll Importe de consacrer dans an aocord international les prineipes 
d't:<juite et de droit snr lesqnels reposent la ffcnrftö des £tats et le taiett' 
^tre des penples ; 
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IMswenx, dans ce bat, de mienx assorer le fonctionnement prntiqae des 
Ommi''sions d'enqaCte et des tribunaax d'arbitrage et de faciliter le recoOrs 
i la juäUce arbitrale lonqu'il s'agit de litiges de natare ^ comportfH: ane 
jCDcMore sonunaire; 

Out jng« n^eeBBaire de leyiaer rar oertains points et de coa^Mtor 
rmirre de la Pr^miire OoaitiKam de k Büx poor le i^leaieitt pedlfiqae 
dn oontlitä int.-niationatix; 

Les Hautes l'artii s contrattanteB ont timln de conclurc une nouvelle 
CoDTentiun u cet cRei t:t unt aoinm6 pour Lears Pl^oipotentaires, savoir: 

Siebe oben S. 41611. 

LeeqiMlB, i^fte ftvoir d^ed lenra pMiis poiiYoln, troavte en bome 
•t dae kflne, Mmt ooBTemu de qai mit: 

Titre I. 
Dn maintien de la PiiLx sirn.'rale. 
Art. preiiiier. — Kn nie de pr^vmw autaiit que possible le recours 
k la force daus les rapports cntre les Ktats, Ics Puissances cuntractantcs 
omTienaent d'employer tovs lenn effort» puur aaraier le reglem^t peeifiqne 
des difficendi internatiooaox. 

Titre II. 
Des hom officf'S et ile la tn6diatioD. 

Art. 2. — En cas de disäentiment grave ou de conflit, avant d en appeler 
SDX armes, Ics Fuissances coDtnH^tentet «OBYiemient d'avoir recotur», en tant 
tp» les ciroeastMioee le petueUront mu bona oAoes on i la, mödietion dhuae 
m de phissiears amies. 

.\rt. 'A. — Intlt'pf'ndaTTimfnt di- ce rpronrs, ]t>s Fuissances rontmftantcs 
jageot utile et dL-siraM(> fiTi tmc ou plusuurs l'aissancos i'tranp^re.s au conHit 
oSrent de lear propre iuiuative, eu taut qae les circonstanccs sy pr^tent, 
lean bona oflleei oa leor mMictiaB mue £takti es coaflii. 

Le droit d'ellrir lei booe effloee oa 1» nMi»UoB appMtleat ans PniS' 
IMMM ^traagdres au fnntiit, m^me pendant le oovrs des bostilitä}. 

L'cxprctce ih- r<- droit ne pmt jamais Atre coiuddörö pai liine ou l'antn 
des Parties en liUge comme un acte peu amical. 

Art. 4. Le rdle da m^iateor coosiste 4 concilier las prMentioos 
ai9M0ee et 4 «püeer les reewintimeate qai pea^ient 8*fiti» prodiüte «atre les 
ttm ea floaüt 

.\rt. fV. — Lpf? fonrtions dn mt''diat^Tir rpssrnt dn moment oä il est 
coriKtat*'. 8oit par l'une des l'arties en litige, soit par ie m^diateur luiraöme, 
qtie les moyens de coDciliation propo9<^s par lui ne sont pas accept^s. 

Alt. 9. — Lee boM offioes et le mddietlea, eoit rar le fecean de» 
Fiitiee en eoalli^ aoit ear l'initiative deo Pnieeanees dtrangteea an conüit, 
oit «xolasiveaieilt ie oeract&re de conseil et n'ont Jamals force obIt^atoir< . 

Art. 7. — L'acceptntion de la in<5diatjnn ]>pnt av»dr pmir vfii-t. sauf 
oonfention contraire, d interrompre. de retardcr uu d cQtraver la mobilisation 
et antres meenres preparatoires ä la guerre. 
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•Si eile intervirnt apr^s Touverturc des hostilit^s, e1I(> n'interrompt pu, 
saaf Gonveottun contrairc, les op^ations miliUüres eo coors. 

Art 6. — Lw Painanoes oontnetaiites lont d^aocord ponr leoommMider 
Faiiplication, dans Im eiroonstaneea qoi le permeltent> d'nne mMiatioii mmu 

la forme snivante: 

En cas, de diffiTriul g^ravc rompromf^ttant la paix, les pAats pn conflit 
cboisissent respectiveiuetit une Puissance k laquelle Iis coQtient la mission 
d'entter en rapport direct avec la Paisaance chosie d'aatre part,* k Teffet de 
pr6T«iür la roptiin des relatioae padfiqnee. 

Pendant la dur^e de ce mandat dont te tenae, MUlf stipulation oen- 
traire, pont oxcrJor freut« joiirb, Ins ^tats cn litige cessenf tont rapport 
direct au sujel du contlit, le«jUfl ist considt'r«^ comme d6f6r6 exclasivemcnt 
aux Paissances mcdiatriccs. Celles-ci duiveut appliquer toas leors eßorts ä 
regier le diffteend. 

En cae de rnpture effective des rdations pacifiqacs, cefl PniMattiMS de- 
menr* nr r luir^n'. s de la miasion commune de piofiter de tevte occation ponr 
r^tabUr la paü. 

Titre III. 

Des commissions internatiunalea d'cuqu^te. 

Art. 9. — Daus les litiges d' ordre international n'engageant ni rbonneor 
ni des intdrtta eaeenüels et pmenant d'^nne diTergenoe d'apprteiation nur 

des Points de fait, les Poiasanees tontraotante« Jagent utile et d^airable que 

les Parties qui n'auraitnt pn sc rrirttre d'accord par les voies dijilomatiqoes 
instituetit, en tant que les circonstawres 1p permettront. uiw ("ommission 
internationale d'enqu£te chargöe de faciliter la äolutioa de ces litigeü va 
telaireigiant, par nn exanMO impartial et ceMaiendeiix, les qneeUoiii de fait 

Art 10. Les GonuniiBiona inteniatfaiialei d'enquMe sont eonatttnles 
par Convention speciale cntre les Parties cn litige. 

La convpiitinn d'enquCte pröcise les faits ä examiiier : eilt» d«^termine 
le mode et le dddai de formation de la CouuuisaioD et 1 6tendae des ponvoirs 
dei cemmiHairee. 

Elle d^termine «galement^ eil y a Uen, le ei^ de U CtHnmiesiea et la 

facult^ de se d^placer, la languc dont la Commission fera usage et celles 
dont Temploi sera autorisii d^vant eile, ainsi qnc la date ä laqaelle cbaqae 
Partie devra d^poser son expos6 des faits, et genCralement toutes coo- 
ditione dont les Parties sont conTennes. 

Si lee Parties jugent nteessaire de nommer des assetseors, la eoaTention 
d'enqu^tü döteminc Ic mode de lenr lU'siirnation et lY'tendae de leors ponvoirs. 

Art. 11. 8i la cimvpntion d'enqaöte n'a pas dösignö le attge de la 
Conituisäiuij, celic-ci sicgcra ä La Huye. 

Le sijige une fois üxC ne peut 6tre cbangt^ par la Commission qa'aveo 
rassentiment des Parties. 

Si la Convention d'enqu^te n*a pas d^termin^ lee langnea h employer, il 
en est i6aA6 par la Commission. 
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Alt. 12. — S&uf htipulaüuD cuQtraire, les Commi&üionä d enquet« sunt 
fofmiM de 1» maatir« dAterminte par ks artidM 46 et 67 de la pnSaeiite 
CoBTention. 

Art. 13 — En cas de dßc^^s, de d^mission ou d*emp^bcment, pour 
qnelqup ciiiisc que oe soit, de Tun des commissaires, ou öventuellerapnt dp 
I on des assesseors, il est poorva k sou rempUcemeut selon le modc tix6 pour 
n iwimiiietiftii. 

Art. 14. — Lw Putiee out le dnrft de nominec »niirto de U Commie- 
lioii d'enqußtc des agents sp^ciaux avor la tnission de Les rqaiteiitet et de 

twir d'iuterm^diaires (ntrc EIUs et la Commisaion. 

Elles Bont, en outre, autoris^es üi charger des conseils ou avocats 
somaU^ par elles, d'eicposer et de soutenir leurs intärfits devant la Commission. 

Art 1& — Le Boieeo Intenietional de la Cour panumente d*aiUtzage 
Mit de grelle mix Commissions qni si^gent ä. La Haye, et mettra ses locaax 
et soll Organisation :\ la disjioäition des PuiMBiiOBe coDtractautfls poor le 
fuictinnnt.'iiR'ut do la Commission d'enqußte. 

Art. 16. — äi la Commission &i6ge ailleors qu u La iiaye, eile nomme 
ta 8ecrMair»*€Miiäral deot le Imrean lui eert de grelle. 

Le greBe est eharg^, wnui Tanterit« du Prtvdent^ de roigasieatioD 
materielle des s^aoces de la Cktmmission, de la ridaction des procesvcrbaux 
et, pendant le temps de IVnqii^te. de lu garde dee acdii?es qui eeront eiuuite 
versus au Bureau international de La Haye. 

Axt. 17. — En Tue de faciliter Tbistitation et le fonoüeniiMiuBt dee 
Coauninieiui d'enqnfile, lea Fninaiioei contractaotea reeonunaiident les rtgles 
laivantes qtü BeroDt applicables ä la procMore d^enqnAte en tant qae lea 
Pwtif'S n'adopteront pas d'aiitrcs rt-gles. 

Art. 18. — La (.'(»mtnission r^^kra les d^tails de la proc^dnre non 
pr^TUä daUH la curiveutiuu bpeciait- d eiiquete uu daus la prüäeule Convention, 

it proo^dera A teates lea fenöalitte qoe comporto radninittrattoii dee'preorei. 
Art. 19. — L'enqnite a liea contradictoiremeot 

Aux dates pr^Tues, chaque Partie commaniquc k la Commisaion et k 
lautre Partie les expnst's de faits, s"il y a Heu, et, dang tous les cas, les ^ 
sctes, pieces et docuuientä qu'ElIe juge utiles ä la d^couverte de la v6rit6, 
ainsi que la liste des USmoins et des experts qu elle d^rire faire entendre. 

Art. 90. — La GominuBion a la foenltö, aree TaMentimeDt des^Parties, 
de se traaqiovt» momentanäinent rar lea licnz oü eile jage vtUe de leooncir 
4 ce moycn d'informatiuu ou d'y (Megucr un ou plusicurs de se.s membrea. 
L'aatorisation de TEtat snr le territoire dnqnel U doit 6tre ptocM^ k cette 
inloniiation d<'vra Hre iibtx;Due. 

Art. 21. — Toutes constatations mat<irtelles, et tuutes visites des lieux 
doiTent 6tm fütee en pr^Moce des agents et conidls des Fartiee on enx 
dAnent appelde. 

Art. 82. ^ La Cummission a le droit de solUcitcr de Taiie OU Taittre 
Pattie tellea expUcaiione oa infonnations qn'elle jage ntiles. 
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Alt 23. — Let Fkrtlet s'eQgag«iit fmunir k ]m CmmMtm iTfloqu^te, 
dam la plva large mumn qv^nies jugwont poanUa, tona las mofans «t 

toates les faciiilte fiteemlies povr la coimaiaiaDoe oomplMe etr^stalalioD 
ezacto (ks faits en qnestion. 

KUaa s'en|;agent ^ user des nioyeas dont Elles disposent d aprcü laur 
l6gi»laüon int^rieure, poar assurer )a comparutiou des t^moina ou des experts 
ee tronvant aar Iflor teiritoife et ciMa devant la Commiision. 

Si oeu-ei na peuTaat companltn daraiit la Gomiaianoii BUaa faont 
prooöder & levr anditiott devant lenva aotoritös oomp^tentes. 

Art. 24. — Poar toutes les notificatiuns qnp la Commissifvn aurait k 
faire sur le tcrritoire d'nno tiorce Puissance contractante, la Commission 
s'adressera directement au Gouvernement de cette Puiüsance. II eu sera de 
m$ue a'il a'agit de Sun procMer aar place k r^tabUseemeDt de tona moyene 
de preave. 

Lc8 rcqn^tal adfeea^B k oet effet serunt ( XtVutL-cä suivant les moyens 
'i »Dt hl ruissance reriuisp difspo«?? (1";ipr(*'s S'a ll^^^i.slati()n Interieure. Elles ne 
puUYt^nt etre refuüdes que si cette Puiüäaucc Ics juge de natture a porter 
attcintc ä. Sa souvcraioetä oa ^ Sa s^curitö. 

La CommisBloii anra anssi toujoors la faonltö de lecoarir k IHntenn^ 
diafxe de la Fviflaance aar le teiriioire de laqiudle eile a aan ailge. 

Art. 25. — Les t<Smoins et les cxperts sont appeMe ä la reqvfite dci 
Parti«.s üu iloffice pur la rornniissiou, i-t, daiis tous les cas, par rinterm^diaiie 
du Gouvernement >k' l lltat sur le tcrritdire dnquel ils fse trouvent. 

Les t^moina »uut enteniiuä, butcebäivcmcnt et sepan-meut, en pri^scnce 
des agenta et dea oonaeils et dana an ordre k fixer par la Comioiaaioii. 

Axt. a& L'iatanrogati^e dea t^nudm est coodait par le Fi^aidMit 

Lae neiohras de la CoBuniaaiQii peuvent ntenmoins poaer k chaqiis 
temoin les questions qu'ils croient couvenables pour (^( laircir ou compl^ter 
sa döpositiun, uu pour se renseigner «lur tout cc ()ui concerne le tömoin daas 
les Umites n^cessaires ä, la maniiestation de la verit^. 

Las agents et les c<HMeUs des Parties ne peavent interxompze le tänoiit 
dana sa däpoaition, ni loi faire ancuie Interpellation direete, maJs penTeat 
demander au President de poaer an ttooin telles qoestions oompMmentaires 
qn'ila jugent utiles. 

Art. 27. — Le tf^moin doit dt'poscr sans qu'il lui soit permis de lire 
aucuu projet C'crit. Toutetois. li peut otre autoriät^ par le President ä s'aider 
de notes oa documents si la n»ture des iaits rapport^ en a^oessite FemplaL 

Art. 28« — Frocto-Terbal de la d^aition dn tömoin aat diessö ateooe 
tenante et lecture en est d«ui4e an tömoin. Le tömoin pent y faire teb 
ebun^ements et addiüons qna bon Ini aemble et qni aeront eonsignto k la 
saite de sa d<^position. 

Lertnrc faite aa tömoin de ieusmble de sa döposition, le tömoia est 
rcquiä de signer. 
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Art 89. — Les agenti nnt autorisfe, lui conn en & 1» fin de FanqnAte, 
1^ prtMDter pv «cfit k la Commiasion et k rMtre Pattie tels dixei, Yt^iii« 
liüons on rf'snmds de fait, rin ils jagent utilea la d^'couvertc de la v^rit<;. 

Art - Lea d^b^raUoiu de la Commiasion onl Uea h Jraia clos et 

resteot secretes. 

Tonte dteiifoii est ptiM ä la majoritd des manbres de 1a ConmiesiMi. 
Le relos d'uD membn de prendre put ao vote dolt Ctxe censtaM dam 

le procts-vcrbal. 

Art .'n. Les st'anrM de la Cummiesion ne sont publlqnes et les 
jtcoc^-Terbaax et documeuis de 1 eoqu^te ne sont reodas pubiicü qu'cn vertu 
d'aae dteiaion de la Cornnüssion, prise avec l asaentiment des Parties. 

Art. 38. — Les Ftftieo ayant pvtoentA tou les telakoissenksnts et 
pr^ives, toQs lee timoio« ayant 6U entandos, le PMside&t prononce U 
(iöture de rcoqaMe et la Oemnisslen s'aJovtM posr dtlibtosr et rtdiger wm 
rapport. 

Art. 33. — Le rapport est sigut' par toos les membres de la Commissioo. 

8i «B dea nenibns lefose de signer, nentien eo est faite; le rapport 
iMte BtenneiM valaUe. 

Art. 34. — Le rapport de la Commission est lu en s^*anoe pahU^ttei 
ks agents et les eonseils des ParticR pr^sents ou dümcnt uppelös. 

Un memplaire du rapport est remis ^ ciiaquo Partie. 

Art. Sö. — Le rapport de la üomnüssion, Umitö A la constatatUm des 
fitti, n'a nnllesoent leeanol^d'iiiieseiiteDoearbitnle. H laiase anx Ptoties 
ne entiöre libertö pour la soite h äomat k eette constatation. 

Art. rhH<|uo Partie annerta es« propre« fcais et nae part <ga]e 

dtt frais de la Kommission. 

Titrc rV. 
De l'urbitrage , international. 
Chapitrc L 
De la JvBtioe arbitrale. 

Art. 37. — L'arbitragc intornational a pov objet le f^lement de litiges 
dtre Ips fltats par dr< de h-ur choi.v f»t snr la hasc dn rpspp<"t du droit. 

Le recours ä Tarbitrage impliqae l'engagement de sc soamettre de bonae 
loi k la sentence. 

Art 38. — Dans les qnesttons d'ordre joridiqne, et ea pnmier lien, 
iva les qncstions d'interprötation on d^applieation des ConTOitions intern 

Dutionales, Tarbitrage est reconnu par les I'uissances contractantes comrae le 
moyen !e plus effirarf et cn m^me temps le plus i^quitable de regier les litiges 
qoi & ont pas 6U' rtsolus par les voies diplomatiques. 

Ba OMB^quencc, il seralt dMraUe qne, dans les litiges sar les qncsti(m« 
nmeDtienn^es» les Fnimaoees contractantes enssent, le cas '^tent, reeonrs 
^ 1'arbitrage, en tant quo les circonstanccs Ic ]>ernu'ttraient. 

Art — La ( ' nvfntinn d'arbitrage est conclue ponr des eontestations 

nCes ou pour des coutcstations C-ventuelles. 
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Elle peat oonoemer tont Utige oa leoleneiit les Utigce d'niw c«Ug«iie 

d^rmini'o 

Art. 40. — Indüpcndamment des Tr;iiti's gi'urrjuu oa particalicrs q«i 
fiipolent actuellement Tobligation du recours u 1 arbitru^^e puur Iva piuäü&nc«» 
contnctaotn, ces Puiisaiiaei ae rteerrent de oonolure des tooords BOUTewox, 
g^ii6niix ou pAftieiiliecs, en vae d'ötendfe TftrliitKafe obUgatirin i ton« Im 
CM qa'eUes Jngeront poMdUe de loi Mwnettre. 

Cb»pitre II. 

De la Conr permanente d'arbitrage. 
Art. 4t. — Dans lo but de fariliter le recours immediat ;\ l'arbitrage 
pour les diff^rendü int^ruaLiuuaux qui u unt pu ötre r^gleä par la vuie diplo- 
matiqne, let PnlManoe« contmctaittee •'engagent 4 maintenir, leüe «pi'elle » 
6(6 6tabUe pu la Premitee Conförence de 1» Fiix, la Coor permuieiite d'ir« 
bitrage, accessible en tont tcmps et fonctionnant, sauf stipnlation contraire 
des Parties, coolona^ent aiu r^les de procödore iiu^r^ dans la präsente 
Convention. 

Art. 42. ~ La Cmvt pennaimte «et oonpttente poor tont let caa d'af 
bitcBge, moiiia qn'il n'y ait entente entn» lei Partlea powt TetabliiaaiieBt 

d'une jaridiction speciale. 

Art. 43. — La Conr permanente a son si^ge h La Haye. 

Un Bureau internationai sert de greSe k la Cjour; ii est l intermMiaire 
dea eommmiicatioBa nlatiTea atuc fdmüoi» de cdlosst; il a U garde dea ar> 
diiTee et la geation de tovtee lei allaina adminiatiatiTea. 

Les PniBsances oontractantes s'eogagent k eommaniquer au Bureau, 
aussitöt qne possible, onp eopie certifi^e conforme de toute stipulation d ar- 
bitrage intervenue entre etles et de toute senteuce arbitrale les concemant 
et rendue par des juidictions sp^dalee. 

Blies B^engageiit k oommaniqiur de mtaie «a Bureau lea loia, z^lenenta 
et documenta conatataat dTentneUoKient rexCcation dea aemtenoea rendaea par 
la Cour. 

Art. 44. — Chaque Puissance contraclaote d^äigue quatre personoes au 
plus, d'une comp^tence rcconnue dans les qucstions de droit intemaUonal, 
jouaaaiit de la plna haut« oonatdiratioii morale et dfspoatea i aecepter le» 
fonctioiia d'arbitrs. 

Les personnes ainsi d6sisn(!es sont inscritcs, an titre de oieinbres de la 
Conr, snr nnc liste qtii »era notifi^ k toutes les Pnissances contractantes 
par leu auiüb du Bureau. 

Teilte modifleation k la liate dea artdtrea est pottte, par les ao&ns du 
Bmeau» k la oonnaiasancc des Foiasanoea ooatractantea. 

Dcux ou plusicurs Puissances pcuvcnt s'entendie pour la dösignatieii 
en conimun d"un ou de plusieurs memhres 

La mCmu persunne peut ätre dtsignee par dcä Pimt>auc«s diiTerentes. 

Les membces de la Conr sont nominis poor nn terme de aüc ans. Lear 
maadat peat 6tre reaoavdö. 
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En cas ile ih'cds ou de retraitn d'un membre ilo la Cour, il est pniimi 
k son remplaceinerit selon le moUa poor sa Doinination, et poor une 
aooTelle Periode de six ans. 

Art. 40, — Lorsque les Puissances contractautes vculent s'adresser & 
b Cour pemiMMitft ponr le r^glemeiit d'im difffttend Mirr«no «ntm dl«!» le 
doix dw ArUtnt «pfelit 4 Uumet le Tiibvul oomp^taat pow fUtn« tor 
n dilKtend, doit ttn liifc daiu 1» liste g^nörale dm membrai de U Cour. 

A ddfaut de Constitution da Tribniui ubitnl par Vaccoid des Paitiei, 
il est prtja'dt' d« la mani6re suivantp: 

Cb^ue Partie nomme deux arbitres, dont an seulement peat 6tre soll 
mÜMtX OH eholil pUDl eeu qoi out M MgnCs p«r die erame Bienilntte 
<e le Ckmir perauumite. Cee erbitree cbeieiaBent enaenble im nuafUtie. 

En cee de peitage dee Toix, le ebolz da rajrerbitxe est eoidM k «ne 

Paiasance tierce, d^sign^e de comman eocerd par les Parties. 

Si l'arrord nr- «('»Hablit pas h cp »njet, rhaqne Turtit' dt'signe ane 
Pnlssance diff^rente et le choix du sorarbitre est fait de cuncert jfvc les 
Pnisssnces emsi d^sign^es. 

SI, dem na d^ei de deax mole, oei deux Pntssaiieee n*0Bt po tembw 
d'accord, diMime d'ellee pr^nte deux cendidats pris sur la liste des membres 
la Cour ppfmancnto, cn drhors des membres d^sign^s par les Pnrfi'^" et 
nVtfint les natiunaiix d üuciim- d'clles. Le sort dt^termine lequel des candidats 
amsi prtscnU's sera Ic surarbitre. 

Art. 46. — D6s que le Tribuual est compoiK, leä Farticä notiiient au 
BoRtn 1^ d^ebion de a'edresser 4 U Cour, le texte de lenr coittpronü^ et 
les noms des arhltres> 

Le Bureau communiqne sans d<Mai h dbaque arbttM le COmpNlIllS et 
les noms des autres membres du Tribunal. 

Le Tribonal se r^nnit 4 la date üx^e par les Parties. Le Bureau 
ponrroit k sen imUlUtion. 

Lee membies da Tribanal, deos rexereloe de lears fonetiona et en dehon 
de lenr peyii jonlseMit dee priTiligee et inunanitAi diplometi^aea. 

Art. 47. — Le Biirean est autoris^ k intttre ses locaux et son organi- 
^tion h la disposition des PnisHanre» rnntractantes poor le foncUonneiiieilt 
de toQte jaridiction speciale d arbitragc. 

L» jaridiction de la Cour permanente peut ötre ätendue, dans les eon- 
ditlens pteecritee per les rftglements, enx lltiges existent entre dee Fnissaiioee 
lon eontractentes on entrc des Puissanoes contraetanti s et des Puissanoes 
eon contractantes, si les Parties sont cooTcnucs de leconrir h, cette jaridiction* 

Art. 48. — Les Pnissanres contractantes considen nt cimmf nn dcvnir, 
dans le cas oti an Cüiiflit aigu tucnaccrait d'eclater entre deu.v üu pluäieurs 
d'entre elles, de rappeler i'i celles-ci que la Cour permanente leur est oaverte. 

En con8<$quence, elles declarent que le fait de rappcler aux Parties en 
cenfllt les dispositions de la präsente Convention, et le conseil donn^, dans 

Mteohrilt f. InUin. Privat- n. Öffmtl. Buht. XVH. 29 
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l'int^r^t sup<^rieur de la paix, de s'adresser ä ]a Goar pcrtnaiieDte^ nepeoveiit' 
£tre consider<?8 que comrae acte» de hom offices. 

En cas de, coailit entre deax Fuissancoi, l aue d'elles poorra toajonn 
ftdrewer an Bnnait i&teni»tloii»l nae noto ooateiiMit m dMumtioB qn*«Ib 
HMÜ dispoKte h MiUMtti« 1e diMrend k vn arUtrag«. 

r.e Buridan dem potter taaAtAt 1» dMtmtilon k 1» oninwiMMipe 4» 
Taatrc Paissancc. 

Art. 49. — Le CoDseil administratif pem*aent, compoa^ des Refvfiien' 
taiits diplumatiques des PnissMieei emttietMit« MCrtditte k L» Bajo «k dm 
IBaieCra des AflUtee fitnagtoes des I'i7»-BM, qoi len^lit lee feMtfons de 
IMiident, a la direction et le contrdle du BareM inteniatieind. 

Lo Coneeil wnMe aeo rtglenuat d'ordre mini que tema mmAroa lii^emiiit» 
nöcessaires. 

n diflide tomtee lei queetieB« admiBistiraUT«« qoi poorraknt «ixgir 
tooclimttt le femotieiinenMiit de 1« Coor« 

II a tont poQToir quatit <i la nomiomtion, Im enipeoialMi oa Im vfiTOOtttoiB' 

des fonctionnaires et employ^s du Bureau. 

II tixe iea traitemeat« et salaires, et conlrüle la depeut»e geueral«. 
La prC'sence de neaf mcmbres dans les rdunions ddment couToqu^ 
auffit pour pemettre m Conaeil de dtiiMrer valmbleneat Lea dMaiena 
aonk prises ä la majoriM des veix. 

Lp Conscil communique Sans d6lai aux Puissances contractantes li-s 
r^glfinonts aiiojit*'H jiar lui. 11 leur prc'scnto < li.iiiu(- aniit^e im rapport sur 
les iravaux de la Cuur, bur le foucUouucuieiil deü serviccä adiuiiiibtratilä et 

sur lee d^penses. Le rapport oontlent ^aletnent «n f^enm« du contenu 
essentiel des docnmeuts comiQuniquäa au Buremu pmr lea Puiaamuoea en Tertn 

de l'arft I ulin^as 3 et 1 

Art. 5li. — Les frais du Hureau soronr supporti':- T'iii-^rirrf^s 
contractantes dans la prupurtion etablie puur le Üurcuu luicruauuual de 
rUmon poatale univeiaeUe. 

Lea frmia k la cbaige dea Paiaaaooea adh^rentes aeront oomptöa k partir 
du jour oü leur adhMon produit aea «Beta. 

Chapitre TIL 
T)i' la proccduri- arbitrale. 

Art. öl. — Eu vue de lavoriser le developpeuient de 1 arbitrage, leü 
PniaaaiMsea cemtraetantea out arrdtA ha itglea auiTaiitea qui aont i^lioablea 
k Im pvooMure arbitrale, ea tarnt que les Parties ne aont paa conTenaee 

d'autres rögles. 

Art. 52. — Lps Puissances qui reooureut k l'arbitraff sigiimt un 
compromis dans lequei soni dL-ternünös l objet da litige, le dölai de nomi- 
nation des arbitrea, la forme, l'ordre et les d^laia dana leaquda la commiini' 
catioa Tiste par Tartide 63 devra dtre falte, et le montant de la aomme que 
chaque Partie aura k dtpoaer k titre d^avance poor lea frais. 
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Le compromlB Mtannim dgaloiiMit, s'il y a liea, le nioile de nomination 

des arbitres. tons ponvoiM spt'ciati>r i'vi iitiicls du Tribunal, son giögp. la 
Ungae dout ii iem usage et ixlWa doni i emploi &cra autoris^ dcvant lui, et 
giu^ralement tonte» les conditions dont les Parties sont convenaes. 

Alt. 6A, — La Cour permanente est comp^tente pour rdtabliasonait da 
CMipcoinis, 8l Im Parties wat d'Mcord pmir s'en lemrtti« k dl«. 

Elle est ^galement comp^tcnt«^ mfiitte li la demandc est faitc seulemont 
par I nne des Parties, apr^s qu'an MGord par la Toie diplomatique a 6t6 
vatDement fmnyf. t}tiand il s'agit : 

1^ d uu diüerend rentrant dans un Trait^ d'arbitrage g^n^rul cunclu ou 
lenoDTeM aprt* la miae en vlgneiir de oette Conrwtioii et qui pr6voit ponr 
diM|tte diSerend nn cenqtnmis et n*ezdat ponr r^tablinement de ce denüer 
ui explicitcmeot oi implicitc-ment la comp^tence de la Coar. Toatefois, le 
reconrs ä la Tonr n'a pas lien si l'aiitre Partie d<^clare qu'^ son avis !p 
difi^end n appartient pas k la cat^gorie des diä^rends ä soamettre h an 
aditnge obügatoiz^ k mem qae le Tnit< d^arbitrage ne contfira au Tri- 
tnuuü arbitral le ponvoir de dteider oette qnestion prtalable; 

20 d^nii diffteend proranant de dettcs contractuelles rdolamfiee k an» 
Puissancp par nne antre Paissance commn dnes t ses nationanT. pt ponr la 
Solution duqael l oSre d arbitragc a Cie accept4^c. Cette dispositiou n'est 
paa applicable, si Tacccptation a subordonnöe ^ la condition qae le 
conproiDis «oit ^tabli sdon vn antre mode. 

Avt 64. — Dans !«• eae priviu par Vartiele prfoAdeiitt le eompiomla 
■fiia <tabU par ane commission compos^c de cinq membtea d^sfgnte de la 
Btaniäre pr^vae k Tarticle 45 aliu^as 3 ä 6. 

Lp cinqai^me membre est de droit Pr^^sident de la commidsiop 

Art bb. — Les fonctions arbitrales peuveut f'tre coiifertes u un arliitre 
Uiiique ou ü plusieur» arbitres d^sigues par les Parties ä leur gre, uu chuisis 
per alloi peraii lee menbree de la Goar permanente d*arbitrage stabile par 
la prteente Conventien. 

Au d^fant de Constitution du Tribunal par Faccord des Parties, fl est 
proo^d^ dp la mani^re in(li(int''f h l'article In alin-^s 3 h 6. 

Art. öG. — Lorsqu uti Souvcrain ou un Chef d'^tat est choisi poOT 
arbitrt-. la pruccdure arliitral« est r^gl6e par Lui. 

Art. ö7. — Le surarbjtre est de droit President du Tribunal. 
Loisqne le Tiibnnal ne oomprend pas de sararbitve, 11 nomme Inimteie 
ton President. 

Art. 68. En cas d'itablissment dn compromis par nne commissioar 

teile qu'elle est vis<3e h. l'article 54, et sauf stipulation contraire, la com- 
missior elle-mCme formera le Tribunal d arbitrage. 

Art. ü\K En cas de dri (" s, (k drirnssion ou d"cmp*'^chpmLUl. pour 
quelquc cause qae ce soit, de Tun des arbitres, li est poorvu ä son remplacc- 
awat sdon le mode fixö ponr sa nomination. 

29* 
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Art m. — A d^faut de dieigaation par les ParfcieB, le TrilNiiial> nige 

4 La Haje. 

Le Tribunal ne peut sit-ger sur le tcrritoire d'uue tierce Puissuuse 
qu'avee raaaentiinMit de oelle-d. 

Le ei^e nne ioie flxA ne pent ttre dnogi par le IMbonal qa^afce 
rasieDtiment des Partie«. 

Art. 61. -~ Si le rompromis n'a pai d^termini les langaea h eaipleierf 

ii en PSt di'ridr jiar ic 'Pribiinal. 

Art. (■)2. - Lts Parties out le droit de nommor aapr^s da Trilmnal 
deä agcüU bpeciaux, avec la toission de Hcrvir d'intermC-diaires cntre elies et 
le TkibimaL 

Ellee «ont en oatre aatoris^ i obaxger de 1a defense de lenn dtdto 
et int<:'r6ta devaat le Tribiinal, de« eonwile oa arocati nommte pai eÜM k 

cet effet 

Les nietnbres de la i'our permaoeute ne peareiit exercer les fonctiona 
d'agents, oonBeila on aToeats» qa*en faveor de la PniMaDee qni les a nominCi 
mambree de 1« Goar. 

Art. 63. — La pvoo^diin arbltxale comprand «i rftf^ gtfndrale deoz 
pbaaes distinctes: rinstniction <^crite et les d<^bats. 

L'iostruction Werlte consiste dans la commnniratiön fait par les agents 
regpectifs, aux luembres du Tribuoal et ii la Partie adverse, des miimoires, 
des oontre-mömoirei et, an besoin, des rCpUques ; les Parti«« y joignent toates 
pitees et doeuments inToqate dant la caase. Cettc commnnlcatioB ama 
liea, dircctement ou par rintormödiaire dn Borean intarnatioiial, dans Tordie 
et dans les d^lats d('tfrniint*?i par le compromis. 

Les d^lais tixia par le compromis puurront 6tre proloogös de common 
aocord par les Parties, oo par le Tribunal qnsnd U le Jage nöoessaire poor 
anlver k one dieision jnste. 

Les d^bats coosistent dans le döTelopponwit oral des mojens im 
Parties devant le Tribunal. 

Art. G4. - Tonte pi^'ce produite par rnnc des Parties doit 6tre cwn- 
muniqu^e, en copie < ertifif'e conformc, k Tantri' Partie. 

Art. 65. — A moins de circoostances speciales, le Tribunal ne se r^unU 
apr^ la dötnre de rüutmotion. 

Art 66. ^ Les dibats sont dirig<^3 par le Fcdsldmt 

Hs ne sont pablics qn'ea vertn d'one dtelsion du Tribonal, prlie aTse 
rassentiment des Parties. 

Tl« sont conRicnra dans des pror^sverbauv r»'di^s par des secr^taire« 
que noiumc le Pr(^äident. Ccs procäsvcrbaux sont sign^s par 1« Pr^deot et 
par an des secr^taires; ils ont senls earactAie autbeatlqne. 

Art. 67. — L'instmction «laut dose, le Tribunal a le droit d*teartar 
du d^bat tous actes on doeuments nouToaux qu^une des Parties vondnit M 
eoumettre sans le consentement de Tautre. 
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Art. €8. — Le Trilniii»] demenfe libn de pnndxe en oonalddntioii h» 
acte« m docnments noaveanx aar leaqDda lea agenta ott oonmila des Püttes 

appelleraient aon attention. 

En cp ras, !? Tribunal a le droit de rrqtit'rir la produrtion de C€8 
•des ou dücuments, sauf Tobligation d en dunner cunnaissance ä la Partie 
adrerse. 

Art. 69. — Le Trilnnial peat, en oatre, nqwitkt des agcnta des Btttiea 
la productioii de teils actos et dMiander tontes ezplications nfloessidiea.' En 
caa de r^ns, le Tiibimal en prmd acte. 

Art. 70. — Les agents et Ics conaeQs des Parties sont autoris^s k 
pr^sentor ..ralcment au Tribmiftl toos lea mojeus qa'ils jagent atilee la 

defense de leur cause. 

Art. 71. - Tis ont le droit de soulever des exceptions et dos incidents. 
Les d^cisions da Tribunal snr ces points sont definitives et ne peuvcnt donner 
Um 4 ancaae discnssion nlttiieiue. 

Art 72. — Las memlwes du Tdbanal ont le droit de poaer des qnestlons 
anx agenta et aox conaetls des Parti« et de lenr danandw des ^dairelsse- 
meDts sor les points dontenx. 

Ni Ips qnostions pos<''PS. ni Ips obHervations faitcs par Ics mcmbres du 
Tribunal pendaut iu coars des debata tie peuvent i-tie regardees comme 
l'expression des opinions du Tribunal en g6n<iral ou de scs mümbrca en 
particnUer. 

Art. 73. — Le TrilniBal est antorisfi h dAteminer sa eompdteaoe en 
inlecpritant le compromis ainsf qne les antres Tteit^s qui peavent ttre 
JBTeqnes dans 1» matite^ et en »ppliqnant ka prindpes da droit 

Art. 74. Lc Tribunal a le droit de rendre des ordonnanoee de proo6- 

dure pour la dirtTtion du proc^s. de d<^terminer \p.a fonnes, l'ordre et les 
d^lais dans lesquels clmque Partie devra prendre .ses conrlöf<tons finales, et 
de proc^der i toutes les formalitt'S que comporte J atimiulstrutiuii des preuves. 

Art. 75. — Leä Partiuü seugagent ä foumir au Tribunal, dans la plos 
large mesure qu'elles jugtront possible, toos les moyens n^eessaires poor la 
dMsien dn lit^. 

Art 76. — Fonr tontes lea notifioations qne le Trilmnal aorait A biie 

Bcr le territoire d'vlM tieroe Puissance contractante, le Tribunal s'adressera 
directement an Gouvernement df fette Puissance. II en sem de hh'ur s'il 
t'agit de faire proc^der snr place a 1 i-tablissctnent de tuus inoveiiJ? de prLtive. 

Leä requetes adrei>ik-uä a ckI etiet serunt ex0cut6es »uivauL leb muyens 
«lont 1» PoiSBaace reqnise diqrase d'aijwis sa lägialatlon iniirieare. Elles ne 
penvent ttre refoetes qne si cette Poissanoe les Jage de natnre A porter 
attdnte ä sa sonverainete ou ü sa sccurite. 

Le Tribunal anra aussi tonjuurs la faculte de recourir k l'intenuädiaire 
de la Puissance sur lu territoire do laquelle il a son siege. 
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Alt. 77. — Lea afents et \m eomeili An PutiM ayaat prtieaM tou 

les ^claircissenients «t prenrei k Vwpfivä de leor eum, 1« PrÖaideiit pnmnab 

U döturc des d^bats. 

Art. — Lea döUböratioiui do Tribunal out Uea ä, hais clo8 et reatent 
secrutes. 

Tonte d^clofen est piiae 4 la majoriti de aes membna. 

Alt 79. La Mütenoe arbitrale mt motirto. Blle aaentienne lea 

noms des arbitre;; : olle est sifijiie par le FMWdait et par k greifier «■ k 
aecriJtaire faisant fonctions^de gn-fficr. 

Art. 80. — La aenteoce est lue en B^ce publique, lea agentg et lea 
eonieOa dea Partka ptAaente ea dftment appeka. 

Art 81. — Ia eenteuoe, dtUnent pronoiwöe et notilke ntx agenta daa 
Parties, dd'cide d^finitivcmcnt et sans appel la contestation. 

Art H2. ~ Tout difftTcnd (jui pourrait surgir entro les Parties. rrmrt>r- 
nant riuterpr^tation et Tex^catioQ de la senteoce, sera, sauf stipulation 
contrake, aoomk au jugcmmt dm Tribunal qui Ta rendlie. 

Art 83. — Lee Partks penrent se rAwrrer dane k eempronk da 
denander la idvkion de la sentenoe arbitrale. 

Dans ras, et sauf stipulation rnntrairo. l:i demande doit Ttrc adrees^« 
au Tribunal qai a rendn la seutcuce. i!llie ue pent 6tre motivee que pai 
la dteouTerte d un fait nouvean qui eüt 6tA de natore k exeroer une influema 
dteiaiTe au k aenteiice et qui, kra de k eUktnre dea dMata, <tait ineooBi 
dm Tcibnnal Itd-mitoie et de la Partk qmi a denuuuM la rtvkioii. 

La prop^dnre de r^vision ne peut fttre «>iiTert<* qne par nne döcision dn 
Tribunal constatant cxpress^ment l'existenee du iait iiouvcati. lui reconnaiasant 
les caractt^res privus par le paragraphe pr^c^ent et d^laraut 4 ce titre k 
dtHnaade receraUe. 

Lc comprontk d^termine le d^lai daos leqnel U demanda de rivkka 
doit ötrc forna^e. 

Art. 84. — La aentence arbitrale n'est obligatoire que pour les P&rties 

eu lilige. 

Loraqm'il a'agit de Tinteiprötatieii d^nne ooBrentioa k laqmelk ont par> 
tkip# d'amtraa Pmiaaances qme les Parties en litige, cdks-ei aTertteeot ei 

tcmps utilf- toutes les Paissances signatairt s Oharnnp de oes Paissances » 
le droit (i intr^rvenir au proc^s. Si iine ou plusieurs d'entre ellea ont profit^ 
de cette iacoit«^, 1 Interpretation contenue dans la senteoce est ^galement 
oUigSilofte k leor <%ard. 

Alt 8fi. — dttqiia Partk smpporte aes propres frak et ane pect Igak 
das firak dm TribnaaL 

Chapitre IV. 

De la proc^duro sommaire d'arbi trage 
Art. 86. — En vae de facilitor lc fonctionnempnt d«' la justirc urlutralf, 
lorsqu il s'agit de litiges de nature ä. comporter une proctdure sommaire, les 
Paiaaancea oontractaDtea arrfitent lea rftgles d-aprte qui aeront snivicaa 
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l'absence dp ntipulations dilfi'ri'iitf s, et soas K-serve, le cas ^chf'-aiit, de 
I'applic<ition des dispositinns dti chapitre ITT qni w serni« iit pas contr;vires. 

Art. 87. — Chacune des Parties en litige nomine uii arbitre. Les deux 
«rbitfes tisui dMgnfa cboidneDt iu tarubitx«. 8'ib ne tombent pai d'aiscoid 
k ce snjet. chacan pfiitente d«iix candidats pris sor 1» liste g^n^fale det 
membres de la Coar permnTiPTito, t u dt lntrs rles mombrps indiqu^s par chacune 
des Parties elles-m^mes et iK tinit les nationaux d aacane d'cUes; le «oft 
d^tenuine lequd des c&ndidats ainsi pr<^seQtt^8 sera le snrarbitre. 

Le sonffliitre pr^de le Tribaoal, qui tend see dteiiioiii k 1« iiujozit6 
dee Toix. 

Axt, 88. — A döfaut d accord pr^alable, le Tribunal fixe, dt^s qu'il est 
coostitn^, le d^lai dans leqael les deaz Faitiea devroat Ini eonmettre lemn 
mömoires respectifa. 

Art W. — Chtqne Burtie ctl Mptteentte d«T*&t le Tiibtinftl par na 
»§ß»A qni eert d'lBteräddiaiffe eotm le Tdbiiittl et le Qvvinammt qni V% 

Art. 9(). — L:i prop«*dnre a Heu exclnsivemcnf par ^rrit. Tnutofois, 
chaqae Partie a 1ü druit de demander la comparution de u>moio8 et d'expert«. 
Le TMbanal a, de «od c6l6, la facoltö de demander des expUcatioiu oralos 
Muc ^pents dee deu Futieit afauri qa'utx ezperte et aiiz t6moiii8 dont il 
Jnge la comparatioo utile. 

TItre V, 

Dispoäitions finales. 

Art. 91. -- La pr<^sentc Cdiv. ntion dilment ratifi^c reniplacera. dans 
les rapports entre les Pttissances contractantes, la Convention poor ie r^gle* 
oeot pacifiqae dei oonflita inlmatlo&aax da 29 joillet 1899. 

Art. 92. La prCeente Conventien eeta tatifite aoadtftt qoe poaeiblei 

Lea ratifications seront d^posöes k La Haye. 

Le Premier yUpul de ratificntions sera constat.' vrtr nn proccs-verbal 
tignä par les repreiientants des Pimnances qai j preuueat part et par le 
Miaistre des Afiaires ^traog^res des Pays-Baa. 

Lei d«p6ta ulMiiem de laytünatteps le lerost ao nojen d*utt D»tl> 

fication ^crite, adress(;e ao GoaTememeDt des Pajrs-Bas et aoeompagnAe dp 

l'intrament de ratification. 

Copif f'tTtitii'c cuufuruie du prtirt'^s-verbal rt-latif au j)rcirii('r ilt'iiAt de 
ratiUcations, des uutiücaliuus menliuniitieä a 1 aliut-a pr£cc*dent, aiuäi que doS 

Instmiiieiits de ratilleation, sera iinin«dlatemeiit renüse, par les eoins dtt 
GeaTeraeoient des Payn-Bas et par la voie diplomatiqae, aox Paissances 

convißes fi la Deuxi^me Conference de la Paix, .iiri>i qu'aux autrcs Paissances 
qn\ anront adh« r<^ r\ la ronvrntion. Dans les eas vi8«^s par l'alin^^a pr^c^dent 
ledit Gouvernement lour fera connaltre en m^iue tcmps la date h laquellc il 
a re(Q la notificatlon. 

Art. 93. ^ Les Paissances non signataires qni ont 6(6 eoiiTiäee 4 la 
Dewd^me Conttfenoe de la Paix pomrünt adbtfrer k la prösente ConTention. 
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La Poteuwe «ni UMm nottil« par ieiit wn intaatian an Oot- 
TerneinMit des Paya-BM an loi tnaamettaiit l'aete d*ad]i£«|oii qtii aeia d^poat 
dam lei ardüTea diidit OooTaraamant 

Ce GouTerncment transmcttra imm^diatement k toutes les autres Pnis- 
sanrcs conrii^es .\ la Denxiime ConWroncft d<^ la Paix copie rprtjfi(^e confonnp 
de la notitication ainsi qae de Tacte d adh^sion, en iudiquant la date ä la- 
quelle II a recn la notiflcatloii. 

Art. J)4. — Iaü coiuUtiüus auxquellcs Irs PiiissJinct-s ijui n Diit pas dV^ 
coDviC-es & la Deuxi^iue Cuof^rence de la l'&ix, pourruui adberer ä la präsente 
CoBTentiao, - fonneront Tobjet d^vne cntente ttlt^fieure entre les PttUnaoa» 
eontractantea. 

Art 96. ~ La pfteeote Conveatiaii produixa effet, poor Um Ptt toan e e a 
qai anraiit partifliptf au pfemiar dipdt da ratüleattoiia, aoUaate jonn aptte 

la datc da proc^-verbal de ce dCpöt et, poor laa Pufaaaiices qai ratifieront 

nlU'rif'iircrnrnt na qiii adhi'nTOTit. goixatite joars apr^s 1h «"tilication dp 
lear ratitication ou de Iciur adh<;sioQ aura CtA re^oe par le GoavernemeDt des 
Fays-Bas. 

• 

Art 96. — S'il arrivait qn'unp des Puissances contractantes voaJüt 
d^Doncer la prt^aente ConTcntion, la dt^noodation sera notiti(^e par äcrit aa 
QonT«inieineBt des Payi^Bas, qai conunmiiqiiera imm^atamaBt oapia oertifife 
oontonne de la notifieatieiK 4 toales les autres Pniasanoes en lenr falsaiit 
aavoir la date h laqnelle II l'a re^e. 

La dt^nonciation ne produira scs cffets qu'ä IV'gard de In Piiissancc qai 
1 aura notiti^c et im an apr^ qne la Dotification en sera parvenae an Gon- 

verncment des l'ays-Has. 

Art. r>7 I n re^'istre tenu par le Minist^re des Affaires Ktranj. tps 
des Payu-Bas iudiquera la date dn dfpAt de ratifications effpctu»^ vn vertu 
de l'articlc Ü2 alin^as 3 et 4, ainsi que la date k laqucUe aurunt (ttd reines 
les notiileatlona d'adMon (artiok 98 alinte S) «n de d^nonelation (artida 96 
alln^a 1). 

Chaqnc Puissanee contractante est admise k prmdre oonnaiasanoe de oe 

registre et k en demander des extraits certlfi<^s coafortnes. 

Ed foi dp (|noi, les Pl^nipotentiaires ont revitn la präsente ConyentiMi 

de leurs 8ip;iKituii s. 

Fait k La iiaye, Ic di\-buit uctobre mil neuf cent sept, en an seal 
exempiaire qui restera d«ipose dans les arcbives du Oonveraemeot des Pa]r8> 
Bas et doat des copies certl6^ conformes, seront rends» par la Toie diplo' 
natiqae au Fnissaneee coatraetantes. 



(Signatures) 
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IL CoiiT«iitiim ooBoeniaiiit 1a Bmitelioii de Teniploi d« 1» 
toroe ponr le reeoammeiit de dettes oontractoelles. 

Sa VajflM VEm^mui d'AQemagne, Rd de Pnaw'i le Fk£iident dct 
£tat»<üiila d'Am^rkine ete.>): 

D6Biieiix d*6viter entrc Ics nations des conflita aim^ d'me origine pö> 

cuniairp. provenant \lv clrttes rontrartofllps. Kclamt'pg an Omivpmempnt d'un 
pajs par le Guuveruement d im autre pays comme dues ä ses uatiooaiix, 

Oot n^sola de coDclure une Convention h cet effet et ont nommc^ pour 
Leus PlAnipotentiaint, saroiT*): 

Lesqneb, »inte »Toir d<^pusö lenrs pldns pouToiti tronTöi en bonne et 
diu forme, sont convtnus des dispositions snivantes: 

Art. prtniiir. — Lps Piiiasanccs conüiictuntes sont convfnups de ne pas 
aroir recours ä ia force armce pour Ic recouvrement de dettcs contractuelles 
ttdtmit» «tt GoUTerneiiMiit d*un pays par le GoavenienieDt d'un aatie pays 
eomma dnw k w» nationaaz. 

Toatefois, cette stipulation ne poarra Ötre appliqu^e qnand T^tat d^* 
llU'in refuse on laisse Sans rOponse une offre d'arbitrage, ou, cn cas d accep- 
tation, rend impossible 1 etabliwement do compiomis, ou, apr^s l'arbitrage, 
aanqiM de le cenfomer k la eentence rendue. 

Art. 8. — n eit de plus cooTena qae rarbikrage, mentieim^ dana 
ralin<^a 2 de l'article pr<^c<:dcnt, sera sonmis k la proc^dare pr^vue par le 
ütre IV cbapitre 3 d*' la Convention de La Haye pmir !<• ri'gU niont pacifique 
des conflits intomationaux. jngtiat'nt arbitral ili'U-rnjinf. sauf ks arran- 
gmentü particulierä des Parties, le bieufoude de la reclaiuatiou, le molitaut 

de la d«Üe» le tonpe et le uode de pejemeot 

Axt. 3. — La pi^eente Convention aera latifi^e anssitftt qne poesible. 

Les ratifications seront d^posi-es h La Uaye. 

Le Premier d^pöt de ratiücations sera constat*'' par un proct s-vcrbal 
äigoe par les repr^sentants dea Puissances (4121 j prennent part c par le 
Hiaistie det Affairea ^trangurea des Pays-Bas. 

Les d^ta nlMrienis de ratlfieationa se Iwont an moyen d'nne notlll- 
cation ^crit«, adrcss^e an OonveraeiDent des Phys>fias et aoGompagnie de 
rinstnimcnt de ratification. 

(Jopie certiüee conüorme du prooi-s-verbal relati! au premier d^pAt de 
ratifications, dt» noti£cationa mentionnt^'es & l'alinC-a pri^cil-dent, ainsi quo des 
lastromenta de ratlflcation, sera imin^diateDUmt xemise, par les soins dtt 
Gouvernement des Pays-Bas et par la voie diplomatique, anx Pniasances 
convii'es k la DeuxiAme Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Paissances 
qui auront adh^r«' ;t la Convention. Dans les cas visc-s par Talint-a prt'ci'tlent. 
ledit (iouveruement leur fera connaitre en m£me temps la daie u laquelle 
U a rcftt la notificatton. 

») Siehe oben S. 427. 
>) Siehe oben S. 416 S. 
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Art. 4. — Let PwtoiMioM wm qg&ftteiiM wmi irtmiwi 4 iftH^rT 4 ^ 

pfteent« Convention. 

La Puissancc qui dt/sirc adbdrer notiüH jmr »crit son iiitonrion au 
GovTememeiit des Pays-Bas cd lai traosmettant l'&ctc d'adhesiou i^tii sera 
4^Pm6 daiw lee arcbiTei dvdit OonTernement. 

09 Gouvernement transmettra immidUtement ii toat«fl In watnt 
ruissmirrs ronvi('-ea h la Deuxit^mo Conference de la P^iiv copie certifi^e ron- 
torinc de la notification ainsi qae de I'acte d'adhösioa, ea indi^oant Uk date 
& laqDelle U a rcyu la notification. 

Art. 5. — La piteente ConYontion prodnira e&et, poiir les PulsaaneM 
qui anront pArtieipö an premier dftpftt de ratificatloiia, BoiiaDte Jörns »prtc 
la date du proces-verbal de ce dfpöt, pour les Puisaanc«« qni rarifioront 
ult<5rieurement ou qui adhf'Toront, solxanfo jonrs aprös qne la nutirication de 
Icur ratification ou de lear adMsion aura re^ue par le Oouvemement 
dei Piy»-Ba«. 

Art 6. — 811 acriTait qa'one des Fttlaaaaoes oontnctante« nmHA d4- 

noDcer la pr^cnt« Convention, la dönonciation sera notiß^e par 4crit an 
Oonvememcnt dt\s Pays-Ras. qni commnniquera imm^diatemcnt fopie certifiöe 
conforme de la uotituatioQ 1% toutes les aatres Faifisanc«s en lear faisant 
MToir la date k laqaelle il Ta le^e. 

La d^noBclatioii ne prodnira «es «ffete qu^k T^gard de la Poissanoe qni 
Taiira notifi^c et un an api^B qae la noültcation en aeia parraiae an Oon« 
Tetnement des Pays-Bas. 

Art. 7. — Un registre tenu par le Ministt^re des Affaires ^Jtrangdref 
des Pays-Bas indiqnera la date du d^pöt de ratiflcations effectud en Tertn 
de I'article 3 alJn^as 3 et 4, aiiisl qne 1» date k laqueDe anront iU ngoef 
les notifieatlons d*adh6ilon (art 4 alfn^a 2) ou de dänonciatfeo (art 8 altlite 1). 

rhatjne PiiissHtice rontrartantp est adniisc h prcndre comuiMBiiee de oe 
registre et ä eu dniiauder des oxtraits certitit's roiiforme?. 

En foi de quui, les Pl£nipot«uliaueä out revetu la pr^äente Convention 
dq lenn Signatare«. 

Fait 4 La Eaye, le dix*hait octobre mil neuf cent Bq»t, en no eeol 
cxemplaire qui restera döpos<; dans les archiv !i; (uiuvcmrmpnt des Pays- 
Bas et dont des copies certiti^es conformes scront remises par la voie dipto- 
matiqae aox Puissances contractantes. 

^Si^natures) 

in. GoiiTeiitiQii F«latiTe & Toiirtttm te hotfeillite. 

8» Hajeet« rBmpereär d'AIIemagne, IM de Prasse; le PinMdettl des 
£tate>UniB d'Antfriqae etc.^): 

Gonsidörant qne, poar la 86carit4 des relatioos pacifiqa^, il Imperts 
qae les boetilit6s ne commeneent pas saus an avertissement px^ahtble; 

- 

1) Siebe oben 8. 427. 
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Qn'il importe. de m(mc, que l'ätat de gnerre soit notifi^ sans retard 
anx Puissances nentres; 

D^sirant concinre une Convention h cet cffct, ont nommö ponr Leura 
Pl^nipotentiaires, aavoir : 

Lcsiiaels, aprts avoir d^posö leurs picins pouvoirs, trouv^s cn bonne et 
dae forme, sont convenus des di.spositions saiTantes: 

Art. Premier. — Lea Paissances contractantes reconnaissent que les 
hostilit^s entre elles ne doivent pas commencer sans an avertissement pr<'- 
alable et non 6quivoque, qui aura, soit la forme d'nne d^claration de puerre 
motiv^e. soit celle d'un nltimatum avec d^olaration de guerre conditionnelle. 

Art. 2. — L'«!tat de guerre devra (trc notifi<^ sans retard aux Puissances 
nentres et ne produira effet ä leur ^i^ard qa'aprf's r<^ception d'une notification 
qui pourra Hre faite m^me par voie t^l^graphique. Toutefois les Puissances 
nentres ne pourraient invoquer Tabscnce de notification, s'il ötait ötabli d'une 
manitre non doutouse qu'en fait elles connaissaient T^tat de guerre. 

Art. 3. — L'article 1 de la präsente Convention produira effet en cas 
de guerre entre deux ou plusieurs des Puissances contractantes. 

L article 2 est obligatoire dans les rapports entre un bellig^rant con- 
tractant et les Puissances nentres ^^galement contractantes. 

Art. 4. — La präsente Convention sera ratifi<^e aussitöt que possible. 

Les ratifications seront d6pos<^e8 :i La Huye. 

Le Premier dfpöt de ratifications sera constat/' par un proc^s-verbal 
Bign<^- par les repr<''8entant8 des Puissances qui y prennent part et par le 
Xinistre des Affaires l'Urang/^res des Pays-Bas. 

Les d^'pöts ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'nne notifi- 
cation <'crite adressöe an Gouvernement des Pays-Bas et accompagnöe de 
linstrument de ratitication. 

Copie certifi^e conforme du proc^is-verbal relatif au premier d6pöt de 
ratifications, des notifications mentionn^es ä l'alinöa pr6c^'dent ainsi que des 
instrumenta de ratitication, sera immt^diatement remise, par les soins da 
Gouvernement des Pays-Bas et par la voie diplomatique, aux Puissances 
convi^es ^ la Deu^iäme Conference de la Paix. ainsi qu'au.x autres Puissances 
qui auront adh6t6 k la Convention. Dans les cas vises par l alinca pr<:-c<!'dent, 
ledit Gouvernement leur fcra connaitre en mi'-me temps la date a laquelle il 
a re^^Q la notification. 

Art. 5. — Les Paissances non signataires sont admises ä adh^rcr k la 
präsente Convention. 

La Puissancc qui disire adhcrer notifie par 6crit son Intention au Gou- 
vernement des Pays-Bas en lui transmettant l'acte d adh^sion qui sera deposö 
dans les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement tran.snicttra imraMiatenient k toutes les autres Pais- 
sances copie ccrtitioe conforme de la notification ainsi que de Tacte d'adb^sion, 
en indiquant la date h laquelle il a re<;a la notification. 

I) Siebe oben S. 416 ff. 
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Art. 6. — La präsente* Coavention produira effet, ponr les FaiHancCt 

«jni aiiront particip<^* au prcmier di'pöt de rutifi( ations, aoixante jonrs apr^s 
l;i (lato dn pror^s-vfrbal de ce d^'pöt, et, pour le» Putssances qui ratifieront 
uitiritureiiieut uu qui adbereront, soixante joars apr^ qae la ootiäcation de 
levr ratificatifm «n de lenr adliABloii vm 6tft par le OoiiTenieineiit 
dea Pays-Bas. 

Art. 7. — S'il ;irrivait (lu'uiie dos Ilautes Parties rontractantca Youlflt 
d^Doncer la präsente i'oiivciitidn, Im drnüociation sera notiliee par ccrit au 
Gouverncuent des Fa>ü-l>aä, qai communiqaera immödiatemeot eopie cerüti^e 
eonfome de la aotificatum k t<mtM Im anbces Fnivuion en lenr luMBt 
MToir 1» dato k Uqnelle il Ta lecve. 

La dCnoiiciation nc produira ses effets qif \ IVgard de la Puissance qai 
l'anra notitit'e et nn an aprto ^ae 1» notUication en ler» parrenae aa Ooa« 
Ternement des Pays-i^s. 

Art. 6. — Un Kgistn tenn par le Minirttee dea A&ires ifetiangfirei 
des Payi-BM indiquen la date dn d^t de ratifications eOecto^ en Terta 
de rarticlc 4 alin^as 3 et 4, ainsi qoc la dato k laqnellc auront 6t6 reines 
les ootifirations d'adhf'-sion fart. n alint'a 2) ou de dßnonciation fart. 7 alini-a 1). 

Cbaquc PuiasaDce cootractantc est admise üi prendre connaissance de ce 
registre et en demander extraits certtfiös confonnea. 

En toi de qnoi, les PlinipetentiaiiM ont reTttn la pnfiaente GoOTenties 
de leurs signatniee. 

Fait h La Haye, le dix-huit ut tuhre mil nenf cent sept, en im seal 
excmplairc qui restera d(^pos<^ dans leä archives du (iouveruement des l'ays- 
Bas et doQt des copies, certifitJes coolormes, seront remises par la voie diplo- 
matüiiie aax Püiaeuuea qni ont codtI^Ns k la Denxi&De ConlteeiMe de 
la Palx. 

(Signatares) 

IV. Convention concernant les lois et coutomes de la guerre 

8ur terre. 

Sa Majest^ l Eiupereur d'AUemagDe, Koi de Prasse etc.:^) 
Constd^raat que, tont en feeherdumt tea majvoB' de aavngardn la 
palx et de pi^Tenk lea conflits aim^s entve 1^ natione, il Importe de ae 

prroccuper (-galement du cas ob Tappel aux annea aeralt amen^ par dea 
6v6nemf'nts qnc Irnr solliritude n'aurait pii d»5tonrner; 

Aniin^s du d^sir de aervir eticore, dans cette hypotliese extreme, les 
int^-rCts de rhumanitä et les cxigenccs tuujours progressives ge la civilisatioo ; 

Eatimant qu'il Importe, k oette iin, de riviser les lola et coatamea 
g^n^rales de la goerrei tott dans le but de les döftnir avec plns de prödsiea, 
soit afin d y traccr certatnes Umites deetinöee k en reatreindre antant qae 
possible les rigueurs; 



1) Siebe oben S. 427. 
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rannnft de la Fnmttte Cooliraioe de Is Feix qiii, •'in^iranl, k la mite de 

la Conförenoe de Bmzdlaa de 1874, <1o cos id^ee ncommeiiddes par ane sage 
• t gt'-n^reas« pr^Toyance. n ndoptr dos disjiositiotw ayunt peUT objet de döfinir 
et de regier Ics nsage» de la guerrc mt t4ine. 

Selon lea vaes des Haates Parties contractantes, ces dispositions, dont 
la rCdaekion a it6 Impirte par le diifr de dlminner les mauz de la gnem, 
tatant qae les Dteeasitte militaires le pennettent, aotit deatmtei k Mrvir de 
r jt-rx-ralo do condoite anz bdUg6raiits, daae lenn lappoil» «atn ewc et 

ftver los populiitions. 

Ii n a pas possiblo toatefois de concerter dds maintenant des stipit- 
latwst ■*6te]idaiit i tontet lea oiioonetaDoea qui se prteentent dans la pratiqne; 

D'antre patt, U ne pouTait &Am daoe lea iDtentiona des Hantea Parties 

contractantes qne les cas non prßTiis fiuscnt, faute de stipalatlon doiite, 
laiss^^es ä l'appn'oiation arbitraire de cenx qni diripent les arm^^ps. 

En attcndant qu'un Code plus complet de lois de ia gnerre puisse Atre 
^■dict^, les Hautes Parties contractantes jngent opportun de oonstat^r i^ue, 
du» les eas non eompris dan« les diqwslttons rtglemratairee adopttes par 
dies, les populations et les bellig^rants restent sous la sauvegarde et SOns 
l'empire dos prinripos du droit dos j^otis. tols qu'ils rt'sultent dos nsages 
^tablis entre nations ciTÜisöes, des lois de rhumanit^ et des exigences de la 
c«D8cieoce publique. 

Sües dtelarent qne e*est dans ce sens qne deirent s^entendie notanunent 
ks arüdes 1 et 8 du R^lement adoptt. 

Les Hautes Parties contractantes, d^sirant conclure nnc nourelle Goii> 
Tention ä cet effct, ont noiniiH' ponr Leors Pl^nipotentisiros. savoir'): 

Lesqueis, apr^s avoir döpos^ lenrs pleins ponvoirs, trouvca en bonne et 
du forme, sont eonTenns de oe qni snit: 

Jkrttele Premier. » Les Paiasances oontraetantes doBnevont 4 leois 
Imew arm^es de tcrre des instmetioBS qni snent oonformea an Reglement 
concemant les lois et contomes de la gnoie aar tene, aaiiez^ 4 la präsente 
Convention. 

Art. 2. — Les dispositions contenues dans le Reglement visö ä I'article 
W aiusi que dans la prC'sente Convention, ne Bont applicables qu'entre les 
FBisMaeea centractantes et seolement si lea betUgteants sont tous parties & 
la OoBfention. 

Art 3. — La Partie belligt'rantc qni violerait les di^sitions dudit 

Pi''l'lL'mont Sera tcnur h indoninit''. s"il y a lion. Elle s^ra ropon'^able de 
tons actes commis i»ur It-s porsonnos faisatit partif do sa U>vrr armt^e. 

Art. 4. — La preaeiiU; tJui»verilii/n diiiatfut raliütt- rempliicera, dans les 
rapports entre les Puissances contractanteb, la Convention du 29 juillet 1899 
eoocemant les lois et contnmes de 1» gnerre aar terre. 

1) Siebe oben ä. 614 fi. 
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Lft ConTentioili de reste en vigueur das» hg rapports entre les 
Pnissances qjä Toat Mgnfo efc qni oe »tifieiaieiit pu Ag^lement 1» prtamle 

ConTeaUon. 

Axt. b* ^ L& pr^seDte Conveotion sera ratifiöe MueitAt uut poniblai 
Lm ratificatlons Miont d6p<M6es k La Hay«, 

Le Premier d^^pöt de ratifii utioos MK» oODItaM par an proc^a-verbal 
Bigij<£ par Ii .s n prOsi iitants (it>s l'uissauces qui y pmineat part et pai le 
Hinistre des AHairet» ELraugireü des Pays-Bas. 

Les däpöts altdheurs de ratifications se fcront au moyen d une mti&- 
cation terite adieu^e aa Goaveraomeiit des Faye>Bat et aoconpagnte de 
rinstrumcnt de ratification. 

Copie certifi<ie cünforme du proc^s-verbal relatif au prcmier d^pdt de 
ratiftratioTis, des iiotificatinns tnentionn(''pf? :\ l aliiaa prte^dcnt ainsi que de» 
iuslruiuc'Utä de ratiliculiuu, üera üiimudiatemeut reiuitte, par les soiss da 

GoaTemenent des Fliya-Bae et par la TOie diplomatique, anz Psiaaneee 
oonritee k la Deou^me Conference de la Paix, ainsi qn*aax antres Paiasanc«9 
qui auront adliär^ & la Convention. Dans les cas vis^s par Talin^a pröo^- 
dent, ledit Gouvernement leor lera conaaitce en ta&JUß temps la date 4 la« 

quelle il a rt'1,11 la notilication. 

Art. 6. — Les Puiasauoeü nun sigaalairos uout adinises ä adb^rer k la 
prtMDte CoiiTe&tieii. 

La Fnlaaance qni d6aire adMrar noüfie par 6orit son intention au Qoa- 
vemement des Pays-Bas en lui transmottant Tafite d'adll6fliaii qni sen dfiposi 
dans les archives liinlit GonvcnnMn - nr 

Ce QouvemcmeQt trauämutua iiaui6diatement 4 t^utes les autres Puiä- 
sancei copie eertülte eeafogme de U notifieatioii ainfl qne de l'aete d'adhsrie», 
«1 indiqnaiit la date k laqadle il a lega la aotffioatioD. 

Art. 7. — La prttente ConTention pxodniia eleti ponr les Poiseanesi 

qui nnront partirip*' an premier d^pöt de ratifications, soixante joiirs aprfs 
la date du prucLS-verhal de ce d^pdt »-t potir les Paissances tnii ratinoront 
ult^rieorement ou qni adhdreront, scixantc juurs aprös que la notitication de 
leor zatifieation en de lenr adbiCsion anra 6tö refne par le ChniTenieBieiit dw 
Fayi'Bai. 

Art 8. — S'il arrivait qu'une des Pnissances contractantes vontftt 
ddnonoer la präsente Convention, In d^nonciation sora notifi^e par 6crit an 
Gouvernement des Pays-Bas, qui conununiquera inunödiatement copie cerütiee 
oonforme de la notificatieii k toutes lei antres Puissanoee en lenr fsisMit 
laTOir la date k laqn^e il Pa re$&e. 

La denonciaüon ne produira ses cffets qu a T^gacd de la Pnissance qni 
lanra not! Tum et nn an aprte que la Botiflcation en sera parvemie aa 
Gouvernement des Pays-Bas. 

Art. 9. — Un registre tena par le Ministöre des Affaires £trangiiM 
des Pays-Bas indiqnera la date da d£pflt de ratifications elfecta6 en yerta de 
Varticle 5 aliafias 3 et 4 ainsi qne la date i laqndle anxont dt« rscaes 1« 
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Chaqoe Fuissance contractante est admisc k prendre conatlsMUloe do ee 
ttgistrp et h pj] demander des extraits certifi^s confnrmf's. 

En foi de qaoi, les Fl^potentuüres ont rev^tD la präsente Convention 
A kdn ■gMtotw. 

FUt Ia Haje, le dix-hvit oetobre mll aeal oeitt Mpt, od aeol 
exemplaire qol restera d^posö dans les ansliiTes da GtouTenieinent* det Pftye- 
Bas et dont des copies, ccrtifi<'< s conformcs, seront remises par la voie diplo- 
matique %xa Poiasano^ qui ont 616 convites 4 la Deujücme Conlöxenoe de 
k Patx. 

(Signatane) 

Aniifxe h la Cunveiition. 

Begiemeut cuncernant les lois et coiitumes de la gaerre sar terre, 

Station I. 
Dea lie]Ijg6ranta. 
Chapitre L 
V Ii [•uilitr de lii'lligt'rant. 
Art. Premier. — Let» luis. K s droits et les devoirs de la (jnerre ne 
s'appliqaent pas seulement k 1 arm^e, mais encore aox milices et aox corps 
de Tolontaires röaniaaant les condlttons auirantes: 

1^ d'avoir k lenr Mte nne penonne nsponsaUe ponr ses mibordoiuito ; 
2" d'aToir vn fligne distliictif flze et leoonnaiaaable k diatanoe; 
3"^ de porter les armes onvertement et 

4^ de 8e rooformer dans leors Operations aux lois et cootomes de la 
Ipiirre. 

Haas lea pays ob lei nilUna eu dea onpa de Tolentaiies comtitiMit 
l^anato m en font partie, IIa Boiit OMapris ioas la dteemination d^Annda. 

Art. 2. - La population d"un territoire non occnp4 qui, k Tapproche 
dfc l'ennemi, prend spontanäment les armes poar combattre les troupes d'in- 
▼anon sans avoir en le temps de s organiser conformöment k 1 articie premier, 
aeia coBriddrte conmie bellig<-rante, ai die porte lea annea asTertenieiit et ai 
w iy e cte lea lela et eootnaaa de la gvene. 

Alt. 3. — Les forces aimteB des parties belügt r an tes peuTent ae eom- 

poser de combattants et de non-combattants. En cas ilt- captnre par l>nnemi, 
les ans et lea antres ont droit au traitemeut des prisonniers de gucrre. 

Chapitre II. 
Des prisonniers de guerre. 
Art i, — Les prisonniers de gaerre sont au pouvoir du Gouvernement 
«nead, maia non des indlvidos on dea oorpe qui les ont eaptniie. 
Iis deivettt ttn traittfa avec hniaaiiiti:. 

Tont rc fjui leur ajtpnrtient personnellenient, ezeept6 les armes, lea 
dievaux et les papiers militairos, reste leur propri^t^. 
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Art. 5. — Lea prissonnicn dit goerre peavent rtre aflmjcttis k l'inter- 

nemcnt; diiiis nnp ville. fortprf'sse, camp on lorjditi'- iprf'IriiiKino. <iv'».- oMiL'Htion 
de ue pas 8 en dioigner au tlelk de certaines limitt-s dttermini'es ; mais ü& m 
peuvent dtre eDfermöi que par mesnie de aflret^ indispensable, et seulement 
pendABt la durte des ciroonttanee« qni ntcmäUait eette umiife. 

Art. 6. — Vtut pent employer, oomme traTeilleQ», let pritomiien de 
guerre, aeloa leiir grade ot Icitrs aptitndes, k l'eieeptioB des officien. Gee 
travntiT nc scront pae poeseife et a'auont avcon tapport avce lee op^rationa 

de la guerre. 

Lea priBonniera peuvent ötre antoris^s k trayailler ponr le compte 
d'adnünistratiMiB publique« on de particoli«», oo ponr kor propre oompte^ 

Lee traranx fafts ponr r£tat BOBt pajds d'aprto lee taiifa en vignenr 

pour les tnilitaires de l annde nationale ex^cntaut les m^mei travanx, oo, 
s*U n'en exinto ]ims. d'apr^s na tahf en rapport aveo lee travanx ex^cnUs. 

T/orsqiic les iravaox ont lieii jHmr le mmpt^ d'autres administrati ms 
publique» ou poar des particoliers, les condiUous en sont r^l<ies d accord 
avec rantoritö militaire. 

Le Balaire des priaonniers ooatribncra i adoncir totr posttion, et le 
surplus leur sera oompti an moment de lenr libiration, aan! d^faleation des 
frais d'entrctien. 

Art. 7. — Lo (innvernement an ponroir dnqnel se tronveat let piir 
sonnicrs de gucrrc cbt cbarg6 de leur entretieu. 

A d6laut d une entente speciale entre les belligdrants, les prisonniers 
de gnerre seront tnit^ ponr la nontritun, le eonoiiaga et rhabiUemeot, snr 
le mtim pied qne les tronpes dn GonTeroemeat qni les ania captorte. 

Art. 8. — Les prisonniers de guerre seront soomis anx lois, röglements 

et ordres en vigueur dans l'Rnnfc de l't^'tat an pouvoir duqnel ils so tron- 
Tcnt. Tout acte d'insabordination autonse, 4 leur £gard, les mcsur^ de 
rigueur n^ceüttaireä. 

Les prisonniers «vad^s, 4ini senient repris arant d'avoir pn rejoixidin 
lenr armte on avant de qnitt«r le territoire ooenpö par raimfie qai les ania 
eaptnr^s, sont passibles de peiiies disciplinaires. 

Les prisonniiTs i|ui, apres avüir reussi ä s'uvader, sont de nouvoatt 
Iait6 prisonuiers, uc tsonl pai^sibkö d'aucune peine pour la fuiu- anu'rieure. 

Art. 9. ~ Cbaque prisonnicr de gnerre est tenu de d^clarer, s il est 
interrogil It oe B)^et> ses T^ritaUes nons et grade et» dans le cas oü ü en» 
fMndrait cette r^gl^ il s'expoeerait k nne ratriction des avantages aoeordts 
anx prisonniers de gnerre de sa catögorfe. 

Art. 10. — Les prisonniers de guerre peuvent <^trc mis en lihert* sur 
parolc. si les !fd? de leur piiys les y .ntitorisent, et. en part-il eas. sont 
übligC'S, S0U8 la garantie du kur bonneur personnel, de reuiplir scrupuleuse- 
ment, taat vls-ä-vis de leur propre Oonvornement qne vis-i-Tis de ccihtl qnl 
les a Ealts prisonniers, les «ngagements qn'ils anraient ceiitraetts. 
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DmaB to nlnie cm, lear propre GoaTemement est tenu de n'exiger ui 
•ceepter d'enx ancoii aerfice oontnif» k pMole donate. 

Art. 11. öa pfiBOBsier de gnem ne pent ttte eontniat d'aoMpter 

sa libert<^ stir parole; de inline le Goavemement ennemi n'est pas obligä 
d'aoo^der ä la demandc dn prisonnier r<^clamant sa mise en libert^ snr parole. 

Art. 12. — Tont prisonnier de goerre, lilx'rö sur parole et repris portant 
leg armes contre le Goavemement envers lequel il s'^tait engagö d'honnenr, 
Ott contxe lea allite de celoi-ci, perd le droit «tt tnütement des prisooniers 
de gaem et pent Hn tndnit deraiit lee tribmiaQz. 

Alt. 13* — Lei inditidii« qni fDinnt nne'ftiiDtfe eaofl en i^ie direete- 
ment pertie, leb qne lee eenespondeiite et lee Npertm de jonnkenx, lee 

vivandiers, les fnnrnissears, qni tombent an pouvoir de rennemi et que celoi- 
ci jnge ntilc de detenir, ont droit an traitcment des prisonniers de gaerre, 
Ä condition qaüs soient moiüs d'one l^timaüon de I'antorit^ miiitaiie de 
rennte qn'iii afloompegnaient. 

Art. 14. — D est oomrtttn«, dös le döbnt dee hoetilitfii, dnoe ehaeon 
des £tatB belligtfmBts, et, le cee tthiMt, daaa lee pnya nentree qni nnront 

recaeim dea belligärante snr leur territoire, un bureau de renseignem ents sor 
les prisonniers de guerre. Ce bareau, charg<!' de r6pondre ii tontes les de- 
mandes qai les concernent, re^oit des divers Services comp^tens toutes les 
indicatiooe reUthres anx internementa et anx mutatione, «nx mises en Ubeitö 
ser pecole, anx ^dieagee» avz ^aaiens, max entvtee daoi les liOpitnnz, nax 
d^c^s, ainsi que Ics autres rcnseignements n^cessaircs ponr dtnUit et tenir 
i joir une fiche individnollc potir rhaqnp prisonnier dp gnerre. Le bareaa 
devra porter snr cettc üche le uum<:>ro uiatriciiic. les nom et pr<^nom, l'ftge, 
k tieu d'origine, le grade, le corps de troupe, les blessnres, la date et le liea 
d» Ii captore, de rintenement, des blcssores et de In mort> aisii qno tootes 
les obsenrations particuli^s. La ficbc individaelle scra rcmiee Ml Gonver- 
Bcaent de I'autre bellig^rant apr6s la concliision de la paix 

Le bareau de rensHifnotncnts est 6gulement Charge de recucillir et de 
centraliser tous les ubjeta d un u!»age personacl, valenrs, lettres, etc., qui 
aannit trooTte sur les dHunpi de bntnille on ddlniiate imt dee priionnian 
VbM» snr parole, lehangte, ömdte on dteMAi dnae lee 1i(^tanx et nmbn- 
laeocs, et de lee tnoistnettn anz intereeste. 

Art. 15. — Les seci^t^s de >erours ponr lea prisonniers de guerre^ 

t^ili^Tement constita<^s selon la Im {\c Inir pay^ et nvant pour olijet d'etre 
les inte rnK'diaires de l action ( liai itaMe. ree. vront. de la part des belligerants, 
ponr elles et puur Itsurs ageulb diuueut awreditca, tuute facillUS, daus les 

Bilitea tnetea per ke nteessltte militairea et lee r^tlea admlnietratiTea, ponr 
Moonilir efficacement lenr tAche dlnunanlM. Les d^^te de cee sod^t^a 

pmrront ötre admis a distribner des serours dans les d^'p'ts d'intememont, 
ausi qu'aax lieux d'efapo des prisoniiier^s rapatri»^«?, ninyeiniaiit une perniission 
personnelle d<51ivr<'e par l auiuritt miütairt;, et en prcnant l'engagcment par 

ieiuchrift f. Intern. Privat- u. OffenÜ. Hecht. XVII. 30 
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«Qrit de «a sonmettctt 4 tontet lee neeores d*orlM «t de pelfoe qne oeOe^ 
pseeeriimlt. 

Art. 16. — Les bnreatu de renseignements joabsent de la franchise de 
port. Leg Ii'ttrps. mandata es articles d'argent, ainsi qae les colis postanx 
destin^s anx prisonniers de guerre oa expödiös par cax, seront aSranduB de 
tonte» let turee poelalei, mmA bton dMis les pays d'origine et de dertiaalion 
qne dane les payi interm&lieiiee. 

Les dons et secours en natare destinds anx pdlOlUlierg de guerre seront 
admis en franchise de toas droits d'ontröe et aiitres. aioei qae des tajus de 
traosport aar les chemins de fer exploit^s par l'Ktat. 

Art. 17. — 1408 offiders prisooniers tecoTTont U solde k laqaelle oat 
diolt lee offieiers de ntaie gmde dn pojs oH Us oont xetenns, k diaifs de 
rambDiirscment par lear GoaTcmcment. 

Art. 18. — Tonte latitnde est laissöe anx prisonniors de g;ncrre pour 
l'exercice de leur religion, y compris l'assistaucL' au.v oi&ces de leor cnite, 
ä la seale condition de so conformer aux mesoree d ordre et de police pre- 
sorltes p«r Taiitoritö miUtoire. 

Art. 19. — Les testomenti des prleonniers de gnerre ioilt re^as oo 
dress^s dans les mfimes conditions qne ponr les militaires de Tarm^p nationale. 

On snivra t^palemcnt les mömes rdgles en ce qtii concerne les pim-s 
relatives ä la coostatatioo des ddcto, ainai qoe pour rinhamation des pri- 
■oniiien de gnerxe, en tenant eompte de leur grade et de lenr mag. 

Art 20. ~ Aprto Ui condoaion de la ftäx, le xtpatrlemeiit des piisoBnien 
de gnwre s'eiectn«» dnns le ptns liref dtfUi poisOile^ 

Ghnpitre III. 

Des malades et di s bU-ss^ 
.\rt, 21. — Les obligations des bolligerunts concerrnüt le serrice des 
malades et des bleas^s sont r^ics par la Convention de Gku^ye. 

Seotlon n. 
Des boitUit^ 
Chnpltre L 

Des uMyena de nnire rennemii des attgee et dea bombaidemaBts. 

Art 28. — Lea belligdiants n*ont paa nn droit illimitd qnaot an cbi^ 

des moyens de nnire & rennemi. 

Art. 23. — Ootre les probibitiras ötablies par des ooDTentions lyMaleit 
il est notamment interdit: 

a) d'employer du poieon on des atmes ompoiMMindes; 

b) de tner en de bkaser par tnblson des laditidna efpartenant h la 
nation on k Tannte eiuienle; 

c) de tuer oa de Messer nn ennemi qni. ayant mis l>as les anass oa 
n*ayant plas les moyens de se defeadre, s'est renda h disofötiolli 

d) da dMarer qu'U ne sera pas fait de qaartier ; 
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e) d'employer des armes, des projectiles ou des matidres propres h canser 
des maax saperflas; 

f) d'oia Intfliiieirt du pttdtton parlatneataite, du pftTffloii utknial m 
des fnsifiras militaires et de rmUfofnie de remMml, triiiBl qne des 

si jiir rlistinctifs de la Conveiitioii de GeniTe; 

g) de dttruire on de saisir ilf^ propriöWs ennemifs, sauf les cas oft pos 
destractions ou ces üaisieä seraiest imp^rieasement commaadöes par 
les D^ssitös de la gaerre; 

b) de dtelarer Meiiitt, BQqpendiu ov Bon reoeraUes en justice, les droits 
et actioDS des nationatix de la Partie adversc. 

n pst ^'galcraent interdit h nn belllKi-rant de forcer lea nationaui de la 
Partie advers»' a prendre part aux operatiuns de (?aerre dirigöes contro h-'ur 
fkji, mtmc dans le cas oü iis auraient ü son scrvice avant le comuicQ- 
centent de la gante. 

ArL 24. — Lee rnses de gnerre et Temploi des mojens nAoessaires poor 
K procorer des renseigaeasents aar ranemi et iar le terrain sont oonsidöfte 
ooBimc licites. 

Art 25. — II est interdit d'attaqucr ou de bombarder, par qiielque 
mojen qiie ce seit» des viUes, yiUagcs, babitations oa b&Umcqta qjai ne sont 
pss dtfendns. 

Art 26. — Le commandant des troapes assaillantes. avant d'entrependve 
le boinbardetnont. et sauf le cas d'ataqae de vive iorce, derra faire tont oe 
qui d>''ppnd de lui ponr en avertir Ips autorit('s. 

Art. 27. — Dans les si^ge^ et buiubardemeutä, toutes le» lutsäures 
Dtasnires deivent dtre pdies poor öpargner, aatant qne poislble, ke Mificee 
eoossevte anz coltes, ans arts, anx scienoes et & la bienfaisancc, les moon- 
ments historiques. Ips hApitanx et les Heax dr-s rassemblernont de malades et 
de blosse, ä condition qu'Us ne soient pas employ^ en mßme temps 4 im 
bat militaire. 

Le deroiv des assMgis est de dMgner oes Mificee oa lieoz de im- 
samllenent par des sigaee Tiaibles apdoiaaz qoi eeront notüite d'aTanee 

k l'assiögeant. 

Art. 28. II est interdit de Uner an pillage one YÜle on loca]it6 

m^me prise d'assaat 

Cbapitre II. 
Des ^ions. 

Art 89. — Ne peat ttre eoniidlvi oonrae eifioB qne TindiTMa qoi, 
s^mtat dandestiiienient oo soos de tanx prtteitei, xeeaeille oa duwelie k 
recaeillir des infonnallwis dans la z6ne d'op<^ratieins d'nn MligCrant» aree 
Itatention de les communiniuT ;'i la Parti p adverse. 

Ainsi les militaires mm d«'t;uisi's iiui ont p^n<5tr6 dans la züne d'ope- 
rationa de Tannee eDiiemie, ^ 1 effet de recueillir des informations, ne sont 
|ss enuidArts comme espions. De mSme, ne sont pas coaridörÄs oomme 
«pioBi: les oiilftslres et les non militaires, aooomplissant oaTertraunt Isar 

ao» 
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mission, cbarg^s de transmettre des dopf-ches destin<!es, soit ä leor propre 
arm^e, soit ä Tarm^e enneniic. A cctte c&t^gohe appartiennent 6galemeat 
les individns envoy^'s en ballon pour transmettre les d^p^ches, et. en g4ii^ral, 
puar entret4iuir Its communicatioDh eutre les diverses parties d'ime arm^ 
Ott d'nn tenitfrite. 

Axt 30. ~ Veggian. pxis tmx le &it ae pooR» fttie ]niiii müii jagenoit 

Art. 31. — Lespion qni» ayant rejoint rumte ilaquelle il appartkot^ 

est captar(5 plus tard par rennemi, est tr&it^ comme prisonnier de ^etK ei 
n'encourt aucune responwbilitä poor actes d'espionnage ant^rieors. 

Ghapitre IIL 
Des partementaires. 

Art. 32. Est considt'n' romme parlcmentairo l'individu autoris^ par 
I nn des bclligi'rants k entrer en pourparlcrs avec l autre et se pK-sont^Tt 
avec le drapeau blanc. II a droit h rinviolabilit*' ainsi que le trumpciU'. 
clairon oa tamboor, le portc-drapcüu et llDtcrpröte qui i'accompagaeraient. 

Art 88. — Le cbef anqiidi ui parlemeataife est expödiA n'eit pa> 
Obligo de le reoeroir en toates droosstasces. 

n peat pendre tontea les meeoret nteeasaiies afin dWptdwr le paife- 
mentaire de profiter de n mieeion poor se renseigncr. 

II a le droit, on cas d'abus de retenir tomporairemont le parlcmentaire. 

Art. H4. Lc par lernen t&ire perd ses droits d invioIabilit<^, s'il est 
prouve, d une manir-re positive et irr^cnsable. qii il a protit<^ de sa poÜtioD 
privilcgi^c pour pruvoquer ou commettre un acte de trahisou. 

Chapitre IV. 
Des capitulations. 

Art. 35. — Lib capitulations arretees entre \ea parties contractantes 
doivent tenir compte des itgles de I boDticur imiituire. 

Une Mm fii^ dies doiTOit 6tre senvnlevsemait observtes par les 
deox parties. 

Chapitre V. 
De rarmistice. 

Art. 86. — L'armistiee snspend les Operations de gume par an aocord 
mutacl des parties bellig^rantes. Si la duröe n'en est pas d^termin^, les 
parties 1h lligt'rantcs peuvent reprendre en tont temps les Operations, pnnmi 
toutefoiü que 1 eimemi soit averti en temps convenu, confomement aax 
conditions de I'armistice. 

Art. 37. — L'armistice peut Ctre geueral on locaL Le premler sospoid 
partout les op^tions de gnene des Zitats beUigdrants ; le seoond» seolenMiit 
entie certaines fractions des annöes belUgteantes et dans oii rajon d^tenidii^. 

Art 88. — L'armistioe doit fitre notifid «fficiellemcnt et m temps utile 
aux antorit^s competeotes et aux troupes. Les bostilit£s sont Bmpendttes 
imm^diatement aprto la notificaüon oa au terme lix6. 
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Art. 39. — II dopend dt s p.trties ooiitrartantes de fixer, dans les clause« 
de l armistice, les rapports nui pourraient avuir liea, sar le tb^&tre de la 
gaerre, avee les popaUtioiu «t utn ellai. 

Axt iO. — Toate yioUtlMi gf»Te de reimlitioe, par l*iiiie des parties 
doHse k Tantn le dielt de le dtaonoer efc mtaie, en eae d'ntgeao^ de re- 
pnodfe hnmMlatomwnt lee hoBtÜiMa. 

Art. 41. — La violation des clauses de rarmistice, par des particnlicrs 
affissant de leur propre initiative, donne droit senlement ;'i rt'-clamer la 
ponitiun des coapables et, s'il y a liea, anu indemnit^ pour les pert«s 

Seetion in. 

De rantoritd militaiie snr le territoiie de V6UA enneml. 

Axt. 42. — Ub tenitoite est eonslddrt conaie oecnpA lonqn^n ae trouTe 
plaed de Itit boqs Taatorite de l'arm^e ennemie. 

L'occnpation ne s etend qu'aox territoires ob oette antoritö eat ökabiie 

et en mesore de s'exerriT. 

Art. 43. — L'autorit« du pouvoir l^gal ayant passe de fait entre les 
nains de Toccupant, celoi-ci prendra toates les mesures qai döpedent de Inl 
ea Toe de «Mablir et d'assarar, autant qull est posdbk, Tordre et la vie 
poblles en xespeetaat, sauf emptehemflnt abeolu, le loit oi Tigaenr dans 
le pays. 

Art. 44. II est irit«'rdit ;i un Ixlligt'rant de forcer la population 
d'nn territoire occup<j 4 dunner des renscigDements snr rarmcc de Taatre 
MUginat en aar ses auqreiiB de döfanae. 

Art 46. — n est interdit de eontiaindn la popnlatioD d'nn territoire 
«eoipd 4 piMer sement h la Pniisanoe ennemie. 

Art. 46. — L'bonneur et les droits de la famille, la Tie des individus et 
Va prnpri^t^ priv6e, ainsi que les oonTictions rdigleiues et Texercice des 
cultes. doivent ftre respect<5s. 

La propri^tä priv^e ne peut pas ßtre coutisquee. 

Art 47. — Le pillage eat formellement interdit. 

Art 48. — Si roeonpant prÜftTe, dans to tsnitoirs oocnpd, lea impM», 
droit.s et p^ages ^tablis an profit do l'l^ltat, II le iera, antant qnc possible, 
tl apres les r^ffles de l'assiette et de la repartitio'n en vlffoenr. et il en r^-snl- 
tera pour lui Tobligation de poorvoir aax frais de radministration du territoire 
occap^ dans la mesore oü le Oosrenisment I6gal j ötait temu 

Art 49. — 81, en dehors des ImpOts Tiste k l'article prMdent, roocapant 
piCteTe d'antres contributions en argent dans le territoire occup^, ce ne 
poorra «'trf qoe pour les besoins de Tarmte oa de radministration de ce 
territoire. 

Art. 60. — Aacane peine collective, pecuniaire ou autre, ne poarra £tre 
Wictte eoBtre Iss popnlations k raison de faits indlTldaels dont elles ne 
POttnaient Ctxe c<ntsid4r£es comme solidairement responsables. 
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Art. 51. -~ Aucane contribution ne sera per^ac qv'eil vertu ordre 
öcrit et soos la renponsabilit^ d'an g^n^ral cd chef. 

II ne sera proc^dC-, antant qnc possible, h ccttc perception qoe d*t|rta 
lea rögles de Tassiettc et de la ri']>artitiun des imp6ts cn vi^irnr. 

Pour tonte coutribation, uq re^ a sora dölivi^ aux contribiubkB. 

Art. 52. — Dm räqiiisitions en natitre et des eerrices ne poarront ßtre 
r<^< lann's des commaneH on des babitant». qoe poar les besoins de TamuS 
d occupation. Iis seroiit cn rapport avtc les rcssouires dn pays et de teile 
nature qu ils n'impliqncnt pas pour les populations l obligation de ptendre 
part aux opt'rations de la f,nierre contre leur patrie. 

Ces requisitioos et ces Services ne serunt reclam<^ qu'avec raatori^Uun 
d« oommuiduit dai» la localit« oocapöe. 

Les prestations cd nature seront, autant qa posaible, pay^ an oonq»- 
taat; ainon, ^es seront oonitat^ par des xegni, et le paiment des KnuBM 
dnea aera eBeetnA le plna tb% poaalble. 

Art. 53. — L'arm6e qui occupe ud teiritoire ne pourra saiair qne le 
nnm^ndie, lea fonda et lea Talenra ezigiblea appartenant en propre & l*£tat, 
lea d^ta d'armea, moyena de tean^rt, magasina et approTiaionoemaiiti et. 
en g^D<^ral, toate propri#t6 mobiliftre de r£tat de natore k aerrir aox 
opAtationa de la gnerre. 

Tona lea moyena allect^ anr tenre, anr mer ei dam lea aira k la tnuuh 
miaaion dea nouTelleat an transport des persomiea on dea choses, en debors 
des cas rCgis par le droit maritime, les döpöts d'armes et, en gencral, tüute 
esp^^ce de munitions de guerre, peuveiit ftrc saisis. niPme s'ils appartiennent 
k des personnes priv^es, mais devront Ctre restitn6s et les iudenmit^ aeroot 
r^gl^es ä. la pai>L. 

Art. 54, — Les ciibles sous-marins reliant rin t* rritoire nrcnpe a an 
tcrritüire neatre ne scront saisis ou ditriiits que daiis le cas d uiie ueccsaiUi 
absolue. Iis dcvrunt («galcmeDt C'tre restitues et les mdtmuites seroot regl^cs 
k la paix. 

Art. 55. — L'Ktat uccupant ne se consid6rera que comme adimnistrateur 
et nsufruitier des äditices pubUcs, immeublcs, forCts et exploitations agricoles 
appartenant 4 FEtat ennenol et ae tranyant dana le pays occapö. II dem 
aanTegarder le fonda de oea propri^t^ et lea adminiatrar eonlomänient anz 
r^glea de Tnanfinit. 

Art. 56. — Lea biena dea oommtmea, oenx dea ^tabUaamenta ooniaerte 
anx cnltea, k la cbaritö et k Tinatmctton, anz arta et ans aeieooea, mtoe 
appartenant k r£tat, aeront traitte comme la propri^t^ pri^ie. 

Tonte aaiafe, deatmction on dßgradation intentioonelle de aembtabka 

Etablissements, de monnments bitoriqnea, d'oBnTTea d*art et de adoice, est 
interdite et doit £tre ponranivie. 
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V. Gonveation conoeniaat Im droüs efe Im deroin dM 
P a itaaa c M et dM peraomiM nentarM en cas de giiem 

snr terre. 

Sa MajesM rEmperenr d'AIleiiMgne, Boi de Fniaee; 1e FMsident des 

Ätats-IJnis d Am^riqne etr • : 

£o vue mieux preciser les droits et les devoirs des Puissances neutres 
CO €M de gueire rar tnie et de regier la sitaation des bellig^rants röfugiös 
CO tenitoin nentTe; 

Dtf-Rirant ry:alemait diflnir 1* qualit^ de neatre en attendant qn'il eoit 
possible de r('->;I«T rlnns son onsemble la dtaation des parlicoliexs nratne 
dans lears rappurts avec les helligerants : 

Ont rösola de concluru une Cunveutiun ä cet cSet et ont, en cons<iquence, 
mmA ponr Leon PMnipotentieirei i»Ti>ir*): 

Leeqnele, epite aToir d6pot6 lenn j^eim pemrein tfonv^ en boone et 
dve forme, sont conTem» dei diepoiitioiii mirMitei: 

Chapitre I. 
Des droits et des devoirs des Puissances neutres. 
Art. prt-micr. — Le territoire des Puissances neutres est inviolable. 
Art 2. — n est interdit anx beUigteants de faire passer k traTers le terri- 
ttiie l'ime Pnissanoe neotre des trovpes on des conyois, seit de nranitioiis, 
toit d'approvisionnonients. 

Art 3. - II est ('i^aleiiient interdit aux bellig(;rants : 
») d'installer sur le territoire d une Puissance ncutre une Station radio- 
Ml^graphiqne oa tout appareil destioö k servir comme moyen de com- 
nmnicatioii aveo des forces belUgArantes snr terre on snr mer; 
b) dhltfliser tonte Installation de ce genie stabile par eox avant la 
guerre sur le territoire de la Puissance ncutre dans un but exclusive- 
nient militain-. et qui na pas oaverte aa Service de la correspon- 
dance publique. 

Art 4. — Des corps de oombattants ne peuTent ttre formte, ai des 
boreaax d'enrdleneot ouTerts, snr le territoire d'nne Pnissanoe neotre an 

Profit des helligi'rants. 

Art. ö. - Une Puissance neutre ne doit tol6rer 8iir 800 territoire attciin 
des actes visös par les articles 2 ti 4. 

SUe »'est tenm de ponir des actes eontraties k I» neotraliti: ^uc si oes 
Mtcs ont €b6 commis snr son propre territoire. 

Art. 6. — La responsabilitö d'nne Puissance ncutre n'est pss eogagte 
par le fait ((ue des individus passent isolöment la Ironti^ ponr se mettie 
»a Service de Tun des belligerants. 

Art. 7. — Une Puissance neutre n'est pas tenue d emp6cber Texportation 
<n le traasit, poor le eompte de Ton oo de l'antre des bellig^rants, d'armes, 

1) Siebe oben & 488. 
*i Siehe oben 8. 416 ff. 
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de monitiuiis, et, en gönöral, de tout ce qai peat 0tre utile & une anu6e uu 

k une Hotte. 

Art. 8. — Une Piiissancc ncntrc n est pas tcnue dinterdire ou de 
restreindre Tiisape. ponr les bcilifft rantä, Ues cäbles t<M<'trraphiqnes o« t^l^- 
phouiqucs, aiüsi quc dts appareils de t^Iögraphie sans til, »lui sont, büit sa 
propri^t^, soit celle de compagnies ou de particuliers. 

Art. 9. — Tontes mesureü restrictives uu prubibitives prifiei» par une 
Puissance neatre ^ T^gard de« matiires vis^es par les arttclee 7 et 8 denont 
etre nnifoctnäiient appliqu^es par eile »u bellig^nnte. 

La Poiwuiee neatce TdU«» an zeepect de la mfliiie obligatioii par lea 
eempagnies on partlcnlien proptidtaine de cftbles t^l^gtapUqnes o« td^pbo- 
niqnes on d'appazdla de t^Sl^giaphie aans fil. 

Art. 10. — Ne pent £tre conndänA oomme tin acte boetile le fait, par 
uie Puis^ee nentie, de repoiUBer, mtaie par la fovce, les atfceintee k sa 
neiitraUt^. 

Chapitre IL 

Des belligdraats intern^ et des Messös soigate dies les neatres. 

Art 11. — La Puissance nentre qnl xe^lt snr sen terrttoire des t»mpes 
appartenant anx arm^es !>el1ig£rante8| les intemeray antant qne possilile, loin 
dn thö&txe de la gnene. 

lEUe poorra les garder dans des camps, et rndme les enformer dans des 

fortercsses on dans dos lieux approprids & cet effet. 

Elle däciderr^ si les officiers peuvent 6trc laisst's libres en prenant 
rr ni^^arri nii Tit sur parole de ne paa quitter le territoire nentre saus 

antoriöatiun. 

Art. 12. A d^faut de üouveuiiuu speciale, la Puissance nentre fuuriiiia 
anx intemäs les Tivres, les babillemeuts et les seconrs command6s par 
llinmanitö. 

Boaification sera faite, k la paix, des trais oocasioimds par rintemement. 

Art. 13. — La Foissance nentre qni re^oit des prisonniers de gnerre 
6vad6s les laissera en libert^. Si eile totere lenr söjoor sur son teiritoire, 
eile pent leur assigner nne r^dence. 

r4a mt^me disposition est applicuMo am prisonniers de gnerre smeDös 
par des troupes se r^'fngiaiit sur Ic tcrritoirc de la Puissance neutre. 

Art. 14. — Une rui.>>sance neutre pourra autoriser le passage sur son 
t«rritoirc des bles^cü uu malades appartenant aux arm^es belUg^rantes, soua 
la röserve quc les trains qul les am^ncront ne transporteront ni personnel, 
ni mat^riel de gaerre. En pareil cas, la Poissanoe nentre est teane de 
prendre les mesnres de sdretd et de contrAle nteessaiies k oet eff^. 

Les blosses on malades amen^s dans ces condiüons snr le tenitoire 
nentre par nn des bellig^rants, et qui appartiendraint 1^ la partie adverse. 
devront ötre gard^s par la Puissance nentre de maDi^rü qn'ils ne puisseot 
de nonrean prendre part anx Operations de la gnerre. Getto Pnisssaoe aora 
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If s mt^mes devoira qa&nt aax bless^s ou malades de 1 aatre aryäe qai lai 
aeraieot conti^s. 

Art. 15. — La Convention de Gendve s'applique anx malades et aox 
Ideob intern^ mt terrltoire neatre. 

Chapitre III. 
De» ptrsonnes neutres. 
Art» 16. — SoDt iMMuidfote Gomme nentres les nfttiraiMix d*iiB £tet qni 
ne pieiid pM part 4 1» gneire, 

Art. 17. Ub iMotre ne pent pM ae pidyaloir de ta iMQtr«liU: 
») t*il eommet des aotes hoBtÜM oontre an bdligdnnt; 
b) B*fl eonuiiet des actes en favear d'on beUig^rant, notamment s'il prend 
volontairement du Service daas iea rangs de la force arm6e de l'nne 
des Parties. 

En partil chs. le ncatre ne sera pas trait^^ pIns ri^onreusciiu nt par le 
bclügerant contre loquel il s'est d^*parti i\v la ncutralit/' (jue ne poorrait 
r^tre, k rakon du uieiue fait. im naliaoal 1 autre Etat belligerant. 

Art. 18. — Ne seront pas consid^rfis comme actes oomnÜB en laveiir 
d*iu des beilig^iaBts» dam le sens de Varticle 17, lettre b : 

a) les foonitaTes laites on les empnuts ooQsentis h Tan des beUig^raots, 
ponrra qne le fonniissetir on le prttenr tt*babite ni le territoiie de 
Tantre Partie, ni le territoire occapd par eile, et qae les foornitnies ne 
provipnnent pas do rp*j tirritoires ; 

b) les Services rendos en maU4re de police oa d'administcatieii civiie. 

Chapitrr IV. 
Dn matteiel des chemins de fer. 

Art 19. — Le matAdd des chemins de fer provenant da territoire de 

Poissances nentres, qn*i1 appartienne ü ces Poissances ou k des sociöt^ ou 
personnes priTÖos. et reconnaissable commp t^l. ne pourra Hre retjuisitionn«'' 
et tttilis«^ par un belligerant que dans le cas et la mesure, oü ICxige une 
imp^riense nöc^aitä. II sera renvoy^ aossitöt qae possible dans le pays 
d'origine. 

La Pnissanoe nentie ponira de mtaie, en cas de nöcessitö, retenir et 
itOiser, jusqu'ä dae eoncmrence, le mattfrid proyenant da toiitoiie de la 
Poissanoe beltl^rante. 

Une indemnit^ sera payde de part et d'antre, en proportion dn matäriel 
ntOiid et de lo dorte de rntilisatlon. 

Cbapltre Y. 
Dispositions finales. 
Art. 90. — Les dispositions de la prteente GonTention ne sont appli- 
cables qn'entre les Puissanc^s contractantes et seolement st les beilig6rants 

sont totis parties k la Convention. 

ArL 21. — La pri'sente Convention sera ratifi^e auSiSitöt qae poflttble. 
Les ratiöcations seront d^pos^es k La, Uaye. 
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Le pi;^er d6p6t de MtiftcatienB leim comtatfe par im prooto-Teiliil 

sign^ par les repr^sentante des Puissances qni y prennent part et pw le 
Hinistre des Affaires t.tmngtiiea des Pays-Bas. 

Les di-pAts ultörieurs de ratifications se feront au moycn d une notifi- 
catinn ecrite, adressil'e au UouTeruement des Pays-Bas et accompagn6e de 
l'instrument de ratification. 

Gopie certifide conforme da proc^verbal relatif au premier döpftt de 
ratifications, des notiflcations mentioim^ k l'alinda prteM^t, ainsi qoe dea 
iastrainaitB de rattfication aeia imm^diAtement Temlse, par les aofaui dn 
QonYeniement des Pays-Bas et par la voie lüplnuiatique, aox Pnissaneea 
convi^s ä la Deuxi^me Conference de la Paix, ainsi qu'aux antres Puissancea 
qtii aiiront adh^r^ k la Convention. Dans les ras vis^s p:ir l'alinea pD'CL'dont, 
letlit (ionvemement leur fera conuaftre cn m^me tcmps la date 4 laquelle il 
a revQ ia uotiücation. 

Art. 22. — Les l'uissances non signataires sont admises ä adh^rer ä la 
preaent«? Convention. 

Jjtk Poinaiifie qvi d^nre adhörer notifie par terit sen intentioii an Goa- 
T^ement des Pays-Bas en Ini tranamettant Tacte d'adbteion qai sera ddpos6 
daOB les arehiTes dndit Oonvemnaent. 

Ce Gonvern Tii T r transmettra immödiatement k toutes les antres Pais- 
äanccs copie rrrlitirc (-unfi>rme de la nutiticatinn ainsi qne de l'acte d adb^OD, 
en indiquant la date 4 laquelle il a re^a la notificatiou. 

Art. 28. — La präsente GoOTeDtion prodnira effet, pour les Puissancea 

qni anront particijiv an prmier d^pAt de raliücations, soixantc jonrs aprrs 
la date du proccs-verbal de ce d^pöt et, puur k-s Puissances qui ratilieront 
ult^rieurement ou qui adh6reront, soixante juuiü aprös que la notification de 
leur ratification ou de leur adh^sion auni re<^ue par le OoQvemement 
des Pays-Ba«. 

Art. 24. — S U arrivait qu uue des Puissances contractantes vuuiut 
d^noncer la prteente GoDTentioii, la d^nonciation sera notifiöe par' öcrit au 
Goaveniemeiit des Pays-Bas, qnl commiuiiqiiera immMiatement eopie oertifito 
conforme de la notificatioii h toutes les aaties PniSBaooes, en leur faisast 
saroir la date :\ laqiielle U Fa ie$oe. 

La di^noiK iation ne produira ses effets qu'ä l'ögard de la Puissancc qui 
l'aura notifi^e et un an aprös qae la notification en sera panrenae an 
Gouvernement des Pays-Bas. 

Art. 2'). — Un rogistrc tenii par le Ministi-rc des Affaires fitrang.'roM 
des Pays-iias indittucra la datt du dcpot des ratifications effectu6 en vertu 
de l'article 21 alini-as ;} 1 1 4. ainsi inn' la date i'i laqnelle auront ^t^ rornea 
les notifications d uillichiuu ^arüclc 22 aiiatu 2) uu de denonciatiuu ^arüclv 24 
alin^a 1). 

Cbaque Pnissance contractante est admise & prendze coimaisBance de oe 
registre et & en demander des eztraits certifite confonnes. 
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Bb foi de qnoi, leB Pl^nipotentiaires ont terfttn la prteente CoiiTeiition 

de lenrs signatiircs. 

Fait h La Haye, le dii huit octobre mil ncuf cent sept, en un seul 
exetnplaire qui restera d^pos^ dans les archives Gouvernement des Pays- 
Ba«. et dont des copies, certifi^es conformcs. Mirunt nmises par la voio 
dipbmatiqne aux Faissances qai ont 6t6 convi^es ä ia Deaxi(ime (Jonförence 
de la Paix. 

(SigDatnies) 

VI Gonventioii relfttive an regime des navires de commeroe 
finiininiB an d^bnt des bostOitte. 

Sa Majest<5 rEmpereur d Allemagne, Koi de Prusse; le Pr6sident de» 
£utB-üiiifl d^Am^iiiie ebcJ) : 

D^airenx de ganntir la Bteorit^ dn commerce intematioDai costre les 
supiiaes de la gaene et vonlaiit, confoimtoent ä la pratiiiiie moderne, 
ptot^w antant qae poeeiblef lei opfoationi engagtee de bonne foi et en 
eonn d'ex^cution avant le d^bvt des hostilit^s; 

Ont rösola de conclure une Convention 4 cet efiet et ont nomm^ poar 
Leurs Plt'nipotüntiaires, savoir^l : 

Lesquels, apri^s avoir depos6 leiirs plf^ins pnnvoirs trouv6e en bonne 
et dae formp, sont conv«'inis des di.s[H».siti<>ns buivautes: 

Art. preiiiier. — Luräqu uu iiavire de commerce relevant d uue dts 
Piünancefl bdligteantes se tronYe, an d^bnt des hoatilit^Br dans nn pwt 
«onemi, fl est d^sirable qa*il loi soit permis de sortk librement« immMiate- 
ment on aprts nn ddlai de laveiir sofflsant) et de gagner diiectement, aprte 
avoir 6t6 wom d'nn laissez-passer, son port de destination on tel antie port 
qai Ini aera d<^sign6. 

n en est de mCme dn navire ayant quitt^ son demier port de d6part 
avant Ic commenrement de la gnerre et entrant dans nn port ennemi sans 
coQ&aitre les hostilites. 

Art. 2. - Lf navirr df commerce qui, par suito de circoustances de 
force majeure, ii aurait pu quitt<:r le port ennemi peudaut le d<ilai \ i66 4 
Tartide prteMent, on aaqnel la sortis n*anrait pas 6t6 acoordte, ne pent 
4tre oonflsqn^. 

Iie belUgfirant pent senlement le saisir moyennant Tobligation de le 
restitner aprte la gnerre sans indemnit^, on le röqiüsitionner moyennant 

iodemnit^. 

Art. 3. — Les navires de commerce ennemis, qui ont quitt<5 leur dernier 

port de döpart avant le coniniencement de la guerre et qtii sont roncontr^'^s 
en m» r iguorants de» hostilitüs, n»' penvpnt ^^tre confisques. Iis sunt iilc 
uitni sujetü a £tre saisis, moyennant 1 Obligation de les restituer apr6s la 



^} Siebe oben S. 428. 
^ Siebe oben S. 416 ff. 
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goem Bans indenmiM, aa l ttce f^quialtioniite, on witmt k ttre diteiiits, k 
Charge d'indemiut^ et eons robUgation de ponrvair 4 1* ateniU des peraamie» 
«insi qu'k la conservatioB des pepiers de Iwrd. 

Apr(''S avoir touclK^ h nn port de lenr pay« o\) h nn port Deatce^ ce» 
nayires sunt soamis au\ lois et coutuines de la guerrc maritime. 

Art 4 - Les marchandises ennemies se trouvant ä bord des navires 
viaes aux articles 1 et 2 sunt ^galement sajettes & ^tre saisies et restitades 
»prte la goene aass indemnit^, oa k Atie rtqoidtioimtes moyesiiuuit indem* 
nit^j conjointemeBt avec le navire oa aöpar^mciit 

n en est de mtaie des nuadiaiidises se tmovant k bofd des asviies 
tis^s k V article 3. 

Art. 5. La pn'seutf Convention ne vise pas les navires de commerce 
dont la cunstraction indique qu'ils sont destiji^ k dtre transform^ en b^lti- 
ments de guerre. 

Art. 6. — Les dispositions de la präsente Convention ne sont appU> 
cables qn'entte les Poissanoes centraetanles et seulement si les belUgfiraiits 
soDt toos partles k la GOBTentioii. 

Art 7. — La pBÖimte ConTontion scra ratifide anssitOt qne poaaible. 

L^ ratifications seront d6po$<^es k La Uaye. 

Le Premier döpöt de ratilications sera constat^ par un proces-verbal 
sign^ par les n>pr<'sentants des I'uibsances qui y prennent part et par le 
Ministre des Aliaireä Etraiigeres des Pays-Bas. 

Les d^pdta oltfirieora de ratifications se feront an moyen d*ime neti- 
fieaüon Mte, adressäb an OoaTerneme&t des Pajs-Bas et accompagnie de 
rinstnimeiit de ratificatien. 

Copie cortifK« coiiforrae da procds-vcrbal relaMf aa premier d^pdt de 
ratifications, des notilicatiuns mentionn<!'es k Talin^a pr6c<$dent, ainsi que des 
instmments de ratifications, sera immödiatement remise, par les soins dn 
Gouvernement des Pays-Bas et par la voie diplumatique, aux Puissaoces 
convi^s ä la Deuxieme Conference de la PaLx, ainsi qu aux autres Puissances 
qui anroni adb^ k la Conventton. Das les cas visös par VaUn^a pr^cMent, 
ledit OonTemement lenr fera connaitre en m^me temps la date k laqoelle H 
a lega la notifieation. 

Art* 8. — Les Pnissances noo signataixes send admises k adhfoer k la 

prteente Convention. 

La Puissance qui d^sire adb^^rer notifie par 6crit son intention aa 
(ronvrrnoment des Pays-Bas en iui transmettant l'acte d'adhösion qoi sera 
duposc dauö les archives dndit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra iimui diäte nie ut ä toutc-s les autres Puis- 
sances copie certifi6e conforme de la notification ainsi que de l'acte d'adh^on, 
en indiqnant la date k laqnelle 11 a re^n la notification. 

Alt. 9. — La präsente ConyenÜon produira efbt, povr les Pnittaaees 
qni auont partteip^ an premier d6pdt de ratifications, solxante jonrs aprto 
la date da procis>verbal de ce d^t et, poor les Poissanoes qoi ratifinaiit 
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iiltöriearcmeiit ou qai adbereront, soi^iautä Jouxs aprus que la uotitication de 
leor rmtigcAtioii on de leiir «dMoB am» le^ue par U GoVTetiMiiieDt des 
Pftys-BMt. 

An. 10. — 8'il aniTait qu^one dM Pninaiices eoütncta&tes roulftt 
ddnoncn I» prtaente ConToitioii, U dtoondation sera notifite par terit au 
Gouvernement des Pays-Bas, qni commniüqnera imm^diatemoit copie certifi^e 
€onf<>r?iie df la notifkation a toutea les antres PniasanMS en leor faiaant 
aavoir la dato n bquelle il l a reru»'. 

La dönonciatiüU ne produira ses effets qu a l egard de la Pnissance qui 
Tatira notifi^e et un an aprds que la notification en sera panrenne an Gon- 
Ternement des Fays-Bas. 

Art. 11. — ün registre tenn par le HlniBttre das Affsires £trangAiee 
des Pftys-Bss iadiqiiera la dato da döpdt da ratifications eBaota4 en Terta 
de r«cticle 7 alintes 8 et 4, ainsi qae la date k laqnelle anront 6t6 legaes 
les notification d'adbMso (artiele 8 alinte 8) on de ddDoaciatioii (artide 10 
«]iii4a 1). 

Chaqne Pnissancp rontrartanto i .st admist^ k jirondre coonaissaiioe de ce 
regiatre at ä en demander dea extraits certities conformes. 

En !oi de ({iioi, 1^ Pl^oipotentiaires ont rev6tu la pi^sente Convention 
de leors Signaturen. 

Fait 4 La Haye, le diz-hnit octobre mil nenf oent sept, en nn 
«enl exemplatf« qni resteia döposö dans les ardÜTes dn OonTeniement des 
Fays^Baa et dont des oopies, certüMes conformes, serent remises par 1* Toie 
diplomatique snx PniMancea qoi ont 4M oonvites & la Deozitoie Gonttience- 
■de la Palz. 

(Signatures) 

Vn. Conveutiou relative ä la transiormation des navires 
de commeroe on b&timents de gvene. 

Sa Majest^! TEmpereur d^AUemagne, Roi de Prasse; le President des 
£tat8-Uni8 d'Am^rique ete. ^): 

Considerant ((ii'en vno de l'incorporation en temps de t^iem de navires 
de la mnrinr niarrhande dutis 1» « ticttcs de romhat, \] r«st dt'siralilp de d^finir 
les Cünditioiib duiis lesquellea cctte upt-ration pourra »' tre effectutit' ; 

Qne, toutefois, les Piiissances contractantea u ayant pa se mettre 
d'accord aar la qaestion de savoir si la transformation d'an navire de 
commerce en bAtiment de gneire pent avoir Uen en pleine mer, il est entendn 
qne la qaestion dn liea de transformation reste bors de cause et n'est 
nsllement Tiste par les r^les ci-deseons; 

Ddsfrant conolure une GonTention k eet elfet, ont nomm4 poor Leors 
Flifinipotentiares, saToir ^: 

i> Siehe oben Ö. 428. 
3) Siehe oben S. 416 ff. 
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Leaquefai, aprte avolr d^pos^ leurs pleins poavoln, troav^t en banne 
et dne forme, font eooTeDoe des dispositienB raiTUites : 

Arl. Premier. — Aucan navire de commerce transformä en bätiment de 
goerre ne p^nt avoir les droits et les oblipations attacht^s h cette qnalitä, 
s'il D est plac^ hOüs Tautorit^ directe, le contröle ünmädiat et la respODBebi- 
lit^ de la Puissane« dont il porte le pavillon. 

Art. 2. - Los iiavires de commerce transform^^s en bfttiments df i^uerre 
doivent purter leä aignes exterieurü diätinctif» des bätiments de guerre de 
leor netioneliM. 

Art 3. — Le comraendukt doit «tre en aerrice de r£tat el dftment 
conmiMuiiii6 per les ankeritte eomp^t^tee. 8on neu doit figaier aar la 
Uate des oflioierB de la flotte militaire. 

Art 4. — L*Öqalpage doit ttre eonmia atut riglea de la dieclpUne 

militaire. 

Art, 5. Tont navire de commerce transfemK'' en b'timcnt de «^uerre 
est tenu d'obseiver, dans ses Operations les lois et, ( ounuues de la guern- 

Art. 6. — Lc belligörant, qni transforme un naviro de commerre m 
bAtiment de guerre, doit, le plus tOt possible, mentionner cette transformatiun 
sur la liste des bätiments de sa flotte militaire. 

Art. 7. — Les dispobitions de la präsente Gonventioa ne sunt applicables 
qn'entre lea Pniaaaneea contiaetaatea et aealement «i loa kelligtoute aent 
toaa partiea h la GonTention. 

Art 8. — La prfiseate Oomrentien aoa ratilite auasltftt qae poaaible. 
Lea ratifioatloiia aeren ddpoatea k La Haje. 

Le Premier d^pftt de ratificatiooa aera oonatatö par an proofta-Torl»! 

sign^ par les repr<*sentant s des Puissances qni y preonent part et par le 
Ministre des Aflaires Ktraiigens des Payy-Bas. 

Les depo ts ultcdeurs de ratifirations se feront au moyeu d une uutifira- 
tion Werlte, adress^c au Gouvernement des Pa^s*Bas et accompagnee de 
rinatmm^t de mftiftcation. 

Gopie oertiflte •conforme du prooto-Torbal relatif an prenier d^^ de 
ratifleationa, dea notiflcationa mentionn^ 4 Talinfia patoMent, ainai qne daa 
instnunenta de ratification, sera immädiatement remise, par lea seine dtt 
Gouvernement des Pays-Bas et par la vuie diplomatique, anx Puissances 
conviees !\ I;t Deuxierne Conf(*rence de la Paix. ainsi qn'anx antrrs Puis- 
sances qui auront adhere ii la Convention. Dans 1-s rah viw's par l aliB-a 
pr6c6deiit, ledit (xouverncment leur fera cuuixaiLre en m6m£ tempu ia date 4 
laqnelle il a re^n la notifioation. 

Art. 9« — Les Pmasancee non signataires sont admis^ k adbteer k la 
prtamte GonTention. 

La Poiaiance qni dteire adbArer notifie per terit aon Intention an 
Oonvemcment des Pays-Bas en loi tranamettant Taete d'adhMmi qol aeia 
d^poaö dana lea arobivea dndit Qoareraeoittit 
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Ce Gouvernement transmettra iinmediatement h toutes les antres 
Pnissanci's copic certitu'^p conforme de la notification ainsi (lae de Tacte 
d'adb^ioo, en indiquant la date k laqoelle il a re^a la notiücation. 

Art. 10. — La präsente GoiiTeiition prodoira effet, poor les Fiiissanc€S 
qni utoat pertldp^ m pieniler d^pftt de ntificatioia, eoizante Joms aprto 
Ia dete da pnote^Terl»! de ee d^pAt et, poor lee PniMuioes qjjal ntiileioiit 
nh^rienrement on qni edli^reioiit^ Boizaate Joua aprde qve la noUfloation de 
lear ratifieatioa oa de lear «dbteion anra le^ue par le Goaveniemeiit dea 
Pays-Bas. 

Art n - S'il arrivait qu'nnp ihn Pnissanres contractantes Toalöt 
d^Doncer I i ( resente Convention, la (it'nnTKiation sera notifi<^e par (rrit an 
OouTeracment des Tays-Bas, qui communKiUera immediateiuent copie certifi^e 
cooforme de la notification k toates les autres Puiäsances en leur fais&nt 
saToir la date ä laqaelle il Ta re^ae. 

La dtooneiatioa ne prodoira ees effeta qa'& Tägard de la Pnieeanoe 
qiii raara notlflte et «n an apris qoe la notifieatioii en aeia parrenae an 
Qonvemeiiient dee Payi-Baa. 

Art. 12. — Un re<^'istre tena par le Minist^re des Affaires Btrangöres 
des Pais-Baij inüqnera la date da d^pdt de ratificationB eüectn«^ m terta de 
rarficle 8 alineas 3 et 4. ainsi qne la ilate :\ laqnello anront 6U- reoaes lea 
notitications d'adh^oa (article 9 aliaöa 2) ou de dönonciation (arücie 11 
alinöa 1). 

Chaqae Paissance contractante est admise ä prendre coonai^ance de 
ce registre et & en demander des extraits certifi^ conlormes. 

Ell fol de qaoi^ les FUnipetontlalres ent rer^ta la prtaente OenventieB 
de toOTB Bignatütes. 

Flait 4 La Haje, le dlz*ln!t octobce mü nenf oent sept^ en an seol 
exemplaire qni restera däfos6 daas lee arcMres da OonTemement dea Faya- 
Bas, et dont des copies, eertifi4es conformes, seront remlses par la TOle 
(liplomatiqtte aox Paifsances qai ont 6t6 conri^ k la Deaxiftme Coniäreaee 
de k Paüu 

(^dignatures) 

VUL CSonvMition relative ä la pose de mines sous-marines 

automatiques do contact. 

Sa Majest^ rEnipcrcar d'AUemagne» Bot de Prasse ; le PiMdeat dea 
^tats-IJnis d'Ami^rique etc. : 

S'inspirant du principe de la libert^ des Toies maritimes, ouvertes ä toatea 
les natiuns ; 

CoQsidteant qne, si dans l'ltat aetvel des choses, on ne peat inteidire 
Femploi de mines soa»>niaiines aatoaiatiqnes de contaet, il importo d'ea UmHer 
et t0glenMnter l^ttsage, sfin de reetreindfe les rfgoeors de la gaeite et de 

^} Siebe oben 8. m 
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douDer, aotant que faire ])oiit, ä la uavigation paciliquc la secoht^ k U- 
qaelle eile a droit de yreUiidrf, malgrä lexistence d'une (^uerre; 

En attendant qu'il soit {KMflible de rögler 1a matiftte d'une fa^on qui 
doime MX Snt^rttB engagte tontes les gmaties iMtMst; 

Oat rtMlu de condnie one Gonfcntioii & oet eilet et eot Bonmft peor 
Leon FMnipoteiiÜuree, eavoir^): 

Lesquels, aprös avoir d^pos^ lenrs pleins pouToin, tfooTdt cn boime et 
doe forme, sont convenns des di^po-^itioDe eiÜTUitee: 

Art. Premier. — II est intcrdit; 

1^ de placer des mines automatiqaes de contact non amärreeä, a, oiolds 
qn^ellee ne soient construites de mani^re & devenir ioofieiuiTee ime 
heoM m maxlmnin apite qne celni qoi lee a pIao6e8 eo am» peidn 
le ceotiAle; 

2^ de plaoer des miiu s aatomatiqQes de contact amarrtes, Qoi ae de> 

vicnnent pas inoffensives d£s qu'elles auront rompu Icars amarree; 
3^ d'i>in|)1ov(T des torpilles, qoi ne deTienneat pae iooffenaiTee loceqa'eUcs 

auront manqaö leur but. 
Art 2. — n est interdit de placer des mines automatiques de contact 
devant lee cötee et lee ports de radvenaire, dans le seul bat d'ioterccpter la 
uavigation de commerce. 

Alt. 8. ~* Lotaqne dee mines antomatiqoefl de oontact amandea aoiit 
enplejtoy tontet lei prteantiona poaubles doiToit Mm priiea poor la iteniitö 
de la navigation padfiqne. 

Lee belligörants s'engagent k ponrroir, dans la mesure dn possible, k oe 
qne ces mines devienne nt inoffensives aprfes un laps de temps limit6, et, dans 
le cm od eile» cesseraient d ttrc .survtilldes, & signaler Ips r^jrions dangerenses, 
antiäitOt que les cxigcnces militaires le permcttrout, par un avis ä la uavi- 
gation, qui devra £tre aussi communiqu6 aux Gouvernements par la vuit- 
diplomatiqne. 

Art 4. — Tonte Pnissaoee nentre qui place des mines astomatiqnea de 
contaet derant ses c^ites, doit obsenror les m^es rtgles et piendie les mdmes 
prtcantions qne edles qni sont impootes anz beUigtonts. 

La Puissance neutre doit faire connattre 4 la navigation, par nn «Tis 
pr^alable, Ifs n'-giuiis ou scront mouill^« s <Us miiios aulomatiques de contact. 
Cef avis (Uvra £lre communiqa^ d'urgence aux Goavememdßntfi par Toie 

diplomatique. 

Art. 5. — A la fin de la gaerrp. les Puissances wntractantes s'engagent 
k iaire tont ce qui dep«nd d elles pour enlever, cbacune de sou cbU, les mines 
qn'elles ont plac^ 

Qnant anx mines ant(«iatiqnes de contact amandes, qne l'nn des bd- 
llg6cants anzait postes le l<Mig des cötes de l'antre, remplaoement en seia 
notifi^ h l'antze partie par la Pnissance qni les a postes et chaqne Poteanoe 

1) iSiehe oben ti. 416 B. 
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devra proc^er dans le plus bref dölai ä renlÖTement des mines qui se trou- 

T«t diu» Mt 6MU. 

'Alt 6. — Lm PutenoM oontnetentee, qui ne dlaposent pM enoora de 
mSam perfwtioiiiitei tsUei qa'oDM Mmt pvAttob dias 1» {irtoNit« Gonyentioii, 

et qai, par rons<^qncnt. nc sanraient actnellement ae eonformer anx rtgles 
^tablies dans les articles 1 et s'cntrat'fnt ;i transformpr. aassitdt qne possible, 
leoi maW-riel de mines, atiu qu il rtpondi; aux prcscriptions susmentionnöes. 

Art. 7. — Los dispositions de la pri-sente Convontion ne sont applicables 
qu illt n- les Puissancos contractantes et seulement si les bellig^iants sont tous 
parties ä, la Convention. 

Art 8. — La präsente ConTention ler» nitUMe «OMitöt qae poasible. 

Les TfttifiattioiM seront d^postes A La Haje. 

Le pranier d4p6t de Tvtificatioiia aera etmataM par an proote-Terbal 

sign^ par les repr^sentaata des Paissances qui j prament pari et par le 
Miaistrc des Affaires fitran^rres de.s Pays-Bas. 

Les depöts ultirit iirs d"' ratitications se feront au moyen d'ane noti- 
äcatioD öcrite. adresst'e au üouvernement des Pays-Bas et accompagnöe de 
rüutmment de ratitication. 

Copie eeitUMe ocmfofiiie dn proote-Tertial lelatif aa premier d^t de 
latifieafeioos, des netificatioDa mmtioniitea A TaUiito prteödeot, ainai qae des 
imlraiiieiits de latiflcatioii, aera immMiatemoit remiae, par lea aoiiia da Ooa- 
rernement des Pays-Baa et par la vuic diplomatiqae, aux Pnissancea ooDTitea 
i la Deaii^me <'<inf('renre de la I'aix. ainsi qu'aux autres Puissances qui 
auront adht'-rt'' ä la Convention Dans les cas vis^'S par l alinOa prf'-r/dent. 
Idit (iouvrrneiuent leur fera cunuaitre en mßme temps la date ^ laquelle il 
re^Q la outiücation. 

Art 9. — Lee Foiaaanoea non aignataiiea aon^ admiaea A adbdrer A la 
prtanle ConTention. 

La Pniasaaoe qai dtelre adMrer notUite par «erit aon Intention aa Goa- 
Teraement des Pays-Ras en Ini traaamettant Taete d*adli6aion qni aera d6poa6 
daos les archives dndit Gouvernement. 

Ce Gouvt-rneuient transmettra imm6diatement ä toutes les autres Puis- 
!>uui:t\- ( Djiir cerlitiee cunfornie de la notilieation ainsi que de l acte d adh^sion 
en iii(iii|iiant la date ä laquelle il a reeu la nütiti( ation. 

Art. 10. — La präsente Cunventiun produira eßet, pour les Puissances 
4ai annat participö an premier d^pOt de ratifications, aoixante jours aprto 
la fate da procto-Terbal de oe d6p6t et, poor les Paiaaaaces qoi ratilieront 
■HMeoreaient oa qoi adhteeront, aoixante Jonra aprto qae la notification de 
lenr ratifieation OB de leor adhMon anra 6t6 recne par le QoaTeniement dea 
I^yi-Bas 

Art 11. — La präsente Convention anra uno duree dt ^pt ans ^partir 
du »oixantiemc jour apre.s la date du premier dt'pot ile ratiiieations, 

Saul d<inonciation, clle coniinucra d'^tre eu vigueur aprt's l expiration 
4e et d«lai. 

Z«itfl«hrift f. Intern. Püvat- u. MiTentl. itecht. XVII. 31 
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La dtaonciation mm aotiite pw M/t, an Qwnnmmt im Fa^Baa» 
qoi eommuniquera inm^diateniciit copie certifi^e conforme de la notifioatiqn 
k tOQtes les Pnissances, en leor faisMit savoir la date k laqnelle U l'a re^ne. 

La d^nonciation ne produira sps effets qu'k IVtrard de la Poissance qüi 
Taura notiti^e (t rix mots aptto que la notificatiou en sera panrenue aa 
GoaTemement des l'ay:»-Baj>. 

Art. 12. ^ Les PoissanoM contractanteB a^engi^ent k repreiwire la 
qofiitioa de rouploi des minea «ntomattqius de eontact ebc mois arant Tex- 
piiation dv texme pröTU par l'alinte piemier de Tarticle präoAdeDt» aa eas 
eile n^aaiait pas repriee et rtoolae h ose date anttrieiire par la Troiaitine 
OonfSrence de la P&ix. 

Si les Pnissanrcs contractantes conclucnt une nouvelle Convention re- 
lative k l'euiplui de& miues, dös sos entr^ eu vigaeur, la präsente ConTention 
cessera d'^^tre applicable. 

Art. 13. — ün registre tena par le Ministöre dee Affaires ^trangteee 
des Pajs-Baa indiqaera la date da d6p4t de ratifications eSectnö ea yota de 
Varticle 8 alintea 3 et 4, aiaei qae la date k laqaelle aoioat re^es lee 
notifications d'adbteioD (artiole 9 aliofo 2) ea de dfooDdatioa (artide 11 
alinfo 3). 

Chnquf PtiisHanre contractante est adniise k prendre connaiflsaace de oe 
registre et ä ( ii d« mander des extraits ccrtili^s confonnes. 

En foi de quoi, les Pl^nipotentiaires ont rev^ta präsente Convention de 
leiirs signatoxes. 

Fait h La Haye^ le dix^hnit oetobre iiiU neuf oent ecptk en nn aenl 
ezemplaire qoi lestera d^poe^ dans lei arcliiTee dn Oenvetnement de« Paye- 
Bas et dont des coplea, cerÜlläeB confonnes, eeront remlaes par la voie diplo- 
Diatiqne anx PuiaaanoeB qai ont 616 conTitfes k la Denxi&me Ckmf^renee de 
]a Falz. 

(äignatures) 

IX. Convention concernant le bombaidemeiit pai' des forces 

navaies en tempb de guerre. 

Sa Majost«^ TEmperenr d Allcmagne, Roi de Prusse; le Pr^denfe des 
Ätats-Unis d'Amörique etc.'): 

Animös du d^ir de röalifler le ▼«n exprin« par la Ftenki^ne GonIMee 
de la Pate, concernant le bombardemoit, par dee ioioee naTalee, de porta, 
villes et villagee, non d^fendns: 

Consid^rant qn^il Importe de soumettre les bombardements par des forces 
navaies k des dispositions g^n('-rale8 qni garantissent les droits des habitants 
<"t afsurcnt la conscrvation des principaux «^difioi s. cMendant h rc-ttc Opera- 
tion de guerre, dans la incsim du possiblc, les prmcipes da Ri^glemeni de Ifcft)!) 
sur les lois et coutumes de la gut-rre &ur terre; 

>) Siehe oben S. 428. 



Digitized by Google 



Die KoDTentionen. 

S'iujpiziiit ftiad dn äMt dt Mrvir let inttffM» de Uramuiitd el» de di- 
uiiiiier Im rigiwiin et Im dteatiM d« la gutn; 

Ont iMu de QODdim mie CoDTeiition i eet «Bei et oot^ en cone^^nenoe, 
nonunA ponr Leon FlinfpoteiitiftiiM, eaToir^) : 

Leeqnelg, m^iH ftToir d^pos^ lears pleins poaTdii, tRHiTte en benne et 
dae foraw, sont conrenaB des diflpoeitione snirmiitM: 

Chapitre I. 

Dn iMmberdement dM ports, villes, villages, heMtatioDe oa bfttimeDte non 

ddfendi». 

Art. pxemier. — II eet inteidit de bombetder, par dM foroM lUTalM, 
des peite, TiHee, TÜlegM, bebitettmiB on bAtimeiite toi ne sont pea d^ieBdoi. 

Une locelittf ne peat pas Mre bombaidte k raiaon dn eenl feit qne, 
denmt son pott^ le tiooTent mooi]]^ dM minM aons-fflaibiM antomatiqnM 
de eontacL 

Art 2. — Tontefois, ne eent pas compne dans cette interdiction Im 
«UTrages militaiiM, ^tablieeementfi militairM on navals, d^pöts d'armM on de 

maUriel de pnerrc. ateliers et installations propres h <*trc ntilis^s ponr les 
besoins dt* la Hotte ou de 1 arm^e ennemie, et les uavires de i(uerre se 
trouvanf dans le port. r,e coDimandant d'une force navale pourra, apr^s 
bonimation avec d^Iai raisoniiable. les d6truire par le tanon, si tout aiitre 
mojen est imposaible et lorsque les autorit^s locales n auruot pas prucede ä 
cette deettnetion dans le dölai fiz6. 

n n*enoonit ancnne reiponeabilit^ dana ce cas ponr Im donunagM inr 
TolontaireB, qni ponzraient ttre oceadoonte par le bombardement. 

Si dM nteeesitte militAiiM, ezigeant one actlen imm^dlate, ne per< 
mettaient pae d*acoocder de d^lai, il re^te entenda que l interdictioii de 
hnmbarder la ville non d^fcndae subsistc comme dans le ras ^noncÄ dans 
1 alinea 1 et ((ue le rnmmandant prendra tontes les dispositions vottlUM pour 
qo il eu reaulte puur cette ville le niotnB d ineonYt'nients possible. 

Art. 3. — II pent, apres iiotitication t xpresse, Ctre pror<^d»' au bom- 
bardement des ports. villps. villagtü, habitations ou bfttiuients non dt'fenduH. 
&i les autorit<^8 locaies, luii^s en demenre par une sommation formelle, refui»ettt 
d'obtonp^rer k des r^qnisitions de vivres oa d'approTisionnements n^cessaires 
an beeoin prteent de la foice narale qni ee tronve devant la looaUt^. 

Cm r6qni«itfone Mront en rapport avec Im rewonroM de la localitö. 
Slhe ne eeiont vtelam^ qn^aveo Tantorisation dn commandant de ladite 
fofM naTaie et ellw seront, antant qne poeafble, paj^M an oomptant; einen 
«Uee sezont conetat^ par des re^na. 

Art. 4. — fiSet interdit le bombardement, pour le non paiement dM 
contributions en argen t, dM parte, tüIm, Tillagea, habitatione on bAtimente, 

Don d^fendus. 



Siehe oben S. 41üfl. 
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Chapltre II. 
DUposltioiis gfintnäm. 

Art 5. — Dans l6 twmtefdraieiit pM des Iiiroes iwysleB, twites les 
oMsares n^saires doivent «tie prises par le eoraniMidAiit pow tfpaigiier, 

aatant qua possible, les 6difices consaci^s anx cnltes, anx arte, anz sciences 
♦ t h la bienfaisance. Tuonnments historiqnes, les hApitanx et les liem de 
raä^i lablcment de mulades ou des blessös k condition qu'ils ne Boient ^ 
empioyes en mfime temps ü un but militaire. 

Ls devdr des haUtsato est de dösigner ces momunents, oes ödifioes 
on lienz de rassemblemeiit» par des signasi visiUss, qni oonsisteront en graods 
paaneaitz rectangnlaJres rigides, partag^ saiyaiit tme des diagonaleSk ea 
deaz tiiangles de conlenr, noire en baut et bland» en bas. 

Art. 6. — San! le cas oh les ezigences nülitaires ne le pennettraient 
pas, le commandant de la force navales assaillante dolti avant d'entreprendre 
le bombardement, faire tont ce qai dopend de loi poiir aTertir les aatorit^s. 

Art. 7. — II est interdit de livrer aa pillage vne Tille on localitö 
iD^e pniie d'assaat. 

Chapitre III. 

Dispositions finales. 

Art. 8. Les di'^p »sitions de la pnC'sente Convcnti ii ne sont applicables 
ciii'eiitre les Puissanceä ( ontractantes et seulemeut 61 les beilig^rants soQt 

tous parties ä la Convention. 

Art. 9. — La pröscnte Convention sera ratiliee aussitöt que possible. 
Les ratifications seront d^pos^ h La U&ye. 

Le Premier d6pftt de raUfications sera constat^ par on proets-Terbal 
tagrt^ par les reprteentants des P&issances qai y prranent part et par le 
Mlnistre des Affaires £trang^res des Pays-Bas. 

Les dC'pöts ult^rieurs de ratifications se feront an moyen d'ane no- 
tification «Vrite. adress^e au GoaTernement des Pays-Bas et aocompagnte de 
rinstmment de ratifiration. 

Copie certihee confornie du proc6s-verbal relatif au prämier depöt de 
raüiications, des notifications mentioim^ & r&Un6a pr<^c^dent, ainsi qoe das 
instrnmuits de ratifieatioii, awa immOdiatement remise, par les soins da 
GoaTernement des Pays-Bas et par la Toie diplomatiqne, anz Pninanoes 
convi^ h la Deud^me Cunförence de la Paix, ainsi qu'anx autres Pnissances 
qui anront adh6r6 ä la Convention. Dans les cas vis^s par l'alinöa pr^c^dent, 
ledit Gonverru ment Icur lera connattre en m^me temps la date 4 laqneUe il 
a re^u la noLitication. 

Art. 10. — Les Poissances uon signataires sont admises 4 adbörer 4 
la präsente Convention. 

La Pulssance qui dösire adb6rer notifie par 6cxit son intention an 
Gonyemement des Pays-Bas en Ini transmettant Tacte d'adliMon qni sota 
d6pos6 das les arcbives dndit GonTeinement. 
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Ce GoaTeniement tniunnettra immMiatement 4 tmitM les antres Piii>> 
suices copic certifi<Je conforme de la notification ainsi qae de Taete d*ad- 
Mrion, en indiqaant la dato ^ laqnelle il a re^n la notification. 

Art. 11. — La pr^'sente Convention produira cfTot pour Ics Puissanccs 
qai anront participt' an preniier d<''pcH de ratitications. soixantc jours aprCis 
la dato du procös-verbal de ce döpöt et. pour les l'uissancos (|ni ratifioront 
alt^rieureinent oa qai adhöreront, soixaote Jours apres que ia notilicatiuu de 
km ratificatiofü oo de kor adbösion anra M6 le^ae par le OonTernement 
im Fijv-Bas. 

Alt 12. — 8'il arriTait qii*iine des Pnissances coDtraotaotee totMlI 
dCnoBoer la pfteente CoiiTeiitioBf la dönonciatioii awa notifite par terit an 

fTouvernement des Pays-Bas. qai commmiiqaera irnnK^diatement copic certifiöe 
conforme de la notification k tontes les aotres Foissanoes en ienr faisaot 
ttToir la date .\ laquelle il l'a rc<;ue. 

La di'nonciatiün ne produira ses offets qu a l'^gard de la l'uissance qui 
laura notifi^e et un an apr^s que la notification cn sera parvenue au Gou- 
TenMinent des Plays* Bis. 

Art. 13. — Un registre tenu par le Ministere des Afiaires ^trangures 
des Fsjs-Bas indiqnera la date dn ddpftt de latifieatioDS elleotiid en Tertii 
de raftide 9 alintes 3 et 4, ainsl qoe la date h laqnelle aniont 4t6 lecnes 
ks Dotifications d'adliMon (artide 10 alinda 8) on de dtoodatlon (article 12 

alin^a 1). 

Chaqne Puissance contractanto est adinise k prendro connaiSBaooe de 
ce re^ristre et ä en demander des extraits certiH<!'S confurnies. 

En foi de quoi, les Pl<inipotcutiaires ont rev6tu la präsente Convention 
de lenrs signatures. 

Fait h La Haye, le diz-hult oetobre mil neof eent sept, en mi senl 
CMmplaiie qni lesteia d4poe6 dans les ardÜTes dn OonTenemoit des Pays- 
Bu et dont des copies, certUiMs coofonnesi seront remises par la Toie 
diplomatique am Pniwances qni ont m CMiTites k la Denzi^e Confdrenee 
de la Paiz. 

(Signatures) 

X. Convention pour radaptation k la guerre mantime des 

principee de 1a Convention de Qen^e. 

8a Majest« TBrnpefenr d'Allemagne, Bot de Pmsse; le Pr^ndent des 
^tate-Unis d'Amtiiqne eto.>): 

^galement anim^s da dteir de diminner, antant qn'U dopend d'enx, 

lei maax ins^parables de la guerre; 

Et voulant. dans ce but, adapter ä la gnerre maritime les principes 
de la Convention de Ueneve du b juillet lUOÜ, 

>) Sidie oben & 428. 
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Ont i^solo de concliire une ConveDtion & Tfllfet de tMan U Oenmittoii 
dtt 29 jnillet 1899 relative k 1* mfrme matltee et ent nomine povr Leim 

Pl^nipotentiaires. s;ivoir*^: 

Le«qne1f?. apn s avoir d» pos^ leur» plciiis puuvoirs, troav^s en bonne 
et due furuie, aont convettuä des dispositions suivantes: 

Art. Premier. — Lea MtimeDts-Mpitaox militttiree, c'eet-4-dire le« 
bAUments constoiits oa amönagte pu les £tata qpddAleiueDt et nniqaeiiieiit 
en Tue de porter eecoure aux bietete, maladee et rantregte, et doiit lee oeoie 
Mront 6t4 commaniqiite, k ToaTertare oa an coars des hoitilitte, en tont 
cas avant toutc mise en usage, aux Puissances bcUig^rantes, soot reqiectte 
et ne pptivcnt Otrc captures pcndaiit la duröc dea hustilit^s. 

C< s bdtimcnts nc soiit pa-s tiou plus a8simil<3s aux navires de gaene 
aa point de vue de leur s^juur Uans un port neutrc. 

Art. 2. — Lee b&timeute hospitaliers, Oquip«^ en totalit^ uu en partie 
aox feaie dei particnlien oa des soci^tte de secoora officieUement reconnoes, 
erat Clement respeetda et ezempte de oaptare, ei la FdeBanoe beUigdraote 
dost ils d^^pendent, leor a donn^ une commiesion officieUe et ^ a noüM les 
nonis ü la Pnissance adverse 4 l ouTertiire oa aa coors des hostiUtös, en 
tout cas avant tuiite misr en usape. 

Cos navirt s duivcut t tre portcuis d un docuinent de l'autorit^ comp^- 
teittc dcclaraiiL li:: out üt6 üouaüä ü aoü contröle pendant icar amiemeut 
et ä leur d^part final. 

Art 3. — Les bfttiments hoepitalierS) 4qnipte en totalit^ oa en partie 
aax 6rais des particolters ou des eoci^töe officiellenient reeonnaee de pays 
neatres, sont respectes et oxempts de captore, k conditlon qa'ils se soient 
mis S011B la diroction de Tun des belligt^rants, avec Tassentimcnt pr^alable 
de leur propre Gouvernement avec l'autorisation du helligörant Ini-rnfme 
et quo CL' dcniier en ait nutiüe Ic nom ä son advei>aire dds rouverture ou 
dans cours des hostilitiis, en tout cas, avant tout emploi. 

Art. 4. — Les bdtiuents (loi sont mentionnte dam lee artielea 1, 2 et 
3, porteront seconre et aesUtanoe ans blesste, maladee et nanbagto dee 
belligörante aans distinction de nationalitd, 

Le3 GouTememente s*engagent k n*atilifler oes b&timente poar aoeon 
bat militaire. 

res b/ltimente ne devront g^ner en aucane maniöre lea moa?ements 
des couiliattants- 

Pendant et apreS Ii: cuuibat. ils agiront a leurä risques et pörils. 

Les belUgi^rants aurout sor enx le droit de contröle et de viflite; ila 
poatront refneer lenr coBConre, lenr enjoindre de 8*6U>igner, lenr fmpoeor aae 
ditection d^terminfe et mettre k bord an conunissaire, m£me les d«tenir, ei 
la gravitö dee drconstances 1' xin« ait 

Autant qtir possible, les belligörants inscriront sur le jonmal de bord 
dee bätimente hospitaUera les ordres qa'ils leor donneront. 

1) Siehe oben S. 416 ff. 
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Axt ö. — Im biti]ii«il»>lift|iifeMiz Kiilitaifes Mioiit dittfaigita pw inie 
paiBtax« «rMritofe blanebe ayee aae bMide horiiontale Tvttb d*Qn mMve et 
teni de Uigenr enTinn. 

Les Mtimente qui loat mentionn^s dana Im aitidet 2 et 3, seront 
distinga^s par ane peintnre ezt^rienre blanche aveo nne liude hMiiontale 
ronge d'on mHro et demi de largear environ. 

Les embarcations dt-s liatiraenta qoi viennent d't'tre inentionncs. < »inme 
le^< petits bAtiments (jUt- piuirrunt Hre aSect^ aa serrice hospitalier, s© 
disUngaerunt par une peinture analugue. 

Totti lee hiHmeiita hotpitaliers le feront reconnaltre en liiMant, avec 
leu pa^fllon natioBal, le paTiUon Uane k ereix-rouge pr^vn par la ConTeo« 
tioa lie GenftTe et» eo outn, t^ile lessortiMeiit k nn Istat neatn, en arborant 
an giand mit le pavUloa national dn belligöfaat eons 1a diieetlon dnqnel 
ils ae eoBt plac^s. 

Lea bätiments hospitaliers qui, dans Ics termes de rarticle 4, sont 
d^tenns par rennemi, anront k rentrer le paTiUon national da bellig6rant 
dMit ÜB relöyent. 

lies bätiments et embarcatioii^ cidpssus mentiDiiiu s. t|ui veulent s'as- 
sttrer la nuit Ic rcspect aoiiuel ils uiit droit, ont, avec 1 assentiment du 
bettifteaat qa'Us aocompagnent, ä pieudre lee meeniee nteessaires poor qoe 
la peiatue qni les caimelteiee lolt mttsamsient appennte. 

Art. 6. ~ Lei ligaea dlitinctife pi^Tna i Tarfeicle 5 ne poanont 6tre 
«nplojite, eoit ea tempe de paix, seit en temps de gnerre, qae poar proMger 
en di'sigiK r Ics butitnents qui y soat mentionn^ü. 

Art. 7. — Dans le cas d'an combat ä bord d'un vaisaeau de guexre, 
let infirmeries seront rrspert<^r'S et tiK^'naj^^^es autant que faire sr ponrra. 

Cea infirmeries et K ur nuitcrii l dctneurent soumis anx' lois tle la guerre, 
mais ne ponrront Hre dC-tum^s de leur emploi, t&nt qu ils seront n^cessaires 
üUi bleiiävö et maUdes. 

Tonttfoie, le commandant qoi lee a en eon pouToir, a la facnlfeö d'en 
di^oeer, ea oas de atoeintö militaire importaate, ea aeeorant au pitelable 
le lort des bleeste et audades qoi s'y tronveat. 

Art. 6. — La protection dne anz bfttimeats bospitalim et aaz infir- 
meries des Taisseanz eesse, si Ton en nse poor commettre des actes anisible 

i l'ennemL 

N'est pas consid^r^ comme i^'tant de natura u justiticr le retrait de la 
protection le fait que le p-^rsonnr 1 de ces b^itiments et intirmories est arm*'' 
pour le iiiaintien de l'ordre et pour la d(!-fense de»; blessAs oii malades, ainsi 
qae le fait de la pr^sence ä bord d'une installation radioteiegraphiqne 

Art, 0. Les hplliirrrnnt« ponrront faire appcl au charitable des 
commandant s dv b Uiments de comnieroe. yachts <»n pmbarcationa neutres, 
pour prendre a bord (!t soifjner des bless»'s ou des luahtdes. 

Les b&timents qui auront rcpondu a cct appel ainsi que ceux qui spon- 
Wnient anront recneilli des bless^s, des aialades oa des nanhrages, jonlront 
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d'nne protection speciale et dp certaines immnnif''^ En ancnn cas. ils ne 
pourront (•tu- capturis poiir le fait d un tel transport ; mais, sa'if les pn»- 
messes nui leur auraiont »'tt' faitt'S, ils rcstpnt expost'is ;i U capture poor les 
violtttions de ncutralitt' tju ils pourraient avoir commiscs. 

Art. 10. — Le personnel religieax, mödical et hospitalier de toat b&U- 
ment captnrö est inviolaUe et oe peat Mra fait pciMmiiler de gwn«. II 
empert^ en qnittant le UTiie, lee objete et les inilziiiiiiiitB de dürargie 
qol Mut ift ptopriM« pertioiiUAnw 

Ge peneimel contümerft ä nmpUr aee ftmetione tut qae cela sera 
crssaire et il poam eiMiiite M letiier, lenqiie le comiMirtMit en cbef le 
jagera possible. 

Les belligt^rantt» dotvciit assuror a ce personnel tombe entre leurs 
uiaius, les mCmes allocatioDS et ia u^me solde i^u'au perHoauel des mSiaes 
gredee de leor propre muAa». 

Art. II. — Lee meriiie et les militairee embarqnte et lee aotree per- 
seanes ollleidUeiiient »ttedMei wox maxiiieB on vaz am^, Ueeite on maledeit 
k qnelqne natioD qn'ila «ppertieiuient, ienot reqiectte et eoigatfe per he 
eeptenrs. 

Art. 12. — Tout vaisseau do traorre d une Partie belligörante peut 
ri^clamer la remiso des bless^s, malades ou naufrages, (|ui sont i bord de 
bätiments-hüpitaux militaires, de b^timents bospitaliers de soci^t^ de sccoors 
oa de perücnliefSi de nftviiee de conmeKce, yaclits et embaiaitioiie; quelle 
qne eoit la natioiialitö de eee bfttfmeBte. 

Art. IS. — 8i dee bleeeöe, maladee on naofiagte sont recnelllls i boid 
d*iin Tafnean de gnctre imttif U derra etie povmi, dane I» neeue do 
peeslble, k ce quHls ne poisieDt paa de BoaTean prandre part anz epMIeDs 

de la guerre. 

Art. 14. — J^ont i)risünniers de guerre les naufrages, bless»'«! ou malades, 
d iin belligt-rant qui tombent au puavoir de t'antre. II appartient a celui-ri 
de d^cider, üuivant leä circonstances, s'il conrient de les garder, de les diriger 
BOT IIB port de ea natien, aar nn port neatre on mCine bot nn port de l'ad' 
Tereaire. Dans oe denier cae, lee priaonnien ainil mdne k lenr paye ne 
ponirent amir pendant la dnrte de la gnene. 

Art. 16. — Lea nanfrag^^s, bless^s oa malades, qui eont d^barqn^ dans 
nn ])ort neutre. dn consentcment de l autorite locale, devront, :\ moins d'on 
arranginunt contraire de T^ltat ueutre avec les Etats bellitri'rnnts. cHr*> 
gardOs par l Etat neutre du uianiere qu'ilß ne puissent pas de nouveau prendre 
part aax opi^ration» de la guerre. 

Lee fraia d'bo^italiaation et d'inteniemeDt aenmt Supportes par 
dont reUveDt lee nanfragAi, bleaate on maladee. 

Art. 16. — Apvte cbaqne oombat, lea denx Partiea belligdiaDtea, ea 
tant que les int<^r^ts militaires le comportent, prendront des mesares ponr 
rccherdu r les nanfiag^s, les bles8(38 et les malades et pmir le.s faire proMgitf» 
ainsi que les morts, cuntre le pUlage et les mauvaie traitemente. 
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EUm TcJUetont & ee qiM HidnmiAtloii, Timmenion on rincin^ntloii dei 
norts soit prdc^däe d'an exameo »ttcntif lems csdi^vies. 

Art. 17. — rihKjue bol1ig(^rant Ptivprra, dfes qu'il sera pnssible, aux 
aatorit^ de leur pa>s, de leur marine oti de leur arm^e, Ics martines ou 
pi^s militaireR d idcntit^ tronv<^es gor les morts et l'^tat nominatif des 
bless^ oa maladeü recueilli« par lui. 

Lee belUgteanta m tiMukimt iteiproqaemnt m coomit dw intene- 
mtota et dei mntotions, alasi qn« dee entrtes dtot ks hdpiUwx «i des 
ddeto rarremis parnii lee bleute et malMleB es leur povToir. Il> leeneille- 
tOBt toQs 1c8 objeU d*iiii usage personnel, valenn, lettres, etc. qtü aeront 
tronv^s dans los vaissfaox captor^s. ou dt'hiiss<'s pnr los Wesses ou malades 
<l^dc*s dans Ics hopitaaxi pour les faire traosmettre aux inUjxess^ par les 
aatohteä de leur pays. 

Art. 18. — . Les dispositionä de la presente Convention ne üont appU- 
cablee qa^entre lee Poissanoei coDtractaiites et aenlement si les beUigöranta 
«mt tone peities k 1» Gonrentioii. 

Art. 19. — Les comiiuuidaats en dief des flottes des bellig^iuits saront 
4 ponrroir anx dötails d'ex<k;ntion des artides prietfdeBtS) ainri qn'aox cas 
non prt'vns, d'apr^s les instructions dt leurs Qoavemements respectifii et 
confonuCment anx principes g^in^raux de la präsente CnnTcntinn 

Art. 20. — Les Pnissanceä signatairea prendront !* s inestires n^cessaires 
poor instroire leurs marines, et sp^cialement le perttunuel prot6g6, des dis- 
poätions de Ia prteeiite GoirreDtloii et ponr les pert» k U oonoaissMioe des 
popolatfons. 

Art. 81. — Les Poissaaeee signataires s'eiigsgeiit ^galement k prendre 
OQ k proposer k leturs l^islattures, cn eas d'iasallaaiMie de lenrs lols pönales. 

les mesnres nöcessaires ponr r^primer en temps de gnerrc Ifs actos individuels 
de pilla^e et de maayais trait^iueDts envors des l)lcss«'s et malades des marines, 
ainsi que pour punir, comme nsnrpatiuit d insigueii uülitaires, l'nsage abasif 
des siiimes disünctiis ddsignöa k Tarticle 5 par des bfttiments non prot^gäs 
par la prusente GeDTenttoil. 

Hs m eonunniiiqaeroiit, pu riatemiAdlaire da GonTeEnement des Pa.ys> 
Bss, les dispositions relatives k oette r^pression, an plus tard dans les elliq 
ans de la ratification de la präsente Convention. 

Art. 22 — En cas d'opcrations de (^erre entre les forces do terre et 
(1* mer des bellig<!'rantB. les di8{)ositions de la präsente Convention ne seront 
applicables qa'aox forces embarqu^es. 

Art. 23. — La pr6sente ConventioB sera ratifi^ aassit^t quc possible. . 

Les ratiflcatiens seront d4pos6es k La Haje. 

Le piesaler d4p6t de nttifieations sera constatd psx nn procte-verbal 
8ign4 par lee repräsentaots des Paissances qni j prennent part et par le 
Ifiais^ des Affaires ^tran^'i'rrs des Paya-Bas. 

Lea d6pöts ult^^Tieiirs dt i ititirfition^i! t»e fcront au moycn d une noti- 
iication 6crite, adress^^e au üouverncmeut des Paya-Bas et accompagn^ de 
1 instrnment de ratification. 
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Copie ccrtifi^e conforme da procös- verbal relatif aa premier d^pöt d& 
ratiticatioTis. dos notificatioiis iiicntionn/'fs .\ l'alinr^a pr^w'dent. ainsi qoe des 
I Iis; luiiifnts de ratitiration. sera imiiu diit* mr-nt reniise. par les soins da Gou- 
vernement (Jos I'ays-P>as et par la voie dipiuuuii iiiue, suis. Piiisaances convi^c» 
ä la Deuxieme (JoalereDc« de la Paix. ainsi qa'aux antres Puissaiicet qui 
ftoront adbäri h la CoBrention. Dans les cm viafo par Talinte prteMent. 
ledit OonverMment lenr fera comialtitt en mtaia ttnipt Ja dale i laqpeDe tt 
a re^ la notiücatioii. 

Art. S4. — Les Pnlsiaiioes non slgnataizes qni aaront aooe^ la Oon- 
vention de Oen^ve da 6 jaillet 1906, sont admises k adMrer k la prfisente 

Convention. 

La Puissance qui dt-sire adlu'rcr. notifie par ccrit soii Intention an 
Gonvernement des Pays-Bas en lui trauüinettant i'acte d'adhöaion, qae sera 
depose dans les archives dudit (.luuvfrnement. 

Ce GoiiTenieoaent toaDsmettra immädiatement k toates les antres Pnis- 
sanoes copie certüi^e oonfonne de la notlfieatiott ainsi qne de Vaete d'ad- 
liteion, en indiqnant la date k laqtielle il a re^n la notUioadon. 

ArL 26. — La präsente Cunventioo, düment ratifite, zemplaeera dans 
les rapports entre les Paiasances contraetantes, la Conventian da 29 Jaillet 
1899 penr l'adaptatien k la gaene maritime des prindpes de la CoOTentiea 

de Geni've. 

La Convention de rcste en vigueur dans les rapports entre les 

Puissances qui l'out signte et qui ue raUüeraieut pas Ögalemeiit la pröseute 
Convention. 

Art. 26. — La prt'.s(jute Convention produira efTet, poar les Paissanre"^ 
qui auront participC- au premier dupOt de ratiücatious, suijiünte jourä apres 
la date da proote-verbal de ce ddpöt et, poar les Poissanoes qoi ratifimnt 
nlt^arienrement oa qai adhAreront^ soixante joors aprto qae la notification 
de leor ratification oa de leor adbisioo anra roj^ue par le OeaTemement 
des Paya^Bas. 

Art. 27. — Sil arriTait qu'une des Puissanoes oontractantes vonlfti 

dönoncer la präsente Convention, la d^nonciation sera notifi6e par öcrit au 
Gouvernement des Pays-Bas, qui communiqnera immiJdiatement copie certifK'» 
conforme de la notification X tontes les autres Poissances en leor faisaut 
savoir la date k laqiielle il Ta re^ue. 

La d^nonciatiou ne pruduira ses eSets qu'4 l'^ard de la Poissanoe 
qoi Taara notifi^e et an an aprto qae la notification en sera parrenne aa 
Oonvemement des Pays-Bas. 

Art. 28. — ün registre tena par le Hinist6re des Affaires litcanftees 
des Pays-Bas indiqnera la date da d^p6t des latiflcations effectad en verta 
de Particle 23 alin4as 3 et 4, ainsi qoe la date k laqaelle aaront €IA re^es 
les notifications d'adhösion (article 24 alinto 2) oa de dönoneiation (artiele 
27 alin^a 1). 
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Chaqne Paissance contractante est admise h prendn oonnaisBance de 

ce registre et k en demander des extraits certiti^s ronfonnes 

En foi de qnoi. les PlöiupoteDU«ire8 ont revötu k pH^sente Goaventioa 

de it'Urs sii/n;\tnrf'S 

Fall n La iiaye, le dix-buit octobre mil mul ceut sept, eu an Beul 
demplure qni reBkeia d4poi^ dv» les «rdÜTes da ChniTeniaiieiit des Fejr** 
Bm et dont dee oopiee, oertifi^ confomee, aeront tvaam» par la Toie 
diplomatique «oz Pniaeancee qvi ont it6 eonTi^ k 1» Denzi^me Confdienoe 
delaPklz. 

(Signatures) 

XI. Convention relative ä certaines restrictions n. 1 exercice 
du droit de capture dans la guerre maritime. 

Sa Majest4 TEmpereur d^AlIemagDe, Boi de Pnuse; le FMeident des 

EStats-IInis d'Amörique etc. 

Reconnaissant la n(^cps8it6 de mieux assurer quo par le pass^ I np!)!!- 
cation ^qaitAbie da droit aox relatioos maritimes internatioDales en temps 
de guerre ; 

Sstunant q&e, pour y parvcnir, il oonvient, en abandonnaat oa en 
eoneOtant le cas dchtent dans an int^rtt common certaines pratiqaea divar> 
gnttes aadennea, d'entreprendre de codifier dans des rtgles commanes les 
gavanties dues an commeree pacißqoe et an travai! inüffensif, aiosl qoe la 
rondtiitf des bostilit(^s snr mer; qu'il importe de fixer dans des engagements 
mataeis <krit8 les principes dementes jnsi|TiMci dans domaine incertain de 
la controverse on laissös ä rarbitrair» des ( »ouvcrnements ; 

Qae d^ä a prösent, un certain nombrc de r^gles peavent Ctre posee.s 
ans qa*ll seit portä attaiate an droit aetaellemait en vigaeur concernant 
les matltoM qni n'y sont pas prövaes ; 

Ont nomoi^ poor Lenrs Plönipetentiaires, savoir 

Lesqnels, aprto avoir iUpoaA leors pleins ponvoiis, troav^is en braae et 
dne forme, sont oonvenas dee dispositions snivantes: 

Chapitre I. 
Oe la eorrespondance postale. 

Art. Premier. — La eorrespondance postale des neatres on des betli« 
gfeants« qod qne seit son caractdre officiel on priv4, tronvte en mer snr nn 
naviie nentre on ennemi, est inviolable. S il y a saisie dn navire, eile est 
expMi^e avcc le moins de retard possible par le raptorir 

LfCS dispositions dr- l'alint'a pr^'c^'- lf^nt ne s appliquent pas, en cas de 
▼iolation de blocui». a ia corrt-sponcience qui aat ä deütinatiou uu en prove- 
nance du port bloquC. 



i) Siebe oben S. 428. 
^ Siebe oben S. 416«. 
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Art. 2. — L*inTiolftbillM de U oomapondance poetole ne eooatmt pu 

los pa(|Ueljof.sp(i8t< ncntTPs a«x lois et conttunes de la goerre sur mer courer- 
nant les navires de commerce neutres en p<^n^ral. Toutefois, U visite Den 
doit Mrc pfi^tnfie qu'en cas de necesüit^, arec toas les m^nagements et 
tuutc la («lerite posäibles. 

Chapit i c TT 
De Texemption de captare pour cvrtaius bateaux. 
Art. 3. - Lp«! bat<^aux exclusivement afTtttc's ;\ la p^he cöti^rc ou i 
des servic « s de petite navigation locale Rnnt cxempts de captare, aiosi qae 
lears engins, agr^s, apparaux et chargoiueut. 

Gette exemption ce^ de leur fitre applicable dto qn'Us participeiit 
d*iine fa^on qoeleonqne «ix hMtUitee. 

Lea Paiswnces contnctentes s'interdiaent de prefiter da eancMfe in- 
offeiuif deadito Vatoau ponr les «nployer du» an Imi niilitniie en leor 
CODservant leur apparence pacißque. 

Art. 4. — Sonf •'i'-dcTiH tit cxompts de captare les navires c3mig6ä de 
miesioDS religieueea, scientilic^uee oa philanthcopiqaes. 

Ghapitre III. 

Da regime dea 6i|aipagea des narires de commeroe ennenüa captnrfo par 

an bellig^rant. 

Art. 5. — Lorsqu un navire de commrrrp ennemi eat captun' jjar nn 
bellig^raiit. les hommes de son equipage, natiooaox d'on £tat ueutre, ne 
eont pas faits prisonniers de jfnerre. 

II eu est de meme du capitaiiie et des uöiciers, ügalemeut uatiuuaax 
d'on £tnt nentre, a'ila pnunettent fomellement pnr teilt de ne paa aenrir 
aar nn navire ennemi pendant In dorte de la guenre. 

Art. 6. — Le eapitaine» lea offlcieiB et Ica nembrea de Tditnipnge, 
nationaax de l'^tnt «memi, ne sont pas taita priaonnieis de gaerre, & con- 
dition i|u'il?^ ^ engagPTit, soua la f<ä d'nnc promesse formelle <5criti'. h 
prendrt-. peiulant la durt'-e des hostilit^ aacuu Service ayaut rapport aTec 
les uperatioQS de la gui-rre. 

Art. 7. — Les noms des iudividus laisbeä iibres daus le^ conditious 
▼iBtes k Tartide 5 alinto 2 et A rnrticle 6> aont notifi^a par le belligörant 
capteor k Tantre beUigteant. II eat intetdit k oe demior d*cmployer adeaient 
leadite indiTidus. 

Art 8. — Les disposittons des trois artielea pifieMente ne a'appliqnent 
pas aox navirea qiti prennent pari anx boatilitte. 

Cbapitre IV. 
Diapoaitions finales. 

Art 9. — Lea dispoaitiona de la pitoente Cenvoition ne aent appli- 
cablea qn'entre les Paissances contractantea et aeulement ai lea belligimnta 
aont tona parties k la ik>nventioo. 
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Art. 10. — La prt-sente Convention sera ratifite ansaitot que possible. 
lies ratlfications seroat d^pos^ k La Haje. 

Le planier d4p6t de ntiftoitioiu Mim eomtoM pur mi pcoeAhTerbal 
■gut per 'kB nprösentanto dei Pulasuioes qni y pionneBt part et par le 
JOniitn des Aflaiies ^tnuigtoes dee Fajf-Bas. 

Les d^pdts nlt^rieua de latifleations se fetont aa meyeii d*iiiie notifi- 
cation ^rite adressöe an GoQTerneiiient des FijB-BaB et aoeompagnde de 

llnstminent de ratification. 

Copie ccrtifiöe conforme du pr<K»-«-verbal relatif an premier d^pdt de 
ratifications, des notifications mcntiunnt-es ü 1 atin<Sa pr^c^dent ainsi qne 6m 
iiiätniiuents de ratificatiou, uera immödiatement remise, par Icä &oin& du 
Oenvernement des Pays-Bas et par la voie diplomatique, anx Poissances 
eoorMes k la Denztee Coaftienoe de la Paiz, alnsi qit*aiuc antra Pnissaoees 
qoi aoroiit läkM k la OonTeatloii. Dans ks cas Tiste par Talinto pi^ 
ämtt ledit Oommemeiit lettr fem connaltK en m&ne temps la date k la- 
qudle Sl a fe$a la notifieatioD. 

Art 11. — Im Pnlsssaces non signataiies sollt admises k adhtfier k 
la prtsente ConTentioB. 

La Fuissanoe qni dteire adhörer notlfie par terit son intentlon an 

Gonvoraemcnt des Fkiys-Bas en loi tnuumettaiit l'acte d*adMoii qni sera 
d6po8£ dans les archives dadit Gouvernement. 

C<' Gonvemement transmettra immt'diatpmpnt 5\ tontcs ks autres Puis- 
saiices copie certifi^e conforme de la nutitication ainsi que de l'acte d'adh^sion, 
en indiqnant la dato a laquelle il u r<M ii In n»uticat:ion. 

Art. 12. — La präsente ConveDtiuD produira eßet, pour les Piiissances 
qsi anront parfcidpä an premier d6p6t de xatlfieatioDS, soizante jours apr^ 
la date dv proote-Terbal de ce d^t et^ poor les Pnissanoes qni ratiflecont 
nlUrienrement en qni adlidreront» seixante Jonrs aprta qne la notification de 
leor ratifieation on de lenr adhtisien anra 4t6 re^oe par le GonTecnement des 
Fkyi'Bas. 

Art 13. — S'fl arriyait qn'nne des PnisBances ooatractantes TonlCLt 
däMMMer la präsente Convention, la d^nonciatioB sera notiflde par Mi an 
Qenwniement des Pays-Bas, qni conunnniqnera imm^diatement copie certifiöe 
ooDlonne de la notitication k tontee les antzes Poissances en lenr iaisant 
BSvoir la date k laqnelle U l'a re^ue. 

La d^nonciation ne prodnira ses efiets qii'k T^gard de la Poissance 
qni Tnnra notifu'e et nn an aprto qne la BotificatioB en sera parrenne an 
ChHiTemement des Pays-Bas. 

Art. 14. — ün registre tenn par le Minist^re des Affaires ^trang^res 
des Pays-Bas indiqnera la d:itc du d^pdt des ratiücations effectu6 en verta 
de l article 10 alin^as 8 rt 4, ainsi que la date h laquelle anront 6t6 re<^oes 
DotiticationB d'adhdsion (article Ii alinöa 2) ou de d^nonciation (article 
13 alinöa 1). 



Digitized by Google 



480 



Dokumente der Eweiten Friedenskonferenz, 



dttqiw PniMtiiee «mtmtaiite t4miM h piendse comwiiwiice de 

«e registre et 4 tti demander des extraiti ocitilldt OOOfoillMt. 

En foi de qnoi» Im PlteipofeentiAina ont mMn I» iiMite CmiTeiitiim 

de leuni signatnres. 

Fait k La Hay(». le div-huit octobre mil n^-nf cent sept en an soul 
oxemplaire qui restera d^pose dans les archives du (iouTemement des Taj^- 
Bas et dont des copies, certifi^s conformea, seront remises par la roie 
diplomatiqae fenz Fuiiaanoes qni ont eonvitet k 1» Deiudöme Gontttenoe 
de la Pab. 

(Signatnree) 

XIL GouYeniion relative a r^tabÜBsement d'una Cour inter- 
nationale das prises. 

Sa Majcstt l Emperear d'AUemagae, hoi de Pmne; le frMdent des 
^tats-Unis d Amtritiue otc. ') ; 

Animos du dCsir de ngler d une mani^re 6qnitable 1 s (iitt. rends qni 
s'äUYent, parfois, en c&a de gnerre maritüne, h propos des decisions des 
trilwiiaiuc dee pvieea naticmaiix; 

Sstimaat qne, ü ces tribimaiix deivent eoatliiiier k atatner niiTaat lea 
fermei pceBctitei par lemr Ugialatioii, U impette qne, dans des caa ddter- 
mJnde, nn reconrs pnisse Stre formd sons des conditions qni concilient, daas 
la mesnre da possilile, les iatdrßte pnblies et lee int^rtte pciTto engagto dam 
tOQto affairo dp prises; 

toiisidt-rant, d'aütre part. ()ue l institution d une Cour internationale, 
dont la comp6tence et la proc<^ure scraieut soigneosement r^l6es, a paru le 
neUlenr meym d^atteindve ee hat; 

Pcrraadde, enitn, qne de oette fa^n les eonatquenees xigonieoses d*nne 
gnerre naxitime peomnit Mm attäindes; qne notammMit les bona rapports 
entre les bellig^ranta et les nentres anront plns de chance d*ttre maintenna 
et qa'aiiisi la conservatiim de la paiv scra mirnx assar*^; 

Dösirant conclure une Convention 4 cet eSet, ont nomm^ pooi Leors 
Plönipütcntiaires, savoir : 2> 

JLebqut'lb, aprös avoir depose kuiä pleins puuvoirü, tiuuv^s en bonne et 
dae forme, aont convenns dea diapoaitions anivantea: 

Titre I. 
Dispositions gto^rales. 
Art. Premier. — La Taliditfi de la captnre d'nn navire de oommecoe 
Ott de aa cargaiaon eat, a'il a'agit de propri6t£a nentres on ennemiea, dtabUe 
devant nne jnridiction dea priaea eonformönkent k la pr£aente Convention. 

Art. 2. La jnridiction dea priees est exercte d'alNnd par.les trlbnnau 
de priaea du belUgäraat capteor. 

i) Siebe oben 8. 498. 
^ Siebe oben 8. 41611. 
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Lm d6Mom de oes tribonanx 80Dt prononotet en steace publique ou 
doIüMm d^oflioe mix p«rti«i neatees ou eimeiiiifls. 

Art. 3. — Les di'cisions dfs tribunaax dp prises nationaux penvent ötre 
Tobjet d un recourb devant la Cuur internatiouale des prises: 

1^ loctqiie Uk äkMon. d«t tiilMiuu BAtfammz «MBOOne les propri^tfo 

d^mie Fiiiasuice on d'nn parttenlier nenties; 
2* lotsQae ladlte dteislon cooceme des propridUs eniwmies et qvHl 
s'agit: 

a) de mercbandiMe charg<''e8 8ur un navire nentre, 

b) d'un navirp cnncmi, qni aiirait 6t6 capturt dans los eanx terri- 
toriales d une Puissancf ncutre, dans le cas oü cette Puissance 
n'anrait paa fait de cctte captore Tobjet d'uae rtelamation diplo- 
matique. 

c) d une reclaiiialiuD fondee äur 1 all6gation que la capture aurait ät£ 
effeetafo en Tiolation, seit d'siie diipoBition ooiiTeiitioiuieUe en 
vignenr entre lee Paiasanoes belUgtouites, seit d'une diapodtioii 
Ugale ^dictde par le bdligtauit captenr. 

Le leeom contre la dtefrion des tribuaaiix nationanx peilt ^tie fond^ 
sin ce qne eette dMaioii ne serait pas jnstiflte, seit en fait, seit en dioit. 

Art 4» ~ Le leeonis pent tin eieio6: 

1^ par une Puissance nentre, si la d^rision des trilninanx nationaux a 
port6 atteintc fi ses propri(jt«i8 ou h cellos de ses ressortissants (article 
.^^Ifl^ on S il ('St ull^i^Tii'^ qne la capture d'un navire euneiui a eu liea 
danä les eaux torritorialei» de cette Puissance (article 3 — 2**b): 

2^ par nn particnlier ueutre. m la d^cision des tribunaux nationaux a 
porie atteintc k ses proprielca (article 3— 1**), sous rßserve toutefoia 
dn droit de la Poiaaaiiee dont Ü lelire, de Itd inteidiie Tacois de U 
Gonr en d'j agir eOe^rnftme en ses lien et place; 

2P par on particnlier rderant de la Pnissanoe ennemie, ai la d^cision 
des tribunanjt nationaux a port6 atteinte & ses propri^täs dans les 
conditions vistes & Tarticle 3 — 2*^, k l'exception dn cas präva par 
l alinda b. 

Art. 5. — Le reconrs pent anssi ^tre exero4, dans les mtaies conditions 
qul rarticle pt^dent, par les ayants-droit, oentra on euiemis, du particnlier 
aaquel le reconrs est accord^, et qni sont intervcnns derant la juridiction 
nationale. Ces ayants-droil penvent ezeroer indiyiduellement le reconrs dans 

la meKiirc de kur int^r^t- 

11 en est (le tin me des ajants-droit, neutres ou cunemis, de la Puissance 
ueutre duut la propriet^S est en cause. 

Art fi. — T.ors-qtip, rfinformement a r.irticle 8 ci-des^ti^J, la four inter- 
nationale est competentc Ir droit de juri(li( tion ilc^ tribunaUA nationaux n« 
peut ^tre exerc<5 ä plus do dcux degr^s, 11 uppaitient ä la legisiation du 
belligi^rant capteur de dC-cidcr si le recours est ouvert apr^s la dC'cision 
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renduc en pnmier nnort oa HnkiMnt *prts 1» dteidmi nndne en anMt oo 

en Cassation. 

Fautc par ks tribunaiix nationanx d avoir renda une dccision ddfinitive 
dans les deux ans ä compter du juur de la captare, la Cour peut C'tre mm 
direotement. 

Art 7. — Si I» qnMtioD de droit h rtaondxe est prime par mw Gon- 
▼entioii Ml Tlgoeor ontre 1» belligteuit ciqtteiir et U Pniflauice qiii est elle- 
nkfme partie an litige ou dont Ic ressortissant est pwtie aa litige, 1» Goar 

■e oonforme aox stipulations de laditc Convention. 

A d^faat de telles stipulations, 1;> *~'<nir appUque les rt^gles da droit 
internationiil. Si des r6gles gön<^ralemi ii' i onuuus n'existent pas, la Goar 
statae d apres les principes g£n<}raux de la jn^tire et de l'^quit^^. 

Lee dispodtioiis d-dessus sont ^alement applicables en cc qui concenie 
l*ordre des preavei »infli qoe lee moyens qvi peaTent £tre employ^ 

6i, oonfotMömeiit 4 r«rtiele 3— 2^e, le reoooxs est foodö tar la Tiolation 
d'nne disposition l^ale ödictöe par le beUigdrant oaptear, la Goar iq^liqae 
cette disposition. 

La Cour pent lu' pa*; ttnir compte des dt^chöanv"cs de procf^dure Mict&es 
par la K'^nslation du belügCrant captenr, dans les cas oü eile esUme qae 
les coDseiiuences en sont contraires ä la justice et k Viqn'M. 

Axt. 8. — 81 la Gonr prononce la Talidit6 de la capture da naviie oa 
de la cargaisoD, 11 en aera disposö confoimSment aox lois du belügtouit 
capteor. 

Si la nullit^ de la capture est prononc<:>e, la Coor ordonne la restitation 

du navirc ou de la cargaison et fixe, s'il y a lieu, Ic montant des dornmages- 
int^rets. 8i le navirc ou la carnjaison (»nt ^t^ vendus ou dötxoitfi, la Cour 
dätemine rindemnit^ a accorder dt' rv < Ii» f an proprit'taire. 

Si la nullit^ de !a capture avail 6t6 pronuncee par la juridictiuu na- 
tionale, la Goar n^est appel€e & statoer qae sor les dommages et intörets. 

Art. 9. — Les Puissances contractantes s'engagent k se soamcttre de 
bonne foi aox döddonB de la Goar internationale des prises et k les exteoter 
dans le pIns bref d^hd possible* 

Titro II. 

Organisation de la Cour inuriiatiunalc üe^ prises. 

An. 10. — La Cour internationale des prises se compose de jnges et 
de jugeö suppleants, nomm^s par leä Puissances contractantes et qui tons 
devront 6tre des jurisconsoltes d'une comp^tence rcconnae dans les qnestions 
de droit international maritime et jovissant de la plns kante considttation 
morale. 

La nomination de ces jugcs et juges Supplikants sera falte dans lea six 
mois qai salTXont la ratification de la prönente Gonvention. 

Art. 11. — Les juges et ju^es snppl^ants sont nomm^s pour une 
Periode de six ans» & compter de la date oä la notafication de lear nomi* 
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naUou aura ^t^ re^ne par le Conbeil adminbtratif iuatitu^ par la Couvention 
piwr le HgUnent pacifiqae des coniUto intemationMiz da 29 juiUet 1889. 
L«or matidat pemt Mre muniTel«. 

Bn CM de dMs «u de ddmiaBiiNi d*QB Jiige*<Ni d'u jage BiqipIdMit 
il est poQm k aon femplaotment selon le mode Ilz6 pour m Denimüoii. 
DuiB ee CM, 1» nomiiifttioii eit bAU poor m» aoiiTelle pöriodo de liz »at. 

Art 12. — Lee jQges de 1» Cour interaationele des prises sont 4g»iix 
entre enx et pfsnueBt rang d'apres la date oü la notification de lenr noiiii> 

nation anra f-t^ rernc farticle 11 alinöa 1), t t, s'ils siftgent ä tour de röle 
(artirle lö alioea 2). «l apr^s la dato de lenr rntr^ en fonctioDB. LapiteöSJlce 
app&rtient aa plus ägö. au caü oü la dat< vai la m^^tne. 

Lt6 juge« suppl^ant« sont, dans ruxm ioe dt- h'iirs foiictiuus, assioiiU'S 
aox jages titulancs. ']'(*utof(>i.s \h preimtiit rang apres ceux-ci. 

Art. 13. — Lei juges jouksent des Privileges et immunit^s diplomatiqueä 
d*Ds l'exercice de leurs fonctions et en döhors de leur pays. 

AvADt de prendre possesslon de lenr tfige les Jnget dolTent^ demt le 
Comett admiaistnktif, prtter sennent ov füre ime «fltimfttioB soisiinelle 
d'ezenof lenn fooctioi» %J9C impartialiM ei en tonte oonadenoe. 

Art 14. — La Conr lonctioiiiie «n aombie de qoinse jages; nea! jages 
eoBstitiieiit le qaomm ndoessoire. 

Le jage abeent oa emp^cM est reoiplMd psr le lappltent. 

Art. 15. ~ Lee jages neminAs pw les Poissaaees coBtnctMites dont 
lei nrais suivent : rAllemsgne, les £tat8-Unis d'Amärique, rAutricbe*Hongrie, 
la France, la Graade-Bretagae, TltaUe, le Japon et la Kassie sont tosjonrs 
appel^ k si^gor. 

Les pw-i vt 1» s juges supplöants nomm6s par Im autKs l^uissances 
contractantcs su j^ant ä tour de röle d'apres le tableau anncxä ü la pmsente 
Cb&TeQUoa; leuns foiictiuuü ptuvcot 6tre exerc^es »uccessiveuteiit pai ia 
mtm persoone. Le mdme juge peat ötre nomme par plusieors desdites 
PQiiBsaoee. 

Art. 16. — Si ane Paissanee bellig^raate D a pu.>. d apres le toar de 
rtle, OB jage si^^eant daas la Goar, die peat draiaader qoe le juge oomoiö 
per eile pieaae part aa jagemeat de toates les affaires proreaaat de la 
gsene. Daas ce cas» le sort dötenniae leqoel des jages sMgnat en Terta 
du toni de rOle doit s'abstcnir. Cette ejcdaaioa ne saaralt s*appliqaer aa 
jage ooBun^ par l'aatce belUgörant. 

Art. 17. — Ne peat Sieger le jage qoi, k an titre qnelcoaqae, aara 
eoncoam & la dreisten des tribanaax nationanic oa aara figarö dans Tiastanee 
conune conseil oa avocat d*one partio. 

Ancnn juge. titnlaire ou supplf';ant, ne peut intervenir commo un Tit ou 
cdiumo avocat devant la Cour int« iiiatlonilf' des prises ni y afjir poiir une 
Partie «n quelqne qualit^ que ce soit, pendant tonte la duräe de scs 
{ounctious. 

Z«itaobrift ftkr intern. Privat- u. Uffentl. Becht. XVII. 32 
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Art. 18. — Le belUg<^rant capteor « le droit d» d^tigner nn offider'de 
nuuiBe d'an gnde qni sidgan «n qualit« d*Mtet8eiix avec Toiz oon- 
BoltatiTo. Lft fakiütö appartient k la FaiiMUioe Deatre, qni est eile* 

mdme partie aa litiga» on» i la Paiisaace dont le ressortissant est partie an 
litige; s'il y a, par application de oette derniöre disposition. plnaieon Plii»- 
sances int<^ress4es, eUea doivent ae ooaoert», aa beaoin par le sort» aar 

l'officier k düsigner. 

Art. 19. — La Cour Mit son President et son Vice-Pr6sidem :\ la, 
majorit^ absolae des sufTru^es <-xprim68. Apris dt ux tours de scrutin. 
r^lection se fait ä ia majorit^ relative et, en cas de partage des Yoix, le 
sort döcide. 

Art. 20. — Les jn^es de la Cmir internationale des prises toinhent 
une iDdemnite de voyage tixee d apren \m reglements de leor payü et re^oivent. 
en oatre, pendant la Beaaioii oa pendaat Vexerdoe cte foncüeiia omUxim par 
1a Goar, une aonune de oent floiiiia aterlandait par Jonr. 

Oea alleeatieiis, eomprisea daos lea fcais g^nteau de la Goar pr^rvs 
par Partlele 47, aont TeiBöes par FeDtrenuae du Boreaa intematieBal tiurtitii^ 
par la Conventioii dn 89 Jnillet 18B9 

Les jagM ne peuvent recevoir de lenr propre Oonyemement ou de oelni 
d'ane antre Puissance ancane r^mnni^ration comme membres de la Conr. 

Art. 21. — La Cour internationale des prises a son si^^c u La Uaye 
et ne pent, sauf If cas de force majeure, le transporter ailleors qa'aTec 

rassentiin«'nt des Partie» belli^t'rantes. 

Art. 22. — Le Conseil administratii, dans lequel ue tigurent qae les 
repr^sentants dos Puissances contractantes, remplit, k T^gard de la Coor 
inte rnationales des prises, les ionctions qu'il remplit k l'^ard de la Coor 

peniiüneute d arbitrage. 

Art. 23. — Le Bareau international sert de treffe ä la Conr inter- 
nationale des prises et doit mettre ses locaux et son orgauisaliuo ä la 
dispusition de la Goor. Ii a la garde des ar^Tea et la geBtion des allaire» 
adntiiiBtrativea* 

Le secrttaire g^nteal da Boreaa international remplit les fonctions de 
greflier. 

Les aecrötaires adjointe an gieifier, les tradncteors et les stteogiaplMS 
ateessaires sont d^sign^s et agsennentfti par la Goar. 

Art. 24. — La Cour dödde da choix de la langue dont eile fera osage 

et des langues dont Temploi sera antorisö devant eile. 

Dans tons les cas, la langtie officiellc des tribunaux nationanz, qoiont 
connu de 1 affaire, peut ^tre employöe devant la Cuiir. 

Art. 25. — Les Pnissances interess6es ont le droit de nonimer des ugt ntij 
sp^cianx ayant mission de servir d'intermediaires eutre elles et la i our. 
Kllf-s sollt, en outre, autoriseti» a cbarger des conseils uu avucats de la 
defense de leuis droita et int6r<^ts. 
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Art. 26. — Lc particalier intfiressö sera represente devant la Cour par 
an mandataire qui doit Hre soit un avocat autorisö ü plaider devant nnc 
Cour cVappel ou une Coor snpr^nip do Vxxn des I'ays contractants, soit un 
aTon6 exerrant sa profession auprös (l unc tellf Tuur. soit tiiJin un professeur 
de droit ü une ecoie (i oii.st-i^'tiempnt superimir d un de c.-ü jiHys. 

An. 27. — Pour tuuWb Iva uutiticationb u faire, iiutamuit^Qt au^ parties, 
Muc t^moiiu et aiix experta, U Goar peat B'adreiier difectement an Goa?er> 
MBent de U PoiasaDce rar le territoire de laqaelle la notification doit £tre 
aHectate. Q en est de mAme s'il 8*agit de iaire proeäder & reCabliaaemeat 
de tont moyen de pieave. 

Lea leqnHea adieeBtea k cet eSet seront ex^cutCcs suivant les moyras dont 
la Puissance requise dispose d'aprus sa l^gislatiun int^rieure. Elles ne 
peuvent 6tre refus^cs (jtie si cettc I'nissance le«? }\v^e de nature k porter 
atteinte k m sonvorainet4 ou ä sa s^curitä. .Sil est donnt^ suite i la 
reqnAt^, les frais ne compreanent que les d^panses d'exäcutiou röellement 
eSectuCei». 

La CJour a ^galcmcnt la facult^ de recoorir k rint«rm6diaire de la 
Poinance rar le territoire de laqnelle eile a son siege. 

Les aotificatioiis & Iaire auz parües daos le lien oft si^ge la Cour peavent 
ttie extenttes par le Bnreaa iotematioiial. 

Titre IIL 

Froo6diiie devant la Conr intemationale des priaee» 

Art 28. — Le reconra devant la Coor iotemationale des priaes cet 
leniifi an moyen d'une d^claration äcrite, faite devant le tribnnal national 
qui a Statut, ou adressöe au Bnrean international; celoi-d pent Ätre saiai 
m£me par Wlt'gramme. 

Le d^lai du recours t^st ÜKe li cent vingt jours datcr du joor ou la 
d^ision a «te prononet'e du notif(''o (artirlo 2 alinca 2). 

Axt. 29. — Si la declarutioo de recourh v6t lAila devant le tnbiiual 
natlMial, oelni-d, aans examiner ai le dölai a €bi obaerv^, fait» dana les 
aept jooTB qoi aniTent^ ezp^er le doaaier de Talfaire aa Borean inter- 
national. 

8i la dtelaration de reconra eat adresate an Borean international, 
eehiM en prövient directement le tribnnal national, par t61^gramme s'U 
est poaaible. Le tribnnal tranamettra le doaaier oomme il eat dit k Talia^a 

pr6c^dent. 

Lorsqne le recours est fornir par un particnlicr nmtre, le Bureau 
iQtemational en avisc imni^iliaU'nicnt par ti'h'M;ramni<:' la l*«issanw dont 
rel^ve le particulier, pour permettre ü cctte Piiib^auce de faire vaioir ie droit 

m M reeennalt Vartide A-^. 

Art 30. — Dana le caa pr^vu k Tarticle 6 alinte 2, le reeonra ne prat 
ttn adreaaA qn'an Bnreaa international. II doit 6tre introdnit daas les 
trotte jonrs qni raivent Texpiration da d^lai de deax ans. 

32* 
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Alt. 31. — Faate d*aToir foriii^ son recoo» duu le d^lai fbei k 
l'Mtiele 28 Ott rmUcle 90, la partie tem, mos d^bato, dteUurte Boa 
recevable. 

Toatefois, al eile justifie d'on cmpAcbcment de hn-rt- majeare et si eile 
a formt^ son rpcnurs datis les soixante jours qui ont suivi la cessation Je (x-i 
rmpirhcmciit. eile p« ut Atre relev*^ de la d^b^Mice enconme, la partie 
adverm; ayant »'t/- dftuieut entendue, 

Art. r>i le recours a 616 form6 eu temps utile, la Cour notiüe 

dVfiea H aami dölai A la. partie adyexee «ve copie oertiflöe cooCnme de 1« 
dddaiation. 

Art. 83. — Sf, en dehon des partiea qni te aonl poarroes devant la 
Cour, il jr a d'antres int4?re8EÖ8 ayant le droit d^ezeicer le recours. oa si. 
dans le ras pr<^vii l'article 25* alirit'a H. la Ptiissance (jiii a ('U^ nvis^. n'a 
pas fait nniiuiitre sa ri^«nlntioii. la Cour attend, p<«ur sf saisir de Taffaire, 
que les dehujs prevu» ä 1 artii Ic 28 ou h l'article 30 isoieut expirt-s. 

Art. H4. — La proc6dorc tlrvant la ( our intcnrifitionalc comprend deux 
pbases distinctes: ünstruction ecrite et ies debatä utnux. 

L'iDttraeUon toit« consiste dans le d^pöt et T^Sdiange d'expos^s, de 
contre-ezposös et, an beaoin, de räpUqnes dont Totdre et les d^lais loat tat» 
per la Cour. Lee partiea y joigaent toutea pitees et docnmeBta deoit die« 
comptent ae aerrir. 

Toutc piOce. produitc par une partie. doit »tre conimuniqu^e en copie 
certiüi^e confornie i l autre partie par rintf rmt'diaire de la ("our 

Art. 35. — L instruction <^rrit( i Taut ternünC'e, il y a üeu ä une audieoce 
publique, Uuui Ic juur est tixe par la Cour. 

Dana cette andience, lea partiea ezpoaent l'^at de raiaire en fait et 
en droit. 

La Goar peat, en tont ^tat de canae, aoapendie lee plaidoiriea, aoit k la 
demande d niic dea partiea, aoit d^ofliee, ponr procMer k une infomatiMi 

^mpl^mont.-iire. 

.\rt. La Cour internationale peut ordonner qne rinfoniiation coiu- 

pk'Uientaire aura lieu, soit coiiiormöment anx dispositimis dt i artide 27, siit 
directement dtvunt eile ou devant un ou piusieurs de neu membres eu uut 
mvt» eda pent ae faire aai» moyeii ooerettif ou eottminatoiie. 

81 de« meanrea d'infofmation doivent ötre priaea par dea membna de la 
Coor en ddiora du teiritoire oü eile a aon aidge, raaaeutlment du GouTemeiDeBl 
^tranger doit fttre obteniL 

Art. 37. Les partiea aont appel^ i aaaister h toatea meaiuea 

d^inatruction Klh s re(;oivent une copie oertifiöe conforme des proc^s-verbaux. 

Art. 38. — Lt s drhats snnt dirig^s par le Pr*5sident "U u Vice-Pr«'*si{fpnt 
et, en cas d'abseuce uu d cmpC'chcment de Tun et de l autre, par le plus 
aticien des juges prff'scnts. 

Le juge uomm(3 par ane Partie bclligt^rante ne peut sieger comme 
Prfiaideat. 
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Art- B9. — Lfs dt-bats sont public« saui le droit pour aae Paiasanoe 
en litige de demander qu'il y suit proc^dä ä huis clos. 

Iis üuut cunsigneä daus des proc^s-verbaax, qae signent le President et 
le i^refller «t qni seala ont caneUn aothflntiqiie. 

Alt. 40. — En cas de nonocomparotion d'ane des parties, biea qae 
i^nliMaieiit dMe, oa fute par eile d'sgir dein leg dötaii fbni» per 1« Cour, 
il eet piooddd eeiie eile et 1» Cour dteide d*aprte les ötoeots d'sppiteUtioii 
qu^elle e i sa diepoeition. 

Art. 41. — La OoQr notifie d'offioe ui pertaee toates d^eifliotiB on 
ofdonmaees prtiee en lenr almnce. 

Art 42. ^ La Cour eppi^ Ubrement reniemble des actee, preaves 
et döclaratiiHie oralei. 

Art 45. — Lee d^liböimtioiu de la Qowc out lieii k biiii des et refteut 
eeccMcfl. 

Toute d^ision est prise ä la majorit6 des jages presents. Si la Cour 
si^ge en nombre pair et qn i! y ait partage des voix. la voix da dernier 
des jnges dans Tordre de pres^ance 6tabU d apits I article 12 alin^a 1 u'est 
paü comptC'e. 

Art. 44. — L arri't de la Coor doit Hrc motivt- ü mentioiiiic les 
nomä des Jtiges qui y out particip^, ainsi (|ue les uoms det» abäesäears, t> il y 
a lien ; il «st 8ign(^ par le Prtefdent et par le greffler. 

Art 45. — L'arr^^t est prunonc«^ en s(^ance publique, les parties präsentes 
0« dAment appel^, ^ est notifi^ d*oMce aux partiee. 

Cefcte notlfieation nne fole falte, la Goar fatt parrenir an tribimal 
natioiial dee prbOB le doseler de Taffatre en y Jolgnant nne ezp^dltioa des 
direreee dteinoiu interraiiMe ^ai qa^ane copie des prooto^TerbatLi de 
riiietnictloji. 

Art 46. — Chaqae partie sapporte les frais oecssionnte par sa propre 
defense. 

La partim qni snccombe supporte, en oatre, les frais rans^s par la 
proc^dnre. Elle duit, de plus, verser un centifeme de la valeur de l ubjct 
litigienx a titre de contribution aux frais g^n<'ranx de la Cour internationale. 
Le montant de ces versements est determiue par i arrtt de la Cour. 

Si le recours est ezerce par un particulier, celui-ci fournit aa Bureau 
intenatiOBal vn eautlonneinetit dont le montant est fix6 par la Conr et qni 
est destinfi k garantlr Veztention 6ventnelle des deox obi^ationa mentionn^es 
dans VaUn^a pr^oMent La Conr pent sabordonner ronvertnre de la procö- 
due an Ters^^t da cantliHinement. 

Art 47. — • Les frais gto^raox de la Goar internationale des prises sont 

sspportds par les Paissaoces contraetantes dans la proportion de leur parti- 
cipation au fonctionnement de la Cour teile qu elle est pri'vue par l'article 15 
et par le tableau y annex6. La dösignation des juges sappl^anta ne donne 
pas Heu ä. contribution. 
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Le Conseil administratif s'adresse anx Poiesances ponr obt^iir leB fonds 

n^cessaires au fonrtionnfment de la Cour. 

Art. 48. — Quand la Cour nV«^t pas » n sessioii. les fonctions qoi Ini 
aont conf^r^es par l article 32. raiticle 34 alindas 2 et 3, l'article Sö alinöa 
1 et Tarticlt! 40 almea 3, sont exerc^es par une D6l6gatiüü de troia juges 
dösign^s par la Cour. Cette D^lögation d^cide k la majoritö des voix. 

Art. 49. — La Cour fait elle-meme bon lif^lement d'ordre interieur qui 
doit Mre oommuniqu^ aux Puissances contractantes. 

Dans rannte de la ratUication de la prteente GonTention eile se rtonira 
ponr ölaborer ce rdglement. 

Art 60. La Gonr pent proposer des modifications k apporter anx 
diapositions de la piteente Convention qni conoement la prooMiife. Oes 
pn^oiitions eont commnniqn^es, par rintMuAdiaire dn OoaTemement des 
Pays-Bas, anx PnisBancee oontractanteB qni fle oonoertenmt snr la anita 
k y donaer. 

Titre IV. 

Dispositions finales. 

Art. — La präsente ConTention ne s'applique de plein droit que si 
les Pniasancee belUgörantes sont toates parüea k la Convention. 

n eit entenda, en ontre, qoe le reeonis devant la Cour intematiimale 
des priaee ne pent £tre ezerc6 qne par nne PniBsance oontractante on le 
reflSortiBBant d'une Palaaanoe contractante. 

Dans les cas de Varticle n, le reconra n'eat admis qne ai le propriötabe 
et I ri} ant-droit sont ögaleroent des Pulaaanoea contractantes on den reasof' 
tiasantij de Puissances contractantes. 

Art 52. — La präsente Convention scra ratifu'r et les ratitications en 
sttüui dt-pos^cs c\ La Haye d6s que tontcs les Poiääauces d^sign^ & l arücle 
15 et dans son annexe seront en mesure de le faire. 

Le d<ipöt des ratifications auia lieu en tont cas, le 30 jnin 1909, si les 
Pniaaances pr^tes 1^ ratifier peuvent foomir k la Conr neuf jagea «t nenf 
jnges aappl^ts, aptea k si^ger eSectiTemoit. Dana le caa contraire, le d6p6t 
aera ajonmö jnaqn'an moment oü cette conditloa sera ranpU«. 

II sera dress^ dn d^pdt des ratifications un proc^s-verbsl dont nne 
copie, certifi^ confonne, sera remiae, par la Toie diplomatique, & ehacnne des 
Puissances dC'signi'^es üi l alin^a premier. 

Art. 5H. — Les Puissances d^sign^es ii 1 artif le 1.') tt daiis son annexi' 
sont adnii.ses a signor la pn'erntp Tonvention jusqu au d(^pöt des ratiticatioDS 
prevu par l'alin^a 2 de 1 article prec«5dent. 

Apr6s ce d^pöt, dies seront toujoars admises ä j adh^rer, purement et 
simplcment La Pniasance qni d^sire adlifirer notifie par €crit aon intention 
an GouTemement des Pay8->Ba8 en Ini teinsmettant, en m^e temps, Tacte 
d'adb^sion qul sera dipos^ dans les arcbiTea dndit OonTemement. Cdni-ci 
enverra, par la voie diplomatique, nne copie certifite oonfonne de la notifl- 
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cation et de I'acte d adbtsion ä toutt s les Puissanws dösign^es i l alin^a 
pr<^c^dent, en lenr faisant saroir la date oü il a reyu la notification. 

Art. 54. — La prtsentti Convention entrera en vigueur six mois a partir 
dn d<p6t des ntifications preva par Tarticlo 52 alin^as 1 et 2. 

Lea adMons prodniront effet soixante joars apr^s qae la notification 
en sua iü rtqae par le QoaTemanent des Pkjs-Bas et, an plos tAt, k l'ex- 
pintion du d«lai pi^im par l'alin^a pt«o6dent. 

Toutafc^, la Goar internationale anra qnalitö ponr jager les affaires 
de piiaes Uäd6a par la joridiction nationale k partir du d6p<^t des ratüieatbns 

oa de la FÖceptioD de la notification des adbösions. Pour ces d^cisions. le 
d^Iai fix6 a I'article 2H alin^a 2, ne Bera couptö qne de la date de la luise 
en vigueur de la Convention pour les Paissanoes ayant rati£6 oa ad]i£r& 

Art. 55. — La presente Convention aura une dar^e de douze ans ii 
partir de sa niisc on vigueur, teile qu'elle est d^'tc rrnini^f par rartiole Ö4 
alin^a l, meine pour les Puissauces ayant iidln'rc posterieurement. 

Klle 8*>ra renouvelf^p tacitement de üix ans en six ans sauf d^nonciation. 

La dcnondatiuii dt-vi;^ Hre, au Inoiu^^ uu im avuut rexpiration de 
cbaoone des pdriodes pr^vues par les deux alio^ pr^k^ents, notifi^e par 
€crit an OouTemement ctes Pays^Bas, qui en donnern connaissanoe 4 tontes 
ks antres Parties oontractantes. 

La dteondation ne prodnira ses eliets qn'ä V^gaid, de la Poissanoe 
qni Tanra notifite. La CooTontion saVsistera ponr les aatces Pnissaiiees 
contraetanteo, ponrrn qne lenr participation k la ddsignation des jnges s«t 
mflisante ponr permettre le fonctionnement de la Conr avec neof jnges et 
nenf jnges snppltonts. 

Art. 58. — Dans le cas oü la präsente Crmvention n'cst pas^ vigueur 
pour toutes les Puissances d^signöes dans larticle 15 et le tableau qui s'y 
rattarho ]c Consf il ndministratif dressc, conformOment aux di^^positions de cet 
ariK le et dv c»- tahl« ;iu, la liste des juges et des juges suppli'ants pour lesqueU 
les Puissan( es l uDtr.u tantes participent au fonctionnonu nt de la Cour. Les jnses 
appel^s ü tiicger ä tour de röle seront, pour le lemps qui leur eist attribu^ 
par le tablean snsmentionn^, rt^partis entre les düKrentes ann6es de la pdriode 
de six ans, de mani&re qne, dans la nMsnre dn possible, la Conr fonctionne 
chaqne annte en nombre ^1. Si le nombre des jnges snppl^ants d^passe 
oehd des jnges, le nombre de ces demiers ponrra 6tre compldtö par des jnges 
«appl^ants d<:'8ign<:s par le sort pamü oelles des Poissances qni ne nonunent 
m de jnge titnlaire. 

La liste ainsi dressde par le Conseil administcatil sera notifi6e anx 

Poissances contractantes. Elle sera r<'-vis<^c quand le nombre de ceUes*ci sera 
modifid par soite d'adlKisioDS oa de d<^nonciations. , 

Lc changement a uperer par suite d une adluT'aion ne se produira qu'a 
l'3krtir du 1" janvier qui snit la date ä laquelle 1'adh<'sion a son effet. ü 
moins que la ruiwance adbCreute ne soit une l'uissance bcUigcrautc, caä 
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Mqnel peat demander d'ötre aussitöt reprösent^e daiu la Cour, la dis- 
pontion de Tartidf IG {<tant da reste applicable, s'il v a lieo. 

Quaud le numbro tutal des juges est inl^iear k oniei lept jage» 

constitaent le qtioruin iicccbsairc. 

Art. r>7. — DeuA ans avaiit 1 expxraUüU de cha^ue pehude viaee par 

lee «linteB 1 «t 8 de Tuticle 66, diaqae PttiMenee eontntetaiifte poeit» 
demander vne modiftcatioD dee diqMiBitionfl de IWicle 16 et dn tableM 7 
eaaexfi, reUtivement la partieipation an fonetionnement de la Com. La 

demandc sera adress^ au Gonseil administratif qai rexaminera et sonmettra 
:\ tuutes les Puiss.-iiucs des propositions sur la suite ;'i y finnner. Les Pnis- 
sances feront. dsms le plus bref dt'lai pussible. cuUDaitre k-ur r»'s(ilntion au 
ronsell administratif. Le rt-sultat scra iiiimi'diatement, et au «loius un an 
et trente jours avaiit rexpiraliuu dudit d^lai de deux ans, commtuiiquc ä la 
Pnlwuwe qvi a feit la demaade. 

Le eas tfetMant^ les modifleatione ftdoptfee par les Pniaeanoee entceiont 
en vigaear dto le oommeneement de la aoOTelle pteiode. 

En foi de qnol les FMnipofeenttaiiee ont revHn la präsente Gonrsntioa 
de leora siprnatnre«!. 

Fait k La Haye, 1« dix-hait ortobre mil ncnf mit sopt. rn un seal 
exemplaire qni restera d^posö dans les artbives du Uouvtmement des Pays- 
Bas et dunt des cupieä, certid^es conform^, seront remises par la voie diplo- 
matique anx Pnlssaneet d^sign^es i rartioie 16 «t daas sob aimete. 

(Slfnuttoies) 



Annexe de rartlele 16. 

DistribatioA des jugea et Jngea supplteiits par pays ponr ehaqae 
amtde de la pdriode de siz aas. 





Jngee. 


Ju^'CS 

sappl^ants. 




Joges. 


Juges 

sappläants. 




r*" ann<ie. 


4 


Norvdge 


SuMc 


1 


ArgtuLine 


Paraguay 


5 


Pays-Bae 


Belgiqoe 


8 


Colombie 


Bolivie 


6 


Tnrqnie 


Loxembenq^ 


3 


Espagne 


Espsgne 


7 


Uruguay 


Costa Blca 


4 


Gtixe 


Ronrnanie 




III**"" ai 


nnfte. 


5 


Norvegc 




1 


BrteU 


DosdaiesiBS 


;i 


Payb-Bas 
Torquie 


Helgiqoe 
Perse 


8 
3 


Chine 
Eepagne 


Tniqnie 
Portngal 




ir*- ahn^e. 


4 


Pays-Bas 


Soisse 


1 


' ArgeoUne 


Panama 


5 


Roumanie 


Gr6ce 


2 


Espagne 


Espagne 


8 


Suede 


Danemark 


3| 


Grece 


Aoomanie 


7 


Y^D^su^la 


UaiU 
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1 
2 
3 



Vr**^ ann^e. 



1 


Brtail 


Gaat^mala 


2 


Chine 


Tarqaie 


3 


Espagne 


Portugal 


4 


P6rou 


Hondims 


6 


Boimiaiiie 


Ortce 


6 




Dänemark 


7 


1 SaisBe 


P*yi-Bfe8 



BelgiqM 
Balgarie 
GUU 



Fijb-Bm 

MontOitgro 





Jage«. 


Jage» 

sappliillts. 




Danemark 


JJorvtgc 




Mexiqae 


Caba 


V 


Perse 


Chine 


7 


Portugal 


Bspagne 




VI'*"» aiui«e. 


1 


Belgique 


i'ays-Bas 


2 


Chili 


Salyador 


3 


Dänemark 


Norvige 


4 


Mexiqae 


^oateor 


m 

O 


Portogal 


Espaucne 


6 


Serbie 


Balgeiie 


7 


Siam 


Chine 



XIII. Convention concernant les droits et les devoirs des 
Puissances ueutres en cas de guerre maritime. 

Sa HajesU rBmpeiear d'AUemagnei Boi de Pnuae; le Piitaideot des 
£tats>IT]iis d^Amäriqae etc. ^) : 

Bn Tne de diminner les diTeigenees d^opinion qnl, en Gas de gnene 
maritime, existent encore aa sujet des rapports entre les Pniissiiees neatres 
et Iis Puissanres bellig^rantes, et de prevenir les difficnltös aasquelles ces 
diTergences potirraiont donner Heu ; 

Consid^raiit «|iie, si Ton ne peut conrerter dts maiutciiant des stipu- 
lations s'^tendant ;'i toates los rirconstances ((iii petivent sp präsenter dans 
la pratique, il y a neanmoiDs uoe utilite incoatestable k ^tablir, daus la meäure 
da possible, des rögles commanes poar le cas oü malbeoreasement la gaenre 
tiendtalt k 4clateff ; 

Cottsid^rant qae, ponr les cas non pröTOs par la präsente Coaventionf 
Aya lien de tenir oompte des prindpes gän^ranx da droit des gens ; 

Consid^rant qa*i] est dMrable qae les Paissances 6dictent des pre<;crip- 
tions pr^cises poar regier les conseqnenees de Tötat de nentralite qa'elles 
auraient idopt^; 

I ' >nsid^Tant qne c'cst ponr les Fuissanres tieatres, un devMir recunnu 
d appii<|uer impartialement aox divers bellig<irants les rcgies adopt^es 
par elles; 

Conädtait que, daos cet ordre dldtes, ces rftgles ne derraient pas, en 
principe, Mre chang^es, an conrs de la gnerre, par nne Paissance neatre 



1) Siebe oben S. 42a 
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sauf dans le cas ob leipörienoe acqoiw en dimontoerait 1a n^eessitä ponr la 
aanvegarde de see droits ; 

Sont convenns d'ohsf rrer les rfirics rommunes snivaDt«B, qui ne sanraient, 
d'ailleiirs. porter aiif üü' nttrint«^ aiix stijiiilaf ions des traitös g^r&nx exii- 
t&Dts, et ont nomine f>oar Leurs l'leuipotentiiiirt.s, savoir*): 

Lesqueis, upres avuir d^posti leur» pltim pouvuirä, irouv^s en boDDe et 
dne tonne, aont conveiraa des dispositions fluivaiitea: 

Art Premier. — Lea belUgtoanta taut fma de leipecter lei dniti 
aoiiTeraiiia des Pniaaaneca oenties et de B^abatetür, dana le territoiie es lea 
eanx nentres, de tooa actee qvi conatitaendent de la part des Pniaaanoes qoi 

les totererau rt nn manquement u lear neatralit^. 

Art. 2. — Tons actcs d hostiliW, y compris la capture et l'oxprrice da 
droit de visito, ronmiiH p.ir des vaisseaux de giierre bellig6rant8 dans los 
eaux territorialoä d une i'uissance neutre, constitaeot une Tiolation de la 
neutralit^ et bont strictement interdits. 

Art. 3. — Quaini uu navire a 6t<^ capturö dans les eaux territoriales 
d'ane Puissance neutre, cette Puisaance doit, si la prise est encore dana sa 
jnridiotlon, na«t dea moyena dont eile diapoee ponr que la priae aoit relddite 
aTeclaea offidera et lon ^nipage, et pow qne V^nipage mia k bord par le 

captear soit intern^. 

Si la prise est hors de la juridiction de la Puisssance neutre, le Oon- 
vernemf-nt captear, sur la demande de celle-ci, doit reiAchet ia priae aree 

aes otliciers et son ^quipa^^e. 

Art. 4. — Aacan tribiUKil des prises ne peut ßtre fonstitin' par ua 
belligerant sur un territoire ututru ou bur un navire dans dts eaux neutres. 

Art. 5. — II est interdit aus bellig^rants de faire des port« et des eaux 
nenttea la base d'op^tione navales oontie lenra adveraaiiea» notanunent d*j 
installer dea atatioDS radio-til^grapbiqnea on tont appaicil deatin6 k aervir 
conune moyen de oommnnication avec dea forcea bellig^cantea anr tene on 
anr mer. 

Art n. — La rcmise, h quelquc titre qae ce soit, faitc directement on 
indircctcnunt par une Puissanco nf>utre :\ nne Paissance belligärante, de 
vaisseaux dt- guerre, de munitions, ou d un mat^riel de gaerre quelconqae, 
est interdite. 

Art. 7. — Une Pniaaance nentre n'eat paa tenae d'empficlier Pexpor- 
tatioB on le transit, ponr le compte de Yua on de Tantre dea belligäranta, 
d^aimea, de sranitions, et, en g^nöral, de tont ce qui pent 6tre ntUe k nne 
annöe on k nsc flotte. 

Art. 8. T'n Gouverneniont iicTitrr- est tenu d'ustr des moyens dont il 
dispose pour t inpt'cher dans sa juridictinn lY-quipement ou l anni nient de tout 
navire, qu il a des motifs raisuuiiübltä dt; croire destinö ä crui&er ou ä con- 
coorir k des Operations hostiles contre une Puissance avec laquelle il est en 

<) Siehe oben S. 416 ff. 
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p&ix. n est anssi tena d'nscr de la m<^me sarveillance poar emp^er le 
d^part hors de sa juridiction de tont navire destin^ h rroiser on ;\ conconrir 
k dts Operations bostiles, et qui aur^it 6t^, dans ladite juridiction, adapt^ 
es tüut oa en partie ä des usa^es de srnerrc. 

Art. 9. — Une Puisaauc« neutre doit appliqner 6galeuii nt aux deux 
belUgörants les conditions, restrictions on interdictions, ^dict^es par eile pour 
ce qni eoooenie l'adminloii duu bm ports, rad« on eanx tnritorialea, des 
iiMine de gnene Iwll^Anuite on de leon iniseB. 

TootefeiSf mie Pnissancc neQtre peat interdire Vacote de aee poita et 
de ses rades an navire bellig^iMit qvi aonit v6ghg6 de se conformor «uz 
oidres et prescriptions ^dict^s par ellc on qni anrait viol^ U neiitralitö. 

Art. 10. - - La neutralift' d iiiift Pnissano- ii'ost pas rompromise par le 
simple passn^e dans ses eftux territoriales des uavires de gaerre et des priaes 

des beUigurauUi. 

Art. 11. — rine Puissance nentre pent laisser les uavires de gaerre des 
IttlliK^rants se servir de ses pilotes breret^s. 

Art 12. — A d^fant d'antre« dispnsitions speciales de la h'prislation de 
\a Puisäance Deutre, il est interdit aux navireä de guerre des beliig^raiits de 
dementer daoa les potta et radea on dana lea eaiix tenftorialea de ladite 
Pnlsaance, pmdant plaa de 84 lienrea, sauf dana lea cas pr^Tua par la prfi- 
sente GoiiTeiitiaii. 

Art. 13. — Si une Pnisaanoe aTistfe de ToiiTertiiie des taostilitte apprend 

•ju iin navirc de goerre d'nn bellig^rant se trouve dans un de ses ports et 
rades ou dans ses eanx territoriales, eile doit notifier andit navire qa'il devra 
ipartir dans les 24 beures on dans le d^lai prcscrit par la loi localc. 

Art. 14. — I'^n n.-wiro de ijucrre bcllig<*ratit ppiif prolonger son 
s^j«ur (laus uii port lu nfrc au delä de la f1i!r»^f I<^gale qwc pour caihsf d avaries 
ou a riUbun de 1 6lat de la mer. II devra partir dOs quc la cause du retard 
aora cess^. 

Lea r^gles snr la Utnitation da aöjonr daaa les ports, rades et eanx 
oeatrea, ae s'appUqnent paa aux navirea de goerre ezclnsivemait aiectte k 
ane misaioD ndigieose, scientUtqne on pbilantliropiqne. 

Art. 15. — A d^tant d'antree dispotitiona apöciales de la l^slation 
de la Pnissanoe nentre, le nombre maximam des navirea de gaerre d'na bel- 
lig^rant qni pourront se tronver en m^me temps dana an de sea porta on 

rades, sera de trois. 

Art. 16. — Lorsqntj lit s iiavin-s de uan-rrc des deux l'arties Ix lliir^^rantea 
se trouvent simnltanC-ment dans un port ou une rade neatres, U doit ecouler 
an moiiis 24 lienrea entre le d^part da naTire d'nn belligtiraat et le ddpart 
da naTire de Vantre. 

L*ordre des d^rta est d^Stemünö par Totdre des arrivdes, k moins qne 
Ic navire arrir«^ le premier ne soit dans le caa ob la Prolongation de la 
dsree legale dn s^jonr est admiae. 
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Un navire de guerru bolliju^i rant ne peat qaitter uu port oa tme rade 
nentres moina de 24 beure« »prifü le deparl d'an navire de commerce portant 
le paTÜloii de loo adTetMize. 

Axt 17. — Dun les porti et ndet naatrai, lei navirw de gturie 
beUigdmito ne peavent sipuer leui »vaciei qae du» 1» inefiiie iadispeiiMble 
ä Ift 86CiiriM de leor nftTigfttton et noD pee Mcrottn» d'viie nuuiitee qml- 
conqae, lear forc« miUtaire. L*mtorit6 neutre constateis la natura det 
r^paratione k eSeetuer qai derront ^tre ex^ut^ea le plot rftpidement poMible. 

Art. 18. — Lea navires de guerre bellig^rants ne peuTent pas ae serrir 
des ports. rades et eaux t^rritorialos nealres. ponr renoaveler ou aogmenter 
leurs approyisionnemeuts miUtaires ou leur armement ainai qoe ponr cou* 
pl^ter leura ^quipa^rM. 

Art, 19. — Los navircs de jfuerre belliutfrants nv. peuvent ae raviuiller 
dans leü porta et rades ueutreä que pour completer ieur approTiaionnement 
oonml dn tempi de peiz. 

Oes saviieB ne pmvent» de mim», prendre da eembutible que peor 
gagner le port le plas proche de lenr propre paye. Iis peavest, d'aUIeiin, 
piendie le comboatlble ndceanife pour complöter le pldn de lenrs soates 
proprement ditrs, quand Iis se troiiveot dans Ics pays neatiee qal OQt adopti 
CO mode de d^t«$nniiiatiuii du cutnbustible ü fuurnir. 

Si, d'apr^s la loi de la Puiääancc neutre. les navircü ne re^oiTent do 
charbon qUe 24 beures aprös leur arrivöe, la duree legale de leur s<2jour eat 
pruluiigeu de 24 beozee. 

Art 90. — Lei lunrim de gnecre be]%fifmnts, qui unt prie du com- 
bvstible dans le port d'nne Pniimnce neatre» ne peoTent renoaveler tenr 
approviaiomieinent qa'aprte trois mois dans an port de la mima Poisaanee. 

Art 21. — üne piise ne peat Hn amenöe dans an port neatre qae 
pour cause d innavigabilitt, de maaTais dtat de la mer, de manqoe de cott- 

boatible ou do provisions. 

Elle doit rppartir aussitöt qne la cause qui en a jtistifiö Tfutrin' a cessc-. 
Si eile ne le fait pas. la Pnissancf neutre doit loi notifu-r Purdre de partir 
imm^diatement; au cas oü eile ne s y conformerait pas, la Puissance neutre 
doit aeer des muyeus dont eUe diapose ponr la reliober avec aes offiders et 
son 6qatpage et intemer T^qnipage mis k bord par le eaptear. 

Art. 22. — La Puissance neutre doit, de mime, reUcber la pdae qui 
aorait m amenöe en dehois des conditions pröTaes par Tartide 21. 

Art. 28. — Une PuissBooe neatre peat permettre Vaooto de sas porto 
et rades aaz piises eseorttes oa non, lortqa*elles j sont amen^ ponr ^tre 

laiss^es S0U8 B^questre en attendaat la d^cision du tribonal des prises* fiUe 
peut faire conduire la prise dans nn autie d<- ses ports. 

Si la prise est escort»'c par uii navire de guerre. les olticiers et les 
honimcs mis a bord par le capteur sont autoriai^ a passer aar le navire 
d'eacorte. 
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Si l.i prise voyage Beule, le persounel plac^ k son bord par le capteur 
«8i i&ias« en libertö. 

Ark 84. — Si, iiia3gv6 U notifimtion de l'MitofiM nentn, iu Mviit de 
goam bdl^touit ne qoltle pM ob port du» UqjaiA fl ii*a pM k droit de 
Harter, U PaisBeiioe nentfe e le droit de piesdre lee nemfes quelle pourr» 
jager n^coMtiree pow rendia le navire incapable de prendre la mer pendaot 
la doräe de la gaerre et le commandant da navire doit facilitec i'ezttoutiAn 
de ces mesurrs. 

Lors({u uti iiüvire bellig(irant est retenu par one Faissance neutre, les 
officiers ei 1 t^uipage sont (^galement reteotu. 

Lee «rfBdert et T^quipage ainil leteDna peavent Mre laiaete dans le 
WTire oa leg<i, seit nur no antie navire, seit 4 tene, et ils peavent Mie 
«najettiv aox meenree restiietivee qa'il parattrait nteeiaaire de lear imposer. 
Toatefois, on devra tonjoora laiaaer bot le navire lee bommea nteenalree 
ICQ entrc'tien. 

Lt's ütticiers peuvent Htt lais^.'s libres cn preimni 1 eogagement aar 
parole de ne pas quitter le t^rritdin n> iitre sans autorisation. 

Art. 25. — Une Puissaiuf luutif t-st tmiic dCxcrctT hi survcillance. 
qae comjKtrtent lea moyens dont eile dispose, pour euiptcbcr dans ae^ port8 
«a radee et dant leg eanz toate violation dea dispoeitknis qui prtoMent. 

Art. 26. — L'exercice par one Pnissancc neatee des droits d^llnls par 
la prCeente Convention ne peat jamaia 6tre oonsidör£ comme nn acte pea 
;imical par Tan on par l'aatre beUig^vant qoi a aoceptö les articlea qai a'y 

Art "JT. - Lrs Pnissanrcs rnntrartantes se communi<|ner(int r^'oiproqne- 
raenl, tu tempa uule, touteh irs lni>, ordonnance» et autita dispositiuiis 
r^glaot chez elles le regime des imvireä de guerre belligäraDts dant> leuiä 
porte et leara eaox, aa moyea d'nne notification adreaa^e an Qonvemem«it 
dea Faja-Bas et tranamiae imm^diatement par celni-ci anz antrea Pttiaaancea 
eentfactantcSi 

Art. 28. — Lea diapoeitions de la pr<^sente Convention ne sont appUcablea 
qn'entre les Paissances contractantea et aeulement ai lea bellig^raata aoat tona 
jiartles k la Convention. 

Art. 29. — La pr^sentr Tonvention sera ratifite aaaaitAt qae poaaible. 

Les ratifi( ;itions seront dt'i)os»';es k La Haye, 

Le Premier d^pöt de ratirications sera constat^ par un proceis-verbal 
tigD^ par lea repr6aentants des Puiasances qui y prennent part et par le 
lUniatte des AJIairea Etrang6rea dea Paya*Baa. 

Lea d6pöt8 nltdrienra de ratiflcatioos ae feront an noyen d'nne notifteatlon 
^icrite, adresste an Goavemement dea Paya^Bas et aeoompagnfe de l'inatmment 
de ratilication. 

Copie rf rtitiiV rf»nff>rTr<^ procts-vorlial relatif au premier d^'pAt 
ratifiratioiis. des nct iticiit ums meist inunAcs ä Talin^'H pn''r<'*dont, ainsi qur drs 
iofitruments de ratihcation. sera immvdiatement retnise, par les soins du 



496 Dokumente der zwcit«u Friedenskonferenz, 

QouTOnMmeiit des FAyt-BM «( pu la voie diplomatique, mix PaiflniiOM 
ooDTttes h ]» Deiudtaie Conf^fWioe <l« ]» P«ix, aiosl qia'aiuc «atras PaiMBow 
qvi Mizmit »dliArt ^ la OmTentloii. Dum Im oas tüiIs par l'alin^ pr^c^dent, 
ledit Gouvernement lenr hn oomuttre ea mta« temps la data & laqoeUe il 
a reQu la notification. 

Art 30. — Lcs Poinaaees tton sigaalaicM «mt «dniiMB & adbteer ä la 

pr^Dte ronventiou. 

La Puissiiiue qui d^sire adh6rer notifie par tcrit suii int^ntion au 
Gouvernement de» Pays-Bau en lui transmettant l acte d adh^äiou qui sera 
d4poi6 daaa Iw archim dadit QoiiTWiienwnfc. 

Oe Ch>QT«rmoieat tfaatmettra InunMiatement h tostet Im aatiM Fom> 
MoeM oople oerttfifo oonforme de la notifioatian ^nai <iQfi da Taete d^adliddon, 
en iadi^aat la date k laquelle il a xa^a la notificatloB. 

Art. 31. La pftoimte Convention prodnira effet, ponr Im PolnanoM 

qui auront partit ij)/- au premier döpöt de ratifications. soixante jnnrs apr^s 
la dat«' dn procts-verbal de ce d^pöt et, ponr les Pnissances qui ratiüeront 
ultörieuremeut ou (iiii ad!T(?rcront, soixante jours aprts que la notification de 
leur nitification ou de leur adltesion anra ^t^ re^ae par lo Gouvernement des 
Paya^Bas. 

Art. 32. — Sil arrivait qn'une des Puissances contractantes vonlAt 
dtotmmr la prteeate CoBT«ntioD, la dfoOBdation sera aotiflfo par terit an 
GonTmiMMat dM Paya-Bas, 4.111 conumtniqaera iaunMIatMMnt oopie oertifito 
conforme de la notification & toatM l68 antTM PoissanOM en leur faisant •aroir 

la date & laquelle il l'a rei^ne. 

La denoriciation ne prodnira ses effcts qn'h l'^'pard de la Paissance qui 
l'aura not iti^o et un an apr^s que la notification en sera paryenae au Goaver* 
nement des Tay s -Bas. 

Art. 3.^. — Un registre tenu par le Minist^Te des Affaires Etrangt.res 
des Payti-Bas iudiquera la date du depot de ratilications effectue eu vertu de 
l'artiel« fl9 alintes 3 et 4, ainsi qne la date k laqnelle aoroat 4t6 xecoM Im 
natifieatlons d'adhtfdoa (article 30 a1in«a 2) on de dtooneiation (artiole 38 
aiinte 1). 

Cbaque Puissance contractante est admise ä preadie connaissanee de oe 
registte et k en deaiander dM extraits certifi^s confonaet. 

Btt foi de qiam, Im PUnipote&tiairM out zer^ la prteeBte GoaventioB 
de leoxs eignatofM. 

Fait k La Haye, le dix-huit octobre mil neu! ceut sept, en un seul 
exemplaire qui restera diJposc daus !< s »rchives du Gouvernement des Pays- 
Bas et dont des copies, certifi^es contormei», serout remises par la voie diplo- 
Biatiqne aox Puissances qui ont convi6es ä, la Deoxiime Conidrence de 
laPtdx. 

(SignatUM) 
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. DMmtioB rdaÜYe 4 rintordictiaii de laaotr de« 
projeotilee et des exploeifo du haut de baUona. 

Les aoomigiite Fl^potentiftircs dea Paiasanoes coatU» k la Deiui^me 
Oonttmice Intematfoiiate de 1* Faix h La Haje, dftmait antoiMs k oet 
efirt par lenis GooTeraementa, 

aiaapiiaot det aentimenta qni ont trouT^ leor ei^nasioii dana la 

IMdaration d« St^Pßtenbourg da ,^ — 1868, et d^slrant mom- 

reler la d^rlaiatiou de La üaye da ^ joillet 18il9, arriv<ie 4 expiration, 
Declareut : 

Lea Pniaaaneea eontractantes conaentent, ponr uae 
Periode altant jnaqii*^ la fin de la Troiai&me Conference de 
la Palx, k rinterdiction de lanoer dea projectilea et dea 
•xploaift dnhant deballons ou par d'antreamedeaanalognea 

nonvean x. 

La pn'sonte Di'claratiüii ncst obliKatoirf !|ue pour Ips Pnisaanoea 
coDtractADtes, en cas de guerre «'ntri' deux ou piusMurs d'cnfr«' dies. 

EUe cestiera d etre obligatoire da luument uit, daus uue guerre entre 
dN Pdaaaaeea eontiMtantea, nne Poiaiaiioe aen oontraetante se joiodnJt k 
l'u dea MligAraota. 

La prt a e n t e DMaratiim aeca tatUtee daoa le phia bie! d6lai poaaifale» 

Lea latifications seront d^pos^ h La Haje. 

II sera dresst- du «l^pöt des ratifications an proc6s-verbal, dont ane copie, 
ccrtifi'r (onforoie, sera remiee par la Toie diplomatique k toates le» 

Pttisfcaiices cuntractantcs. 

Le« Puiiisaoces ni>ii äiguataüreü pouiruut adherer k la preiieDte Dö- 

claialioB. BUea Mfont, k eet eSek» k faire oonaattte leor adliiaion aiuc 
Piriawweea oeatmelantea, an meyeo d'nne netlAcafcion toite, adreaate an 
OeofeuMBenl dea Fl^ya-Bas et commoniqnee par celoi-d k toatea lea aatrea 
Pttiaaanoee oontractantes. 

Ä'il arrivait qa'une des Haatos Parties eontractantes d(^non^At la 
presente Declaration refte detiDnciation ne produiraif ses effets (lu'iin an 
aprt^a la notiticAtion iinte pur errit au Gouvenieiuent des Pays-Bas et 
coaununique« immediateiuent par celai-ci ä tuutes les autre» Puissancee 



Oette dtoondatioa ne pmdnira aea eieta q^k T^gard de la Pniaeanee 
qal raaca notüUe. 

En foi de qnel, lea Pltaipdoitiaixee ont lev^tn la prtaente Döolaration 

de leurs signatnres. 

Fait & La Uaye, le dix-luiit uctobre inil ncnf cent s»pt, eii uii seul 
cAtinplaire qui restera d<^post' dans les arcliives du ( louviriu-nient des Pays- 
Bas et dont dea copies, certilieets conformes, ä«roDl reaiibeä par la vuie diplo- 
aiatiqne am Pnteancea oontractantea. 

(Signatnres) 
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AoiMitt ra l«r fo«a Imis p«r U Denxitaie Cknftonce de U Pkix. 
Projet tTum ÜMtventiim relatim ä rHaUissMMmt tTum Cottr de/ttsHc^ 

Titre L 

OrganlsatioD de U Cour de jostlee ulKifcisle. 

Article premier. — Dans 1e but de faire progresser la CMne de Tarbi- 
trnL'f^ les Paissances contrartnntrs ronviennent d'nrfraniser. sans porter 
attointe h la Cour permanente d'arbitrage, nne Tour de justice arbitxale, 
dun ac€e8 libre et facile, r^unissaat des jngcs repr^ntant les divers 
sjstdmes Juridiques du monde, et capable d^ASsarer la continuit^ de la 
Joiiipnidfiiice arbltnle. 

Alt. 2. — La Cour de Justice eirUttele le oompoae de jqges et de jogei 
enppldente eheiale parml Ict personnes joaissant de U plus haute considtoktloii 
morale et qni tous devront remplir le.s ronditions requises, dans lears payi 
respectifs, pour radmission dans la liaiite niagistrattin» ou ßtre des jwi»* 
coosnltes d une conipt'tcncc notoirf» < ii inatiere d<' droit international. 

Les jttges et les juge» suppl^autü de la Cour sont choisis, aataut quc 
poerible, pairmi les membres de la Cour permanente d'arbitrage. Le cboix 
aer» feit dans les six moit qni saiTrent la ratificatiea de la ppdseBle 
OeoTentioD. 

Art. % — Les jnges et les jnges sappl^ts sont nomm^ poni ane 
Periode de douze ans h compter de la date oü la nomination aura ^tö 
notifit'e au Conseil administratif institn^ par la Convention \y<mr le regle- 
ment parffiqiie des mnflits intematiouaux. Leur maiidat peut etre renonvele. 

Ell cas de d6cc» uu de di^nüssion d'un juge ou d un jage suppl^ant, U 
est pounru & son remplacement seien le mode tixä peor sa nomination. Dans 
ce cas, la nomination est f aite ponr nne nonToUe Periode de donse aoi. 

Art. 4. — Les jnges de la Conr de justice arbittale sont £ganz «ntre 
eux et prennent lang d'apito la date de la notification de lenr nomination. 
La pr<^s^ance appartlent au plus a^^, au cas ob la date est la mdme. 

Le» jnwpK Supplikants sntit, dans 1"< ycri ir*» df Iftirs fonctions, »mfimilÄ» 
attX juges titulaires. Tuiitcfois. il prciinciit raii^' apr»\s ccux-ci. 

Art. 0. - Les jnges juuts»eat des privilcgoti et uumunites diplomatiqaei 
dans Texerdce de lenre fonctions et en dehors de leur pays. 

Avant de pendle possession de lenr sidge, les jnges et lee juges snp« 
pMants doWent, derant le GonseCl administiatif, prMer ssnneiifc en falle nne 
alfimatlon solennelle d*exeicer leors fonetions aTec impaitialitd et en tonte 
«eoscicnce. 

Art. ß — La (V/xir d<'siiinr annuellcment trois juges qni {orment nne 
Delegation speciale et trois autre» destin<^s a 1* s reiuplacer ».u cas d'enipA- 
chenient. Iis peuvent ^tre r<^lns. L'ölcctiou se fait au scmtin du üste. 
Sont oonsiddr^ comme ^liis cenx qni röuniraent le plus grand aombre de 
Toiz. La ZMI4gation 6Ut eUe-m6me son Prteident> qni, k ddfavt d'iae 
majorit^ est derign4 par le aort 
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Vn lueinbrc de la Df'l^j^ation ne pcnt exercer ses fonctions qnantl la 
Ptiisssince ijui Ta nomim . ou dont il t-st le national, est nne des Parties. 

Les membres dt U DtlOgation terininent les affaires qui leur unt H*: 
souuiii^es. mf-mc au c&s ou la pcriude pour lai^uellc iLs ont ct<j uommäs jugcs 
aenit expirC"«. 

Art 7. — L*ez^ce des fonctions jadiciaiies est interdit an jnge dans 
les liaim att sajet desquelles il anra, ä nn titre qadeonqne, conconrn ä la 
döcision d'nn Tribunal national, d*nn Trttmnal d*arbitrige on d*nne Com- 
inission d^enqndte, on fignri dans rinstanoe comme consdl on avocat d*nne 
Partie. 

ATinm jnsrf ne peat intervenir comme airi n( ou comme avocat devant 
,1a Cour de jut$tice arbitralc on la (^our permüütute d'arbitrage, devant un 
Tribonal special d'arbitrage ou uae Commission d enqut*te, ni y nirit pour 
one Partie en quelque qu&UtiS que ce soit, peiidarit toute la duree de son 
mandat. 

Art 8. — La Conr 6lit «m President et son Vice>Pr6sident A la majo- 
iit6 absolne des snllrages eiprimte. Aprte denx toors de scmtin, r^lection 
se fait la najoritd relative et» en eas de partage des Toix, le sort d^de. 

Art. 9. — Les jnges de la Conr de justice arbitrale refoiTont nne 
ii^emnit^- annuelle de siz nulle florins nterlandais. Cette indemnit^ est pay^ 
ä l'expiration de chaqne semestie k dater da Joor de la premi^re rAnnion de 

la Cour. 

iViidaut Texercice de leurs fonctions an rours des sessions ou dans les 
oas 4>p€ciau\ pr<^vus par la presente Convention. i\h touchent «ne somnu de 
Cent florins par jour. II leur est allou6, en outre, une indemnit^j de voyas^e 
fijt^e d'apr^ les reglements de leur pays. Les dispositions du präsent alinea 
s'appliqnent anssi anz juges suppl^ants rempla^iuit tos juges. 

Ces allocations, comprises dans les frais g^nörMx de la Conr» prävns 
par ranide 31, sont versäes par rentrenUse da Bnrean international institod 
par la Convention poar le r6gl«nent pacifiqne des conflits intemationanx. 

Art. 10. ~ Les juges ne penvent reoevoir de lenr propre Qonvememait 
on de cHni d une autre Puissance aucune r<'Tnnn<ration ponr des servlOSS 
lentrant dans Irurs dfvoirs rommf meinbros de la Cour. 

Art. 11. La ( our d)- justic«- arbitrale a son sii:ge & La üaye et ne 
peut, sauf ](> cas de turce majeure, le transporter ailleurs. 

La D^l^ation peut, avec l'assentiment des Parties, choisir un autre 
Uen ponr ses vfinnions si des circonstances particnli^res Teiigent 

Art- 12. Le Conseil administratif remplit ä. T^'gard de la Cour de 
juUee arbitrale les fonctions qu^il remplit & P^ard de la Conr permanente 
d'arUtrage. 

Art IB. ~ Le Enrean international sert de greife k la Conr de justice 
arbitrale et doit mettre ses locaux et son Organisation ä la disposition de la 
Oonr. II a la garde des ar« hiv ~ et la gestion des affaires administratives. 

Le Secr6taire Qto6ral da Bureau remplit ies fonctions de greller. 

Zeitachrift f. Intam. Privat« a. Offentl. Recht. XVII. 3S 
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Lh aecfiteinB •4j<^Bte m gieffier, Im tiMhutenn et kB iltoc^rapbes 
n^oeaniNS sonl Mgnte «t a«atiiiinlte yar la Goar. 

Art 14. lok Cour ms rtaail «d tmdiom «le iois pw an. La mmii 
«ommeBoe le troisi^me nmndi de jain ei dwe tani qne Voidre d« joar 
n'anra pas 6U- cpuiaO. 

La Cour nr sr» n'unit pas en Session, si la D^'b-üfution estiiMt" qne cette 
R^nnion n'est pas iit^cessaiiv. Tontefoig. si iine ruissance ept partie h qo 
liüge actueik'Uii'Ut pendaut tlevaut la Cuur i t duul l lustructiun ei»t termin^ 
4>a Ta dtM tamiiiöe, eile a le droit d'exiger que la aeiaidii ait liev. 

Bn cas de n^ceadtä, la IMlögatiiMi peat conroqaer la Goar en aeMion 
extraordinaire. 

Alt. 15. — Un compte ~ reiidu dea travanx de la Gevr aera dteaaö olMMpw , 

ann^e par la Drlögation. Ce compte rcndn sora transmis aax Pui»sances 
<-ontractant( s p ir l interinediaire du i^>ni-(-uii int) rtiational. II sera coBUna- 
nii^nd' auüsi a tous ics jugcs et juges bupplcauU de la Cour. 

Art. lü. — Les juges et les ju^ea supplCants, mcnibres de la Cour de 
justice arbitoale, penveat aoaai fttre nomnda aox fonctieoa de jage et de 
jage aappltoat dana la Cour internatioBale dea priaea. 

Titre II. 
Gomp^tettoe et ProcMofe. 
Art 17. — La Goar de joatiee arbitrale eat compMenie poor teoa lea 

caa qoi sont port« s devant eile, cn vertu d'une atipalation g^n^rale d*arbi- 
trage ou (i'un accurd sprcia). 

Art \f<. fj.i DOlrgation est rom|H^tente: 

1. poiir jiiLfi r 1»"'S ras d'ru l'it r:ti::<- vis/'s :\ l'ai t jcl«' pr» r( d»»nt, hI los 
Farties soiit d a<;< i»rd poiir r^clamer I application de la procC'dnre 
somuaire, rt'gh'e au Titre IV Cbapitre 4 de la Conventioii po«r 
le r^glenent pacifiqoe dea oonflito intematieaaax ; 
d. ponr proo^der k oxie enqoMe en verta et en ooafonnitft dn Titre III 
de laditc ConTeatieo en taot qae la Ddl4gation en est cbargäe 
par los Parties agissant d'un oommun accord. Avec 1 assentimcnt 
des Parties et par dorogation ä l artif ]e 7 alint'a 1 . !(^s' membres 
de la Dt'iriration nvnnt pris part a reuqin tc pmvi'nt si« i^er corame 
juges, si le iitige mt aouniis 4 l'arbitrage de la < our ou de la 
Döl^atiOD elle-m^me. 
Art 19. — La IM14gation est, en oQtre, eonpötente ponr r4tabliaa«neDt 
da compromia viai par rarfiiele ÖS de la Genventfon poar le r^ement paoH 
fique des cootlits intematlonaax, si lea Rvtiea aont d'accord paar a'en re- 
mettre ä la (Jour. 

Elle rst f^fjalpTnent ron)p<''tpntp. niAmt- si la demande est faite sotilement 
par 1 ijni> di s l'iirti. s. »pr.-, qu un accord par la voie diplomatique a et6 
vainemeut c-»äu^c, quand il s agit: 

1** d'un diffdrend rmtrant dana an trait4 d'arliitrage g^näral oooda 
Ott renonvel^ aiw6s la miae en vignear de eette OonTOitlon et qoi 
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pr^Toit pour chaque diff^rend an compromis, et n'exclat pour 
r#tftbliB8eineiit de ce dernier ti expHdtement ni implidtement la 
oompdtence d« la D^Ugatioii. Toatefoii, te neonn k la Goar n% 
^ Htm A Tattti« Partie dfelace qa'& boh «vis le diffdiend 

D'appartient pas ä 1» caMgorte dM questiuns ü soomettre h. un 
Arbitrage oblij^atoire, a moins qae le trait<; d'arbitrage ne conföre 
au tTibnnal arbitnü ie ponvoir de dteider cett^ qnr«^tioD pr^alable; 

2^ d'un diff^rend provenant de dettes contractaelles r<^c]am6es a une 

Puis*;aTif (' par une antrn Pfns»<<inro oommp dues ä se« nationaux, 
et pour ia sulution duquel l oHire d arbitrn^»' a arcrpt/c. fette 
disposition n'est pas appliquable si racceptrttion :i < t<- siiburdoniK-e 
ä Ia coiiditiun qm Ic < omproniis soit ('•tabli selun ua autre mode. 

Art. 20. — Cbacune des Partiet» a it* droit de dösigner un jiii^e de Ia 
Cour pour prendre part, arec voix dcUb^rative, ä rexamen de 1 ailaire sou- 
mue k la D^ldgation. 

Si la D61^tioo fonctiotine en qnalitö de Commiflaion d*eaqttfite, ce 
mandat pent 6tre confld k des penoimeB priaes en delion des juges de la 
Covr. Lee frais de döplacement et la n&tribation k aÜouer aaxdites persomiei 
sollt iix^ et lappartäs par les Pnieeances qni les ont nomm^es. 

Art. 21. — L*aecte de la Coar de justice arbitrale» institate par la 
pidwnte OoaTentioD, n'est ooTert qn'aiix Poissaiices contractantes. 

Art. 22. — La Cour de jostice arbitrale soit les rfeglee de pror inte 
^dict^ par la CoiiTeiition pour le röglement pacifique des eonflits inter- 

aatioiMMix, sanf ce qui est prcscrit par la presentc ConTention. 

Art. 23. — La (^our d(^cide du chotx de la langne dont eile tera Qssge, 

et des langues dont l emploi sera autorist^ devant eile. 

Art. 24. Li- ?>^^'^aa intemationul scrt d'interm«'diairp pour toutes 
les rommnnications a fairo au.x jugcs au cours de l'instniction prevup t\ 
lanirlp alin^a 2 de la Conveotioii pour le rt^glcuient paciüque des eonflits 
intemationaux. 

Art. 25. — Pour toutt s les notitications ä fair«' not irument üux Parties. 
*ux l« moins <*t ;iii.v r\[n rts, la Cour pcut s adrcader direcltmcnt au Gouver- 
nement de la Ir'uibäaiicc: »ur le territoire de laquelle la uotiticatiou doit ötre 
cSsiMe. II «1 est de m£me i'll a'agit de faire proedder k r^tablissemeiit 
de taut moyen de preOTe. 

Zjes reqoMes adresefes k cet effet ne penvent Hre refosdes qae si la 
^Dissance reqoise les jnge de natnre k porter atteinte k sa sonverainetö oa 
^ sa »>curit6. S'il est donni- suite k la recin^te, les frais ae oomprennent 
9Äe le« d^penscs d exi^cution reelleincnt effe( tu»'es. 

La Cour a A^alomcnt la fnnilti' de ri ^^onrir X iintennediaire de la X'uis- 
»ance sur ie t4»rriioire de ia i n II- a siege. 

Les notitications ü faire uux i'urucä dans le lieu oü sioge la Cour 
Pwwent 6tre executees par le Bureau international. 

:i3* 
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Art. 86. — Lea d^bfttt soDt dirigös par le Präsident ou le Vice-Pri si- 
dent ot. cn ras d ahsf^nce, oa d'emptehemeat de rmi et de l'Mtre, per le 
plus ancieii des jutii's pn'sents 

Le juge nummt' par utiu des Parties ne peut si^ger coitiine President. 

Art. 27. — Lea d^lilMJratioDs de la Cour oDt Uea k buit» clos et restent 
eeorMea. 

Tovte dteiiion eet priie h 1» Bejoritö dw joges pfteents. 81 la Cour 
ti^e en nombre pair et qn'il y «tt pertage des toix, la voix dn demier des 
jngea^ daas rordre de prtoöaoce ötabtt d'apite Tarticle 4 aliiiöa 1, ne sera 

paa compt4Je. 

Art. 28 — Lvs arn ts ile la Cour duiveat (tre inotives. Iis mentionnent 
les muxh des juges qui y ont participü; üs sont sign^s par le Pri^ideut et 
par le greffier. 

Art. 29. — Chaque Partie Supporte ses propres frais et nae pari £g«)e 
dee frais spteiau de l'insfeanoe. 

Art 80. — Les dispositions des articles 21 & 29 sont appliqv^ per 
aaalogie dans la proc4>dure devaat la IMMgation. 

Lorsqao lt> droit ri'adjoindro nn mpinbro ;\ la Drlt'^fation n'a ^t^ extrcä 
quc par uue seuh- Partie, la voix du mcmbre adjoint n'est pas comptte, s'il 
y a partage de voIa. 

Art. 31. ~~ Les frais gC'uC'raux de la Cour sont support^^s par les Poie- 
sances eontractantes. 

Le Gonsell admiitistratlf s'adresse anx Pulssanoes povr obtenir les fonds 
nteessaires au fonctionnement de la Cour. 

Art. 32. — La Cour fait elle-m£mc son r^glenent d'otdre iot^rieiir qd 
doit ßtre commnniquä anx Puissances eontractantes. 

Aprt^s la ratification do U präsente Oonvention, la Cour se r^ujiira 
aussitOt que possible, pour i' laborer ce rcglemeut, puur ^lire Ic Pr<}8ident et 
le Vice-Pr6sident ainsi que pour d<^signer les mcmbres de la Dd^gatioo. 

Art 33. — La Gonr pent proposer des modificatioiis k apporter aox 
dlsposttions de la prtsente Conrention qni oonoement la procMore. Ces 
propositieiis sont commmiiqiiöes par rintermädiaire du GoaTemcment des 
Pays-Bas anx Puissances eontractantes qni se conoerteront snr )a softe k f 
donnw. 

Titre IIL 

Dispositions finales. 

Art. 34. — La prteente Ckinvention sera ratifite dans le plus bref 
d^iai possible. 

Les raüfications seront d^pos^s 4 La Haye. 

n sera dressö du döpöt de chaqae ratification un procte-verbal, dost 
nne oopie, oertifite conforme, sera remise par la Tole diplomatique k tontes 
les Poissanoes slgnataires. 

Art 8& -> La convenlioD entrera en Tigaenr six mois aprfes sa rati- 
fication. 
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Elle aura une dar6e de douze ans, et sera renouvcl6e tacitement de 
donae an« en donie ans, sauf däiondation. 

La dtooQdatioii deYfa ftlre notifi^e, ao moliu denz ans aTaot Teipira- 
tun de diaqne pMode, au QonvoniemaDt des Fajs-Bat qni «n donneia coii< 
MisBance aax aatres PaiHances. 

La dönoDciatioD ne produira effet qn':\ IV-pard de la Pnissance qui 
I'aura notifi^e La Conyention restera extoatoire dans les rapports entre les 
aatres Poissances. 
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Die zweite Haager Friedenskenferenz.*) 

Von Prof. Dr. Otfried JKIppold, Bern. 

Erster Absehnitt 

Kinleltnng und Uc^bt^r blick. 

Die zweite Haaprer Fripdcnskonferenz. die urspriinglich. 
einer Aiirefrnn<x dts Präsidenten Roosevelt folgend, bereits zn 
einem früiieren Termine zusammentreten sollte, jedoch auf 
Wonscli Kiißlands zunächst verschoben wurde, ist, auf Grund 
einer Kiniadung des nissisrhoit Kaisers^) durch die Königin 
von Holland, auf den 15. Juni 1907 nach dem Haag zusammen- 
bemfen worden. 

An der Konferenz waren dieses Mal 44 Staaten beteiligt, 
gegenüber 26 Staaten der ersten Konferenz. Es waren dies in 
der Reihenfolge des franzosischen Alphabets: Deutsches Beich, 
Vereinigte Staaten von Nordamerika, Argentinien, Oesterreich- 
Ungarn, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, 
Columbien, Cnba, Dänemark, Dominikanische Republik, Equator, 
Spanien, Frankreich, ( !roß-Britannien, Griechenland, Guatemala, 
Haiti, Italien, Japan, Luxemburg, Mexiko, Montenegro, Nica- 
ragua, Norwegen, Panama, Paraguay, Niederlande, Peru, Persien. 
Portugal, Kuiuüiiien, Rußland, Salvador, Serbien, Siam, Schweden, 

*) Der folgende Artikel bildet den Anfang von Erörterungen ftber die 

7^vf ite Kooferenz, welche in den nächsten Heften fortccsetzt werden sollen. — 
Der Artikel wird unvirkür/,r wiedergegehtti. obwohl sein OngenstÄnd 
7.nm Tpü mit tler S i'.S'.iff. nntt^( teilten Denkschrift zusammenfällt. - Das 
Mauubkripl des Artikels war lu den Händen der Kedaktion, beTor von der 
Denkschrift etwas verlautete. — Red. 

^) Auf die Voigodiichte der Konferm hier nftlier «inxntreten, dürfte kaum 
Ton grofiem Wert sein. Du Meiste darüber ist ans der Tagespfesse bekannt 
so insbesondere die Rondreise des Herrn von Märiens bei venddedenen 
Regierungen im Interesse eines Zostandekonimens der Konfera». 
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Schweiz, Türkei, Uroguay, Veaeziiela. In dieser Beteili^^oag 
der gcMHuntoa zivilisieiteD Well darf man nicfat nur ein erfrea-- 
liehe« Zeichmt für die allge meine Teilnalmie an dem Haager 

FWedeaawerk erblicken, für die allgemeine Anerkennung der 
grundlegenden Bedeutung, die den Arbt iti'n im llau^ lür das 
Vi>lkern'cht und den Weltfritdcn zukommt, sondern {rloichzeitig 
iiucli einen Ausdruck daiür, dali das Geituüg.sgebiet des Vidker- 
rwhts sich heute so weit erstreckt, wie es auf di r Erdo 
souveräne Staaten gibt, dab dieses letztere sich also endgiltig 
losgemacht hat von den alten Schranken, die ihm noch ans den 
Zeiten einer einseitig chriatüch-enropäischen Auffaisang des 
VoUcerrechts angehaftet hatten. 

Zun ersten Mal waren die amerikanischen Staaten jetst 
mtieten, wfthrend aaf der ersten Konferenz der amerikanische 
Konliaent lediglich dnrch die Vereinigten Staaten and Mexiko 
rei^rftflentiert wnrde. Bs waren dies allein schon 19 Staaten.*) 
Aodi sonst wnrde die Furage der Teilnahrae an der Konferenz 
dieses Mal zioTtdich srlatt gtdöst. EinzijLT mit Bezug auf Korea 
bestand itisuli i n ciru' Sclivvierierkeit. als dieses I^and seinerseits 
an der Konfon-iiz trilzunolimon wünscht«' und soprar Delegierte 
nacli dem Haag entsandt liattc. Da die t^ouveränitiit Koreas 
aber nicht aUseitig anerkaant war und die Konferenz es ver- 
meiden muike, zu politischen Fragen Stellung zu nehmen, 
wusde den koreanischen Delegierten die Zulassung zur Konferenz 
Terweigert. Die mit Bezog auf Südafrika im Jahre 1899 
bestehenden Schwierigkelten waren in der Zwischenzeit in 
Wegbil gekommen; als englische Kolonien konnten die sikd- 
afrikanischen früheren Republiken ebensowenig an der Konferenz 
besonders teilnehmen, wie Canada, Kapland, Australien oder 
Indien. Auch über die Beteiligung des Papstes enti?tanden 
dieses Mal keine Kontroversen. Man hat dieser i'rage im 
Jahre 18^)9, iianientlirh in der französischen Tiiteratnr, nur zu 
viel Aufmerksamkeit zu^rcwandt Sic dürKe uuniin la' wohl ein 
für allemal, auch im Hinblick auf die künftigen Haairer 
Konferenzen, entschieden sein. Der Papst mag als Friedens- 



>) HondoxM war anfangs nicht vertroten. Ferner iehlte Costa-Rica. 
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venuiftliT Vcnliciistf ));ttM u (idor nirht. in jodPTn Fallo reprii- 
sentiert er iK'utc kein suuveriuics Staatswesen, Aep-ypten kam 
als halbsouveräner Staat für die Teilnahme ebenfalls nicht in 
Frage. Dagegen war Bulgarien auch diesmal wieder .das Recht 
der eigenen HeprsLsentation eing[eräumt. Norwegen zahlte 
dieses Mal selbstverständlich als besonderes Staatswesen. 

Unter den Delegierten befand sich auch dieses Mal eine 
Keihe von Persönlichkeiten, die sich bereits im Jahre 1890 
Verdienste vaa das Haager Werk erworben hatten. £2b seien 
in dieser Beziehung namentlich hervorgehoben: ans Deutsch- 
land Zorn, ans Oesterreich Merey von Kapos^Mere und 
Lammasch, ans Belgien Beemaert, ans Frankreich Bimrgeois, 
ä'JSsUmmeUea de Comiant, Bena$ät, ans Italien Pmnpüy, 
ans Luxemburg Eyschen, aus Holland de Beattfort, Ab^ot, 
den Beer Poortuffael, aus Rumänien Beldiman, aus Rußland 
von Martens. Haben unter den Genannten sich einige im 
Jahre 1899 iu ganz hen^orragendcr AVcise betätigt, so imißte 
luan andererseits im Jahre JUüT doch eine Reihe von Namen 
vermissen, die dr r ersten Konferenz ebenfalls zur Zierde gereicht 
hatten, deren ']'r;i«rer aber teils inzwischen gestorben, t^ils zur 
zweiten Konferenz nicht dtdegiert werden waren. Es seien 
nur liervorgehoben : der Chevalier iJeacamps aus Belgien. 
Panncfotc aus England, von Staal aus Rußland. 117//^, 
Seüi-Low und Holls aus Amerika, Graf Nigra aus Italien. 
Odier aus der Schweiz. Daneben versteht es sicli aber 
andererseits wohl von selbst, daß unter den neuen Delegierten 
sich ebenfalls eine Reihe von Persönlichkeiten befanden, die 
sich große, ja zum Teil ganz hervorragende Verdienste um die 
Konferenz erworben haben und deren Namen daher in Ver- 
bindung mit den aus dem Jahre 1899 bereits geläufigen wohl 
hervorgehoben zu werden verdienen. Ich muß jedoch an dieser 
Stelle auf solche Namensnennungen verzichten, da die Auswabl 
wohl etwas Schwierigkeiten bereiten würde, und erwähne 
nur nebenbei, daß insbesondere mehrere Vertreter des amerika- 
nischen Kontinents sich rühmlich hervorgetaa haben, imd 
daß sodann namentlich die Berichterstatter, darunter speziell 
der Baron Guillaume aus Belgien, her\ orragendes geleistet 
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halx n. Das Arln'itsppnsmn, da> im Haajr ^lies Mal zu be- 
waltigL'u war. war t'iii ganz gewaltigres. und die Männer, die 
dazii beirret rubren haben, daß dir jetzigen Resultate erzielt 
werden konnten, verdienen daher alle Anerkennung. Die 
Schlußakte zählt dieses Mal im ganzen 174 Delegierte auf. 
Dazu kam aber noch das weitere Personal der Delegationen, 
80 daß man im ganzen eine Zahl von 239 Vertretern heraus- 
gerechnet hat. 

Nachdem in der ErSffnungssitzung vom 15. 6. 07 der 
holländische Minister des Aenßeren van Tets mn Gaudriaan 
und der Präsident der Konferenz von NeUdow Begrüßungsreden 
gehalten hatten^), .wurde zunächst das Sekretariat der Konferenz 
bestellt. In der zweiten Plenarsitzung bestimmte die Konferenz 
dann ihr Reglement und verteilte ihr Arbeitsprogramm. 

Während die erste Konferenz die Arbeiten auf 3 Kom- 
missionen verteilt hatte, wurden dieses Mal 4 Kommissionen 
bestellt, angesichts des viel umfassenderen Programms, das der 
Erledigung harrte. Die Verteilung; ^^eschali in t(il<rrn(l('r Weise: 
Die erste Kouini iss i (»n liatte sich mit der Uevision 
der Konvention für dir iricdlichr Erlpdi^^img internationaler 
Streitigkeiten, sowii mit dem i'risüiinclit zu befassen. .Sie 
verteilte «1 iieidt-n Auigaben auf 2 Subkommissionen. Neben 
der ersten bubkommission arbeiteten aber nocii .{ besondere 
Komitees A, B und C an der ersten der beiden Aulgaben, und 
ebenso bestellte die zweite Subkommission noch ein besonderes 
Comife d'examen. Welche Arbeit da geleistet worden ist, das 
zeigt folgender Ueberblick: 

Die erste Kommission hielt ... 10 Sitzungen 
Die erste Subkommission hielt . . 11 ^ 

Das Komitee A hielt 17 j, 

Das Komitee B hielt 8 ^ 

Das Komitee C hielt 11 ^ 

Die zweite Subkommission hielt . . 3 „ 
Das Camitäd*ea:ameti des prises hielt 3 ^ 

zusammen 03 Sitzungen, 

Für diese Reden vcrw^isf i< h auf das l'rnt. kdn d. t f rsti n Plenar- 
sitzung vom 15 6. (i<. Dieselben sind io der Presse ebentalls vielfach ab- 
gedruckt worden. 



Digitized by G() 



508 



Mippold, 



die allein dem rJegenstandt' der ersten Xummissioii ^'ewidmet 
waren. Mit iivcht safrte der Präsident Bourgeois in der 
Schlnßsitziinir der Kommission: „Ceux qui troumient que la 
Conference durait lofigtemps ne pourraient se douter de 
VmUnsUe d'im pareil fraimü''. Der Glaube, daß im Haag 
wenig gearbeitet und nichts geleiiitet worden sei, ist ein Aber- 
glaube. Aber aurli die vielfach verbreitete Meinung ist falscfc» 
daß im Haag die kriegsrechtlichen Aufgaben weitaas im 
VordeigTsnde gestanden baben. Das Arbeitsgebieifc der ersten 
Konunission war nicbt nur das völkeneobtlicb sweüeUes 
wicbtigsle, fiondem es war auch das nmfangrekhsle. Das 
beweisen allein schon die Akten der Konloreos. Die Akten 
der ersten Kommission baben fttr sieb allein so viel üviang, 
wie die aller anderen Kommissionen zusammen. Wir weisen 
bei Behandlung des IMedensrechts noch näher sehen, vor 
welche Fülle von Aufgaben sich diese Kommission gestellt sah. 
Hier sei nur noch betont, daii die Arbeiten der ersten Sub- 
kommissioii sich iiacli vier Hauptrichtungen verteilten: die 
Revision der Konvention von 1SI>'.). die Frage des obligatorischen 
Schiedsgerichts, die anierikiinisclir Motion betr. ilir HeitreilMuig 
von Forderungen, die Krrichtung eines |)^'rnlanenten Schieds- 
gerirhrshols. Wie schwierig sich die Bearbeitung aller dieser 
Fragen gestaltete, darauf weist nicht nur der Umstand hiu, 
daß so viele Staaten an ihrer Erledigung mitzuarbeiten hatten, 
und zwar ohne daß ein vorheriges Einvernelunen oder gar 
nähere Vorberatungen hätten vorhergehen können, sondern das 
zeigt u. a. auch die Tatsache, daß Baron Guillaume zum Korn- 
missiousbericht nicht weniger als 67 fieilagen bringt, von denen 
!)8 Vorschläge für die Abänderung der Haager Konvention 
enthalten. Es glaubte eben fast jeder Staat, seinerseits mit 
zur Lösung der der Konferenz gestellten Aufgaben beitragen 
zu müssen. Das bedeutete zum Teil aber, da eine Verständi- 
gung vorher nicht stattgefunden hatte, auch eine Erschwerong 
dieser Aufgaben und dürfte für die zukttnfkigen Konferenzen 
eine deutliche Lehre enthalten, dahingehend, daß das Haager 
Werk auch in der zwischen den einzelnen Konferenzen ge- 
legenen Zeit durch gemeinsame Vurarbeiteu gefördert werden 



Digitized by Google 



Die sweite Uaag^r FtiedeDskoniereoz. 



^9 



muß, um nicht nur eine Entlastung, sondern auch eine leichtere 
VerstÄndigrung auf den Konferenzen herbeizuführen. Ich werde 
auf diesen Punkt noch speziell znrftckznkommen iukben^). 

Die zweite Kommission hatte sich mit dem Landkriege- 
recht, mit den Deklarationen von 1899, mit den Rechten und 

I*flichtpn der Neutralen zu Lande und mit der Fra^ der Er^ 
Öffnung der Feindseligkeiten zu befassen. Sie erledif^^te diesti 
Aufgaben zum Teil ebenfalls in zwei Subkuminissionen. 

Die dr it te Ko m m i ssioD hatte folg^^nie Frühen zu behandeln : 
ßombardement von Häfen usw. durrli Set Streitkräfte, Legung 
von Minen, Lage der Schifte der Kriegführenden in neutralen 
Häfen, Ergänzung der Konvention von 1899 über die An- 
wendnng der Prinzipien der Genler Konvention auf den See- 
krieg. Sie arbeitete ebenfalls zum Teil in zwei Subkommissionen. 

Die viei'te K <» in in i ssi on batte fol^«nde Aufgaben: Fui- 
wandiiiii^^ von I lanilelssrhiften in Kriegsschiffe, das Privateigentum 
zor See, die Ver^iin.stii.;nnK>tiisten, die Krie^^skontrebande, die 
Blokfide. Vernirlitun^i neutraler Prisen dureii hi>here Gewalt, 
AiivveiiduDg von Landkriegsrecht.ssätzea auf den Seekrieg. 

Präsident der ersten Kommission war Bourgeois, der 
zweiten Beemaert, der dritten Graf Tomielli, der vierten 
fm Martens, 

Inwieweit es nun diesen Kommissionen, sowie der Konferenz 
im ganzen gelungen ist, die ihr gestellten Aufgaben zu lösen 
und damit einen weiteren Schritt vorwärts zu machen auf dem 
Wege zu dem schönen Ziele der Befestigung der internationalen 

Rechtsordnung und damit des Weltfriedens, mit dieser Frage 
gedenke ich mich in den folgenden Abschnitten noch etwas 
näher zu befa.ssen. Es .soll dabei der erste Abs( linitt spi /iell 
den Ergebnissen auf <h'ni (iebiet «1» > \ i'lkerreehtlicht i) \ ei - 
fahrens bezw. des Friedensrechts gewidmet sein. In einem 
zweiten Abschnitt gedenke ich luich dann mit den kriegsrecht- 
hchen Ergel)ni.ssen zu beschäftigen. Und den Schlußabschnitt 
8oU ein Ausblick auf die Aufgaben bilden, die sich auf Grund 

M V^'l. dazu auch ineineii Aufsatz; .Ein Hauptergebnis der zwoit«'n 
ÜMger J^iedenskonferenz" in dt^r ^Deutschen Üetuv" vom Dezemljer 1Ü07. 
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einer kritischen Würdigrung der diesmaligen Konferenzresnltate 

für die dritte und für die später folgenden Konferenzen ergeben. 

Ein Ueberblick über die oben zusaramengestellten Aufgaben 
der Konferenz — und h diolich einen st)l( lii'n reberblick mochte 
ich hier in diesem einleitenden Abschnitt ^ebcn — lehrt uns 
nun zunächst, daß diese Aufgaben zum Teil neue waren, also 
Gegenstände betrafen, die auf der ersten Konferenz noch gar 
nicht behandelt worden waren, zum Teil aber solche, die 
lediglich eine Fortbildung, Ergänzung, Abänderung oder auch 
Bestätigung der Konventionen, Deklarationen, Resolutionen und 
Wünsche der Konferenz von 1899 bezinreckten. Es wird sich 
zeigen, daS nach beiden Richtungen hin das Konferenzwerk 
bedeutsame Fortschritte zu verzeichnen bat. Wenn die Kon- 
ferenz auch nicht alles erreicht hat, was viele von ihr erwartet 
hatten, ja was sie sich selbst zugemutet hatte, so hat sie doch 
viel erreicht, und wir dürfen daher die Ergtlmisse, die sie 
uns darbietet, immerhin mit Genufrtuung ent^reireniiphTTicn, in 
dem siciieren Gefühl, daß das jetzt Krreiclite, mag iiiaii es nun 
mit skeptischen oder mit freudigen Blicken betrachten, docli 
unter allen Umständen eine Garantie dafür bietet, daß die 
Arbeit an dem großen Werke des Völkerrechts und des Völker- 
friedens sich Jetzt in vollem Gange und in guten Händen be- 
findet, und daß weitere, größere Erfolge sieb mit der Zeit an 
die jetzt erzielten unbedingt anschließen werden. 

Die jetzige Konferenz bat viel erreicht Nehmen wur die 
Schlußakte zur Hand, so zählt sie uns zunächst die folgenden 
Konventionen bezw. die folgende Deklaration auf; 

I. ConveutidH pour le reglement pacifique des ConflUs 
interna t((>)/fin,r. 

11. Conreiilion concernant la liniUudoH de l emploi de 
la force pour le recouvrement de def fcs co)i t rachielles. 

III. Convention relative ä Vouieriure des hosfilites* 

IV, Cotiventiofi concemaut les lots et coulutnes de la 
guerre sur terre, 

Y. Convention concemant les droits et les äetmrs des 
Puissmtces et des personnes neuires en cos de 
guerre sur terre. 
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VI. Convention relative au regime des namres de 

commerce ennemis au debut des hostilites. 
Yll. Convenffon relafrrr ff In tramfünnation den navires 

de commerce en halimcHts de (fiierre. 
Vili. Convention rehttice a In pose de mines sous-marims 
automatiques de contacf. 

IX. ConventiiOH concermint le bombardemmt par des 
forces navaUs en temps de guerre. 

X. Conventicn pour radaptatüm A la guerre maritime 
dea principes de la CkmoenUan de Crettitfe. 

XI. Convention relative ä certaines restrictiona ä Vexer- 

cice du droit de capture dans la guerre maritime, 
Xn. Convention relative ä r^tablissement d*une Qmr 

internationale des prises. 
Xin. Convention concernant les droiLs et les deroirs des 

Pfftssar?rp.9 nenfrcs en ras de f/ucrrc maritimf. 
XIV. D^rJdralion relative ä linterdirtiou de lauter des 

projectiles et des explosifs du haut de ballons. 
Wir sehen also, daß gegenüber drei Konventionen und 
einer Deklaration des Jahres 1899 jetzt 13 Konventionen 
und eine Deklaration stellen. Da« erscheint gewiß als ein 
reiches Ergebnis, selbst wenn neben den erzielten Resultaten 
noch andere, weitergehende erhofft wurden. Man darf gewiß 
um dieser letzteren Projekte willen die Bedeutung dessen, was 
uns die Konferenz heute bereits an positiv greifbaren Besoltaten 
gebracht hat, nicht ohne weiteres unterschätzen. Dreizehn 
Konventiüueu über die wichtigsten Materien des V(>lkerrüchts 
ftiiid ein Ergebnis, das noch vor 15 Jahren kaum jemand für 
möglicii gehalten hätte. Imraerhiii werden wir aber die Bedeutung 
dieses Resnltates im Tolf^enden natüi'lich noch naher zu unter- 
sachen haben, und wir werden uns dabei naturgemäß au( h mit 
dem zu befassen haben, was die Konferenz zwar gewollt, aber 
nicht crreirht hat; denn ntir an Hand der gesamten Verhand- 
lungen in den Kommissionen, Subkommissionen und Komitees 
lernen wir die Bedeutung des im Haag Geschaffenen richtig 
wfirdigen und gewinnen so ein wirklich objektives Bild des 
Konlerenzwerkes in seiner heutigen Gestaltung. 
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Zugeben muß man allerding« von vorneberein, daß es 
natfirlicb auf die Zahl der KoBventionen nicht aBkommt, ja 
daß es im Gegenteil wünschenswerter gewesen wäre, wenn es 
gelungen wäre, die systematisch zusammengehörigen Materien 
anch redaktionell in einzelne wenige, größere KonTentionen 
zusammenzufassen. Wir werden auf die Grttnde, die zu der 
Jetzigen Redalction — die ja kein ffir alle Zukunft abschlieSendes 
Ergebnis darstellt — gefOhrt haben, spater noch zurückkommen. 
Genug, daß die Vielzahl der Konventionen zwar ein — 
immerhin yerbessertmgsföliig^ — Kachteil sein mag, daß aber 
wiclitifTPi- als die redaktionelle Form die Tatsache ist, daß die 
Grolizalil der Staaten lieutt^ über alle diese 3Iaterien zu einer 
Einigung gelangt ist. 

,!ede dieser 14 K(>ii\ cntionen bezw. Deklarationen Itiliiet 
für sich einen besoiidcrcii vi'lkcrrt'clitlichcn Akt. Jede muß 
also noch besonders unterzeicliiu't und ratilizit'rt werdfii, damit 
die unterzpicbnnnden und ratilizit n nden iStaateii als \ ertratxs- 
kontralicutcii iiud somit als rechtiicli jrebnnden erscheiuen. Die 
l'nterzeicljnung der ^Schlußakte hat mit Bezug auf diese be- 
sonderen Abkommen keinerlei verbindliche Wirkungen zur 
Folge^). Aus der Unterzeichnung der Schlui^akt«, die sofort 
von nahezu sänitli( lion auf der Konferenz vertretenen Staaten 
unterzeichnet worden i8t^), folgt in keiner Weise, daß aiie diese 
Staaten nun auch alle Konventionen') nnterzeichnen und rati- 
ßzieren werden. 

Die Schlußakte bestimmt, daß die 14 separaten Kon- 
ventionen bis zum 30. 6. 08 gezeichnet werden können*). Die 
einzelnen Konventionen enthalten außerdem ziemlich ttberein- 
stimmend noch die weitere Bestimmung, daß die bis zu dem 
genannten Tennin nicht zeichnenden Staaten der Konvention 
beitreten können, indem sie ihre Absicht der liolländiKcheB 
Regierung schriftlich notitizieren, unter Zustellung einer Bei- 

^} Dicfl betonte schon Meurtr, .Die Haager Friedenakonferens" I,4d. 
^ Bis «um 26. 10. 07 hatten s&mtliche St&aten aufier Paraguay und der 

Türkei unUTzciclmet. 

Irh führe im Ftilumden die „Deklarnt iün" nicht jedesina) In sondeiB an. 
*) Die Konventionen tragen sämtlich das Datam vom 18. 10. U7. 
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trittsaktf, «iic in ilcii An liiventlicscr KfLücruiig Mnt>M'Wfi!irt wird. 
Die hnilandisrli»' Ixe^nrnui^' stellt daraut don sümtiicheii übrigen 
bei der Konferenz beteiligtenStaaten unverzüglich eine beglau- 
bigte Abschrift der ^Notifikation und der Beitrittsakte zu, onter 
Angabe des Datums d* s Eingangs der Notifikation. 

Bis zum 26. 10. 07 waren bereit« die folt:« i dea Zeich- 
BUHgen, abgesehen von der bereits erwähnten Zeichnung der 
SeUnßaktef erfolgt: 1. Konvention: 31 Staaten; II. Konvention: 
26 Staaten; III. Konvention: 31 Staaten; IV. Konvention: 
32 Staaten; V. Konvention: 32 Staaten; VI. Konvention: 
30 Staaten; VII. Konvention: 29 Staaten; VIII. Konvention: 
36 Staaten; IX. Konvention: 29 Staaten; X. Konvention: 
32 Staaten; XI. Konvention: 29 Staaten; XII. Konvention: 
22 Staaten; XIII. Konvention: 26 Staaten; XIV. Deklaration: 
22 Staaten. Diese Zeichnungen sind allerdings zam Teil unter 
Vorbehalt erfolgt'). 

Ueber die Ratitikation der Konventionen enthalt die Schluß- 
akte keine Bestiinmiuigen. Die Konvintionen resfeln diese 
Frage ziemlich übereiiistiminend in der Weise, dalj sit' lie- 
stinirntMi. dir Ixatitikatiuji Unhv ><< hnld als ]iii*t:licli zu ertolgni : 
die Hiititikatioiitii si icn im H:imü /ii liiiitt'rl('L''en. Die erste 
Hinter!« ::im<: \tiii li'aiitikationen snll durch ein l'rotokoll 
konstati« rt wi-rdeii, das von den VeitJc'tern der beteiligten 
Mächte und dem holländischen Minister des Aeußern unter- 
zeichnet ist. Die späteren Hinterlegungen von Ratifikationen 
erfolgen durch eine schriftliche Xotitikation an die holländische 
Regierung, die von der Ratifikationsurkunde begleitt t ist. IJe- 
glanbigte übereinstimmende Abschrift des Protokolls über die 
ente Hinterlegung von Ratiftliationen, sowie der Notiiikationen 
und Ratlfikatlonsnricunden sind sofort durch die holländische 
Regierung auf diplomatischem Wege den Haager Konferenz- 

i) KetBeKonveBttoii damals hatten n&tenelchnet : Dentacbes Räch, Oester» 
reicb-Ungurn, Thina. Eiiiiator, liroA-Britanniai, Italien. Japun, Nicaragua, Para- 
guay, Schweiz. Türkei. Hai Cntfrzeiclmung der .Sddnliakte inachte lediglich 
liif; Srhweiz einen Vorbchait wej^en des ^Wunsches" auf Annnhm*» der 
„CoHveniton pour l'rtahlissrnirnt dune Cour de Juatice arbttrale^ , 
TOB dem noch die Rede aein wird. 
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Staaten, sowie den Mäc Ilten, die der betreffenden Konvention 
beigetareten sind, initzut^Uen, unter Angabe des Datums des 
Eingangs der Notifikationen. Die einzelne Konvention tritt in 
Kraft fOr die Staaten, die an der ersten Hinterlegung von Ratifi* 
kationen teilgenommen haben, 60 Tage nach dem Datum des 
darauf bezüglichen Protokolls, für die später ratifizierenden 
oder beitretenden Staaten 60 Tage nach dem Eingang der 
Notifikation der Ratifikation bezw. des Beitritts bei der 
holländischen Regierung. Das holländische Ministerium der 
auswärtigen Angelegenheiten ftthrt ein Register über die Hinter- 
legung der Ratifikationen und die Notifikationen yon Beitritts- 
erklärungen, von dem alle Vertrags mächte Einsicht nehmen 
und beglaubigte Auszügi' vt'ilangen können. 

Darüber, wie sich die Ratifikiition der Haager Konitreuz- 
beschlüsse nun gestalten wird, läßt sich natürlich zurzeit noch 
kein Urteil füllen. Zuiiüclist muli man vor allem das lieäultat 
der Zeichnungen abwartfu, — 

Die Sriiluljakte der Haager Konferenz enthält nun aber 
außer dem Hinweis auf die schon erwähnten Konventionen 
noch eine Reihe von weiteren Konierenzbeschlüssen, für welche 
eine besondere Unterzeichnung und Ratifikation nicht erforder- 
lich erschien tmd die daher gleich in der Schlußakte wieder- 
gegeben sind. 

Zunächst begegnen wir der folgenden prinzipiellen Ej^ 
klärung der Konferenzmächte: 

„Ld Conference, se conformant ä Vesprit d*entente et 
de cmcessions räc^oquee gut est Veaprü mime de ses 
diHbiraUom, a arrHi la didaraiion emtMnie qui, tont en 
rSservoMi ä duicune des Puissancee reprieentiee le bänSfice 
de eess votes, lern- permet ä Umtes d'afßrmer les pnncipee 
gu*JEUe8 considireni comme unammement recannus: 

EHe est unanime, 

P ä reconnaitre le principe (le l'arhitrage ohligatoire: 
2f ä decalrer quo certains differend^, et notammeiit 
ceua: relatifs ä Vinterpretation et a rnpplwation des sfipu- 
latiotts confjentfonfieiies iHfcrttatiotfnIos, sonf sfisi eptihles 
d'etre soumis ä l arbitrage obiigatoire saiia uuame reöirictio/u 
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Elle est tituntnnc vtifiu a procituiicr qiu\ sil n'a pas 
etti eiüum de cniniinc des thaiutemuü une Convention eti 
ce sens, les divergentes ä'opinion qui se sont manifestees 
nont pas dffpdsse les limitea d'une controverse Juridiqiief 
et qn 'en travaiUant ud enaem6le pendant quatre mois, tontes 
les Aissances du monde, non setUement ant apprts ä se 
comprendre et ä se rapprocher davaniage, mais ont su 
d^ager, au cours de ceUe longue coHabaraHo», un sentit 
ment Ms SletJ^ du bien commiun de rhumanU^^ 

Auf die Entstelmngsgeschichte dieser konferenziellen 
Erklänmg wird im folgenden Abschnitt näher einzutreten 
sein. Hier möchte ich mit Bezii^»- auf den Inhalt dieser Er- 
klärung mir Folfrendes beiuei'ken. Wenn wir uns vergegen- 
wärtigen, wie dünn gesiit <li<' Aiiliänf]^er dos nbligatorischen 
Schiedsgi'riclits noch vor 20 Jaiiren waren und wenn wir dem- 
gegenüber heute eine Erklärung der sämtlichen Kulturstaaten 
der Erde lesen, wonach sie das Prinzip des obligatorischen 
Schiedsgerichts, das noch im Jahre 1899 im Haag einer 
Opposition begegnete, einstimmig anerkennen nnd erklären, 
daß bestimmte Streitigkeiten der obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit ohne jede Beschränknng unterworfen werden können, 
so bedeutet das doch nnter allen ümstfinden einen geradezu in 
die Augen fallenden Fortschritt. Der Umstand, daß man mehr 
zu erreichen hoffte und daß ein ^^lußtM- Teil der Mächte sogar 
auch für dieses Mehr zu liaben ^rewesen wäre, kann dem- 
gegenüber keineswegs abschwächeiil. srtndern ledi«ili(li ver- 
stärkend in lietraclit kommen. Denn schon die Anerkennung 
des Prinzips ist ein Fortschritt, und die Bemühungen der 
Staaten, diesem Prinzip auch zur praktischen Anerkennung 
zu verhelfen, weisen doch schon darauf hin, daß dieses letztere 
Ziel in absehbarer Zeit erreicht werden dürfte. Wir haben 
also einen bedeutsamen Schritt vorwärts in der Schiedsgerichts- 
frage damit zweifellos schon heute zu verzeichnen, selbst 
weui manche weiteigehenden Plane noch gescheitert sind. Also 
dürfen wir uns doch zunächst einmal des Erreichten freuen und 
von der Zukunft auf Weiteres hoffen. Die Konferenzmächte 
selbst erklären ja, wenn i*s nicht gelun^^en sei, die Anerken- 

Z«iUohnlt f. intern. Privat- u. UäfenU. Kecht. XVII. 34 



Digitized by Google 



516 



Nippold, 



nung des obligatorischen Schiedsgerichts in einer Konvention 
znra Ausdruck zu bringen, so sei dies lediglich auf jnristische 
Streitfragen zurückzufiilireii, und die L'^emeinsame Arbeit an 
dem (lecfpiistand habe immerhin s( fn i! jetzt iiiünekt fxiite 
Früclite i^ezeiligt. Also liegt gewilj keinerlei Gnind vor. briite 
an weiteren Fortschritten in der Materie zu verzweifeln, sondern 
das Gegenteil ist der Fall. Diejenigen, die heute enttäuscht 
sind oder die glauben, im Haag neue Nahrung für ihren 
Slceptizisinns erhalten zu haben, machen sich offenbar gBT 
keinen Begriff davon, unter welchen Schwieri^xkc iten man auf 
einer solchen Konferenz zu arbeiten hat. Nicht zn wenigy 
sondern zu viel hatte man sich eben auf einmal zugemutet, und 
80 muBte notwendigerweise ein Teil der zu leistenden Arbeit 
an diesem Zuviel scheitern, so mußte man zu der Erkenntnis 
gelangen, daß die ersehnten Fortschritte sich nicht alle durch 
eine Konferenz, sondern nur allmählich, durch andauernde, an- 
gestrengte Arbeit realisieren lassen. — 

Die Schlußakte bringt dann im ferneren eine ebenfalls 
einstimmig angenommene — "Resolution, die eine Bestätigung- 
der IvL'sulution vun IJ^UU über die Beschränkung der Militär- 
lasten enthält und die Regierungen zu erneutem ernstlichem 
Studium dieser Frage auffordert. Daß die Konferenz in dieser 
Frage zu keinem anderen Resultat grlaiigen werde, mußte man 
vorhersehen. Auch in den Kreisen der .Friedensfreunde" gab 
man sich darüber keinen Illusionen hin, sondern wünschte 
lediglich die Frage diskutiert zu sehen. Ein emsthafter Erfolg 
auf diesem Gebiet dürfte sich eben erst als die Folge von 
anden^'eitigen Fortschritten ergeben — . 

Im Weiteren zählt die Schlußakte dann vier „Wünsche*^ auf: 
Der erste derselben enthält eine Empfehlung an die 
Konferenzmächte zur Annahme eines Entwurfs einer Konvention 
fOr die Errichtung einer j,C(ntr de Justice arhUrale''^), und 
zur Inkraftsetzung dieser Konvention, sobald eine Einigung 
über die Wahl der Richter und über die Konstitution dieses 
Gerichtshofs erfolgt sein werde. 

^) Ich txjkalte absichtlich die itauzösiscbcD WurU' bei, uui eine Ver- 
wechslung mit dem fttindigeii Schiedsgericbtsbof im HMg sa rvAHtten. 
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Auch auf dieses Projekt werde ich im nitchsten Abschnitt 
noch näher zu sprechen kommen. Hier sei yorl&ufi^ nur 

bemerkt, daß dasselbe jedenfalls einen der schwächsten Teile 
unter diu dit\sinuli<^en Konferenzorgebnissen darstellt, so daß 
ernstlich zu i)rüft'n sein dürfte, ob und inwieweit eine solclie 
„Cour de Justice arbilrale" in der ihr in dem Entwürfe 
gegebenen Form sich wirklieh zur Einführung em])fiehlt und 
ob und in wieweit sie auch wirklich einen Fortschritt für die 
Schiedsgerichtssaelie bedeutet. 

Die folgenden „Wünsche" betreffen einmal die Beziehungen 
zwischen der Bevölkerung der kriegführenden und der neutralen 
Mächte, namentlich die kommerziellen und industriellen Be- 
ziehungen, und den Schutz, den Zivil- und Militfirbehörden den- 
selben 4m Kriegsfälle angedeihen lassen sollen, sodann die 
konventionsweise Regelung der Frage, ob und inwieweit Aus- 
länder zu den Militärlasten heranzuziehen sind, und schließlich 
noch die Ausarbeitung eines St t kriej^sreglenients als Programm- 
punkt für die nächste Konferenz, indem für die Zwischenzeit 
enij)fohien wird, die Prinzipnii des Landkriefrsreclits. soweit 
möglich, auch für den Seekrieg zur Anwendung zu bringen. 

Ks wird an den entsprechenden Stellen auch auf diese 
Wünsche nochmals zurückzukommen sein. Zu bemerken dürfte 
hier nur sein, daß sich diese Wünsche mit deigenigen des 
Jahres 1899 nicht decken, indem diese letzteren zum Teil 
bereits in Erfüllung gegangen oder wenigstens in Berück- 
sichtigung gezogen worden, zum Teil aber aus anderen Gründen 
hinfällig geworden sind. Die Revision der Genfer Konvention 
ist in der Zwischenzeit erfolgt. Die Rechte und Pflichten der 
Neutralen haben aut dem Programm der zweiten Konferenz 
gestanden: endgültig erledigt ist damit diese^s wiclitige Kapitel 
allerdiiifis noch lange nieht. Die Frapfen lu tr. Gewehre und 
Marinekanunen bilden keinen besonderen Wunsch mehr. Ebenso 
hat man von einem weiteren Wunsche mit Ikzug auf die Frage 
der Einschränkung der Land- and Seestreitlcr&fte sowie der 
Kriegsbndgets diesmal abgesehen. Die Frage des Privat- 
^ntums im Seekrieg hat ebenfalls auf dem Programm der 
zweiten Konferenz gestanden; mit welchem Erfolge wird 

84* 
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sich zeigen. Und ebenso ist die Frage der Beschießung von 
Häfen usw. durch Kriegsschiffe diesmal im Haag erörtert worden. 

Wir sehen also, daß die zweite Haager Konferenz die ihr 
von ihrer Yorgftngerin ausgesprochenen Wünsche im ganzen 
berücksichtigt und, soweit dies möglich war, auch zu ihrer 
Lösung beigetragen hat Und ebenso hat sie das Arbeits- 
programm, das ihr von der russischen Begiernng, die An- 
regungen, die ihr von den anderen Konfeienzmftchten in den 
Schoß gelegt wurden, nach Möglichkeit zu realisieren gesucht. 
Inwieweit Dir dies geliui]j;rn ist, auf welchen Gebieten sie einen 
gröljereii. ruit welclitii sie einen kleineren Erfolg zu verzeichnen 
hat, (Iiis wird in den folgenden Abschnitten zu erörtern sein. 
Iii jedem Falle dürfte aber schon unsi>r bislieriger Uoberblick 
zur Genü^H' gezeigt haben, vor welche Fülle von scliwieri<^en 
Aufgaben sich die zweite Konferenz gestellt sah — sachliche 
Schwierigkeiten, die nocli wesentlich erliöht wurden durch 
manche Mängel, die der Konferenz anhafteten. 

Diese letzteren Mängel deutet indirekt auch die Schlußakte 
an, wenn sie zum Abschluß noch folgenden Passus bringt: 
j^Enfin, la Conference recommande nu.r PuissanceB Ut 
riunum d'une troisiäme Ck)nf&ence de la Foix qui pourrait 
aoair Heu, dans wie Periode analogue ä ceUe qiH 8*est 4ooMe 
depuis la prMdente Confirence, ä um daU ä fixer d*un 
commun accord enire les Ihtissances, et eile appeUe leur 
attenüon sur la näcessUä de pr^Mrer les travaux de cette 
irmaiime Canßrence assex Umgtemps ä Vavance pour qtw 
ses dälibäraHans se poursuwent avec VatUoriii et la rapidUi 
indispensables, 

Potir atteindre ä ce but^ la Conference esHme qu*U 
scrait tres d^slrable que enmron den.r ans avanf Vepoqtte 
pi obable de la reunion, un Comite jirepat ulvire fät charge 
par les Gouvernements de recueUUr les diverses inrojx)sifwns 
ä sonmettre ä la Conference, de rechercher les maticres 
siisci'pfibfes dun prorhain reglement inierndtional et de 
prcpayor un prorp ainnK' quc les (ioxrerHcnients nrrt^teraient 
assez tot pour qu'il put etre serieusement etudie dans clKtfjuc 
pays. Ce Comite serait^ en outre, Charge de proposer un 
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niode d' Organisation et de procedures pour la Conference 

Die Erkenntnis, von der diese Erklärung der Konferenz- 
mächte Zeugnis ablegt, habe ich an anderer 8tolle^) geradezu 
^in Hanpt('i>!:ebni.s der zweiten Haager Friedenskonferenz 
genannt. In dem iMaße, in dem sich die IJeberzeugnng von der 
notwendigen Kontinuität des Haager Werkes bei den Mächten 
befestigt, in demselben Mafie wachsen auch die Garantien für 
sein znkttnftiges Gedeihen. Diese Erkenntnis ist daher auch 
mit einigen Lehigeldem die man bei Jedem neuen großen 
Werke mit in Kauf nehmen muß, nicht zu teuer bezahlt, ja 
solche Lehren können heilsamer sein, als manche anscheinend 
leicht erzielte positive EHolge. Die zweite Konferenz hat 
gezeigt, daß die Mächte zwar nach einer alten Schablone, 
aber auch, daß sie nicht nach der richtigen Methode arbeiteten. 
Wtjim man ^eincinsainc Kesultate erzielen will, muß man 
dieselben auch gemeinsam vui bereiten. Je [rrößer und scliwit ri^er 
die Aui'^^ahe ist, um so mehr Vorarbeit erfordert sn Fin Haag 
glaubte man diese Erfordernisse übersehen zu können. Man 
ist eines Hesseren belehrt worden. So will man denn die 
dritte Konferenz — nur von einer dritten Konterenz s]'rifht 
die Schlußakte: das Postulat der Periodizität der Haaj^er 
Konferenzen ist somit auch dieses Mal nur teilweise erfüllt 
worden; die Perioden für das Zusammentreten sollten in Wirk- 
lichkeit ein für allemal fest^relegt werden, so wie dies bei 
anderen internationalen Konferenzen, namentlich im Gebiete 
des Verkehrswesens, ja auch der Fall ist so will man die 
nächste Konferenz also im voraus beizeiten vorbereiten. Es sollen 
schon etwa zwei Jahre vor dem Beginn der Konferenz inter- 
nationale Kommissionen zusammentreten, um die Vorschläge f fir 
die Konferenz zu sammeln, die für die Konferenzberatungen in 
Betracht kommenden Materien zu prüfen und an Hand davon 
ein Programm aufzustellen, das von den Regierungen beizeiten 
überprüft werden kann; auch sollen diese Kommissionen Vor- 
schläge für die Organisation und für die iVrbeitsweise der 
Konferenz machen. 

^; In der ^JJeutschen üevue*' a. a. 0. (Dezember 1907}. 
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Es sind das in der Tat Anregungen, deren Bedeutung die 
Staaten nach den im Haag gemacliten Erfahrungen jedenialls 
nicht unterschätzen werden. Das bisherige System der gegen- 
seitigen Obenraschnngen, das bei den Diplomaten der alten 
Schule wohl Gefallen erwecken mochte, das aber nicht für eine 
Konferenz paßte, in der man emstlich arbeiten will, dürfte 
jetzt im Haag glücklich ad absurdum geführt sein. Das 
nächste Mal wird man dort leichtere Arbeit haben und gerade 
dadurch die Sache um so mehr fördern. 

So dürfte denn diese die Schlnijakte abschließende Er- 
klärnnpr keinesweg'R der unwesentlichste Teil ihres Inhaltes 
bf'iii Audi insofern ist sie dies nicht, als sie für die Zukunft 
gleu lizeitig ein ernstes, wissenschaftliches Arbeiten zu garantieren 
scheint. Melir und mehr werden die Konferenzen auf der 
Wissenschaft fußen. So wie durch die Konferenzen das Völker- 
recht und die Völkerrechtswissenschaft gefördert werden, so 
werden auch umgekehrt die Konferenzen von der Wissenschaft zu 
zehren haben. Sie kommen damit gewiA in das rechte Fahrwasser. 
Schon die firgebnisse der jetzigen Konferenzen beweisen aber im 
Übrigen, daß man sich im Haag auf dem rechten Wege befindet, 
wenn df» Vorw&rtsschreiten auch im Anfange langsam von 
statten geht. Ma«jr daher die Sensationslust immerhin enttäuscht 
sein. Die Wissenschaft, die weiß, daß es im Haag keine 
Sensationen zu holen gibt, wird die dort gewoimenen Resultate 
nach ihrem Werte zu würdigen wissen. — 
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Zweiter Abüchuitt. 
IHM VevfAhreii In vdlkerreeMliclicii UtreitiglMHtin» 

§ 1. £inleitaog. 

In erster Linie sollen in der folgenden Darstellung die 
positivepErgebnisseder Konferenz Beriiclcsiclitigung finden. 
Obscbon also eine geschichtliche Darstellung der Konferenas- 

verhsndlnngen nicht in den Rahmen dieser Arbeit gehört, so wird 

doch be.sunders in dtiu Kapitel von der Srhicdsfreriditsbarkeit hier- 
von stellenweise abgewichen werden müssen, aus dem einfachen 
Grunde, weil hier die Verhandlnn<ren selbst das weitaus wiflitifrste 
>ind, während die positiven Ergebnisse teilweise nni»edeuri nd 
erscheinen mögen, und jedenfalls ohne Kenntnis der vorher- 
gegangenen Verhandlungen unmöglich gewürdigt werden können. 
Schon im Hinblick an! eine künftige Weiterentwicklung dieser 
Materien erscheint es daher Von Wichtigkeit, sich auch die Ver- 
handlungen selbst einigermaßen gegenwärtig 20 halten. 

Wer sich überhaupt ein selbständiges, obJelctiTes Bild von 
der durch die zweite Haager Konferenz fOr das völkerrechtliche 
Verfahren geschaffenen Lage machen will, der darf sich nicht 
auf das Studium der Schlußakte nebst Konventionen oder der 
im deutschen Weißbnch enthaltenen Denkschrift beschränken. 
Es gehört dazu unbedinrrt auch ein Studium der Konferenz- 
akten, insbesonders der Sitzun^^sprotokoUe. Ohne Kenntnis 
derselben wird man kaum in der Lag^e sein, sich von dem 
heutigen Stande und von den Aussichten des ^^Friedensrechtes'' 
Rechenschaft zu geben ^). 

^) Die Konventionen selbst sind bereits in verschiedenen Zeitschriften 
mm Abdruck gelangt, so u. a. im „Staatsarchiv" , in der „Revue de droit 
inUmaHimal*'^ in der „Revue gönirale" etc. Dagegen fehlt es bisher noch 
«a Bearbeitiuigeii des KonfeienzmateilAls. Die DunteUung toe Fried, ;,Die 
sweite Haager Konfevens, ihre Arbeiten, ihre Brgebniaae nnd ihre Bedeatong', 
gibt eine kuse Belenchtnng speisieU Yom pazifistiechen Standpunkte ans. 
hiteteisantea Material enthllt auch der ^Ceurrier de la ConUrenee'*. 



Digitized by Google 



522 



Nippoldt 



Im übrigen darf aber anderseits auch betont werden, daß 
diese Lektüre wolil zum Interessantesten und Lohnendsten 
gehört, was auf Tölkerrechtlicliem Gebiete heute existiert. Der 
Prfisident der ersten Konmussion B<mrgeois konnte in der 
Eomiteesitznng vom 15. 8. 07 mit Recht sagen, er hahe sich 
Angesichts der gehaltenen Reden manchmal nicht in einem 
Komitee zn befinden geglaubt, „mais plutdt dans une acad4mie 
de droit international oü les plus ^minmts jurisamsuUes 
et les lUplomates les plus expMmentis se livraient ä un 
Ummoi juridiqtie*' . Möge der zweiten Konferenz daher eben- 
falls bald ein Historiograph beschieden sein, so wie ihn die 
erste Konferenz an Meurer gefunden hat^l 

Als Wegweiser durch die Konfei < iiza kti ii mögen 
hier die folgendtii Hemerkunpen dii-in^n. Im t'i*sten Abschnitt 
ist bereits hen'orgehobeu, daß das viVlkrm-clitliche Prozelireclit 
Arb«'its<2:t'jL'"eiistand der ersten Kommi.ssiun war, die ihre Arheiten 
aui 2 bubkuiuiüissionen und mehrere Comites d'examen verteilte. 

Im Plenum wurde das Prozeßrecht nur kurz behandelt. 
Die eigentliche Arbeit wurde von den Kommissionen getaa, 
Plenarsitzungen fanden überhaupt im ganzen nur 1 1 statt. 
Kaclidem in der zweiten Plenarsitzung vom 19. 6. 07 das Prozeß- 
recht der ersten Kommission überwiesen worden war, beschäftigte 
es das Plenum nicht wieder, bis dann in der 6. Plenarsitzung 
vom 21. 9. 07 die Prisengerichtsbarkeit und in der 9. Plenar- 
sitzung vom 16. 10. 07 die „Haager Konvention fär die friedliche 
Erledigung ihteniationalerStreitigkeiten'', sowie die „Konvention 
über die Beschränkung der Gewaltanwendung bei Eintreibung 

Neben Meurers zweibftndigem Werk über „Die Haaj?er Friedens- 
konferenz" sind aus der Zeit vor der zweiten Konferenz besonders folgende 
Arbeiten in diestni Znsammenbaug von Inlt rcsse: 3ff'> /ffnhac, ^Ln Con~ 
feienve inte i Hat o>nale de la paix" , li>OU, ferner niuiniings r. Ullnia nn , 
„Die Haager Konferenz von 1899 und die Weiterbildung des Völkerrechts* 
im „Jahrbuch äea öffmtlichen Hechts*' ^ 1907, sowie Sir Thomas 
Barclay, „l^^tems of ifitemaHonal Praeüee amd JHphmaeiff idth 
special referenee $o ihe Hague Conferences anä Conventions and other 
general international Agreements" , 1907. Ferner darf hier erwähnt 
werden mein P.ik Ii fiber ^Die Fortbildang des Veriahrens m TölkerrechtUchen 
Streitigkeiten-, 1907. 
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von KinitrakUcluikkir auf (Jrund der Kommissionsarbeiten 
erledigt werden konnten. 

In Betracht kommen also eigentlich lediglich die Arbeiten 
der ersten Kommission, die am 22. 6. 07 ihre erste Sitzung 
abhielt In dieser Sitzung gab Bourgeois einen bemerkens- 
werten Ueberblick über die Rechtslage, auf den noch zurück- 
zukommen sein wird, und es wurden dann gleich zwei Sub- 
kommissionen bestellt. Die erste Kommission selbst trat erst 
am 10. 9. 07 wieder zusammen, nachdem die zweite Subkommission 
ihre Aibeit erledigt hatte, und erst vom 4. Oktober an konnte 
sie sich mit den Arbeitsergebnissen der ersten Subkommission 
befassen. 

Die S u b k ü iinii i s s i u II eii begannen mit ihren Sitzun<ren 
am 25. 6. 07. Das „Friedensrecht" lag dabei in den Häiulcn 
der ersten Subkommission. Sie hatte damit das weitaus 
wichtigste und umfassendste ^^tatrrial zu be\\ iiltijrnn und so 
werden wir uns mit ihrer Arbeit iu diesem Abschnitt besonders 
zu befassen haben. 

Der Ausgangspunkt für die Arbeit der ersten Sub- 
kommission und der von ihr bestellten ComU4s d'examen war 
Ton vornherein ein gegebener. Sie hatte den Text der „Haager 
Konvention* von 1899 als Basis für ihre Verhandlungen zu 
nehmen. Daraus ergab sich von selbst auch die Reihenfolge 
für die liL'handluiig der zaiilreieheu ihr unterbreiteten i'riedeus- 
rechtlichen Themata. 

Die einzelnen KoiitVi t iizmiH hte hatten nümlich speziell zu 
dem Beratungsgegenstande der rrstm Mil>kommission eine große 
Anzahl von Projekten, Vorschlagen, Anregungen und Materialien 
eingereicht. Dannt war also auch das Material zum Weite r- 
banrn q:egeben. Das russische Programm liatte lediglich im 
allgemeinen die Richtschnur aufgestellt. Die Einzelheiten waren 
erst in den besonders ausgearbeiteten Propositionen der Mächte 
enthalten, die zum Teil eine ganz hervorragende Bedeutung zu 
beanspruchen haben, und den Konferenzverhandlungen ihren 
Stempel aufprägten. 

Während die erste Subkommission nach dem Gesagten so- 
mit das „Friedensreciif zu behandeln hatte, war die Aufgabe 
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der zweiten iS u b k o in m ission die Regelung der I^risen- 
gerichtsbarkeit. Von ilir wird am Schlüsse dieses Abschnitts 
die Kede sein. 

Erstes Kapitel. 
Das VennittlungsTerlabren. 

§ 2. 

Das Vermittlangsverfahren ist in Titel II der H.ia^er 
KoQTention geregelt'), und zwar im ganzen in recht befriedi- 
gender Weise. Der Charakter nnd die Wirkungen des Instituts 
sind darin genau ninschrieben. Die Mächte verpflichten sich 
sogar, die Vermittlung anzurufen, soweit die Umstände dies 
gestatten. Sie halten es auch für nützlich, daß dritte Mächte 
ihre Vermittlung^ anbieten, ohne daD dies etwa als unfreundliche 
Handlung aus^^'-elejirt werden darf^). 

Die zweite Konferenz hat an diesen Bestimmungen nichts 
geändert'*). Daß auf amenkanisclien Antrag hm im Art. die 
Worte „et dSsirable'' eingefügt wurden, so daß das Anerbieten 
der Vermittlung jetzt nicht nur „nützlich", sondern auch „wün-* 
sehenswert*^ ist, kann man kaum als eine Neuerung bezeichnen. 
Höchstens könnte man sich fragen, ob ein solcher Antrag 
wirklich der Mflhe lohnte, wenn man ihm nichts weiter beizu' 
fagen hatte. 

Es ist im übrigen durchaus yerständlich, daß man im 
yermittlnngsrecht vorläufig noch auf der Entwicklungsstufe von 

1899 stehen geblieben ist. Ks war kaum etwas anderes zu 
erwarten^), und zwar gerade, weil etwaige Fortschritte, die 
dahin jrehen würden, aucli das Vermittlungsanerbieten auf 
eine obligatorische Basis zu stellen, von der schwerwiegendsten 

>) Titel I entliilt lediglich einen Artikel, wonach die Uldite konTenierea, 
ftlle BemUbiingeD anzaweDden, nm die friedliche Beilegung der intenmtioiMl6B 
Strdtigkeiteii in sfehexn und die Oemdtaiiwendiuig möglichst MBsneeUieSok 

^ Vgl dasn nein »Yerfalim' 8, 411ff., gowfe Mßurer I IMlf. 

3) Vgl. dazu die Protokolle der 9. Plenarsitzung vom 16. 10. 07, der 
H. Sit/iing der ersten Kommission vom 4. 10. 07, der 2. und 3. SabkommissioDS- 
Sitzung vom 27. 6. 07 and 2. 7. 07 und der ersten Sitsong des Comi^ 

d'examen vom 13. 7. 07. 

*) Vgl. dazu meinen Aufsatz ,Das völkerrechtliche Vermittlungsreobt 
nach der Haager Konvention' in „Das Hecht" vom 25. 6. 07. 
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Bedeutung sein würden. Hat doch das Vermittlangsverfahren, 
wenn nicht ausschließlich« so doch vorwiegend diejenigen Streit- 
&Ue im Auge, die sich nach der heute herrschenden politischen 
Auffassung der Schiedsgerichtsbarkeit zu entziehen scheinen. 
Wo Ehre, Souveränität, vitale Interessen engagiert sind, da 
halten die Staaten im allgemeinen eine vorgängige, obligato- 
rische Unterwerfung unter ein Schiedsgericht nicht für angängig. 
Wohl aber kann st'Uist in diesen Fällen noch ein Vermittler 
tätig sein ; dvun dieser verpflichtet ja zu nichts, er macht 
lediglich einen Versuch zur Streitsciiliclitung. 

Trotzdem und trotz der dem Institut 'im Jahre 1899 ge- 
gebenen genauen rechtlichen Umscltreibung iiält man aber das 
Anerbieten einer Vermittlnng immer noch für eine delikate 
Sache. Und wenn man dasselbe auch für nützlich und wün- 
schenswert erklärt, so glaubt man daher doch nicht weiter 
geben zu können. So ist es denn erklärlich, daß man von 
keiner Seite gewagt hat, eine Verpflichtung der neutralen 
Mächte, vermittelnd im Staatenstreite aufzutreten, in Vorschlag 
zu bringen^). 

Hier bleiben also noch wichtige Fortschritte der Zukunft 
vorbehält eji. Wenn das volkenvchtliche Postulat, daß die Selbst- 
hilfe, die Gewaltanwendung im Völkerrecht nur subsidiär zu- 
lässig sein soll, nachdem vnri einem der Rechtsmittel des 
Völkerrechts Gebrauch gemacht worden ist, einmal volle theo- 
retische und praktische Anerkennung gefunden haben wird — 
der oben zitierte Art. 1 der Haager Konvention bringt dieses 
Postulat bereits deutlich zum Ausdruck, sogar in der Form 
einer „moralischen Verpflichtung** ! — , dann wird man sicherlich 
keine Bedenken tragen, daraus auch für das Vermittlungsrecht 
die notwendigen Konsequenzen zu ziehen, und auch das Ver- 
mittlungs an erbieten entsprechend weiter auszugestalten^). 

Vgl. in diesem Znsammonhang auch die Vorschläge Ton Bri/an auf 
der Londoner InUtrparlameQiarischeo Konferenz von 19U6 (in meinem , Ver- 
fahren* S. öö4ff.). 

*) Brwilmt «ei noch, dafi snm Art. 8, der von der »Spezialmediation* 
handelt, ein AbiaderangBantrag von Haiti voilagi der aber nirgends Gegen- 
liebe fauid, da er den Charakter dieses Instituts nicht zu dessen Vorteil ver- 
indert haben wdrde. 
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Zweites Kapitel. 
Das Untersuchungsveriahren. 

§ 3. 

Von den Unterenchtinq^skommissionen handelt Titel III der 
alten Haager Konvention in den Aitt. 9 — 14. Die bisherigen 
Bestimmungen waren nicht gerade eingehend. Abgesehen von 
einer im Art. 9 ansgesprochenen Empfehlung dieses Bechts- 
institutes waren Charakter und Wirkungen dieser Terfahrensart 
umschrieben, und es waren femer einige Besümmungen fiber 
die Bildung der Untersuchungskommissionen getroffen'). Da- 
gegen war das Verfahren vor diesen Kommissionen noch nicht 
näher geregelt. 

Die zweite Konferenz hat diese Lücke ausgefüllt-). Sie 
hat den Charakter des Instituts zwar in keiner Weise geändert, 
aber sie hat eine volLstiindige Prozi;ßordniing für dasselbe ge- 
schaffen, und damit auf diesem Gebiete einen entschiedenen 
Portschritt zu verzeichnen. 

Es lagen der Konferenz v'uw o-nizc Reihe von Pivipositioiien 
mit BL'zu«r auf die Unt(T^n(iuni<rskoHiuiissionen vor. Insbesondere 
hatten Frankreicli und England vollständige Entwürfe 
ausgearbeitet, die später zu einem einzigen Projekt verschmolzen 
wurden. Femer hatte Rußland einen Vorschlag eingereicht, 
der prinzipiell wohl der bedeutungsvollste von allen war. So- 
dann lagen Antrüge von Holland^ Haiti, Italien vor. 

An der Katur des Instituts ist, wie gesagt, nichts geändert 
worden. Dasselbe beschränkt sich nach wie vor auf eine Tat- 
sachenfeststellung und auf einen Bericht über das Resultat der- 
selben, der in keiner Weise bindend für die Parteien ist. Man 
hielt an diesem Charakter so ängstlich fest, daß man den 
russischen Vorschlag, am Schluß des Art. 9, wo von der Tat- 
sachenfeststellung die Bede ist, noch die Worte beizufügen „ei en 
^tablissant, s'il if a lim, lea responsabüUis", ablehnte, obscbon 

M \^\. djr/n mt^n .Verfahren" S. 45?ff , sowie Menrer I 120 ff. 

^' Vgl. dazu (iie I'rutükoile der 9. Fleuarsitzunü; vf»in It!. 10 07, der 
H. t>itzung der ersten Kouimission vom 4. 10. 07. der 4. ijubküimuisbions&itzung 
Tom 9. 7. 07, sowie der Sitzungen des Comite dexamen vom 13., 16., äö- 
nnd 23. 7. 07. 
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V. Martetta erklärte, ef wolle keineswegs an! die klar abge- 
grenzte Dom&ne der Schiedsgerichtsbarkeit übergreifen, sondern 
habe lediglich ,Ja consttäatUm des faits pos^s par ckacun 

des Etats en conßit et constituant le germe de leiirs respoti- 
sabUites'' im Auge, 

Auch sonst f^al) der Art. S) zu bemerkenswerten Verhand- 
lungen Allhiß. so (hitj icli liabei mit einigen AVorten verweilen 
muß. Bekanntlich linfte dieser Artikel nach dem russischen Vor- 
schlag im Jahre 1899 dieselbe Fassung erhalten soHen, wie der 
Art. 2, derTon der VennittlungsanruTung handelt, d. h. die Mächte 
soUten , konvenieren^, in den dafür geeigneten Fällen Unter- 
snchnngskommissionen einzusetzen, vorausgesetzt, daß nicht Ehre 
oder vitale Interessen in Frage kämen. Diese Fassung ent- 
sprach dorchans dem Charakter, der die Haager Konvention 
bis jetzt überhaupt kennzeichnet. Der hier statuierten Ver- 
pflichtung war durch die üblichen Vorbehalte die gefährliche 
Si)itze abgebrochen. So war man denn im Jahre 1899 auch 
(lurchaus geneigt, diesen Vorschlapr anzunehmen, nachdem man 
ihn noch durch die Uinstandsklaiisel ...sv' les circonslaHces le 
pertnettoif" erpränzt liatte. Er scheiterte jedoch an dem Wider- 
stande einiger Balkanstaaten, die an dem Woite „conüiennenf 
Anstoß nahmen. Ihnen zulie])e ließ man die obligatorische Form 
fallen, trotzdem von einer bindenden Verpflichtung eigentlich kaum 
noch die Bede sein konnte ; man wollte aber natürlich entsprechend 
nunmehr die Vorbehaltsklauseln fallen lassen, die Ja neben einer 
bloßen Empfehlung des Instituts wirklich keinen Sinn mehr 
hatten. Rumänien sorgte aber dafür, daß auch bei der jetzigen 
fakultativen Fassung die Klauseln wieder Eingang &nden, und 
so gelangte man denn zu der geradezu monströsen Fassung des 
Art. 9, daß bei Streitij^keiten, die weder die Elire noch wesent- 
liche Interessen berühren und die einer verschiedenen Würdigung 
von Tatsachen entspringen, die .Maclite es für nützlich erachten, 
daß die Parteien, die sich aui diplomatischem Wege nicht haben 
einigen können, soweit es die Umstände gestatten, eine T^nter- 
snchungskommission einsetzen. Angesiclits dieser Häufung von 
Vorbehalten neben einer bloßen Empfehlung konnte sich nun- 
mehr in der Tat auch das ängstlichste Diplomatenherz beruhigen! 
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Auf der zweiten Konferenz machte Rußland nun neuer- 
dings den Vorschlag, an Stelle von Jjffjmt utile'' das Wort 
nComieiinenf zu setzen von Martern bestritt, daß man hierbei 
angesichts des Vorhandenseins der Ehren-, Interessen- nod üm- 
standsklansel, über die die Parteien selbst Richter seien, an eine 
wirkliche rechtliche Yerpflichtimg denken könne. Nach dem Sprach- 
gebranch von 1899 involvire sein Vorschlag lediglich eine mo- 
ralische Verpflichtung^. Die übrigen Kommissionsmitglieder 
sprachen sich jedoch für Beibehaltung der bisherigen Form 
aus. Der deutsche Vertreter befürchtete, der russische Vor- 
schlag könnte anders interpretiert werden ; der Ausdruck „con- 
ifimnenf* bedeute fflr die rechtUehe Betrachtung ein iwris 
vinculum, eine formelle Verpflichtung, derart, daß ein Staat, 
außer in licn vorbehaltenen Fällen, die Anrufung einer Koiu- 
mission nicht würde versagen können '). In der Komiteesitzung 
vom 13. 7. 1907 wies vo}i Martens nucli insbesondere darauf 
hin, daß nach der jetzigen Fa.>snng die Kouimissionen nur iü 
solchen Füllen für nützlich erklärt werden, die weder die Ehre 
noch die wesentlichen Interessen berühren, während docli der 
Hui 1er Fall «gerade diese berührt habe. Im üla'igen betonte 
er. daß, wenn die Konferenz auch nicht an dem Werk von 
1899 rütteln wolle, sie doch auch die moralische Verpflichtung 
habe, einen Schritt nach vorwärts zu tun; sie könne sich nicht 
bloß auf eine Reproduktion der Texte von 1899 beschränken. 
Bourgeois gab die mangelhafte Hedaktion des Art. 9 eben- 



^) Auch Ton Holland wur dinier Aotng gcttettt. 
In der SvbkonimissionsaitBiiBg ym. 9. 7. 07 betont» «Ofi Martens: 
„Nous demandom que les Puissunces conviennent d'user des Commis- 
sions d'efiqttpfe, si Vhonneifr n'esf pas en Jeu, st Ics ct'rconsfattccs le 
permettent . vtc. II vi' sHiiU duuv ii i nullctncnt d une obligatio)! : OM 
reui seulement reconunnttder avec force l usa(/e de ces comtnissions 
guand il est reeofinu posHbU*. 

'J Im JahK 1699 h»tte nmgekefart der dentsclie V»treter danuf hin- 
gewieMn, daft die Umstandflklaasd das obligatorische Prinsip tatsfichlich 
wieder aufliebe, und bei der DiskoBsion Aber die obligatorische Schiedsgerichts- 
barkeit im .Talirc liKiT war es gerade die ilciitsclic Vcrtrotnnp. die den Stand- 
punkt vritiat, dab Angesichts der Klauseln von einer wirksamen Yerpfliofatung 
nicht die Kede sein könne. 
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falls zu, erinnerte jedoch an die Umstände, unter denen dieselbe 
im Jahre 1H99 zustande g:ekommen sei. Diese Erinnerung war 
es denn auch hauptsächlieli. welche die zweite Konferenz dazu 
bestimmte, an dem alten Wortlaut des Art. 9 festzuhalten, und 
der BSmpfeblung nur noch die Worte „et däsirable** beizufügen. 

Erwähnt sei noch, daß der rumänische Vertreter Beldiman 
es in der Kommissionssitzung Tom 4. 10. 07 für notwendig hielt, 
zu. konstatieren, daß der Faknltativcharakter des Instituts dies- 
mal einstimmi^r anerkannt und nicht einmal zum Ge<reristande 
der Diskussion «jemacht worden sei; das oMifratitrische JVinzip 
habe aLso in dieser .Materie keine l''ortselirilte {gemacht. Da\'iri. 
daß die Disku-sir.n liau])tsächlieli deshalb unterblieben ist, weii 
man den alten, durcli einige Balkanstaateu veranlaßten IStreit 
nicht nochmals heraufbeschwören wollte, hat sich Beldiman 
also oßenbar keine Bechenschaft gegeben. Ks dürfte daher doch 
gat sein, daran zu erinnern, daß die unglückliche Fassung des 
Art. 9 im Jahre 1899 sieb ausschließlich auf die rumänische 
Yertretung zurückfuhrt. Und wm Mariens war Tollkommen im 
Recht, wenn er Beldiman gegenüber ausführte, daß die „^ffir- 
maHons solennelles n*ont que fait ressortir avec plus de 
relief la r4daction dt^fectufnise de Varticle 9". 

Ebenso verdient aber der Hinweis von Marfans' auf den 
Hol 1er Fall Beachtung. „Utile et ch^sinihle" sind die Kommis- 
sionen stets, wenn eine Tatsachenff ^t^tellung nötig ist; also 
auch in Fällen, wo. wie in dem soeben ircnannten, die 
nationale Elire in Frage steht. Es bat daher gar keinen Sinn, 
bei der jetzigen Fassung des Artikels die die Ehre und die 
vitalen Interessen tangierenden Fälle auszuschließen. Vorbehalte 
kann es doch nur gegenüber einer wirklichen Verpflichtung 
geben. Möge eine spätere Konferenz diesem ohne weiteres in 
die Augen springenden Umstände Rechnung tragen, und den 
Art. 9 auf eine vernünftige Form reduzieren, indem sie im 
Sinne des russischen Antrages entweder die Vorbehaltsklauseln 
beseitigt oder ein „co/fviennenf einfügt. Das ist das Minimum 
dessen, was man von einer Revision des Art. 9 fordern muü'j. 

h ?.( iiK rkenswert ist, daß der russische Vorschlag forner vorsah, im 
Art. d an Stelle der „interiU eaaentiels'' die „indepeftdatice*' zu setzen. 
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Eme Yerbessennig bezw. Srgänzang des Art. 9 war 
übrigens noch nach einer andern Richtung in Vorschlag ge* 
bracht, Haiti hatte beantragt, entsprechend wie beim Ver- 
mittlnngsverfahren (Art. 3) nnd beim Schiedsgerichtsverfahren 
(bisheriger Art. 27, Jetzt 48), so auch beim üntersachungsverfahren 
dritten Mächten das Recht einzuräumen, gegebenenfalls die Ein- 
Setzung einer üntersuchongskommission in Anregung zu bringen, 
da die Streittefle selbst unter Umständen nicht gerne die Initiative 
zu einem solchen Schritt ergreifen werden Dieser Antrag? wurde 
abgelehnt, obschon er durchaus im Rahmen dessen pelejreii hiitte, 
was die llaager Konvention anstrebt, und sowolil theoretisch 
wie praktisch begrüßenswert erscheint. Allerdintrs kann maji 
sag'en, daß das Recht zu einer solelieii Ani-eguug sich schon 
uliiie weiteres aus Art. 3 Iterleiteii Iii fit. und also eigentlich 
gar nielit Itesuiiders konstatiert zu werden braucht. Aber da 
die Konferenz bei jeder Golep:enheit betonte, ihr Ziel bei dem 
Institut sei, ^,de rendre son application plus f'acile et plns 
frequente'', so hätte sie sich eigentlich auch diesen Weg zur 
Erreichung dieses Zieles nicht entgehen lassen dürfen. 

So blieb der Art. 9 also im wesentlichen unverändert. 
Die von der zweiten Konferenz herbeigeführten Neuerungen be^ 
treffen, wie schon angedeutet, fast durcliwegs nur das Ter-* 
fahren vor den Untersachnngskommissionen. An Stelle der 
Artt. 10—14 sind Jetzt die Artt. 10—36 getreten. Da es sich hier 
somit um zum Teil gänzlich neue Bestimmungen handelt, muß 
ich bei diesem Gegenstände etwas verweilen^. 

Zunächst werden über den Vertrag wegen Einsetzung einer 
üntersuchungskommission — der mit dem Kompromiß über Unter- 
werfung unter einen Schiedsspruch parallel läuft nunmehr 

InwiPAvt'it diese Fassung vurzozieheD gewesen wäre, d&za TgL mein ,Ver- 
fahren'*, insbesondere S 217. 

Entsprecheml sollte ein Absatz angefügt werden: „Lea Puüsances 
^ignataires pourront igalentent suggerer aux Parties en Utige le re- 
coura ttux Commiasiona internationales SenguSte'*, 

S) Bemerkt sei, daS die neuen Bestimmangen im wesentlichen anf dem 
frunzösiscb-englisclien Projekt hlBen, und daß auch das Bsglement, das 1904 
fUr die llulier Kommission ansgeM^^^ worden ist, von Einfloß auf die* 
selben war. 
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Bähere Bestimmungen getroffen. Dieses «Untersuchungskom- 
{HTomiß^, um mich so auszudrücken, soll von nun an nicht nar 
die zu nntersQchenden Tatsachen nnd den Umfang der Be- 
fugnisse der Kommissäre, sondern auch die Art und die Frist, 
in denen die Kommission gebildet wird, bestimmen, und ebenso 
den Sitz der Kommission, die Verhandlungssprachen, die Fristen 
für die Einreichnng der Darstellungen des Tatbestandes, die 
Frage der Bestellung und der eventuellen Befugnisse von Bei- 
sitzern ^j. Für den Fall, daß das »Komijromiß" derartige Be- 
stimmung-on nicht enthalten sollte, sind sie subsidiär in der 
Konvention feüt^n'le<,'*t. Insbesondere ist bestimmt, daß die Bildung 
der Kommissionen dann in analoger Weise zu erfolgen bat, 
wie diejenige der Schiedsgericlite^). 

Auch die Bestimmungen, die für das Verfahren vor den 
Untersuchnngskommissionen gelten sollen, sind zum Teil analog 
deigenigen, die für das Schiedsverfahren gelten. Doch ist der 
besonderen Natur der beiden Yerfahrensaxten überall Rechnung 

getragen. 

Die Parteien können bei den Kommissionen Agenten zu 
ihrer Vertretung bestellen nnd Advokaten mit der Wahrnehmung 
ihrer Interessen beauftragen*^}. Das internationale Bureau im 
Haag dient, wie den Schiedsgerichten, so auch den Untersuclmngs- 
koinmissionen, die im Haag ihren Sitz haben, für die Bureau- 
geschäfte, und stellt ihnen seine Lokalitäten und seine Organisation 
zur Verfügung^). Für den Fall, daß die Kommission nicht im 



>} Art. 10. 

^ Art 11 and 12. Bnßland hatte noch v<Mrge8chtag«D „La CommisHon 
dewa ihre eomtiiuäe dans U dilai de deux semaines ä partir de la 
date de Vincident qui aura provoqui $a riunim*'. Das Komitee fand 
jedoch, so sehr eine BeschleiuigBag meist am Platze sein werde", sn wichtig 
8c! es anderseits, ^de nlnsclre aucune regle qui sott de naiure ä em- 
picher les Parties d'avoir recaur« aux Cvmmissione d'enquite", 

3) Art. 14. 

*) Art. 15. Dabei ist za bemerken, daß gemäß Art. 26, jetzt Art. 27 
das Borean seine Lokalitätpn und seine Ort^anisation auch jedem Srhicds- 
^pricht der Vertragsstaaten zar Verfügung stellen darf, auch wenn nicht der 
Haager Schiedshof angerufen ist. 

Z«lt*eliHft f. Intern. PilT«t> n. Öff«nÜ. B«eht. XTII. 35 
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Haag ihren Sitz hat, werden über ihre Organisation ebenfalls 
Bestimmungen getroffen^). 

Die Bestimmimgen über das Yerfaliren vor den Unter- 
snchnngskommissionen haben, ebenso wie die Schiedsprozeß- 
Ordnung, nnr subsidilure Greltung za beansprachen, ffir den Fall, 
daB die Parteien im Vertrag keine anderen Regeln aufgestellt 
haben Diese Subsidiarität des vdlkerrechtlichen Prozeßrechts, 
gleichviel ob man nnn die Kommissionen oder die Schiedsgerichte 
im Auge hat, dürfte eiitscliiedeii einen Vorzug bedeuten und 
zweifellos der besonderen Natur des völkerrechtlichen Verfahrens 
am besten entsprechen In erster Linie muß natürlich den 
Streitteilen selbst das Recht zustehen, Bestimmungen zu treffen^ 
und die Gelegenheit dazu bietet ihnen der Abschluß des 
^Kompromisses'^. Haben sie von diesem Recht keinen Gebrauch 
gemacht, dann kann es aber nur von Vorteil sein, daß sie 
fertige Regeln vorfinden, die sie ohne weiteres zur Anwendung 
bringen können. Sollten jedoch trotz «Kompromisses' und 
trotz Haager Konvention doch noch Lücken vorhanden sein^ 
so ist es Sache der Kommission, dieselben auszufüllen^). 

Die subsidiären ProzeEbestimmungen sind im wesentlichen 
die folgenden. 

Die Untersuchung erfolgt kontradiktorisch. Die Parteien 
haben der Kuiiiiiiission und der Gegenpartei innerhalb der fest- 
gesetzten Zeit die Darlegung des Tatbestandes, sowie Akteu, 
Schriftstücke, Dokumente, die sie für die Krniittelunp: der 
Wahrheit für nützlich halten, zu übermitteln, ebens(» wie eine 
Liste der Zeugen und Sachverständigen, deren Vernehmung sie 
wünschen^). Die Kommission kann sich zwecks Augenschein- 
einnahme selbst an Ort und Stelle begeben oder AUtglieder 
dorthin abordnen, unter Einholung der Erlaubnis des Staats, 
dessen Territorium dabei in Frage kommt^). Alle tatsächliche! 



1) Art. 16. 
>) Art 17. 

^ Vgl. dasa imIii »Verfftlixwi* S. 833. Alldem Mdniiog s. B. Mirignhac. 

Art. 18. 

Art. 19. 
Art. 20. 
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Fe^i.-^ri llmjtjfeii und Aiigenscheiiiseiimalimen inüsseii in Gegen- 
wart oder uach gt-horigrer Ladung der Agentt'ii und Rechts- 
beistände der Parteien erfolgen \k üie Kommission hat das 
Kecht^ Ton den Parteien alle Auskünfte und Aulklärangen zu 
verlangen, die sie für nützlich erachtet-) 

Nicht neu ist die Bestimmung, daß die Parteien sich yer- 
pflichten, der Kommission im weitesten Umfang, den sie für 
möglich halten, alle Mittel und Erleichterungen an die EEand 
zu geben, die zur vollständigen Kenntnis und genauen Wflrdi> 
gang der in Frage stehenden Tatsachen nötig sind. Auch die 
zweite Konferenz hat nicht geglaubt, in diesem Punkte weiter 
gehen zu sollen iiinl dm Regierungen eine absolute VerpÜichtung 
zur Lieierimg von iit weismat^rial aufzuerlepfon . Dagegen wird 
nunmehr weiter bestimmt, daß die Streitteile sich verpflichten, 
die Mittel, über die sie nach ihrer internen Gesetz<r( I iiiitr ver- 
fügen, anzuwenden, um das Erscheinen der vor die Kommission 
g-eladenen Zeugen und Sachverständigen, die sich auf ihrem 
^ rr biete befinden, herbeizuführen. Wenn diese nicht vor der 
Kommission erscheinen können, so werden sie deren Vernehmung 
vor den zustandigen Behörden veranlassen^). Diese Bestim- 
mungen sind gewiß sehr beachtenswert, wenn man bedenkt, 
daß an sich die Kommissionen natürlich keinerlei Zwangs- 
mittel besitzen würden. Es wird also hier den streitenden 
Staaten eine besondere rechtliche Verpflichtnng auferlegt. 

Im weiteren wird dann aber auch der l all ins Auge 
gefaßt, daß die Zenc:en sich auf deiii Utbiet einer dritten unbe- 
teiligten Macht berinden. Eine formelle Verpliichtung für diesen 
Staat, das Erscheinen der Zeiipfen herbeizuführen, ließ sich 
nicht wohl herstellen ; dieser Ötaat steht dem üntersuchungs- 
vertrag fem und hat keinerlei Verpflichtungen übernommen« 
Man kann seine Beihälfe ffir die Kommission daher [nur in 
beschränkterem Maße zu einer verpflichtenden gestalten. Die 
Konvention bestimmt, daß die Kommission sich zur Bewirkung 
von Zustellungen im Gebiete einer dritten Vertragsmacht un- 

1) Art. 21. 

Art. 22. ^ 
3) Art. 23. 

35* 
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mittelbar an die Kepernng dieser Macht \vend<'ii wcnlo. 
Ebenso wenn es sich um Herbeiführung von Beweisaiifiialiincn 
an Ort und Ötille handle. Die diesbezüglichen Ersuchen sollen 
nach ^Maßjrabe der Mittel erledigt werden, über die die ersnchte 
Macht nach ihrer internen Gesetzgebung verfügt, und können 
nur abgelehnt werden, wenn der StaAt sie mit seiner Souve- 
ränität oder seiner Sicherheit für unvereinbar hält^). Die 
Kommission kann im fibriprcn auch die Vermittlung der Macht 
in Ansprach nehmen, an! deren Gebiet sie ihren Sitz hat. 

Es wird dann weiter bestimmt, daß die Zeugen nnd 
Experten zwar durch die Kommission an! Antrag der Parteien 
oder von Amtes wegen geladen werden, daß dies aber in aJlen 
Fällen durch Yerroittlung der Regierung des Teiritorlalstaats 

zu geschehen hat. Dies erschien im Hinblick anf die oben 
;;iuiachten Vorbehalte notwendig; nur so konnte der Souvtränitäts- 
vorbelialt gewahrt werden. 

Die Zeugen sollen nacheinander und getrennt in Gegen- 
wart der Agenten und Rechtsbei.stUnde vernommen werden ; 
die Reihenfolge bestimmt die Kommission-). Die Vernehmung 
erfolgt durch den Vorsitzenden. Die Kommissionsmitglieder 
können Fragen an die Zeugen stellen. Die Agenten und 
Bechtsbeistände dürfen die Zeugen weder unterbrechen noch 
unmittelbar Fragen an sie richten; dagegen können sie den 
Vorsitzenden bitten, Erläuterungsfragen an die Zeugen zn 
stellen'). Die Zeugen därfen ihre Aussagen nicht ablesen; 
doch kann der Vorsitzende sie zur Benutzung von Aufzeich- 
nungen oder Urkunden ermächtigen, wenn die Natur 'der be- 
kundenden Tatsachen dies erheischt, üeber die Aussagen 



^) Art 24. Der Kommisdonsantrag laatete ursprUngHch etwas anders, 
die jetsige Bedaktion des sweiten Aboataes wurde anf Veraolasnui^ des 
BchweiseriecbeD DelegiMten Carlin Torgenommen. 

-) Art 25. RedaktioneU wftve nt sagen, daß ane diesem Artikd dgoit« 

Uch zwei Artikel gemacht wcrdco sollten. 

h Art. 2C). Enfrlischcrseits hatte man das Kreuzverhör befürwortet, 
gejren das sicli sprziLll Lummasch wendete, indem rr betonte, es sei dem 
Ikctinung zu tragen, es in den verschiedenen Landern zwei Systeme 
gebe, QDd daß fflr viele Länder das KremtverhSr nicht passen wflrde. 
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wird ein Protokoll aufgenommen und vorgelesen. Der Zeuge 
kann dasselbe ergänzen lassen und hat es zu unterzeichnen^). 

Den Agenten ist das Recht eingeräumt, während oder am 
Sehlnflse der Untersuchung der Kommission und der Gegen- 
partei schriftliche Ausföhrungen, Anträge oder Sachdarstellungen 
eiiizurc'iclieu, die sie füi* die Knnittelung der Wahrheit für 
nützlich halten. Man hat damit gewissermaßen einen Mittel- 
weg gewählt, indem man zwar nicht jedes Plädieren im Unter- 
süchungsverfahron kurzweg auspfesrlil(»sseii, andererseits aber 
doch konstatiert hat, daß dieses \ ertahren ein Plädieren keines- 
wegs ohne weiteres mit sich bringt. Damit hat man die Grenze 
zwischen Untersucbungsverfahren und schiedsgerichtlichem Ver- 
fahren zu wahren gesucht*''). 

Mit Bezug auf die Beratungen der Kommission hat die 
Konferenz beschlossen, daß diese nicht öffentlich erfolgen und 
geheim bleiben. Die Entscheidung geschieht durch Majoritäts- 
bescbluß. Weigerungen von Mitgliedern, an der Abstimmung 
teilzunehmen, werden im Protokoll festgestellt^). Auch die 
Sitzungen der Kommission sind nicht ohne weiteres öffentlich, 
sondern nur auf Grund eines Hesehliisses der Kommission mit 
Zustimmung der Parteien. Dasselbe gilt von einer Veriiffent- 
licliiinfr der Protokolle und Urkunden-*). Man kann den (Jrrinden, 
die zu dieser Fassung getuhrt haben, seine Anerkennung nicht 
versagen. £s erschien mit Recht angezeigter, von dem Prinzip 
der Nichtöffentlichkeit auszugehen, da es für eine Kommission 
zweifellos leichter sein wird, gegebenenfalls die OeSentlichkeit 
der Verhandlungen zu beschließen, als umgekehrt die Oeffent- 
Uchkeit auszuschließen. 

Nachdem die Parteien alle Aufklärungen und Beweise 
vorgetragen haben und alle Zeugen vernommen worden sind, 
erklärt der Vorsitzende den Schluß der Untersuchung. Die 
Kommission vertagt sich darauf, um zu beraten und ihren 
Bericht abzufassen. Dieser Bericht wird von allen Kommissions- 

1) Artt. 27 und 2B. 
^ Art. S9. 
S) Art. 90. 
*) Art. dl. 
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raitprlif^tlf^n unterzoichiiet. Verweiirorung der Unterschrift wird 
vermerkt, ist jedoch ohne Eiiilluß anf die niiltifrkeit des 
Berichts. Der Koramissionsbericht wird in öffentlicher Sitzung" 
in Gegenwart oder nach gehöriger Ijadung der Agenten und 
Rechtsbeistände der I'arteien verlesen. Eine Aosfertigiuig 
desselben wird jeder Partei zugestellt^). 

Zum Schloß wird in der Konvention noch ausdrücklich 
konstatiert, daß der Kommisslonsbericht sich anf die Fest- 
stellung der Tatsachen beschränkt und in keiner Weise den 
Charakter eines Schiedsspruches hat. Er laßt entsprechend 
den Parteien volle Freiheit mit Bezug auf die Folgen, die sie 
dieser Feststellung geben wollen. Diese Bestimmung fand sich 
bereits in der Konvention von 1899^. Sie kennzeichnet scharf 
die besondere Natur des Bechtsinstituts und ist daher insofern 
gewiß am Platze. 

Von Seiten Rußlands war beantragt, diese Bestimmung 
dahin abzuändern: „Les Puissancrft en Utic/e, a t/auf pn's 
connaissance de In constafafion des faits et des rcaponsa- 
bilifeft enoiice'e par la comniission internatioiiaie d'enqnMe, 
so)it libres soif de conclure un arrangement a raniiahjp, 
soit de recourir ä la Cour permanente d arbitrage de hi 
Hay&'^). Dadurch sollte die Möglichkeit einer gewaltsamen 
Lösung des Streites außer Betracht gestellt werden. Der 
Antrag, der von prinzipieller Tragweite war, ging von der 
Annahme aus, daß, wenn die Streitteile sich einmal über ein 
Untersuchungsverfahren haben einigen können, sie in der Be- 
tätigung ihrer Friedensliebe auch noch einen Schritt weiter 
gehen können. Das Komitee fand jedoch, daß eine Bestimmung, 
die ein obligatorisches Schiedsgericht als notwendige Folge der 
Einsetzung einer üntersuchungskommission hinstelle, geeignet 
sein könnte, auf die Anrufang dieses letzteren Instituts unter 
Umstanden einen ungunstigen Einfluß auszuüben. Eine solche 
juristische Bindung könnte gegebenenfalls direkt ein Hindernis 

1) Am. .^2- :n. 

2) FrUheivr Arf. 14. jrtziixcr Art. 35 

•■') Dieser Antrag wurde voa den Vercmigten Staaten unterstütat. Vgl 
Komitcesitzang vom 23. 7. 07. 
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für eine YerstilndigQng bilden und also de f^Mcto sich als weniger 
stark erweisen, als die moralische Verpflichtung, die sich an die 
Eonstituienmg einer üntersnchongskonimission knfipfe^). Diese 
praktischen En^ ägiingen mögen nicht nnzutieffend sein. Eine 
wesentliche YerstSrkung der Friedensgarantien würde ans dem 
russischen Vorschlage wohl kaum resultiert sein. Und auch 
prinziiiirll ihiif man vicllciclit saffen. d;ilj. wenn man sich die 
besondere Aufgabe vergvgi'nwärti^''t, denen die Kumniissionen, 
im ( ie'j-r'Tisatz zu den Schiedsgerichten, dienen sollen, die jetzige 
Fassung der Konvention ganz angemessen erscheint. Wenn 
die Streitteile etwas anderes wollen, als eine bloße Konstatierung 
der Tatsachen, dann werden sie nnd dann können sie ja von 
yomeherein ein Sclüedsgericht anmfen. £s bedarf dann nicht 
des Umweges ftber die Untersuchnngskommissionen. 

Blicken wir nun auf die hier in EOrze wiedergegebenen 
neuen Bestimmungen Uber das Untersnchungsrerfahren zurück, 
so werden wir zweifellos zugeben mflssen, daß die zweite 
Konferenz auf diesem Gebiete einen ganz wesentlichen Port- 
schritt für das Völkerrecht herbiiizefülirt hat. An der Natur, 
an dem all<2feineinen Charakter des Ree litsinstituts hat sie nichts 
geändert, prinzi]»ielle Frapen liat sie nicht frolrist. Alu-r dafür 
hat sie nnnnu'lir aueh für das üntersuchungsvertaiiren eine 
vollständige Prozeßordnung geschaffen, die sich derjenigen für 
das Schiedsverfahren ebenbürtig an die Seite stellt. 

Aach bei dieser nenen Prozeßordnung galt es, eine Gefahr 
zu Termeiden: man mußte sie frei halten von den Mängeln der 
innerstaatlichen Prozeßordnungen mit ihrem manchmal zu weit 
getriebenen Formalismus. Ob dies im Haag gelungen ist? , 
Man war sich dort des ümstandes wohl bewußt, daß man sich 
auch vor einem Zuviel zu hfiten habe, wenn man sich anderseits 
auch darüber klar war, daß die alte Konvent inn nn^enügend 
sei, da sie so gut wie keine Prj'zeÜregeln enrliielt, nnd daß 
diese Lücke ausgefüllt werden müsse. Fromageot betoute 

^) Bourgeois betonte, da6 nacli der VerOffentlieliaiig des Berichte die 
FtoteieD sweifelto» mh ohnehin gezwungen seilen würden, Jede feindUdra 
Haltung anfsogeben und sich gfltlich an Terstftndigen. Der Ziuats kOnne 
ahm dier schaden als nfttsen. 
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gleich zu Anfang, man dfibrfe die in der Konvention von 1899 
enthaltene Lücke nur mit großer Vorsicht ausfüllen, indem 

man sich darauf beschränke, den Kommissionen einen leichteren 

Zugang und ein ^dattes Funktionieren zu sichern, rofi Martciis, 
der das Fehlen von Prozeßregeln zwar ebenfalls als Lücke 
empi'aud, gab demgegenüber der Bi^fürchtung Ausdnick, daß das 
französisch-englische Viujikt in den t^ntgc^a-ngcsctzten Fehler 
verfalle, indem eü einen vollständigen Codex bringe; das sei zn 
viel für die Konuiiis.sidnen, die ja kein Gerichtshof seien. 
Dasselbe Redcnkcii äußerte Fusinuto^). 

8ülite man sich also auf einige allgemeine Prozeßgrund- 
sätzc beschränken oder sollte man auch die Einzelheiten 
einigermaßen zu regeln suchen? Da man das Institut vor 
allem leicht zugänglich und anwendbar machen wollte, hielt 
man es für zweckdienlich, ein Instrument in die Hände der 
Begierungen zu legen, das bereits ausreichend znrechtgeschnitten 
war, um den sofortigen Gebrauch ohne Zeitverlust zu gestatten, 
einen präzisen und praktischen Führer, der ihnen die eisten 
Schritte erleichterte und eine sofortige Inangrifbahme der 
Untersuchung ermöglichte^. 

Diese Erwägungen erscheinen gewiß einleuchtend. Auch 
darf man sagen, dafi es der Konferenz im ganzen gelungen 
ist, bei der Regelung der Materie das durch die Natur des 
Völkerreclits ganz besonders gebotene ,Jusle müieu'' einzu- 
halten und pruzesüuale Härten zu vermeiden. So darf man 
denn das anf diesem Gebiet erzielte Kesultat, wenn man von 
dem Art. U altMcht, in der Tat ohne Vorbehalt begrüßen. Es 
darf gesagt werden, daß die Schaffung einer neuen Untcr- 
suchungsiirozeßordnuiif; eine Aiif«rahe war, die schon für sich 
allein die Einberufung einer internationalen Konferenz gelohnt 
haben würde. 

>) Vgl. dftso Sabkommissionssitzung v. H. 7. 07, Komilcedtiiing v. 16. 7. 07. 
^) Vgl. dastt den Beriebt von Baron Guillaume S. 11: „Lexperi- 

ence a prouv4 ct>nihf>tt il os-f äifficilc de se ittHtre (f nccord sur les 
moindres d^tftils d unc procedure ; plus Ic.s rvgles que In Cnnventian 
mettra ä La di^jtoailiun da, Parties, seiout complefes, et plus VactüHt 
bieufai^ante des Cutnmissiuns internationales d'enquete sera pramptif 
tfficaee et f / equenie", ^ 
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DriMoB Kapitel. 
Dm Sciiiedag«ridit8Terfa]ir6ii. 

§ 4. üeberblick. 

Von der Schiecls>?erichtsbarkeit handelt Titel IV der Haager 
Kunvention. und zwar in 3 Kapitclii. von denen das erste die 
Schiedsgerichtsbarkeit im allgemoinen, das zweite den ständigen 
Scliirdsg-erichtshof und das dritte das schiedsgerichtliche Ver- 
fahren behandelt Die Verhandlungen der zweiten Kontereoz 
bewegten sich in derselben Reihenfolge. 

Die erste Subkommission, in deren Bereich, wie wir 
gesehen haben, das friedensrechtliche Verfahren fiel, wandte 
sich in den Sitzungen vom 16., Id., 23. und 27. 7. 07 znn&chst 
dem ersten dieser 3 Kapitel zu, indem sie ttber die Schieds- 
gerichtsbarkeit im allgemeinen eine Oeneraldiskossion walten 
ließ, in der speziell die beiden Fragen der Binfühmng der 
obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit in die Haager 
Konvention, sowie der Beschränkung der Gewalt- 
anwendung bei Eintre i bu njr von Kontraktschulden 
eine Erörterunjr fanden. Die Subkdinniission überwies darauf 
diese Gegenstände einem Cvtnitr d'vxamen A, das sich damit 
in den Sitzungen vom .'i, 6., 10., K-^., 15., 19., 23., 26., 29., 
31. 8. 07, 3. und 4. 9. 07 befaßte. Hierauf gelangten diese Fragen 
vor die erste Kommission, die sich in den Sitzungen vom 
5., 7., 9., 10. und 11. 10. 07 damit beschäftigte, worauf sie 
dann schließlich am 16. 10. 07 vor das Plenum der Konferenz 
gelangten^). 

Das zweite Kapitel, den permanenten Scbieds- 
gerichtshof, bebandelte die erste Subkommission in 

den Sitzungen vom 1. und 3. 8. 07, worauf sie diesen Gegen- 

^) Vg;!. (iazQ Meurer I Ki^lfl.. snwio rnt-in „Verfahren" S. 168 ff. 

^) V^l. (laz.u. sowie zum folsiendcn die ciiisprechendpn bitxungisprütukolle. 
Ferner deo Bericht des Baron G uillau m e . der allein ein dickes Buch aus- 
macht. Ueb€r die Bedeutung dieser Kunferenzuiaterialien konnte der Prisident 
N€Udow in der Plenaraitsiiog yom 16. 10. 07 mit Recht sagen : „Ceti« Studt 
ausH eoiueienei«»ue qu« $af>ante dcni ies diiailß wnt. arnsiffftSs dana 
ha prode-wrbaua dt cette Commisaion et des Comitia dexamen, 
ftmmironi ä eeux qtti s'en oceupermt plus tard, des matiriaux fort 
j^ieieuäß qui ferout konneur ä cette Confärenee" . 
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stand einem Co m H e d'cjoamoi B überwies, das am 18., 17., 
20.. 24., 27. 8. 07. am 2., 5. und 18. II. 07 tagte, worauf die 
fecliiedsliofsfmirc clu'iifalls v(tr dit' cr.^re Kommission kam, 
die sie am 9. und 10. 10. 07 behandelte. Am 10. 8. 07 gelangte 
die Frage ebenfalls vor das Plenum. 

Das dritte Kapitel endlicli, die Schiedsprozeßordnung, 
-wurde von der ersten Subkomraission am 13. 8. 07 be~ 
handelt, worauf die darauf bezüglichen Einzelfragen einem 
Comitä d'examen C überwiesen wurden, das sich damit 
am 16., 20., 23., 27. 8. 08, am 2., 6., 9., 11., 14, und 19. 9. 07 
beschäftigte. Am 1. 10. 07 fand dann noch eine Schlußkomitee- 
sitzung statt, am 7. 10. 07 befaßte sich die erste Kommission, 
und am 16. 10. 07 das Plenum mit dem Gegenstande. 

Aas diesem Ueberblick über die Arbeiten im Haag ergeben 
sich uns nun von selbst auch die Gegenstände für unsere Be- 
trachtung. Wir werden zu handeln haben: 

A. Von der obligatorischen Schiedsger ichts- 
b a r k e i t. 

B. Vom ständigen Schiedsgerichtshof. 

C. Vom schiedsgerichtlichen Verfall reu. 

Die Frage der Be.sciiiankung der Gewaltanwendnnp: bei 
Eintn-ibuiif^ von Koiitrakt.s.schulden, die von der Konferenz in 
eine besondere Konvention verwiesen wnrde, werden wir eben- 
falls in einem besonderen Kapitel zu betra( hten haben. 

Im ferneren werden die einzelnen Fragen, soweit dies der 
Baum hier gestattet, in 8 verschiedenen Stadien zu betrachten sein: 

a) vor der Subkommission, 

b) yor dem Co mit 4 d*eapamen, 

c) vor der Kommission. 

Einen Ueberblick über die von der Kommission zu leisten- 
den Arbeiten hatte voigreifend übrigens schon der Pr&sident 
Bourgeois gegeben. In der ersten Kommissionssitzung yom 
22. 6. 07 hatte er insbesondere ausgeführt^), daB die zweite 

All! di*'«'» .Ansprache ^^oirdr» srlinn dben hingewiP55rn. Bourgeois 
verbreitete sich znii:i(h.sr lilur die durch die erste Konff-r-nz trt'-schafffu»! 
Rechtslage, und unit-rualim dauii Ith Ans( Iduii daran einen Aii-Iili''k auf die 
ZVL leistenden Arbeiten. Bemerkeasw erl war sein Hinweis daraul, daij. wülueiid 
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Konferenz vor der Aofgaiie stehe, aach die Zukunft ins Auge 
TO fassen und sich zn fragen, ob ond wie man die Institute 
▼OH 1999 vervoUkommnen nnd ihre Anwendung häufiger, wirk- 
samer, ausgedehnter machen k5nne. Verschiedene vorliegende 

Projekte tendierten dahin, die Domäne der internationalen Rechts- 
institutionen umfangreicher zu gestalten. Man könne unmöj?Uch 
die interessanten Vertiandlunpfen vergessen, zu denen im .lahre 
1899 die Frage geführt liabe, in welchen Fällen, in weleliem 
Maße nnd unter welchen Bedingungen die Verpflichtung zur 
Anrufung des Schiedsgerichtsverfahrens durch besondere oder 
allgeraeine Verträge ann( Innbar sei. Die Konferenz werde diese 
Fra^e von neuem zu prüfen haben. Dieselbe werde natOrlich 
nicht in der Form gestellt werden können, in der sie z. B. in 
den SchiedsrertrSgen zwischen Italien und Dänemark, Dänemark 
und Holland, Chile und Argentinien ihre Erledigung gefunden 
habe, wo die Unterwerfung unter das Schiedsgericht ohne jede 
Einschränkung obligatorisch sei. Es sei natürlich unmöglich, 
ein solches, zwischen zwei Staaten mögliches Band einer so 
absoluten Verpflichtung auf die Gcsamtlieit der Nationen aus- 
zu(l( Itnen. Aber man werde sich zu fragen haben, in welehem 
Umfange die (jltlifratorisclie Schiedsgeriehtsharkeit für genau 
umschriebene Gegenstände in der internationalen Praxis durch 
die zahlreich abgeschlossenen partikulären Verträge tatsächlich 
£üngang gefunden habe. Die Mehrzahl der Staaten, wenn nicht 
alle, haben die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit für eine 
gewiße Kategorie von Streitigkeiten angenommen. 7U)m habe 
im Jahre 1899 gesagt, wenn der permanente Schiedsgerichtshof 
eingerichtet sein werde und funktioniere, werde der geeignete 
Moment kommen, wo man an Hand von geroachten Erfahrungen 

bis zum Jahre IS'i!) die Völkerstreitij^keiten nur ^ el efrentlich im Rechts- 
wege tr< S''Jilii lit< t wurden, man jet/t dir Soliilüi it;it /wisdien den ziviUsierten 
Nationrn erkannt nnd im Art. 27 u» r Haaijer Konvention die Pflicht fnr 
die iStaaten btatuitrl hübe, ikn Heditbweg in Erinnerung zu bringen, wudurcii 
man die friedliche Stieitbeilegung zum notwendigen nnd vorueluusten Ziel der 
VOlkeifecht^emeiiischftft gemacht habe* Man besitze damit hente „la coH" 
sicration uniwrsetle et definitive de eesprincipea par le monde civilisä," 
Diese Worte des spiritus rector der ersten Kommission verdienen alle Be- 
achtung. 
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die für Alle oblT<ratorischen Schiedsfällp werde aufzählen können, 
^17 i)ourra paraitre interessant de se demander si le nionicnt 
opportun est arrive et sHl ne seralt pas d'une portee tnorale 
ronsüleraöle de consolider par un engagement commun les 
stipulation.^ d^jä conclues siparäment entre les diverses 
natkms et de consacrer par une signature commune des 
ckuises oit nos siguatures ä taus se trouvent d^jä, en faU, 
pour la plupart, apposäes dmx ä deuo!,*' 

Damit hatte Bourgeois nicht nur eine Prog^rammrede 
gehalten, sondern er hatte die erste Kommission damit auch 
schon auf die wichtigste der von ihr zu lösenden Aufgaben 
hingewiesen. 

A. Die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit. 

§ 5. Die Rechtslage bei Beginn der Konferenz. 

Bekanntlich hat sich die erste Haager Konferenz darauf be- 
schränkt, die Anrufung der Schiedsgerichtsbarkeit für internationale 
Bechtsstreitigkeiten zu empfehlen^). Im übrigen aber hat das 
Bechtsinstitut nach der Konvention von 1899 lediglich fakul- 
tativen Charakter. Immerhin behielten sich aber die Konferenz- 
mächte den Abschluß von permanenten Schiedsverträgen, die 
eine Anerkennung des obligatorischen Schiedsgerichtsprinzips 
involvieren, ausdrücklicli vor, „en vue d^^tendre Varbitrage 
obligatoire ä tou^ les cos (Qu elles Juyeront possible de lui 
soumettre" 

Dieser Vorbelialt hat, wie man weiß, unerwartet reiche 
Früchte getragen. Heute bereits umspannt ein «jfanzes Xetz von 
obligatorischen vSchiedsverträgen die zivilisierte Welt. Im 
])artikulären Völkerreciit war damit das obligatorische Scliieds- 
j^erichtsprinzip, von dem noch w eiii^f Jahre vorher in oftiziellen 
und wissenschaftlichen Kreisen niemand etwas hatte wissen 
wollen, zur unbestrittenen Herrschaft gelangt. In den wenigen 
Jahren seit seiner ersten offiziellen Anerkennung konnte es 
bereits auf einen Siegeszng zurückblicken, wie er kaum einer 
anderen Idee auf rechtlichem Gebiet in so kurzer Zeit zuteil 

Art. 1(> dvr cilti'ii Koiivfiitiuii. 
-j Art. 19 der allen Kunveiiüou. 
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geworden sein dürfte^). Man darf ohne üebertreibung sagen, 
daß das obligatorische Schiedsgericbtspnnzip sich damit die 
gesamte Kulturwelt erobert hatte. Auch das Deutsche Beicb, 
der einzige Staat, der im Jahre 1899 der Einfübrang der obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit in die Haager KonTention 
widerstrebt hatte, war inzwischen dem Beispiel der übrigen 
zivilisierten Welt gefolgt, und hatte seinerseits durch Abschluß 
von permanenten Schiedsverträgen das obligatorische Schieds- 
gerichtsprinzip anerkannt. 

Da sonach anscheinend nur noch eine Stimmung bei den 
Staaten und Völkern herrschte, war die Frage an sich schon 
naheliegend, ob die im partikulären Völkerrecht anerkannte 
obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit nunmehr durch Einführung 
in die Haager Konvention ihre 8anktionierini«i^ seitens der 
Haa^,a'r Konferenz erhalten wtnle, eine Sanktionierung, die 
Bußland bcn its im Jahre 1899 in sehr fjcscliicktrr Weise in 
Vorschlag gebraclit liatte. Damit wäre die ublifratorischc 
Schiedsgerichtsbarkeit zu einem Bestandteil des all? eine i nen 
Völkerrechts geworden, ein Fortsciiritt, der. wenn man sich die 
völkerrechtliche Entwicklung im allgemeinen verfirejiren wältigt, 
ja nur als eine Frage der Zeit betrachtet werden kann. 

Attifallenderweise enthielt das russische Programm keinen 
Hinweis auf diese Frage. Trotzdem konnte man aber nicht 
wohl im Zweifel darüber sein, dal^ dieselbe, die ja weitaus die 
wichtigste von allen zu erörternden Fragen war, auf der Konferenz 
zur Sprache kommen würde. Denn sie stand zu sehr im Vorder- 
gründe des öffentlichen Interesses der zivilisierten Welt, sie war 
von zu weittragender prinzipieller und praktischer Bedeutung 
und bildete zu sehr den Kernpunkt aller deijenigen Bestrebungen, 
die in der Haager Konferenz ihren hervorragendsten Ausdruck 
fnden, als daß diese letztere einfach an ihr hätte vorübergehen 
können. Sie gehörte ja gewissermaßen schon zum natürliche 
Grundstock eines Haager Konferenzinngrarames. 

Man durfte also immerhin darauf gefaßt sein, daß die Frage 
der Einführung der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit im 

M Vgl. üher difsen Entwicklanpsifanp mein .Verfahren'' S. 2Ü0 ff., 
iS45fi., Meurer 1200, Fried, , Handbuch der Friedensbewegung'' llöfi. 
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Haag zur Erörterung gelangen würde. Aber auf etwas konnte 
■ man unmöglich gefaßt sein, nämlich darauf, daß eine so große 
Anzahl von Staaten, Großstaaten and Kleinstaaten, eoropäiscbe 
and nichtearopäische Staaten, darin wetteifern würden, tun dem 
obligatorischen Scbiedsgerichtspiinzip im Haag zur Anerkennung 
zn verhelfen. Die Zahl der der Konferenz vorgelegten Voir- 
schlage and Projekte war gerade in dieser Frage, dem russischen 
Programm znm Trotz, eine ungemein grüße, and wenn man den 
guten Willen der Regierungen lediglich hiernach bemessen and 
diese oiliziellen Anregungen als Barumeter für die Aussichten der 
Schiedsgerichtsbarkeit in der nächsten Zukunft gelten lassen 
woUte, dann würden diese Aussichten allerdings ganz hervor- 
ragende sein. In jedem Falle aber darf im Hinblick auf die 
erwähnte Tatsache eines gesagt werden : das obligatorische 
Schiedsgerichtsprinzip hatte damit schon bei Beginn der Konferenz 
einen weiteren Sieg «rrongen! — 

§ 6. Die Verhandlnngen in der Snbkommission. 
Die Verhandlnngen begannen damit, daß die Tertreter der 

einzelnen Konferenzmächte deren grundsätzliche Anschauungen 
zu der Scbiedsgerichtsfrage auseinandersetzten und sich insbe- 
sondere über die Art und Weise der Kinführuno* der obliga- 
torischen Schieds{.'-('rirlitsl)arkeit in die Haagc^r Konvention und 
damit in das allgemeine Völkerrecht äußerten. Die bei »litser 
Gelegenheit gelialtenen Reden gehören zweifellos zu den inter- 
essantesten Episoden der Konferenz, so daß ich es mir nnr 
höchst ungeme versage, wenigstens deren wesentlichsten Inhalt 
hier wiederzogeben. Zn ihrer Gharakterisiemng darf hier 
gleich vorweg genommen werden, daß sie alle anf einen Grand- 
ton gestimmt waren: sämtliche Redner waren einhellig in der 
Anerkennang des Prinzips der obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit. Ich maß mich hier, wie gesagt, aa! Andentungen 
beschränken. 

Zunäclist entwickelte der holländische Delegierte Asmst 
die Notwendigkeit für die zweite Konferenz, für die Aus- 
breitung der obligatorischen Schiedsgerichtsidee zu arbeiten*). 

1) SitzTinp vom 16. 7. 07. A»8cr vorbreitete sich daljoi insbesondere 
auch ttber den Wert der Ebieii- and interesBeiikUawL Durch dieielba 
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Der allgemeine Schiedsvertrag werde natürlich nur ein 
Minimam enthalten können^ aber die einzelnen Staftten seien 
Dicht verhindert, daneben ein radikaleres System anzunehmen 
oder zu behalten. 

In einer sehr bemerkenswerten Ansprache begründete der 
portugiesische Delegierte Marquis de Soveral die Vor- 
scbilge seiner Regierung. Der geeignete Moment, Ton dem 
Bourgeois gesprochen habe, sei Jetzt gekommen, um im Haag 
eine Sachlage zu sanktionieren, die seit 1899 ein Charakter- 
merkmal der internationalen Beziehungen geworden sei. Man, 
stehe heute angesichts des Netzes von Schiedsvertrftgen einem 
faU aecompU gegentlber. Der jetzige Art. 16 wirke geradezu 
retardierend auf die späteren Abmachungen. Sein Text müsse 
in Einklang gebracht werden mit dem gegenwärtigen Zustand 
der internationalen Beziehunf^cri. Aber man müs.se auch einen 
Schritt vorwärts machen und für bestimmte Fälle das oblijifa- 
torisrhe Prinzip unliedin^t annehmen. Der Redner srhloli mit 
dem Hmsveis. «lali eine großf .Sache es wert sei, auch einige 
kleine vorübeifjt'hende Interessenopfer zu bringen, deren über- 
triebene Verteidiy'un«' die Erreichung des Zieles verlundem 
könnte. Bei der Sanktionierung des obligatorisclien Hchieds- 
prinzips könnten die Einen etwas zu gewinmn, die Anderen 
etwas zu verlieren haben, aber man dürfe weder diese ephemeren. 
Gewinne noch diese vielieicbt minimalen Verluste im Auge 
haben, sondern nur die wesentlichen Interessen. Wenn man 
wirklich vom Wert und Bedeutung der Schiedsgerichtsbarkeit 



nehme man mit der einen Hand wieder, WM man mit der anderen za gfflMli 
scheine, tjo daß der Zweifel berechtigt sei, ob man Angesichts dieser Ilesenren 
überliatjp* vnii finer wirkliehen Verpflichtung sprechen könne. Wanuii wolle 
luan btrtitigkeiten, die wesentliche Interessen berühren, vom ischiedswesre 
aoMchließen ? Sei denn eine motivierte Entscheidung von uuparteüscheu und 
gtwinnhiltn Richten oaeh garidttUditr Verhrnndlnig ud Prflfosg akUit 
dar UlBdeB Ofwilt Totsuielian, um to mdir, als die ritalea iBteienen besle 
Tonvlegaid Okonomieche aden and diueh einen Blricg MUUenen und MUUniden 
lentAit werden ? In Wirliliclilceit wftfiten die Staaten die« auch sehr wohl ; 
sie wollten mit den Reserven nur sagen, daß sie bei gewissen Streiti^ikeiten 
frei bleiben wollen, obsebon sie dieselben tatsächlich vielieicbt sehr gerne 
im Kecbtswege regeln werden. 
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für die Gerecliti{j:k('it nnd den Weltfrieden überzeugt sei, dann 
dürfe m.in nicht zöperii, einer so se]!r>nf'n Sn^lie dasjenipre zu 
oplern. was unsere Interessen und peri^unlichen (iesielitspuiikte 
unt<'rgeordnet ers( lieinen lasse, sobald man sie von oben her 
aus einiger Kntternunj? betrachte. 

Auch der schwedische Delegierte von Hammarskjöld 
führte aus, daß jetzt der Moment gekommen sei, um einen 
Schritt vorwärts zn machen. Man brauche Etappen auf diesem 
Wege. Uebereilung und üebertreibung seien, zusammen mit 
.dem falschen Idealismas, der sich in Phrasen gefalle, die 
schlimmsten Feinde des gesnnden Fortschritts. Das Wesent- 
liche sei, durch ein gemeinsames Abkommen das obligatorische 
Prinzip für bestimmte Fälle von praktischer Bedeutung anzu- 
erkennen, selbst wenn diese Fälle anfangs wenig zahlreich seien. 
KeinesfaUs dürfe man den Bogen zu straS spannen. Anderseits 
könne Widerspruch gegen die so begrenzten Fälle nur von solchen 
Seiten kommen, die die Idee Überhaupt bekämpfen wollten, die 
obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit universell zu gestalten. 

Die Rede des serbischen Delegierten Milovanovitch 
ging davon aus, daLi die Hauptaufgabe der Konferenz sei, eine 
möglichst große Zahl von Koniiikten der gewaltsamen Lösung 
zu entzielien, indem man Wege eröffne, die deren friedliche 
Lösung sichern. Die jetzt zu erreichende Etappe inüsse die 
sein, dem Schiedshof bestminite Kompetenzen zu erteilen, also 
die obligatorische Sehiedsgerichtsbarkeit einzuführen. Wollte 
man diesen Schritt nicht tun, dann wäre die Konferenz ver- 
früht; sie würde dann den Vorwurf verdienen, nicht nur 
keinen Fortschritt in der Entwicklung des internationalen 
Rechts gebracht, .sondern auch den bereits allenthalben offen zn 
Tage getretenen Tendenzen, den tatsächlich bereits erreichten 
Fortschritten nicht genügend Bechnung getragen zu haben. 
Der serbische Vertreter befürwortete dann eine ausschließlich 
positive und limitative Aufzählung der Fälle der obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit, während er die negative Formulierung 
durch Reserven verwarf. Dadurch werde man das Gefühl für 
Gerechtigkeit in den internationalen Beziehungen entwickeln 
und ein größeres Zutrauen in die Prinzipien und Institutionen 
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des internatioDalen Rechts eiDflÖfieo. Erst dann werden die 
Staaten sagen können: ^Bs gibt Richter im Haag**. 

Skeptisch war der griechische Delegierte Streit^ ob- 

schon er erklärte, sich aufrichtig allem anzuschließen, was 
gesagt worden sei'). Kr Lrluiierte vor allem an die russischen 
Vorschläge von 1H<)9, die er für besonders geeignet hielt, um 
mit der obligatorisdien Schiedsgerichtübarkfit einen Anfang zu 
machen. Streit betonte iiuibei^ndere auch die Unentbehrlichkeit 
der üblichen Klauseln. 

Der norwegische Delegierte Lange erklärte, jeden 
Vorschlag zu unterstützen, nm die Schiedssprechung ausge- 
dehnter nnd obligatorischer zu gestalten. Das Werk von 1899 
verlange eine Fortsetzung, die zweite Konlerenz müsse die 
Lücken in der Haager Konvention ausfüllen. Die offen- 
kundigste derselben sei das Fehlen Jeder Verpflichtung für die 
Staaten zur Anrufung des Schiedshofs. Zwar habe die Kon- 
vention ihre Bedeutung wiesen, indem sie der Ausgangspunkt 
einer neuen iüit^ickliin<j: geworden sei, aber die seither abge- 
schlossenen Verträge kininen nirlit den Abschlulj dieser Ent- 
wicklung bedeutiTi. Diese Schaffung lediglich partikulären 
Rechte, diese Unmenge von diplomatischen Instrumenten sei 
auch keineswegs praktisch. Ein einziges universelles oder 
wenigstens allgemeines Vertragsinstrument wäre bei weitem 
vorzuziehen. Der geeignete Moment, von dem Zorn gesprochen 
habe, scheine jetzt gekommen zu sein. Im übrigen sei klar, 
daß die in der Schiedsfrage fortschrittlich gesinnten Staaten 
voraussichtlich, im Interesse der Einstimmigkeit beim Abschluß des 
universellen Schiedsvertrags, einen Teil ihrer Hoffnungen würden 
opfern müssen, aber sie seien nichtsdestoweniger frei, unter 
sich einen gemeinsamen obligatorischen Schiedsvertrag abzu- 
schließen und so eine Schiedsunion zu bilden mit einem aus- 
gedehnteren Anwendungsgebiet, ;ils dcui in der universellen 
Konvention sanktionierten. Veirliiutij^ iiandle es sich darum, 
eine uiittlere Form zu finden, die das Minimum von Ke- 
schränkungen mit dem Maximum von beitretenden Staaten 

^) Sitsnng Tom 18. 7. 07. Die logische ArgQmentatioii Streits war 
toihreiie etwH anfechtlHur. 
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vereinige. Die Schaffung einer solchen Schiedsunion würde 
einen wichtigen Fortschritt gegenüber dem jetzigen Zustand 
bedeuten. Zusammen mit den zahlreichen SpezialVerträgen 
wtirde sie dnrch die fortschrittlichen Prinzipien, auf die sie 
gegrfindet wäre, den Weg der Zukunft weisen. 

Auch der Delegierte der Yerein igten Staaten Ckoate 
betonte, daß bei aller grundlegenden Bedeutung der Konferenz- 
ergebnisse von 1899 doch die seither verflossenen Jahre deutlich 
' die Notwendigkeit gezeigt haben, noch euaen weiteren Schritt 
vorw&rts zu machen, um, so weit die menschliche Intelligenz 
dazu fähig sei, den Krieg durch das Schiedsgericht zu ersetzen. 
Seine Hoffnung auf das Zustandekommen des von den amerika- 
nisclien Staaten wünschten, möfrliclist wirksamen und 
vollendeten allgemeinen Schiodsvertrat^^s werde unterstützt durch 
den Hinweis von Bourgeoi.s, da Ii die vielen Separat.schieds- 
verträge es wünschenswert nnd möglich erscheinen las^( ii, sich 
zur l'nterzeiclinung eines genieinsamen Vertratr- ziisaiiiimii- 
zutiin, der einen Fortschritt bedeute, indem er gleichzeitig die 
Schiedsf^ericlitsbarkeit auf eine universelle Basis stellen würde. 
Es scheine keine Vernujiitgründe zu geben, weshalb die 
Staaten die Wahrung ihrer Interessen nicht dem Schiedshöfe 
sollten anvertrauen können, nachdem sie einzeln bereits dahin- 
gehende Verträge abgeschlossen haben. £^ erscheine nicht 
logisch, daß die Staaten, die zu diesem Zwecke Einzelverträge 
abgeschlossen haben, sich nicht auch gemeinsam sollten ins Ein* 
vernehmen setzen können, um gemeinschaftlich denselben Schritt 
zu tun. Das Projekt der Vereinigten Staaten enthalte einen dsr 
hingehenden Torschlag, durch den der Wunsch, der in der ganxen 
Welt nach einem solchen Vertrage bestehe, befriedigt werde* 
Man werde auf diese Weise viel dazu beitragen, um die Schieds- 
gerichtsbarkeit zu befestigen, die an die Stelle des fürchterlichen 
Schiedsrichters Krieg zu setzen die Völker von Jahr zu Jahr 
eifriger bemüht seien. 

Ich übergehe einige weitere Redner, die sich sämtlich 
warm befürwortend aussprachen — so insbesondere der Ver- 
treter Uruguays Caatro^)^ der sich den am weitesten 

^) Die Rede Castros enthält verachiedeue bmerkenawerte Gesicbtapimkt«p 
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gehenden YorschlSgen anschloß, und der Vertreter Ecuadors 
Bendcu, der hervorhob, daß, wenn der Friede der Normal- 
zustand zwischen den Staaten sei, das Schiedsgericht auch die « 

normalt' Lü-simg^ der vorkommenden KonÜikte darstellen müsse — , 
um mich der Rede des deutschen Delegierten Freiherrn 
^farsckall von Bieberstein zuzuwenden, die liiiT besonderes 
Interesse beanspruchen daif und auf die ich daher etwas näher 
eintreten möchte, indem ich sie zum größten Teil wörtlich 
wiedergebe : 

,r>ie Kommission ist mit einer ganzen Reihe von Vorschlägen befaßt, 
die in im lir oii( r minder >;rof'pm Umfanpe die Schiedsj^ericbtßbarkeit obhga- 
turisch zu machen bezwecken. Auf der ersten Kunfercnz hat der deutsche 
Vertreter im Namen seiner Regierung erklärt, daü die biüberigeu Erlaiiruugen 
in di^er Frage nicht ausreichten, um die Verpflichtung eines obligatorischen 
Sdnadtgeildits m flbemelinien. Acht Jabre dnd seitdem vergangen, nnd die 
Eifnhrang snf dletem Gebiete ist in crbeblicbem UaBe gewaebsen. Die Frage 
ist andeniMita im SdioBe der dentacben Begienuig Gegenstand eingebender nnd 
fortgesetater Studien gewesen. Auf Grund dieser Arbeiten und infolge des 
gflnatigen praktisohen Ergebnisses iu Kin/.elfällen ist die deutsche Regierung 
im Prinzip dem Oedanken der obligatorischen Schiedssprcchang heute 
günf^riff. fiie hat die Aufriclitigkeit dieser Ueberzeugung bekräftigt durch 
den AbschluiJ zweier permanenter üchiedsverträge, mit England und den Ver- 
einigten Staaten, die sich auf alle Streitfragen juristischer Art oder Uber die 
Auslegung von Staatsverträgen beziehen. Wir haben aofierdem in allen in 
letater Zeit abgeschleasenen HandelsTertr&gen die obligatoHscbe Schiedalrlaasel 
für gewisse Fragen aufgenommen, nnd wir baben die feste Absiebt^ den mit 
Abscblnfi dieser Vertilge dnmal bescbrittenen Weg weiter an yerfolgen. 
Im Laufe unserer Debatten bat man anf die erfreuliche Tatsache hingewiesen, 
daß eine fieihe von anderen allgemeinen und obligatorischen Schiedsverträgen 
«machen verschiedenen Staaten abgeschlossen ist. Es ist dies unzweifel- 
haft ein wahrer Fortschritt, dessen Verdienst der ersten t riedenskonferenz 
zukommt. Es wäre aber doch ein Irrtum, zu glauben, daß eine allgemeine 
Schiedsklausel, die von zwei Staaten ftiätgebtellt wurde, oime weiteres 
als Modell oder sozusagen als Formular für einen Wdtrertiag dienen 
ktfnntew Die Lage ist docb in beiden FftUen eine Tetadiiedene. Zwiacben 
awei Staaten, die einen allgemeinen obligatoriacben Sebiedsrertiag abacbliefien, 
ist das OeUet der möglicben Streitfragen für die beiden Kontrabenten über- 
lebbar. Bs ist umschrieben durch eine Beilie konkreter Moment«, die sieb 
aus der geographischen Lage der Staaten, aus ihren finanziellen und ökono- 
mischen Verhältnissen, sowie ans den historischen Traditionen, die sich zwischen 
Urnen gestaltet haben, ergeben. In einem Vertrage, der alle Staaten der 

^) Sitsnng vom 23. 7. 07. 
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Welt umfassen würde, fehlfn dipse konkreten Momente, und infolfrodcsst-n ist, 
selbst auf dem beschrilnkt^-n (Jebi* t*- der jaristischen Fragen, die Möglichkeit 
vun Streitfragen jeder Art iiier unbegrt uzt. Daraas folgt, daß eine allgemeine 
Schiedsklausel, die zwischen zwei Staaten die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten mit genügender Klarlielt feststellt^ in einein Weltvertrag zu allgemein 
nnd eUtatiaeli und infolgedessen nnaawendiwr sein kann. 

Wenn wir aber TOr der Welt die Flagge der obligatorischen Schieds- 
geiiebtsbarlceit hissen, so bedarf es einer Schiedsklausel, die dieser Flagge 
Ehre macht und klar und zweifelsfrei den obligatorischen Charakter feststellt. 
Ohne dies würden wir uns dem Vorwurf aussetzen, daß wir Versprechunpren 
machen, die wir nicht halten köouen, und daß wir eine Formel an Stelle 
einer Wirklieblcdt bieten. Ueberdies bestände die Gefahr, daß man, statt 
eine Stieitfnge m sdilicbtMt, vielmelir dadnroh nocb nene Streltfnsgen 
Aber Umlsag and Anwendung des Tertnges sehnffen würde. Des wiie ein 
wenig erwünschtes Ergebnis bei einer Einrichtung, die doi Zweck bnt, inter- 
nationale Streitfülle beizulegen. Um dieser Gefahr zu entgehen, ist es 
notwen'Hg. zuvor von Gnmd aus die Frage zu prüfen, oh di^ K:^t<'irorien 
von Streitfällen, die man der allgemeinen obligatorischen Schied L' ri hts- 
barkeit unterwerfen will, auch wirklich auf diesem Wege geregelt werden 
können. 

Man Ist darüber einverstanden, da6 Streitfragen^ die ihren Grand In 
politischen Literessen haben nnd der juristiscben Basis ermangdn, nidit ins 
Gebiet der Srliiedsgerichtsbarkeit falten, deren Grundlage die Regelung inter- 
nationaler Streitfälle auf dem Rechtswege ist. Derartige Streitfälle gehören 
vielmehr in das Gebiet der Vermittlung. Die Berufung an das Schieds- 
gericht kann regelmäßig erfolgen für einen bereits entstandenen Streit, 
und die Schiedsrichter müssen geleitet sein ron den Gesichtspunkten der 
Billigkeit nnd des allgemeinen Wohls. Es verbleiben also nur die Streitfragen 
rein juristischer Natur. Hier mu6 num wieder unterscheiden swisclien den 
Streitfillen anflerhalb des Yertragstechts und denjenigen Aber Auslegung und 
Anwendung der internationalen Verträge. Wir haben keine grundsätslldien 
Bedenken gegen das Prinzip der obligatorischen Schiedssprcchnng in diesen 
Fällen, weder nach der einen noch nach der anderen Seitp Aber einige all- 
gcmeiue Einschränkungen müssen gemacht werden. In /^veifacher Richtung 
maß das Prinzip eine Einschränkung finden. Einmal vertragen geringfügige 
Sachen den Weg der Schiedsgerichtsbarkelt nicht In den Beilefaungen der 
StaatMi, besonders Ton Nachbarstaaten, tauchen fast tSglich lahlrdche Stoeit- 
fngen Aber die Würdigung tatsichlidiw und rechtliclwr Fragen auf, die ebie 
verschiedetie Beurteilung finden. Heute werden alle diese kleinen StreitiBagen 
freundschuftlic-h in gegenseitigem Einverständnis geregelt. Es erscheint in 
keiner Weise w iinjschenswert. daC dieser Stand der Dinge ersetzt werde durch 
ein System, das jedim Staat gestatten würde, den anderen auf Grund einer 
{ornielleu Vereiubaning wegen bolchcr Streitigkeiten vor einen Schiedsgerichts- 
hof mit seinon langen und kostspieligen Verfshra in schleppen. Das hiefls 
eine Ideine Dilferens groft machen, statt sie su schUchtoi. 
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AndererseiU gibt es juristiache Streitfragen, die gcra<]e wegen ihrer 
grofieo Badentang mek fOr die obligAtoriw^ Sdiiedaspreehung nicht eignen. 
Settel die begdtlertiten Aohtager der ScUed^geriditebtfk^t geben in, daS 
eine Stfcitfnge der Scfaiediepreclnmg dann niclit nnterworfen werden kann, 

wenn Ehre, Lebensinteressen, Unabhängigkeit des Staates in Frage stehen. 
Eiti Antrag dfr brasilianischen Delegation fiigt noch hinzu: „Streitfragen, die 
die Einrichtungen des Staatos oder dessen innere Gesetzgebung betreffen". 
Was alle diese Konneln charaktri i^u-rt, ist ihre Elastizität. Diese ist so 
groß, daß sie iu eiueiu SLaatsYcrirag, der iür eine größere Anzahl vun 
SlanteB gfiU nDTenneldlieb m einer Tecadiiedenen Interpretation nnd an 
aahlreidwn Zweifeln Anlaft bieten mflftte. OSenbar nm dieee Sebwierlgkeiten 
n überwinden, entbalten die meltteo der der Konferena Torgekgten VorscUSge 
die Bestimmang. daß die Battdieidang über diesen Punkt ausschließlich d«n 
>taate gehört, der diese Einwendung erht-ht. Und in der Tat könnte man 
niemals von einem Staate das Zugeständnis verlangen, dali ein Dritter über 
lifeiue Ehre und seine rjel>en8interessen entscheide. Ijidcia ich vüUig aner- 
kenne, daß diese Vorbehalte einen unerläßlichen Bestandteil einer allgemeinen 
iSdiigdilrlaniel bilden, kann leb mir doch nieht verliehlen, daß sie mit der 
Idee einee obligatoriacben Sebiedsgeridite wenig in Binklang eteben. Im 
ftbrigvi Temdkwindet aber selbst der Aw^itai« einer aweiseitigen VetplUebtnng, 
wenn nach Maßgabe der Verfassung die Entscheidung Uber die Anwmdnng 
der Schiedsklausel im einzelnen Fall nicht Sache der Regierung, sondern 
eines gesetzgebenden Körpers ist. Man b i* zugunsten der erwähnten Vorschläge . 
geltend gemacht, daß sie die Schitdsaprechung noch .nuhr obligatorisch* 
machen. Ich will die iuteressante Frage nicht untersuchen, ob in juristischen 
Dingen dat Wort ,obligatorieeb* noob einen KomparatlT Tertrigt Schon dai 
rSmieebe Becbi betrachtet ale onvertObnliobe Feinde die ^obUgaHo* nnd die 
,,m«m faetUUtä'K Aber telbet wenn ich dieee jarietieehen Bedenken beieeite 
laaae, könnte ich doch in keinem Falle zugeben, dat! Ii«- neue uns vorge- 
srhlagene Fassung zwingender wäre, als die bestehende. Im Gegenteil. Die 
ff-iprlifhe Erklärung der Machte in der Konvention von IS",)!*, JaLl di'- Sr-hieds- 
»prethung das wirksamste umi zugleich billigste Mittel ist. Streitigkt.iten zu 
urdneu, hat nach meiner Meinung eine viel stärkere moralische Kraft zu* 
gnnstea der Sebiedmpfechung, ale eine die ganie Welt nmlaieeade Vonebrlft, 
die swai dem Scheine nach, aher nicht in Wirkllehkdt obligatoxiscb ist, und 
die infolgedeeicin nicht die allgemeine Kralt nnd Aebtnng finden wflrde, nm 
den großen Gedanken der IHedUclien Erledigung internationaler Streitigkeiten 
sa ▼erwirklirhen. 

Die Bemerkungen, die ich Ihnen zu machen die Ehre hatte, haben uns 
zu der üeberzeugung geführt, daß es am besten gewesen wäre, den gegen- 
wärtigen Art. 16 der Konvention von Ih'J'J aufrecht zu erhalt^-'U. Die Frage, 

ob ee ein beech r in k tee Gebiet von Fragen gibt, fttr die man olue jeden Vor» 
behalt die obbgatoriaehe Schicdteprechong einführen könnte, wird au prafen 
iein. Anf dem weiten Gebiete der internationalen Besiehnngen, die den 
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Gegenstand von Vorträgen unt^r den Staaten bilden. e;ibt es ohne Zweifel 
solche, die in keiner Weise die Ehre oder die wesentlichen Interessen berühren 
urid für die demgeiuaL» die obligaturisclie ächiedüüprechung ohne jede Ein- 
Bcbrftiikang eingefOfart werden kOnnte. Es bandelt aidi hier nleo lediglich 
d&mm, die Frage m Itlären, ob !flr dieses Gebiet yieUeieht die obügntorische 
ond aUgemeine Schiedssprechong Angeführt werden könnte. Man hfttte 
dabei in erster Linie an die sogenannten Weltrertrige zu denken, die ffir 
alle Staaten oder wenigstens für eine große Anzahl von solchen verpflichtend 
sind. Dahin gehören z. B. die Post- und Telegraphenverträge, die Verträge 
zum Schntze der unterseeischen Kribel. znr Verhütung des Zusammenstoßes 
von HrhilTen ;iuf .'^te. die ^■erfr;tt^e zum Schutze des literarischen, künstle- 
rischen und ircwerhlirlien Eigentums und die Uaager Verträge tiber das 
interuatiouale Privatrecht. 

Einer dfeser Verträge, der Weltpostrertrag, entliUt benits die 
obUgatotisobe Scbiedsklansel. Wenn man die Frage der BinfObnuig der 
Schiedsgerichtsbarkeit fUr diese WeltrertHge prüfen wird, wird nuui im 
Ange behalten mflasen» dafl die Oleichmftßigkeit ihrer Anwendung dturch 
widersprediende Schiedssprüche gefährdet werden könnte. Ein solches Er- 
gebnis w&re zweifellos im Widerspruch mit dem Gedanken, der beim Abschluß 
dieser Verträge maßfjehcnd war. Man müßte also anf Mittel bedacht sein, 
um diese Eventualitäten zu vermeiden, Man muß ferner im Auj/c behalten den 
ünteriichied zwi.sclit u deiijemgeu Verträtien, die ausschließlich Hecht« und 
Pflichten der Regierungeu feststellen, und solchen Verträgen, die rechtliche 
Beziehungen der Untertanen regeln and deren Anwendung in die Znst&ndig- 
keit der ordentlichen Gerichte ftllt Dan gehören besonders die Vwirige 
fiber das gewerbliche Eigentum und Aber das internationale FriTatrccbt. In 
bezug anf die allgemeinen Vertrüge und ebenso auf diejenigmi swiscben iwei 
Staaten, die technische Fragen betreffen, w&re Sa prttloi, ob es möglich ist, 
die Lösung von Streitfällen, die aus ihnen hervorgehen, einem Schiedsgericht 
zu überlassen, und oh es sich empfiehlt, immer dasselbe Verfahren einzuhalten. 
Nach unserer Meinung konnte man damit kaum in allgemeiner Weise den 
Haager Schiedshuf befassen, da er ja unter seinen Mitixliedern keine Tecb- 
. niker hat von hinreichender Zuständigkeit zur Erledigung der technischen 
Fragen, deren Entscheidung notwendig wäre. Es wird schwer sein, die 
Probleme^ die sidi nach dieser Richtung ergeben, su entscheidai ohne Zu- 
ziehung von Spezialisten und ohne eine aufmerksame Prflfnng r<m seiten 
derjenigen Regierungen, die an den einschlKgigen KonTentionen beteiligt sind. 
In bezug auf di« jenigen Verträge, die nur zwischen zwei Staaten abge- 
schlössen sind, wird man vielleicht schließlich zu dem Ergebnis kommen, daß 
man es den beteili(,rt( ii llr^nerungen überlassen muß. zu entscheiden, ob die 
aus ^oh lu ii Vertrai:» II hernüjrenden Streitigkeiten der Schiedsspre^^hnn? 7Xi 
unterwerfen sind und in welcher Weise diese äcbiedssprechuug zu organi- 
sieren i.st. 

Ich habe mir erlaubt, Ihnen die Punkte zu bezeichnen, die die Auf* 
merksamkett der Kommission und insbesondere des Redaktions-Komiteei 
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gebieterisch erheischen. Aber ich lege Wert darauf, zu erklären, daß wir 
bereit sind, gewisseuliatt und unparteiisch alle Vorschläge zu prüfen, diu 
schon gemacht sind tmd etwa noch gemacht werden. Mui wird mir olUM 
Zweifel einwenden, man erwarte Ton der Konferens nicbt lorietiselie Deliatten, 
Bondem einen wirldiehen Fortachiitt. Dm ist aneh metne Meinung. Aber 
wn» die obUgntoiifohe Sdiiedaepreclinng betilift» lo genügt es nicbt» ein 
Prinsip aabnetellen, eondem man maß anch die Binaelbeiten regeln, am die 
Anwendung zu sichern. Um eine Metapher anzuwenden, es genügt nicht, eine 
^maisoH motjrfifilt'" mit einer sfh'inen Fassade herznstellpn. sondern man 
muß auch tlafiir sorgen, dali die Länder der Welt darin gut und in Eintracht 
wohnc-n können. Die Konferenz wird dafür verantwortlich sein. Und wenn 
un^re gewissenhaften Erwägungen über daü Prinzip der ubligaUirischen 
Schiedssprechung nicht dazu gelangen sollten, ein Ergebnis sn findoi, das 
gm den dnrcb die Bemfnng der Konferens erweckten Hofniingen entspricht» 
so kfinnten wir doeh Jedenfalls in dieser sebwierigen Frage einen erbebtieben 
JBcbzitt nadi Torwftrts ton.* 

Von den nachfolgenden Rednern sei noch der schweize* 

Tische Delegfierte Carlin hervorgehoben \), der erklärte, keine 
prinzipiellen Bedenken gegen die eingelanp^teii Projekte zu 
haben, unter denen er dem amerikanischen den Vorziio: geben 
würde, sowie der entrüsche Dele^rierte Sir Edward Fry, der 
betonte, daß er die Scliwierifrkeiten keineswegs übersehe, die 
sich in den Weg stellen, wenn man der Diskussion der univer- 
sellen Schiedsgerichtsbarkeit näher trete, aber in aller Er- 
kenntnis dieser Schwierigkeiten sei er doch glücklieh, mitteilen 
zu können, daß England dem Prinzip der nniyersellen Schieds- 
gerichtsbarkeit, das die Projekte Portvtgals und der Vereinigten 
Staaten henroigemfen habe, yoUkommen beipflichte» Englands 
Srfabrungen an! diesem Gebiet gehörten zn den größten, nnd 
es finde, daß die Zeit gekommen sei, nm einen Schritt Torwarts 
zu tun auf dem Wege zum Abschluß eines allgemeinen Vertrags. 
Man werde sagen, dal] ein solcher Vertracr bedeutungslos sei, 
da das dadurch geschaffene „vinailttm Juris ' schwach und 
unbestiinmt sei. Aber die Nationen werden nicht allein dnrcli 
juristische Koiiklnsioiirn geleitet, noch auch lediglieli durch 
„vinculd juris'' geeinigt. Nach seiner Meinung werde ein 
solcher Vertrag eine große Bedeutung in der Gesciüchte haben 
als der Kollektivaasdruck des (rewissens der zivilisierten Welt, 

1) Sitzung vom 27. 7. Ü7. 
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Auch der österreichisch-iiiiga riscli e Delegierte von 
Merey sprach sich zugunsten des ohligatorischen Prinzips 
ans. Wenn auch die Verpflichtung angesichts der Vorbehalts- 
khiiisehi keine streng juiistische, sondern eher eine moralisclie 
sei, so wolle er doch den Wert diest r inonüisehen VerpHichtung 
durch Konstatierung dieses UnttTsciiiedes niclit herabsetzen. Er 
werde dem Abschiulj eines Weltvertrags beistiinüien und sei 
auch bereit, die Reserven für einzelne Kategorien fallen zu lassen. 

% 7. Die Verhandlungen im Comiti d^examen. 

Wenn die Kundgebungen in der Subkommission quasi ein 
Vorspiel gewesen waren, das den Vertretern der einzeLien Mächten 

Gelegenheit gab, zu unserer Frage prinzipielle Stellung ein- 
zunehmen, SU begannen nun im Comiie d' examen die eigentlichen 
Arbeiten. Vorerst mußten zu diesem Zwecke die zahln icUen 
eingelangten Propositionen gesichtet und für die Beratungen in 
eine gewisse lieihenfolge gebracht werden. Das Komitee be- 
schloß, mitdenjenigeu Vorsclilagen zu heginnen, die am weitesten 
gingen, die das Anwendungsgebiet für die nl)ligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit am weitesten ausdehnen wollten ^J. 

Für alle Streitigkeiten ohne Einschränkung wollten insbe- 
sondere Dänemark und die Dominikanische Republik die 
Schiedsgerichtsbarkeit anerkennen. Man trat jedoch in eine Dis- 
kussion dieser Frage gar nicht ein, da diese von keiner Seite ge* 
wünscht wurde und auch aussichtslos gewesen wäre. Nach Lage 
der Dinge mußte es vielmehr ohne weiteres als selbstverständlich 
erscheinen, daß die Konferenz das Prinzip der allgemeinen obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit ohne Reserven ni(^t akzeptieren 
werde. Darfiber waren sich auch diejenigen Staaten im klaieo, 
die ihrerseits gerne bereit gewesen wären, weiter zu gehen. 

Auch ein nach einzelneit Richtungen zwar einerseits ziemlich 
weitgehender, anderseits aber sehr viele Reserven aufzählender 

•) Bemerkenswert ist die F('stsu41ung des Komitw, daß die Tatsache 
der Unterwerfung unter die ubliguturiscbe Schiedttgerichtobarkcit an sieb nucti 
in keiii€r Weise die ünterwerhing unter ein bestimmtes Sdiiedsgericbt invol' 
Tire, also «ndi nicht nnter den penoMienten Scfaiedshof. 
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Vorschlag Brasiliens wurde vom Komitee als unpraktisch 
verworfen 

Damit kam man zu den Projekten, die von Portugal» 
Serbien und Schweden eingereicht waren, und die eine 
gewiße Verwandtschaft miteinander aufwiesen, insutern als sie 
nicht nur die obligatorische Schiedso^erii lit>[tarkeit prinzipiell 
unter Vorbehalt gewisser Reserven eintuliren wollten, sondern 
als sie daneben auch eine Ijiste von Fällen aufzählten, in denen 
die Unterwerfung unter die Schiedsgerichtsbarkeit eine unbedingte 
sein sollte. 

Der Vorschlag Portugals ging mittelbar auf die russischen 
Vorscblige vom Jahre 1899 zurück, die damals vom Komitee 
in etwas abge&nderter Form genehmigt und später von der 
Londoner Interparlamentariachen Konferenz im Jahre 1906 in 
etwas modifizierter Form wieder aufgenommen worden waren^). 
Diese Vorschläge hatten sich seiner Zeit durch ihre besondere 
Zweckmäßigkeit ausgezeichnet. Ihre Annahme war bekanntlich 
un Jahre 1899 einzig an dem Widerstande Deutschlands gescheitert. 

Es sei gleich erw&hnt, daß sich an die Yorschlfige der drei 
gedachten Staaten, die zum Teil während der Beratungen noch 
Umarbeitungen erfuhren, später insbesondere noch eingehende 
Vorschlage der Vereinigten Staaten und Englands ge- 
sellten, die dann im Laufe der Verhandlungen ihrerseits auch 
noch mehrfach Abänderungen erlitten. Die späteren Projekte 
lehnten sich jeweilen an die früheren an und suchten nur den 
in der Diskussion hervorgetretenen Meinungen gerecht zu werden. 
Wir können uns natürlich hier nicht bei dh'^f'u einzelnen Zwischen- 
projekten auflialten. Vielmelir müssen wir im wesentlichen dahin 
streben, uns die Ergebnisse aller dieser sehr weitfichichtigen 
Verhandlungen vor Augen zu halten. 

Ich muß daher auch davon absehen, die Einwendungen, die 
gegen diese verschiedenen Vorschläge erhoben wurden, sowie 
die Widerlegangen, die diese Einwendungen erfuhren, hier im 
einzelnen wiederzugeben, weil dies ein Eintreten auf alle die 

^) Alle diese Projekte sind den Sitzungsprutokolltfn als Beilagen bei- 
gegeben. Sie können hier natUrUcb nicht wiedergegeben werden. 

*) DiMelben sbid abgednickt in meinem ^Veriabnn' 8. 628, 641 n. 652. 
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einzelnen, zum Teil recht weit hergeholten, Streitfragen bedingen 
würde, das zwar juristisch vom höchstt n Interesse wäre, 
anderseits aber in diesem Zusammen hange eiiun zu bedeutenden 
Kaum in Anspruch nehmen würde Vielmehr kann ich aus der 
Debatte nur einzelne Episoden herausgreifen. Im ganzen, das 
sei vorweggenommen, waren die geäußerten Bedenken mehr 
theoretischer und Juristisrli-formalpr Natur. Ueber das l^rinziji 
.<<rhien man sich ja aui der K(»uferenz ebenso einig zu sein, wie 
über die hauptsächlichsten Richtungen, in denen dasselbe in die 
Praxis übertragen werden Icöiine. Aber in demselben Maße, in 
dem man begann, auf Einzelfragen einzutreten, fing die Diskussion 
an, sich auf einer immer breiteren Basis zu bewegen, sodaß 
man zeitweise von einer Diskussion der vorliegenden Projekte 
ganz abkam, und sich in mehr akademischen Erörternngeo er- 
ging, die die gerade zu losenden praktischen Fragen eigentlich 
kaum noch berührten. 

Die Bedenken gingen hauptsfitchlich von Deutschland 
aus. Bereits in der Sitzung vom 6. 8. 07, also so ziemlich im 
Anfang der Verhandlungen, gab der deutsche Vertreter Kriege 
die Erklärung ab, daß Deutschland keinem der vorliegenden 
Projekte, die Schiedsgerichtsbarkeit für Rechtsstreitigkeiten auf 
universeller Basis obligatorisch zu gestalten, seine Zustimmung 
geben könne. Es herrsche darüber Einstimmigkeit, daß es auch 
unter den Rechtsstreitigkeiten solche gebe, die der Schieds- 
gerichtsbarkeit entzogen werden müssen, nämlich diejenigen, die 
Ehre, Unabliangigkeit und vitale Interessen der Staaten betreffen. 
Die KrH<re. oh ein Streit unter diese Kategorie gehöre, niu»t 
jeder Staat in der vollen Unabhängigkeit seiner Souveränität 
beantworten. Dadurch werde aber der obligatorische Charakter 
der Schiedsgerichtsbarkeit kompromittiert, und diese Kom- 
promittierung müsse sich notwendigerweise in demselben Maße 
verschärfen, in dem die Zahl der kontrahierenden Staaten zu- 
nehme. Bei einem von der Goamtbeit (lerStaaten abgeschlossenen 
Vertrage würden die in den Vorbehaltsklauseln enthaltenen Ele- 
mente der Ungewißheit derartige sein, da6 nur der Name einer 
Obligation übrig bleiben würde. Auch könnten die Verfassungs- 
bestimmungen gewisser Staaten jedem obligatorischen Schieds- 
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vertrag den nach beiden Seiten bindenden Charakter nehmen 
und nur gewisse Kontrahenten binden. Die Annahme der der 
Konferenz nnterbreiteten Yorscbläge wlirde daher nor einen 
scheinbaren Fortschritt ergeben. Die Anrufung des Schieds- 
gerichts würde nur der Form, aber nicht dem Wesen nach 
obligatorisch sein. 

Von österreichischer Seite wurde angesichts der her- 
voi^etretenen Schwierigkeiten der Vorschlag gemacht, eventuell 
den bisherigen Art. U) autrccht zu erhalten, aber ihn noch durch 
eine besondere EiiipJrlilung der Schiedügerichtsliarkpit zu er- 
^■duzen \m übri<rcn war aber die österreif liisclie Vertretung 
eineiu obli^atctrUchen Schiedsvertiag nicht abgeneigt, falls sich 
einigermaßen Einstimmigkeit darüber herstellen ließ. 

Von russischer Seite wurde an die Vorschläge des 
Jahres 1899 erinnert. £s müsse zunächst das allgemeine Prinzip 
zum Ausdruck gelangen und dann mußten die Staaten die Fälle 
bezeichnen, in denen die fiblichen Reserven in Wegfall kommen 
könnten. Uebereinstimmend äußerte Bourgeois, die wesentliche 
Frage sei 1907 wie 1899 die, ob es Fälle gebe, für die die 
Staaten im voraus feststellen können, daß sie weder Ehre noch 
vitale Interessen berühren. 

Die von deutscher Seite trhobeneu l^edenken, die sich im 
übrigen teilweise schon aus der oben wiedert^ejj^ebenen Rede des 
Freiherrn }farschall von BieherstHri ergehen und auf die seitens 
der deutschen Vertretung wiederholt zurückgekommen wurde, 
wurden im Komitee sclir eingehend geprüft. 

So verlor man zunächst sehr viel Zeit mit der Frage, welche 
Wirkung und Tragweite man dem Schiedssprüche geben solle, 
wenn der Streit die Auslegung eines von mehreren Staaten ab- 
geschlossenen Vertrags, z. B. eines Weltvertrags, zum Gegen- 
stande habe. Für die Streitteile sei er natürlich bindend. Ob 
aber auch ffir die übrigen Yertragskontrahenten ? Man dürfe 
die Möglichkeit nicht zngeben, daß ein und derselbe Vertrag 
verschiedene Ausltguii<:en eilialte. da dies notwendigerweise zu 
einer Aufliisung der Wrltuiiioncn tiilirm lllüs^(M!). Es sei nicht 
richtijr, daß älinlielic Schwierii^kt itcji schon heute bei der fakul- 
tativen bchiedsgerichtiibarkeit existierten, weil lüer die Aiirutung 
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derselben vom Willen der Staaten abbinge (?). Sie handelten 
hier in der Freiheit ihrer Souveränität nnd seien einzig Richter 

über die Opportunität ihrer Handluiijaren, während bei Binföhrungf 
der obligatürisclieii Schiedsgcriclitsbarkeit die Konferenz sich 
selbst für die fatalen Folgen verantwortlicli machen würde, 
die sich an diese knüpfen kinmten. Daher müsse sie ein Mittel 
linden, lun die Scliwierigkeiten zu heben, zu denen dieses Prinzip 
"Veranla8siin;^ ^eben könne. 

Um diesem Üedenken zu begegnen, wurden verschiedene, 
zum Teil nicht ^'orade besonders glückliche Lösunpren vor- 
geschlagen. Daneben wurde dasselbe von verschiedenen Seiten 
aber aucli kritisch beleuchtet. Fusinato schlug vor, ein Schieds- 
spruch über Gültigkeit oder Auslegung eines Vertrags solle 
dieselbe Wirkung haben, wie dieser Vertraff selbst und müsse 
ebenso beachtet werden,' vorbehaltlich der wohlerworbenen 
Rechte. Die Streitteile sollten den Entscheid sofort den übrigen 
Vertragsmächten znr Kenntnis bringen, die sich über die An- 
nahme dieser Interpretation schlfissig zu machen hatten. Mangels 
Annahme sollten nur die Streitteüe gebunden sein. Ässer be« 
tonte gegenüber verschiedenen, zweifellos ungeeigneten Lösangfr* 
versuchen mit Recht, daß der Gegenstand bereits im Art. 56 
der alten Konvention eine Regelung gefunden habe, von Martens 
hob mit Recht hervor, daß ein Schiedsspruch stets nur die 
Parteien binden kGnne. Ebenso wurde von österreichischer 
Seite verlangt^ man solle feststellen, daß ein Schiedsspruch nur 
für die Streitteile Wirkungen habe und keinerlei interpretativen 
Charakter besitze, sondern lediglich den konkreten Streitfall 
schlichte. Von verschiedenen Seiten wurde mit Recht darauf hin- 
gewiesen, daß die angebliche Schwierigkeit keineswegs nur beim 
obligatorischen Schiedsgericht vorhanden sei, suiidern daß genau 
dieselben Fragen bei der fakuliativen Schiedssprechung auf- 
tauchen kiinnen. Der Weltpostvertrag enthalte die obligatorische 
Schiedsklausel, ohne Jemals zu Seh\vierip:keiten Veraiüas>uiig 
gegeben zu haben. Scjrar der bisherige Art. 16 könnte im 
Gründe dieselben Refürclitun^^'u hervorrufen. In Wii'klichkeit 
werde die Kinfiiliiung der obligatorisclien .^cliiedsgerichtsbarkeit 
gerade im Gegenteil die Wirkung haben, eine neue Garantie 
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ffir Gerechtigkeit und grleichm&ßige Interpretation zu schaffen. 
An Stelle der vielen Mittel trete dann das eine Mittel der 
Schiedssprechung. Im übrigen stehe ja aber auch gar nichts 
im Wege, daß die Signatarmächte eines Weltrertrages die 
Wfrknngen desselben im voraus festlegen. In diesem Sinne 
iiüiji'rtcn sich u. a. Renault, rrOliveira, JlatNniarskJöld. 
Schlioljlich wurdi« so^^ar ein besonderes Subkomitee eingesetzt, 
das nach einer Formel zur T.ösung dieser Frage suchen sollte 

Auch mit dein weiteren deutschen Kinwand, daß die Ver- 
trä*re oft Sti])ularionen enthalten, die die Parteien zur Ergreifung 
bestimmter administrativer oder gesetzgeberischer Maßregeln 
verpflichten, und daß sich insbesondere im letzteren Falle 
Schwierigkeiten ergeben könnten, befaßte sich das Komitee 
längere Zeit. Danach würden die Staaten in eine delikate 
Lage kommen, wenn derSchiedssprach ihnen eine gesetzgeberische 
Beform auferlege, die durch Opposition des Parlaments unmöglich 
gemacht werde. Die Verantwortlichkeit der Konferenz w&re 
groß, wenn sie so unlösbare Schwierigkeiten schaffen würde. 
Sie könne die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit nicht ein- 
führen, ohne vorher die Probleme zu lösen, zu denen sie Ver- 
anlassung gebe. 

Hiergegen wurde namentlich von Bonrffcois, de Beaufort, 
Renault richtig einpfeweudet, daß dieselben Schwierigl^eiten sich 
ja bei jedem fakultativen Schiedsgericlit ergeben könnten. Im 
Auüfenblick, wo das Kompromiß gezeichnet sei, werde je<]ps 
^»chiedsgericht oblijratorisrh, o!)schon keiner der beteiligten 
Staaten die Entschließungen der gesetzgebenden Faktoren im 
voraus kennen und die Ratifikationen versprechen könne. 

Bei dieser Gelegenheit wurde u. a. auch die Frage auf- 
geworfen, ob die Weigerung eines Parlaments, eine Gesetzes- 
vorlage, in Uebereinstimmung mit den Bestimmungen ehies 
Schiedsspruches, anzunehmen, als ein Fall von force majeure 
betrachtet werden könne. Dieser Auffassung neigten von Martens 
und Lammasch zu; der Staat könne so wenig wie das Indi- 

^) Das dort erzicltr- RfSTiltat ont.'sprirht mit einigen ModiükatioDen 
dem Art. Ifif des Prnjcktea, das von der Kommission später angenommen 
wurde uud da» uiiteu abgedruckt iüt. 
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vidnnm zu Unmrt«ilichem verpflichtet Bein. Sie wurde aber, 
meines Eracht«ns mit Recht, bekämpft von Bmauli, welcher 
keinen Fall Ton force majeure zulassen wollte, der es einem 
Staate gestatten wQrde, sich seiner internationalen Yerpflich- 
tnngen zu entledigen. Die Unterscheidungen, die die einzelnen 
Regierungen zwischen den verschiedenen Organen machen, ans 
denen sich die Regierang eines Landes zusammensetzt, be- 
treffen die innere (hganisation des Staates, aber sie ver- 
schwinden nach außen. Dritten gegenüber. Bei der gegen- 
teiligen Auffassung könnten die Regierungen unter ümständen 
zu Komplizen der gesetzgebenden Faktoren werden, indem sie 
diese zur Verwerfung der Bestimmungen vmnlassen könnten, 
deren Erlaß der Schiedsspruch ihnen auferlege. Dieser Meinung 
pflichteten auch Freihirr Marschall von Bieherstein, Drago, 
Fitsinato bei. Ein Staat duile sich einer iiitenuitiuuuU'ii Ver- 
pflichtung nicht entziehen, indem er sich auf ein internes 
Hindernis berufe. 

• Italien is( he rsoi ts wurde gegenüber dem deutschen 
Einwand iiisbt\sondere noch darauf hingewiesen, daß das Gt'|?en- 
mittel üben in der vertrap:siiiäßigi'n Beschränkung der Schieds- 
gcriclitsbarkeit gelegen sei, da die Staaten sich ja die Zu- 
stiMiitiüiig der gesetzgebenden Faktoren schon vor der Ratifikation 
der Schiedsverträge sichern könnten. 

Ein ferneres vorgebrachtes Bedenken war das folgende. Man 
müßte die Fälle, wo administrative und gesetzgeberische Maßregeln 
zu ergreifen seien, von dem weiteren Falle auseinanderhalten, 
wo die Interpretation der Verträge zu Fragen fülire, die in die 
Kompetenz der nationalen Gerichte fallen. Welches sei in 
diesem Falle das Verhältnis zwischen d«t Entscheiden dieser 
Gerichte und den Schiedssprüchen? Das Schiedsgericht stelle 
keine Appellationsinstanz gegenüber der nationalen Gerichts- 
barkeit dar. Werde es also nicht auch hier der Intervention 
der Parlamente bedürfen, um dem Schiedsspruch Rechtskraft zu 
verleihen? Freiherr Marschau von Bieberstein &nd, daß 
auch hier- eine große Schwierigkeit bestehe. Man könne nicht 
erwarten, daß ein Parlament eine Bestimmung annehmen werde, 
derzufolge einem Schiedssprüche gesetzliche Kraft im Lande 
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zokomnie. Das w&re gewissennaßen eine Abdankung. Die 
Frage bleibe daher bestehen, ob der Staat sich angesichts einer 

parlamentarischen Opposition anf force majeure bemfen und 
sich seinen Verptliclitunjüren, der Erflillung des Schiedsspruchs, 
entziehen könne. Kr t^biiibe dies nicht; denn das würde sonst 
zu großen VerwickUmfri ii in den internutiüDalen Beziehungen 
führen. Wenn man aber stipnliere, daß die Schiedsgerichts- 
barkeit ausgeschlossen sei in allen Fällen, wo es sich darum 
handli'. über die von der nationalen Gerichtsbarkeit getroffenen 
Entscheide zu urteilen, so statuiere man eine neue Reserve 
gegenfiber dem obligatorischen Schiedsgerichtsprinzip. 

Lammasch bemerkte demgegenüber, das Problem sei in 
Wirkliclikeit nicht so schwer zu lösen, wie es auf den ersten 
Blick Tielleicht den Anschein habe. Der Schiedssprach habe 
keine rückwirkende Kraft, sondern gebe nur für die Znkonft 
eine Auslegung des Vertrags. Er habe Rechtskraft infolge der 
Unterzeichnung des Kompromisses. So lauge der Vertrag nicht 
gekündigt sei, werde daher eine Parlamentsmtervention nicht« 
nötif? sein. Auch könnte man ja in den Verträgen stipulieren, 
daß die Staaten im voraus den authentischen Charakter der 
durch ilie Schiedssprüche gegebenen Interpretationen anerkennen. 
Im übrigfen werde es wohl selten vorkoniinen, daß Schiedssprüche 
eine Moditikatiou der internen Gcs(>tzgebunpr nach sich ziehen 
würden. Dieser Ansicht waren auch Fusinato und MUo- 
vanovitch. Letzterer betonte, daß, wenn wirklich einmal Konflikte 
zwischen Exekutive und Legislative entstehen sollten, man 
den dazu Anlaß gebenden Vertrag schlimmstenfalls immer noch 
künden könnte. Im Übrigen sei aber die öffentliche Meinung, 
der oberste Richter in dieser Materie, der Schiedsidee keineswegs 
so ungünstig, um die Befürchtung zu rechtfertigen, daß diese 
Notwendigkeit so leicht eintreten werde. Hammarakj&d und 
d'OHvemi bemerkten, offenbar mit vollem Recht, daß die hier 
hervoigehobenen Schwierigkeiten überhaupt beim gesamten 
Völkerrecht vorhanden seien. Die Normen desselben seien eben 
nun einmal in Kriiian<^elimg äußerer Sanktionen uuvoUkununene. 
Aber die ubligatorische Schiedsjrrriclitslnirkeit sei niclit nur 
weit davon entfernt, neue Schwierigkeiten zu den vorhandenen 
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hinzuzufügen, sondern sie werde im Gegenteil die Wii'kuog 
liftbei), die bestehenden Schwierigkeiten abzuschwächen. 

Barbosa fülirte weiter ans, die Staaten könnten allerdings 
keine Verträge unterzeichnen, die in Widerspruch mit den 
fundamentalen Prinzipien der nationalen Gesetzgebung seien, 
der Schiedshof dürfe keine Bevisionsinstanz für die nationalen 
Gerichte werden ; man könne nicht zageben, daB die Entscheide 
der letzteren nicht defisitiT seien. Auf der anderen Seite müsse 
man sich aber doch auch fragen, ob es tberhanpt zulässig sei, 
daß die Schiedssprüche ftir die Zukunft statuieren sollen. Bisher 
habe man in der Schiedssprechung lediglich eine Art der 
Regelung für schwebende Streitigkeiten gesehen. Wenn ein 
Konflikt entstanden sei, so hätten die Streitteile im Schieds- 
spruch ein Mittel der gütlichen Verständigung gesucht. Man 
habe die Schiedssprechung lediglich als äußerstes Mittel zur 
Lösung einer Streitfrage, nicht aber als Präjudiz für künftige 
Fälle angesehen. Ks bestehe eine unüberbrückbare Kluft 
zwischen diesem geiarenwärtig geltenden Begnll und demjenijjen, 
der Sülclie neue Wirkungen mit dem Schiedssprüche verbinden 
wolle. Die Schiedsgerichte würden danach nicht melir Urteih» 
fällen, sondern eigentliche Gesetze für die betreffenden Länder 
erlassen. 

Ebenso suchte Renault in durchaus zutreiknder Weise wie- 
der auf den eigentlichen Schiodsgerichtsbegriff zurückzukommen, 
indem er einen Vergleich zwischen der nationalen und der 
internationalen Justiz zog. 80 gut wie auf nationalem, so gut 
werde man auch auf internationalem Boden analoge Mittel 
finden, um nötigenfalls einer mißbräuchlichen Interpretation der 
Verträge entgegenzutreten. Auf höhere Gewalt dürfe man sich 
bei Versagen des Parlaments keinesfalls berufen. Wenn ein 
Staat verurteilt sei, dann liege eine internationale Obligation 
yor und diese laste auf der Totalität der staatlichen Gewalten. 
Im übrigen sei die Mitwirkung des Parlaments gar nicht immer 
nötig, um einem Schiedsspruch Rechtskraft zu verleihen. Es 
genüge, daß die geset^bende Gewalt den obligatorischen 
Schiedsvertrag genehmigt habe, damit sie zur Annahme der 
Interpretationen des Schiedsgerichts verpflichtet sei. 



V 
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Die Frage wurde dann noch in einem besonderen Snb- 
komitee erSrtert» das die zutage getretenen Bedenken dadurch 
zu beschwichtigen suchte, daß es die obligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit auf die die Interpretation oder Anwendnng von 

Verträfrcii betreffenden Streitt'ragcü limitierte, j,en laul qn'eUcs 
se referoit ä des engagenients qui dowent etre directe>nent 
t'.r*'('ii(t\s par les Gouvern('me)its ou par ses organes admi- 
nuittatits" . I)iese Lösung erweckte ihrerseits Bedenken. 
Drago wandte ein, wenn man stipuliere, daß Verträge, die der 
richterlichen Interpretation unterliegen, der Scliiedsgerichts- 
barkeit entzogen werden, man ihr nur die administrativen 
Fragen unterwerfe, die meist politischer Natur seien. Jlumma/r- 
^^Id wiederholte: Etat qui a assmni. des obligations 
contractHeUes est responsable dans la totaUtä de ses pouvoirs 
et doU €iS9MTer Vex4cuUon du TraitS par Vintermidiaire de 
Ums ses organes". Auch MHovammteh machte eine Reihe 
von nicht ungegrundeten Einwendungen gegen diese neue Ein- 
schränkung der Schiedsgerichtsbarkeit, die weder aus juristischen 
noch aus praktischen Gründen geboten sei. Man gelange auf 
diesem Wege dazu, die Justizgewalt, die doch nur eine der 
ü llauptluiiküuuen der Souveränität sei, über die Souveränität zu 
stellen, der sie entstamme. Auch sei zu bedenken, daß der 
Schiedsspruch sicli weder über die Gültigkeit noch über die 
Gegründetheit des nati»>nalen Riciiterspnichs äußere, sondern 
einzig und allein über ISiiin, Tragweite, Ausführung oder Ver- 
letzung der gegenseitigen Verpflichtungen. Die nationalen 
Urteile würden in keiner Weise und in keinem Falle durch die 
Schiedssprüche berührt. Und was die Zukunft anlange, so 
hätten sich die nationalen Gerichte nicht dem Schiedssprüche 
zu ffigen, sondern dem Gesetz, Dekret, oder der Verordnung, 
durch die der verurteilte Staat den Schiedsspruch ausfuhrt und 
ihm nachkommt 

Asser suchte den Standpunkt des Subkomitees in einer 
besonderen Denkschrift^) zu stützen, die hier deshalb Interesse 
bieten dürfte, weil sie einige allgemeine Bemerkungen fiber die 

1) Dieselbe ist als Beilage 7 dpn SitzTirff^protokolien beigegeben und 
außerdem u. a. iut Üericht des itaruu Gutiluume 8. 44 abgedruckt. 

. ZeiUohritt f. Intern. Privat- a. Offentl. Beobt. XVII. 37 
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Natur des internationalen Schiedsgerichts enthält, üli« r die, 
wie ans der Diskussion hervorging, unter den Delegierten 
MeinnngSTerschiedenheiten herrschten. Dem fiinen znfolge sei, 
80 führte Aaser aus, die Schiedsgerichtsbarkeit dazu bestimmt, 
fOr die Staatenstreitigkeiten öas zu sein, was die gewöhnlichen 
Gerichte für die Streitigkeiten zwischen FriTateo seien. Danach 
hätte sie also lediglich die Mission, das Recht auf einen kon- 
kreten Fall anzuwenden, der Veranlassung zu einem Streit 
zwischen 2 oder mehreren Staaten gegeben habe. Der Schieds- 
spruch kdnne also die Verurteilung des Beklagten zur Folge 
haben, eine gewisse Handlung zu begehen oder zu dulden, eine 
Summe Geld zu zahlen etc., oder aber eine Bestimmung über 
die Landestrrenzon oder eine sonstige konkrete Regelnn<r, mit 
Bezug auf die eine Meinungsverschiedenheit entstaiKltii sei. 
Wenn die Ausleerung eines Vertrags in Frage sei, so werde sie 
mit Bezug auf einen konkirtt u Fall gegeben. Wenn der gleiche 
Streit später in einem andern Fall entstehe, so seien die neue» 
Schiedsrichter frei, mch ihrer juristischen Ueberzeugung zu 
entscheiden, der Präzedenztall binde sie nicht, vorausgesetzt 
daß nicht dii- c.rcepNo rci indiratae gegeben sei. Mit anderen 
Worten: das Sehiedsnerielit fälle so weni<i' ein rrteil, das 
Gesetzeskraft für die Zukunft habe, wie die nationalen (ierichte 
dies tun. Nach dieser Auffassung könne das Schiedsgericht 
nur in solchen Fällen zur Anwendung kommen, wo die Staaten 
selbst Streitteile seien und wo es sich darum handle, ein Urteil 
mit Bezug auf ihre gegenseitigen Verpflichtungen zu erhalten 
oder mit Bezug anf ihre staatlichen Rechte, die entweder aus 
Vertragen oder ans sonstigen yßlkerrechtlichen Quellen herrühren. 
Man müsse also unterscheiden zwischen den vertragsmäßigen 
Abmachungen, durch die ein Staat sich zu unmittelbaren 
Leistungen gegenüber einem andern Staat oder seinen Ange- 
hörigen verpflichte, und den andern Fällen, wo er sich 
lediglich verpflichte, bestimmten, in einem Vertrage enthaltenen 
Bestimmungen Gesetzeskraft zu verleihen. Mit Bezug auf diese 
letzteren Fälle habe der Staat die ihm vertragsmäßig obliegende 
Pflicht erfüllt, sobald die betreffende Bestimmung in der ver- 
fassungsmäßig vorgeschriebenen Form Gesetzeskraft erlangt 
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habe (sei es nim durch die Batifilcatioii des Vertrages selbst, 
nach Genehmiguiig durch das Parlament, wo diese erforderlich 
sei, oder sei es durch Einfn^ng der Bestimmüiigeii in ein Landes* 
gesetz). Die Auslegung dieser Bestimmungen, die ein Bestand- 
teil der Landesgesetzgebung geworden seien, falle dann in die 
Kompetenz der nationalen Gerichte; für ein SchiedsgiTiclit sei 
hier kein Kaiuii. lOin Schiedsspruch würde einem Urteil d( s 
natiniiali'n Riehters die Kraft nicht neliiin'ii können. Kin Sdiieds- 

' gericlit würde nicht an^renifeii werden können, um einer solclien 
BestininnuiC!: eine oftizielie Au.slf'^nng' mit (iesetzeskraft für die 
Zukunft zn geben. — Nach der audeni zutage getretenen 
Auffassung habe das Schiedsgericht gerade umgekehrt die Auf- 

• gäbe, für die Zukunft zu legifeiieren in dem Sinne, daß seine 
Urteile als Ergänzungen der Verträge zn betrachten seien. Bei 
dieser Auffassung stehe nichts im Wege, ein Schiedsgericht 
auch Aber einen Streit anzurufen, der zu einem Urteil der 
nationalen Gerichte gefährt habe. Die Schiedsrichter ständen, 
bei aller Rücksicht auf das für den konkreten Fall ergangene 
nationale Urteil, in diesem Falle an Stelle der Kontrahenten 
selbst und ergänzten den Vertrag durch ihren Schiedsspruch, 
cler die Kraft eines Zusatzprotokolls besitze. — Ass*^ führte 
nun aus, daJi man sich bei Einführung der obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit in das allgemeine Volkerrecljt selbstver- 
ständlich mit der ersteren beschninkteren Auffassung über die 
Schiedsgerichtsbarkeit bejiniigen müsse. — 

Ich habe gcj-adt' diese E])is(»de ans den Verhandlungen 
herausgegriffen, weil sie vom allgemein juristischen Standpunkte 
aus zweifellos die interessanteste ist, wenn schon man darüber 
streiten könnte, ob diese Diskussion gerade für die Verhand- 
lungen im Haag sehr fryrderlich gewesen sei, bezw. ob sie 
Oberhaupt zum vorliegenden Verhanolnngsgegenstande gehCrte 
und sich zur Behandlung durch eine internationale Konferenz 
eignete. Doch ich möchte hier zunächst noch nicht in eine 
Kritik eintreten, mir dieselbe vielmehr für den Schlußabscbnitt 
versparen. 

Zu den ursprünglichen Projekten varen^ wie ich schon 

angedeutet habe, im Verlaufe der Verhandlungen noch ver- 

37* 
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schiedene neiie gekommen, so daß das Komitee, abgesehen von 
SinzelTorschiagen, fünf eigentlichen Entwürfen bezw. einem 
FÜnfervoTschlag gegenfiberstand, der sich anf Portugal, 
England, Vereinigte Staaten, Serbien und Schweden 
znrückfflhrte Blan suchte nun, nachdem man den erhobenen 
allgemeinen Bedenken glaubte Rechnung getragen zu haben, zu 
einer Abstimmung über diesen Vorschlag zu gelangen, indem 
man artikelweise vorging. Dsa Resultat dieser Abstimmungen 
war jedoch kein sehr ermutigeiideä, indem sich auch bei den 
Einzelheiten eine große Anzahl von Meinungsverschiedenheiten 
üTgaben. 

Deutscherseits wurde dalicr die Eiklaiung abgegeben, 
aus der Diskussion gehe hervor, daß die Frage noch nicht 
reif soi und daß es unklug wäro, sie vorzeitig lösen zu wollen; 
man wimic dadurch nur Zwietracht unter den Nationen säen. 
Es sei dein Kuiiiiffc nirht möglich gewesen, die einzelnen in 
der Liste entlialtenen i^alie genau zu prüfen und doch sei eine 
solclie Prüfung unumgänglich. Deutschland liabe auf gewisse 
Schwierigkeiten hingewiesen, die die Eint iilirung der obliga- 
torischen Schiedssprechung unzweifelhaft im Gefolge haben 
werde Keine dieser Fragen sei in befriedigender Weise 

^) England und die Vereinigten Stnnten hatten otsprflngUeb 
keine eigenen Yorscbläge eingereicht. Die letzteren hatten BOgnr soent 
erklären lassen, daß sie die Schwierigkeiten bei einer Uebertragting der Pra|?e 
in die Praxis sehr wühl kennen und befürchten, daß jeder Vurschhtjz. der 
eine Liste mit unbedingit-u äcbiedsfäUen aulzilhle, statt die bache za verein- 
fachen, sie nur komplizieren würde. Trotzdem reichten sie am 26. 8. 07 
e1>enfillB einen eolehen Veraehleg ein, der aicli, ebenso wie der engUsdi^ tiag 
ea den portngiealeclien eoecUoB. 

-) Damit wnrde aof die drei oben erörterten Bedenken hingewiesen : 
„1^ Des sentences arbitrales contradictoires concernant Vinter- 
pr (Station des trtUtäa univeraels meiMceront Vexietence mime de ces 
traites ; 

Des sentences arbttrales qui sutit en coniradictiun avec les 
arrits juäieiaim dm trümmmm noHonaux appdit ä interpriter «f 
mppliquer Ua traiüe inUmoHonaMx crivraUnt wite HtuatUm impoteÜU; 
3^ Des MUtencee arbiirales, portaut gWuM Etat doU modifier m 

idgislotion en vertu d'un traite international, pourraicnt promquer 
des evtl ßüs scrirux arec les facteure lägialattfs*' . Vgl. dazu die Komitee- 
Sitzungen vom Ii), und 2'ii. Ö. 07. 
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gelöst wurden. Dio deutsche Regierung sei nach wie vor 
bereit, Verträge mit der Xompromißklausel abzuschließen, da 
wo diese geeignet erschein«, abrr sie könne nicht in einem 
Weltvertrage Verpflichtnn^rcn übernehmeu, deren Tragweite und 
Wirkungen sich unmiiglicb ubersehen lassen. 

Die Mehrheit der Delegationen war Jedoch für Abstimmung. 
Portugal verlangte, ebenso wie England, daß das Komitee 
sich sofort darüber ausspreche, welche Streitfragen weder die 
Ehre noch die vitalen Interessen der Staaten beriibren und der 
obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit unterworfen werden können. 
Aach der französische Vertreter forderte, daß da« Komitee 
nicht vor jeder Schwierigkeit Halt mache. Die Schwierigkeiten 
seien groß, aber nicht unüberwindlich. Datüi' lii tcir das Ver- 
halten Englands den hp*;ten Beweis. Man dürfe jetzt nicht 
mitten in der Arbeit aiihiilten und die Früchte der Bemühungen 
preisgeben. Die geleistete, beträclitliclic Aii)eit könne iiirUt 
ohne Früchte bleiben. Eine Verständigung sei möglich, die 
öffentliche Meinung fordere sie. Der italienische Vertreter 
machte darauf aufmerksam, daß die Frage der Annaliine des 
voi^eschlagenen Listensystems durch Annahme oder Ablehnung 
der einzelnen zur Abstimmung gelangenden Punkte nicht berührt 
werden dörfe. Der schweizerische Vertreter, der ebenfalls 
noch nicht alle einzelnen Punkte für genfigend aufgeklärt hielt, 
reichte einen Yermittlungsvorschlag ein, der den doppelten 
Torzug haben sollte: „1^ de däposer Vidie de farbUrage 
obNffaiaire dans la Convention; de pouvoir rcdlier Vunor 
nimitä des suffrages**. Die Regierungen hätten sich nach diesem 
Vorschlage sukzessive über die einzelnen Punkte einigen können 
und brauchten nicht alle gleii h w eit zu ht n Der öster- 
reichische Vertreter machte sein Votum davon abhängig. 



DiT schweizerische Vorschhi^ s^ing im vvcsfiitliciit n liahin. daß 
die AliUhte eiixe Anzahl von i^treitfragtii für hesontUrs ^^eeif^not tikl iii n, 
der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit uatttrwürlen zu wurdeu, uuü liab 
diejenigen M&chte, die geneigt sind, diese Streitfragen oder einen Teil der- 
idben dieser Gerichtsbarkeit unterwerfen, dies den andern Httcbten darcb 
Veinüttlmig des Haager Bureaus notifltieren. Dieser Yorscblag wurde später 
bei der Abstimmung verworfen. 
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rlalj wenigstens annähernde Einstimmigkeit erzielt werde. Viir 
den Fall, daß das Ergebnis danach negativ oder mininial sein 
sollte, behielt er sich vor, im gegebenen Monient eine Resolution 
vorzuschlagen : „1^ Que nous sommes d'accord sur le prinripej 
u savoir que Varbitruf/t' obliyatoi) r jiciit ^frc (f j>j)l n/m' ii 
tet tains irnites; 2^ Que ies dif}!< idh'.s c.cisient dann la 
disciission de certains cas sttr lesquvls larcord n'a pa.^ 
encore pu s'fftahlir. En consequence la Conferetice inviterait 
Ies Gouvernementa ä faire etudi-er la (jiiestion, et les rffsultats 
de cette etude seraient ensuUe saunUs ä un ComU4 mter^ 
national restreint'. 

Der Präsident Bourgeois machte vor der Abstimmung drei 
Feststellungen. £innial habe sich ein gemeinsames Gefühl 
gezeigt, da« alle verbinde. Man könne in der Tat sagen, daü 
es der einstimmige WiUe der Mitglieder des Komitees sei« daft 
die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit siegreich ans der 
Konferenz hervorgehe. AUe haben dem Ausdruck verliehen 
und Baron Marschau habe dies in besonders glficklicher Weise 
getan. Ueber das Prinzip sei man also einig und das müsse 
man laut verkflnden. Zweitens habe die Diskussion die 
Schwierigkeiten hervortreten lassen, die man von Anfang an 
geffihlt habe. Insbesondere sei das System kritisiert worden, 
ganze Gruppen von Yertrttgen der Schiedsgerichtsbarkeit ztt 
unterwerfen. Es sei aber nunmehr gelungen, die Gegenstände 
genau zu bezeichnen, die der Prüfung unterbreitet werden 
j sollen. Man sei also aucli über den zweiten Punkt einig: 
das Problem aul klaren und niclit mehr Vertragsgnippen. 
sondern bestimmte Fälle ins Auge faijsen. Endlich sei man 
aueii darül)er einig, daß die obligatorische Schiedsgerichts- 
barkeit mehr und mehr in die internationale Praxis übertragen 
werden müsse; das ei^ebe sich heute als eine moralische Pflicht 
für das Verhalten der internationalen Gern i iiischaft. Dalier 
stelle sich jetzt die Frage an die Konferenz, ob es möglich 
sei, von nun an ein Rechtsband zwischen den Konferenzmächten 
für bestimmte Schiedsfälle zu schlingen. 

Die Abstimmung über die in den Listen enthaltenen 
einzelnen Schiedsfälle ergab, daß in dieser Beziehung keinerlei 
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Billigkeit herrschte. Einig war man fiber da« Prinzip. Ueber 
die zwei eisten Artilcel, in denen das obligatorische Prinzip 
niedeigelegt ist, in denen die Besenren aufgezfihlt werden und 
wo bestinimt wird, daß die Staaten selbst über das Vorhanden- 

sein derselben zu entscheiden haben, hatte man sich ohne Mtthe 

geeinigt. Aber über die einzelnen Kategorien, die unbedingt 
der Schiedsgerichtsbarkeit untei-stehen sollten, herrüclite die 
größte Meinungsverschiedenheit. Das Schicksal des Listen- 
Systems Sellien damit besiegelt zu sein. 

Nuniuehr trat die österreichische Delegation mit ihrem 
sciion angekündigten Antrage auf Annahme einer Kesolurion 
auf, wonach die Konferenz erklären sollte, daß sie nach ge- 
wissenhaftem Studiinn') sich überzeufrt habe, daß gewisse, 
genau festzusetzende Materien der obligatorischen Schieds-» 
gerichtsbarkeit ohne jede Beschränkung unterworfen werden 
können, insbesondere diejenigen, die sich auf Auslegung oder 
Anwendung gewisser Vertrage beziehen, die mit in der portu- 
giesischen Liste enthalten seien. Der Charakter dieser Materien 
sei mehr oder weniger ein technischer (?). Die Frage des 
Umfanges und der Bedingungen, anter denen die obligatorische 
Schiedssprechung einzuführen sei, bedürfe daher eines vor- 
güugigen Studiums. Die Konferenz lade daher die Regierungen 
ein, die Frage der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit einer 
ernsthaften Prüfung und einem eingehenden Stu liuni zu ujiter- 
yirlif'ii. Dieses Studium solle bis zu i im ui gi^wissen Zeit- 
punkte beendet sein, in dem sieb die Küiiferen/iniirlite durch 
Vermittlung der holländischen Regierung gegenseitig notifizieren 
sollten, welche Materien sie zum Cregenstande einer obligatonschen 
Schiedsstipulation zu machen geneigt seien. 

Auch die englische Delegation trat nunmehr mit einem 
neuen Vorschlage hervor, wonach die für die obligatorische 
Schiedssprechung geeigneten Streitfragen in zwei Kategorien 

^) H«ET iton Mer€0 betonte nit Recht: „Si nou^i avotis consacri 

et si nntis consacnms encorr urt temps consid<'i ahlc ä Ja discuasion 
de l<t question de V nrhitragc obiiyatotrc, cette delibri at Inn si int4r- 
ess/tuti' ei apprü/'ondie n'etait aucunement sterile et ne teste ra pas 
aaHä rtaultatü." 
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zerlegt werden sollten. Die erste Kategorie sollte eine Auf- 
Zählung deijenigen Fälle enthalten, Über die Einstimmigkeit 
erzielt wäre. Für diese sollte eine gegenseitige Yerpfiichtnnir 
statuiert werden^). Die andere Kategorie sollte die übrigen 
Materien aufzählen, die zwar an sich ebenfalls geeignet er- 
schienen wären, aber fiber die keine Sinstiminigkeit zustande 
gekommen wäre. Ein der Konvention beigefügtes Protokoll 
mit Liste sollte diese Materien aufzählen, ebenso wie die 
Staaten, die die Konvention gezeichnet hätten und die Be- 
dingfungen, unter denen neue Jlaterien in die Liste aufgenommen 
werden könnten-). 

Dieser Vurschhig ging wesentlich weiter als der öster- 
reicliisclic Man wäre dabei einerseits sofort zum Abschluß 
eines allgemeinen iScbiedsvertrags G:el;üi<xt, anderseits aber 
hätten die Mächte doch ireie Hand behalten, sich entweder 
jetzt oder siiiiter diejenigen Materien selbst auszusuchen, die 
sie der iSchiedspfprichtsbarkeit unterwerfen w(dlten. Jeder 
Staat konnte dabei gerade so weit ffehen. wie er wollte. Dauüt 
war der Situation vorzüglich Rechnung getragen-^). 

Bevor man zur Abstimmung schritt, wurde von der 
italienischen Delegation noch die Frage angeregt, ob es, 
angesichts der zwei verschiedenen Systeme, nicht richtiger sei, 
den Gegenstand nunmehr vor die gesamte Kommission zu 
bringen. Dem widersprachen aber Bourgeois, Frtf und «ö« 
Mortem, die darin ein Zugeständnis von Schwäche und 
Inkompetenz erbliclcten. Das Komitee solle die Arbeit fort- 
setzen. Die vorhandene Majoritöt könne ihre Auffassung später 
vor der Kommission ebenso verteidigen, wie die Minorität und 
dann könne die Kommission ihrerseits entscheiden. 

Bei der Abstimmung erzielte der österreichische Vorschlag 
nur 8 Stimmen^), während die englisch-amerikanischen Vor- 

1) Vgl. dazu den jetzigen Art. 16 d des unt-en abgedni eklen Projekts. 
Vgl. dazu Art. lüe des unten abgedruckten Projekts, sowie das 
deuaelben folgende FtotokoU uebat Liste. 

^ DMselbe muß flbrigens auch von dem schwelieriechen Yonddage 
gesagt werden. 

^) Die d e u t s c Ii e Delegation sprach sich zu^nstrii des österreichischen 
Vorschlags aus, der die Mächte au einer ernsten Prüfung dieser schwierigen 
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schliij-' iiiiiin rliin 10 Stiinnicn auf sich vereinif?t liattin. Dieses 
weni^ iK ii i»Mli^^Liidi' lu'.>ultat — im Komitee wan n IH Staaten 
vertreten — veranlaßte nunmelir den i ta 1 i c n i s( In- n Ver- 
treter (hnlfii Toniielli seinerseits einen Verniittliuijj;santra^ zu 
stellen und zwar in Form einer Resolution, die sich im ganzen 
an die von österreichischer Seite vorgeschlagene ziemlich an- 
geschlossen hätte. Die Bescblußfa.ssung über diesen Antrag 
sollte jedoch der Kommission vorbebalten bleiben. 

Der englisch-amerikanische Vorschlag gelangte darauf zur 
zweiten Lesung, wobei er mit 13 Stimmen gegen 4 ange- 
nommen wurde. 

Das Ergebnis der Komitee-Verhandlungen war also, dafi 
zwei Vorschläge der Kommission unterbreitet werden konnten: 
Einmal eine Resolution, von der österreichischen Delegation 
beantragt und mit 8 Stimmen ano:enommen, und sodann ein 
Vertragsentwurf, von deji Delt ^zationt ii der Vereinitrten Staaten. 
Englands, Portugals, Serbiens und Sdiwedi iis lurrührend, und 
mit 13 Stimmen angenommen. Es war nunmehr Sache der 
Kommission, zwischen diesen beiden Möglichkeiten zu wählen. 

S 8. Die Verhaudlungeu in der ersten Kommission. 

Ich kann den Bericht über die Kommissionsverhandlungen 
auch meinerseits mit keinen passenderen Worten beginnen, als 
mit denen, die Baron GuUlaume an der Spitze seines Berichts 
bringt: „La quesUon de rarbitrage Migatoire . . . a ^reprise 
par la Premix Commissian avec une hauteur de vues, une 
^oquence et itne science juriddque ait^qtielles ü m'est un 
deroir de rrtnlrv ici un eclatant hommnge. Cest avec iin 
v^ritahlc .soifiment de rr;/ret que je me rois prive . . . de la 
fintisfaction de reprodiihe ki in e.vten^o les discours . . 
l)ie beiden Sitzunsfen vom 5. 10. 07 insbesondere gehörten zu 
den iiervorragcudsten der ganzen Konferenz. 

Fnge anffordere. '„Le Gouvernement Allemand uon »eulement est toui 
dUposi ä procider de svu dttS ä cefte älude, mais il aime ä croire 
que dans un bref ddlai il sera en mesure de preseufer des propositiims 
praüques ä ce ttujet au Gouvernement de» Paye-Bas". Vgl. Beriebt des 
Bftron Quillaume S. 66. 
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Den Anfang^ unter den Bednem machte der rnmänisclie 
Vertreter Beldiman, der davon ausging, daß trotz aller üel»er* 
elnstlmmung über den Wert der obligatorischen Schiedssprechmig 
man doch auf zum Teil nnüberwindlicbe Schwierigkeiten stoße, 

sobald es sich dämm handle, das Prinzip in die Praxis zu 
übertragen. Er rekapitulierte die vorgebrachten Bedenken und 
betonte, man befinde sich einem völkerrechtlichen Projekt von 
der größten Wichtigkeit gegenüber, das drei schwierige Probleme 
ungelöst lasse. Alle diese unübenvindliclien .Schwierigkeiten 
hätten ihre Trsaclie in i'iiier falschen Auffassung über die Natur 
des internationalen Scliiedsgericiits, von dem man Ivesultate ver- 
lange, die seinem Wesen zuwiderbnifen. Das fakultative Prinzip 
sei eine der wesentlichen Bedingungen der Scliiedsgerichtsbarkeit, 
und deshalb könne dm obligatorische Scliiedsgericht nur auf 
einem sehr beschränkten (Gebiet Anwendung linden. 

Der portugiesische Vertreter Marquis cl£ Sor^eraX 
konstatierte im Gegensatz hierzu, daß das obligatorische Prinzip 
vom Komitee einstimmig anerkannt worden sei, nnd daß die 
Meinungsverschiedenheiten sich nur auf die Bedingungen seiner 
unmittelbaren Anwendung bezogen. Niemand habe die Liste 
unannehmbar gefunden. Nur wollten einige Staaten die Zeit 
haben, sie genauer zu studieren, indem sie versprachen, uns 
bald das positive und günstige Ergebnis dieses Stadiums zu fiber- 
mittein. Das Komitee sei also nur über eine Frage der Oppor* 
tnnit&t und nicht des Grundsatzes geteilt gewesen. Und selbst 
auf diesem Terrain habe sich eine interessante Satwicklong 
vollzogen. Beim Beginn der Diskussion seien zunächst alle 
Schwierigkeiten des Problems hervorgetreten, und einige große 
Staaten, deren vielfiUtige und beträchtliche Interessen sich über 
alle Teile der Welt erstrecken, hätten einen Augenblick ge- 
zögert über den zu verfolgenden Weg. Aber in dem Maße, in 
dem die Diskussion fortgeschritten sei. und in dem man sich 
davon Rechenschaft gegeben habe, daß diese Schwierigkeiten, 
die allen völkerrechtlichen Problemen g e ni e i u s a m 
seien, und sich keineswegs nur bei der Schieds- 
g e r i c Ii t s b a r k e i t find e n . keineswegs die Bedeutung haben, 
die man ihnen beilegen wollte, sei ein Gefühl des Vertrauens 
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auf die ersten Regungen der berechtigten Vorsicht gefol^^t. und 
man habe England und die Vereinigten Staaten ihre volle Za- 
stimroun^ za dem portugiesischen Entwurf greben sehen. Er 
hoffe, dieses große Beispiel werde die Einstimmigkeit der 
Kommission zur Folge haben. Die Schiedsgerichtsbarkeit gehe 
anschuldig nnd freigesprochen aus der strengen Beurteilung her- 
vor, der sie das Komitee unterzogen habe. Man möge nicht 
sagen, nur die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit, nicht aber 
die allgemeine, nniverselle Schiedsgerichtsbarkeit gehe siegreich 
aus der Debatte hervor. Denn die gegen diese vorgebrachten 
Sch w ierigkeiten finden sich auf di la gesamten Gebiet 
des Völkerrechts. \V u i v n sie Im' r ü ndet, so ni ü ß t c man 
d e n S c h 1 u ß z i e h e n , d a Ij ü I) e r h a u p t k e i iu* a 1 1 e m e i n e n 
Verträge in ir^^t ud einer Materie möglich wären; 
man müßte die Konferenz schließen, um sie niemals 
wieder aufzutun. Aber statt dessen arbeite die Konferenz 
seit Monaten an allgemeinen Verträgen über die schwierig-sten 
Fragen des Völkerrechts, über Prisengerichtsbarkeit etc. Sie 
enga^ere in diesen Verträgen die vitalen Interessen der Mächte 
und könne sich daher doch unmi)glich davor scheuen, ebenso zu 
handeln in Fragen, die weder die vitalen Interessen noch die 
Ehre berühren. Die Schiedsvertr^e seien nichts anderes, als 
Versicherungen, die auf der natürlichen Billigkeit beruhen. Die 
Kleinstaaten finden darin dieselbe Sicherheit, welche die Groß- 
mächte vor allem Im Gleichgewicht der Kräfte suchen müssen. 
Deshalb hoffe er, daß insbesondere die kleineren Staaten sich 
die^je Gelegt^nheit nicht entgehen lassen werden, sich mit den 
großen zu binden, die mit ihnen einen Pakt schließen wollen. 
Und diejenigen, die das Krp'bnis uii))edeiitend finden, sollten 
dann doch wenigstens keine Hindernisse für seine Bewilligung in 
den Weg legen. T)ie Verantwortliclikeit wäje groß, wenn so 
viele Anstrengungen vergeblich blieben. 

Der deutsche Vertreter Freiherr Marschall w» Bieber- 
stein erklärte darauf folgendes: 

^Indern ich das Wort ergreife, um die Bescblügse des Piilflingsaiu- 
sebiuMS za bekSinpfeti, bin ich mir deswn bewußt, daB ich gegen eine siemlich 
Itarice Strömung schwimme. ... Ich spreche nicht Ton der Strömung, wdche 
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4ine BmqUAsm trilgty denn ihre StArke acheint mir dne miflige ni aeiii. 
Allein ich befinde mich gegenüber dem im Schöße der Konferens nnd außerhalb 
mehr oder weniger verbreiteten Gedanken, daß die Konferenz, nachdem sie 
sich mit einer R* ihf von Krii^trsfrat'en brsrhrifHprt hat, , etwas tun muß" für 
den I^ritikn. Die Wort^;; „in;in muß etwiis tun* sind mir stets in Gesetz- 
geboDgsaugelegenheiten höchst aiilipathisch gewesen. . . . Ich fürchte ihren EUn« 
flnB noch mehr, wenn es sich dämm handelt, dfti yoikeneeht sn Andern. Unim 
ebenso intoresaanten all arbeitsreicben Erttiterangen haben eine Reihe von 
Ftoblonen nnd Fragen ohne Lösang gelauenr die meiner Ansicbt nach 
von wesentlichi r T! I ntun«,' sind« Die Mehrheit der Kommission hat die 
Matf^rie trotzihnn für reit <zt'halten. Ich bin t'ntjrfffpntrpsct/tf r M< innn^, irh 
bin in der Minderheit geblieben. Fnrl jt tzt will ich in vi 11 r i-'n-ihcit das 
unverletzliche Kecht der MinonLiit ausul>en — die Kritik. Ich werde es 
tun mit um so größerer Festigkeit in der wohlerwogenen Ucberzeugung, 
daß das Projekt, welches sich in unseren Bünden befindet, weder der Sache 
des FHedens noch der Institution des Schiedsgerichts ntttzlich ist. 

Die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit hat ein zweifaches Ausseihe. 
Sie Ist eine große nod edle Idee, welche mit Bifer yon denjenigen vertreten 

wird, die sich in den Dienst des Friedens, der Humanität und der Zivilisation 
gestellt haben und andorcrst its ist sie ein /iiinlicli vt rwickelN'S Problem für 
die Staatsmiinner und Juristen, die iM ruJt ii sind, diese Idee in die Praxis tu 
Ubertragen und in Paragraphen zu faüäeii, und die für die Wirkung dici»er 
Arbeit verantwortlich sind. Das ist für uns eine etwas belastende Einteilung 
der Arbeit, aber man muß sie wolil gome flhemehmen. 

Die Grandlage des Problems ist sehr einfach. Es handelt sich nm die 
Stipulation, durch welche die Staaten sieh gegenseitig verqirechai, sieh im 

Falle eintretender Streit^keiten an das Schiedsgericht tat wenden. Ibuti fragt 

sich: welche Nuance will man durch das Wort „obligatorisch" hinzufügen? 
Alle YerfrüLTi sind obligatorisch auf Grund des fast banalen Grundsatzes, 
daß man seine v( rtraL'lichen Verpflichtungen erfüllen muß. Das Wort .obli- 
gatorisch' muß dalif.r in Kcbiedssacben eine gauz besondere Stellung haben. 
Das ist in der Tat der Fall. Dieses Wort knüpft sich an das Geschichtliche 
dar Schiedsgerichtsbarkeit, es soll eine nene Etappe kennseichnen in dem von der 
ersten Konferenx begonnenen Werke und einen wirklichen Portsdiritt in der 
friedlichen Regelung' internationaler Streitigkeiten. Außerhalb der Konferenx 
ist das Wort ,oMi<r:i torisch" eine Art Seliildioleth des wirklich von ^Toßon. 
humanititren und zivilisatorischen Ideen durclidrinifrfnen Geistes geworden. 
Auf der Konferenz sind wir {»ewöhnt. die Fraget) in eini-r mehr ntichtemen 
Weise zu behandelo, aber ich kann iL-stälelleu, daß das Prinzip der obliga- 
torischen Schiedsgerichtsbarkeit im angegebenen Sinne einstimmig anerkannt 
ist. Als Anhänger der obligatorische Schiedigerichtsbarkeit spende ich leb- 
haft Beifall dem jflngst zwischen dem Königreiche Italien und der argentini- 
sehen Republik geschlossenen Schiedsvertrag und in demselben Gedankengange 
möchte ich Urnen die ärttnde auseinandersetzen, welche unserer Ansicht nach 
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das Projekt der KommissioTT nnannihmbar marhpn. Es ist das kein rheto- 
risches Paradoxon, sondrni « in«' Antithese, wehhe einer grundlegenden Mei- 
nun^'srerschiedenheit mit \W7M\i auf die Anwendunj; des Prinzips entspringt. 

Die Frage it»t lauge iiu Komitee beraten wuriieu Um die 

obligmtoriMAe Sdüedsgcrichtsbarkeit in die Praxis iQ Übertragen, gibt ea 
swid Systeme. Ich ]rau»eiclme sie als das individselte System nnd als 
das Weltsystem. 

Nach dem crsteren behält sich jeder Staat die individaelle Freiheit vor, 
sieh seine Vertragskontrahenten zn wühlen, nm sich mit ihnen, sei es all- 
gemein, sei es für bestimmte Fälle, über die RonipromiOklansel m ver- 
Btiuidigen. Man präzisiert und spezitiziert. Man wählt die Materien, die 
für das SdhdedsTerfabren gtüciguet sdieineo, m&n paüt die Einzelheiten der 
KompromiCliilaasel und des Kompromisses der Natur der gewühlten Materien 
aa. Und mit Besag anf Streitigkeiten, die sieh anf die Anslegnng der 
Verträge beziehen, sind es die Staaten, die diese Verträge geschlossen haboi, 
die die Sellieds^tipul:lt,ion einfü^'en. Da« kann zwischen zwei Staaten peschphen, 
zwischen mehreren VertragHchließcnden und selbst zwischen den Staaten der 
Welt, wenn der Vertra^^. wie z. B. die Postanion, einen Weltcharakter hat. 

Nach diesem System beginnt man den Bau auf dem Boden, 

man wiUt bdmnnte nnd gut abgeräumte Terrains, man setnt Stein an! Stein 
nnd entsprechend dem sor VerfBgrmg stehenden Material erweitert nnd ver- 
größert man den Bau in organischer nnd solider Weiss. 

Das Weltsystem, das Tom Komitee angenommen worden ist, verfolgt 
einen ent^p^enirpsetzten Wep;. Man gelangt nicht ron den Materien zam 
Rahmen : im (ie«:«'nteil, man beginnt mit der Htrstellun;^ de.s griiiJtpn Rahmens, 
den man bilden kann, d. b. der ganzen Weit, and dann erst sucht man die 
Materien, am ihn sn fttllen. Man sammelt sie einigermafien aoiällig, wo man 
sie findet nnd nnmsiiert sie. Das ist die Liste. Da die Liste sn klein 
erMhelnt^ hat man das Tablean erfunden. Das ist ein Appamt, der die 
Verträge auf mechanischem W^ege abschließt. Ein Jeder Staat setzt seinen 
Namen in ein»; Rnbrik von Materien, um später nach der Entzifferung de» 
Tableaus zu erfahren, mit weichen Staaten er für die Schiedsgerichtsbarkeit 
verbunden ist. Die Wahl der Materien ist Irei. aber die Wahl der Vertrags- 
kontrahentCD ist ausgeschlossen. Die Urheber des Eutwurfeä haben diei> aus- 
drücklich festgestellt. 

Nadidem die beiden Systeme so definiert sind, stelle leb swd Thesen 
anf nnd ich bin bereit, sie gegen jedermann an Terteidigen: 

1. Der Ahschlnfl eines obligatorlsohen Schiedsrertrages ist nnr 

unter dem indiTidnelleft System möglich, während in dem Weltsystem das 
Wort obligatorisch " nur ein Ehr*nti1el wiire. dessi-n Anwendung die in 
dem System enthaltenen zahlreichen Mängel des juristischen Bandes nicht 
ersetzen würde. 

2 Ein Fort.scbritt zur friedlichen Lösung der inteniationalf ii Streitig- 
keiten kann nur durch individuelle Verträge erreicht werden, wahrend ein 
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Die Wahl der Vertragskontraheriteii auszu&chlitUtu und Verträge durch ein 
BtraSea und lebloses Tableau zu schließen, hieße den idealen Rem vernichten, 
der im Schiedmifahreii steckt 

leb wende mich nunmehr den ersten Qmndartikeln des obliga- 
torischen Wcltschiedsvertrags zu. Das Schiedsgericht ist obligatorisdl 
mit Bezug auf j n r i k t i s c Ii c Fratcen. Welches ist die Bedeutung dieses 
Wortes? Man hat mir geantwortet, daü es apolitische" Materien ;ius- 
schließpn m{t(3te. Nnn. es ist ahsolut unTHn^Iich. in einem Weltvertragt' 
«iue ürt-nzliuie zwischen diesen beiden Begriffen zu ziehen. Eine Frage kann 
in einem Lnnde eine joristische, in einem andenm eine politiecbe sein. Kt 
gibt sogar rein Juristische Materien, die im AngenbUeke eines Streites politisebe 
werden. Einer unserer henrorragendsten Köllen hat uns nealieb bei dner 
anderen Gelegenheit gesagt, »daß die Politik die Region des int«rnationalen 
Rechtes"* sc!. Will man die „juristischen" Kragen von den technischen und 
ökonomischen Fragen unterscheiden? Das wäre ebenfalls unmöglich. Es j^eht 

daraus hervur, daii das Wort „juristisch" alles und nichts besagt. 

Man hat die Frage gestellt: Wer entscheidet im Falle einer Differenz, ob eine 
Frage eine joristische ist oder nicht? Keine Antwort. Und dennoch ist 
dieses Wort Juristisch* der Nagd, an dem man das ganse obligatorisciie 
Sehiedsgerichtssystem, einschließlich der Liste und des Tableaus, angehängt 
hat. Wenn dieser Na^d nicht solid befestigt ist, füllt alles auf ilie Knie. 

Was die AusnahuKn anbetrifft. niUalich ,die £bre, Unabhängigkeit 

und vitalen Interessen so habe ich schon ans- 

einandergesetzt, daü sie in einem Weltvertrage keine Bedeutung haben. Dem 
Uebelstand ist freilich dnnsh die Klausel vorgebeugt, daß jeder Teil selbst 
entscheidet Aber die Ausnahme, auf die et sich berufen will. Dann entstdit 
der andere Uebelstand, dafi keine Verpflicbtnng mehr da ist. Diese beiden 
Artikel beginnen mit den imperativen Worten „Du mußt* und enden mit 
den hcnihipcnden Worten .Wenn Dn willst*. Aber es j^bt noch einen 
ernsteren Einwand. Zu allen Zeiten sind eine der Hauptquellen internationaler 
Konflikte zweideutige Stipulationen und schlecht redigierte Paragraphen ge- 
wesen. Kun, man arbeitet jetzt zwei Artikel aus, die nicht eine einzige 
Bestimmung enthalteUf welche klar und deutlich die daraus entspringenden 
Pflichten und Rechte definiert, awei Artikel, welche awiscboi den beiden 
extremen Polen der Verpflichtung und der Freiwilligkeit schwanken, und man 
will diese Bestimmunircn iler WiU empfehlen als ^da.s wirksain.ste Mittel 
internationale Streit iiikeiten zu regeln"*. Dies ist die Definition der Schieds* 
gerichtsbarkeit. wie sie in der Konvention von enthalten ist 

Au dieüei Klippe wird das Weitsystem scheitern, denn die Divergenzen 
Aber die Interpretation eines Schiedsrertrags, di« lu der Ablehnung des auf 
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Ornnd eines Vortrapfes verlangten Schiedsverfahrens führen, werden die Be- 
siehnnjit'Ti der Stunti n t-rnstlicher kompromittieren als der nrsprüiiijlifli«' Stroit, 
um den es bi<'ii li ui i lr. Im Vcr{?lf»i«"h dnmit ist in di-iii italieiii.-,r(i ui „s-n- 

tinidchen Vertragt- uVu-b klar, präzis unU ul)ligaturisdi 

Ich komme jetxt an! die Liste, und auf die Aufs&hlnng der Punkte m 
q^tedien, in deoen das Scbiedsverfabren obligatotiacb obne Vorbehalt ist, 
ausgenommen natflrlich den Vorbehalt, der in dem Worte Juristisch* steckt, 

den Vorbehalt des Kompromisses und der Konstitntion 

Bei Durchsicht dieser Liste fällt einem der anschaldige Charakter fast aller 
Pankte in die Au^en Das ist kfin Vorwurf. Selbst Streitigkeiten unter- 
f^eordnetpf Art könnm <lie Beziehuiii;» n untpf den Staaten ändern Aber ich 
fragt- iiiit li, oh OS niit/lirh sei. in du; Li^-^■' Vctträfjp aufzunehmen, die nach 
ihrer ^^iuiur jedcu .^üeit ausschneiden. {Zum Beispiel solche Uber Ausmessungen 
äier Schiffe, flbor Mafia und Gewichte, Aber Hinterksiensi^aften ver^rbener 
Saelfliite) 

Aber es gibt noch andere Pnnlcte, welche die emsteste Beaditnng er- 
lordem. Es gibt VertrAge, weldie die TertragschtteBenden Staaten sur Oeseta* 
gabnng in gewissem Sinn nIHigen, s. B. der Uber den Arbsiterscfanta. Bs 

entsteht ein Streit über di(^ Frage, ob ein Staat diese Verpflichtung erfflllt 
habe. Schiedsgericht. Der Schiedsspruch verlangt Aenderunj^ des Gesetzes. 
Wie diesen Spruch ausführen? Man hat sTt^sagt daß die Billigung dieser Kon- 
vention durch dir <res<»t7.ifphf iHl( ii .~^t* Ih ii iilltii künftigen Schiedssprfirhen Ge- 
setzeskraft geben wurde. enn da» dtr F»tl ist, so wird es sehr i>chwer sein, 
die Zustimmung der Parlamente zu erlangen, die kaum geneigt sein werden. 
mibelEannte kfiaftige Schiedsrichter, deren Auswahl der Tollaidiendcn Gewalt 
Torbehalten bleibt, als Konkurrenten in der Qesetsgebnng ansnerkennen. An- 
dererseits hat man gesagt^ daß eine durch den Schiedsspruch ▼erlangle 
Aend^ng des Gesetzes der ZuHtimmtin^ drr Parlamente unterworfen werden 
mflssp. Würdf- aber im Falle dt r Vcrwi rfiiiip ..fnrce majeure" vorliegen? 
Die einen haben ja, die andern nein ge&agt. Die Frage bat im Komitee keine 
Lösung gefunden. 

In der Li.ste sind noch Hchwirrif?(^rt> Pidbb nie. Man findet darin eiin* StTie 
von Vertriij^cn. den n Intt i)>r( tation nmi ATnM nduriLr allein der natiunab^n 
Jurisdiktion zusteht. Eü aind die Vertrüge Uber internationales Privatrecht, 
literarisches Eigentum, industrielles Eigentum, ZivitproieB und internationales 
Plriratcecbt im eigentlichen Sinn. 

Eine weitere Sdiwierigkeit bildet das Kompromifl 

Das Projekt hat einen Kehler. der nach meiner Erfahrung in der Materie 
der Gesetzgebung und des VertragschlirC. ns drr schlimmste ist: rs macht Ver- 
sprechnnf^en, die es nicht rrfiilb^n kann. ICs nennt sich oWit^atoriscb. ist es 
ab^r nicht Es rühmt sich <;iueu Fort:»i:hritt darzustellen, macht aber durchaus 
keinen. Es will ein wirksames Mittel zur Regelung internationaler Streit- 
fragen sein, und in Wirklichkeit bereichert es unser internationales Recht um 
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eine Rellie von Problemen der Amlegung, die sehr oft viel schwieriger zu lösen 
Bein werden, als die alten Streitfragen, ja die sogar geeignet sind. <lie Irtzt^ren 
zn verschlimmern. Man hat »esai^t. daß das Projekt der Welt den ( irnmlsata 
des obligatorischen Schitil.-^irt richts bringt. Nein denn thcorcf iscli ist dieser 
Grundsatz bereits durch die eiumatigen üefülile der Volker gewichen und 
praktisch durch one lange and stets waehsende Reihe von BinselTertcIgMi. 
Deatachland, das vor acht Jahren noch sögerte, bat seitdem auf der Basis 
des BinaelsysteiDS obligatorische Schiedtgeriehtsvertrige allgemeinen nnd be- 
sonderen CharaktecB geschlosBen ; es wird auf dieser Bahn fortfahren. Die 
bentige Abstimmung wird also nicht über die Frage entscheiden, ob man die 
obligatorische S( hiedsjrerirhtsbarkeit in der Welt einführen soll oder nicht, 
sondern dit Abstiiiiiniint,' luiT den Sinn: Holl man sich an das Einzelsystem halten, 
das schon Trüben abgelegt hat, oder soll man das Weltsystem einfuhren, dessen 
Lebensfähigkeit noch nicht erprobt ist? Ich werde gegen das letztere stimmen, 
ans den Qrttnden, die ich eben dargelegt habe und noch ans einer andoen 
Erwägung. . . . Die großen Ideen, die bestimmt sind, die Welt in behmsdien, 
bahnen sich ihren Weg dnrch ihre eigene Kraft, sie geddhen nnd verbreitsn 
sich in der Sonne der individuellen Freiheit und ertragen kaum den Schatten 
der allgemeinen Prinzipien, der Listen und der Tableaux. Dieser Gedanke ist, 
wie es scheint, in nnserer Zeit altmodisch und überlebt. Aber die Erfahrung 
spricht zu seinen Gunsten. Die Artt. 1(5 nnd 19 der Konvention von 
die m;in duniaU für einen Mißerfolg hielt, habm einen biutcn Erfolg davon- 
geli'ugen. Daä obligatorische Schiedsgericht, damals ein kleiueü schwachlicheä 
Kind, ist groß geworden. Dank den ansgesaiolineten Katscblägcn, die die 
erste Konferens Unsiohtlich seiner Behandlung nnd Ersiehnng gegeben hat« 
ist das Kind ein sehr robuster Junge geworden, der ohne Wegwdser nnd 
Reiseführer seinen Weg in der Welt nacht Unsere Sache ist es, die Binder' 
nisse zu entfernen, die seinen Weg versperren könnten, ihm die geschlossenen 
Türen zu öffnen und für düiiemde Einrichtungen zu sorgen, die ihm überall 
ein«' gute Aufnahme sichern. Dies ist das Programm, das ich dem der 
Majorität im Komitee entgegenstelle. 

Die lallte und andauernde Arbeit, die wir der Srhied.sgtrichtsfrage ge- 
widmet haben, hat nur einen teilweisen Eriulg gebabt. Aber wir haben das 
Gebiet des obligatorisdien Schiedsgerichts erkundet, wir haben es in seiner 
gaosen Ausdehnung erforscht und nns Rechenschaft über die m ttberwindendsn 
Schwierigkeiten abgelegt Und wenn wir ans dem Haag andi nicht das 
Dokument einer Weltkonvention forttragen, so können wir doch unseren 
Regierungen eine Arbeit vorlegen, die ihnen helfen wird, mit voller Sach> 
kenntnis ihren Wo«? zn drui t dien Ideale des allgemeinen und universellen 
Schiedsgerichts furtzu;>t tzeii Es wahr, dai^ die Methode, die i( Ii ver- 
trete, \vriii;:« r *flanzLiid i.st, alur wir könin n nns darüber trösten, .stark in 
dem l>ewu[jt&ein, daü wir aui einem siclieren Wege gehen und dai» unsere 
uneigennützige Arbeit der großen Sache dienen wird, die uns allen gemeinsam 
teuer ist". 
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Der argentinische Vortreter Drago betonte, daß die 
'Materien, die in der Liste stellen, für sich isulit-rt bftrachti't 
vielleicht wcnio" hedont.saTn erscheinen iiM»fxen, aber daß sie eine 
große Bedeutung haben, wenn man sie in ihrer Gesamtheit be- 
trachte als die erste Tiebensäußeruii«! des Prinzips der allgemeinen 
obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit. Die Unabhängigkeit der 
nationalen Gerichte JLönne durch die allgemeine Schiedsgerichts- 
barkeit nicht beeinträchtigt werden, wie der Redner des näheren 
ausführte. Das Projekt habe im übrigen eine sehr praktische 
Seite, indem es den Weg vorzeichne nnd das Terrain ebne, ohne 
sich im übrigen dem Abschluß partikulärer Tertri^ zu wider- 
setzen. Es handle sich hier nicht um sich ausschließende Systeme, 
sondern eher nm konzentrische Kreise. Man könne eine uni- 
verselle Schied-sgericlitsbarkeit für die Gesamtheit der Nationen 
und eine andere beschränktere haben, die dnrrli die partikulären 
VertTäge ^'scliaffeii werde. Aber mit dei* Zeit wurden sicherlich 
die ])arrikulären Klauseln i benfalls mehr und mehr einen 
allgeiiieinen Charakter annehmen. 

Der belgische Vertreter Baron GuiUaiime wies ins- 
besondere darauf hin, daß die in den Vorbelialtsklauseln vor- 
gesehenen Reserven auch in den in der Liste enthaltenen 
Materien berührt werden könnten, nnd daß das Listensystem 
außerdem keinen wahrhalt obligatorischen Charakter habe, da 
die Parteien den juristischen Charakter des Streits immer be- 
streiten könnten. ytAla v&Uä Varbitrage Migatoire que Von 
vaudrait apposer ä la cancepHon de laguerre, cetarbUrage 
j urtant sur des faits graves, poUHques, de nature ä iroubler 
la paicc du monde, parce qu'üs Umchent ä Vhanneur et aux 
intirits iltaux des nutions, ce n'est ni la Delegation de 
Belgiqne, ni teile autre Delegation qui y nont opponeea, cest 
la Conference ..." 

Der portugiesische Vertreter d'Oliveira wies nochmals 
auf die Vorjränfrc im Komitee hin, wo niemand sicli «re^rcu das 
Prinzip gewandt hai)e, sondern die Gegner des englisch-portu- 
giesischen Vorschlages sich wenigstens auf den österreichischen 
oder schweizeri.schen Vorschlag geeinigt hätten, die beide den 
Abschluß eines allgemeinen Schiedsveriirags vorgesehen hätten. 

Zflftadiriit fllT Intam. PriTmt- u. öffcntl. BMbt. XVn. 38 
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Er ging: sodann auf die zutage getretenen juristisclien Be- 
denken ein. Die angebliche Gefahr, die in der verschieden- 
artigen Interpretation der Welt vertrage durch Schiedssprüche 
gelopfon sei, existiere schon heote, da die Staaten diese 
Konventionen so auslegen, wie sie wollen. Gerade die obli- 
gatonsche Schiedsgerichtsbarkeit werde da wie ein Begolator 
wirken, sie werde Billigkeit nnd Gerechtigkeit an Stelle von 
Willkür nnd Lanne setzen. Die Gefahr, von der man rede, vrerde 
durch die Schiedsgerichte also nicht geschaffen, sondern 
im Gegenteil allmählich beseitigt. Auch sei diese Gefahr 
großenteils illusorisch. Die .Weltverträge beruhen auf 
kougrueuteii Interessen der Staaten, die alle darauf halten, 
ihnen eine gleichniäüige Aiisle<ximg zu sichern. Der Weltpost- 
vertrag z. B., in dem die obligatorische Schiedssprcchung länp^t 
eincreführt sei, habe noch nie zu ünzuträ<rlichkeiten Veraiila.ssuiig 
g! f^ulK'ii. Was sodann die aiigobliclii' (Jefalir von WidtTspriiclien 
mit den Urteilen der nationalen Gerichte anlange, so sei auch 
diese kleiner, als man sich vorgestellt habe, denn es sei ja 
nirgends behauptet worden, dafj sich die Schiedssprüche auf 
Konventionen erstrecken sollen, die der Kompetenz der nationalen 
Gerichte unterstehen und die infolgedessen jede andere Kompetenz 
ausschließen, ünd was schließlich das Bedenken anlange, daß 
die Ausführung von Schiedssprüchen Konflikte mit den Paria' 
menten erzeugen k{)nne, so sei diese Schwierigkeit der gesamten 
Schiedsgerichtsbarkeit gemeinsam. Wenn die Begierungen vor 
dem Dazwischentreten der Parlamente Furcht hätten, dann 
könnten nur die autokratischen Staaten Schieds- 
verträge schließen. Weshalb solle man sich hier mit der 
Aufnahme bescliäitigen, welche die Parlamente der Konvention 
zuteil werden lassen? Diese werden dieselbe ja zu ratifizieren 
haben und werden dann ja sehen, zu was sie sich verpflichten. 
Es sei schwer zu glauben, daß sie einen Entwurf verwerfen 
würden, der auf die interparlamentarische Konferenz zurück- 
ginge. Im übrigen würde die Weigerung eines Parlaments, 
einen Schiedsspruch auszuführen, ihm ernste Ungelegenheiten 
bereiten. Man habe ganz aus den Augen verloren, daß alle diese 
Einwände sich mit ebensoviel Recht mit Bezug auf die zahl- 
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n it In II zurzeit in Kraft iH'tiiullichen all^n'iiieijieii Schiedsverträge 
marheii ließen. „Laloi internationale sera toujours 
le.v i wiierfecta parre qn'elle ft'n pas de sanrtion 
super teure u la bonne foi des Parties sur 
la quelle eile repose, Si nous nous laissons effrayer par 
des dangera Mariques nous ne ferana paint de progrks et 
voffs twits mettrans äans la pasition de celui gui feraU eon 
chemm ä pied au Heu de prendre le train, saus prUeüßte 
gu*ü n'encourraU pas ainei lea riaquea d*un d4raiUement^ 

Der schweizerische Vertreter Buber machte nochmals 
auf die Vorzflge des tob der schweizerischen Delegation ein- 
gebrachten Vermittiinngsvorschlags aufmerksam, der hauptsächlich 
bezweckte, Jede Macht in die Lage zn yersetzen, die Schieds- 
gerichtsbarkeit ohne Jleserven anzubieten oder anznnehmen, in 
<l«'in Aufrt'iiblick und dem Umfang, die ihr geeig-net erscheinen 
würden : durc h dicises Notifikationssyst^m werde das juristische 
Band p:ewisserinaßen automatisch geschaffen. Ein Weltschieds- 
vertrag dag"e<^en würde sich not^edningeu auf eine p:eriiigere 
Anzalil von Materien bescliränken müssen. Immerliin würde 
die 8cliweiz das vorgesclilagene englische Protokoll ebenfalls 
annehmen, wenn auf dieser Grundlage eine allgemeine Ver- 
ständigung erzielt werden könnte. 

Der französische Vertreter Benault prüfte die gegen 
den obligatorischen Schiedsvertrag vorgebrachten Bedenken 
speziell vom juristischen Standpunkt aus. Binige derselben 
würden einfach darauf hinauslaufen, jeden Schiedsvertrag 
über künftige Streitigkeiten unmöglich zu machen. Wenn 
man einen solchen Vertrag ffir annehmbar und sogar wünschens- 
wert halte, sobald er mit einem bestimmten Staat abgeschlossen 
sei, so müsse man fragen, weshalb er dann nicht auch mit der 
Gesauitheit der Staaten möglich sein sollte. Gebe es denn 
«nüberstei^rbare Grenzen zwischen diesen beiden Fällen? Es 
bandle sich nicht darum, die vorhandenen Untt iscliiede zu 
leufruen, sondern sieh zu fragen, ob jeder Vertrai,'" im letzteren 
Falle unmö^rlicli sei. Die vorj^e.sclilagene Schiedsjzerichtsharkeit 
betreffe Länder, mit denen man bereits Verträge gesclilossen 
habe, deren Auslegung man der Schiedsjustiz unterw erfen wolle. 

38» 
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Die Verpflichtungen werden nnr unter Besemn eingegangen, 
da man sich nur binden wolle, ohne seine wesentlichen Inter- 
essen zu kompromittieren, und wenn also die Verpflichtung 
daher notwendig nur eine beschrankte sei, so existiere sie doch 
nichtsdestoweniger und ein Staat werde sich zweimal besinnen, 
bevor er ein angebliches vitales Interesse vorschiebe, um sich 
seinem Versprechen zu entziehen. Soviel, was die allgemeine 
Formel, die zwei ersten Artikel, anlange. Man habe sodann 
Fftlle vorgesehen, in denen die Schiedsgerichtsbarkeit ohne 
Reserven eingeführt werden könnte. Diese seien als unbedeutend 
bezeichnet worden, aber dies sei doch keineswegs sicher. Und 
hätten denn im übrigen die Anhänger di s Entwurfs 
etwa die Idee gehabt, daß mit ihrer Formel der 
Krieg vermieden werd«Mi könne? Doch sicherlich 
nicht, Sie wollten lediglich, daß die Völker sich 
daran gewöhnen, ihre inir malen Beziehungen be- 
stimmten Regeln zu unterwerfen und die Streitig- 
keiten des tägliclien Lelieii< juristisch beizulegen. 
Diese (iewohnheit werde sicli entwickein, die Auwendimgen der 
Schiedsgerichte werden häufiger und bedeutender werden, und 
so werde das Recht die internationalen Beziehungen voll- 
ständiger beherrschen. Renault wandte sich dann gegen die 
drei speziellen detitschen Einwendungen. Bei den Weltverträgen 
solle danach die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit eine wahr- 
hafte Konfusion zur Folge haben durch die abweichenden 
Urteile, die sie mit sich bringen werde. Die logische 
Konsequenz aus diesem Bedenken mflßte die sein, 
daß man auch die fakultative Schiedssprechung 
bei diesen Verträgen ausschließen müßte. Warum 
müsse man denn aber voraussetzen, daß die Schiedssprüche 
notwendigerweise widersprechende sein werden? Die Schiedst 
gerichtsbarkeit habe ja in ihrer Anwendung auf die Unionen 
gerade im Gegenteil den Zweck, zu verhindern, daß die Einig- 
keit, die sie herstellen wollen, durch widersprechende Urteile 
zerstört werde. Der Art. 56 der Haager Konvention habe ja 
auch schon eine rationelle Lösung für solche Fälle gegeben. 
Was dss fernere Bedenken anlange, daß Schiedsgerichte in 
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Fragen tätig werden könnten, in denen nationale Gerichte ge- 
urteilt haben, so küune die Frage, ob der Schiedsspruch die 
gerichtlichen Kntsclieide aufhebe, doch wohl nur negativ be- 
antwortet werden. Die nationalen Entscheide bleiben intakt, 
der Schiedssprucli kiinne höchstens interpretativen Wert lür die 
Zukunft haben. Die Würde der Gerichte werde daher durch diesen 
nicht mehr berührt, als durch die Veröffentlichung eines inter- 
pretativen (uset/es. und ihr Prestige würde jedenfalls weit eher 
unter der Einrichtung eines internationalen Gerichts- 
hofes leiden, an die man zu denken scheine, und der ihre 
Entscheide annullieren könnte. Was schließlich die aus den 
konstitutionellen Bestiramungen gewisser Länder sich ergehenden 
Schwierigkeiten anlange, die den Abschluß des Kompromisses 
oder die Ausf&bmng des Schiedsspruches hindern sollen, so sei 
es unmöglich, die Prätention zu haben, die Gleichheit der 
Institutionen der Vertragsraächte zu verlangten. 10 in Staat 
verpflichtet sich gemiili seinen V e r f ass u n gsbestira- 
inungen und er ninli seine Verpflichtungen lialten. 
Das sei alles wesentliche. Es sei Sache der Regie- 
rung, dafür zu sorgen, daß sie ihr Wort halten 
könne; das sei eine interne Angelegenheit. Es gebe 
immer Momente, wo eine Partei sich auf den guten 
Glauben der andern verlassen müsse, trotz aller 
Vorsichtsmaßregeln und Formalitäten. Alle diese Bedenken 
können daher in keiner Weise ausschlaggebend sein. 

Der griechische Vertreter Rangabä würde mehr ffir 
Spezlalvertr&ge sein. Doch könnte er unter bestimmten Voraus- 
setzungen auch den Bestrebungen auf Abschluß eines Welt- 
Schiedsvertrages zustimmen. 

Der Vertreter der Vereinigten Staaten Oioate wies 
darauf hin, daß der amerikanische Vorschlag im Komitee warme 
Zustimmung gefunden habe, trotz aller IJeiiiuliungen, die nanient- 
li( h von der deutschen Delegation gemacht worden seien, um 
ihn zu l»ekani])fen. Kr liedanre diese nnversölinliclie Üpliositiun, 
ohne die der anirrikanisch»' Vursclilag hätte angenommen werden 
können. Er Itegreife nicht, warum man sich weigere, einen 
allgemeinen Schiedsvertrag abzuschlieJiea, weuii man bereit sei, 
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mit jedem Staat im besonderen Einzelvertrifire abzoschließen. 
Warum könne eine Nation, die sich mit 20 anderen Staaten 
verständigen könne, sieb nicht auch mit 45 Staaten einigen, 
wenn dies der gebieterische Wunsch aller Völker sei? Er hoffe, 

daß, wenn die deutsche Regienin^ jetzt einen solchen Vertrag 
nicht zeichneu wolle, sie tlucli in der Voh^c demselben beitreten 
werde. Jede Macht, ob groß oder klein, müsse sich vor dem 
Willen der öffentlichen Meinunpr bongen, die mehr und mehr 
verlange, daß jeder unnötige Kiw^ versclnviiide. Und jeder 
KriL'fT sei unnötig, wenn die Aurufuii^^ eines Sehieds^erichts 
möglich sei. Was die Schwierigkeit einer Unterscheidung 
zwischen juristischen und politisclicu Streitfragen anLinyf*, so 
sei diese dieselbe, ob es sich nun um Kinzclveitrage oder uiu 
einen allgeiueinen Vertrag handle. Die Grundlage aller Kon- 
ventionen, die die Konferenz auszuarbeiten habe, sei zunächst 
das gegenseitige Vertrauen. Dieses Vertrauen wolle, daß man 
sich yerpHichte, zunächst zu den friedlichen Lösungsmitteln, 
und zwar bei allen Streitigkeiten zu greifen. Es gebe keine, 
die man einzig der gewaltsamen Lösung überlassen müsse. 
Dieses Vertrauen wolle weiter, daß ein Staat sich durch einen 
Schiedsvertrag gebunden erachte, welches auch immer die kon- 
stitutionellen Besonderheiten sein mögen, die ihn auszeichnen. 
Die Vereinigten Staaten insbesondere hätten die Unterzeichnung 
eines Kompromisses noch nie verweigert. 

Der serbische Vertreter Müamnoviteh erklfirte die 
Organisation der Schiedsgerichtsbarkeit für die wichtigste Auf- 
gabe der Konferenz. Wenn es zurzeit auch noch unmöglich 
sei, dieselbe auf die politischen Konflikte auszudehnen, die die 
wahren Kriegsnrsachen seien, so gebe es doch andere Streit- 
fragen, auf die diese Ausdehnung möglich sei. Wenn man 
diese der Schiedsgerichtsbarkeit unterwerfe, so bedeute das 
iuiuierliin eine Reinifrmig, eine Desinfektion der internationalen 
pulitiüclien Atmosphäre. 

Der englische Vertreter Fr// wies zunächst darauf liin, 
daß der Art. 1 des mmk Komitee ausfrearbeiteten, heute so let>- 
haft kritisierten Projekts an (hT Spitze des Vertrags zwischen 
Deutschland und Großbritannien stehe (!). Im übrigen be- 
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schränkte er sich auf 2 J^'eststeUuiigeii. Die Scliirds- 
geric)itsbarkeit in allen ihren Formen schöpfe 
ihren Ursprung aus der freien Zustimmung der 
Streitteile, und der einzige Unterschied zwischen 
der sogenannten obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit und der nichtobligatorischen bestehe darin, 
daß im ersten Fall die Zustimmung im voraus ge- 
geben werde, im zweiten Fall nachträglich nach 
dem Existentwerden des Streits. In beiden F&llen 
handle es sich also um einen souveränen Akt der 
streitenden Mu eilte, der in keiner Weise ihreUiiab- 
li ;i n ^ i k e i t b e s c h r ii n k e , nicht mehr als difs ein Vortrag 
zwisclu'ii rrivatjn isoiieu mit Bezug aut" deren Unabhängigkeit 
tiio. Wanini sollte das internationale Recht nicht auch den 
Entwicklungsgang des nationalen Rechts befolgen können? 
Zuzugeben sei. daß mau sagen könne, daß angesichts der 
Resenen und der Kündigungsmöglichkeiten der obligatorische 
Charakter der Konvention kein sehr ausgesprochener wäre, und 
daß das „vmctUum iuris^ ohne Schwierigkeit gebrochen werden 
könne. Aber die Nationen der Welt lassen sich nicht 
lediglich von juristischen Begriffen lenken oder 
durch „vincula iuris" binden, und die Konvention, wie 
fichwach sie auch vom rechtlichen Standpunkte aus sein möge, 
wfiide nichtsdestoweniger einen sehr großen moralischen Wert 
haben als Ausdruck des Gewissens der zivilisierten Welt. 

Der russische Vertreter row Martens betonte, man habe 
die juristische Seite des Projekts oft und manchmal mit Recht 
angegriffen. Aber man dürfe nicht vergessen, daß die Frage 
der obligatorischen Schipdsjrei ii htsbarkeit vor allem eine uni- 
verselle Frage sei, eine Fra^e der Kultur und der Zivilisation. 
Sie sei der .strahlende Leuchtturm geworden, zu dem sich die 
Augen aller Völker erheben. Eine von der Konferenz gefaßte 
günstige Entschließung werde vor allem einen mächtigen moraU* 
sehen Einfluß auf die internationalen Beziehungen au.süben. 
Die russische Delegation sei 1907 bescheidener, als sie es 1899 
gewesen sei. Sie begnüge sich mit wenigem, in der Voraus- 
setzung, daß die erste große Etappe endlich erreicht und das 
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obligatorische Prinzip prokhuiiiert werde Damit dasselbe aber 
Realität habe, geliöre dazu nuch die Schaltung" eines wirklichen 
Schiedshofs. Die beiden Fragen gehören eng zusammen. Man 
könne die eine nicht ohne die andere lösen (!) 

Ich übergehe die Reden der Vertreter Persiens'), 
Chinas, Japans, Dänemarks, Siams, Bulgariens und 
Oesterreichs, die sich im ganzen znstimmraend aassprachen, 
bezw. von denen der letztgenannte nochmals die von ihm eip^ 
gebrachte Resolution erl&uterte. 

Zum Schluß gab der Präsident Bourgeois noch einen 
Ueberblick über die Lage. „Que demandans-nom?* fragte er. 

„L'affirmatwH du principe de VarÜttage obligatoire pimr Ub 
canflit» ä^ordre JuridiqM^ acte le droit ä la räaerte des itUirit» viiaux 
de» JStats. L^afftrmaHou gu*ii y a peur lee peuplee ciüiUsis eertaine 

urdres de questions, soü de nnture purement finameUre, aoit sr v a//a- 
chant precisement aux inUrtHs iHtri tKiflonnuT communs ä irnts ?es 
pcupJcü, pffur lesquels on reut (h'fnnfrn'tNf^nt que ic droit sott la scule 
rt'f/lc cul/e tt's natioHS. Kufin nont> ({etnauduiis f/iw ccux qui dejä unt 
Icur volonte ai retee en ce sens puisscnt conaiuter ici cctte volonte, 
diaia ce qui mue imporie euriaut cW ia aignification quc prendrotU 
HO» aetes eMivani gue noe s^fnature» eerent domties on non au taw 
Sune Convention ä La Boye. II y diaaU en 1899 U JSapporteur 
de la Cmtention du 'Jff juiUet, um eocUU dee noHüne, et le reglentent 
pacifique des confiits entiv elf es est le premier ohjct de cette societe. 
Or\ Messieurs, c'est d Tai Hatje que cette societe a pris teritahlenn nt 
comvicnte d elie-mviuc , c eat l institution internationale de La Jlaye 
qui la reprdsente aux yeua du fHvnde; c'est lä que s'elaborent, aueei 
bien dane la UgislaUon de la ffuerre gue dane eelle de la paise, lee 
rifflea de ForffanieaHoH et du dfyfeloppement de cette eoeUH, et amtme 
le Code de ses actes organiquea, Tout ce qui ee foit ici prend kauie 
fignification d'etre le fruit du consentenient commun de rhuntaniti . . . 
Est-il d'ailleurs ptissihle despirer que par la roie d'accords isnlrs on 
arrive jamais ä des formules d'entente propre ä concilier tous ies 
Etats? Les negociations isol^ea risquent uaturellcm^nt d'aboutir ü des 
HdaetioHS diffSreutee, tum aeuleutent parce qu'etlee reflitemt Vitat 
iteaprit partieulier ä teile ou teile uatüm, metia encore paree qu*une 
Fuiaaauee peut refueer ä teile autre Puiaaauee teile couceaeien parti* 

V) Der Vertroter Pprsieas erklärte, die Vortcilo eines Weltschietlsver- 
tragcs seien so grüß und die dadurch für die gaaze Welt gebotenen Garantieo 
Bo beträchtlich, daß es Pflicht der Konferenz sei, die Terh&Itnismäßig minim&IeD 
Hittdemieae sn beilegen. 
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eulic'/ e qui la placerait peut 'Stre vis-ä-cis de eelle-ci dans une sihtation 
(Tinfertoritt^ pnur Vavenir. nlors quelle conftentira ä preitdre le »it'me 
entjagement enrcrs Vettftonblc des Etats du mondft en vue du bien 
immense que lui assure en retour la garantie superieure de Ventente 
imicerselle." 

Es wurde hierauf zur Ab st iuiiiiung über den portu- 
g i p s i s r h - p n ? 1 i s c h - a lu c r i k a 11 i s (• Ii e n Vertragsentwurf fj:p- 
scliritteii. Hrrsclbe wurde mit der bedeutenden M e h rh p i t von 
32 getreu II Stimmen, bei 3 Enthalturifreu, ;mi irf n o ninu-nM. 

8o konnte also der Berichterstatter der Kuniuussiion, Barou 
Gttillaume in der Tat konstatieren: „i/ est tut devoir du 
Bapportmr, de constater ici^iu^un projet defini et complet 
sur Varbitrage obligatoire a ät^ ainsi vote, au sein de la 
Cammtssion, par une large majoritä, qui s'est fidälement et 
conatamment maintenue sur chacun des arUcles et sur le 
tote d'ensemble de ce projet. Le fait est indiscutahle ; U 
nous appartient de Vaf firmer.' 

Das von der ersten Kommission somit angenommene Projekt 
liat folgenden Wortlaut: 

Art. 10 a. — Les diffcrends (Tordre juridique et, en premier Heu 
ccK.-r relattfs ä l'interpretation des Traitäs existant entre deux ou 
pliisieurs des Etats contractants, qui viendraient desormais ä se produi re 
entre eu.r. et qui naurnient pu etre regläs pur la voie diplomatique, 
seroul suumis ä i artulrage, ä la condition toutefois qu'ils ne mettent 
e» cause ni les int^rils vitaux, ni V independance Ott Vhonneur de Vun 
ou FaiUre dea düe Etats, et qu'ile ne ttmehentpae aux intirite tPautree 
Xiate n$ partieipimt peu aw tttige, 

Art. 16 b. — H appartieudra ä chaeune des FiUesancee signatairee 
d^itppricUr ei le diffcrend qui ee eerapreduU met en cause eee interets 
vitauT. son independance. nn sott honneur, et, par cons^quent, est de 
nature ä etre r ^pp/ fs jxd /ni reu.e qui, dapräe Varticle pricidentf sont 
easceptes de l arOitrage obligatoire. 

^) Dagegen stimmten Dentschhnd, Oesterreich-IJngun, Belgien, Bolguienr 
QfieclMnliBd, Montenegro, BnminieD, Sdiweis, Tflrkei. Es enthielten sidi 

Italien, Japan, Luxembnrf^. Bei der Abstimmang wurde auch die Frage er- 
örtert, oh der Ent wurf. Ix stt h* ml aas den Artt. 16a bis Ißl, in die Haager 
Konvention aufzuneluni n sei. otkr den Gegenstand ctti< r 1>» sonderen Konvention 
bilden solle. Man cntsr hied sich für letzteres, im Hinblick daraaf, daß der 
Kntwurf keine Einstimmigkeit erzielt habe und man die Existenz der Kon- 
TcntioD selbst nicht in Gefahr bringen dürfe. 



Digitized by Google 



Art. 16 c. — Les Haute» Partie» contractantea reconnaisseni gue 
ceriaim de» differende f>Uie ä lartiele 16 a aont de naiure ä itre 
mmmie ä VarbÜrage »an» riterve. 

Art. 18d, ^ Dom» cei ordre tTidie» Eltes conviennent de »immetire 
ä Varbttra^ »ane riserw le» differende auivante: 

I. Cmteetatiom eaneemani Vinterpritatüm et FappUtatitm de» 
stipulaHen» eonvenitanneiie» retoHve» aux maUh-ea euHwi^x 

1. Assistanee gratuite riciproque des malades indigetUe, 

2. Protection oneriere internationale des travaHieur», 

3. Mayens de prercnir les colliaions en mer. 

4. Poids et mesaurcs. 

5. Jaugeage des nuvires. 

6. Satadre» et »ueee8»tone dee /narine dMdie. 

7. ProteeUon de» oeuvre» liUdraire» et artietigue». 

II. Mi'clumations päcuniaires du chef de dommages, lorsque le 
principe de rindemnit^ est reeonnu par le» Partie», 

Art, Iße, — Le» Maute» Partie» &mtraeta»tea dieident en emtre 
d'aitneaeer ä la prieenie ConvetUion um Protoeole änumdrant: 

1^. le» autree matiire» qui leur parai»»ent aetuelUment aH»c^ 
Üble» de faire Tchjet ^une »tipulation ^arbitrage »an» ri»erve; 

2^. le» Pu4»8anee8 qui di» ä prieettt eentraetent entre eitU» et 
»ou» eondition de r^proeiü cei mgagemetU paar teute» tm une partie 
de cea matiire». 

Le Protoeole fixera egalement les condiHona dam lesquelle» 
pourront Stre ajnut^es les autres matieres reconnues par la suite 
conime pouvant faire Vnbjet de stipulafions d ai hitrage sann rrs-rrce, 
uinsi que les condittons dans lesquelles les Puissances noueiffnataires 
»eront admises ä adhirer au präsent aecord. 

Art. 16 f. — Si tous les Etats signataires d'une des Contentions 
vieiea par le» artt. 16 e et 16 d aont Partie» dam. um Uttge eaneemani 
tinierpritatim de la Coneentionf le Jngement arbiiral aura la mime 
valeur que la Qmvention elle-mhne et detra itre igälement tAeerei. 

Sit ^ eantraire, le Utige »urgit entre quelque»'Un» »euiement de» 
Etat» »tgnataires, h-s Parties en litfge doivent anertir en temps utile 
le» Puissances signataires, qui ont le droit dintervenir au proces. 

Le Jugenienf athitidl sera t'(H7rmitniqU(^ au.T Ffafs siffnataires 
qui n'ont pas prtf< purt au proccf--. Si ccu.r-( t dcclareni ä l unanimtie 
accepter l interpr^iatton du point en Ittiye adoptee par ia sentettce 
arbitrale, cette interpretation sera o^Ugatoire pour tous et aura la 
mime valeur que la Convention elle-mime, Dan» le eae eontrairet le. 
Jugement n^aura de mUeur qu*entre le» Parti»» en litige, ou pour le» 
Pui»»anee» qui auront formollement aceepti la dieiaion da arbitrt». 
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Af/. I'itf. — L/l proct'du ri' ii su/rir poin coufiffltt'r / atf/iefn'nn flU 
principe t labil pur la settlente at bitnde daus le ccm vise ;pur iaiinea 3 
de Varl tele prccident, sera la suicante: 

STil sagit d une Concention etablissant une Union avec un but eau 
»pMal, les Parties qui ont prie pari au proc^ tranamettrottt le ttaUe 
de la aentenee au bureau epMal par VintermitUtUre de VEtai dans 
le ierritoire duguel le bureau a 9on eüge, Le bureau ridi^ra le texte 
de Varticle de la Camention confür$n^ment ä la eenienee arbitrale et 
le contmuHiquera par la m^me voie aux Puissances signatairea qui 
rfonf pus pria pari au proces. Si cvlh's-ri arrcptinif h ru)ta)ih}tif'' Je 
texfr fh l'itrtiilr le hu renn conatatern l assvnthni'nt aU moyett d'nn 
protoc ule qiti ^c/ (i ti ansniis cn lapie confot me ä tuns lc.< Etats siqyuitiiirt's. 

S'il ne sagit pas d une Convention ^tabft'ssaut une Union avec un 
bureau special, les dites fonctions du bureau special seront exercees 
ä cet ^gard par le Bureau international de La Haye par V interm^diaire 
dm Chautemement dee Fays-Bae. 

Ii eet bien eniendu que la prieente etipulation ne parte aueune 
adiaimte ause clauee» darbitrage dißt cemtenuee dane lee Traitäe etpiatante, 

Art 16 h. — Dane ehaque eae partieulier, lee Fuieeaneee eignor' 
tairee Stablirant un acte epMal feampramie) eattformSmeni aux 
constüutians ou aux loi» respectives des Puissancee eignataires, 
defemnnant nettrmrvt Vohjef du Utuje, Vrtefidue des pournirs d^s 
arbitrcs. la provriluro ,>f /es di'tdils ä obsirver, en ce qui cottcerne la 
Constitution du Ttibitnal (uhitidl. 

Art. Iß i. — Tl rst entetiiht, que le» stipuhif/ons risnnf un arbi- 
trage qui figurent dans des 'J'raitt?s d4jä conclus ou ä conclure, reeie- 
ront en vigueur. 

Art. Jßk. — La prescnte Convention sera ratifiee dans le plus 
bref dilai poaeible, 

Lee raiifieatians eerant d^poaiea ä La Hage. 

La ratifieaiian de ehague Puieeanee Signataire tpieifiera lea eae 
immirie dane Vartiele 16 d dane lesquch la Puieeanee rati flaute ne 
ee privaudra pas des protisions de Vartiele W a. 

77 sera dress^ du drjf'f de cliKqjfe ratificntinti un prores-ccrfml 
dunt nur cnj)/«-. rertifi^'e cnj ornn' . svni rcmise par la voie diphountique 
ä toutcs Ir^ Puis^anccs, qui unt ctc reprcsettteea ä la Conference inter- 
nationale dr In Paix ä La Haye. 

Une Fuii'sance Signataire puurra ä n importc quel moment 
ddposer des ratificalimts nouvelles coniprenant des cos additionnele 
inelue dane Vartiele 16 d, 

Art, 16U Chacune des Puieean&te Signataires aura lafaeiUti 
de dhumcer la Convention. Cette äinonciatian pourra Stre faUe, eaU 
de fa^n ä impliquer le retrait total de la Puieeanee dSnonciatriee 
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ät ta CkmvwnUm, aoii de fa^on ä ne produire ms sffst» gti* ä tigard 
<f tm« Pui»aanee diHgnie par ta PuitBimee ditumeiairiee. 

Ceiiä dämmeiatio» pourra igaUment itre faiie retaüvement ä 
Fun cu plusieurs des cos hmnUris dan* VarUcle 16d au dans U 
protocole vis^ ä Var fiele 16 e. 

La Convention continuera ä sitbsisier pour autant quelle nttura 
pas ete denoncee. 

La dc^noHcicUian, aüit totale mit particuliire, ne prttdiUra sn 
effsts que Haß mois aprH que noHficaUon m aura iti faiie par icrit 
au Otmeeruement des Pays-BaSf et cmuimuiquie immidiatemmU par 
cslui'-ei ä toutss les auires Puissamss eontraetautes. 

Pratocole visd a I artide 16e de la propositwn hrUannique 
relativement ä l arbUrage obligatoire. 

Art. 1. — Chaque Puismnre ftignalairc du prcsent Protocole 
accepte Varbitrage saus reserve pour les contestatiuns concernant 
Vinterpritation et l appiication des stipulalions content ionnell^s rela- 
tives ä Celles des mati^tes iuumir^es au tableau ci-anuexe qui samt 
indiquies par la lettre A daue la eohmue portant sou nom. Eli€ 
dMare eeniraeter cet eugagsmstU vis-ä-9is de ckaeune des amtres 
Putssauees siffnataires dont la rieipraeiti ä est igard est de la mHuM 
manii^re signalee au tablfuu 

Art. 2. — Chaque pHis*iance aurtf fnuf'-ins Ja faculti' de notifi4tr 
son acceptfttioH des nnitieieii qui sont rnumeieca; au tableau, et pour 
lesquelles eile h aura pa« prealablement accepte Varbitrage sans riserve 
dam les termes de Partiele prMtent. A eette fin eile s^adressera au 
OauvemetHSHt des Pays-Bas qui signalera eette acceptation au Burea» 
International de La Haye. Apris Favoir insertte au tableau eise ä 
Varticle precedent, le Bureau International communiquera OMssitöt la 
notißcation et le tahlptm ainsi complete, en eopies confortnes, aux 
Gouvernements de toiites Irs Puissances stqnataires. 

Art. 3. - Deujc ou plusieurs des Fuissances signataires, agissant 
d'un coffMiMifi aecord, pourrent en outre s^adresser au Gsutememeni 
des Pays-Bas pour lui demander daj&uter au tableau des maiiires 
additionnelles pour lesquelles eltes sont prites ä aecepter VarbÜrags 
Sans reserve dans les termes de Varticle 1. 

LHnscriptioti de cei mafierp.f nddititDiellcs et la cnmmunicution 
au.T Gmd'frnetnents des Pu/ssancea signataires de la nntification ainsi 
que du texte currige du tableau se feront de la maniere privue ä 
larticle precedent. 

Art. 4. — Les Puissanees non signataires eont admiees ä adkdrer 
au präsent Protocole en notiflant an Ooutemement des Pays-Bas les 
matieres inserites au tableau pour lesquelles elles sontpritss ä aecepter 
Varbitrage sans räserve dans les termes de Varticle 1. 
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Modile de Tableau ä annexer au protocole de la 
Präposition BrUannique. 



de 



ja 



s 



Miclamaiions pieuniaires du chef de dorn- 
mages InrsffUf Ip prinvijw de Viudemniti 
est reconnu par les parties. 

ä£. Assistance gratuitc rcciproque des maladeif 
indigenia. 

3, Protection ouvriire internationale. 

4, Moyem de prHfenir lee eollisüms en mer. 

ß. Puhis et mesnres. 

6". Jauyeage des naviren 

7. Salaire et succession de« manns decMes. 

5, Protection des oeucres litteraires et artis- 

tiquea, 

9, Si^me des wciiiis cümmereüUes et in- 
dustrielles. 

10. ConieHtcUions pvcuniuires ä cause d'actee 
de guerre, de guerre eiüitef de Varret' 
tatien des etrangere ou de la saieie de 

Jeurs hirns. 

XI Jteglemetits sanituires. 

12. Assimilation des etrangers aujc nationaux 
quant aux taxee et impöta. 

IS, Tarife de dtmane* 

14. JSiglenieHts cnucernant les eju^ootics, Ic 

phtffli'.r/ro et aiitres fläaux similaires. 

15. Stfstf'ines niüiietiiin'x. 

16. Droits des etrungers d aajuerir et de pos- 

sdder dee Herne. 

17. Proeidure civile et cemmereiale. 

16. Contestations piu uniuires lor.^'/u'i! s'agit 
de l'intcrpretation ou de l ajppiicatüm 
des Conventions de toute espice entre lee 
partiee en litige. 

19. Concentions de rapatriement. 

30. Conventions postalea, täUgraphiquee et 

tt'-lf'p h on iqucs . 

ai. Ta.res exigees des natu res, droits de quui, 
de phare^ de piiotage, ehargee et taaes 
de snurefnffp impoe4es en cae d*avarie 

(tN dr nauj I aye. 

Droit international pt ii c. 
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Da der Entwurf zwar eine große Majorität, aber keine 
Einstimmigkeit erzielt hatte» entstand nun aber die weitere 
Frage, ob er vor das Plenum der Konlerenz zu gelang:en habe. 
Da als Regel für die Konferenzbescblftese Einstimmigkeit er^ 
fordert wird, so erschien dies von Yomherein fraglich. In 
dieser Toranssicht stellte daher der rnsslsche Vertreter 
von Martens einen neuerlichen Vermittlungsantrag, der darauf 
hinausging, das Projekt womöglich doch noch zu retten, indem 
er deigenigen Mächten, die für dasselbe gestimmt hatten, die 
Möglichkeit gab, in einer Zusatzakte zu der Haager Konvention 
die Fälle zu bezeichnen, in denen sie sich der obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit unterwerfen wollten. Diese Zusatzakte 
hätte nur fOr diejenigen yerbindliche Kraft gehabt, die sie ge- 
zeichnet hätten oder ihr beigetreten wären. So hätte nienumd 
ein Opfer seiner Meinung zu bringen gehabt. Da jedoch auch 
dieser VorschUifr nur eine Majorität von 29 Stimmen erzielte, 
zog von Martens seinen Antrag zurück, den er lediglich in 
der Hoffnung gestellt hatte, daß er alle Stiramen auf sich ver- 
einigen werde. 

Damit kam man nun zwx Abstiinnumg über die von der 
ö s t e r r e i c h i s c h- u n g a r i s c h e n Delegation vorgeschlagene 
Kesolution. Herr von Meretf meinte, es bliebe nur die 
Alternative, sirli zu trennen, ohne zu einer Verst;indi<rnng ge- 
langt zu sein, oder den österreichischen Vorschlag anzunehmen. 
Dieser letztere habe jetzt keinen subsidiären Charakter mehr. 
£r könne von allen einstimmig angenommen werden. 

Von selten des Präsidenten der Konferenz von Nelidow 
wurde noeli daran erinnert, daß Einstimmigkeit das erste 
Prinzip jeder Konferenz sei. Sie sei keine leere Form, sondern 
die Basis jeder politischen Verständigung. In den Parlamenten 
könnten Majoritäten den Minoritäten ihren Willen auferlegen, 
weil die Mitglieder nur ein und dieselbe Nation vertreteu. 
Aber auf einer internationalen Konferenz vertrete jede Dele- 
gation einen anderen souveränen Staat. Niemand habe das 
Recht, einen Beschluß der Migorität anzunehmen, der dem 
Willen seiner Regierung zuwiderlaufe. Es könne daher von 
Konferenzbeschlüssen nur die Rede sein bei den einstimmig 
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gefaßten Entscheiduiigeii. Dem schloß sich auch der deutsche 
Vertreter Freiherr Marschall wm Bidferstein an. Seine 
Regierang werde sich an die zu allen Zeiten für die inter- 
nationalen Konlerenzen üblichen Br&nche halten und das 
Prinzip, daß die Majorität entscheide und die Minorität sich 
zu fügen habe, nicht annehmen. Bine solche Auffassung 
würde die Zukunft der internationalen Konferenzen in Gefahi' 
bringen. 

Verschiedene Vertreter, wie z. B. Sir Edward Fry, sprachen 
sich jedoch im entsre^ren^psptztcü Sinne ans. Eiiu' «rroik* Mehr- 
heit habe den vorIi('<rt'iitlen Kritwnrf angenommen. Mau könne 
auf die erzielten Ergebnisse nicht einfach verzichten und die 
Frage für eine erneute Prüfung nochmals zurücklegen. Das 
Projekt beweise, daß eine bestimmte Anzahl von Kationen 
existiere, die die Frage genügend studiert haben, um sofort 
einen allgemeinen Schiedsvertrag abzuschließen. Choate kon- 
statierte, daß nach mehrmonatlichen Verhandlungen die Kom- 
mission ihren Willen durch eine erdrückende Mehrheit kund- 
gegeben habe, Sie habe sich zn gnnsten der obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit erklärt. Es sei nicht möglich, daß die 
Minorität die Majorität am Handeln hindern und sie veranlassen 
könne, das im Stich zu lassen, was bis jetzt erreicht sei. Diese 
Fra^^t' zu entscheiden gehöre zur Kompetenz der Konferenz 
und müsse dieser unterbreitet werdiTi. ^Nous avons accepte 
la declaratmn du principe de Varbitrage obHqatoire; noua 
arons admis que IOh crccjiteraii les ras oii les ittlvrets vifafix 
des natioris sernie/d en Jeu. laissanl aux PnissaHces elles- 
memes Ja faculie d appret ier la legitimife de ces reserres. 
Kous ai ons rote une liste de cas dans lesqu^ls l'arbitrage serait 
obligatoirc dans le sens le plus sfrict du mot: nom amits 
adopU le Protocole proposS par la Delegation de la Grande^ 
Bretagne: ü ne naus resteplus que quelques dätaäs ä rigler — 
nous ne pouvans subordonner Ums ces räsuUats ä de nou- 
veUes Stüdes des Gouvernements. La majarit^ ne doit pas 
impaser sa volontä ä la minorit^; mais eile doit pouwir, 
sous le drapeau de la Canfirencef mettre ä exäcution ce 
qu'eUe a däcidä," 
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Bei der Abstimmung wurde der österreichisch- 
ungarische Antrag mit 24 Stimmen gegen 14, bei 7 Ent- 
haltungen, verworfen. 

Nanmehr trat Graf Tomielli, der bereits im Comiiä 

d'e.rnmen einen Antraf? angekündi^ hatte, den er aber erst 
iiin Ii erfolprter Abstimmung über die uiidereii Vurschläge zur 
Abstiinimiii^ vorlt-ifen werde, nnu idings auf, indem er erklärte, 
er könne st iiu ii frülicrt n Antrag jetzt nicht mehr aufrecht- 
erhalten, tla es zwecklos sein dürfte, jetet nucli nach weiteren 
Formeln zu suclien^). Aber es seien drei Konstatienmgen 
notwendig. Einmal, daß die Koiiierenz einstiuimig {gewesen 
sei in der Anerkennung des obligatorischen Schieds^reri( hti?- 
prinzipes. Sudunn, daß man ohne Widersprucli zu^^estandeii 
habe, daß es auf dem weiten üebiete des internationalen Ver- 
tragsrechts Materien gebe, die (regenstand der obligatorischen 
Schiedssprechung sein können. Und femer, daß nur ein Geist 
der Verständigung in der Konferenz geherrscht habe und daß 
die Meinungsverscluedenbeiten lediglich in juristischen Kontro- 
versen und Detailfragen bestanden haben. „Arritons-nous lä 
sagemeftt. Nous avons parcouru un hon chemin. Contentons- 
nous de Voeuvre itccomplie. Laissons lui le temps de porter 
eea fruits. Si, en regardant derriere mms, gueiqu'un de 
neue ipr<mve quelque regret en voyant certames oeuvres 
inachev^s, en imrnatU noire regard vers Vavenir, neue 
eammes taue renkte de confiance, et aucun d^cauroffement 
u^envahit nos ämes*^ 

Dieser Vorschlag fand ungeteilten Beifall. Der Bericht- 
erstatter Baron GuiUaume bemerkt dazu: „Peretmne ne peut 
contester les re'sultats acquis par ceucc qui ont propose, 
ddfendu et cote la proposition anglo-ame ricaine. Vnc mnjoriU 
Jwniogene et forte a elabore une Conventimi, apris un travail 



„Je nie suis coticaincu qu'apres le travail interne cTanalyse 
juH^ique et de eritique prüfende des textee qvti neue a permie d^amili' 
orer et de compUier coneidirahlement et trie eMeusemeni Voeuvre du 
riglemetit pacifique dee Confiit* intemaU09umx, noe eeprits ne sont 
plus pri'pari'is ä renoncer au.v objeetione gue taute muifeile formule 
ne manquerait pas de rencontrer". 
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opinidtre. Les itudea auxqueUes la premUre Commission 
et les ComiUs qu'eUe a formis ae sant livräes, constihterant 
une source pricieuae pour Vavenir. S. Exc,, le Comte 
TomieUi s'en est montrS convaincu: Mais ü a engage la 
maJörUä de la Commissiou ä ne pas nUamnattre les 
c&ntfictions exposäes par une minoHt^ convaincue et loyale, 
et ä reniettre au lendemaiu la rraJisation de proJets dont 
l ejcecution prematuree pounuit compromettre le principe 
de l'unanimite' place ä la base de tonte Conference inter- 
nationale''. Das Wort von Bourgeois habe sicli also Ix wahr- 
heitet: „Notre but ne doU pas etre de mus compter, mais 
de noiis unir". 

£s wurde ein Komitee bestellt, daB, entsprechend dem Voiv 
schlage TornielU% die Deklaration^) ausarbeitete, der wir in 
der Schlußakte begegnen und in der die positiven Ergebnisse 
der Beratongen der zweiten Haager Konferenz ttber die obliga- 
torische Schiedsgerichtsbarkeit zusammengefaßt sind^. 

In die Haager Konvention selbst ist also von diesen Be- 
ratungen nichts übergegangen. Das erste Kapitel des vierten 
Titels, das von der Schiedsgerichtsbarkeit im allgemeinen 
handelt, ist somit im wesentlichen unverändert geblieben. 
Die jetzigen Artt. 37—40 entsprechen im ganzen den bisherigen 
Artt. 15 — 19. Die einzige Veniiidpruiig ist, dai3 man dem 
bisherigen Art. 16, jetzigen Art. 38, der die Schiedsgerichts- 
barkeit bei prowissen Streitfragen für das wirksamste und 
gerechteste Slreiterledigungsmittel erklärt^), einen zweiten 



^) Dieselbe wnrdc einütiuimig aogenommen, bei yi«r Enthaltonfren. 

^ Die Delegation der Vereinigten Staaten hielt dieser Deklaration 
gegenüber an ihrer Forderang fest, daß das von der Majorität angenommene 
Projekt der Konferau vorgelegt uid der SeUiißakte ehiTerteibt werde. Die 
Dddftration wflrde einen Rfleksng Ton einer gewonnenen Position bedenten. 
Die englische Defegution dagegen fftSte die Deldsration ledig^di als eine 
Konstatiemng von Tatsachen, nicht aber als eine Frasgahe der gewonnenen 
Resnltate auf. 

5) Sir FAicnrd Fry erklärte, „que cef article ffJ fnrmait La jiicrre 
anffulttirc de la Contention du 2!f jitillet et iju il senthlait desiKthle 
den respecter et Vexistence et la teneur". Ich komme hierauf im öchiuli- 
abschnitt znrflck. 

ZeitBchrift f. Intern. Privat- u. Öffentl. Becht. XVII. 39 
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Absatz beigeftkgt hat, der es als wünschenswott bezeichnet, 
daß die Staaten in den beseichneten Fällen Ton der Schieds- 
gerichtsbarkeit anch Gebranch machen, aber Datflrüeb nur, 
wena die Umstftnde es gestatten! 

Das ist alles, was die Konvention in diesen Kapitel an 
Neneningen aufweist! Aber so wenig es auch ist, man nnB 
sich doch, bei aller ErwOnschtheit weiterer Fortschritte, die 
Frage vorlegen, ob es nicht vielleicht besser war, dafi man 
vorl&ufig bei diesem Resultat stehen geblieben ist. Idä werde 
diese Frage im SchluBabschnitt noch niher m prQfen haben. 
Nur soviel mdcbte ich hier vorwign ebnen: je mehr man sich 
in das Stadium der Konferenzakten vertieft, umsomehr wird 
man vielleicbt Bedenken tragen, die obere Frage ohne weiteres 
zu verneinen. — 
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Kanvantitman*). 

Yon Dr. Emst Bettelhelm in Wien. 

Vorbpnierk nngen. 

Die Wissenschaft voin iiiterriatiunalen Privatrecht hat eine 
doppelte Aufgabe zu erfüllen; sie hat zunächst die Gesichts- 
punkte zu suchen, unter welchen die Lösung von Kollisionen 
der Gesetze anzustreben ist, welche auf ein Rechtsverhältnis 
£iiifliifi nehmeu; über diesem ihren höheren Zwecke kann sie 
witers aber nicht unterlassen, die Grundsätze festzustellen, nach 
welchen die geltenden Gesetze der verschiedenen Staaten derlei 
Konflikte wirklit li zu lösen unternommen haben. Bei dieser 
ihrer zweiten Aufgabe zeigt sich nicht nur häufig ein weit- 
gehendes Abweichen dieser Grandsätze untereinander, je nach- 
dem znm Beiq»iel die Gesets^bnng eines einzelnen Staates 
mehr dem Territorialitätsprinzip zuneigt wie die aiiglo-nord- 
amerikanischen Staaten oder dem Nationalitätsprinzip wie die 
Mehrzahl der Staaten romanischen Stammes, sondern die positiven 
interaationslen Frivatiechtsgrundsätze sind noch weit von dem- 
jenigen entfernt, was der Wissenschaft aus dem Wesen der 
einzelnen Bechtsinstitute heraus als die richtige Losung üi 
langen Bemflhen zu erkennen gelang oder ihr zu gelingen schien. 
Die Folgen dieses Zustandes sind durchaus nicht blos theoretisch 
unbefriedigend, sondern praktisch höchst gefährlich. 

Die Kcchtsunsicherlipit ist keine geringe, wenn etwa ein 
Rechtsgeschäft in r'ineni Stiiat^ nach der dort herrschenden 
3Iaxini6 von der /eu- loci actus gültig gescklusseii, iui iieimat- 
»Uaie der vertrsgsciilieiieuden Teile aber vermüge des dort 

*) V«M OMtobUfiiiktt 4» JUtakwi*«« mI dM gitutiichlichfl RkU 

89» 
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hen'schenden Personalitätsprinzips ;ils Tinffültijr anfreselien wird; 
sie wird sttts dann 7ai \tv\ih\^vn sein, wenn inlulf^c der be- 
steliendtjii Üivcrji'ciiz»'!! ciu Rechtüge.schäi't für dt^n Bercicli rines 
Staates als ^'■iiUi<i\ vinva anderen als unjrülti;^ erkannt wird'). 
Welche Folgen ein solcher Znstand für das Institut dir Khe 
nach sich zieht, Wirkungen, die namentlich auch auf die per- 
sönlichen Verhältnisse der aus dieser Ehe entsprungenen Kinder 
sich äußern, bedarf keiner besonderen Ausführung. Daraus er- 
gibt sich die doppelte Funktion der das internationale Privat- 
reclit regelnden Staatsverträge von selbst: einerseits SchaSnng 
möglichst gleicher Grundsätze über die Statutenkollisionen in 
den verschiedenen Staaten, andererseits möglichste Garantie für 
die Gleichförmigkeit der Benrteilong von Gültigkeit and Wirk- 
samkeit internationaler Rechtsverhältnisse seitens der Gerichte 
der Einzelstaaten. 

Mehrere Vereinigungen sind seit Jahren bemüht, für einzelne 
Rechtszweige Vorschläge und Entwürfe auszuarbeiten, die als 
Grundlage dienen sollen zur Regelung internationaler Verhältnisse 
durch Einzelgesetzgebnngen und Staatenkonventionen, so die 
tyAssociaÜon for Üie reform and codificatüm of Ute Um of 
naHans" (seit 1873) und das „Institut de droit intemaUona^* 
(seit 1873). Ihre Vorarbeiten waren bisher nicht ohne Erfolg 
bei Abfassung der modernsten Zivilficsetzbücber, dagegen sind die 
iConventionen überpri\<itrechtliche Fragen bisher nur in relativ be- 
scheidenen Grenzen geblieben, wie die Pariser Union zum Schutze 
des ^n'werblichen Eigentumes vom Jahre 1883 betreffend Schutz 
und (Jebrauch von Ertinduii{j:en, Marken, Mustern, Modellen und 
UandeLsfirinen, und die Berner Konvention znm Schutze «Ips 
liter.-artist. Kif^entums vom Jahre i8öH'--'j. Daran r* ilu n sich nun 
die von den ^taateukouferenzeu im Haag seit dem Jahre 1894 

1) Für die Notwendigkeit einheitlicher Lösang der Kollit^iunsnorinen and 
gegen fiii<;(itigt> Liisun^' duicli die Einzel Staaten namentlich Man f ini • 
J. I 221 ff. LitiTiirischc \'( rsu< hc solcher Lösungen Domin-JPetruaheve» 
(1861), Blunt.^ckli ilS72f. Dit dletf-Field (1872). 

^) Sonst befaßten »ich die Staats vortrage nur mit einzelnen Spezialfragen 
wie: AnerkeDnung der Bechtofähigkeit ausUüidiacIier Aktiengeeelleehtftwit 
Wirkong des Konknrwe, hierttber FranM Kathn, Die eioheitlioke Codifikfr' 
tlon des Liieniationalen PriTatrechts durch StaatovertrAge, Leipsig 1904 8. 2* 
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geleisteten Arbeiten, deren erster, die prozeßrechtlichen Fragen 
betreffend das Armenrecht und die aktorische Kaution von Aus- 
ländem, dann die Mitteilung von Urkunden sowie die Erledigung 
von Bogatorien betreffender Teil seit 1899 als österreichisches 
Oesetz in Geltung steht. Nach mannigfachen Fährlichkeiten ist 
auch ein Teil des privatrechtlichen Programmes der Staaten- 
konferenzen im Jahre 1902 zu einem gt ineinsamen Beschlüsse 
gediehtn, er uintalit: 1. (Jesetzeskollisionen in Ehesachen, 
2. Gesetzes- und Clericlitsbarkeit^kuUisionen in Anjrelegenheiten 
der Ehetreiiinina- und ticr Scheidung von Tisch inul lU'tt. H. inter- 
nationalf Hc^rt'liitiji- dt-r V(jrmund.schaft über Minderjährige. Alle 
diese Fragen sind von größter Bedeutung; namentlich der 
Komplex der beiden ersten betrifft eine Materie, unter deren 
ungleicher Behandlung die Re( litssicherheit schwn- gelitten hat. 
Bezüglich der intemntionalen Regelung des ehelichen Güterrechts 
steht, ebenso wie hinsichtlich der gleichfalls in Beratung: ge- 
standenen erbrechtlichen Fragen (Testierfähigkeit, Form, Inhalt 
und Wirkung letztwilliger Srklämngen, Erbfähigkeit, Erwerb 
dei* Erbschaft, Kaduzität) ein endgültiger Konferenzbeschlnß noch 
AUS. Dagegen ist es nunmehr Aufgabe der österreichischen 
Gesetzgebung, den Konferenzbeschlüssen hinsichtlich der er- 
wähnten drei Materien Geltung zu verschaifen, an deren Zu- 
standekommen Oesterreich, wie es sich z» i^rt, in einschneidender 
Weise tidlgenommen hat, und zwar einerseits durch die erforder- 
liche verfassiin<rs]ii;i|ji;i:(' Zustimmung, andererseits durch Er- 
lasMiiiir eines l)uichfiiliruiigj<ges('tzt's. welches dort einzu^Tcifen 
hat, wo die Konvention den Eiiizelstaaten zn*restanden liat, 
unbeschadet des sonst i^-^en Vertragsinhaltos i);irtikularistische 
Sonderbestimmungen zu erlassen. Dieses Diircliführungsgesety 
liegt bereits im Entwürfe und im Ausschußberichte vor und 
harrt der Erledigung des Abgeordnetenhaiisi)lennms und des 
Herrenhauses, sowie der Ssmktion. Sowohl die Entstehungs- 
akte der Konferenzbeschlüsse wie auch deren endgültig fest- 
gestellter Inhalt zeigen nun, um einer möglichst großen Anzahl 
von Staaten den Beitritt zu ermöglichen, eine deutliche Tendenz, 
partikularistischen Kücksichten der Einzelstaaten Rechnung zu 
tragen. Liegt nun schon in der Absentierung der Staaten anglo- 
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amerikanischen Rechts aus dieser Konvention eine Schwäche der- 
selben, die nicht leicht zu vermeiden war, weil der starre, nur im 
britischen Königrreiche zuletzt etwas gemilderte Tefritorialität»- 
standpunkt mit den prinzipiellen Ansohairongen dos enropäischeii 
Kontinents nicht vor(Mnbar erschien, so ist jedenfalls in den 
Uber das Maß unbedingter Notwendigkeit hinausgebenden Yoirw 
behalten zu Gmrten der positiven nationaleii Gesetagebosgen 
ei» bedenklieber Mangel derselben gelegen. 

Angabe der folgenden AnsfQbmngen will es nvn sein, z« 
ontersueben, inwieweit die KooTention speziell im Gebiete des 
Ebsrechts den allgemeinen Prinzipien des InteivationaleB PHva*- 
rechts gerecht wiid^) «nd binsiditlich der Konzessionen an die 
länzelstaaten im Rahmen desjenigen bleibt, was diese Frinzipiea 
ge.statten nnd die Einzelstaaten za beansprachen b^ngt sind. 

I. Aufgabe der ersten Konvention nnd deren Lösung« 
Die Konvention betreffend GesetzeskoUiaionen in Sbesacbea 

■ 

behandelt im großen nnd ganzen bloß zwei Seiten diese» 
Problems, nämlich die Fähigkeit zur Eheschließnng und die 
Form derselben. Hierin drückt sich aus, daß alle anderen 
Fragen außerhalb der Konvention bleiben und somit nach dem 
speziellen intemzitionalen Privatrechte jedes einzelnen Staates 
zu beorteilen bleiben. Hierzu gehören u. a. die Wirkungen ins 
YeriUUtnisse der Ehegatten untereinander und zq den Kindern 
und alle jene Fragen der Gültigkeit oder Ungültigkeit, die 
nicht von den beiden Gesiclitspunkt^ii zu betrachten sLiid. 
Allerdings ist der Be<:iitT der J ulngkeit (oder, wie Art. 1 sagt: 
das Hecht) zur BheschUi liuug (ie droit contracter mariage) 
ein weitiimfas.sender, er umschließt nirlit bloß die R^jchtsfähig- 
keit, und ailgeineine Ilundlungsfähigkeit, sondern jene besoiulere 
räliigkelt zum Ahscijlussc deü Ehevertrags, die in den Ehe- 
hindernissen ihre Begrenzung findet. Gedacht ist an die Ehe- 
Uiudernigse, welche ans besonderen, in der Person des Eho- 
werbers in seiner üezieliung zum anderen Eheteile gegründeten 
Verhiiltnissen sich ergeben, somit die Unfähigkeit zur 

^) Üeber die Wirkaog der GesetzeBkoIIigioneo in Ehesachen bei Kahn 
9k. a. 0. 6. 19. 
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gehung einer Sbe Oberhaupt, oder mit eiaer bestimmten Person : 

also z. B. Minderjährigkeit, höhere Weihen einerseits, Ver- 

wandtschait. Kliebrucyi andererseits. Daraus erj^ibt sich, daß 
die Vorschrift des Art. 1 zugleich die Ehehindirnisse. da aus 
solchen Verbältnissen entspringen, und die diircli Umgehung 
solcher Kheliindernissp hervorgehenden Elienichtitrkeitsfragen 
i> Lelt. Dagetjeji Idtil i n die au> Mäncrelii der W ilienserklärung 
» liistelienden Hindern i.ssr, z. B. di - Zu aii^-e.s, Irrtum«, ans der 
Konvention ausgeschaltet und komiuen nach den sonst für die 
Keehtsg-ültiprkeit nnd Wirksamkeit von (leschäfteu maßgebenden 
(irundsätzen zu beurteilen, z. B. Sita des Rechtsverhältnisses, 
Ort der Ahschließuiig 37 b. GB), gewillkürte Partei- 
aAtonomie 

Die BestiramoBgen der Konvention haben zwingende Geltung; 
doch kt das Anwendungsfeld insofern beschränkt, als uitr jene 
fiben naob dar Konvention beurteUt weid», die 1. inaerbiUb 
des Gebietes eines der Yeitragsstaaten, 2. zwischen Personen 
gescblosm werden, von denen mindestens eine in einem der 
Vefftregsstaatea beimatsberecbtigt ist (Art 8 Abs. 1). Tritt 
einer der Staaten eist nachtrSgUch bei, so sind voriier dort 
gescUoflieBe Ehen der Konyention zn «nterwerfen, da es nach 
der FsMong der Voiscbrift auf den Zeitpunkt ankommt^ in 
wdcbem die Konvention aal die einzelne Bhe angewendet wird. 

Bezüglich der Ehelihigkeit erklärt nnn Art. 1 das National- 
gesetz als maßgebend. Hierin liegt das Grundprinzim nach 
welchem die Lösung der KoUisiooen geboten wird ; d. h. es gilt 
das Personalstatut, das sich nach dem Heimatlande des Ehe- 
werbers richtet, nicht etwa das Domizil^-esetz, wie dies z. H. 
in Oesterreich für hicrlandj» wohnhafte Ausländer fij 34 a. b. (iß), 
allgemein u. a. in Dänemark, Norwegen gilt, auch niclit das fte- 
setz des Eheschließungsortes, wie in der Schweiz -), oder das des 
Ehemanns (Sächs. BCiB). Dieses < ti andprinzip wird nach einer 
Richtung näher bestiiuiiit, nach einer andern eingeschränkt. 

^) Kahn, ZttdL Xtl 206 wiU «neh diwe mxiffi naoh Art 1 htmttm 
trimm wegca der Teiaiiiol«gie »dr^ de ctmtraeUr mmriag»"; «Ilde MHSh 
dicttr Terminus umscMießt nicbt Willonsmiiogel. 

h M. J. C. BuMMati, Jiee. d. droit intern, Bd. IdOl, & 878. 
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Die Einschränkung: betrifft den Fall der so«;:. Verweisimg und 
Jvii( k\ ( i w cisung. Diese ist ein bekanntes Korrektiv^ eregen die 
scliraiikriilose Anwendung der lex patriae naTiicntlich auf 
Personen, welche infolge dauernden Aufenthalts im Auslände 
den innigen Zusammenhang mit dem Mutterlande eingebüßt 
haben. 

Wenn nämlich der Hciuiatstaat selbst die Ehefähigkeit 
nicht nach dein Nationalgesetz, sondtTn etwa nacli dem Gesetze 
des Domizils heurtt ilt, so soll aucli nach der Konvention nicht 
das Nationalgesetz aufgedrängt, sondern das internationale Recht 
des Heimatstaats angewendet werden. Wir tinden diesen 
Gedanken bereits im Art. 27 des EG z. BGB sanktioniert, aber 
nur zu (Junsten der eigenen Untertanen und der deutschen 
Gesetze. So sehr nun auch theoretisch befremdet, daß die Yer- 
tragsstaaten danach statt des eigenen oder des konventions- 
mäßigen internationalen Privatrechtes sich dem internationalen 
Privatrechte eines einzelnen Fremdstaates onterwerfen, so 
erscheint diese Lösung dennoch praktisch dorchaos annehmbar^). 

Im Effekte wird es dadurch möglich werden, in gewissen 
Fällen die Ehen von Ausländem, die im Inlande wohnen, oder 
auch nur im Inlande die Ehe schließen^ durchaus nach inlän- 
dischem Rechte zu beurteilen^), ohne dadurch in Widerspruch 
mit den heimatlichen Gesetzen zu geraten und eine länderweise 
Gültigkeit und Ungültigkeit von Ehen zu provozieren. In 
Oesterreich war das Institut der Verweisung bisher nicht 
bekannt, kann aber nunmehr hier gleichfalls praktisch werden ; 
es ist Verweisung bisher nicht bloß auf die Gesetze des Domizils 
oder Eheschließungsortes statthaft, wie der Kutwuif plante, 
sondern auf ir<j:end ein fremdes Gesetz, bloß daß kein Staat 
zur Anwendung eines Gesetzes verhalten ist, das in keinem 
Vertragsstaate in Geltung steht (Art. 8 Abs. 2j. 



>) Das Gesetz der Verweisung kommt uicbt etwa bloü dann zur An- 
wendung, wenn es der Ehe günstiger ist, sondern abaolnt. 

^ Z. B. Eben von Schweiser Bürgern n. d. Oes. v. 1874. Verweist 
aber das eiaheimische Recht anf das Qesets etaies jener Staatoi, die nicht 
Yertragsstaaten sind, so hat dieses kemesbUs rar Anwendmig zn kommen, 
Art 8 Abs. ä. 
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Jene andere Seite der KonyentioD, welche das PersoDalit&ts- 
prinzip Terscb&rft, liegt darin, dafi bei Bemteünng der Ehe- 
föhi^iceit nach dem Personalstatut jedes der beiden Ehe- 
gatten gefragt wird, und wenn auch nur auf Seite der Braut 
ein Mangrel des Rechts ziii- Klie.schli« liiing vorla^r. diisi lbe nicht 
ppsohlosscii wcrdfii darf, iiiid, wenn gescldosscu. mit dem 
Stigma der AntVclitharkrit oder nnß^ültijrknit beliaftet ist. Die 
Bedeutung dieser Verscliärfung ergilit sie Ii klar, sobald erwogen 
wird, welch weiten ümfanor der Be^^rift dir Khefähigkeit in 
diesein Ziisannin Tiliange besitzt. Ab*res('hen von der allfremeinen 
Kechtsfäliigki'it. welche weniger insciewicht fällt, weil in den 
modernen Kulturstaate ii Fremd» n und Kinheimischen in gleicher 
Weise Rechtsfähigkeit zugebilligt zu werden pflegt, umfaßt er 
ebenso die allgemeine Handlungsfähigkeit (das Alter, die Ver- 
standesreife, Dispositionsfähigkeit) wie die besondere Ehefähig- 
keit (Erfordernis des elterlichen, vormundschaftlichen, gericht- 
lichen oder verwaltnns^lx'hördliclicii Ehekonsenses, Weihen, 
(jelübde, Religionsverschiedenheit, Verwandtsciiaft, Schwäger- 
schaft, Unterworfenheit nnter gewisse Eheverbotej z. B. fttr 
Militärperaonen, ünTemögen nsw.). Alle diese Yoranssetzongen 
sollen nicht bloß an! Seite des Ehemanns nach seinem, sondern 
auch auf Seitender Ehegattin nach ihrem Becbte gegeben sein^). 
Umgekehrt mnß auch der Mangel dieser subjektiven Erfordernisse 
auch nur auf Seite der Ehegattin, wenn das heimatliche Recht 
daran Nnllitätsfolgen knfipft, zn einer Nichtigkeit der mit 
Umgehung derselben geschlossenen Ehe führen. So s^hr nun 
der Grundsatz von der Geltung der leof pairiae im allgemeinen 
der Zustimmung sicher sein kann, weil bei einem so wichtigen 
Akte, wie die Eheschließung, keiner der Ehegatten befugterweise 
sich auf TTnkenntnis der Nationalitüt des andern Teiles wird 
berufen dm h ii. inn welche sich zu erkundigen es vielnielir seine 
Päicht gewesen wäre so sehr hätten jene Stimmen gehört zu 



•) Das eij^cnc Gesetz i?t mVht immr'r drisif'nii::^. mit dessen Per;on das 
Hindernis Snß« rlich verknüpft ist, z. B. L nvermögeoheit, Mangel des chrigt- 
licben ]{t kenntnisses, Kahn, Zisch. XII 208. 

Bat'j Theorie and Praxis des lut. Privatrechtes. I, 442. 
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werden verdient*), welche ee bek&mplen, daß Ehehintenisse 
aas dem heiawtliclien Rechte der Gfattia« — inaoler* sie aidift 
deren Schutz bezwecken, wie Jagend, elterlicher Koaeens, kikrpeir' 
ttebe oder geistige Unreife — anr Uagültigerklimag der ge^ 
scUofisenea Ehe dienen sollen, weil, nobald die Braut, v<hi ihrer 
AiBswaaderongsireiheit Gebrauch machend, einen Aodftnder 
heiratet, und dadurch nafeuraUsiert ist, es Ittr den H e h n a tata w t 
keinerlei Interesse hat, die nach dem Personalsti^t des MaaM» 
gültig geschlossene Ehe wegen des vormaligen Nationalgesetzea 
der (lattin anzulccliten. Für diese Fälle hätte das Persoaal- 
statut des (iutttii gciiiii^t und /war konseqnenterweisc für die 
Gestattung der Eingeliiiii^ der Ehe ebensogut wie l'ür die 
Validität der preschlosseiu u Heirat. Xacli der abgeschlossenen 
Konvention werden aber Rhennfahif^keits^ruade auf Seite der 
Eiiejjattin allein zur Antechtiiii<^ der Khe vor jedem zuständigen 
Forum eines der Vertra^sstaaten dienen. I)a<regen k;inn nicht 
getordert werden, daß Eheiähigkeit nach beiden lieiruatliclie.ii 
Gesetzen gegeben sei, z. B. vollendetes 24. Lebensjahr einer 
deatschen Braut, die mit einem Oesterreicher die Ehe eingeht. 

Hiebci mag aber daran erinnert sein, daß trotz der Kon- 
vention die Staaten des Orts der Eheschliefiang die nach 4em 
dort gültigen inländischen Eherechte vorgesehene Su]){>lienin^ 
des Konsenses erteilen and danach die Evgänaung der Ehefääig* 
keit vornehmen können (§ 51 a. b. GB» Art. 176 des mexi- 
kanischen GB). 

Sine bloße Ausftthrungarorschrilt enthftlt Art 4, wekher 
den Ehewerbem den vor der Eheschliefinng an erbringendem 
Nachweis auferlegt, daß die vom heimatliohen Gtsete ail- 
gestellten Brfoidemisse erflllt sind. Dieser Nachweis gilt unter 
allen Umständen als erbracht, wenn eine Urkunde der im Lsade 
der Eheschließung bestellten diplomatischen Funktionäre den 
Heimatstaates vorliegt. Sonst gilt dies nur dann, wenn die Ba* 
hörden des Eheschließungsortes den Beweis als erbracht gelten 
lassen ; eine Pflicht, Urkunden, die von den Behörden des fremden 
Staates bcrrUhien, als vollbeweisend anzunehmen, besteht nur 

ÜDgAriBcher Vorschlag, Actes de ia 3. Convention de la Hage. 

S. 169. 
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sacli Maßgfabe bemderer mit diesem Tremdstaate getioffener Ab- 
nMdmiigeii. GharakteristiBch ist, daß die KonT^tion den Stand- 
pimkt Terlassen hat, den der Entwurf enthalten hatte, den 

Nachweis dnicli Vdrlap-e von Zt ii^iiLN^cn des Heimatstaates als 
prbraolit auzuKehen; die Tragweite der Neiieninpr ist jedoch 
kt'ine allziiproße, wenn erwogm wird, daß man in der Praxis 
sich mit ciiitT Lcjjralisiernnir des hcifTiatlichen Zeugnisses darch 
die diplomati;iche Station l^heiien wud. 

II. Ansna Urnen von dem Grandprinzip. 

Mehr noch als durch das Grundprinzip, das den tiberwiegend 
herrschenden Anscbanangen entspricht, charakterisiert sieb die 
Konventioii durch jene AusnahmeB, die sie davon ra Gunsten 
der Gesetze des Säeschliefinngsortes statuiert. Gerade In 
letzteren Gebiete la^ der große Streitpunkt der Meinungen, die 
es anssogleicben galt. Der Ausweg, den die Konvention ein- 
schlug, l&ßt sieh in kurzem dahin zusammenfassen: Die absolute 
Wirksamkeit inländischer Ehehindemisse allgemein sittlichen 
Ursprungs darf nur aus dem Gesichtspunkte der Mitwirkung 
der Organe des eigenen Staates in Betracltt kommen, nicht auch 
gegenüber geschlossenen Ehen, dagegen l»leiht es den Vertrags- 
staaten vorbehalten, je nach ihr^r Beurteilung der relipiösen 
Seite der Ehe Hindernisse aufzutürmen uA>.t wegzuräumen; 
danach können sie trotz der durch das heimatliciie (besetz ein- 
geräumten Freiheit aus religiösen Gründen Ehen selbst von 
AusÜndern verbieten, aber auch trotz des nach heimatlichem 
Rechte bestehenden Ehehindernisses solcher Natur, wenn dasselbe 
nach dem eigenen Rechte nicht gilt, £hen gestatten ; die Gültig- 
keit oder UngOltigkeit soll aber gnindsfttzlich nur für den Bereich 
d08 Staates des Eheschließungsortes bestehen, nicht auch ffir den 
Beireich der anderen Yertragsstaaten, namentlich des Heimat- 
staates. Nur in einem später zu er&rtemden Falle, dem der 
Notkonsularehe, sollen die religiösen Bedenken des Orts der 
Bbeschließnng nicht Raum finden dürfen. 

Bei diesem ganzen i'rayeniiümplexe von der Berücksichti- 
gung der Gesetze des Eheschließungsortes im allgemtiuen und 
der Hindernisse religiöser !Natur im besonderen gelangt die 



Digitized by Google 



606 



Bettdhdm, 



■ 

Konvention an jenes Gebiet, wo sich bisher die stärksten 
Kollisionen eigeben haben, wo daher die grdfiten Gegensätze 
zu überwinden waren. Im Wesen sind, soll anders die An- 
erkennung eines internationalen, d. h. eines solchen PriTatrechtes 
nicht in Frage gestellt werden, welches auf das Einschlagen 
fremder Verhältnisse in das einzelne internationale Rechts- 
geschäft Hficksicht nimmt, nur solche Ausnahmen von seiner 
Aiiweiiduii^'" zuzulassen, welche dem sog. m'dre public aiige- 
liDit n.^) Ks ist liit r nicht der Ort, das Wesen solcher Rechts- 
isiitze zu analysieren ; sirhorlioli sind sie nicht anf die Verhältnisse 
des ordre public iiitrrn(ttiüiial-) einzuschränken, welche Gemein- 
gut aller Kulturstaaten sind. z. B. 2segation der lieclitsunfähi«?- 
keit infolge Sklaverei, Vielweiberei, deren Anerkennung allseitig 
verworfen wird, sondern es ist auch dem ordre public interne 
des einzelnen Staates Rechnung zu tragen. Da aber dem Wesen 
solcher Rechtssäfze die Wirkung innewohnt, daß der inländische 
Kichter sie bei jeder Beurteilung fremder juristischer Handlungen 
und Geschäfte zugrunde zu legen hat, so ist es klar, daß es 
nicht der Willkür der Einzelstaaten überlassen bleiben kann, 
einzelne Normen als absolut gebietend und zwingend auch außer- 
halb der Grenzen der innerstaatlichen Geschäfte zu statuieren 
und dadurch das fremde Recht für fremdstaatliche Geschäfte zu 
eludieren, dessen Anwendung ja längst als etw^as ganz anderes 
deiiii liluße Kouiitas oder Cuurtoisie anerkannt ist. Daß etwa 
gar alle jene d'nindsätze, welche Verhältnisse regeln, die nicht 
durcli l*rivatautono?iiii' {\vm Rechte eines fremden Staates unter- 
worfen werden kuhii. ji li^ 3() Schhißsatz a. b. OB, § 37 Schluß- 
satz a. b. GB, § 0 Badisclies Landrecht, 18 Sachs, bgl. ÜB, 
$11 der Gebhard'schen Entwürfe z. EG des BGB^), zu Sätzen 
des ordre piiblic zu zählen sind, dürfte heute keinem Zweifel 
mehr begegnen. Wir dürfen daher das Ergebnis akzeptieren, 
daß nur jede Grundsätze als absolute Vorschriften des ordre 

^) Regierungsmotive. Beil. 8 za den stenogr. Protokollen dea Herren- 
hausefi XVIII. Session 1907. S. 32. 

^) Ueber diese Unterächtiduug vergl. Bar I, S. 127. 

^} Niemcyer, Vorschläge u. MateriaUen zor Kuditikatiuu deä intern. 
Ftivatredita. S. 7. 



Digrtized by Google 



Das internatiunale Eherecht nach den Haager Konventionen. 607 



public über das internationale Privatrecht hinweg Geltung" 
besitzen sollen, welche das inlänfl Ische Recht aus den heimischen 
Ansichten der Sittlichkeit und Jm hiiihtheit mit dieser Absicht 
aulsieiit, iuid i<'n<' Vorschriften des fremden IvtMiitt^s keinesfalls 
hier angewendet werden dürfen, die inliindisc iien \ Urschriften^ 
die aus Gründen der Sittliehkeit und Zuht»ssigkeit erlassen sind, 
zuwiderlaufen. Nur uiufi hinsichtlich des letzteren eine Aus- 
nahme beobachtet werden : zur Verwirklichang des vom Aus- 
lande gebilligten, vom Inlande verworfenen Rechtsinstitutes 
darf das inlündische Gesetz aas Granden des ordre public 
wohl nicht die Hand bieten, dagegen kann die Ablehnung de» 
ausländischen Bechtsinstitates nicht soweit gehen, daß, wenn 
es im Auslände gesetzlich entstanden ist, alle davon abgeleiteten 
Rechtsverhältnisse verworfen werden, z. B. die Bhelichkeit von 
Kindern polygamischer Ehen. 

Suchen wir nach den geltendenTorsehrifton des österreichischen 
Rechtes über diese »age, so finden wir, obzwar es der durch- 
greifenden Regelung manj^alt, im § 81 EO den Gedanken der 
Einschränkung der absoluten Gesetze auf die Gesichtspunkte 
dei- Erlanlitheit und Sittlichkeit mit größerer Deutliclikeit ge- 
kennzeichnet als in dem P.iil l i Art. 30 KG> und in den 
iranzösifichen und itali»'nisclien Gesetzen (('.('. Art. (>, C.C. Art 14V 

Aüf das Eliereclit angewendet ist einerseits nicht zu ver- 
kennen, daß dasselbe mehr von den Anschauungen jedes einzelnen 
Staates von den Grundsätzen der Sittlichkeit beherrscht ist ala 
ein anderes Bechtsgebiet, andererseits aber eine allzu weite 
Interpretation der Rechtssätze des ordre pubUc eine Rechts- 
nnsicherheit zn erzengen geeignet ist, die sich in ihren personen- 
rechtlichen und vermögensrechtlichen Folgen gleich empfindlich 
fühlbar machen müßte, well Jede üngültigerklärang einer Ehe 
entg^egen den allgemeinen Grundsätzen des internationalen 
Privatrechtes bloß auf Basis der absoluten Vorschriften des In- 
lands außerhalb des eigenen Staatsgebietes auf Anerkennung 
nicht rechnen kann. 

Nacli der lierrschenden Ansicht nun muß zwischen der 
Beurteilung einer gf.sehlüssenen Ehe als nielitiL'" nii<l der Ge- 
stattung der Schließung im Inlande, d. i. der Mitwirkung der 
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Orgme des eigenen StMtes ontersehiBden werden. In eistevar 
Hinsicht darf von dem Grondsatze der Beurteilmiir der Bbe- 

liindernisse nach dem Nationalpresetze der Ehegatten zur Zeit 
der Heirat gar keine Au.sjiiiliijie gemacht werden, weil die Ta^ 
saclit, daß eine Ehe von Ausländem im Tnlande ^beschlossen 
worden war. eheusowenig wie der rnisfand, daß sich für die 
im Auslände gt sfhlnssene Ausländereiie luicliträ Vilich im Inland 
ein Koiiipetenzgrund ergeben hat, eine innerliche Rechtfertigung 
für eine unterscheidende Behandlung ergibt: es mangelt jedes 
ethische oder in höherem Sinne reohtliche Motiv za dieser 
Difiereiusienuig. 

In der zweiten Frage, Jener der Mitwirkung d^ QigBiie 
dfls eigenen Staates an Bbesofaließongen von Aosländecn, miigen 
diese Oigaae auch' wie in Oesteireich zunächst BeliglonadiMMT 
nnd erst dann Zivilbeamte sein, kommen allerdings gewisse 
Böeksicliten in Betnacht» die beobachtet werden moasen, selbst 
wenn vom Staadpnnkte des Nationalgesetses der Bhew«rt)er 
kein Hindernis obwaltet ; nach der herrschenden Ansicht darf 
trotz der Toleranz des Nationalgesetzes der Ausländer aus 
Rücksichten des ordre public die ^litwirkung zu > hen Ehe- 
schließungen verweigert, werden, die eine Verletzung eines 
StTfifgcäsetzes, als zweifache Ehe. Blut8cliHnrl»\ rnzucht unter 
feeiLen verwandten, Geschlechtsverkehr mit Unmündigen bezwecken 
oder die von im Tnlande allgemein herrschenden Anstaads- 
pflichten, als Beobachtung der Traneraeit der Witwe oder Ehe 
mit dem Anstifter einer vorangegangenen Trennung (§ 1 19 a. b. GB) 
bedeuten. £e bedarf keines nätieren Nachweises, dafi diebisben^e 
Judikatur des obersten Gencktabefes bei fintsofaeidnig vioii 
EhenngältigkeitsitroKessen die Grondsütse des ardm pMio in 
sehr beträchtlichem Umfange anf AnslSoderelien aiigeweiidet 
hat. Hierb^ ist noch keineswegs an die Judikate, betnelieiid 
die vormaligen sog. Siebenbflrgiscbeii nnd andere Ehen gedactat, 
bei welchen die Analändereigenscbalt oder der YTnlanltT im 
Auslande gewöhnlich unter dem Gesichtspunkte der ümgehong 
des heimischen <jesetzes in BetracLt kaiacn. Wohl aber sei 
z. B. an die Entscheidung vont 3. XI. ü-4 Z. 13493 G. ü. 
No. 2817 u. a. erluAert, wonach die von einem Uiigaru mosaischer 
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Konfession mit einer Britin anglikanlficher Konfession in Ungarn 
gvschlofisenen Bibe mit der Begrründnng als ungültig erkannt 
wurde, daß sie dem aus cthisclien (iründen erlassenen Verbots- 
gesetze vuii Ehen zwischen Christen und Nirhtchristen wider- 
spreche. TTmprrkclirt legt der Oberste (-Jeru hi.^tiof in virlfaclien 
.Eiitscheiduiipm üuf den zwingenden Charakter inliiruliM]ier 
Ehevorscliriltcii Xarhdnirk. wo die bloijr (Jcbnndenheit des 
Inländers die seine Ehelähigkeit beschränkenden inländischen 
Vorschriften auch im Auslande zur Begrtindnng der Ehe- 
Ungültigkeit voll ansreichend erschien, z. B. E. v. 2. IV. 02 
G. ü. 1832 N. F. u. V. 24. VI 02 G. ü, 19Ö7 N. F, Das be- 
«mdere Gowictat, welches auf die Cänschrftnknng der Nichtige 
keit anf den Bereich des Inlands in den neueren Judikaten 
gelegt wird, ist eine schwache Beruhigung fiber die lierrschende 
Bochtsongleichheit; denn im Grunde genommen, waren Fest- 
steUuDgB- und Reditsgestaltungserkenntnisse, zumal tber dem 
Prasonenstand) zu denen Eheongültigkeitserkenntnisse zu zftfalen 
sind, an sich bisher kaum über den Bereich des Inlands hinaus 

Für ilen Aiissprucli, dulj eine Eheschlif ßnng den Onmd- 
sntzvn dt'S itnirc puhlir widerspreche, ist es allerdings in der 
Kegel .schwer, [MKitive g» st rzli( tip Merkmale zu finden, da die 
Kriterien durchaus innerliehe sind; vielfach hat der OGH aber 
in dem Wortlaute des a. b. (tB dir nötigen Anhaltspunkte zu 
finden geglaubt und sich auf die Marginalrubrik zu § 61 
bernfen, welche die Hindemisse der §§ 02 — 68 a. b. GB als 
8(^he dea „sittlichen Vermögens" kennzeichnet; gerade dies 
scheint aber zu einer außerordentlichen üeberspannung des 
Begriffes der absolut wirksamen Verbotsgesetze verleitet zu haben. 

Hierin nun wird die Konvention Waadel zu schaffen 
berufen sein, indem Rttcksicbten des ordn public ein Abweichen 
von den Grundsätzen der Konvention nicht mehr rechtfertigen 
dürfen'-*), wenn auch nicht zu verkennen ist, daß sie noch 

V Ii. Folhik, .Sy^st S. (ist. /l'R l -iG. 

-) Art. 2 will d* III frt'ii'ii Eijiicsscmi litr EiDZflstaakjn, waa ^«'g*n il«^ 
ordre pubU( vtrtiUliie, ein Ende iiiactiea, Kahn, a. a. 0. S. 21. Kiue fti«te 
SduMike gegen die ttMfBKflige Angbreitiing dw «r4re jwMte w Mtvcnüg: 
den. Ztaeh. ZII 219. 
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immer weitgehende Konzessionen an das Gesetz des Ehe- 
schlieBnngsortes gewährt, die über den Rahmen dessen hinaus- 
geben, was die herrschende Theorie zubilligt. Sie erhebt 
gewisse Hindemisse zn solchen, denen aUdn zwingender 

Charakter zukommt und unterscheidet davon Hindemisse 
religiuser Xiitur. Hierüber tritYt Art. 2 dio nötigen Verf ii<rungen ; 
er enthält in seinem ersten, von den Hinderiüsseii zuingenden 
Charakters handelnden Teile zwei Gedanken: 1. Ist die Ehe 
bereits, sei es im Heimatlande, sei es ^t>iist im iVuslaiide, sei 
es im Lande, dessen Judikatur an^^erufen wurde, geschlossen 
worden — in letzterem in Unkenntnis der entgegenstehenden 
Hindemisse — so darf sie nicht als ungültig erkannt werden, 
sofern sie nur dem heimatlichen Hechte der Ehewerber ent- 
spricht (Abs. 2). 2. Ist die Ehe erst zu schließen, so bleibt 
es in £rmangelung entgegenstehender Ausfühmngsbestimmungen 
gleichfalls bei der Grundregel des Art. 1, allein die Konvention 
gestattet^) den Yertragsmächten, bestimmten Hindernissen den 
Charakter absolut, d. h. trotz der Toleranz des heimatlichen 
Rechtes wiricsamer Hindernisse einzuräumen und zwar 1. Ver- 
wandtschaft und Schwägerschaft, 2. Ehebmch und 3. Gatten- 
mord. Diese haben somit für den Bereich des Staates des Ehe- 
scliließungsortes den Charakter von impedimenta impcdloitiu. 
Hier set^tder österreichische Entwurf eines l)iir(litiilirung:sgesetzes 
ein, welclies im i; 1, Abs. 1 allen drei (iruppen von Khe- 
hindernissen diesen ahsoluteü Charakter beiuiilit -') ; das inläadiiiche 
Tranun<rsorgan darf sie nicht vornehmen, gescliieht es doch, so 
machen sich die Beteiligten unter Umständen strafbar (§ 507 StG), 
die l£he ist aber nicht ungültig. 



1) Art 2 ist, wie eise Ansfthl anderer StelUin der KoiiTeiitioii, ktine 
perfdtte, tondem eine Blankettoonn, Kahn^ ». a. 0. 8. Sl. 

t) Bernffirkenswert iit aber, dafi inaofem eine Inkongmeiii beatdit, ata 

die Ehebindcmisae des Oattenmordeü und des Bhebmches nach der Konvention 
Bich mit den korrespondierenden Begriff« n d( s ÖBtcrrcicliischcn Rechts (S§ 67 

und ü8 a. b. GB) nicht decken, sondern in der Konvention an einen viel encreren 
Tatbestand t^eknüpft sind, das Durrhf«hninfr«"^psptz suinit eigentüih über 
den lialimen, den ihm die KoD\<ntion stickt, hinausgeht, r. C zyhlart , 
Die Uaagcr Ebcrcchtskonvcntion und da» uäUrrdchiäche Ilecht, Wien 1007 S. 16. 
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Man map es dein Durch füll ruiigsgesetze zubilligen, dali es 
die tteideii letzteren, auf Anstandspflichten beruhenden Hinder- 
nissen die absolute üeltun^'- l^eiiiiiljt : bezü«ilirh der Verwandt- 
schaft und Sch Wählerschaft hatte es bei der allp^enieinen Regel 
sein Bewenilen iiaben sollen, da kein sittliches Interesse es 
erfordert, daß Ehewerber aus dem Deutschen Reiche in Oester- 
reich von der Verbindung deshalb ausgeschlossen bleiben sollen, 
weil sie im Verhältnisse zwischen Großtante und Großneffe 
stellen (§ 125 a. b. GB)*). 

Allerdings sollen die £heliindeniisse (im Unterschiede vom 
holländischen Konventionsentwnrfe) nur durchgreifen, wenn sie 
ftbsolnte, d. h. durch Dispensation nicht zu beseitigen sind. Hier- 
durch ergibt sich aber eine eigentfimliche Kompetenzverschiebong. 
Während nämlich in der Begel die kompetente Autorität des 
Heimatstaates zur Dispensation berufen ist, mnß hier, da letztere 
nichts zu dispensieren finden wird, die dem Tranungsoigan 
Toigesetzte Behörde aber die Dispensation erkennen. Für das öster- 
reichiflche Gesetz hat die Unterscheidung zwischen dispensabehi 
und indispensabeln flindemissen keine Bedeutung, es wird 
daher auf das Faktnm der wirklich erteilten Dispens ankommen. 

Noch immer bleibt die Frage offen, ob es Hindemisse pibt, 
die auch olme obige Voraussetzungen und über den Rahmen 
des Durchführungsgesetzes hinaus wirksam bleiben; anscheinend 
kann die Antwort nicht anders als vernt inend ausfallen. Indes 
dürfte dies nicht richtig sein; zwar darf kein Trauungsorgan 
Ehen vuu Auslandern wegen Verletziini? anderer hierlands 
geltender AnstamU] ilichten^) ablehnen als den in obigen Be- 
stimmungen ausg:edruckteu ; allein auch so ist jede Mitwirkung 
an Kheschiieüungen verboten, wotinrcli sich die Brautleute 
straftallig machen, z. B. wegen Bigamie, Blutschande, Unzucht, 
Verbrechen nach 127 StG an Unmündigen, weil die Straf- 
gesetze alle im Inlande weilenden Personen einbinden (§ 37, 
234 StG). 

^acii dem KommissioDsbcrichtc der Koufercuz utulubi div Biunkctt- 
nom auch dtt Bhehindems der W«hlkiDdcchiift; dieses ist dem österreiehi- 
sehen Rechte fremd. 

>) t. B. wegen Verletoiuig derTr»aenBeit der Witwe, JETa Am , Zt8ch.XlI223. 

Zaitoöhrlit f. lni»n, Mvet^ u. OiTenÜ. B«€bt. XYII. 40 
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Die K(iiise«|ueiiiJ, daß andernfalls auf die Ersclilficlnin"^ 
von Eben eine Prämie gesetzt würde, «reim tet es, trotz xVl-s. 2 
solche Khen auch uacU deren Scbließimg für ungültig zu erklären. 

ni. Besondere Behandlung Yon Hindernissen 

religiöser Natur. 
Der niederländische Yertragsentwnrf hatte keinen Anlaß ge- 
funden, die Hindemisse religiöser Natur in die Reibe jener zu stellen, 
welche einzelne Vertragsstaaten mit absoluter Kraft zu umgeben 
befugt sein sollen. Er war von jenem Standpxmkte ansgeg^uigen, 
der Holland selbst beherrsrlit, Bedenken religiöser Natur den 
kirchlichen Organen zur ]*i iitiinji zu überlassen, wenn die Ehe- 
werber sich von ihmii ( it wisseii gedrängt fühlt n, ihre Khu 
einer relig-iösen Kinstgnung zu unterziehen, jiü übrigen aber 
hat jeder Hindernisse, die mch dem (ihiiibeii dt's iMiizehu-n 
gegen die beabsichtigte Khe obwalten, mit seiiuMU «iewissen 
auszumachen. Dieser Standpunkt konnte iiisnhingc in der 
Konvention auf Annahme einzelner Staaten, namentlich Oester- 
reichs, nicht rechnen, als nicht deren nationales Eherecht auf 
ganz neue Grundlagen gestellt wurde. Es kam daher zu den 
oben angedeuteten Konzessionen im Art. 2 Abs. 3 und Art. 3; 
sie lassen sich auf folgende Sätze zusammenfassen: 

1. Hindemisse religiöser Natur berechtigen im allgemeinen 
nicht, von dem Grundsatze des Art. 1 abzuweichen, weder in 
der Richtung der Eheschließung, noch in der Richtung der Be- 
urteilung geschlossener Ehen. 

2. Die Vertragsstaaten sind ermächtigt, solchen Hinder- 
nissen auch gegenüber Ausländern mittelst Durchführungsgesetzes 
Wirk.samkeit l»ei;cnletren. 

Die WirKsiunkeit solcher religiöser Hinderni.sse kann 
kenu'stalls snwi-il gehen, daß Klion von Ausländern für ungültig 
erkhiit werden, welche im AuslaiKh- ktuilnnii Art. 1 geschlossen 
werden, sondern es können bloli im liilande beabtiiclitigte Eben 
verboten und trotzdem geschlossene für nichtig erklüTt werden 
(impedimenlu ilirimcHtia), allerdings unter Einschränkung des 
Ansspi uchs auf den Bereich des Inlands*). 

^) Dttgegen sind die anderen Staaten nidit gehindert, adcbe BlieB ib 
gflhig anaverkennen. (Voncbiag det deutschen Vertreten, AeU§ de Ut 
Confärence de la Haye^ S. 11.) 
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4. Die Vertragstaaten, deren Eherecht nicht auf kirch- 
licber Grundlage basiert, diirft n Elien von Ausländern, die 
nacb Art. 1 an ihr heimaUiches kirchliches Efaerecht gebunden 
wären, gleichwohl gestatten, insoweit das entgegenstehende 
Hindernis bloß religiöser Natnr ist^), und müssen dann solche 
Bben als gültig anerkennen. 

5. Der Heimatstaat, aber anch jeder andere Yertragstaat 
bleibt berechtigt, solche Ehen wegen Verletzung des Art. 1 der 
Konvention für ungültig zu erklären. 

6. Den Hindernissen religiöser Natur werden Rücksichten 
auf eine frühere Ehe rechtlich gleichpfestellt. 

Das österreichische Dnrchfiihrungrsjresetz macht sirh im § 1 
dio Siitze 2, 8 u. 6 zu ei<,^»'ii, sjn-iclit das Vfilxit der Ehesciilieliiinor 
von Ausliindeni entge^JTt'ii iiilaiidisclien rfligiiiseii llirulrrnisseii 
aus und verhängt über Ehen, die unter Verletzung solcher 
Hindernisse geschlossen wurden, den 3Iakel der für den Bereich 
des Inlands wirksamen Ungültigkeit. 

Daß Satz 4 nicht rezipiert wurde, erscheint nach dem 
Stande des Österreichischen Kherechtes selbstverständlich. 

Daß aber auch Satz 5 nicht rezipiert wurde, wie man b&tte 
erwarten dürfen, ergibt sich aus dem vom Ausschüsse dea 
Abgeordnetenhauses gemachten Zusätze zu § 1 des Durch- 
ffihrungsgesetzes ; denn darin erscheint ausdrücklich au»- 
gesprochen, dafi die nach Satz 4 im Auslande geschlossenen 
Shen ohne Bücksiebt auf die Gesetze des Eheschließungsortea 
nach inländischem gesetzlichen Rechte zu beurteilen kommen, 
d. h. Oesterreich will solche Ehen durchaus uicht generell wegen 
Verletzung des Art. 1 für nichtig erklären, wie es nach Art. 3 
Abs. 2 der Konvention zu tun befiicrt wiire, vielmehr werden 
solche Ehen nach 37 Abs. 1 n. i). (lü in der l?e<?ol gültig 
sein, iiiij^-iilti;? dagegen bloß ^rt'^^eiiülx'r österreicliischen IStnats- 
angehürigen wegen Verletzung der VorschrÜteu des § 4 über die 

i> Art. 3. d«'r dioso Ausinahme statuiert. uuieilaUL es, im Gci^ensatz zu 
Art. 2 Abs. ue\m\ den Hindernissen roli^'iöser Natur solche aus K Ucksichten 
auf eine frUheie Ehe zn nennen ; Ehen, welchen dieses HindenuB nach keimat- 
lichein B«chte entgegensteht, werden daher im Auslände die Begamygiuig 
des Art 3 nicht genießen, Kahn, ZtBck ZU 252. 

40* 
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persöiili( lic Fähis-kf'it (§ i>7 Abs. 2 a. b. (tB)^) oder wegen 
beabsicliti^^tt r rniüehuMjr des inländischen l\('chtes. 

Zur vulleü Wiinligung der Beurteilimfi: diespr Vorschriften 
gt hr>rt es, festztistellen, welche Hindernisse als solche religiöser 
Natur zu bezeichnen sind. Da die Konvention solche nicht 
aufgestellt, koninit es auf die inländischen Vorschriften an. Für 
Oesterreich sind diese die Hindernisse des § 63 (Weihe und 
Gelübde) und ^ 64 a. b. GB (HeligioMveMchiedenheit) und 
§ 1 19 a. b. GB (Katholizujmns), und zwar sowohl das absolute 
Ehebindernis geschiedener Katholiken (Hofd. v. 1835) als auch 
das relative fihehiodernis getrennter Akatholiken (Hofd. v. 1814), 

Zweifel könnten die Worte des Gesetzes erwecken, welche 
den Hindernissen religiöser Natur ausdrflcklich an die Seite 
stellen: ,Die Rücksicht auf eine frfihere Ehe**. Daß damit 
nicht das Verbot der Polygamie gemeint ist, ergibt sich aas der 
Entstehungsgeschichte, welche lehrt, daß selbst die Fassung des 
niederländischen Entwurfs, der das Ebehindemis der Poly- 
gamie zu einem der absolut wirksamen gestalten wollte (Art. 2 
Abs. 1 Z. 1 verb.: „weil die Notwendigkeit der Auflösung 
einer froheren Ehe Torliegf"), nicht in den Konferenzbeschlufl 
herübergenommen wurde, weil schon nach dem Nationalgesetze 
aller Vertragstaaten Polygamie verboten erscheint. {Actes de 
la Conference de la Haye. S. 169.) Es könnte dagegen nach 
dem Wortlaute ganz gut angenommen werden, das damit etwa 
durch eine früliere Ehe auferlegte sogenannte Anstandspflichten 
gemeint seien, z. B. Einhaltung der Trauerzeit, Ehe eines 
Getreimten mit jenem, der die Trauung sträflich verschuldet 
hat (§ 119 a. b. GB). Allein auch diesbezüglich geben die 
Akten der Konferenz Autschluß, daß nicht diese sog. Anstand»- 
Ijllicliten. sondern die Rücksicht auf die vom heimischen Keehte ab- 
gelelmte Gültigkeit von ausländischen Ehetrennungserkenntuissen 
katholischer Ehen vorgeschwebt haben {Actes S. \Tl)-). Hier 
haben wir somit bereits jene Komplikation, welche in der 
Praxis (vgl. die sog. ungarischen oder transsylvanischen Ehen) 



h Heg. Mot. 8. 81. 

2) Ubenao Kahn, Ztsch. XU 238. 
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die Prozeflfie wegen Ungültigkeit infolge von Verletzangen des 
inyitedimefUum cathoUcismi charakterisiert. Dies in Ver- 
bindung mit der Tatsache, daß das ganze Alinea einem 6ster- 
reichifichen Vorschlage seine Entstehung verdankt, beweist, daß 
gerade dieses Hindernis es ist, welches hier geregelt ist. 

Daß der Entwurf eines Dnrchführungsgesetzes zn Art. 2 
weit Uber den Zweck hinausgeht, den die Bücksicht auf in- 
lAndische Gesetze vorschreibt, durfte klar sein; denn wenn 
selbst das impedimetUum Ugaminis {% 62) zweifellos nicht 
mehr in Jeder Anwendung als auf öffentlichrechüichen oder 
ethischen Grundsätzen beruhend erkannt wird (vgl. E. d. OGH 
vom 18. 6. 07 Z. 7373, Jur. Bl. Nr. 29 ex 1907). so ist dies 
sicherlich umsomehr bei den Hindern is.<Jf n der 03, (34 a. b. GB 
der l^all. UL'.sterreich, das eine Xotzivilehe ivennt, durfte solche 
Hindernisse bei Anslänflcrii bcniliiirt dorn kirchliclien Forum 
überlassen. Und iiachdeiu i>elb.st die HuuKi iiissc des (iiitten- 
mordes, Ehebnirlis, der Verwandtschaft nicht mehr die Nirhtiqf- 
keit der einmal geschlossenen Ehe herbeizuführen p:t't i^aet 
sind (Art. 2 Abs. 2) knnntr es sich luTulii^'-t ersparen, die 
im Inlande religiösen Hindernissen zuwider geschlossenen 
Ehen von Ausländern mit dem Makel der lokalen Niciitigkeit 
zu belegen. Indes kann in dieser Richtung dem Durchführungs- 
gesetze kein Vorwurf gemacht werden, da sich diese P>age 
von der ganzen Regelung des inländischen Eherechts nicht 
trennen läßt; denn ist einmal Abs. 3 ein Bestandteil des Ver- 
trags geworden, so hätte auch ein Stillschweigen des Durch- 
ffihmngsgesetzes praktisch das gleiche Resultat; auch dann 
mfißten derlei im Inlande geschlossenen Ehen gem&ß § 36 
a. b. 6B verboten und nichtig sein. Immerhin ist ein Fort^ 
Bchritt durch die Konvention darin gelegen, daß Oesterreich 
derlei im Auslande geschlossene Ehen keinesfalls mehr aus 
irgendwelchen öffentlichrechtlichen oder ethischen Rücksichten 
wird nichtig erklären dürfen. 

Die weitaus häufigeren Fälle sind jene, wo die Hindernisse 
religiöser Natnr im Auslände zu überwinden gesucht werden; 

^) Allerdings gegen den Widerspruch de» übierreichischcu Justix- 
niiiisteriunis in seinem Uutacbteii in den zitierten Actes. 
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hier kommt den Shewerberu die Ansnahmsbegünstigun^ des 
Art. 3 zu statten, welche den Grundsats des Art. 1 durchbricht; 
doch wird die ^FVage der Gaitigkelt solcher Eheo in der Regel 
dnrch die Beurteilung der Gültigkeit des Trennungserkenntnisses 
kompliziert, welches der Ueberwindung des Bhehindemisses des 
Katholizismus dient. Die Gebundenheit an die frühere She 
fftllt zwar unter Art. 2 Abs. 3, nicht aber die Gültigkeit des 
Trennungserkenntnisses. Dieses wird an späterer Stelle erörtert 
werden. 

lY. Form der Ehescbließnag. 

Hierüber handeln die Artt. 6—7 der ersten Konvention. 

Als Grundregel wird aofgestellt, da6 die Beobachtung 4er 
Formen der lex loci actus die Gültigkeit der Ehe begründe 
(Alt. 5). Der Fortschritt dieser Regelung liegt darin, da6 

niemand gezwungen wird, im Auslände die Formen des 
heimischen Rechtes zu beobachten, was nicht selten mit 
SchwierigkeittM viibundtn ist. Eine innerstAatliche Bestiin- 
iminfr, daß eine im AushmUt' unter Hc<ibaclitung der dort 
o-ültifreii Vorschriften •reschlossene Ehe ungültig sei, wäre 
uuwii k^aIU. In der liefrel uuiclit hier aucli der (legensatz 
zw isclien Zivilehe und religiöser h>heschlieÜang keinen Unter- 
schied: es muß insbesondere ein Staat mit obligater religiöser 
p]hesrblie]jun;4" die selbst von seinen eigenen Untertanen im 
Auslamh' geschlossenen Zivilehen und umgekelirt ein Staat mit 
obligatorischer Zivilehe eine im Auslände kraft der dort fakul- 
tativ oder obligatorisch gUltigen kirchlichen Ehe seiner eigenen 
8t:i;^tsangehörigen, als formell gültig anerkennen. Im enteren 
Falle auf der kirchlichen Eheschließung bestehen zu mfissen, 
weil dieses Postulat keine blofie Form, sondern ein inneres 
£rfoidemiB des Aktes ausmache, wäre eine unhaltbare lieber- 
Spannung der Y orschrüten religids-eittlidier Naftnr, iat daher auch 
von der österreichischen Judikatur nicht angenommen worden^)« 
Mit Hecht, denn die kirchlich geschlossene Ehe als sittliche 

') Aufgestellt wurde difs aber von Unger, System I. S. 210, 
Snoigny, System VIII, 8. 357, Thöl, Einleitung in d d. Privatrecbt, 
§ SO, § 83 Note 6, Gerber, d. Pr. Recht, § 82 Not« 16. 
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♦ 

Fordernng vorausgesetzt, durfte auch Ausländern gegenüber 
die bloß Yor dem Standesamte geschlossene Ehe auf Aner- 
kennung keinen Anspruch erbeben; auch praktisch entstunden 

die größten Schwierigkeiten, weil Geistliche unter Umständen 
ohne vorgangigt Ziviltrauung die Khe niclit solennisieren 
dürfen. Umgekt*lirt würde im zweiten Falle eine Ueber- 
spaiiMiiiig- der l'x'diiitung der ZiviltdieM vielfach zur Ver- 
liiiHlenuiir vi'ü Eheschließungen iiiliri n. wenn B. der Staat 
des Woliiisitzea von AuslitiidtTii Kiiirii-litunufii solclirr Art 
nicht kennt; es dürlen daher auch Staaten mit obligater Zivil- 
traaung keiursfalls von ihren Angehörigen verlangen, daß sie 
anch im Auslände nur vor dem Staudesamte' zur Ehe schreiten. 

Gleichwohl fand sich die Konferenz veranlaßt, den Staaten 
mit obligatorischer religiöser Trauung die Verweigerung der 
Anerkennung von Zivilehen, welche ihre Angehörigen im Aus- 
lande geschlossen haben, — mit Wirkung iQr den Bereich des 
eigenen Staates — zu gestatten. Diese Bestimmung ist aber 
nicht ffir die katholischen Staaten mit obligater religiöser 
Trauung (Oesterreich, Spanien usw.) beschlossen worden, sondern 
für Rußland, dessen nationalem Gesetz die konfessionelle Trauung 
absolut gebietet'-*) (Art. 5, Abs. 2). Der Entwurf eines öster- 
reichischen Diirchtiiliniiigsgesetzes hat mit Recht von diesem 
Vorbehalte kfiiien (ieliranch gemacht. 

Was als Formvorschrift anzusehen, daher IiIoIj nach der 
loci actus beobeclitt t zu werden hat, darüber dürfte im 
allgemeinen kein Zweifel herrschen. 

M Laurent , <frnit inffrnaiiioui} rivil. Bd. 4. Note VH'i ff. 
Niemeyer, Vorschläge und Materialieu £iir Kodilikatioa des internatio- 
nalen Privatrechtes, S. 197. 

Dagegen wurde die weiters aufgestellte rusaische Fordenug, daß 
Eben rnsiiadier Staatsangehöriger vor dem rasBisehen Kleriker des Anf- 
enihaltiortet, selbst wenn et nieht der ordentlicbe Seelsorger ist^ allseits 
anerkanat werden, »lobt akxeptiert (Actes 8. 180). Die allgemeuie Klausel 
des Art 7 wurde mit Pag fOr hinreichend befunden, wonach eine den 
Formen des EheschließungsortPs nadi nirhtit^r Ehe snngf nls tiültif^ anerkannt 
werden darf, wenn sie dm Formvurschrift^n der htim.itlic Inn Ges^»t^e 
entspricht. BolUand hat daher auch schlielilich die Konvention nicht mit- 
gefertigt. 



Digitized by Google 



618 Bettelheira, 

Gleichwohl verdient hervorgehoben zu wcnlrn. daß z. B. 
die soj?. actes respecttieux des C. C. 151, welciie die eiterliche 
Ziistimmunfi^ zur Eheschließung großjähriger Kinder bezwecken, 
bloß t in Formalakt sind, nicht aber eine Ergänzung der £lie- 
fäbigkeit. 

Ferner kann kein Zweifel obwalten, daß die Erfüllung der 
Fönnlicbkeiten des Aufgebots zu den nach gleichen Grundsätzen 
zu beobachtenden Formvorschriften gehört. Allein das Aufgebot 
fand bisher eine viellach eigentümliche* Berücksichtigung, selbst 
jene Staaten, die auch bisher den Grundsatz locus regit adum 
hochgehalten haben, wie Frankreich (Art. 170 C. C.)^), forderten 
für selbst im Auslände die Ehe schließende Staatsangehörige 
die Erfüllung der durch das eigene Gesetz voigeschriebenen 
Aufgebotsförmlichkeiten ; andere, wie Oesterreich, verlangten den 
Angehörigen einzelner Auslandsstaaten gegenüber für den Fall 
einer Eheschließung im Inlande die Erfüllung der vom heimat- 
lichen Rechte geforderten Vorschriften. 

Daraus hat die Konvention nun eine allgemein verbindliche 
Norm gemacht, daß unbeschadet der vorgeschriebenen Beobachtung 
der Furinen de« Eheschließungsort^ die Vursehrifteu des 
heimatlichen Gesetzes über das Aufgebot beobachtet werden 
müssen. Häulig werden sich die Bestiuuuungen des heimatlichen 
Rechtes mit denen des Eheschließungsortes decken, su entliält 
dasösterreiehisclie ( iesetz f ürini Auslande wolmliafte Inländer keine 
inländische Anf^adiotsptiicht; dann entsteht daraus k*'ine Be- 
sonderheit, anders wo sie auseiiianderfallen, z. B. beim Franzosen 
im Auslande, welche das Aufgebot in der Heimat brauchen-). 

Auf deutschen Antrag*'') ist dieses Hindernis zwar ein 
trennendes geblieben, jedoch nur für den Heimatstaat, dessen 

^} Bbe&Bo HolUad (Art 138), ItaU«n (Art. lOOX Ungwn (§ 113, Gtea. . 
von 1884). 

^ Unter heimatUehen YoraiArifteD Uber das Aufgebot ist offenbar das 

Aufgebot iti (Ur TIeimat i^ompint. weil der Staat des Ehescbließungsort^s nicht 
gebalt«u int, bcitii Aufgtbcit die Vorschriften eines fromden OesPtzes zu hand- 
haben. Ob daä Aufgebot in der Heimat^genieinde oder am letzten Wohnsitse 
erfordert wird, richtet sich nach der Bestimmung des heimatlichen Rechtes. 
B^. Motive 8. 38. 

^ Actes de la Cmfirence S. 11. 
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Recht verletzt wurde, somit Nichtigkeit mit Beschränkang auf 
das eigene Staatsgebiet des EheschlieBungsortes (Art. 5 Abs. 3) 

Die große Streitfrage, ob die Regel locus regit achtm 
obligatorische oder fakultative Geltung habe, wurde von der 
Konvention in Übereinstimmung mit der herrschenden modernen 
Lehre mit einer Einschränkung in letzterem Sinne beantwortet^). 

Dies sagt Art. 7 mit den Worten, daß eine Ehe, die im 
Lande des Kiiesclilii Luiigsortes der Form nach nichtip: ist, 
nichtsdt.slüweniger in drn andin ii Staaten als gültig anerkannt 
werden kann, wenn der v<>ni heinifitliclien (iesetze eines 
jeden der l\lu'j:aTti'n gelurderten Foni) • ntsprieht. Es bestellt 
somit eine Art Waiilreclit mit dem Nationalge.setze, allein bloß 
mit der Maßgabe, daß es der Einzelgesetzgebung überlassen 
bleibt, sich damit zufrieden zn geben, daß nicht da>s Gesetz des 
Eheschließungsortes,, sondern das heimatliche Gesetz angewendet 
wurde. Dies setzt somit voraus, daß die Einzelgesetzgebungen 
selbst die Beobachtung des heimatlichen Gesetzes für die 
formelle Gültigkeit der Ehe als genügend erachten, sonst gilt 
die Rechtsregel obligatorisch^). 

Danach ist die Frage zu beantworten, ob Art. 7 für 
Oesterreich Gültigkeit besitzt. 

Daß unserem Rechte der Grundsatz „locus regit actum", 
wenn aiu li Miiaiisgesprochenii-niaßen eigen ist, ist unbestritten. 
Daß aber diese Jxegel absolute Geltung haben soll, dafiii" besteht 
keine zwingt ndc Annahme. Im Gegenteile müßte nach § 37 
a. b. Gii angenommen werden, daß die Parteien auch bezüglich 



^) Demnach ist auch die Ff,T«^e, ob die Staat « ii dis EbeschlieUungäorteä 
gebanden sind, die Erfüllung dti litinKitlicben Vorsclii ificn über das Auf tjehot 
zu fordern, oder ob sich die Ebewerber um deren Eifüliuug zu kümmern 
haben, in letsterem Sinne zu beantworten. 

») Vgl. BGB EQ AxL 11, italienüche Fraküminarartikel som BOB, 
Art 9y JapaniBchei GB Äit 9. 

3) Kahn, Ztsch. XII 387: .,Jcder Staat bleibt berechtigt, mit obli- 
<jat arischer Wirkung für den Bereich seines Gebietes die Beobachtung der 
iiiiüiuiisrhpn Form zu gebieten.'" Man wird norh wdt. r sehen dürfen nnd 
sagen: Wenn rin Staat die Wahl mit d* in Ix inuitlicliüU K< ( lit nirht besonders 
gestattet, so gilt der Satz locus leytt uLlutn obligatoribcli. Diese iiegelung 
bezweckt den Schutz der Zivilehe gegenüber Ländern mit kirchlicher Trauung. 
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der formellen Gültigkt it sicli dem heimischen Rechte zu unter- 
werfen berechtigt 8iod, und wird man zageben dürfen, daß die» 
der Fall ist, wenn sich z. H. Oesterreicher im Au.shuide der in 
Oesterreich herrschenden kirchlichen Form bedienen und die 
Trauung vor dem Standesamte unterlassen. In einem Falle 
hat der Oberste Gerichtshof die von einem Oesterreicher ia 
Italien unter Verletzung des C. C. Art. 93 bloß vor dem 
Pfarrer und zwei Zeugen geschlossene £be für gültig erkl&rt*). 
Allein auch in diesem Falle mußte das Urteil zugeben, daß der 
ausländische Pfarrer kein ordentlicher Seelsorger im Sinne des 
a. b. GB ist, als welcher nur ein innerstaatlicher Funktionär 
gedacht ist. Wegen Fehlens der dem österreichischen Rechte 
eigenen Einrichtungen im Auslande kann Art. 7 fOr öster- 
reichische Staatsbürger nicht praktiscli werden, wohl aber kann 
dies für fremde Staatsangehörige eintreten, wenn dieselben 
später nacli Oesterreich übersiedeln und dadiircli gigcii sich ein 
Forum zur Eheungültigkeitsklage truünen. (J; 7H .1. N.)-). 

Eine Ergänzung der Vorschriften über die ioi malo Oültig- 
keit einer Ehe liililet die Ehesclilieüung vor dein Konsul oder 
Gesandten des lu'iniatlichen Staates, vor welcljem der Ausländer 
die Ehe statt nach den (iesetzrn des Elieschließnnsrsortes nach 
denen des Heimatstaates zu schließen befähigt ist. 

Die Konsiilarelie ist in den meisten Staaten anerkannt, 
sie ist dem C. C. (Art. 48) eigen, meist nur für Konnationale 
des vertretenen Staates'*), oft auch sclion dann, wenn auch nur 
ein Eheteil diesem Staate angehört (England, Deutsches Reich)*). 
Voraussetzung für die Gültigkeit solcher Ehen ist, daß die 
diplomatischen Personen von dem heimatlichen Staate zur Vor- 
nahme solcher Zivilstandesakte ermfichtigt sind, und daß der 
Staat, woselbst der Konsul akkreditiert ist, solche Akte auf 



^) PI. B. 12. 7. 04 G. ü. Nr. 8747 K. F. mit i^&er nlolit priniiptelleii 

Begründang. liit Erl. des Min. d. Innern r. 15. 4. 1897 Z. 114S9 wufde die 

Delegierung ansländischer Seelsorger zur EheschlieBnng verboten. 

ErworbiiTiLT der üstcrrcieliisclien Staat8bfli^;enchaft iat keine Vorava- 

Setzung; a. A. Czidilarx S. 23. 

Bar Ii Am, E. d. OüH vom 17. 8. \m) ü. U. a>t>(i. 
*) Bar I 460. Ebenso Ungarn, DlLncmark, Schweix. 
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seinem Territorium nicht verbietet. Die Konvention macht nun 

den Vertragstaaten znr Pflicht, solche vor diplomatischen Per- 
sonen iiarh den Formen des für sie iiuUjgebeuUca Gesetzes zu 
schlieiji'inlr Klit II zu gestatten, wenn gewisse Voraussetzungen 
vorli('*ii II. Dii'Sf sind, abp'esfhpn von der allgemeinen Voraus- 
setzung für die Anwendbarkeit der Konveiitioi», daß mindestens 
ein Teil Angehöriger eines Vertragsstaates ist. 

1. daß keiiKT der £hewerber Angehöriger des eigenen 
Staates sei (Art. 6), 

2. daß der Ehescliließung nach den Gesetzen des Ehe- 
schließungsortes ein Hindernis religiöser Natur oder ansRUclc- 
sieht au! eine frütiere Ehe entgegensteht, welche die Eingehung 
der Ehe vor den staatlichen Organen unmöglich macht. 

Es steht jedem Staate frei, in der Gestattung der Konsular- 
ehen auf eigenem Gebiete weiter zu gehen; das, was die Kon- 
vention gebietet, ist das Minimum^). Wenn es sich also nicht 
um eigene Untertanen handelt, kann durch die Konsularehe der 
Nichtigkeit des Art. 2 Abs. 2 entgangen werden, welche für 
den Bereich des Staates des l^licscliliciinnn^sortes jenen Ehen 
anhaftet, die unter Verletzung der Vorschrit'ren über Ehehiiuler- 
nisse religiöser Natur, namentlich Katholizismus, geschlüsseu 
wurden-). 

Oesterreich war der Begriff der Konsularehe bisher in jeder 
RicbtJing fremd, weder hatten die österreichisch -ungarischen 
diplomatischen Personen Im Auslande das Kecbt, die Funktionen 

^) Dagegen darf ein Staat auch nicht mit Wirksamkeit für dae eigene 
Staatflgebiet fortan kraft inl&ndiscbcr Gesetzgebung Ehen seiner Untertanen 
vor seinen Koninln im Auslände als gültig anerkennen, wenn es an den 

Voraussf'tziiTiijpn dts Art H 1 mangelt; sonst hätte diese Stelle keinen 

t^inn. Anderer Ansicht scheint Kahn. Ztscli. XII 41."» zu s. in verb.: Die 
Gültigrkcit einer diplotnaf ischen Ehe Mtüit trotz Art i\ fiir lieii vertrei-cuieii 
Staat iiuuicr nuch uacli meiner eigCDuQ iuiundiächeu (iesetzgebuug 2U beurteilen, 
und 8. 421 verb.: Konnaler Weise und dem Reehte der romanischen Staaten 
entsprechend mnß jede diplomatische Ehe im Anstände gestattet sein, wenn 
nnr der dtplematische Vertreter kompetent ist Dann wftre alwr der Wider- 
sprach des Staates des Eheschließnogsottes höchst platonisch. 

^) Dagegen bleibt auch der Konsul des fremden Staates an die Hinder- 
nisse des ordre public gebandeo, die nach Art. t Abs. 1 an seinem Amts- 
sitze gelten. 
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einer politischen Behörde in Ehesachen auszuüben \), noch g-e- 
stattcte es auf seinem Ciebiete solche Ehen vor fremdeu Konsuln. 

Der Entwurf eines Durchführungsgfcsetees (§ 2) will nun- 
mehr die Konsularehe auf österreicliischein Gebiete gestatten, 
wenn das Bestehen eines derartigen Hindernisses urkundlich 
vom staatlichen Organ (politische Beh(>rde X. Instanz) bescheinigt 
ist. Nur stellt er das weitere Erfordernis auf, daß es sich um 
Ehen zwischen Personen „dieser Staaten'^ handeln müsse. Dies 
ließe die Auffassung zu, daß es sich um Konnationale, aber 
mindestens um Personen handeln müsse, die beide einem der 
Yertragsstaaten angehören, während die Konvention nur den 
Fall ausschließt, wo ein Angehöriger des eigenen Staates in 
Betracht kommt. 

Dementsprechend wird Oesterreich die von eigenen Unter- 
tanen mit fremden Btaatsbürgem im Auslände rite geschlossenen 
Ehen vor dem fremden Konsul als gültige anerkennen, nur solchen 
Staateij, die für die eigenen Untertanen ausnahiiislos die religiöse 
Trauung fordern (Rußland) und daher auch die Hechtsresrel 
locus regit actum ablelinen, steht es frei, auch die Konsularelie 
ihrer Angehörigen im Auslande nicht anzuerkennen [Axt. ö Abs. 2j. 

y. Zulässigkeit und Bedingungen der Ehetrennung 
und Ehescheidung nach der zweiten Konvention. 

Der Staatsvertrag, welcher die Gerichtsbarkeitskollisiuneü 
in Angelegt uheit der Trennung oder Scheidung regelt, be- 
handelt ein (iebiet, in welchem bisher die gr(»ßten (Gegensätze 
aufeinandergestoßen sind. Heimatliches Recht des Ehegatten 
oder beider Klirgatten. Recht des Ehejjchließnngsortes (englischer 
Standpunkt), Recht des erkennenden Gerielites und Reclit des 
Ortes, wn der Ehescheidungsgrund gesetzt wurde, kommen in 
verschiedenster Weise in Betracht. Weiters wurde unterschieden 
zwischen der Trennbarkeit der Ehe überhaupt, welche vorzugs- 
weise nach lieimatlichem Rechte beurteilt wurde, und den 
Trennungsgründen, welche auf ihre Relevanz in der Begel nach 
dem Rechte des erkennenden Ricliters zu prüfen sind, auch 
kam die Frage zu lösen, ob das heimatliche Gesetz im Zeit- 

1} Uayerhofer, Handbuch 1 8. 928, JetUl^ Inten. Frivatnclit 8. 4L 
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punkte der ElitschliL'ljiing oder jenes zur Zeit der Ueberreicbung 
der Kla^r«' nmßg:ebend sei. 

Der Vcrtrasr rofrelt das jrostrlltc l iohlcin bloß für solche 
Ehen, b^i (Icm n lunidcsti iis ein Eheteil im Zeitpunkt des ge- 
stellten Begehrens Angeli<>riger eines der Vertragstaaten ist 
und das Begehren innerhalb des (iebietes eines der Yertraig- 
Staaten erhoben wird (Art. 9 H. Konv.). 

Er beaiit\^ ortet die Znlässigkeit der Ehetrennung und der 
Scheidung von Tisch und Bett in der Weise, daß sie sowohl 
nach dem heimatlichen Gesetze beider Ehegatten, als anch nach 
der lex fori gegeben sein mässe 

Ob im einzelnen Falle Ehescheidung oder Trennung in 
beiden Staaten statthaft ist, darf nicht nach blofien Bezeich- 
nungen der Rechtsinstitute, sondern nur nach deren Wesen 
beurteilt werden*). Die französisclie Separation de corps ent- 
spricht unserer Scheiiliui^, die deutsche Scheidung unserer 
Trennung, zweifelhaft, aber eher zu bejalitn. die Identität 
der deutschen Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft mit 
unserer Kli(».scheidung^). 

Oll die einzelnen vorgebrachten Eliescheidnngs- oder 
Trennungsgründe in jedem Falle das gesteilte Begehren 
rechtfertigen, soll gleiclifalls nur nach beiderlei Uesetzen be- 
antwortet werden. Unzulänglich wäre das Begehren daher 

*) Ist nach der iex patriae Ehttitiiauug, nach der lex fori aber bloß 
Scheidung zulässig, so kanu daher m der Hegel (Ausnahme Art. 3) nicht 
'Swammg begehrt werden. Der Art. 3 des Eotworfes hatte eine solche 
Besthnmnng mit Rücksicht »nf das italieniadie Recht vorgeBchen, welches 
bloß Trennung dem Bsade nach nicht kennt» sie wurde aber nicht reiiplert. 
Anch das Umgekehrte trifft nicht zu, wi il nicht etwa die Scheidnng als das 
minus angesehen werden kann, das in dem niaius der Trennung enthalten 
ist. Ebenso Czfjhlarz, S. 33. Note 1; des^l. PI. R ä. RG vom 12. 10.03, 
doch liefen auch entgeffengeset'/t^ dentsrh*» K(i- Kutsch, vor. 

2) Gänzliche Scheidung t.iTrennung ' nach österreichischer Ttrmiuoiogie) 
ist außer für österreichische Katholiken weite» anbckannt in Spanien, Por- 
tugal, Italien; bloBe Trennung ron Tisch und Bett („Scheidung*' nach öster« 
reichiscbw Terminologie) ist unbekannt In Rußland, RumBnien, Schweix. Die 
Schweiz kennt bloß seitweilige Sebddung und gänsliche Ehetrennnng; anch 
erstere ist nach Art. 1 zu beurteilen. Kahn, Ztsch. XV 18S. 

S) a. A. Ceyhiarg, ä. 33. Mit dem Texte Kahn, Ztsch. XV 176. 
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begründet, wenn, die Zulässigkeit vorausgesetzt, ein vorge- 
brachter (Jrund zwar nach der lex fori Trennung, nach der 
lex pah ine aber bb)ß Sclieidung rechtfertigte'). Von Wichtig- 
keit wird fs liicrhci sein, das einzelne Faktum nicht bloß nach 
der Tjy'pe zu iM'iii'tt ihMi, sondern iiacli allen dem gesetzlichen 
Ehescheidnntis^runde anhaftenden Merkmalen; so liat der Ebe- 
trennungsgrund des boshaften Verlassens nach § 115 a. b. OB 
und § 1507 1)BGB einen anderen Inhalt, dt snlt ichen jener der 
schweren Mißhandlung nach § 115 a. b. OB und Art. 2B1 O. C. 

Das ist es, was die Anhänger der bisher herrschend 
gewesenen Lehre, welche bloß die Lösbarkeit der Ehe nacli 
der lean patriae zu beurteilen empfiehlt und nur die Gewichtig- 
keit der Ehescheidungsgriinde der lex fori unterwarf^, ver- 
anlaßt hatte, vor der Schwierigkeit zu warnen, welche die 
Konkordanz der Gesetze in der Anwendung auf die einzelnen 
F&llc bereiten würde. Diesem TTebel trachtet nun Art. 2 
dadurch zu begegnen, daß als iiiigend erklärt wird, w enn 
nach der lex patrme und nacli der lex fori » in Khetrennnngs- 
oder J^lii'st.li( idiin^s<^rinid vurliejre. mag dit s auch ein anders 
gearteter (Jrimd sein. Wenn daher dci- (.rund A nach dem 
Jit ( litr des Heiinat.staates, welcher nicht auch nach dem Kechte 
des erkennenden (ierichtes ein Trennung.sgrund ist, dagegen 
aber auch der Grund B vorliegt, welcher nur nach letzterem, 
nicht auch noch ersterem li^chte diese Eigenschaft besitzt, so 
kann auf Grund dieser beiden die Trennung erwirict werden 



1) Z. B. die Klage einer öatorreichiscbeti IscMlitin wegen Bbebracli* 

vor dein deutschrn Forum. Daß wenigstens Scbeidttog bewilligt werdej wftn 
«icberlich billig; Kahn, Ztsch. XV im. 

-) Stnbhe, D. I'r. R., § 34, Anm. 11. Srtriqny Mll XM. Bar 1 .i.n, 
Mfiili, a. a. (> S. \S\ n. Derselbe, Gegenstauii um! l rafiwt ifc der 4 earo- 
päiticlicD StuaU)ikoiilt*renzeii über internationales l'iivttlreclii, Berlin 1905 S. 20. 

Z. Ii. Verurteilung zu wenigstens äjahriger Uaft (,§ 115 a. b. üß) 
nnd darauffolgendes Verfallen in danemde Geisteskrankheit (§ 1669 BOB) 
mü0te anch bei deutschen StaatsangehgrigCT nicht katholischen Bekrantnisaes 
vor einem österreichischen Richter zu einer Bbetrennong fflliren. Ist nach 
einem der beiden Gesetze ein verständliche Aufbebung statthaft, so ist das 
Einverstiindnis geeiirnet. als Anfheboi^gmnd njfcch Artt. 1 und 2 zu dienen. 
Kahn, Ztsch. XV m). 
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Pnkktisch wird sich die Sache vereinfachen, wenn Heimat- 
recht nnd lex fori zusaromenfalleii ; dies wird aber gerade auf 
dein Gebiete des Eherechtes meist der Fall sein, weil die 
meisten Staaten die Judikatur in Ehesachen an! ihre eigrenen 
Untertanen beschränken, dagregen über fremde Staatsangehörige 
ablehnen und dem Ansspruche eines fremden Staates über die 
Ellen von Ausländern in der Regel keine res iudicata außer- 
halb des ti;^t ri( n Staates zubilligen. 

Indes ist am Ii iiarh der Konvention ein Zwang zur aus- 
schließlichen Komiu ti n/ der ) < In n (Jerichte nicht auf- 
erlegt. (Ii»' Zwiesj^tiiltipkoit d» i Voiaiissetzung der Lüi>barkeit 
der Eilt' wird ilire iiedeiitung behalten. 

Ein weiterer Fall der Vereiiitachung, den die Konvention 
in Art. .*'* ;msdrückli( h nnerkcnut, ist darin gelegen, daß die 
Beobachtung des heimatlichen Khescheidungsrechtes allein hin- 
reichend ist, wenn die lejc fori es für allein maßgebend erklärt 
odrr dessen Anwendong auch nur gestattet. Ein solcher Staat 
ist Italien. Hier wurde, obwohl Italien die gänzliche Ehe- 
tremraog nicht kennt, wiederholt (und zwar u. a. Tribunal tob 
Ancona 1884 und Tribunal von Alailand 1897)') ausgesprochen, 
daß znfolge Art. 6 EG zum C. C. Auslluidem, deren heimatliches 
Recht die Trennung kennt, aus Gründen dieses heimatlichen 
Kecbtes die Ehetrennnng zu bewilligen ist. Wo also ein Vertrag- 
Staat nach seinem innerstaatlichen Bechte auf Anwendung seiner 
eigenen Gresetze verzichtet^ sich dem Ausspruche über die 
Trennung oder Scheidung der Ehe gleichwohl unterzieht (z. B. 
Art. 3 EG z. C. C), soll auch nach der Konvention das heimatliche 
Recht sowohl in der Richtung der Zulässigkeit der Scheidung 
wie auch der Wirksamkeit der Gründe allein maßgebend sein^. 

Die Frage, ob das Gesetz aus der Zeit der Eheschließung 
oder aus jener der Ehescheidung zur Anwendung kommt, kann 



Leisten Entacheidnng wurde ollerdittgB Tom Kaasatiousbofe in Tarin 
•nlBeliobea und du Txenniingsljegehreii nach Art. 148 C. C. »bgewiesen, wo> 
BWdi die Elte nnr dnreh den Tod getrennt werden kann. 

2) Die zitierten it ilienisclien EntBcbL-idun^tn wurdtn vielfach in der 
Literatur aufa schärfste bekämplt. nuTtientlich vwii p Fiore in der III. Auf* 
Jage aeines Diritto internazionale ptivato Nr. Üöö und 689 und von Meiliy 
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Mdß hiriHicIitlicli dos iieiiuatliclipn Rechtps jrf'^telU werden; denn 
insoweit die lex fori in Rücksicht zu ziehen geboten wird, hätte 
ein anderes als das zur Zeit der Klage geltende R«cht keinen 
Sinn. Aber auch für die Geltung des heimatlichen Rechtes kann 
nach der herrschenden Ansicht stet^ nur das neueste Gesetz an- 
gewendet werden, weil das neue Eherecht nicht bloß für die 
künftig zu schließenden Ehen gegeben wird und von einem wohl- 
erworbenen Rechte auf Scheidbarkeit oder XJnscheidbarkeit einer 
Ehe nicht gesprochen werden kann. Dasselbe gilt von dem ans 
einer einzelnen Scheidnngstatsache abgeleiteten Ansprüche auf 
Scheidung oder Trennung insofeme, als ein aus einer Tatsache 
abgeleites Begehren nicht mehr gestellt werden kann, wenn das 
neue }\echt ilir diese Bedeutung- nicht zumißt, weil dein neuen 
Eherecbte absolute Geltung zukommt und durch Unterlassung 
der Scheidimjr>kl:i<re der Arisinucli verwirkt wird. Dagegen 
kann trotz Anderun^nler Gesetzgebung eine vorher vorgekommene 
Tatsaclie noch immer geltend gemacht werden, wen?) das neue 
Hecht an diesen Sachverhalt eine solche Wirkung knüpit. 

Auch für die Konvention kann die Antwort, ob das zur 
Zeit der Klage geltf nde heimatliche Gesetz anzuwenden ist, nicht 
anders als bejahend ausfallen^). Daß der Satz, wonach das 
letzte heimatliche Recht maßgebend sei, ein Fundamentalsatz 
der Konvention ist, ist als Regel zwar nicht ausgesprochen, er« 
gibt sich jedoch aus zwei Bestimmungen, welche praktisch yon 
der größten Wichtigkeit sind und im Folgenden eingehend und 
besonders zu behandeln sein werden. Die eine ist Art. 6, welcher 
ausspricht, daß bei Verschiedenheit der Staatsangehörigkeit bei- 
der Eliegattcn, die letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit maß- 
gebend ist, und aus Art. 4, einem über deuts( lien Antrag dem 
Jßütwurf beigefügten neuen Artikel. Danach können Ehegatten 



die Stn.itfTiK'f>nfprpn7<^n im Hanj; S. 'r2 mit Hinweis auf die darin gelegene 
Verlcf/uri<,' von Vors< lirift.: ii des ordte puhl ir (Art. 12 EG z. C. O, welche 
aber vuii den angefocliteiieii Judikaten als nicht linwiiidbar eikauut wurden. 
Nach Art. 8 der II. Konvention wird der Hinweis darauf, daß eine Bhe* 
trennnng die Oesetze des ordre public verletsse, unstatthaft seis, sobald der 
Staat anf das Bherecht von AoBlftndeni deren heimatliches Qesets anwendet. 
1) Ebenso Kahn, Ztsch. XV 238. 
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nicht die Staatsanprchörierkeit mit der Wirkung wechseln, daß 
eine Tatsache, diu sich ereignet hatte, bevor dieser Wechsel ein- 
trat, die aber unter der Herrschaft des alten licimatlichen Ge- 
st tzes nicht die Kraft eines Scliciduij^s^ruiidts hatte, diese 
W'irknnpr ziikoninu'. weil sie nach dem Gesetze der neuen Staats- 
bürprcrscliat't diese Kraft besitzt. Hier legt die Konvention 
ausnahmsweise dem heimatlichen Rechte nicht die maßgebende 
Stellung bei, weil in solchen Fällen die Vermutung für einen 
Staatsangehörigkeitswechsel in fraudem des bislierigen Rechtes 
streitet. Diese Aasnahme bestätigt die Regel, daß das zur Zeit 
der Ehescheidung geltende heimatliche Becht maßgebend sei; 
auch ergibt sich yon selbst, daß sonst eine Änderung der in- 
ländischen Ehegesetzgebnng des Heimatlandes nicht hindert, eine 
vordem eingetretene Scheidnngs- oder Trennnngstatsache vor- 
zubringen. 

VI. Kinfhiß des Weclisils der Staatsbürg-erschaft. 

Die Erfahnni*^: liat j^^elehrt, daß die größten Kon)i)likati()nen 
in Ehe.scheidnngssachen f^ich durcli den Wechsel des Domizils 
und der Staatslmrgerschatt der Ehegatten ergaben und prerade 
dieser Eragenlcomplex hätte von der Konvention eine endgültige 
L&snng 7M erwarten. 

Der Domizilwechsel an sich kann schwerlich mehr für die 
Benrteilung einer Ehescheidnng oder Trennung in Betracht 
kommen, weil der das Gebiet des anglo-amerikanischen Rechtes 
beherrschende Standpunkt von der maßgebenden Bedeutung des 
Domizilrechtes von der Konvention nicht rezipiert wurde. Der 
Domizilwechsel kann vielmehr bloß als Merkmal der Naturalisation 
Wichtigkeit erlangen. Dagegen muß der Wechsel der Staats- 
bürgerschaft sowohl auf das Recht zur Eheschließung wie auch 
auf die Khescheidüij^^ und Trenn uii;_ Einfluß haben. 

Die Fragen auf die es ankunimt, gruppieren sich in folgeu- 
der Weise: 

1. Kintliilj des Erwirbs ireuider Staatsangehörigkeit auf die 
Pähigkeit /ur S< liüpßnng einer bestimmten Ehe. 

2. Einfluß des Erwerbs fremder Staatsangeliörigkeit durch 
einen der Ehegatten aui das Recht zur ächeidaug und Trennung 
der Ehe. 

ZAitaahrift f. Intern. Privat- n. öflentL Baoht. XVII. 41 
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3. Naturalisation in einem fremden Staate zum Zwecke der 
Ehesclieidunjr in fratidem des lieimatlichen Rechtes. 

ad 1. Diese Frage läßt sich von zwei Gesichtspunkten be- 
bandeln. Der erste ist der, welches Becht für die Beurteilung' 
der Ebefähigkeit maßgebend sei, wenn einer der Ebewerber 
seine Staatsangehörigkeit wecbselt, aus dem zweiten wird die 
Ehe von Ausländem, die nach Schließung der Ehe Inländer 
werden, auf ihre Gültigkeit geprüft 

Zunächst ist festzuhalten, daß die Erwerbung einer fremden 
Staatsangehörigkeit seitens eines Ehewerbers, um sieb dadurch 
von einem Ehebindemisse zu befreien, das ihm nach seinem 
bisherigen heimatlichen Hechte anhaftet, keineswegs als in 
fraudem des inländischen Eherechtes geschehen ignoriert werden 
dürfte. Es wäre Sache jedes Einzelstaates, nach Maßgabe der 
eigenen Gesetze solchen Ausländern, die es geworden sind, um 
die heimischen Gesetze zu verhüliiRii, die Wiedergewiiiiiuiig der 
etwa verlorenen inländischen Staatsbiii'^^ti.scliaft abzuschlagen, 
solcni dies vom Ermessen abhängt \), keineswegs kann ilies auf 
die Gültigkeit der Ehe Einfluß haben. Dagegen kommt in jedem 
einzelnen Falle zu erwägen, uli mit dem Ervverbi' der fremden 
Staatsbürgi^rschaft der Verlust der bi^b» Hgen inländiselien ver- 
bunden ist; denn sowolil nach allgemein völkerrechtlichen Grund- 
sätzen-) wie auch nach üstcrreiebischem Rechte (i^ ?t2 a. b. GB 
und s? 7 Auswand.-Pat.) bildet erst die Verlegung des Wohnsitzes 
in den Staat der Naturalisation die Voraussetzung der Naturali- 
sation. Dies führte vielfach dazu, trotz Erwerbs der fremden 
Staatsbürgei^chait die f'ortdauer der bisherigen anzunehmen, 
wenn die Entlassung aus dem Staatsverbande nicht zuvor er- 
wirkt und auch eine Auswanderung nicht hinzugetreten ist. 
Allein sollen nicht unlösbare Konflilcte entstehen, so mn6 das 
Erfordernis der Auswanderung bloß als Voraussetzung der 
Naturalisation, nicht aber als Bedingung des Verlustes der 
Staatsbürgerschaft betrachtet werden. Dann kann Jeder Staat, 
auch Oesterreich, trotz § 32 a. b. 6B beruhigt auch die Ehe^ 

V) 8o in Österreich ntich § 30 &. b. GB und Dol-Dekr. v. HO. 1. 1824^ 
Pol. Gcä.-^ammlg. LH 25. 
*)Barl m. 
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fähigkeit nach dem Rechte der neuen Heimat beurteilen und 
seine Bedenken gegen den Vorgang bei der Bepatriiemng zum 
Ausdrucke bringen. Auf diese Weise wird das staatsrechtliche 
Zwitterding des snijet mixte nur mehr als Ausnahmserscheinung 
auftauchen^). Von dieser modernen Anschauung ausgehend, daß 
Naturalisation Aufenthalt bedinge, geht die überwiegende An- 
sicht dahin, daß auch für den Oesterreicher die Erwerbung 
einer fremden StaatsbÜrgersdiaft Verlust der alten bedeute^). 
Jede andere Auffassung würde zu bedeutenden Komplikationen 
führen, so müßte nach Art. 1 die Ellefähigkeit nach den Ge- 
setzen zwt'ier lleimatstaaten preprüft werden^). Xiir wird kein 
Staat pezwunjren sein, die Ehetähij^keit nach einer neuenvurbi nen 
Staatsbür^^tTschult zu beurteilen, wenn die Matiirulisatiuu unter 
Verlrtzting seiner eigenen Gesetze ülit i- die Welii j)tiicht erfolgte. 
Honst inuli in der IW^ivl unter Kiilturstaaten als Grundsatz an- 
erkannt werden*), Uall dt r Erwerl) der ntuen Staatsbürgerschaft 
den Vtrliist der alten zur Ful;,'e habr. Es wird dalier in der 
Kegel ( »f'sterreicli einem 22jähri<:cn rlifiiialigen Staatsaiiii-fböiij^en, 
der mit dem Hindernisse der Minderjährigkeit behattet war und 
nach erfolgter Naturalisation im Deutsrlif n Keiche nach Oester- 
reich zurückkehrt, — Erfüllung der WehrpHicht vorausgesetzt — 
die Ehefähigkeit nicht versagen können, wenn Art. 1 der Kon- 
vention redlich gehandhabt wird. 

Dagegen kann es keinem begründeten Zweifel uuterlicpron, 
daß eine im Ausland geschlossene Ehe von Ausländem gültig 

1) K. B. § 36 ongaiiicher Ges. Art. L Tom Jahfe 1S79. Pttr die not- 
wendig dnbeltlidw StMtaangehSrigkeit Kahn, D. e. Kod. 6. 89. 

^ Mayerhof er, Handlnuh II 942, Stubenrauch VIII. Aufl. I 81. 
Di*';^ ist tatsächlich die Ansicht von Czyhlarz, ü. 20. Daß die 
N itur;ilisati(Mi iin Auslände an sich den Verlust der bisherigen Staata- 
angehörigiiett nach sich zieht, ist ausdrücklich verordnet im C. C. Art. 17, 
G. G. Italitna Art. 11, ebenso in Sptuüeo, Portngal, Türkei, Griechenland, 
Balgwien; dafi Ihr dagegen diese Wtrkong iehk^ wiid im § 20 den denticben 
OeeetMi vom 1. 6. 1870 aoagesprocben. Kahn, Ztech. XV 246 halt dafflr, 
daB das r. lic ht der Staatsangehörigkeit des eigenen Gebiete den Verzug 
geben und narh dieser judizieren müsse. 

*) ftar. Thrr.rio nnd Praxis 1 2'H» nor^rUn Handbuch, ü. 12. Znr 
liinanbaituug iiitik;r Kunllikie dienen einzelne bcslehende Staatsverträge, da- 
runter die sog. Bancroft- Verträge Nordamcrikaä (mit Oesterreich v. 20. U. 1870). 

41» 
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bleibt, auch wenn die Ehegatten oder einer derselben die öster- 
reicbische Staatsangehörigkeit hinterher erlangen, weil eine gültig 
geschlossene Ehe auch unter geänderten Yerh&ltnissen aufrecht 
steht Wenn Österreichische Staatshtirger nach Erwerbung 
fremder Staatsangehörigkeit im Auslande die Ehe eingehen und 
dann nach Oesterreich zuriickkehren, so wird gronds&tzUch die 
fremde Staatsbürgerschaft, wie oben angeführt, allein zu be- 
rücksichtigen sein; dasselbe muß, von Verletzungen der Wehr- 
pflicht abgesehen, für den Fall einer Naturalisation ohne 
wirkliche Verlegung des Wohnsitzes z. B. durch Adoption oder 
Erwerbung von Grund und Boden gelten, weil unter Kultur- 
Staaten die Answanderung beruhigt als interne Voraussetzung 
für die Erwerbmij^ der Staatsbürgerschaft betraclitet werden kann. 

Keinesfalls kann dem Staate, der die Naturalisation ohne 
Nachweis der Ausbürgerung in der früliereu Heinuit gestattet, 
zugemutet werden, bei Beurteilung der Ehefähigkeit auch auf 
das Kliorecht der frülieren Heimat Redacht zu nolimen'). Ist 
dies niciit der Fall, so bleibt die Möglichkeit einer wider- 
sprechenden lieurteilung derselbi^ii Ehe seitens verschiedener 
Staaten insolaufre gegeben, als die trübere Heimat an der Staats- 
angehörigkeit trotz Naturalisation festhält; mir verrinfrert sich 
diese Gefahr durch VereinheitUchuug der intemationaleu Kompe- 
tenzen. 

Nur wenn dem Wechsel der Staatsbürgerschaft diese Be- 
deutung uneingeschränkt konzediert wird, kann in der Kon- 
vention ein Fortschritt erblickt werden, weil dann die Be- 
deutung der Naturalisation weder durch den Aigwohn eines m 
fraudem legis agere herabgedrfickt noch auch auf Umwegen 
statt des Nationalgesetzes das Domizilgesetz zur Geltung ge- 
bracht wird. 

ad. 2. Wechseln beide Ehegatten die Staatsangehörigkeit, so 
richtet sich ihr Recht auf Scheidung und Trennung nach dem 
neuen Gesetze, und zwar hinsichtlich der Zulässigkeit aus^ 
nahmslos, hinsichtlich der Ursachen mit der Ausnahme, dafi 
unter der Herrschaft der früheren Staatsangehörigkeit vor- 



So Czyhlarz, S. 20. 
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gefallene Tn iiniiiifrs- oder Scheidunprstatsachen nicht mehr 
iTnbedinprt w iik.^aiii Meilteii {Avt. -i). Wenn dapregen nur einer 
der ElR'irattiMi die Staatsangehörigkeit wecliselt, so ergeben 
sich hinsichtlich der une in verständlichen Scheidnnpr nnd Trennung 
Schwierigkeiten. Diese Schwierigkeiten betrafen folgende zwei 
Hauptfragen: Hatte die durch Naturalisation eines Ebeteües 
bewirkte T.ösbarkeit der Ehe für den andern nicht naturalisierten 
Eheteil Wirksamkeit oder nicht? Und wirkt die Naturalisation 
des Ehemanues auch für die Bhefraa mit der Rechtsfolge, daß 
auch ihr Recht auf Scheidung oder Trenuniig nun nach dem 
neuen Gesetze zu beurteilen komme? Die erste Frage wurde 
oft in bejahendem Sinne beantwortet, weil Jedermann für seinen 
Teil berechtigt sei, ein Scheidungsurteil herbeizuführen und ein 
durch das bisherige Gesetz garantiertes Recht des andern 
Ehegatten niclit geschieden zu werden, nicht anzuerkennen ist, 
sie wurde aber verneint, so oft die Erwägung Platz griff, daß 
das Gesetz der bisherigen Heimat, welches gegen Trennung 
schützt und dem nicht naturalisierten i\heteil den Fortbestand 
der Elle garantiert, durch einseitige Naturalisation niclit ver- 
letzt werden dürfe, daß somit eine solche Scheidung unstatthaft 
sei. Nach der Konvention dürfte kein Zweifel mehr darüber 
obwalten, daß es eine einseitige Lösbarkeit der Ehe, sei es 
mit, sei es ohne Tvückwirkung auf den andern Teil nicht mehr 
geben darf. Hierfür spricht schon die allgemeine Bestimmung 
des Axt. 1 (II. KonT.)i daß das heimatliche Recht der Ehegatten, 
d. i. beider, maßgebend sei. Es kann daher schon aus diesem 
Grunde dem nicht naturalisierten Ehegatten eine Scheidung 
oder Trennung nicht aufgedrungen werden, die nach dem 
Gesetze der neuen Heimat des einen Ehegatten allein zu- 
l&ssig w9re. 

Art. 1 denkt aber bloß an den Normalfall laß beide Ehe- 
gatten gleiche biaaisaugehörigkeit besitzen und zieht daher im 
Unterschiede zu den Vorschriften üljer die Eliefiihigkeit nicht 
das heimatliche Recht jedes der beiden Ehegatten heran. 
Mindestens im lie^riniie der Ehe niuii die Nationaiit tt nnd 
daher das heimatliclie liecht gemeinsam sein, dies kann sich 
aber durch nachträgliche einseitige Naturalisation ändern. 
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Hier tritt Art. 8 (II. Konv.) init der Bestimmung ein, daß als 
das heimatliehe Recht der Ehegatten dann, wenn sie nicht die 
gleiche Staatsangehörigkeit haben, ihr letztes gemeinsames 
Recht anzusehen ist. Daraus fol^rt, daß weder dem nicht 

naturalisierten Ehegatten eine Scheidung oder TreDiinng aus 
Gründen des neuen lieimatlichen Rechtes des andern Teiles 
aufgenötifjt. nocli dem zurücicgebliebonen KlK'<ratt('ii diinh liii- 
seitiefe Naluralisatitjn des aniicru KlieteiLs sein Rcclit auf 

idiinir oder Trennung verkümmert werden dnrf. 

Dirser Punkt gehört zu den am härtesttiu bekämpften in 
dir ganzen Kouvtiition. Kompliziert wird die Fragre noch 
duiTh die nngleiclilirit, welche dadurcli ent»steht, daß die ein- 
seitige Naturalisation des Mannes bisher in der Regel die 
gleiche Wirkimi:' für die !-'ran hatte, während umgekehrt die 
gleiche Fithv nicht ciiitrilYt, der Mann daher das Schicksal 
der Ehetrennung in der Hand hatte, so daß wohl die Natura- 
lisation deü Gatten neues gemeinsames Recht schuf, nicht auch 
die seiner Gattin. Wie die Verhandlungen der Konferenz lehren, 
bereitete im Schöße derselben Art. 8 keine besonderen Diffe- 
renzen, erst nachträglich wurden AngrifYi' erhitben. 

Der Gedanke, welcher die Konvention bei Art. 8 leitete, 
war offenbar die gleichmäßige Wahrung des heimatlichen 
Rechtes beider Ehegatten; wurde nun beiden yerschiedenen 
heimatlichen Oesetzen zugleich Rechnung getragen, so Icämen 
unhaltbare Konseqnenzen zum Vorschein; die Ehe kann nicht 
für einen Teil lösbar, fOr den andern unlösbar sein, eine Tat- 
sache würde für den einen Teil die Klage rechtfertigen, ffir 
den andern nicht. Im Effekte könnte eine Scheidung oder 
Trennung nur herbeigeführt werden, wenn sie nach beiderlei 
Gesetzen gerechtfertigt wäre, sie wäre daher praktisch nahezu 
undurchführbar. Umgekehrt würde dadnrdi, daß es jedem 
Eheteil gestattet würde, nach seinem neuen Rechte die Auf- 
lösung einer unlösbar eingegangenen Ehe herbeizuführen, der 
andere Teil durch den einseitigen Willeusakt einer Trennung 
ohne sein Kinvei'standnis unterworfen. Der lleiinatstaat des 
zurückfiel iliebenen Ehegatten konnte einerseits der von der 
neuen Heimat des aadern Eheteilä gewahrten Ehetrennung 
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kaum seine Anerkennung^ zngestehen, ohne die Rechte raid 
liitrn ssni il(s zuiückg"cblicbonen Klieirutten zu verletzen; andrer- 
seits Wiire den internutii/iialt n \'t liuLltiiisscii nicht pf^niiuend 
Rechnunfr «retragen, wenn die einseitifje Ehetieiinung inittrls 
Itloiirr L'' Hiixwirkunfr für den andern Kheteil wirksam wiiKle. 
Sonst kommt es wndrr daraui hinaus, was die Konvention 
vermieden wissen will, auf den Ausspruch von Ehetrennung 
und Scheidung lediglich für den Bereich eim s t inzelnen Staats- 
gebietes. Für den von der Konvention besclirieltenen Weg und 
gegen die zweiseitige Wirkung einer einseitig erwirkten Lösong 
der £he spricht zunächst, daß nunmehr auf vollkommen gesetzt 
lichem und erfolgreichem Wege die Trennung einer als unlöslich 
eingegangenen, aber unhaltbar gewordenen Ehe mit Hälfe 
einveiBtandlieher Naturalisation möglich sein wird, denn die 
Unlösbarkeit einer solchen £he trotz beiderseitiger unüber- 
windlicher Abneigung wurde beiderseits als die härteste Fessel 
empfanden. Wenn aber die I.ösnng einseitig angestrebt wird, 
so ist es nicht Aufgabe dtr Kunvintiun, die von beiden Teilen 
als unlöslich eingegangene Ehe dem einen Teil zuliebe trenn- 
bar zu gestalten und das innerstaatliche Ehereclit zu kurri^ncn n. 
l>ie einseitige L«'»sung zu (Jujisten des natiiruli.sierten Kläget'S 
gegen den iiiclit naturalisierten Bekla^'-ten wäre eine unzulässige 
eins( itige Begünstigung des ersteren »ind ßen«achteiligung des 
letzteren; nach allgemeinen Becbtsgrundsätzen hatte eher noch 
das umgekehrte Verhältnis zu Gunsten des Beklagten ange- 
nommen werden können. Auch noch eine weitere Erwägung 
spricht für Art. 8; so wenig der Ehegatte durch einseitige 
Verlegung des Wohnsitzes dem andern Efaeteile die Kompetenz 
entziehen kann und es immer auf den letzten gemeinsamen 
Wohnsitz ankommt (§ 76 J. N.)f ebensowenig soll dies für die 
SchaJfnng der Ehetrennbarkeit einseitig statthaft sein. 

Die Gegner des Art. 8 stützen sich darauf, da Ii durch 
ihn selbst cegenülier dem jetzisfpn gesetzlichen Zustande » ine 
Ersciiw ei nis der T-"<nnir unhnltljarer Ehen gelegen sei unil die 
Is'otwendigkeit geschafieu werde, die Zustimmung des andern 
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Eheteilg zur Nattiralisation mit schweren Opfem zn erkaofe&O« 
Sie argumentieren, daß durch die Naturalisation das heimat- 
liche Recht nicht umgangen, sondern demselben entgangen 
werde, und reklamieren dem von dem neuen heimatlichen 
Rechte geschöpften Erkenntnisse absolute Wirkung. Für ihre 
Ansicht wird die Entsch. des OGH vom 18. 6. 07 No. 7373 ins 
Treffen geführt, welche aussprach, die von einem geschiedenen 
Katholiken nach Erwerbung einer freuukri Staats})ürger>chaft 
und Treiiiiuiifi dvr Khc durch das dortige ( leri( ht eingegangene 
Eile aiicli im Inlamii' gültig, wnil derselbe alü Ausländer 
nun einiiial an dir heimischen (ieseize (somit § 62 a. b. Gli) 
nicht gebunden st i. Dieses ganz vereinzelte Judikat ist von 
größter Bedeutung, weil es das impedinientia catfwlicisnii 
nicht mehr als absolut wirksames, weil auf ethischer Grund- 
lage beruhendes gelten irißt, allein zur Richtschnur für die 
Gestaltung des internationalen Eherechts ist es deshalb nicht 
geeignet, weil es die Bechtsgültigkeit des Trennungserkenntnisses 
nicht weiterer Erwägung unterzieht; überdies schöpft seine 
Begründung schon aus dem auf dem Wege befindlichen Haager 
Eherecht; es ist daher nicht zu fürchten, daß letzteres den 
neuen Zug der Judikatur hemmen werde. Die Vorschlage der 
Gegner laufen darauf hinaus, daß für die Eheanflösung stets 
das neue Recht des naturalisierten Klägers matjgebend sein 
mußte, dies könnte aber aiii inkiucaiuiutle Anerkennung nicht 
rechnen. Könnte nicht gleic liwohl. wird vielleicht eingewendet 
wt rdt'ii, beruhigt der .hutikiitur der neuen Heimat die Ent- 
scheidung überlassen werden, weil ein Urteil auf Trennung 
oder Scheidung unter Kulturstaaten, wie es die Konventions- 
staaten sind, nur nacli ordnungsmäßigen Verfahren aua 
wichtigen Gründen ertiießen kann? Die Antwort kann nur 
verneinend ausfallen; denn nach Art. 11 steht aUen Staaten 
der Beitritt frei und die einseitige Abstellung des Schicksals 
internationaler Verhältnisse auf die innere Geset^ebung Jedes 
beteiligten Staates widerspricht den Grundsätzen des inter- 
nationalen Privatrechts. Die Angriffe auf Art. 8 laufen daher 

„Das liethV , ti. Jg. i^o. 1 \x\\A 2^ Dr. Emil Wolf, die ungarischen 
Elten und die Haager KonveiitioD in N, Fr, Fr. vom 19.7.07. 
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eigentlich auf Bf»l(äin[>fiinff des Art. 1 liinaus, sie richten sich 
gegen die (Grundlage der ;zanzeH Konvention. 

Wenn nun der natin-nlisicrte Teil der (inttc und nirlit die 
Gattin^) ist ~ und hiermit wäre die zweite eingangs gestellte 
tYage in Erörterung gezogen — so entsteht die Komplikation 
dadurch, daß die Gattin der Staatsangehörigkeit ihres Mannes 
in der Regel zu folgen hat, hierdurch ein neues gemeinsames 
heimatliches Recht geschaffen wird und somit der Mann einseitig 
das Schicksal der Ehe, ob lösbar oder nicht, gestalten kann. 
So könnte der katholische Gatte dnrch Erwerb der nngarischen 
Staatsbfirgerschaft die Trennung der Ehe mittelst Urteiles her- 
beiführen, wenn angenommen wurde, da6 die Naturalisation auch 
für die Gattin wirksam sei. Dies war bisher auch die über- 
wiegende Ansicht*'*); seihst wer die tatsächliche Wohnsitzverlegung 
als Voraussetziiii;; des Verlustes der Staatsbürgerschaft im Falle 
der Ausbürgerung angenoimuen hat, müßte die Erwerbung der 
Staatshünrerschaft durch den Ehegatten für die (lattin wirksam 
erklären; df'ii?i der Woliiisit/ des Gatten schafft auch für die 
nicht gesehieilene Gattin den abgeleiteten Wolmsitz, selbst wenn 
sie faktisch nicht i'ol^^t. Für die österreichische Staatsbürger- 
schaft müßte dies als feststehend angenommen werden, keines- 
falls darf verlangt werden, daß auch die Frau an den Wohnsitz 
ihres Gatten folge, um seine neue Staatsangehörigkeit zu teilen^). 
Tatsächlich lag den bisher ergangenen und veröffentlichten Er- 
kenntnissen, ob die von einem einseitig naturalisierten Ehegatten 
in der neuen Heimat erwirkte Trennung dem andern Ebeteile 
gegenttber yon Wirkung* sei, der Sachverhalt zugrunde, dafi nur 
die Gattin einseitig naturalisiert wurde; in jenen Fällen wo eine 
einseitige Naturalisation des Ehegatten für die Rechtswirksamkeit 

1' Audi diese kann allein naturalisiert werden, DUDdeateDS wam aie 
schon gescliitMlen ist; Mn'/e f liefe- r, 11 U42, Note 2. 

'■^ Nur (iic franz'isisclie Traxis besteht auf t-incin aijweu'henden .Stand- 
punkte; WeitiH, Tmiit eiementaire de droit international ptivt:, S. 140, 
löO; Laurent, droit intematUmeU HL Nr. 526. Anders hi Deatschhuidt 
0«fltenr6ich, Scbwtli, Ungun. 

^ § 92 a. b. OB, § 11 Heimat-Oeaeta ▼om 8. 12. 1863, Hofkuulel- 
Dekret vom 10. 6. 18:H5, J. G. S. Hr. 81, Mayerhofer, II 942. Bbemo 
dfti dentsdie Oesets Ober die Staatsangehörigkeit § 11. 
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des Trennungserkenntnisses gegenüber der nicht natnralisierten 
Gattin als bedeutungslos erklärt wurde, war entweder eine Sehe!« 
dung von Tisch und Bett im Inlande Torausgeg^angen oder die 
Naturalisation war der Erwirkung des Trennungserkenntnisses 

iiachp:efol*(t^). Sind aber beide Kliegatten durcli die Naturalisation 
des Ehiiuuimes als naturalisiert anziist lu ii. so ist der letztere 
in der Lage, die Trejiiil .u kcit der Ehe i iiiscitip: herbeizuführen, 
weil aucli die P^hefrau dirs( ii <iesetzpn unti rworfen wird. Dann 
würde auch Art. 8 nieht nu-lir ('iit!j(';:vii>tchen, weil das nnie 
heimatliche Recht das letzte genieiii.saine Kecht beider Khegatten 
ist. Allein da soll nun 4 des Durchfülirungsgesetzes durch 
die Bestimmung dazwischentreten, daß die Naturalisation des 
Mannes nur dann für die Frau von Wirksamkeit sein solle, 
wenn sie seinem Begebren um Erlangung einer österreichischen 
Staatsbürgerschaft beigetreten ist Ueber Art. 8 der Konvention 
dürfte § 4 des Dnrchführungsgesetzes keiner besonderen An- 
fechtung begegnen. Sein Schicksal ist an Art. 8 geknöpft; so- 
bald der darin gelegene Gedanke rezipiert ist, stellt § 4 bloß mehr 
eine rein heimatrechtliche Ergänzung dar. Denn ohne § 4 bliebe 
noch immer der Mann allein Herr des Schicksals der Ehe und 
die Guttin könnte ihn nicht biiulerri. es zu gestalten. § 4 ist 
daher zunächst der ( ilt ic listellun^ des Kinflusses beider zu dienen 
bestimmt und will verhindern, daß auf einem Umwege eingefülirt 
werde, was Art. 8 vermieden wi^ssen will. Der Gedanke des 
^ 1 ist ein ganz richtiger. Auch hier l>ietet § 76 J. N. die 
richtige Analogie; denn auch für die Kompetenz zur Ehr- 
trennungsklage vermag derüatte nicht, durch einseitige Aend« ruug 
seines Wohnsitzes der l'ian den abgeleiteten Wohnsitz zu be- 
gründen; es kommt auf den letzten tatsächlich geroeinsamen 
Wohnsitz an. Bloß der technischen Durchführung des Gedankens 
wird zum Vorwurfe gemacht, daß der Nachdruck auf den Beitritt 
zum Ansuchen um Naturalisation gelegt wird, während es 
wesentlich auf die Mitauswanderung ankomme^). Dieser Einwand 
dftrfte sich durch dasjenige beilegen lassen, wa« oben Über die 
Auswandening als Voraussetzung der NaturRlisation gesagt wurde. 

1) K. il <h;H vom 9. 12. Ibbb Z. 12066 ü. L. lUö21. 
-) Czy klare, u. a. 0. ß. 3ö. 
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Wcim § 4 in dipscr Fonn (lesetz wird, dürfto die Aiiswaiulenmj,^ 
nclien der PlxiKitiütrunp: in Fragen der ^'aturaiisation endgültig 
in den Hintergrund treten 

Man kann re.suniieren, daß die Konvention dadiirdi, (l.iß 
sie den Weg zur Lösunpr der Elie mit Wirkung internationaler 
Anerkennung weist, einen Fortschritt bedeutet, daß sie alio- die 
Härten des innerstaatlichen Eherechtes wobl nicht verschürlt, 
aber auch weder beiiel>t noch zu beheben vermag. 

ad 3. Wie stellt sich nun die Konvention zu solchen 
Naturalisationen, welche nur zn dem Zwecke eingegangen 
werden, nm eine Scheidung der in der früheren Heimat un- 
flcheidbaren Ehe herbeizuführen, somit in fraudem des bis- 
herigen heimatlichen Eherechts? Es ist ja nicht zn leugnen, 
daß bei Aufeinanderfolge von Naturalisation und Scheidung 
bezw. Trennung erstere in aller Kegel mir Mittel zum Zwecke 
ist. Allein ('S liieße wirklich der Konvention Gewalt aiitim, 
wenn die grundsäuliche Wirkung des W' ech.sels der Nationalität 
im Hinblicke auf dabei unterlaufende ^fotive al)geöcli\v;i(ht 
würde. Die bekanntt-ste Type d( rartiger Nritni alisation ist 
jene zu dem Zwecke, eine in der alten Heimat aiis^esjirnrhene 
Scheidung in Trennung umzuwandeln, der Fall der sog. trans- 
sylvanischen Ehen. Bei Beurteilung solcher Ehm sind zwei 
Gedanken als Grundprinzipien des neuen Rechts testzuhalten: 
eine einseitige Lösung der geschiedenen Ehe zu (iunsten des 
naturalisierten Eheteils ist unstatthaft und darf die Folgerung, 
daB die LOsung der Ehe für den einen Eheteil notwendig auch 
die Lösung für den andern Teil herbeiführe, nicht gezogen 
weirden; Tatsachen, welche der Naturalisation vorausgingen, 
aber nur nach dem neuen, nicht nach dem früheren heimat- 
lichen Rechte die Trennung der Ehe rechtfertigen, können 
nicht dazu dienen, die Trennung der geschiedenen Ehe herbei- 
zuführen lArt. 4, II. Konv.). In der letztereji Vorschi-ift soll 
das Korrektiv dagegen liegen, daß die Naturalisation wirksam 
bleibt, selbst wenn sie mit der Ab.sicht ei-folgte, die Vor- 
schriften der bisherigen Heimat über die Ehescheidung zu urn- 

1) Für die Ehescheidung mnß die Katurahsation des Mannes die gleiche 
Wixkong haben wie jene der Fran, Kahn, Ztsch» XV 247. 
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gehen. Diese Bestimmung hatte die Aufgabe, die Fraa gegen 
die Wirini ng einer wider iliren Willen unternommenen Natura- 
lisation des Gatten zu schützen und zu verhindern, daß sie der 
Ehetrennung nach dessen neuen Gesetzen preisgegeben werde, 
während sie nach ihriMii hisherieren Rechte dazu keinen Anlaß 
gegeben hatte Die Erw äguii<5^on des Oesetzgebers gingen 
davon aus, daß das >Iprkmal des ilandelus in fraudem des 
heimatlichen Khereclits objektiv in der Regel nicht feststellbar 
ist und daß dalx r in allen Fällen, die Art. 4 uiiitaut, ( ine 
gesetzliche Veniiutnnfr fni" ein .solclies Motiv vorliege. Indes 
geht die «riUt ude Fassung der Konvention über den Entwurf 
und über diese Absicht hinaus, da ein ( ie{^enl»eweis gegen diese 
Vermutung nicht statthaft ist und der Fall nicht auf die 
Naturalisation des Mannes gegen oder ohne den Willen der 
Gattin beschränlct bleiben soll. Es kann nicht geleugnet 
werden, daß derzeit, wo genügende Kautelen gegen einseitige 
Naturalisation geschaffen sind, diese Vorschrift nicht bloß als 
überflüssige, sondern auch lästige Fessel empfunden werden 
wird. Nach Art. 4 wird die Tatsache, auf welche sich das 
Begehren stützt, wenn sie vor der Naturalisation sich ereignete, 
nach dem früheren und nach dem späteren heimatlichen Rechte 
eine Ehescheidungstatsache ergeben müssen. Dann wird der 
erkennende Richter unter Umstanden einschließlich der Ux fori 
nach dreierlei Recht zu fragen haben. Große Schwierigkeiten 
werden sich ergeben, wenn z. B. der Ehehruch nach früherem 
Rechte bloß Scheidung, nach dem neuen auch Trennung recht- 
fertigt ; wenn es sich dämm handelt, zu ermitteln, ob dUe drei- 
jährige Dauer der Geisteskrankheit als Ehescheidungsgrund 
(§ 1569 BGB) nach früherem Rechte vollstreckt war, ob das 
boshafte Verlassen schon vor der Naturalisation die gesetzliche 
zur Scheidung geforderte Zeit angedauert hat-). Maßgebend 



1) Buzzati in Revue 1901 S. 273. 

^ Kahn, ZtMli. XV 857 wiU dleae Sohwierigkeit mit folgender Umm 
flbendiideii: Bfn naoh dem nraen hdmatUchea Rechte scIwidiiiigtbQgilliideiMiet 
Yerlmlten mufi in jmlcm Falle mit Bezug auf iIi-iiieniL^en Teil des Tatbestandes, 
welcher unter dem alten heimatlichen Rechte abgelaufen ist, den Charakter 
eines im weiteren Verlaafe scheidangsbegrfindenden £reigni88es auch nach 
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waren die g;esetzlicheii Vorbilder im Art. 17 ^) des EG z. BGB 
und § 115 des nDgariscben Gesetzes Art. XXXI ex 1894. Allein 
die bei Scbaffung des Art. 17 maßgebenden Erwägungen, daß 
die nacliträgliche Aenderun? der Staatsbürgerschaft einer 
bereits eiiijLivtnteiieii Schädig; iiii^i der Ehe diesen Charakter 
weder verh iliea noch entzieiien kann, können nicht mehr den 
Au>Nc]ilap: f^fben-i. Denn daß die ein verständliche Natura- 
lisation ihr (licstMi ( liarakter entzieht, kann nach Art. 17 Abs. 1 
und nach der Konvention keinem Zweifel mehr unterliegen, 
und daß die Voraussetzung zur Gcltiaidraachnng von Rechten, 
die ein neues Gesetz gewährt, erst unter der Herrschaft 
desselben gescbaflfen worden sein müssen^ soferne sie nicht 
schon unter der Herrschaft des früheren dieselbe Wirkung 
hatten» widerspricht allen Rechtsgmndsätzen; denn stets ist es 
eist das Urteil, nicht der Scheidungsgrund, welcher den rechts- 
gestaltenden Charakter für die Ehe besitzt; man kann daher durch- 
aus nicht verneinen, daß die Aenderung der Staatsangehdrigkeit 
einer Tatsache die Eigenschaft eines Scheidungsgrundes 
leihen könne. In richtigerer Weise war der in Art. 4 enthaltene 
Gedanke von den dänischen Vorschlägen zur Konvention bei 
Art. 8 verwertet, welche dahin gingen, au.szusprechen, daß die 
einseitige ^'aTurali>ation fiiilicr gesetzten Tatsachen den Effekt 
einer Ehetrennung zu ciitzii lim nicht get igiu t sei. Nachdem 
aber nun einmal die Konvention stets das letzte gemeinsame Ehe- 
recht zugrunde h'gt, waren die Bedenken, welche Art. 4 zeitigten, 
überilüssig, denn niemand kann mehr einseitig eine Trennung 
im Wege der ^Naturalisation aufnötigen; daß sie aber versagt 

dem Iriilit idi I!* cht*; gehabt haben. Weder brau« iit der S( ht idmij^'sgrund 
nnter dem ;ilt. n Rorbtc perfekt nmi klagbar gewordcu zu sein, noch braucht 
der erst nach dem ;SUatt>aiigeliüiigkeiiäwechsel perfekt gewordene Scheidungs- 
grnod als solcher Mch dem alten hdmatlichen Beehte «i genügen. 

Darin liegt das Ehibekenntnis, daB Art. 4 Imchsttblich nicht sn liand- 
haben sein wird. 

^) „Eine Tatsache, die sich ereignet hat, während der Mann einem 

anderen Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund nur geltend gemacht 
werikn. wenn die Tatsache anrh nach den Qesetasen dieses Staates ein 
Scheiduügs- udcr 'riciimiiiK^t-^riiinl ist,* 

Jiegelüberger, randckien S. ITU, Aiemeyer, a. a. 0. S. 22ü. 
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sein solle, wenn zwei Österreichische Katholiken Deutsche werden, 
um einverständlich wegen eines znr Zeit der österreichischen 
Staatsanp^ehörigkeit begangenen Ehebruchs die Trennung he- 

grehrcn. bleibt nicht zu rechtfertigen M- Art. 4 kann nur als ein 
^lil.iiiiilV beklagt werden: statt duLi gegen Nuturulisatiuii in 
ji'üudeni h'nis durch lliuderiiisse gegen Kepatriierung, ja selbst 
Ausweisung nach Wiedrraufnahme des früheren Wohnsitzen in 
krassen l-'iincn-) vorgogan^^cn wird, wird das Kind mit dem 
Bade verscliüttet und von der natürlichen Wirkung der Natu- 
ralisation eine grundsätzliche Ausnahrae gemacht. In der Praxis 
wird es sich empfehlen, die Wirkung des Art. 4 dadurch zu 
lindern, daß er milde gehandhabt wird, indem es genügt, wenn 
Trennung auf Grund einer Tatsache begehrt wird, die yordem 
wenigstens Scheidung begründete, oder indem man es genfigen 
läßt, daß die vordem auch nur begonnenen Tatsachen unter 
dem neuen Recht vollendet werden 

VII. Internationale Kompetenzen in Ehesachen. 

Der Zweck der Konvention, liir das ganze (ir))i<'t der 
Yertragsstaaten verbindliches Keclit zu sichern, setzt voraus, 
daß international anerkannte Kompetenzen geschaffen werden, 
um widersprechende Urteile zu verhindern und die Vollstreckung 
der Urteile im ganzen Gebiete zu sichern. Solche Vorschriften 
wurden bloß für Scheidungs- und Trennungsklagen im Art. 5 — 7 
der II. Konvention statuiert, für Nullitätsklagen wurden keine 
besonderen Normen aufgestellt, offenbar eine Konzession an Jene 
Staaten, zu deren Gunsten der Ausspnich der Ungültigkeit bloß 
für den Bereich des eigenen Staates zugelassen wurde (vgl. 
Art. 2, a, 5 und 7 der I. Konvention). Es kommen daher die 
prozessualen Grundsätze jedes einzelnen Vertragstaates zur An- 
wendung. 

1) CnyklarM S. 34. 

•i) Bar l Jettel, I. P. R. S. 

Dagegen katm die Vorschrift des Art. 4 bezw. 8 nicbt dondi Ytf- 

Weisung auf ein anderes /. R das frühere heimatliche II* cht. unter dem die 

Tntsache sich fTfM'^rn'^tf, uiiii:aii_'rii wrrrlt'n, es ist eine ^Uberstaatürht:'' Nornif 
d. b. eine solche, welche der Disposition der £ioz«lät4iateD entrückt, ist. 
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TJt zii;:l}cli der Scheidunj^s- und Trennun^rsklage waiüii 
Kolli]. Lttiizvorsclirittt II desto notwenditrer als in dieser Richtung- 
die weitestgehenden V« i schit (Icnliciti n Ih ^tehen. Zwar die Melir- 
.zalil der Stn iten erklait sich in diesen Gelangen nur für die 
eigenen Stuatsangeliörigen kompetent, so grundsätzlich Frank- 
reich, Deutschland indes wird vielfach auch das Domizil als 
maßgebend erklärt'-'), zuweilen selbst der Ort des blolien Anfent- 
lialtes, des Scheinwohnsitzes, so in Nordamerika (z. B. Dakota 
„£jhescheiduiig8fabrik^^). Nach der Konvention wird die Wahl 
zwischen dem Gerichte des Wohnsitzes und dem nach dem 
heimatlichen Gesetze zuständigen Gerichte gestellt, wobei die 
Bestimmungen der Einzelstaaten, wonach die nationalen Gerichte 
ausschließlich kompetent sein sollen, fttr alle Vertragstaaten 
bindend sind, so daß die Zuständigkeit des Domizils zessiert^. 
Dieser Vorbehalt, im Rntwairfe bloß für religiöse EShen zn- 
fredacht, ist durch die Konvention auf alle Ehen anwendbar er- 
klärt worden. Solche Vorbehalte sind in den Gesetzen einzelner 
Staaten enthalten und an die Adresse der eijrenen Staats- 
ansrehörig'en fj-eriehtet. da dafai- kein Tnteicss"- besteht, daß 
fremde Staatsaiigehtu ige nur von deren heimatlichen (jes» t/,en 
in Scheidungssachen Keclit finden sollen*). Der Entwurf eines 
österreichisehen Durchfüliruugsgesetzcs macht in 3 von diesem 
Vorbehalte den Oebrauch, daß die österreichischen (lericlite aus- 
schließlich zuständig sind, um über ein Begehren österreichischer 
Staatsangehöriger um Ehetrennung oder Scheidung zu erkennen. 
Danach kann im Falle, daß beide Ehegatten Oesterreicber sind, 
kein Zweifel herrschen über die exklusiye Kompetenz der in- 
ländischen Gerichte; fraglich ist es, wie es mit dem Falle be- 
schafen ist, wenn nur ein Teil österreichischer Staatsbürger ist; 
nach dem Wortlaute scheint es, als genüge die Staatsangehörigkeit 

ij § m\ ZF'O Ktzter Absatz. 
*) u. a. in Oostirreich li\ J. N. 

^) Die Prorogation eine» andern Forums ist unstatthaft, Bar I 483» 
*) Bin AnsatK rar internationalen Kompetenz in Ehesachen findet sieb schon 
im § 6(J6 R. ZPO; aber auch im g 100 »sterr. J. N», wonach die österreichischen 
Gerichte znst&ndig sind, selbst wenn keiner der Ehegatten seinen Wohnsitz 
im holande hat und bior auch nicht der letzte gemeinsame Wohnirftz war, 10- 
fern nnr der Geklagte österreichischer Staatsangehöriger ist. 
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des Klägers. Allein auch auf diese Frage ist im Art. 8 die 

Antwort zu suchen, es kommt auf die letzte gemeinsame StAats- 
angehörigkeit an. ist diese in Oesterreich, so ist das österrt ichische 
Gericht ausschließlich kompetent. Nur für den Fall, als keiner 
von beiden mehr Oesterreicher ist, greift diese Norm nicht durch, 
wenngleich als heimatliches Recht betreffend die Durchfährung 
der Scheidung das österreichische in Geltung bleibt, eben weil 
der Wortlaut des Durchführungsgesetzes darauf in keiner Weise 
Anwendung findet und es auch an einei» Interesse an dieser 
ausschließlichen Kompetenz gebricht^). 

Danach wird sich die Kompetenz in ßhesachen in folgender 
Weise gestalten: 
1. mit Wirknng für den Bereich der ganzen Konvention 
wird oin österreichisches Gericht in Ehescheidungs- und 
TnMiiiuii'Tsklagen zu judizieren beriitLii sein, in dessen 
Sprenj^el die Ehegatten oder hei Verschiedenheit des Wohn- 
sitzes der Beklagte seinen Wohnsitz liat, inugen die Ehe- 
gatten in- oder Ausländer sein. Der dem österreichischen 
Rechte eijrontümliche Gerichtsstand des letzten gemeinsamen 
W'dmsitzcs wird als internaticnaler nur mehr anerkannt 
im Kalle i)(*shaften Verlassens odiT Wohnsitz Wechsels nach 
Eintritt der iSclieidungsursache. Alle diese fora fallen 
weg, wenn die Trennnnps- oder iScheidunprswerber oder 
einer derselben Ausländer sind und das heimatliche. Kecht 
diesen Vorbehalt gemacht hat^); 

Cmyhlarm, 8. 30, antmifft auch dioaen Fall dem § 3 jdfla 

DurchfOlunil^lsgeBetzes. Indes wUrdc dieses auf § 81 Z. 3 BO gar nicht paftsen. 
welche nur solchen Urteilen Vollstrec kb.trkt-it vpr^atrt, die den Personenstand 
österreichischer Staatsbilrtier treffen, und, wie /.um ÜurchführuiiLrRszcst'tT; ? 3 in 
den I{« qr-Motiven S. 38 bemerkt wird, will g 3 D. Q. den ücdanken des 
§ 81 Z. a EO aufrechthulten. 

S) Nach dem neueren Judikate de« OGH ytm. 16. 6. 07, Jv/r. Bl, No. 7 
es 1906 sind die österreicbiBcfaen Oericbte auch ohne diese Voranssetsiuig anr 
EntBcheidang ttber die Trennung and Scheidung von Ausländerehen unzuständig. 
Entgegengesetzt E vom 17. 12. 07, Jur. Bl. ebenda. Für die Ablehnung 
der Zu.'-täTHÜirkeit wirr! sirh anf Art. IX EG z. JN (^vidkcrrei htliche Gmnd- 
8ät/.o) iMiuiui: da in dieiicui llochtsfalk' der Beklagte im Auslände wohnte 
und dieser L uihUind verwertet wird, dürite der Entscheidung keine prinzipielle 
Bedentnog anlcommen. 
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2. mit Wirktmg für den Bereich des Inlands bleiben alle 
inlündischep fora, z, B. der letzte gemeinsame Wohnsitz 
(§ 76 J.K.) oder der allgemeine Gerichtsstaad des Ehe- 
mannes (§ 114 J. N.) in Geltung; solche Urteile sind dann 
im AusUmde nicht immer vollstreckhar. Nor wenn der 
Vorbehalt seitens des Heimatstaates gemacht ist, wird die 
Kompetenz anch mit dieser beschränkten Wirksamkeit 
aufhören, weil darauf durch den Staat8vertrag ohne Ein- 
schräiikuu;! verzichtet wird. Solche Klagen wären wegen 
Inkompetenz abzuweisen. 

£ine Ausnahme yon der absokten WirJning des Vorbehaltes 
der heimatlichen Kompetenz mußte für jene £hen geschaffen 
werden, welche mit Nichtigkeit ffir den Bereich der Heimat ge- 
schlossen sind^f denn diese können in der Heimat nicht Gegen- 
stand eines Trennnngs- oder Scheidungsprozesses bilden. Für 
diese ist unter allen Umständen die Gerichtsbarkeit des Landes 
zuständig, worin die Ehegatten ihren Wohnsitz haben. 

S'-Iir zwcckmäßig^erweise ist seihst doit, wo nur das heimatliche 
Gesetz kompetent ist, docli das Gericht des Wohnsitzes zur Er- 
lassung" von einstweiligen Verfügungen bezüglich der Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft kompetent (Art. 6); docli hleiben sie 
nur aufrecht, wenn ^ie innerhalb eines Jahres Tom heimatlichen 
Gericht bestätigt werden und keinesfalls für länger, als das 
•Gesetz des Wohnsitzes gestattet 

Von größter Wichtigkeit ist die Sicherung der Anerkennung 

dktv Ehescheidungs- und Trciuniiigsurteiic iiiiierlialb der Vc-rtrag- 
staaten, weil hierdurch die Absicht der Konveutioji allem er- 
reicht wird. Es ist klar, daß es sich um kein reinem Eest- 



•*) 7.. 15. Art. 3 (I. Konvention) Eheschließnng im Aualande ungeachtet 
religiöser Ilindeniisso der Heimat, oder Art. 5 Abs. 2 (I. K' iu < nf ion) Ehe- 
schließung in zivilen Formen trot?. (tb]i<4at<insrli( r ro1iLM''><rr Tiauung in der 
Heimat, oder Art. n Alis. 3 (I. Koi: vrntiou) Vt il« t/ uml' rl, r b»'imurii( lien 
Vorscluiit über daa Aatgobot, An. 7 Ehcachlictiung ia den l'urmeii des 
hehnatlichen Rechts und mit Verlet&ang des Rechts der lex loci aetus, Art 7 
Abs. 2 (I. KonTention). 

Zoitsclirift f. Intern. Privat- a. Offentl. Becht. XVU. 48 
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>tt Illings-, soiidrrn tim ein Kcchtsgestaltungserkenntnis handelt, 
debsen Rechtsfolgen woitister Anerkennung bedürftig: sind^). 

Durch Art. 7 ist in zweckmäßigster Woise {residiert, daß 
die gemüß vom Art. ."> kompetenten Gericiite ans{res])rochene 
Scheidung oder Trennung innerhalb des ^ranzen Vertragsgebietes 
anzuerkennen ist und res iudicata schafft Die Faflsniig der 
Stelle erledigt znp:leirh die Streitfrage, ob auch ein abweisendes 
Urteil res iudicata macht, in verneinendem Sinne ^j. Eine 
üeberprüfung des Urteils in einem anderen Staate ist, von der 
ZnstäncUglceits&age abgesehen, anch nicht informali, statthaft; 
die innerstaatlichen, die VoUstreckbarkeit fremder UrteUe be- 
ecbränkenden Vorscbriiten (z. B. § 81 Z. 4 EO betreffend die 
Nichtezeqmerbarkeit von Srkenntnissen aus Gründen der Öffent- 
lichen Ordnung und Sittlichkeit) fallen weg. Nur bei Versäum- 
nisurteilen gebt die Ueberpröfiing so weit, ob die Ladung sum 
Prozesse in jener Weise erfolgte, wie sonst die Vollstreckbar- 
keit fremder Urteile sie erfordert. 

Aus dem Gesagten folgt, daß es Scheidung oder Trennung 
blofi fOr den Bereich einzelner Staaten in Hinkunft nur in 
seltenen Fällen geben wird ; lag aber dem Erkenntnisse eine der 
internationalen Kompetenzen zu gründe, so ist die Vollstreckungs- 
kraft eine uneingeschränkte. Dieser Grundsatz preht so weit, daß 
auch Stauten, die eiiie Auflösung der Ehe nirlit kennen, ein 
Trennungstrkenntnis zu respektieren und zu befolgen haben. 
Dort, wo ein administratives Erkenntnis das Scheidungsuileil 
ersetzt (z. B. in ^r« wissen Fällen in Schweden, Norwegen und 
Dänemark), soll dasselbe ancli überall res indicata machen, 
wenn nur das heiTnatlirlir Kecht beider Khefzatten diese Ein- 
richtung kennt i daä i^Irkenatnis wirkt dann wie das Urteil 

^) So fordert Qeorg Fl aiseklen die aaflseUiefiliciie Kompeteiii der 

hc-unatlichcn Gwichte, am die Durchführung der Sehddllllg m den liei]il»t> 
liehen Registern zu sichern. Revue 1895 S. 260. 

2) Meili, Die Staatcnkonferoiizcti im Haag S. öl. Ebendaselbst S. 65 
ist zu ergehen, wie ablehnend öicli bisher die Staaten gegen die Vollstreckimg 
aubidudischer öchcidungsurteile verhalten hatten, was besonders wegen Art. 66 
dee schweizeriBchen ZifiUtandesgesetses ron Bedenttmg wer, wonach auch 
AneUüider dnrch Schweizer Gerichte Soheidimgnirteile erhuigten, wenn nadfr- 
gewiceen worde, deB der Heimatataat dieselben anerkennt 
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eines kampetenten Gerichtes über die Grenzen des eigenen 
Staates. 

* * 
* 

Der Inhalt der Vcilräpfo prreift der späti ren innorstaatliclien 
Regelung der betreffenden Partien des internationalen Privat- 
rechts nicht vor^). Er läßt auch das innerstaatliche Ehcrecht 
unberührt; allein die großen Grundprinzipien bp^xinnon bereits 
die Gesetzpsanwendung zu beeinflußen, namentlich in dem Sinne, 
daß fremden fiheo die heimischen Yorschriften nicht aufzwangen 
werden. Daß sich der inneren Bechts&bimg große tmd neae 
Gresichtspnnkte eröffnen, ist ein nicht gering zn achtender Erfolg. 
Aber wer sich von der Konvention fSr das innerstaatliche Ehe- 
recht einen Wandel erwartete, kommt naturgemäß nicht an! 
seine Kosten, nur l&oft er Gefahr, die wirklich gebotenen Fort^ 
schritte zu übersehen. Ob die praktische Handhabung der 
Konventionen der Eherechtsreform neue Impulse geben wird, 
bleibt abzuwarten; sollte es der Fall sein, so werden Freunde 
und (iep^nt^r derselbon es den Konvent iout ii danken oder zupfutc 
halten, wenn sie wie ein frischer Wind im Bau des Eherecht« 
fegen, zerstöre n, was niursch und brnchi^r, und unversehrt lassen, 
was festgefügt iia Eechtsbewußtsein haftet. 

1) Beg. Motive S. 28. 
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